




JTifli 102% 


Mw.1k IO. JalkvO. - I.Ad. 



ERAUSGEBER RARYVS 


Jfwäfkafi: 

Pcail Lobe: Das Banner für die Republik 445 

Philipp Sdieidemann: 

Zwei notwendige Aufklärungen . . . 447 

Wilhelm Sollmann: 

Volkswohl im Volksstaat . 450 

Fritz Koch: 

Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold . . . 453 

Robert Breuer: 

Im schwarz-rot-goldenen Kampfwagen 455 

Arno Scholz: Die Jungmannschaften des 

Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold . . 457 
* * ♦ Nationalistische Organisationen 

und Außenpolitik . 459 

J, Budnarowsky: Nach der Wahl in Anhalt 465 

Dr, März: Die Reichsfarben sind die Volks¬ 
farben . 462 

Hp.dmig R crwß: Politischer Wille in der 

LS b fhm^^hewegung . 466 

Die große Zeit ^ . 469 

Kiopstock . 471 

Handelsvertrag und Zollpolitik . ... 475 


r 





fewfa^ für ifoxiain>issensdiafi 

119er An 09, Xindcnstraßc f f % 


(Preis 30 (Pfewmi^ 


















DIE GRUNDLINIEN 

DER 

WELTGESCHICHTE 

H.6.WELLS 


Einen außergewöhnlichen literarischen und 
verlegerischen Erfolg bedeutet die Heraus¬ 
gabe dieses epochemachenden Werkes 
in deutscher Sprache. Er beweist, daß der 
Spenglersche Niedergangs-Pessimismus wie 
Spreu verweht und dem hoffnungsvollen 
Glauben an ein Bessermachen nicht 
standhalten kann 


Die fünfte 

Lieferung Ist erschienen 

Künftiger Inhalt der Lieferungen 64 statt 48 Seiten 

Preis je 

B 

i 

Verlag für Sozialwissenschaft 

















3. JULI 1924 


,D1E GLOCKE^_10. JAHRG. I Nr. 14 


C 

Das Banner für die Republik 

Von Paul Lobe 

Maulwürfe unterwühlen den Bestand der deutschen Republik. 
Oraußen stärken sie die Reihen der nationalistischen Gegner durch 
ihren unvernünftigen Chauvinismus und die militärischen Maske¬ 
raden, die zwar Kinderspiel sind, aber ernst scheinen wollen, innen 
schaffen sie iipmer neue Herde der Unruhe, Putsch- und Attentats¬ 
stimmungen. 

Fünf Jahre glaubten ehrliche Republikaner, der neue Staat 
würde sich selbst dagegen zur Wehr setzen. Aber er versagte. Seine 
Verwaltungsorgane wurden der monarchistischen Demonstranten 
nicht Herr, seine Justiz breitet schützend die Arme über die Staats¬ 
feinde von rechts, seine Reichswehr hielt verdächtige Brüderschaft 
mit den illegalen Organisationen der Monarchisten. Von dieser 
Seite ist also eine Abwehr um so weniger zu erwarten, als die reak¬ 
tionäre Welle die Deutschnationalen in die Regierungen verschie¬ 
dener Bundesstaaten führte und damit die Exekutive in republik- 
feindliche Hände spielte. • 

Im Reichsbanner „Schwarz-Rot-Gold‘“ erhebt sich das republi¬ 
kanische Deutschland selbst, um seine Verfassung zu schützen. 
Lange genug hat unbegreifliche Geduld gegenüber allen Provo¬ 
kationen obgewaltet. Jetzt aber bricht die Bewegung mit einer Ge¬ 
walt los, die hoffen läßt, daß das Versäumte in wenigen Wochen 
nachgeholt wird. Bataillone und Regimenter republikanischer Ju¬ 
gend und ehemaliger Kriegsteilnehmer formieren sich in den großen 
Städten, bald werden es Brigaden sein, und schon treten Kompag¬ 
nien und einzelne Züge auch in den Dörfern unter dem schwarz-rot- 
goldenen Banner an, um dem Uebermut der Schwarz-weiß-roten 
entgegenzutreten. Eben kehre ich aus der Gründungsversammlung 
des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold in Hamburg zurück, die riesige 
Werkhalle vermochte die Rekruten der neuen Freiheitsarmee nicht 
' : . ; : iireiblichem Jubel vollzog sich hier die 

' : • 1 . s, dem der erste Bürgermeister Dr. Pe- 

. Geleitspruch auf den Weg gab. Der 

■ i . .. ' I stärksten Kaders zur republikanischen 

• . . • ‘.i liehen Gründenein Gegner äußerlicher 

j : . I!: . : . ^ Rangordnung, sichtbarer Abzeichen, 

>rti; ; ;r - ; ■ > ; • . . nn die politische Notwendigkeit es er- 
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Das Banner für die Republik 

fordert, wenn ein Teil der Jugend aus der Arbeiterklasse und de» 
proletarisderten Mittelstandes eingefangen wird mit dergleichen Sym- M 
holen und Institutionen, dann müssen auch wir der Jugend geben, -l| 
was sie durchaus nicht entbehren will und müssen schon im Inten- 
esse ihrer Schlagfertigkeit jene Organisationen schaffen, die sich I 
jedem Gegner gewachsen zeigen. | 

Die Kampfschar trägt den Schild, von dem Turnvater Jahn im ' ? 
Februar 1849, als noch nicht alle Hoffnung erstorben war, in der 
Frankfurter Nationalversammlung sagte: „Ich will hier meinen ; 
Schild verkünden, weil ich ihn nicht aushängen kann. Mein Schild * 
trägt drei Farben: schwarz, rot und gold. Und darauf steht ge- • 
schrieben: Einheit Freiheit, Vaterland!“ Sie wird den nationalistir» 
sehen und vaterländischen Verbänden beweisen, daß nicht diejenigen 
die höchste Vaterlandsliebe besitzen, die sie am lautesten im Munde, 
am aufdringlichsten im Titel führen, sondern diejenigen, die un¬ 
sere freiheitlichen Institutionen schützen, das Land für jeden wohn¬ 
lich machen und dem freien Bürger seine Rechte sichern helfen. : 

Sie macht die deutsche Jugend aufmerksam, welche Irreführung 
es ist, wenn behauptet wiird, Demokratie und Republik seien fremd¬ 
ländische, undeutsche, welsche Enfuhrartikel. Dagegen sprechen j*' 
nicht nur die Versuche Steins und Hardenbergs, durch demokratische 
Verfassungen für Städte und Gemeinden den Wiederaufbau Preu¬ 
ßens vor hundert Jahren zu fördern, dagegen sprechen nicht nur die 
blühenden deutschen Städterepubliken des Mittelalters, dagegen 
spricht die ganze Gemeinde- und Gauverfassung der alten Ger¬ 
manen, wo all€ Rechte bei den freien, mündigen Bürgern und 
Bauern lagen und der Häuptling und Herzog, der „Volksbeauf-i' 
fragte“, auch der Herrscher ist. 

Sie bestreitet den Monarchisten die Anschauung, daß die Mon¬ 
archie, daß das Gottesgnadentum, dieses asiatische Gewächs, das 
in Europa seine wissenschaftliche Begründung und höchste Aus¬ 
prägung unter Ludwig XIV. von Frankreich erfuhr, daß diese 
Staatsform der gottbegnadeten Obrigkeit und der rechtlosen oder 
minderberechtigten Untertanen cteutsches Gewächs sei und deut¬ 
schem Geist entspreche. 

Die deutsche Demokratie und die deutsche Republik gegen 
jeden Angriff zu verteidigen, das ist in Zukunft die ^nderaufgabe 
des „Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold“. Wir werden diese Farben, 
in Stadt und Dörfern hissen und ein Wald von Fahnen soll üben 
allen deutschen Gauen sichtbar werden. Unter diesen Fahnen aber 
soll sich sammeln, wer bereit ist, sie zu verteidigen: der Front¬ 
kämpfer, der gerungen und geblutet hat, nicht für Kaiser und 
König, aber für Volk und Vaterland, der Jüngling, dem die Liebe 
zur Freiheit im Herzen glüht, jeder, dem die Republik ein unver¬ 
äußerliches Gut geworden ist. 
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Tapfer sind die Feinde der Republik in der Regel nur, solange 
von keiner Seite ein fester, organisierten Widerstand zu erwarten 
ist. Wenn solcher Widerstand sichtbar wird, klappen sie zusammen 
und der lauteste Uebermut verkriecht sich ins Mauseloch. Das 
bloße Dasein einer Millionenorganisation wird die Ludendorffler 
im Zaume halten. 

Doch nicht nur zur Abwehr der monarchistischen Reaktion, 
auch zur Erreichung positiver deutscher Ziele hissen wir das Reichs¬ 
banner Schwarz-Rot-Gold. Wir wollen heraus aus Kleinstaaterei und 
Partikularismus, wir wollen kämpfen für die geeinte großdeutsche 
Republik. Draußen vor den Toren des Reiches stehen deutsche 
Landsleute, denen die Friedensverträge das formelle Selbstbestim¬ 
mungsrecht verliehen, die bei uns Einlaß gewähren. Heute hält die 
Entente die Tore noch geschlossen. Eines Tages müssen sie ge¬ 
öffnet werden. Wenn in die Friedfertigkeit unseres Volkes kein 
Ernsthafter mehr wird Zweifel setzen können, wenn große Or¬ 
ganisationen, die der Freiheit und dem Frieden dienen, auch dem 
übrigen Europa zeigen, daß ihm von uns her keine Gefahren drohen, 
dann fällt der unwahrhaftige Vorwand, der den Deutschen in 
Oesterreich das Selbstbestimmungsrecht verkürzt. Das Reichsbanner 
Schwarz-Rot-Gold wird im Verein mit anderen Organisationen als 
Träger einer unwiderstehlichen Volksbewegung den Tag vorbe¬ 
reiten, wo die Grenzpfähle fallen und die Fahnen der geeinten Re¬ 
publik wehen vom Donaustrand und Alpenhang bis zu den Halligen 
im deutschen Meer. % 


Zwei notwendige Aufklärungen*^ 

Von Philipp Scheidemann . 

Als die Debatten über das Versailler Diktat stattfanden, ging, 
eine nationale Welle über unser Land. Das W'ar geradezu selbst¬ 
verständlich. Viele unserer Genossen leiden an der mir immer unfaß¬ 
bar gewesenen Vorstellung, daß sie um Gotteswillen nicht in den 
Verdacht kommen dürfen, ebenfalls von nationalen Gefühlen be- 




•) Oie beiden n^rbsfehenden Absätze sind Teile der Rede, die 
iu^ann am Kathenau-l in dem großen Saal der „Neuen Welt“ 
>j. T'MHtnden von Arbeitern hielt. Eine tapfere Rede, die nichts ver- 
i^hjicrei: und die Massen nicht sclionte. Wenn wir Scheidemann baten, 
zu erlauben, diese beid Stellen nachzudrucken, so geschah das, 

erscheint, gerade heute, im Zeichen des 
IS die Massen endlich fest in die Faust 
klären: 1. wie wir die Reichswehr ver- 
donationalen zu ihrer Lügenexistenz ver- 
mg aber solle zweierlei Wille wachsen: 


' dringend not w- nd 

„y^iters Sdhv arz-Rot-i i-.ld. 
■■&.ehn»en. über ?rveierlei :nit 
.|T)aßtcb; 2. w'e wir d-n I'si 
«Ralfe» Aus solcher 


die Reichswehr! Wir vias Vaterland! 
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seelt zu sein. Weil unsere Gegner im Reich nationalistisch sind 
und patriotische Purzelbäume schlagen, deshalb sollten wir ängst¬ 
lich bemüht sein, zu verbergen, mit wie inniger Liebe wir an un>i 
serem Vater lande hängen? Die wahren -Patrioten sind wir, die 
wir unser schönes Vaterland so einrichten wollen, daß alle Lan¬ 
deskinder gleiches Recht und gleiche politische Freiheit haben, und 
daß jeder sich wohl in der Heimat fühlen kann! Es ist mir immer 
sehr gegen den Strich gegangen, wenn ich die banalsten Redensr 
arten über unsere Internationalität habe hören müssen. Sind wiF 
denn international, weil wir die Nation gering achten oder gar füi* 
einen allgemeinen Völkerbrei uns erwärmten? Um Ootteswillen: 
Nein! Den habe ich in Amerika kennen gelernt, aber dort sind- 
gerade die Sozialdemokraten auf das eifrigste bemüht, die ver¬ 
schiedensten Sprachengruppen wieder zusammen zu bringen. Anders 
ist an die Arbeiter überhaupt nicht heranzukommen. 

Wir sind international, weil wir wissen, daß eine jede Nation 
nur dann ihr Höchstes und Bestes an Kulturwerten, an Kunst und 
Wissenschaft wird leisten und aller Welt geben können, wenn sie 
nach jeder Richtung hin durch eine „Internationale'^ gesichert ist: 
in ihrem Bestände, ihrer Arbeit, ihrem Warenaustausch, ihrem 
Frieden. International gesicherter Frieden heißt überflüssig ge¬ 
wordener Miliitarismus, heißt international gesicherte Sozialpolitik: 
Achtstundentag, Arbeiterschutz, Frauenschutz, Kinderschutz — was 
hätte das gemein mit irgendwelcher antinationaler Gesinnung? 
Ich habe Jean laures begeistert zugestimmt, als er den Begriff 
der Nation in dre schönen Worte kleidete: 

„Die Nation ist das Schatzhaus des menschlichen Genies und 
Fortschritts und es stünde dem Proletariat schlecht an, die kostbaren 
Gefäße menschlicher Kultur zu zertrümmern.“ 



Unsere nationale Gesinnung ist himmelweit entfernt von der 
nationalistischen Gesinnung unserer Gegner. Bei diesen ist „na¬ 
tional" gleichbedeutend mit der Gier nach, der Macht für eine 
bestimmte Klasse im Reich und der Vormachtstellung des Reichs 
in der Welt. So haben sie' auch das herrliche Lied Hoffmanais von 
Fallersleben: „Deutschland über alles" tendenziös geschändet und 
aller Welt die Ueberzeugung beigebrajcht, daß Deutschland über 
alle und alles zu herrschen bestrebt sei. „An deutschem Wesen 
soll die Welt genesen!" Was haben derartige Worte dazu beigie- 
tragen, alle Welt gegen Deutschland aufzuhetzen! Nationalistische 
Gesinnung ist Intoleranz, Ueberhebldchkeit ist Streit, ist Bed^hung, 
ist Krieg oder doch dauernde Rüstung zum Krieg. 

Nationale Gesinnung ist innige Liebe zum Vaterlande^iat*-^-?“ 
die Selbstverständlichkeit, alle Nationen, alle Mensch^j]L.als"^leioh- 
berechtigt anzuerkennen; ist der Wille, durch injiemationale 
rantien jedem Volke die Möglichkeit zu schaffen,' alles seiner be¬ 
sonderen Veranlagung und Begabung entsprechend in höchster 

/ 
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Vollendung schaffen und mit aller Welt austauschen zu können. 
Für den wahrhaft nationalen Menschen, gleichviel ob er Deutscher, 
Franzose, Italiener oder Russe ist, ist die Internationale der Schutz 
und Schirm für die Heimat, a^ der er mit allen Fasern seines Her^ 
zens hängt, die er liebt — „über alles in der WelF*. 

* * * 

Am meisten schimpfen auf die SPD., auf die Reichswehr und 
vieles Andere junge „^adikale'^, die 1914 noch die Schulbank 
drückten, die keine Ahnung haben von der Riesenarbeit, die die 
SPD. politisch und wirtschaftlich geleistet hat Nichts an der 
Kulturarbeit mitgeleistet, nichts miterlebt aus der. Vorkriegszeit; 
nichts darüber gelesen, nur beim Granatendrehen radikale Redens¬ 
arten gehört: die Sozialdemokraten sind Arbeiterverräter, Sozial- 
patrioten. Das war die politische Erziehung vieler von denen, die 
jetzt „radikale Führer“ sind. O, sie können den Moskauern er¬ 
staunlich fix gehorchen, schwenken auf die Pfiffe der Sobelsöhne 
Radek und Sinowjew ein, wie alte preußische Unteroffiziere; 
machen Putsche auf Befehl; können wunderbar auf Kindertrom¬ 
peten blasen und auf zwei Fingern pfeifen — aber was können sie 
sonst? Sie zersplittern und lähmen die Arbeiterbewegung und för¬ 
dern damit die Geschäfte der Kapitalisten ... 

Wie wurde denn die Reichswehr, an der wahrscheinlich nur 
sehr wenige Menschen ihre Freude haben? Ihre Väter waren 
Radikale von 1918/19. Der Radikale Emil Barth nennt sie in 
seiner Schrift bei Namen. 

Die Volksbeauftragten wollten wahrhaftig kein neues Heer 
aufstellen. Sie waren der Meinung, daß der Bedarf der deutschen 
Arbeiter und Bürger an Militarismus vollkommen gedeckt gewesen» 
sei; nahmen an, daß alle zufrieden sein würden, wenn ausschließlich 
Schutzleute uniformiert würden, die aufzupassen hätten, daß nicht 
einer dem andern die Fensterscheiben einschlüge. Weit gefehlt! 
Die „Radikalen“, die in der Revolutionszeit täglich mit Handgrar 
naten und Maschinengewehren auf den Berliner Straßen demon¬ 
strierten, um die sechs Volksbeauftragten einzuschüchtern, zwan¬ 
gen schließlich zur Abwehr. Und warum» wurde diese nicht so, wie 
sie von den Volksbeauftragten gewünscht wurde und auch hätte 
werden können? Weil die „Radikalen“, die die Pressekommissionen 
beherrschten, die Veröffentlichung aller Aufrufe verboten, durch die 
die klassenbewußte Arbeiterschaft zum Eintritt in die Wehren 
aufgefordert wurde. So wurden die Sozialdemokraten von radi¬ 
kalen Genossen aus der Reichswehr ferngehalten und jetzt schimp¬ 
fen gerade wieder die Radikalen auf die Reichswehr, weil sie s o 
wie s i e sie erzwungen haben. 
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Volkswohl im Volksstaat 

Von Wilhelm Sollmann 

Ueber die Ursachen unserer Wahlniederlage sind die Meinungen 
sehr geteilt; in dem Willen, am nächsten Wahltage die Partei an Man- 
d.^ten zum Reichstage wieder nach Möglichkeit zu stärken, ist die 
ganze Partei einig. Wir alle sind des Glaubens, daß die Gunst der 
Wähler sich bald uns wieder in höherem Maße zuwenden wird. Alle 
sind wir wohl auch der Meinung, daß unsere Aussichten auf Erfolg, 
so sehr sie von vielen wirtschaftlichen und politischen Kräften ab¬ 
hängig sind, um so größer sein werden, je klarer und sicherer wir den 
Massen sagen, was wir mit vermehrter parlamentarischer Macht eigent¬ 
lich wollen. 

The New Statesman hat neulich der deutschen Sozialdemokratie 
vorgehalten, unser Uebel sei nicht, daß unsere Politik nicht sozia¬ 
listisch gewesen sei, sondern daß wir überhaupt keine Politik gehabt 
hätten. Nicht eine sozialistische Partei der Welt habe jemals solche 
Möglichkeiten gehabt. „Wären die sozialdemokratischen Führer ihnen 
gewachsen gewesen, so wäre die Arbeiterklasse jetzt, statt gespalten 
und ohnmächtig zu sein, die Beherrscherin Deutschlands.“ Nun wissen 
wir natürlich alle, welche Zwangsläufigkeiten durch den Verlust des 
Krieges, durch die dauernden Operationen ausländischer Pfuscher am 
deutschen Reichskörper, durch die immer mehr sich ausbreitende Be¬ 
setzung deutscher Gebiete, durch die Begünstigung kapitalistischer Kor¬ 
ruptionswirtschaft gerade auch von außen her unsere Politik „negativ“ 
gestalteten. Die Siegerländer haben gar keine Möglichkeit, sich in die 
deutschen. Schwierigkeiten dieser fünf Jahre hineinzudenken, mit seinen 
ungeheueren innerpolitischen Gegensätzen, unter denen die Schwierig¬ 
keiten mit und zwischen den Ländern nicht die geringsten sind, mit 
seinen schroffen Abgründen in ausgedehnter Landwirtschaft und zahl¬ 
reichen industriellen Gebieten, mit seinen Jahrhunderte alten Traditionen 
des straffsten Militarismus der Welt. 

Das uns oft als Vorbild hingestellte Oesterreich, dessen sozial¬ 
demokratische Partei-wir sicher in vielem bewundern, hatte als Klein¬ 
staat mit einer einzigen Riesengemeinde nicht entfernt die unendlich 
verwickelten Probleme vor sich, die I>eutschland zu überwinden hatte. 

Umd doch ist richtig: es fehlte uns nicht erst seit der Revolution, 

sondern seit dem 4. August, als zum ersten Male ungeheuer groß die 

Frage der Verantwortung für Sein oder Nichtsein Deutschlands vor 
uns emporwuchs, an einem einheitlichen, entschlossenen, von der Glut 
einer Ueberzeugung getragenen Parteiwillen. Seitdem hinderte uns ein 
dauernder Zwiespalt, der auch nach der Trennung in mehrere Par¬ 
teien noch in uns fortfraß und nach der Wiedervereinigung mit den 
„Unabhängigen“ eine Zeitlang uns beinahe vollkommen lähmte. Das 
war das üble Jahr, in dem wir entweder nicht wußten, was wir «"ollten, 
öder wenn wir es wußten, die Tat nicht wagten, weil es angeblich die 
Partei nicht ertrüge. Diese Unsicherheit, die im letzten Viertel des 

Jahres 1923 wahrhaft groteske Sprünge machte, hat uns mehr ge¬ 

schadet als viele früheren Fehler und manches Versagen zusammen. 

Es fehlte uns am Willen zur Macht in diesem Staats¬ 
wesen Deutschland. Ich übergehe die Kriegsjahre, obwohl in 
ihnen — anders als unsere „oppositionellen“ Genossen meinen — die 
Wurzeln zu unserer lauen Politik nach dem Noviember 1918 gelegt 
wurden. Aber wie war es nach der Umwälzung? Statt des iVl^llens, 
den größten politischen Fortschritt in einem Jahrhundert deutscher 
Geschichte zu nutzen, statt der Ffeude an der Macht, statt der Festig¬ 
keit des Regierens, kam sofort in zwei, drei sozialistischen Gegen- 
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Parteien das Nörgeln an der „formalen Demokratie'*, die wir ein halbes 
Jahrhundert erstrebt hatten, das Experimentieren mit lächerlich theo* 
retischen Räteverfassungen, das mutlose Zuröckweichen vor der un¬ 
vermeidlich festen Handhabung einer starken Staatsgewalt, die Un¬ 
lust an der Nationalversammlung und, was dann wie ein Verhängnis 
über den kommenden Jahren la^: das Plätschern in der leicht ge¬ 
kräuselten Binnensee innerer Politik, während draußen in schwerster 
See auch der deutschen Arbeiterklasse Schicksal zu scheitern drohte. 
Gewiß sahen viele von uns, was wirklich vorging, aber der hemmungslose, 
unverantwortliche Wettbewerb von weiter links wühlte sich rasch tiefer 
in unsere eigene Reihen. Damals begann das Unsicherwerden auch 
sozialdemokratischer Massen an den „Errungenschaften der Revo¬ 
lution“. ln Versammlungen, Presse und Betrieben wurden politische 
Ideale, für die die große Seele eines Lassalle sich entflammte und der 
Führer Ludwig Frank in den Tod ging, verhöhnt und verekelt, bis der 
Wille zermürbt war, der mit festen Fäusten sie hätte schützen müssen. 
Statt den Massen zu sagen, daß im Oktober und November 1918 ein 
politisch Neues und trotz allem Großartiges in die deutsche Geschichte 
gekommen sei, das nun von uns in langer zäher Arbeit mit sozialem 
und demokratischem Inhalt erfüllt werden müsse, wurde von Leuten 
ohne Schwung und ohne Glauben in allen Bierlokalen die Frage hämisch 
„ventiliert“: „Ja, was hat uns denn die sogenannte Revolution eigent¬ 
lich gebracht?“ und prompt mit: „Nichts!“ beantwortet. Eine „Er¬ 
kenntnis“, die inzwischen bekanntlich auch die Grundlage völkischer 
Politik geworden ist. Mittlerweile haben sich freilich mancher und manches 

f geändert, die meisten und das meiste zu spät. Man darf rückschauend 
ragen: Wie stände die Partei und die deutsche Republik heute wohl 
da, wenn im Winter 1918/19 alle diejenigen, die nun nicht mehr um 
Koalitionspolitik, um Demokratie oder Rätesystem sich streiten, die 
deutsche Arbeiterklasse so einig geführt hätten, wie sie jüngst in 
Berlin gemeinsam die KoalitionspoT.tik mit bürgerlichen Parteien als 
eine taktische Zweckmäßigkeitsfrage bezeichnet haben. 

Wenn ich den Sinn des Berliner Parteitages recht verstehe, so 
ist es der: wir wollen die demokratischen Formen dieses Staates mit 
aller Kraft schützen gegen den Rückfall in halbabsolutistische Ver¬ 
fassungen und gegen den Raub durch Diktatoren; wir wollen stark 
werden, den Willen dieses Staates selbst zu lenken und, solange wir 
nicht stark genug sind, bereit sein, Koaiit.onen einzugehen, die dem 
demokratischen und sozialen Fortschritt dienen. Jedenfalls, und das 
ist das wesentliche, hat der Parteitag die Verfassung der Demokratie als 
den besten Boden für die Entwicklung der Klassenkämpfe der Arbeiter¬ 
klasse und deren Aufstieg zur politischen Macht und zu sozialisti;- 
schen Gesellschaftsformen anerkannt. Die Partei muß nun diesem Be¬ 
schluß qn ihrer Presse, in ihrer Werbearbeit, in ihrer Politik bis in alle 
seine Konsequenzen folgen. Natürlich ist „Demokratie“ vieldeutig und 
an Gestaltungsformen reich, natürlich wird niemand von uns bestreiten, 
daß die Paragraphen von Weimar entwicklungsfähig sind, natürlich 
beschäftigt uns alle die Verfälschung des in der Demokratie zum Aus¬ 
druck kommenden Massenwillens durch die Mammutkapitalisten, aber 
für die absehbaren Ziele unserer Politik bietet uns die gegenwärtige 
Verfassung auch genug Bewegungsfeld. Darum müssen wir alle Zweifel¬ 
sucht an dem Werte der I^mokratie für die Arbeiterklasse zurück¬ 
drängen durch den Willen zur Macht in der Demokratie. 

lieber -die Politik der englischen Sozialisten erlaube ich mir kein 
Urteil. Sie scheint sich aber von der vieler deutschen Sozialisten in 
deh letzten Jahren auch dadurch zu unterscheiden, daß sie unbeirrt 
dem Ziele zustrebt, mit den Mitteln der demokratischen 
britischen Verfassung zur demokratischen Herrschaft über das 
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Reich zu kommen. Im Augenblick des Erreichens der ersten Staffel 
zur politischen Macht hat dann die Labour Party nicht theoretisiert 
über „formale“ oder „sozialistische“ Demokratie, hat sie keine Räte¬ 
phantasien entwickelt, hat sie sich nicht mit Abscheu von dem aus¬ 
gezeichneten britischen Heere und mit Grausen von Seiner Majestät 
ruhmvollen Flotte gewendet, hat sie sich nicht überlegt, ob es mit ehr¬ 
würdigen sozialistischen Ueberlieferungen vereinbar ist, eine Uniform 
anzuziehen, haben ihre Führer sich nicht geziert, etliche Höflichkeiten 
und Zeremonien über sich ergehen zu lassen, man hat sich breitbeinig 
auf das Inselreich gestellt und zugepackt. Aber auch dabei läßt man 
die Wirtschaft zunächst beiseite, sintemalen es schließlich zurzeit 
noch leichter sein dürfte, in kurzer Frist eine leidliche Uebereinstimmung 
zwischen England und Frankreich und Deutschland herbeizuführen, als 
etwa die Kohlengruben oder die Textilfabrikation zu sozialisieren. Eins 
nach dem anderen. Wir werden das auch in Deutschland noch lernen. 

Jedenfalls dürfen wir uns nicht damit trösten, daß die Massen die 
Wichtigkeit der politischen Demokratie schon besser begreifen werden, 
wenn sie erst einmal das wirtschaftliche Elend nicht mehr so stark preßt 
und ihnen alle Freude am Staate und alles Vertrauen in das Wahlrecht 
nimmt. Es könnte zu lange dauern, bis es allgemein besser wird. Den 
Massen, die 191Q und 1920 gegen die Demok^ratie rebellierten, ist es 
wirtschaftlich besser gegangen, als etlichen Millionen sozialdemokrati¬ 
scher Wähler im Jahre 1924. Diese Schichten haben damals sich erhoben, 
weil sie durch formale Aenderungen in der Wirtschafts- und Staatsver¬ 
fassung sich Wunderdinge für die Besserung ihrer Lage versprachen. 
Die Sozialdemokratie, überzeugt, daß sie die Produktion und die Staats¬ 
ordnung nur zu stören befähigt seien, hat sich ihnen entgegengeworfen, 
und sie wird in Zukunft erst recht nicht von dumpfen Empörungs¬ 
gefühlen, die gewiß viele traurige Ursachen haben, ihre Politik be¬ 
stimmen lassen dürfen. Sie wird, worüber wir uns ganz klar sein müssen, 
vorübergehend auf die Nur-Unzufriedenen verzichten und sich dafür 
Neuland erschließen müssen. Viele der reinen politischen Toren und 
Gewaltstürmer werden erst durch Schaden und Enttäuschungen für 
uns reifgemacht werden können. 

Wir müssen mutig bekennen, daß der Klassenkampf auf dem 
Boden einer demokratischen Republik sich politisch im 
wesentlichen in Reformarbeit vollziehen wird. Solange die demo¬ 
kratischen Rechte bestehen und ihre Ausübung nicht behindert wird, 
was wiederum sehr stark von uns abhängt. Gute Reformen bringen 
uns den revolutionären Zielen des Sozialismus näher als alle lärmenden 
Aktionen. Warum benutzen wir zum Beispiel die Bodenfrage nicht 
nur Zu einem parlamentarischen Anträge, der monatelang in den Druck¬ 
sachenlagern des Reichstages schlummert, sondern, verbunden mit einem 
umfassenden Wohnbauprogramm, zu einer großen aufrüttelnden Volks¬ 
bewegung? Wir würden Wunder an Werbekraft gerade in geistig und 
sittlich sehr wertvollen Volksschichten erleben. Wobei einzuschalten 
ist, daß nach meinen Beobachtungen die Sozialdemokratie in den jüngsten 
Jahren sich meist dort am besten gehalten hat, wo die vom Elend be¬ 
drohten Massen sich durch eigene Bodenbenutzung vor dem Hunger 
retten konnten und nicht der dumpfen Hoffnungslosigkeit verfallen 
mußten. Mit Menschen, die dauernd und durch Generationen nur in 
Großbetrieben und in Mietskasernen ihr Leben verbringen, ist über¬ 
haupt keinerlei aufbauende Politik zu betreiben. >X^r den Sozia¬ 
lismus als eine ganz große kommende Revolution erlebt, 'als eine ge¬ 
waltige Umgestaltung der menschlichen Gesellschaft, als eine unend¬ 
liche Vertiefung der Seele, muß beim Anblick der verkümmerten Brüder 
und Schwestern in unseren verfluchten Großstädten und Industrie¬ 
höllen erkennen: so kommt der sozialistische Mensch uns nicht. Wer 
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die sozialistische Gesellschaft noch so fern sieht, wie wir, muB die 
Kämpfer für dieses Ideal so ausrüsten, daß ihnen nicht lange vor dem 
Ziele Kraft und Glauben schwinden. Wenn aus vielen äußeren und 
inneren Gründen große industrielle Sozialisierungen nicht möglich sind, 
so gibt es keine unübersteigbaren Hindernisse gegen eine Veredelung 
und Verwurzelung des Industriemenschen durch den Acker. 

Seit dem Berliner Parteitag ist die Sozialdemokratie an Namen 
und Gehalt wieder die Sozialdemokratie. Sie hat unter Ablehnung aller 
Konzessionen an proletarische Diktatur und ähnliche inhaltlose und 
verworrene Schlagworte sich fest zu dem Willen bekannt, die Republik 
von Weimar nicht nur zu schützen, sondern sie sozial und demokratisch 
zu entwickeln. Dieser Gedanke ist so umfassend, daß er alle erreichen 
tund bewegen kann, die über dieses barbarische Zeitalter hinaus zu 
sozialistisch organisierten Gesellschaftsformen streben. Wir müssen 
Unsere Türen weit aufreißen und jeden einspannen, der mit uns die seit 
dem Krieg doppelt geschlagenen und gesunkenen Volksmassen ein Stück 
höher ziehen will. In dieser Arbeit mögen wir neue, weit in die Zu¬ 
kunft schauende Theorien finden. Für die drängendsten Aufgaben aber 
fordert die Gegenwart stürmisch und drohend ihr Recht. 


Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold 

Von Fritz Koch 

Schon 1919 wurde versucht, Organisationen zum Schutze der 
Republik zu gründen. Republikanische Frontkämpfer*Vereine ent* 
standen hier und dort, ohne jedoch größere Massen für sich zu 
interessieren. Auch der republikanische Führerbund verschwand 
bald nach dem Kapp-Putsch aus der Oeffentlichkeit. Die Ab¬ 
sichten der politischen Parteien, innerhalb der eigenen Reihen 
Sicherheitsabteilungen zu bilden, gelangen nur in einzelnen Bezirken. 
Die Ursache für solch Nichtgelingen lag hauptsächlich darin, daß 
die Mehrheit <ks deutschen Volkes durch düe Erfahrungen des 
Krieges grundsätzlicher Gegner jeder militärischen Unternehmung 
geworden war. Zum a^ndern unterschätzte die überwiegende Mehr¬ 
heit des deutschen Volkes, die an nichts weniger interessiert ist^ 
als an monarchistischen Kitschen oder grj- daran, Untertan der 
Hetren Hergt und Oraefe zu werden, die auf Zertrümmerung der 
Republik und Vergewaltigung der Demokratie tatsächlich einge¬ 
stellten Versuche der kompakten Reaktion. Es bedurfte erst zahl¬ 
loser Belehrungen, frecher Angriffe und dreisterer Drohungen, ehe 
der Widerstandswille der bis dahin unpolitischen Massen erwachte. 
Da kam der 9. November 1923, der Marsch auf Berlin, und zeigte 
dem deutschen Volke mit erschreckender Deutlichkeit, wohin der 
.Weg führen mußte, wenn nicht der Versuch gemacht wurde, mit 
allen Mitteln die Putschisten zu bekämpfen. Der Münchener Oe- 
waltstag zeigte weiter, daß mit Hilfe geistiger Aufklärung allein 
die Republik nicht geschützt werden konnte. Endlich erwachte die 
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deutsche Nation. Ganz aus sich selbst heraus entständen in größeren 
Industriebezirken Abwehrorganisationen, die wie' die bisherigen 
Kampfverbände der Republikfeinde auf militärischer Grundlage 
aufgebaut waren. So entstanden der „Neue Stahlhelm" in Nieder- 
schlesien, der „Republikanische Frontkämpferbund" in der Nieder¬ 
lausitz und ähnliche Organisationen mehr. Späte, aber noch nicht 
zu späte Erkenntnis, daß die hartnäckigen utid tückischen Gegner 
der Republik demnach nur mit den Mitteln bekämpft werden können, 
mit denen sie die Republik angreifen, hat diese Organisationen 
republikanischer Wehrhaftigkeit aus dem Boden gestampft Die 
politischen Parteien warteten zunächst ab. Erst Anfang Januar 
dieses Jahres änderte sich das. £)ie Provinz Sachsen hatte eine 
starke republikanische Organisation auf militärischer Grundlage 
errichtet, und der Oberpräsident Hörsing als deren Leiter berief Ende 
Februar eine Konfd-enz, die aus allen Bezirken des Reiches beschickt 
wurde. Auf dieser Konferenz wurde das „Reichsbanner Schwarz- 
Rot-Gold" geschaffen. Die Organisation ist in 32 Gaue gegliedert 
Magdeburg wurde zum Sitz der Bundesleitung gewählt, Ober¬ 
präsident Hörsing zum 1. Vorsitzenden. Die Gauleitungen wurden 
nach der Konstituierung von der Bundesieitung bestätigt damit ein¬ 
heitliche Arbeit im ganzen Reich gesichert ist Innerhalb der Gaue 
werden Kreise gebildet mit Kreisleitungen in den Kreisvororten. 

Die auf dieser Grundlage gebildete Organisation nahm über, 
alles Erwarten einen riesigen Umfang an. Der Mitgliederzuwachsi 
konnte nicht bewältigt werden. Monatelang mußten Neuangemeldete 
auf Benachrichtigung warten. Es war einfach nicht möglich, mit 
den vorhandenen Kräften auszukommen. Die Zuschriften, die wir 
aus allen Kreisen der Bevölkerung erhielten, atmeten eine Be¬ 
geisterung für unsere Sache, die unseren Bund zu den größten Hoff¬ 
nungen berechtigen kann. Man hat erkannt, worauf es ankommt: 
die Bevölkerung für die Farben der Republik und den republika¬ 
nischen Staatsgedanken zu gewinnen und in die Jugend Begeisterung 
für die Republik zu tragen. Dadurch sind sie den völkischen Mörder¬ 
organisationen zu entziehen. Das ist mehr wert, als wilde, gewalt¬ 
tätige Handlungen zur Bekämpfung des Fascismus. Der Bund wird 
die Aufgabe haben, die Behörden der Republik, die Reichswehr und 
die Schupo, gegen alle antirepublikanischen Kundgebungen! zu unter¬ 
stützen. Das Feiern republikanischer Tage wird ein starkes Gegen¬ 
gewicht gegen die „Deutschen Tage" der nationalistischen Verbände 
werden, und der deutschen Republik im Ausland das Vertrauen ver¬ 
schaffen, welches das deutsche Volk braucht, damit die jetzt ein¬ 
getretene Wendung in der Außenpoldtik von Dauer sein kann. 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben muß unsere Organisation eine 
straffe Leitung haben, der sich alle Glieder der Organisation in frei¬ 
williger Disziplin unterordnen. Im Dienst der Republik kann per¬ 
sönliche Streberei nicht geduldet werden und Veranstaltungen, 
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welche nicht in den Rahmen unserer Organisation gehören, nicht 
unternommen werden. Die republikanischen Organisationen können 
keine Masisenbewegungen werden, wenn che an der Spitze stehenden 
Personen die Sache nicht von der Persönlichkeit zu unterscheiden 
vermögen. Wir werden rücksichtslos alle diejenigen, die glauben, 
die Organisation als Sprungbrett zu irgendeiner Laufbahn benutzen 
zu können, aus unseren Reihen ausscheiden. Nur so wird es mög> 
lieh sein, unser „Reichsbanner*^* als Republikschutz groß und 
stark zu machen, es zu einer Macht werden zu lassen, mit der jeder 
Feind der Republik ernstiieh zu rechnen hat. 

Der Aufschwung der bisherigen Bewegung zeigt uns, daß wir 
auf dem richftigen Wege sind. Von unserer Stärke kann sich 
jeder ungefähr ein Bild machen, wenn er den Bericht der Gauleitung 
Berlin-Brandenburg sieht, aus welchem hervorgeht, daß seit An¬ 
fang Mai in der Provinz Brandenburg täglich durchschnittlich vier 
Ortsgruppen neu gegründet werden, und bisher in Brandenburg 
über 400 Ortsgruppen entstanden sind. Es gibt Ortschaften, wo 
fast sämtliche Männer des Ortes Mitglieder geworden sind. Ich 
glaube mich keiner üebertreibung schuldig zu machen, wenn ich 
behaupte: im Jahre 1925 wird es in Deutschland eine fascistische 
Bewegung nicht mehr geben. Der republikanische Gedanke wirdi 
vielmehr in der Mehrheit der Bevölkerung so fest verankert sein, 
daß kein Ansturm mehr auf die Grundfesten der friedfertigen Re¬ 
publik Deutschland mehr gewagt werden wird. 


Im schwarz-rot-goldenen Kampfwagen 

Von Robert Breuer 

Am Rathenau-Tage hat das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold zum 
erstenmal der Reichshauptstadt gezeigt, daß es keine hohlen Worte 
waren, die Paul Löbe im neuen Reichstage gesprochen hatte: 
binnen wenigen Wochen werden die Republikaner den verfassungs¬ 
widrigen Umtrieben der Monarchisten, Hakenkreuzler, Pogromisten 
und Putschisten aller Art eine schlagfertige Abwehrtruppe, eine 
gewaltige Macht zum Schutze der Republik en^egenstellen können. 
Nun ist es soweit. Für Berlin war der Rathenau-Tag die erste Ger 
neralprobe. Aus allen Vierteln der Stadt kamen die Lastautomobile, 
trafen sich und schlossen sich zu langer, ganze Straßenzüge über¬ 
greifender Reihe zusammen: eine rollende Phalanx von Männern 
und Jünglingen, von Kriegserprobten und Kampf willigen, Tausende 
unter einem Wald von schwarz-rot-goldenen Fahnen — die Wa¬ 
genburg der Republik. Jeder dieser Kampfwagen gehorchte einem 
Führer; die CMszipUn war vollkommen. Die einheitliche Uniform 
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war nur eine Versinnbildlichung des Geistes, der diese Männer 
und Jünglinge beseelt 

Für diesmal war es nur eine Parade, eine Trauerparade für 
Walther Rathenau, Für eines der Opfer des verwilderten, zum 
Banditismus entarteten Militarismus, dem die endlich erwachte 
Entschlossenheit des Volkes die freiwillige Miliz der Republik ent¬ 
gegenstellt. Den Krieg vorbereiten, heißt den Frieden sichern. 
Die nationalen Putschisten kennen dies Wort und werden es wahr¬ 
scheinlich schätzen. Nunmehr sollen sie danach behandelt werden. 
Die Kampfwagen, die zur Rathenau-Parade fuhren, mögen eine 
erste, aber ernste Warnung sein. Das Reichsbanner Schwarz-Rot 
Gold marschiert; sein Marsch ist unaufhaltsam. Schon sind Hun¬ 
derttausende eingeschrieben, bald werden es Millionen sein. Wer 
sich dem Banner entgegenstellt, wer Republik und Verfassung ver¬ 
brecherisch gefährden will, wer die Mehrheit des deutschen Volks 
vergewaltigen möchte, wird die Wucht der republikanischen Schutz¬ 
wehr schnell und empfindsam zu spüren bekommen. Der Spuk 
der Hakenkreuze und der schwarz-weiß-roten Kokarden muß und 
wird verfliegen. Auf einen Korsaren setzen wir anderthalbe und 
auf einen Stahlhelm ein Dutzend. Wenn es sein muß, so sind wir 
fest entschlossen, den Moskowiten zu zeigen, wie töricht es ist, 
wenn sie uns verkappte Fascisten heißen. Aber auch die Mos¬ 
kowiten selbst werden, wenn sie es haben wollen, schneller viel¬ 
leicht als ihnen angenehm ist, erfahren, daß die Zeit vorbei ist, wo 
die Demokratie niedergeknüppelt werden konnte. 

Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold ist keine Angelegenheit 
der Sozialdemokratie, keine Angelegenheit der Parteien. Das Reichs¬ 
banner Schwarz-Rot-Gold ist die Rettung der Republik, die Siche¬ 
rung der Demokratie, Niederlage für alle Feinde der Verfassung 
und scharfer Schutz für alle, die ehrlich und friedlich innerhalb der 
Volksgemeinschaft die Vielfältigkeit der deutschen Art sich ent¬ 
wickeln und ausreifen lassen wollen. 

Auf der Hinfahrt quer durch die City, mitten durch die Ar¬ 
beiterviertel, durch die Vorstädte der geballten Industrie gab es ge¬ 
waltiges Aufsehen. Dieser wandernde, rollende Wald von Reichs¬ 
flaggen war etwas Ungewohntes. Staunend blieben die Leuile; 
stehen, und auch dann begriffen sie noch nicht ganz, wenn von 
den Wagen das Hoch auf die Republik machtvoll schallte. Die 
Rückfahrt zeigte ein ganz anderes Bild. Kilometerlang stand die 
Bevölkerung Spalier, grüßte die Fahne, antwortete dem Hochruf,, 
war mit ihrem Herzen bei der republikanischen Wagenburg. Das 
Reichsbanner ist durch diese Parade, die der Totenehrung Rathenaus 
galt, neu und stark, in weiten Vierteln Groß-Berlins aufgepflanzt 
worden. 

Es wurde schon dunkel, als der Marsch zum Grabe Rathenaus 
beendet war. Neben <fen rollenden Kolonnen waren große Scharen 
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zu Fuß gekommen. Alle wußten, was sie wollten. Solch Wissen 
und solch Wollen war der Rhythmus, nach dem dieser Marsch sich 
vollzog. Schwarz-rot-golden war die Luft um den Sarkophag des 
Märtyrers. Die Geschichte weiß, was Märtyrer leisten. 

Die republikanischen Massen, die sich unter dem Reichsbanner 
zusammenfinden, wollen solcher Geschichtserfahrung neue Bestä¬ 
tigung geben. 

Als die Wagen-zurückfuhren, brannten die Fackeln. Die flie¬ 
genden Flammen warfen gewaltige Schatten auf Straßen und 
Häuser. Die Fahnen rollten in Wellen, die Motore brausten, und 
tausendfach donnerte der Ruf auf die Republik. Das war nicht 
mehr eine Demonstration, das war eine Tat. Den Landschädlingen; 
ein wildes Heer. Denen, die die Republik wollen; ein gute Wehr 
und Waffen. 


Die Jungmannschaften des Reichsbanners 
Schwarz-Rot-Gold 

Von Arno Scholz 

Heute gibt es nur eine Meinung: Es ist allzu sehr verabsäumt worden, 
für die Republik und die Weimarer Verfassung zu werben. Die Republi¬ 
kaner schienen darauf verzichtet zu haben, durch irgendwelche po¬ 
litische Kundgebungen oder feierliche Schaustellung republikanischer 
Abzeichen die republikanischen Ideen in das Gefühlsleben der Massen 
einzufiltern. 

Schmucklos und schlicht waren all die Feiern, die Republikaner 
veranstaltet haben. Sonn- und Feiertage waren der Republik nicht be- 
schieden. Tage der massiven Sammlung aller Republikaner zu wuchtigen 
Meetings sehr selten. 

Erst nachdem einige republikanische Parteien, an deren Spitze die 
Sozialdemokratie und mit ihr die Arbeiterjugend republikanische Feiern 
veranstalteten, wurde auch der Gedanke wieder in Erwägung gezogen, 
der Republik einen allgemeinen, das ganze Land überstrahlenden Feier¬ 
tag zu geben. Ernste, wie jungfrohe Feiern, die unter den schwarz-rot- 
goldenen Farben für die republikanischen Gedanken werben sollten, 
wurden zuerst von der Jugend veranstaltet. Der zweite Reichsjugendtag 
der Deutschen Arbeiterjugend in Bielefeld war erste Sammlung wirklich 
und wahrhaft überzeugungstreuer Anhänger. Von der Sparrenburg zogen 
im Flammenmeer unzähliger Fackeln die Jungrepublikaner durch die 
Straßen .Bielefelds; überall stürmisch begrüßt, demonstrierten sie gegen 
Krieg und Militarismus unter der Parole; „Nie wieder werden wir eure 
Soldaten!“ Der Bielefelder Fackelzug war der erste Aufschrei der 
Jugend, die noch an ihren Kriegswunden blutete. Von den Höhen der 
Sparrenburg, in der Nähe des später besetzten Ruhrgebiets, hat auch 
das Ausland zum ersten Male des neuen Deutschlands Schrei nach 
Frieden und Freiheit vernommen. Zum zweiten Gedenktage der An¬ 
nahme der Verfassung war es wieder die Jugend, die in begeisterndem 
und mitreißendem Zuge leuchtender Fackeln durch den Norden Berlins 
zog. Viele tausende begeisterter Anhänger des neugeschaffenen jungen 
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Staates zogen zum Staatstheater, um hier, im Repräsentanten der Re¬ 
publik, diese selbst zu ehren. Von allen Feiern dieses Verfassungstages 
— und es waren nicht wenige — war die überraschendste und eindrucks¬ 
vollste die der Jugend. Was an langen Heimabenden, durch Vor¬ 
trag und Diskussion gewachsen war, kam , begeisternd zum Ausdruck: 
Die Erkenntnis von der Tiefe und Gerechtigkeit und der Wirkungskraft 
des demokratischen Gedankens. „Die Republik,“ so waren die Worte 
des Reichspräsidenten Ebert, „hat ihre besten Tage und ihre Zukunft, 
wenn die Jugend bei ihr steht!“ Am Tage der Ermordung Rathenaus 
verwandelte die Jugend ihr flackerndes Sonnenwendfeuer in ein Flammen¬ 
zeichen ernster Einkehr, stiller Gedenkstunde an den großen Toten. 
Würdige Verehrung des Besten, den die Republik verloren hat. Ein Jahr 
später zog die Jugend zum ersten Male in geschlossenem Zuge zum 
Grabe Rathenaus. 

Die Jugend hat auch in Zeiten ernster Bedrängnis des republikani¬ 
schen Gedankens tapfer ihren Mann gestanden. Die langen Toten¬ 
listen der Gefallenen aus den Tagen des März- und des Kapp-Putsches 
führen die Namen vieler, die aus der Jugendbewegung in die Reihen der 
Aelteren eingetreten waren, um zu kämpfen und zu fallen. 

Die Aktivität der Rechtsradikalen, der feste Wille aller der Re¬ 
publik feindlich gesonnenen Parteien, bewaffneten Widerstand gegen 
die Republik zu organisieren, war für die Jungrepublikaner Veranlassung, 
sich zum Schutz für den republikanischen Staatsgedanken fester zu¬ 
sammenzuschließen. ln unzähligen Kundgebungen hat die gesamte re¬ 
publikanische Jugend dem jungen Staat einmütig ihr Treubekenntnis ab¬ 
gelegt, und als die Tage ernster wurden, reihte sich in die Schutztruppe 
der Republik auch die Jugend mit ein. In München und Nürnberg, 
vorher schon in Oesterreich, trat die Jugend in die Reihen des republi¬ 
kanischen Selbstschutzes ein. 

Die Gründung des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold war für die 
Jugend Veranlassung, Jungmannschaften zu gründen. Ueberall, in Jeder 
Stadt, in jedem Dorf traten die Jungrepublikaner zusammen zur Grün¬ 
dung der Jungmannschaften des Reichsbanners. Die Republik braucht 
zur Verteidigung jeden Mann; mehr noch braucht sie zur Vertiefung, 
zur Weiterentwicklung und zu ihrem Ausbau die heranwachsenden 
Kräfte der Jugend. Die Jungmannschaften stellten sich als Aufgabe: 
Alle republikanischen Jugendorganisationen zum 
Abwehrkampf gegen alle Feinde des republikani¬ 
schen Gedankens zusammenzuführen. Neue Kräfte 
zu werben. Systematische Erziehung aller zum repu¬ 
blikanischen Gemeinschaftsgedänken und zum wahr¬ 
haften republikanischen Staatsbürger. Die republikani¬ 
sche Jugend hat gezeigt, daß in ihren Reihen Eigendisziplin und Einig¬ 
keit herrschen, ohne daß sie durch Militärverbildungsanstalten gegangen 
ist. Die Jugend will wissen lassen, daß sie, trotz scharfer Kundgebungen 
gegen den Krieg, aus Begeisterung für die Idee der Republik Angriffe 
auf die Republik auch wehrhaft zurückzuschlagen gesonnen ist. 

Die Republik hat lange gewartet. Der Unmut über die unerträgliche 
Toleranz, die von den Republikanern geübt wurde, nicht weniger die 
Dreistigkeit der Rechts- wie Linksradikalen hat den Republikanern 
endlich Entschlossenheit gegeben. 

Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold kämpft mit den gleichen 
Waffen, mit denen die Republik angegriffen wird. Wann und wo auch 
immer solch Kampf erforderlich sein wird, — die Jugend wird dabei sein. 
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. ln dem Schreiben, dasHerriot und Mac Donald am 22. Juni bei ihrer 
. Zuaammenkunft in England gemeinsam an den Reichskanzler gerichtet 
haben, wird zum Ausdruck gebracht, daß die Entente in der nationalisti* 
adien Bewegung in Deutschland, insbesondere in den zahlreichen natio¬ 
nalistischen Organisationen eine Gefahr für den Frieden erblicke, ln 
dieser Gefahr wird ein Argument für die Notwendigkeit der Annahme 
der Entwaffnungsnote der Entente gefunden. In der Note aus Chequers 
heißt es wörtlich: „Gleichzeitig erhalten wir die beunruhigenden Be¬ 
richte über die unausgesetzte und zunehmende Aktivität der natio¬ 
nalistischen und militaristischen Organisationen, die mehr oder weniger 
offen militärische Vorbereitungen treffen, um in Europa 
neue ‘bewaffnete Konflikte hervorzurufen. Diese Berichte sind zu zahl¬ 
reich und zu substantiert, als daß man sie vernachlässigen könnte.'' 

Um diese Aeußerung richtig zu bewerten, muß man berück- 
aiditigen, daß der Kriegsminister im Kabinett Herriots Nollet heißt. 
V General Nollet hat als Chef der militärischen Ueberwachungskommission 
* seit vier Jahren die innerpolitische Entwicklung in Deutschland mit 
f angesehen und hat die Durchführung der ihm übertragenen Aufgaben 
\ . gewiß nicht nur den rein technisch militärischen Dingen, sondern den 
' Fragen der nationalen Organisationen besondere Aufmerksamkeit ge- 
widmet. Es ist selbstverständlich, daß die Tätigkeit solcher Ueberwachungs- 

- ' hommissionen, die eine Folge der Durchführung des Friedensvertrages sind, 

in Deutschland als peinlich empfunden wurde und empfunden wird. Das 
kann nicht daran hindern, mit der Tatsache zu rechnen, daß diese 
■Kommissionen gearbeitet haben, und daß sie über gewisse Verhältnisse 
1 in der nationalistischen Bewegung vermutlich besser unterrichtet sind, 
‘tb der größte Teil der deutschen Oeffentlichkeit. Freilich muß nun nach 
dem Wortlaut der oben zitierten Aeußerung angenommen werden, 

- daß man die Macht und die Bedeutung dieser Verbände doch stark 
Verschätzt. Wenn aber das Schreiben, das die Unterschriften Herriots 

' und Mac Donalds trägt, auf die Organisationen der nationalen Bewegung 
in Deutschland besonders hinweist, so hat die deutsche OeffentlichkeR 
alle Ursache, dieser Frage selbst ihre Aufmerksamkeit zu widmen. 

Seitdem durch das Ultimatum am 15. Mai 1921 von der Entente 
die Auflösung der „Orgesch" und einzelner Freikorps (die von der 
Reichsregierung durch die Entscheidung vom 10. Mai 1921 damals 
zugestanden wurde) gefordert wurde, hat sie die Entente zwar mit der 
Entwaffnungsfrage, nicht mehr aber mit der Frage der Organisationen 
. beschäftigt. Nach Ausbruch des Ruhrkrieges hat die Ueberwachungs- 
. kommission ihre Arbeit eingestellt. Dafür aber, daß das Ausland über 
die Tätigkeit unserer angeblich „nationalen Verbände" hinreichend unter¬ 
richtet wurde, haben diese Verbände selbst gesorgt. Im Laufe des 
Jahres 1923, besonders aber im Laufe der letzten Monate, sind die 
verschiedenen deutschen nationalistischen Verbände so oft mit Ver¬ 
anstaltungen und Kundgebungen an die Oeffentlichkeit getreten, daß 
es nicht erstaunlich ist, daß sie die Aufmerksamkeit des Auslandes 
«if sich gelenkt haben. Es sei nur an die verschiedenen deutschen 
Tage erinnert, die im Laufe des Jahres 1923/24 an den verschiedensten 
Plätzen stattgefunden haben und die immer mit Massenversammlungen, 
großen Reden und Vorbeimärschen geschlossener Vereinsgruppen aus- 
gefüllt waren und an denen sich Nationalsozialisten und ähnliche Ver¬ 
bände in Bayern, in Norddeutschland und Mitteldeutschland, vor allem 
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der Stahlhelm, der Werwolf, der Jungdeutsche Orden, der Wiking¬ 
bund, der Bismarckbund und kleinere Bünde beteiligten. Der Deutsche 
Tag in Halle, unter dem Protektorat Ludendorffs und einiger Hohen- 
zollernprinzen, hat zuletzt noch einmal das Musterbeispiel einer solchen 
Veranstalti^pg im größten Ausmaß gezeigt. Reden, Berichte, Bilder 
von diesen Veranstaltungen sind in allen Zeitungen und illustrierten 
Blättern verbreitet worden, zum Teil sind sogar besondere Erinnerungs¬ 
hefte erschienen, die in Bild und Wort alle Vorgänge dieser Tage 
bis in alle Einzelheiten hinein schildern. 

Endlich sind in den letzten Monaten öffentliche Erklärungen, Kund¬ 
gebungen, Beschlüsse dieser Verbände zu innen- und außenpolitischen 
Fragen zu einer ständigen Erscheinung im Bilde der Zeitungen geworden. 

Die Kundgebungen zu den wichtigsten außenpolitischen Fragen 
waren meist ohne jedes Verständnis für die Weltlage und ohne ^e 
Rücksicht auf die tatsächliche Situation Deutschlands im Stil und in 
der Redeweise der alten kaiserlichen Zeit abgefaßt. Trotz dieses an¬ 
maßenden Auftretens in der Oeffentlichkeit waren die Verbände gegen 
Angriffe immer sehr empfindlich und suchten sich immer als die be¬ 
rufenen' Hüter der nationalen Güter innenpolitisch wie außenpolitisch 
hinzustellen. 

Als die „Vossische Zeitung“ vor einiger Zeit eine Zusammenstellung 
der rechtsradikalen Verbände gebracht hatte, antwortete der „Jung¬ 
deutsche Orden“ in einer in der „Kreuzzeitung“ veröffentlichten Kund¬ 
gebung folgenden Wortlauts: 

,,Veröffentlichungen, wie diejenigen der „Vossischen Zeitung“ über 
Oeheimörganisationen in [Deutschland, stellen nach Ansicht des Jung¬ 
deutschen Ordens nicht nur eine auf der Hand liegende Sabotierung 
der deutschen Interessen in außenpolitischer Hin¬ 
sicht dar, sondern sind auch geeignet, den Gegenstand des völkischen 
Deutschlands zu den hinter der „Vossischen Zeitung“ stehenden inter¬ 
national orientierten Kreisen zur Siedehitze der Erbitterung zu steigern. 
Der Jungdeutsche Orden macht die verantwortlichen Steilen der Re¬ 
gierungen nachdrücklich darauf aufmerksam, daß Veröffent¬ 
lichungen, wie die hier gekennzeichnete der ,,Vossi- 
schen Zeitung“, geeignet sind, die Ruhe und die öffent¬ 
liche Ordnung in Deutschland zu gefährden und nicht 
anders von den Regierungen behandelt werden dürfen als Ausführungen, 
die in diesen Tagen zum Verbot der „Deutschen Zeitung“ und der 
„Roten Fahne“ geführt haben.“ 

Gleichzeitig erklärte der Jungdeutsche Orden aber selbst in der 
offenherzigsten Weise, daß er nicht 100, sondern 7000 Ortsgruppen 
besitze, daß also die von der „Vossischen.Zeitung“ angegebene Gesamt¬ 
stärke von 100 000 Mitgliedern nur ein kleiner Bruchteil seiner tat¬ 
sächlichen Mitgliederzahl sei. Der Jungdeutsche Orden steht also auf 
dem Standpunkt, daß alle Nachrichten über die vaterländischen Orga¬ 
nisationen dem außenpolitischen Interesse des Reiches schaden. Es ist 
erstaunlich, daß bei dieser Auffassung der eigenen Bedeutung der Jung- 
deutsche Orden sich nicht abhalten läßt, sich mit großem Aufgebot an 
den Aufmärschen an den verschiedenen Deutschen Tagen zu beteiligen. 
Einige Tage vorher war in der ,,Deutschen Zeitung“ über eine Ver¬ 
sammlung des Jungdeutschen Ordens in Goslar berichtet worden, in 
der der General Märker über die deutschen Kolonien sprach. In der 
Notiz heißt es: „Er stelle die Forderung auf, daß wir uns unsere 
Kolonien • zurückholen müßten, nicht etwa durch papierene Noten und 
Proteste, sondern durch den Kampf mit dem Schwerte.“ 

Ein weiteres Beispiel für viele solcher Fälle: Die. Vereinigten Va¬ 
terländischen Verbände veröffentlichen am 19. Mai (Dt. Ztg.) eine 
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Entschließung, in der sie ihre Empörung über das Verbot der Schla* 
geterfeier bi Berlin zum Ausdrude bringen. In der Entschließung heißt 
cs: „Die Vaterländischen Verbände verlangen eine Regierung, dif mit 
Entschlossenheit allen französischen Vernioitungsversuchen entgegentritt 
und unsere Ehre als Nation und Volk nicht antasten läßt.“ 

Ist es ein Wunder, daß die Vaterländischen Verbände durch 
solche Kundgebungen zu außenpolitischen Fragen die Aufmerksamkeit 
des Auslandes auf sich ziehen, und daß, wie wir in dem Schreiben von 
Mac Donald und Herriot sehen, diese Kundgebungen, verbunden mit den 
halbmilitärisdien Schaustellungen, im Ausland Befürchtungen erwedeen 
müssen? Ganz unzweifelhaft wird der Wert dieser Erklärungen und 
Feiern im Ausland stark überschätzt. Man nimmt die Verbände viel zu 
ernst, wenn man den Verbänden irgendwelche militärische oder gar 
außenpiolitische Bedeutung beimißt. 

Die deutsche Regierung hat in ihrer Antwort auf die Entwaff* 
nungsnote mit vollem Recht betont, daß die Mehrheit des deutschen 
Volkes den Gedanken an den Krieg ablehnt. Im' übrigen ist auch aus 
ihren Kreisen, anläßlich der letzten Wahlen allerdings, ausdrücklich 
erklärt worden, daß sie nicht daran dächten, einen Krieg vorzubereiten. 
Anläßlich des Wahlaufrufes der Reichsregierung in den ersten Tagen 
dÄ Mai haben die Vaterländischen Verbände eine Gegenerklärung er¬ 
lassen und gegen ihn protestiert, weil dieser Aufruf den Wählermassen 
die Möglichkeit eines neuen Krieges vortäusche, wenn die Rechtsparteien 
an die Regierung kommen. Dies sei eine unverantwortliche 
Irreführung, weil alle nationalen Führer sich be¬ 
wußt seien, daß der Verz we i fIungskrieg des wehr¬ 
losen deutschen Volkes aussichtslos ist. 

Die deutsche Regierung ist durchaus im Recht, wenn sie in ihrer 
Note scharf unterscheidet zwischen denjenigen Organisationen, die rein 
sportlichen Zwecken und der Erziehung der Jugend dienen und zwischen 
anderen halbmilitärischen Verbänden. Sie hat in ihrer Note die Zu¬ 
sicherung gegeben, daß sie sich ernstlich bemüht hat, „die Entwaffnung 
gewisser politischer Verbände, die mit den Turn- und Sportvereinen 
nicht verwechselt werden dürfen, rücksiditslos durchzuführen, so daß 
von einer ernsthaften Bewaffnung dieser Verbände nicht mehr die 
Rede sein kann.“ Diese Feststellung von seiten der Reichsregierung 
ist geeignet, auch innenpolitisch beruhigend zu wirken. Sie wird 
bestätigt durch gewisse Tatsachen, die sich anläßlich des Hitler-Rut¬ 
sches m Bayern ergeben haben. 

An die oben zitierte Aeußerung der Vaterländischen Verbände gegen 
den Wahlaufruf der Reichsregierung hat der „Vorwärts“ s. Zt. mit 
Recht folgende Frage geknüpft: 

„Ist es richtig, daß Deutschland nicht daran denken kann, einen 
Krieg zu führen, dann bedeuten die legitimen und illegitimen militärisch 
aufgezogenen Kampfverbände vom außenpolitischen Gesichtspunkt aus 
eine schwere Schädigung der deutschen Interessen. Sie haben über¬ 
haupt nur einen Zweck, wenn sie für innerpolitische Konflikte bereit¬ 
gehalten werden, d. h. es sind Organisationen für den Bürgerkrieg 
und müssen deshalb mit allen Mitteln bekämpft werden. 

Die Vaterländischen Verbände, über deren eigentliche Bedeutung 
große Unklarheit herrscht und die zahlenmäßig sicher stark überschätzt 
werden, haben vor wenigen Tagen in einer Eingabe an den Oberreichs¬ 
anwalt gefordert, daß alle Mitteilungen über Waffenfunde, die im Reichs¬ 
tag oder in der Presse gemacht werden, mit dem Tode zu bestrafen 
seien. In konsequenter Fortsetzung dieser ebenso törichten wie schädlichen 
Politik veröffentlichen diese Verbände Jetzt einen Bericht über ihre Ver- 
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treterversammlung vom 30. Juni, in der über „die landesverräterische 
Zusammenarbeit der sozialistischen, demokratisdien und pazifistischen 
Kreise Deutschlands mit dem feindlichen Ausland** beraten worden war. 
Als Ergebnis dieser Vertretersitzung wurde angdilich die „planmäßige 
Verfolgung jedes Falles von Landesverrat und Spionage** beschlossen. 
Diese Kundgebung ist ebenso dumm wie anmaßend. Die Verfolgung 
derartiger Vergehen ist Sache der Justizbehörden und nicht irgendwelcher 
privater politischer Organisationen. Gerade solche Kundgebungen sind in 
hohem Maße geeignet, das Mißtrauen des Auslandes gegen die nationalen 
Organisationen herauszufordern, da sie den Anschein erwecken, als ob 
Deutschland tatsächlich große Geheimnisse in militärischen Dingen zu 
verbergen hätte. Tatsächlich ist die Entwaffnung Deutschlands so weit 
fortgeschritten, daß, wie die Verbände ja selbst in der obenerwähnten 
Erklärung zugegeben haben, niemand im Ernst daran denken kann, daß 
Deutschland in absehbarer Zeit einen Krieg gegen moderne und wohl aus¬ 
gerüstete Heere führen kann. Im Auslande wird verkannt, daß alle diese 
Organisationen, daß auch diese Kundgebungen vor allem innerpolitische 
Ziele verfolgen, die nicht nur den Zweck haben, innerpolitische Um¬ 
triebe gegen die Verfassung, gegen die Demokratie im Reidie zu decken. 
In leiditfertiger Weise schützen diese Organisationen außenpolitisdie 
Ziele und Absichten vor, um ihre innenpolitisdien Geschäfte ungehindert 
betreiben zu können. Die nationalistisdie Hetze dient in erster Linie den 
innenpolitischen Zwedcen. Das ist auch daraus zu ersehen, daß sie Hand 
in Hand mit Judenhetze betrieben wird. 

Diese Tatsache wird in dem Bericht über die erwähnte Versammlung 
der Vaterländischen Verbände ganz besonders offensichtlich. Auf der 
Vertretertagung dieser Verbände wandte sich nämlidi der sattsam bekannte 
Abgeordnete Oeisler insbesondere gegen die neugeschaffene republika¬ 
nische Organisation „Reichsbanner Saiwarz-Rot-Gold**, die man damit 
auch außenpolitisch zu verdächtigen suchte, daß man behauptete, nach 
dem Willen • üirer Führer soll diese Organisation an die Stelle der 
Reichswehr treten. Das. Reichsbanner ist eine reine Abwehrorganisation 
gegen die Gefahren, die durch die nationalistischen Verbände, innen¬ 
politisch, bestehen. Außenpolitisch sind die nationalistischen Verbände 
ohne jede Bedeutung. Darüber darf auch ihr anmaßendes und lärmendes 
Auftreten und ihre Einmischungsversuche in außenpolitischen Fragen 
nidit hinwegtäuschen. 


Die Reichsfarben sind die Volksfarben 

Von Dr. März 

Mao muß einen Staat von außen betrachten lernen, nicht nur durch 
die Herzen diskreter Minister, denn die Staatsweisheit ist nicht die 
Volksweisheit. Die deutsche Republik wurde vor fünf Jahren gegründet. 
Sie ist in hungriger und verzweifelter Zeit erwachsen, auf Trümmer 
einer Vergangenheit, die nicht dem Volk, sondern der Dynastie 

S ehörte. Die Republik hat nicht gesiegt, weil sie nicht gekämpft hat. 

ie hat sich unter großen Opfern verteidigt. Es ist Zeit, daß sie einmal 
zum Angriff übergeht und ihre Hoheitszeichen ins Feuer schickt. 

Von der Kreuzflagge Konstantins bis zum roten Stern und dem 
Rutenbündel Mussolinis waren Staatssymbole mehr als Aeußerlich- 
keiten. Sie taten Zeichen und Wunder, weil sie mit der ganzen Auto¬ 
rität einer neuen Gesinnung geladen waren. Als die Nationalversamm¬ 
lung den neuen Staat auch nach außen hin durch die neuen Reichs¬ 
farben dokumentierte, war der Träger dieses B^chlusses eine starke 
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Mehrheit. Die republikanischen Farben waren die alten deutschen Reichs* 
färben, noch mehr die Volksfarben, geheiligt durch den Befreiungs¬ 
kampf der Herwegh, Uhland, Jahn, durch die Revolution von 1848 und 
das Frankfurter Parlament. 

Als naturgemäß gegen diese kluge und gewissenhafte Wahl der 
Nationalfarben der Kampf der entgötterten Rechten einsetzte, haben 
sich Reichsregierung und Verfassungsparteien nicht in die Sättel ge- 
setzf und dafür gekämpft, sie haben nicht den neuen Staat, die Be¬ 
hörden und Verwaltungen waschecht gefärbt, um die Dauerhaftigkeit 
ihrer Verantwortung zu sichern, sondern haben mit einer peinlichen und 
beschämenden Zurückhaltung diese entscheidende Aufgaoe behandelt. 
Man kennt die zahllosen Rechtfertigungen des Reichskunstwarts, 
daß sein Amt von dem maßgebenden Einfluß auf die Formgebung des 
Reichs ausgeschaltet sei. Was ist in den fünf Jahren der Republik 
geschehen, um den Apparat der Reichsbehörden auf die Arbeit zu neuer 
Formgebung des Reichs einzustellen? Die Antwort darauf dürfte wohl 
bei den meisten Ressorts in verzweifeltem und unwilligem Kopfschötteln 
bestehen, denn die unpolitischen Reichsbeamten wollen ihr Gewissen 
mit einer Propaganda für die Reichsfarben nicht belasten. Nach dem 
Grundsatz, Gelegenheit macht Diebe, ist notgedrungen nach und nach, 
z. B. bei den großen Verfassungsfeiern, bei den Begräbnissen ermordeter 
Minister, repräsentative Gestaltung der republikanischen Staatsautorität 
versucht worden. Auch hier ist der Bericht des Reichskunstwarts aus 
dem Reichskalender 1924 von Interesse: 

„Am 11. August 1921 wurde der Verfassungstag zum ersten Male 
von seiten der Reichsbehörden gefeiert. Damals war die geschichtliche 
Bedeutung der Farben schwarz-rot-gold infolge des politischen Kampfes 
um die Reichsflagge noch wenig beachtet. Nur mit größter Vor¬ 
sicht konnte durchgesetzt werden, daß das Pult, von 
dem aus der Reichskanzler sprach, das Wappen des 
Reichs erhielt: den rotbewehrten schwarzen Adler auf goldenem 
Grund, der die Wahl der Reichsfarben erklärt. Es mag als eine ge¬ 
schichtlich illustrative Erinnerung festgehalten werden, daß knapp 
eine Stunde vor Beginn der Feier dieser Adler wegen 
seiner Erinnerung an die bekämpften Farben noch 
entfernt werden sollte.“ 

In der Obhut dieses Geistes haben die neuen Reichsfarben ein 
Leben der öffentlichen Verachtung seitens der Gegner, der entsagenden 
Liebe seitens der Freunde und des peinlichen belustigenden Interesses 
der großen Massen geführt, die sich gewinnen lassen; so daß in der 
neuen Republik zwischen Schwarz-Weiß-Rot und Rot der Wechsel¬ 
balg Schwarz-Rot-Oold meist nicht mitspielen durfte, und daß eine 
Kundgebung, wie die Aufhängung der Reichsfahne in der Halle des 
Reichstags, wie ein anarchistisches Attentat erschien. 

Es ist eine Unterlassungssünde der Verfassungsparteien, daß sie 
der Bedeutung einer neuen amtlichen Formgebung zu wenig Beachtung 
schenkten, man glaubte, dies sei Sache der Regierung. Aoer die Re¬ 
gierung, die nicht mehr der Staat war, lechzte nach Beschlüssen und 
Deckungen, einer berief sich auf den anderen und es blieb windstill. 
Selbst das Machtwort von Ministern versagte. Das Parlament hatte 
vergessen, daß es eine Volkssache und keine Regierungssache ist, wie 
sich der Staat nach außen einrichtet, denn ein Volk hat ein Recht 
darauf, daß seine Staatssymbole mit aller Kraft eines in hoc signo vinces 
ausgestattet werde. Aber der deutsche Reichsadler wurde m Gestalt 
von Richtern, Politikern und allen, die sich von Staats wegen hätten 
schämen müssen, zum Pleitegeier gemacht. 
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In letzter Zeit, wohl herausgefordert durch die beispiellose Nicht¬ 
achtung der Opposition, hat eine fühlbare Schwarz-Rot-Qold-Bewegung 
eingesetzt, die sich darauf besinnt, daß diese Reichsfarben die 
Volksfarben sind im Gegensatz zu den dynastischen Farben schwarz¬ 
weiß-rot und daß man sie im Interesse der Volkswürde schützen müsse, 
wenn es die Regierung im Interesse der Staatswürde nicht tut. Es wäre 
eine Gewissenspflicht der Verfassungsparteien, jetzt einzugreifen und eine 
Arbeit nachzuhoien, die fünf Jahre versäumt wurde: die Ausgestaltung der 
staatlichen Formgebung und die Lebendigmachung der Reichsfarben 
als Volksfarben. Die Durchführung der republikanischen Hoheitszeichen 
im behördlichen Leben muß sofort energisch in Angriff genommen 
werden. Die großen Reichsbetriebe: Post, Eisenbahn, Finanz sind die 
gegebenen Propagandastellen. Das Gebiet der amtlichen Graphik, For¬ 
mulare und Urkunden, Siegel, Stempel, Wappen, Briefmarken, Banknoten’ 
bis zu den Zollhausbauten an den neuen Grenzen, den Bahnhöfen und 
Reichsbankbauten muß dem neuen Staatsgedanken dienstbar gemacht 
werden. Es wird ihm am besten dienstbar gemacht dadurch, daß zur 
Neugestaltung der nationalen Werte die besten Kräfte aus Wissenschaft, 
Kunst und Handwerk herangezogen werden und daß der Staat so 
Vorbilder schafft. 

Vom Minister herab (ihre Autos sind zu privat!) bis zum Schaffner 
der Reichsbahn muß eine größere Freudigkeit im Bekenntnis zu den 
Reichsfarben verlangt werden. Die Regierung hat die Pficht, unter dem 
Symbol der Reichsfarben ihre gesamte aufbauende Arbeit zusammen¬ 
zufassen, einschließlich der Gesandtschaften und Konsulate im Aus¬ 
land. ' 

Bisher war es üblich, daß bei internationalen Sportveranstaltungen 
die Deutschen, womöglich mit Reichsmitteln ausgestattet, unter der 
schwarz-weiß-roten Fahne zum Gelächter der Nationen auftraten. Der 
Sport, die Kunst, die Wissenschaft, der Handel, die großen und kleinen 
Organisationen, die der staatlichen Fürsorge anbefohlen sind, werden 
da so stark in der Gegenwart stehen, dem Gedanken der Erneuerung 
auch Verständnis entgegenbringen, wenn ein starkes staatliches Bewußtsein 
dafür wirbt. Es wäre eine lohnende Aufgabe, die Werbekraft des neuen 
Staates zu erhöhen durch diese Fürsorge in politischer Form, die allein 
gestaltend wirkt und gegen welche die berühmte „sachliche“ Behand¬ 
lung weder Autorität erweckt noch verdient. Bei dieser werbenden Arbeit 
muß die Initiative bei den Verfassungsparteien liegen. Sie haben die 
Staatsarbeit in döh Wahlkreisen durch eine Entgiftung des Flaggen¬ 
kampfes vorzubereiten und müssen diesem äußeren Symbol die größte 
Aufmerksamkeit widmen. Es muß entschieden werden, ob die Ver¬ 
fassungsparteien auf beiden Flaggenseiten die Reichsfarbe führen und 
es muß die Handelsflagge der Lteutschen Volkspartei, welche die nied¬ 
liche republikanische Gösch auf dem schwarz-weiß-roten Banner duldet, 
auf ihre Inkonsequenz hin diskreditiert werden. Das Tätigkeitsfeld der 
Parteien sind die zahllosen Vereine und Verbände, die dem natio¬ 
nalen Gedanken irgendwie dienen und man muß sich endlich nicht 
fürchten von nationalen Aufgaben der Republik zu reden, denen ein 
neuer Inhalt und das gute Gewissen der Verantwortung vor der Zu¬ 
kunft innewohnen muß. Diese werbende Tätigkeit für die Reichsfarben 
des neuen Staates ist für die Zukunft der beste Schutz der Republik. 
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Nach der Wahl in Anhalt 


Von J. Budnarowsky, Bernburg 


Das hervorstechendste Merkmal der am 22. Juni stattgefundenen 
Wahlen zum anhaltinischen Landtag ist ein katastrophaler Rück¬ 
gang der völkischen und kommunistischen Stimmen. 
Er ist zum allergrößten Teil auf einen Stirn in ungsumschwung in 
der Wählerschaft zurückzuführen. Die Völkischen verloren fast die 
Hälfte ihrer Stimmen vom 4. Mai. Ihre Stimmenzahl ging von 13 223 
um 5231 auf 7992 zurück. Die Kommunisten büßten mehr als ein 
Viertel ihrer Reichstagswählerstimmen ein. Ihre Stimmenzahl sank von 
22762 um 6048 auf 16 714. Die Deutschnationalen büßten von 
36210 Reichstagswählerstimmen 14 807 ein und gingen zurück auf 21403 
Stimmen. Sie verloren diese Stimmen an den Landbund, der 14 683 
Stimmen erhielt. Auch die Volkspartei verlor 8924 Stimmen an 
Mittelständler- und Hausbesitzerlisten. 

Die Sozialdemokratie hat als einzige Partei ihren Besitz¬ 
stand vom 4. Mai gehalten. In Anbetracht der um etwa 10 Prozent ge¬ 
ringeren Wahlbeteiligung hat sie sogar Fortschritte gemacht, wenn 
sie bei Verteidigung ihrer 65 760 Stimmen 64 945 wiedereroberte. Sie hat 
den Verlust der Kommunisten fast vollständig aufgesogen. Die Abkehr 
von den Kommunisten und die Rückkehr zur Sozialdemokratie trat be¬ 
sonders stark in die Erscheinung im Bernburger Kreise. Die durch 
Stillegung der Kali-Industrie in Mitleidenschaft gezogenen 3000 Fa¬ 
milien waren hier bei der Reichstagswahl vielfach Opfer gewissenloser 
kommunistischer Agitation geworden. Ihre Rückkehr zur Sozialdemo¬ 
kratie ist ein Beweis dafür, daß die Kommunisten stark enttäuscht 
haben. 

Starke Verluste erlitten auch die Demokraten. Die Boden- 
reformer, die zum ersten Male mit eigener Liste auftraten, konnten 
diesen Verlust nur zum Teil ausgleichen. Sie haben die Demokraten, 
mit denen wir in Anhalt seit 1918 in erfolgreicher Koalition zusammen¬ 
gearbeitet haben, schwer geschädigt. Nur einem Zufall ist es zu danken, 
daß sie mit ihren 3000 Stimmen ein Mandat gewannen. Ich sehe ihr 
Antreten im Wahlkampf als einen politischen Fehler an, um so mehr, als 
gerade in Anhalt die Sozialdemokratie entschiedene Bodenreformpolitik 
betrieben hat. Schwer enttäuscht hat auch der Bauernbund, der 
eine Listenverbindung einging mit der Rechten, die unter der Parole: 
„Nieder mit der jetzigen Koalition und der Vorherrschaft der Sozial¬ 
demokratie!“ kämpfte. Auch das Zentrum befand sich in dieser 
Gesellschaft. 

Die bisherige Koalition blieb bei den Wahlen in der Minderheit. 
Es erhielten Stimmen und Mandate: 


Linke 

Sozialdemokraten 64 945 (13) 

Kommunisten 16 714 (4) 

Demokraten . 6188 (1) 

Bodenreformer 3 005 (1) 

90852 (19) 


Rechte 


Deutsche Volkspartei 28 033 

(6) 

Wirtschaftspartei 

5 920 


Deutschnationale 

21 403 

(•») 

Landbündler 

14 683 

(3) 

Hausbesitzer 

3 603 

(1) 

Völkische 

7 189 

(2) 

Deutsch-Soziale 

803 

(0) 

Bauernbund 

893 

(0) 

Zentrum 

2 010 

(0) 


84 537 (17) 


Die Linke hat zwar nach wie vor die Mehrheit der Stimmen und 
Mandate. Sie kann aber nicht regieren, weil die Kommunisten im Paria- 
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ment keine praktische Arbeit leisten wollen. Die alte .Koalition verfügt 
nur über 15 Mandate gegenüber 19 im Jahre 1920 (13 Sozialdemokraten 
und 6 Demokraten, die durch allmählichen Uebertritt von Unabhängigen 
und Kommunisten auf 18 Sozialdemokraten und 6 Demokraten verstärkt 
wurde). ■ 

Die Rechte kann ebenfalls keine Regierung bilden, da nicht anzu¬ 
nehmen ist, daß Demokraten und Bodenreformer eine Rechtsregierung 
unterstützen würden. Auch der Bürgerblock bis zu den Demokraten 
ist unwahrscheinlich. Er hätte auch, belastet mit Völkischen und Demo¬ 
kraten, eine zu schmale Basis. Die große Koalition ist von dem 
führenden volksparteilichen Organ (Richtung Stresemann) verneint 
worden. Die Rechte steuert nun auf ein Beamtenministerium 
zu, unterstützt durch einen „Staatsrat“ aus Mitgliedern eines Aus¬ 
schusses im Landtage. 

Die Fraktionen haben noch nicht gesprochen. Die sozialdemo¬ 
kratische Presse Anhalts, „Volksblatt“ in Dessau und „Volkswacht“ 
in Bernburg, haben die Frage der großen Koalition offen gelassen. Sie 
wird jedoch gegenstandslos, wenn die volksparteiliche Landtagsfraktion 
sie ablehnt. Eine Minderheitsregierung, gestützt auf das Wohl¬ 
wollen der Kommunisten oder Volksparteiler, ist nicht tragbar. Ebenso 
dürfte eine Ministerliste der Rechten, gestützt auf 17 Mandate, nicht 
arbeitsfähig sein, selbst wenn sie durch Passivität der , Kommunisten 
über eine Ministerliste der Linken mit 15 Mandaten siegen sollte. Für 
ein Beamtenministerium nach dem Vorschläge der Rechten bedarf es 
einer Verfassungsänderung, die die Sozialdemokratie allein mit ihren 
13 Mandaten abwehren kann. Sollten die Volksparteiler ihre Taktik nicht 
ändern, was nach Lage der Dinge ausgeschlossen erscheint, so wird 
der Landtag keine arbeitsfähige Regierung zustande bringen. Es dürften 
dann N eu w a h 1 e n unerläßlich werden. Die Sozialdemokratie in An¬ 
halt ist für diesen Entscheidungskampf gerüstet. Sie sieht den Futter¬ 
krippenbemühungen der „Sieger“ von gestern abwartend zu. Man muß 
mit ihr rechnen, ob man will oder nicht. Gegen sie zu regiereuj^ ist in 
Anhalt unmöglich. Nunmehr hat der Landtag, der wahrscheinlich am 
8. Juli Zusammentritt, zunächst das Wort. 


Politischer Wille in der Jugendbewegung 

Zur Gudensberger Pfingsttagung der Jungsozialisten 
Von Hedwig Rowe (Stettin) 

Ueber ein Jahr war seit der vielumstrittenen Hofgeismar-T^ung 
der Jungsozialisten verflossen, als wiederum die Genossen des Ruhr¬ 
gebiets zu einer Arbeitswoche aufriefen^ Trotz Wirtschaftskrise und 
Arbeitslosigkeit fand sich eine Teilnehmer zahl von etwa 60 bis 70 
Leuten zusammen, davon die überwiegende Mehrzahl, aus dem Ruhr¬ 
gebiet stammend. Die Wahl des Themas „Außenpolitik“ kennzeichnet 
am besten den jetzt erreichten Entwicklungsgrad der Bewegung: abge¬ 
streift sind die fröhlich bunten Eierschalen jugendbewegter Schwär¬ 
merei, überwunden ist auch bei aller deutlich empfundenen Proble¬ 
matik der Grundstimmung die Phase des nach Klarheit suchenden und 
ringenden Bewußtseins und eingetreten ist man in die Zeit bewuß¬ 
ten politischen Gestaltungswillens. Welche Triebkräfte 
lagen dieser Wandlung zugrunde? War es die eiserne Faust wirt¬ 
schaftlicher Not, dfe in die bunten Träume weltvergessener Ro- 
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mantik erbarmungslos hineingriff, die die verhüllenden Nebel däm¬ 
mernder Problematik jäh zerriß und die jungen Träger des so¬ 
zialistischen Gedankens vor die massigen, harten Konturen einer un¬ 
widerleglichen Realität hinstellte? War es der natürliche Reifeprozeß 
zur Männlichkeit bei den führenden Kräften, der sie am bisherigen 
vorbereitenden Tun nicht mehr Genüge finden ließ und sie zur un¬ 
mittelbaren eigenen Aktivität hindrängte? Oder war es der Verlauf 
eines natürlidKn Entwicklungsprozesses, der in organischer Gesetz¬ 
mäßigkeit die Gesamtbewegung zu diesem entschlossenen Tatwillen 
hinführen mußte? Was auch die letzten Triebkräfte gewesen sein 
mögen, fest steht, daß die iungsozialistische Bewegung diesen ent- 
sdieidenden Schritt aus ihrem bisher vorwiegend kontemplativen Dasein 
zur Aktivität mit ihrer Gudensberger Tagung getan hat. Der Wunsch 
nach einer außenpolitischen Woche war ja nicht allein hervorgegangen 
aus den Bedürfnissen der Jugendbewegung, sondern entsprang der 
Erkenntnis von der außenpolitischen Unorientiertheit und Indifferenz 
der Partei zu einer Zeit, da die Lebensschicksale des Volkes in 
Verstridcungen weltpolitischer Art unzertrennlich eingeflochten sind. 
Während die Parteiyersammlungen widerhallten vom tosenden Gezänk 
tun große, kleine, mittelgroße, ganzgroße usw. Koalitionen, thronten 
irgendwo ein paar allmäimtige, zynisä kalte Rechner, in deren nüch¬ 
ternen Additionen und Subtraktionen Leben und Untergang von 
Millionen eingeschlossen lagen. Kann die Arbeiterbewegung, kann vor 
allem das preisgegebene deutsche Volk sich das zeit- und nerven- 
verbrauchenoe kleinliche Gezänk noch leisten, kann es jede lädier- 
lidie taktische Frage des Tages zu einer Weltansdiauungs- und 
Prinzipienfrage allerersten Ranges aufblasen? In Gudensberg fand 
man die einzig mögliche Antwort in der disziplinierten Ausschaltung 
jeder Frage zweiten Ranges und in einer ganz unvoreingenommenen, 
von Dogmen und Ressentiments unbelasteten Prüfung der heutigen 
weltpolitischen Situation des deutschen Volkes. Wenn audi der an¬ 
fänglich vorgesehene Diskussions- zugunsten eines Lehr Charakters der 
Tagimg fallen gelassen werden mußte, dürfte doch in der Art der Auf¬ 
nahme und Verarbeitung des Wissensstoffes die Gudensberger Tagung 
für die Mehrzahl der älteren Parteigenossenschaft vorbildlich sein. 
Selbst die bi unserem Kreise gern gesehenen Gäste aus der christlich- 
religiös orientierten Friedensbewegung — Walter Koch und sein Kreis — 
hielten mit ihren ethischen Argumentationen der Ideen des Völkerbundes 
des verein^ten Europas usw. zurück, überzeugt von der Notwendigkeit, 
daß ■ für Gegenwart und absehbare Zukunft allein die männliche, tat- 
sachenbewuBte, politische Haltung in Frage kommt. Derselben 
Ablehnung begegneten einzelne, von begreiflichen nationalen Ressen¬ 
timents geladene Wendungen der Ruhrleute. Alles fand sich zum Schluß 
der Tagung auf der klar und konkret herausgearbeiteten politischen Linie, 
die am Tage des Abschieds von Haubach noch einmal mit aller 
Schärfe nachgezogen wurde. 

Den Inhalt der Referate an dieser Stelle wiederzugeben, wäre außer 
der räumlichen Unmöglichkeit auch wegen ihres rein informierenden 
Charakters verfehlt. Es sollen darum nur Themen und Referenten auf¬ 
gezählt werden: 

Dr. Faust-Bremen sprach über „Frankreich“; 

Dr. Heller-Leipzig sprach über „England“; 

V. Edcardt-Hamburg sprach über „Rußland“; 

Prof. Dr. Nölting-Detmold sprach über „Nationaler und internationaler 
Gedanke“; 

Dr. Schwarz-Hamburg sprach über ,,Völkerbund“; 

Dr. Haubach-Hamburg sprach über „Ziele und Möglichkeiten deutsdier 
Außenpolitik“. 
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Alle Ergebnisse der Vorträge und lebhaften Diskussionen lagen in 
der gleichen Richtung: politische Orientierung Deutschlands an Eng¬ 
land und Anschluß Deutschlands an den Völkerbund. Begründung: 
Deutschlands Interessen laufen am meisten parallel mit denen Englands 
und sind am meisten entgegengesetzt denen Frankreichs; der Völker¬ 
bund bietet infolge der völligen Unmöglichljeit einer' militärischen Er¬ 
hebung die einzige Möglichkeit für einen wirtschaftlichen und poli¬ 
tischen Wiederaufstieg Deutschlands. Rußland stand man keineswegs 
ablehnend, wohl aber durchaus abwartend gegenüber. Vielfältige und 
wenig ermutigende Erfahrungen im Partei- und Gewerkschaftsleben mit 
den Moskowitern ließen trotz eines dahinzielenden Versuches keine rechte 
Begeisterung für dieses einstweilen von Fragezeichen umgitterte Land 
aufkommen. Rechtssicherheit und Vertragstreue sind nun einmal die 
ersten Voraussetzungen für den internationalen Verkehr. Natürlich spiel¬ 
ten auch die englische Arbeiterregierung, der französische Wahlaus;- 
gang und sonstige Anzeichen einer weltpolitischen Gesundung keine 
geringe Rolle in der Diskussen junger Sozialisten. Unbegrün¬ 
deter Optimismus wurde von vornherein abgelehnt, desto erfreuliciier 
wirkte die aus nüchternster Prüfung der Tatsachen sich ergebende Fest¬ 
stellung, daß wir seit Abschluß des Versailler Vertrages heute zum 
erstenmal wieder hoffen dürfen, nicht nur als Deutsche, sondern auch 
als Sozialisten. 

Eide Arbeitsgemeinschaft über das Sachverständigengutachten, ge¬ 
leitet von Dr. >^rburg-Hamburg, ergänzte die Vorträge. Vorurteilslos 
wurde das Für und Wider geprüft, und wenn man eine Annahme des 
Gutachtens für das Gegebene hielt, geschah dies nicht etwa seiner erst 
hineinzuinterpretierenden Vorzüge wegen, sondern aus dem politischen 
Gebot der Stunde heraus, die uns keine Freiheit der Wahl läßt. 

Ehe wir auseinandergingen, wurden wir uns noch einmal stark 
unserer Stellung und Aufgaben in der Jugendbewegung bewußt. Auf¬ 
geschlossen sein für alle Werte, für alles Neue und Werdende und 
damit für die besten Teile der deutschen Jugendbewegung, Brücke zu 
sein zum Sozialismus, ethpfinden wir als das für ims oft verkannten 
una verlästerten „Hofgeismarer“ verbindende Moment, ohne die rein 
praktisch organisatorisch eingestellten Genossen in ihrer Arbeit für 
Partei und Gewerkschaften zu unterschätzen. Nur darf bei der fort¬ 
gesetzten zahlenmäßigen Zunahme der jungsozialistischen Bewegung 
nicht die Gefahr entstehen, daß das quantitative Uebergewicht der 
anderen Seite den geistig regsten und aufgeschlossensten Teil erdrückt. 
Denn die jungsozialistische Bewegung ist nicht eine Kampforganisation 
mit aus Mehrheitsbeschlüssen hervorgehender Willensbildung, sondern 
eine geistige Bewegung mit all deren Abstufungen, Spielarten und 
Nuancierungen. 

Fester noch als in Hofgeismar schlang sich ein Band gemeinsamen 
Woüens, gemeinsamer Not und Liebe um den Kreis. Wurde über all 
den Realitäten und Erkenntnissen der Gegenwart das sternenferne Ziel 
und die Menschheitszukunft vergessen? Nein, das tragen wir glühend 
in uns, dafür sind wir Jugend, sozialistische Jugend! Aber Gudensberg 
hat uns den Sinn dafür gekräftigt, handelnd und zupackend in der 
Welt der Wirklichkeiten unserem Ideal zu dienen. Freudig wurde 
es empfunden, wie sich in der Gegenwart die furchtbare Spannung 
zwischen dieser Welt und dem von uns geschauten Ideal ein wenig ge¬ 
lockert hat, und erste schwache Sonnenblicke durch das finster geballte 
Gewölk hindurchbrechen, das seit einem Jahrzehnt die Welt grauenvoll 
verdüstert. Als Motto unserer Gudensberg-Woche aber mag das Wort 
Börnes dienen: 

„Wer in der wirklichen Welt arbeiten kann und in 
der idealen leben, der hat das Höchste errungen.“ 
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Der Nationalverband deotscber Offiziere teilt mit; Der 
Nationalverband deutscher Offiziere hatte bei seiner diesjährigen Reichsvertreter' 
tagung im April den Beschluß gefaßt, oie zehnjährige Wiederkehr des 
Mobilmachungstages am 2. August feierlich zu begehen. 
Der Marineoffiziersverband und der Reichsoffiziersbund haben ihre Mitwirkung 
zugesagt Die Bundesleitung des Deutschen Offiziers-Bundes hat sich bereit 
erklärt, ihre Gliederungen anzuweisen, sich an der Veranstaltung zu beteiligen. 

„Vdllig beruhigt 

Wien, 3. August. Ueber Italiens Haltung ist man 
völlig beruhigt. Wohl hat Italien außer seiner Erklärung, daß es 
fest zu seinen Bundesgenossen stehen werde, noch keinen weiteren 
Schritt unternommen, auch noch nicht mobil gemacht, aber es be¬ 
steht kein Zweifel darüber, daß es nur abwartet, was Frankreich 
tun wird, da sich vertragsgemäß sein Verhalten danach regelt. Da nun 
inzwischen Frankreich mobil gemacht hat, wird es nicht zögern, 
die entsprechenden Gegenmaßregeln zu treffen. 

„Kölnische Zeitung“, 4. August. 

„GUck auf zur großen Feuerprobe“ 

Berlin, 8. August. Die heute erschienene neueste Nummer des 
..Militärwochenblattes“ enthält folgenden Gruß des Heeres für die 
Flotte: 

Auch England wider uns! Hätte uns Albion nicht den Fehdehand¬ 
schuh hingeworfen, so würde die kaiserliche Marine, während die 
Armee in schweren Kämpfen nach zwei Fronten stehen muß, zitternd 
vor Ungeduld gefragt haben: Und wir? Die Antwort auf diese Frage 
ist jetzt gelöst. Unsere Marine geht mit dem mächtigsten Gegner zur 
See, den die Welt bisher kannte, zum Tanze . . . Glück auf zur großen 
Feuerprobe! Ran an den Feind! 

„Magdeburgische Zeitung“, 9. August. 

Spionitis ' 

Gegen die Spionitis und die Angst vor Automobilen erläßt der 
Polizeidirektor Billinger von Stuttgart eine dringende Mahnung, sich 
nicht zu blamieren, mit folgendem Wortlaut: „Schutzleute! Die Ein¬ 
wohnerschaft fängt an, verrückt zu werden. Die Straßen sind von 
alten Weibern beiderlei Geschlechts erfüllt, die sich eines unwürdigen 
Treibens befleißigen. Jeder sieht in seinem Nebenmenschen einen russi¬ 
schen oder französischen Spion und meint, die Pflicht zu haben, ihn 
und den Schutzmann, der sich seiner annimmt, blutig zu schlagen, min¬ 
destens aber unter Verursachung eines großen Auflaufs ihn der Polizei 
zu übergeben. Wolken werden für Flieger, Sterne für Luftschiffe, Fahr¬ 
radlenkstangen für Bomben gehalten, Telephon- und Telegraphendrähte 
mitten in Stuttgart sollen zerschnitten, Brücken gesprengt, Spione stand¬ 
rechtlich erschossen und die Wasserleitungen vergiftet worden sein. 
Es ist nicht vorabzusehen, wie sich das alles gestalten soll, wenn die 
Zeiten wirklich einmal schwierig werden. Festgestelltermaßen hat sich 
bis jetzt auch nicht das geringste Bedenkliche ereignet. Gleichwohl 
meint man, in einem Narrenhaus zu sein, während doch jeder, wenn 
er nicht ein Feigling oder gefährlicher Müßiggänger ist, ruhig seine 
Pflicht tun sollte, wozu die Zeiten ernst genug sind. Schutzleute, be¬ 
haltet auch weiterhin kaltes Blut! Seid wie bisher Männer und keine 
Weiber, laßt euch nicht ins Bockshorn jagen und habt die Augen offen, 
wie es eure Schuldigkeit ist! Der Polizeidirektor.“ 

„Leipziger Neueste Nachrichten“, 9. August. 
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Die Kinder hören es gerne 

Wie wir von gut unterrichteter Seite hören, bestätigt es sich, daß 
in Polen zurzeit ein schon ziemlich lange vorbereiteter Aufstand im 
Gange ist. Die Polen glauben die historische Stunde gekommen, den 
Versuch zu einer neuen Unabhängigkeit zu machen. Sie wissen, daß 
Rußland jetzt zu sehr mit der Abwehr Oesterreichs und Deutschlands 
beschäftigt sein wird, um die nötige Kraft aufzubringen, die zur Unter¬ 
drückung einer polnischen Revolution notwendig wäre. Aufrufe, die 
entschieden in aller Oeffentlichkeit auffordern, dem Ruf des Zaren zu 
den Fahnen nicht Folge zu leisten, gehen von Hand zu Hand. Tat¬ 
sächlich stößt denn auch die Mobilisation in Polen auf die allergrößten 
Schwierigkeiten. 

Die Polen selbst verfügen über glänzende finanzielle Mittel. Und 
längst schon ist der Name dessen ^stimmt, der an die Spitze des 
neuen Königreichs treten soll. In Polen werden demnach in Kürze 
überraschende Dinge vor sich gehen. 

„Weser-Zeitung“, 10. Augfust. 

Aus dem Elsaß 

An unsere Leser! Für unsere gestrige Nummer, in der wir über 
den Einzug der Franzosen, die Schlacht bei Mühlhausen, den Wieder¬ 
einzug unserer Garnison und die darauffol^nden tiefbedauerlichen 
Schießereien auf unsere Soldaten berichteten,^ ist von der Kaiserlichen 
Kreisdirektion die Druckerlaubnis versagt worden. Wir hatten diese 
Nummer aus einem tiefen moralischen Verantwortlichkeits- und Pflicht¬ 
gefühl heraus geschrieben. Wir haben auch heute davon nichts zurück¬ 
zunehmen, und sehen daher davon ab, die gestrige Nummer heute in 
verwässerter Form nachzuholen. 

„Neue Mühlhauser Zeitung“, 13. Aug^t. 

Das Papiergeld muß populär werden! 

Mitbürger! Das Papiergeld muß populär werden! Eine neue Geld¬ 
börse zum Besten des Reiches! 

Die alten Geldbörsen taugen nichts mehr, und ein neuer Geld¬ 
behälter ist erforderlich. Und dieser ist jetzt da: Bequem, klein 
und flach, trotz der Scheine in der Hosentasche wie bisher zu tn^en, 
dabei alles darin glatt und übersichtlich. Schließlich ganz aus Leder und 
von vornehmem Aussehen, so stellt er sich dar! Auch für Silber und 
Nickel ist reichlich darin vorgesorgt (natürlich auch für Gold), so 
Jemand noch davon hat. Albert Rosenhain, Leipziger Straße, wird 
ihn hersteilen und euch verkaufen ... 

„Kreuzzeitung“, 13. August. 

Kugelsegen < 

Die Polizeidirektion erläßt folgende Warnung: Ein hiesiger ,,Heil- 
kundiger“ benutzt die Zeitverhältnisse, um zum Preise von 50 Pi. für 
das Stück sogenannte ,.Kugelsegen“ an Leichtgläubige zu verkaufen. 
Sie bestehen aus einem bedruckten Blättchen mit der Ueberschrift „Ge- 
beimnis!“ „Ein Segen wider alle Waffen und Geschosse!“ Vor diesem 
Schwindel wird gewarnt. 

„Münchener Neueste Nachrichten“, 13. August. 

Gegen den Pöbel 

Nach einer Mitteilung der sozialdemokratischen „Münchener Post“, 
die das Blatt über Holland erhalten hat, hat nur die sozialdemokratische 
Organisation in Belgien die Aufgabe übernommen, die brutalen Exzesse 
.des Pöbels mit Nachdruck zu bekämpfen. Ferner teilt das Blatt mit. 
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daB der französische Führer Vandervelde als Mitglied des belgischen 
Ministeriums vergebens auf die Notwendigkeit verwiesen hat, gegen 
Barbareien des belgischen Pöbels einen Aufruf zu erlassen. 

„Vossische Zeitung“, 16. August. 

Wilhelm zieht das Schwert! 

Bevor das Leib-Regiment der Hohenzollern, das 1. Garde-Regiment 
zu Fuß, seine Garnison Potsdam verließ, hat sich der Kaiser als Chef 
des Regiments von seinen Grenadieren mit einer Ansprache verab¬ 
schiedet, in der er u. a. sagt: 

„Und so ziehe ich denn das Schwert, das ich mit Gottes Hilfe 

i ahrzehnte in der Scheide gelassen habe. (Bei diesen' 
Porten zog der Kaiser das Schwert aus der Scheide und hielt es 
hoch über seinem Haupte.) Das Schwert ist gezogen, das ich, 
ohne siegreich zu sein, ohne Ehre nicht wieder ein¬ 
stecken kann. Und ihr alle sollt und werdet mir dafür sorgen, daß 
es erst in Ehren wieder eingesteckt werden wird. Dafür bürgt ihr mir, 
daß ich den Frieden meinen Feinden diktieren kan n.“ 

„Hamburger Nachrichten“, 17. August. 


Klopstock 

(Zum 200jährigen Geburtstag, 2. Juli 1924.) 

Won Wolf gang Goetx 

In ihm verehren wir den Vater. 

K W. Schlegel. 

Das Ungeheure bei der Erscheinung dieses Mannes vermag der 
heutige Zeitgenosse am schnellsten duroi den historisdien Rüdeblick 
zu erfassen. 

Das Grauen des dreißigjährigen Gemetzels hatte den prachtvollen 
Grimmelshausen emporgesäleudert, dem das rumpelnde Kalbsfell, 
Schwertschlag und das wilde bunte Leben hin- und herstürmender Sol¬ 
dateska aus aller Herren Länder zum ersten großen Dichter Deutsch¬ 
lands nach der Blüte der Minnesänger gemacht hatte. Ais man sich 
zwischen verbrannten Aeckern und zerschmetterten Häusern wieder 
einrichtete, verstummte die Dichtkunst. Nur fromme Männer sangen 
zum Herrn voll gläubigen Vertrauens auf eine bessere Welt und trösteten 
sich mit dem blutigen Mal auf Golgatha. Gryphius schwankte zwischen 
tiefen Kirchhofssängen und Schelmenspielen, dann kam der Barock, 
der mit Prunk das Elend zu übertünchen strebte. Und wenn in Hoff- 
mannswaldau und Lohenstein noch ein tieferes Gefühl, oft schwer unter 
dem Wust der aufgebauschten Form erkennbar, mitschwang, so kam 
nach ihnen jenes jämmerliche Gesindel der Hofpoeten, die in Dutzenden 
von miserablen Alexandrinern etwa den Ordensschmuck eines Gesandten 
priesen. Daneben machte man Ordnung und verstaute sauber das Ueber- 
kommene. Leibniz baute seüi System und Gottsched fand das Arkanum 
der Poesie. Leipzig setzte auf Frankreich. In Zürich wurde England 
bevorzugt. Dazwischen klangen wohl eigene Töne. Christian Reuter 
schreibt den wundervollen Schelmufsky und den genialen Ehren¬ 
fried, und sein blutendes Herz hielt Günther hoch. Aber beide sind 
schwach und erlöschen schnell. So bleibt bald das wesentliche der 
deutschen Literatur der Streit zwischen Zürich und Leipzig, der aber 
fürs erste keinerlei labende Frucht trägt. Man dichtet redit und 
schlecht nach der Schablone, wenngleich m Halle sich mandierlei regen 
will. 
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Da blitzt es plötzlich dreimal. In die stickige Philisteratmosphäre 
schlägt es reinigend. Die ersten drei Gesänge des Messias erscheinen. 
Deutschland hat einen Dichter. Ein junger Mensch aus Quedlinburg, 
der die eiserne Schule in Porta durchgemacht hat, ist der Ersehnte; 
Mit einer Fülle der Phantasie ausgestattet, gesegnet von der deutschen 
Sprache, die sich dem zeugenden Wortschöpfer hingibt, tritt er ein 
Sieger auf. Wir Heutigen sind gewohnt, auf die Messiade herabzublicken, 
denn keiner von uns nahm sich die Mühe, in dies Werk auch nur 
einen Blick zu werfen. Schwächliche Männer, die der. dröhnenden Ge¬ 
walt dieses Dichtwerks nicht standzusalten vermochten, haben uns jahre¬ 
lang versichert, hier sei verstaubter Kram. Wohl, wir treffen- auf 
Wunderliches, noch ist der Barode nicht tot, aber Leidenschaft tobt und 
von der Erde stößt dieser Geist durch die Himmel. Nie, seit Jahrhun¬ 
derten, war das Unermeßliche so erfüllt und erfühlt worden von einem 
Menschengeist, wie hier. Die hohle Konventionalität w'ich farbiger 
Glut eines Entzückten. Nichts mehr war gemessen, gezirkelt, hier drang 
Dämonie berauscht dem heiligen Ziele zu, des Weges nicht achtend 
und der Regeln spottend. 

Der Rausch ist unbeschreiblich. Nicht nur die jungen Dichter 
jubeln dem, der da kommt, zu. Bodmer ruft den seraphischen 
Sänger zu sich nach dem fernen Zürich. Die Enttäuschung freilich ist 
fürchterlich. Es kommt nicht ein sanfter Betbruder, sondern ein junger, 
saftiger Kerl, stolz mit zurückgeworfenem Haupte, wie ein glücklicher 
Stich Bernigroths ihn uns zeigt, einen, der lieber Wein trinkt und mit 
Mädchen auf den mondhellen Wellen des Züricher Sees schwärmt, als 
tiefe Betrachtungen über Milton anstellt. Bodmer erholt sich erst 
wieder von dem Schreck, als sich ihm ein frommes Lämmlein naht, 
das sich untadelhaft bewährt. Ach, armer Bodmer, dein Liebling hieß 
Wieland. Und dennoch müht sich der gute Alte, Klopstocks Pfad zu 
verfolgen. Noah ward ihm zum Helden des ledernsten Epos. 

Wir dürfen- über diese Enttäuschung des braven Mannes nicht allzu 
sehr spotten. Denn Klopstodc hat nicht allein die Dichtkunst auf 
höhere Ebene gerissen, er hat dem Dichter zum ersten Male Würde 
verliehen. Er ist nicht mehr einer, der nebenher seine Verse schreibt, 
er fordert Freiheit dem schöpferischen Geiste. Er heischt für das 
Daimonion in ihm Verehrung. Wir brauchen nicht den flatternden 
Berichten badischer Hofschranzen über die ungeschliffene Form dieses 
Bürgerlichen zu glauben. Betrachten wir nur einmal die von Kurial- 
floskeln, von SpeiAelleckereien dicht bedruckten Widmungsseiten früherer 
Dichter und das Widmungsblatt der Klopstockschen Oden, auf dem 
nur die zwei Worte stehen: „Dem Kaiser!“ Und denken wir an jüngst 
verwichene Zeiten; wer hätte sich noch zu Anfang des 20. Jahrhunderte 
zur Kühnheit solcher erhabenen Kürze aufgerafft? 

Ihn aber trug die Gewißheit seiner Sendung. Darum vor allem 
wird er der Sänger des Genies, das sich ihm am deutlichsten und 
nächsten in dem „Gottmenschen“ aus Nazareth verleibt, dem die Engel 
des Himmels dienen und den der Vater nach herbster Qual zu den 
Sternen hebt. Wer ihm diese Gewißheit schenkt — außer dem unbeschreib¬ 
lichen, dem unbegreiflichen inneren Gefühl — das ist das Bewußtsein 
seiner glühenden Liebe für deutsche Sprache und deutsches Wesen. Das 
sind die Wurzeln seiner Kraft, obgleich er die Form der Griechen 
wählt. Er ist letzten Endes der Mann, der den Hexameter zu einem deut¬ 
schen Maß gewandelt hat, trotz Voß, ja trotz Goethe. Und wenn ' 
Hölderlin ihm den Kranz in der Beherrschung der Ode entreißt, so 
wollen wir nicht vergessen, daß zwischen den Geburten dieser beiden 
Sprachschöpfer rund ein halbes Jahrhundert liegt, in dessen Mitte 
der Stern über dem wahren. Bethlehem aufgegangen war. So ein ur- , 
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kräftiger Deutscher er war, er hat sich so wenig mit dem König von 
Preuwn abfinden können, wie mit dem Mann der Pflicht oben in 
Königsberg. Als sich in Frankreich die Ideen einer neuen Freiheit 
ballen, hat der alte Mann, der dankbare Schützling eines Königs, als 
einer der ersten sein Lied zum Lobe der neuen Männer angestimmt, er, 
der noch eben steife Dramen zu Ehren Armins des Befreiers geschrieben 
hatte, sich als einen neuen Barden wähnend. Doch als dann im Namen 
der Tugend das furchtbare Gemetzel anhob, bekannte dieser Männliche 
seinen Irrtum und wandte sich ab. Er fand sein Genüge, eine geistige 
Republik, die Gelehrtenrepublik zu träumen. Dies Buch, noch seltener 
gelesen, häufiger noch gehöhnt als die Messiade, ist eine Fundgrube 
reiner und h<%er Mens<mlichkeiten, so oft sie sich audi in seltsamer 
Vermummung darstellen, die den Heutigen erschrecken oder abstoßen; 
doch ist das nur äußeres Kleid, durch das wir hindurch sehen sollten. 

, Ihm galt es, deutschen Geist für die Weit fruchtbar zu machen, 
ihn durch die eigene Kraft zu stählen für den Wettlauf mit den anderen 
Völkern. Es ist ihm gelungen, spät freilich, denn erst durch eine Fran* 
zösin erfuhr man von dem, was unterdessen im Lande der Barbaren 
der Welt gegeben worden war. 

Nach Kiopstocks erstem Aufleuchten beginnt sein Stern zu bleichen. 
Er schafft freilich weiter bis in .sein höchstes Alter, voll feinster Ironie 
bisweilen, ja, ein sicherer Witz schleicht sich mitunter in sein Werk, 
so daß seine Epigramme, mit neuen Ueberschriften versehen, sehr wohl 
i|^ unseren Tagen noch Stoßkraft genug ausüben dürften. Allein den 
ersten Gesängen des Messias folgt auf dem Fuße Lessings Schlachtlärm, 
der den Klang der Klopstockchen Leier übertönt. Der Strenge tritt 
anmutig und geistreich Wielands spielende Kunst entgegen, und das 
Buch, das die süßeste Huldigung für Kiopstock enthält, da Lotte 
ihrem Freunde den Namen des Sängers flüstert, reißt nun gar die 
Aufmerksamkeit der Leser an sich uira von dem Alternden in Altona 
fort. Noch einmal braust der Name Kiopstock, doch schon hohl 
donnernd und theatralisch aufgeputzt, von Göttingen her. Auch schützte 
Gott den Alten nicht vor Freunden und Jüngern, die Barden Ramler 
und Sined traten breit, was er einst original und groß schuf. Schon 
reckt sich keck der Witz. In demselben Göttingen, in dem die Klop* 
stock begeisterten Jünglinge sich im Namen des Meisters mit Eichen* 
kränzen schmückten, spaßt Lichtenberg einen Dialog in seine Schmie¬ 
ralien: „Sie müssen,“ sagt etwa einer, „unbedingt Cramers ,Er und 
über ihn' lesen. Ohne dies Buch verstehen sie keine Zeile der Kiopstock* 
sehen Ode.“ „Aber, mein Lieber,“ erwidert der andere, ,,ich lese ja 
Kiopstocks Oden gar nicht“. Als Jünglinge und Jungfrauen Blumen 
in die Gruft streuten, die den Sarg des Achtzigjährigen empfängt, ist 
er bereits historisch. Im „dümmsten aller Jahrhunderte“, wie Oskar 
A. H. Schmitz sagt, stehen seine gesammelten Werke behäbig, aber 
völlig unberührt in den Bücherschränken der braven Bürger. Nur in 
Wien schreibt Franz Schubert Melodien zu 14 Klopstockschen Dichtungen, 
und der alternde Goethe scherzt, daß „die Apostel und Heiligen auch 
nicht bessere Kerls als solche Burschen wie Kiopstock und Lessing 
und wir andere armen Hundsfötter gewesen“. Dann kommt die Zeit 
der Erfüllung für Gotthold Ephraims boshaftes Epigramm. Man lobt 
und liest nicht. Kiopstock wird zum Begriff, wie denn in diesem Zeit¬ 
raum der Deutsche sich mit dieser Begriffsbegeisterung vor der etwas 
schwierigeren Mühe um die Anschauung der Idee zu drücken sucht. 
Und der verderblichen Oberflächlichkeit folgt, nur allzu logisch, die 
Ueberheblichkeit auf dem Fuße. Sie haben es ja so herrlich weit 
gebracht, was schiert uns der Anfang und was kümmert uns der Dank. 
Der biedere Bürger schob den Abgott seiner Großväter beiseite und 
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gönnte ihm höchstens ein nachsichtiges Lächeln. Ein ekles Schauspiel, 
mitten in dem Volke, aus dem die Lehre von den drei Ehrfurchten; er¬ 
klang oder hätte erklingen sollen, wenn Ohren waren, zu hören. 

Es war die größte lyrisdie Gestalt der neueren deutschen Dich¬ 
tung, Stefan George, der zuerst wieder auf den wahren Klopstock 
hinwies, eine Tat, der wir Dank schulden werden. Und wenig nach ihm 
kam, in vielem sein Antipode, Theodor Däubler, und trat für den Ver¬ 
kannten mit seinem ganzen ungefügen Temperament ein. Wir mögen 
zu diesen Dichtern stehen, wie wir wollen, ihr Mahnruf darf nicht 
ungehört verhallen. Wir, die im alten Kram und Wust uns recht 
behaglich fühlen, wir am allerwenigsten h^ben uns an dem Schrulligen 
und Veralteten in Klopstocks Werk zu stoßen. Dahinter blinkt reines 
Gold, das wir nur zu heben brauchen. Wir können selbst absehen von 
dem Rausch und Schwung dieser entzündeten Dichterphantasie — wir 
sollen es keineswegs! —, allein das Anschauen solcher reinen Mannheil, 
so tapferen Bekenntnismutes macht uns reich und schenkt uns Trost. 
Vor allem aber zwingt uns die schamvolle Stirn zu Boden, dies Wissen 
um die wahren Wurzeln unserer Kraft, unsere Sprache und Wesen unserer 
Art und der Boden, der uns zeugte. Der Große aus Quedlinburg ist 
heute weniger denn je historisch, trotz allen Larven, die er sich vor¬ 
nimmt. Man mag von Anthologien wenig halten, aber für eine Samm¬ 
lung Klopstockscher Dichtungen wären wir dankbar, die von dem zarten 
„Rosenband“. über das ohne Empfindsamkeit wehmütige „Der Wein 
und das Wasser“ des zurückdenkenden Greises, über die grandiose 
„Warnung“ (mit dem grausenden „Die Wage klang, klang“ und „Die 
Wage, die Wage, die furditbare Wage klang“), eine Ode, die Fraiw 
Moors Vision im letzten Akt der Räuber nur allzu deutlich beeinflußte, 
bis hin zu den „Verwandelten“ leitet, einem Gedicht von so tiefem 
Einblick in göttlidae Geheimnisse, wie wir sie nur nodi bei dem alten 
Goethe finden. Hier wäre zu lernen, wie man mit Worten nicht 
spielt, ein gefährlichstes Laster unserer Zeit, sondern wie man sie er¬ 
füllen soll mit der ganzen Inbrunst des Herzens. Nirgends wird Diener¬ 
schaft am Worte so deutlidi. Gerade bei ihm, dem annoch ringenden 
Prometheus, wäre es zu erfahren, denn der größte Kaiser aus der 
alten Kaiserstadt Frankfurt, der Erbe Klopstocks, der Herrscher 
Prometheus hat uns unserer Tage Sprache geschenkt, daß wir ganz 
und gar vergaßen, die Fülle des Wortes bei ihm zu ergründet. 
Damit dies wieder gesdiehen kann, heißt es anfangen, zum andern beim 
Vater, daß wir des Sohnes würdig werden. 

So wäre es wahrlich die schönste Feier zum 200 jährigen Geburts¬ 
tage des Großen, wenn viele das Ringen mit diesem Engm des Herrn 
aufnähmen um hohen Segen. Wem der letzte Sieg über ihn nicht ge¬ 
lingen will, wird immer noch genug nach Hause tragen. Ihm sei 
Trost, was Beethoven einst in seiner wunderlich scheuen und poltrigen 
Demut von Klopstodc sagte: „Ei nun, verstanden hab’ ich ihn freilich 
nicht überall, er springt so herum, er fängt auÄ immer gar zu weit 
von oben herunter an. Immer Maestogo! Des-Dur! Nicht? Aber er 
ist doch groß und hebt die Seele. Wo ich ihn nicht verstand, da riet 
ich doch!“ 
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Handelsverträge und Zollpolitik 


nt«, rr .iii n iT.inni .n- E'*»® allen Stürmen trotzende deutsche Wirtschaft 
Euronlw™**^ Voraussetzung, daß der Außenhandel un- 

Europas seres Landes auf dem Fundament günstiger Han¬ 

delsverträge verankert wird. Diese müssen auf der Meistbegünstigung 
beruhen und auf lange Sicht abgeschlossen werden. Im nächsten Jahre 
fällt die Einschränkung des Versailler Friedensvertrages, wonach allen 
Alliierten und deren assoziierten Mächten Meistbegünst.gung in Deutsch¬ 
land gewährt werden mußte. Es ist deshalb kein wunder, daß die 
Außenhandelsprobleme und damit die prinzipiellen Gegensätze: ob Schutz¬ 
zoll oder Freihandel nicht nur bei uns, sondern in allen Ländern gegen¬ 
wärtig das öffentliche Leben beherrschen. Die ungeheuren Schwierig¬ 
keiten, die deutsche Wirtschaft in das verästelte System der Weltwirt¬ 


schaft einzuschalten, sind nicht mir in der jahrelangen Absperrung 
zu suchen. Die Welt hat sich gegen die Vorkriegszeit gar wesentlich 
verändert. Das von allen Friedensfreunden seit langem propagierte 
Ideal: die Vereinigen Staaten Europas, ist durch den Ausgang des 
Krieges in nebelhane Fernen gerückt. An die Stelle dieser Kulturforde- 
rung trat eine nie geahnte Balkanisierung des alten Erdteils, die in der 
Entstehung von 28 neuen Staaten in der Welt ihren sichtbaren Ausdruck 
findet. Die ungeheure Kraftquelle, die in der Vereinigung aller Staaten 
liegt und den Vereinigten Staaten von Amerika als Basis ihres Auf¬ 
stiegs zur Verfügung stand, kann leider in Europa nicht zur Anwen¬ 
dung gebracht werclen. Im Gegenteil sind bergehohe Schwierigkeiten 
zu überwinden. Große Territorien, wie Oesterreich-Ungarn, sind ver¬ 
schwunden, kleine rivalisierende Staaten, die sich gegeneinander ab¬ 
schließen, sind an ihre Stelle getreten. Länder wie Polen, Rumänien, 
Jugoslawien, die Tschechoslowakei u. a. machen große Anstrengungen, 
um eigene Industrien zu entwickeln, deren Kapazität ausreicht, ihr 
Heimatland mit den notwendigsten Produkten zu versorgen. Doch 
nicht nur dies, darüber hinaus treten sie auf dem Weltmarkt als Kon¬ 
kurrenten auf. Man denke nur an die polnische und tschechische 
Eisen- und Stahlindustrie. Verstärkt wird die wirtschaftliche Bedeu¬ 
tung dieser neuen Industriestaaten dadurch, daß sie vom Kapital der 
Großstaaten, namentlich von demjenigen Frankreichs, beherrscht wer¬ 
den. Die politische Hegemonie der Siegerstaaten wird hier durch wirt¬ 
schaftliche Interessen wirksam unterstützt. Wenn schon vor den Toren 
Deutschlands wichtige Absatzgebiete verschüttet sind, so sieht es in 
den übrigen Erdteilen nicht anders aus. Es sei hier nur an d.e wirt¬ 
schaftliche Entwicklung Japans erinnert, dessen Industrie heute in der 
Lage ist, große Gebiete Ostasiens, Indiens, Australiens usw. m,t Waren 
zu versorgen. Südamerikanischc und andere Staaten waren durch die 
Absperrung des Krieges gezwungen, eigene Industrien zu entwickeln 
respektive ihre industrielle Basis zu erweitern. Rußland, dieses Riesen¬ 
reich, macht wirtschaftlich die ersten selbständigen Gehversuche. Die 
bolschewistische Revolution wird die Grundlage des russischen indu¬ 
striellen Aufstiegs sein. Zu alledem tritt die wirtschaftliche Ueber- 
macht der amerikanischen Union. Vor dem Kriege an Europa mit 
6 Milliarden Goldmark verschuldet, ist Onkel Sam heute Gläubiger 
mit einer Summe von 25 Milliarden Goldmark geworden. Ungeheure 
Summen wandern zur Verzinsung jährlich über den Ozean. Dazu tritt 
der mächtige Zustrom von Gold, das ehedem zum größten Teil in Europa 
der Volkswirtschaft zur Verfügung stand. In der Tat wird von den 
Leuten, die in Deutschland an dem Neuaufbau der Handelspolitik zu 
wkken berufen sein werden, eine Herkulesarbeit verlangt. Ein.ge Schwie¬ 
rigkeiten glauben wir vorstehend aufgezeichnet zu haben. 



476 


Wirtschaftlicher Rundblick 


r»:- „ 11 . »f..rin. I n Dic deutsche Wirtschaft ist in ihrer Oe- 

samtheit eine andere, als vor dem Kriege. 

deutsdwn Wirtschaft 

Sache Fertigfabrikate zur Ausfuhr. Doch daneben war Deutschland ein 
Land, das große Mengen Rohstoffe und Halbfabrikate exportiertet 
Wir erinnern an die Ausfuhr von Kohle, die in gleicher Menge und 
gleicher Qualität nirgends zur Verfügung stand. Der Verlust Ober¬ 
schlesiens und des Saargebiets hat die deutsche Kohlendecke ver¬ 
kleinert. Die großen Mengen hochwertiger Kohle werden in der Aus¬ 
fuhrstatistik der Zukunft nicht mehr eine so große Rolle spielen. Das 


in Oberschlesien und Emsen-Malmedy gewonnene Rohzink ging in nicht 
geringen Mengen nach England. Heute sind diese Gebiete von Deutsch¬ 
land abgetrennt. Die Ausfunr von Roheisen und Halbzeug, die die 
mächtige deutsche Eisen- und Stahlindustrie früher zu leisten in der 
Lage war, wird heute in bedeutend kleinerem Umfange möglich sein, 
da erstens das Erz von Lothringen-Luxemburg fehlt und damit eine 


wichtige Grundlage der Eigenversorgung gefallen ist, und zweitens die 
Hochöfen, Stahl- und Walzwerke in Oberschlesien und in den abge¬ 
tretenen Gebieten Südwestdeutschlands nicht mehr mitzählen. Das in 


Deutschland erzeugte Roheisen und Halbzeug dürfte in der Zukunft in 
der Hauptsache im Inlande zur Verarbeitung gelangen. Der Ausfall der 
Ausfuhrprodukte auf dem Gebiete der Rohstoffe und der halbfertigen 
Waren wird zur Erreichung der aktiven Handelsbilanz von sehr großer 
Bedeutung sein. Noch mehr als früher muß die deutsche Wirtschaft 
Fertigfabrikate ausführen, in denen eine Menge menschlicher Arbeit 
enthalten ist. Dazu sind günstige Handelsverträge notwendig, die den 
Produkten deutscher Arbeit die Tore aller Staaten öffnen. Sobald also 


das Sachverständigengutachten in Wirksamkeit tritt und die Atmosphäre 
in Europa durch dessen Annahme bereinigt ist, muß die deutsche Diplo¬ 
matie, im Bunde mit berufenen Kreisen der Wirtschaft, ihren ganzen 
Scharfsinn aufwenden, um Handelsabkommen auf der Grundlage der 
Do-ut-des-Politik mit annähernd 20 Staaten zustande zu bringen. 


Fertigindustrie und landwirt¬ 
schaftliche Schutzzölle 


Wenn also oie Fertigfabrikation - den 
Grundstock des zukünftigen deutschen 
Außenhandels bilden soll, dann muß diese 


nicht nur qualitativ hochwertig, sondern auch billig sein. Soll sie das 
sein, dann ist es mit den Interessen der Industrie nicht vereinbar, daß 


die Lebenshaltung des deutschen Volkes durch Lebensmittelzölle ver¬ 
teuert wird. Im Gegenteil ist die Industrie daran interessiert, daß die 
alte Streitfrage, Schutzzoll oder Freihandel, endgültig in allen Staaten 
zugunsten der letzteren entschieden wird. Hierüber wird in der nächsten 
Zeit noch viel zu sagen sein. — Die Frage der Handelsverträge und der 
Zollpolitik sind für das deutsche Volk ungeheuer wichtig. Schon hat 
ein harter Kampf von Interessenten eingesetzt, die Debatten in den 


Parlamenten waren nur das Vorspiel dazu. Das ganze Volk muß die 


Möglichkeit haben, an der Entscheidung der Handelspolitik teilzunehmen. 
Das ist eine Unmöglichkeit, wenn das bis zum 30. Juni bestandene han¬ 
delspolitische Ermächtigungsgesetz in Wirksamkeit bleibt. Im Dunkel 
solcher Gesetze können einseitige Interessen verschiedener Wirtschafts¬ 


gruppen verwirklicht werden. Möge der Reichstag dafür sorgen, daß 
hier freie Bahn und die Möglichkeit einer öffentlichen Kontrolle ge¬ 
schaffen werden. Mercur. 
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itt. Juli 1924 


Herriots Schwierigkeiten 

Won Rad. Breihcheid 

Dr. Breitschekl ist soeben aus Paris zurückgekehrt, wo er 
mit führenden französischen Politikern Un erredungen ha !e; seine 
nachstehenden Ausführungen verdienen schon darum besondere 
Aufmerksamkeit. Mit bemerkenswerte:, die sozia istis.-he Außen¬ 
politik kennzeichnender, alle diploma is.hen Qiiacksa.bereden ge¬ 
ringschätzender Offenheit, zeigt Breitscheid den Weg zur end¬ 
gültigen Verständigung mit Frankreicn, aber auch die S hwierig- 
keiten, die vor allem durch den beklerseiiigen Natio.iaiismus ihn 
noch immer gefährden. Dieses vor allem in Dju schla .d täglich 
wuchernde Giftgewächs hat sich abermals an Breitsoicid heran- 
gemacht. Er ist, weil er mit Herriot sprach, des Landesverrats 
bezichtigt worden. Wir meinen, daß man dankbar und zuirieden 
sein sollte, wenn Vertreter der deutschen Arbeiterschaft und, was 
wichtiger ist, Vertreter des republikanischen und dcmovrat.schen, 
also des größeren und wahren Deutschlands, Gelegenheit suchen 
und bekommen, den französischen Ministerpräsidenten zu sprechen. 
Freilich, da solche Unterredungen die Vers.ändigung, oeii Frieden 
und damit hüben und drüben die Macht des Volkes stärken 
könnten, mißfallen sie den sogenannten Nationalen, denen Zer¬ 
trümmerung der Demokratie und hohe Getreidepreise noch immer 
wichtiger sind als Deutschlands und der Welt Gesundung. Ge¬ 
genüber diesen veritablen Landesverrätern, diesen schamlosen 
Klassen und Portemonnaie.ana.i .e n ist die Verständigungsa beit der 
Sozia.isten eine Leistung von höchs.er moralischer und politischer 
Bedeutung. 

Es versteht sich übrigens von selbst, daß Genosse Breit¬ 
scheid das Gespräch mit Herriot auf die Fragen der Gefangenen¬ 
befreiung und der Räumung des Ruhrgebiets beschränkte. Ebenso 
selbstverständlich ist es, daß Breitscheid zwar nicht im Auitrage 
des Auswärtigen Amts, aber mit dessen Wissen nach Paris ging, 
und daß er nach seiner Rüdekehr den zuständigen Steilen über 
seine Eindrücke Bericht erstattet hat. D. Red. 

Den glücklichen Wochen, in denen sich die französische Linke 
der Freude über ihren Wahlsieg hingeben und hoffnungsvoll den 
Ideen für die Neugestaltung der französischen Politik nachhängen 
konnte, sind Zeiten ernstester Arbeit und heftigster Kämpfe gefolgt. 
Auch Enttäuschungen haben sich schon eingestellt. Es gelang zwar, 
Millerand zu stürzen, aber es glückte nicht, Painleve an seine 
Stelle zu setzen, sondern es wurde Doumergue zum Präsidenten der 
Republik gewählt, ein ehrlicher und zuverlässiger Republikaner 
zwar, aber doch eben nicht der Kandidat der Linken. Er siegte 
mit Unterstützung der Poincaristen, die, unfähig, einen eigenen 
Mann durchzubringen, sich mit den schwankenden und unzuver- 
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lässigen Elementen im radikalen Lager verbanden. Aehnlich ging . 
es mit der Wahl des Senatspräsidenten, bei der de Selves einen 
Vorsprung von siebzehn Stimmen vor dem vom Linksblock präsen¬ 
tierten Bienvenu-Martin erhielt. Es folgten die Wahlen der Vor¬ 
sitzenden in den Kammerausschüssen. Wieder drangen in zwei 
der wichtigsten Kommissionen, der der Armee und der ausw^tigen 
Angelegenheiten, die offiziellen Kandidaten der Radikalen und So¬ 
zialisten nicht durch. 

Und gerade in dem Augenblick, wo diese Zeilen geschrieben 
werden, steht das Kabinett Herriot schon in einer nicht ungefähr¬ 
lichen Krisis. Im Senat soll es über die Reparationspolitik inter¬ 
pelliert werden, und dieser Debatte ist durch eine außerordentlich 
heftige Kampagne, die von den Blättern des nationalen Blocks ein¬ 
geleitet wurde, vorgearbeitet worden. Man sieht, der Versuch, das 
demokratische und friedenswillige Frankreich zur Herrschaft zu 
bringen, ist nicht leicht. 

* 

Den Anlaß zu dem neuen Vorstoß der Besiegten vom 11. Mai 
hat die englische Einladung zur interalliierten Konferenz in London 
gegeben. Vielleicht war ihre Form nicht durchaus geschickt, viel¬ 
leicht trug sie zu wenig der schwierigen Stellung Rechnung, in der 
sich Herriot befindet. Das Londoner Foreign Office hat mit der 
Aufforderung zur Teilnahme an der Konferenz rein britische An¬ 
regungen verbunden, und es konnte der Anschein erweckt werden, 
als ob sich der französische Ministerpräsident bei seiner Zusammen¬ 
kunft mit Mac Donald bereits mit diesen englischen Qedaniken- 
gängen identifiziert habe. Das wurde von der militaristisch-reaktio¬ 
nären Opposition in Paris benutzt, um die neue Regierung der 
Preisgabe französischer Ansprüche und Rechte zu zeihen, und man 
entfachte einen Sturm, ganz ähnlich dem, der seinerzeit Briand 
zu Fall brachte, als er in Cannes Herrn Lloyd George zu weit¬ 
gehende Zugeständnisse gemacht haben sollte. Inzwischen ist die 
Aufklärung erfolgt. Herriot hat sich vor den vereinigten Kammer¬ 
ausschüssen für auswärtige Politik und Finanzen gerechtfertigt, 
aber das hindert nicht, daß das Treiben weitergeht, .und daß ins¬ 
besondere Poincare all seinen Einfluß, und man muß hinzufügen, 
all seine Aktenkenntnisse aufbietet, um seinem Nachfolger ein Bein 
zu stellen. 

« 

Schldeßlich ist die Londoner Einladung natürlich nur ein Vor¬ 
wand. Den Gegnern Herriots ist seine Politik des Verständigungs¬ 
und Versöhnungswillens ein Dom im Auge. Sie wollen an dem 
System brutaler Machtentfaltung nicht gerüttelt wissen. Sie wollen 
die Linie, die sie Jahre hindurch verfolgt haben, selbst auf die 
Gefahr der vollständigen Isolieriuig Frankreichs hin nicht auf¬ 
geben, und obwohl selbst Poincare sich grundsätzlich mit dem Gut- 
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wesentlichen nicht von dem unseren. Es wird Loya,lität markiert 
■und unter diesem schönen Schein nach Kräften Sabotage getrieben. 
Daß gilt vor allem vom Außenministerium, dessen Generalsekretär 
Peretti della Rocca sich äußerlich mit demselben Eifer Herrn 
Herniot zur Verfügung stellt, wie er Herrn Poincaxe gedient hat, 
der aber, wie jedermann weiß, im Herzen auf der Seite seines 
früheren Chefs steht und zum mindesten nicht verhindert, daß die 
Presse der jetzigen Opposition in seinem Amt mit Nachrichten ver¬ 
sehen imd instruiert wird. Es sieht so aus, als ob die eigene Ehr¬ 
lichkeit und Offenheit den französischen Ministerpräsidenten daran 
hindere, hinterhältige Absichten bei seinen Untergebenen voraus¬ 
zusetzen, aber auf die Dauer wird er zu der Erkenntnis kommen, 
daß ein Minister, der zu seinem Ziele gelangen will, wenigstens 
die ausschlaggebenden Stellen mit Persönlichkeiten besetzen muß, 
deren er nicht nur bezüglich ihrer Qeschäftskenntnis sicher ist. 
Beteuerungen der Loyalität reichen nicht aus, und ich erinnere 
mich des spöttischen Achselzuckens, mit dem ein sehr bekannter 
französischer Staatsmann, der dem gegenwärtigen Kabinett nicht 
angehört, auf meine Frage nach der Zuverlässigkeit eines be¬ 
stimmten Beamten von der „Loyaute bien pay^“ — der gut be¬ 
zahlten Loyalität — sprach. 

* f 

Alles das würde nun noch racht ausreichen, um die Stellung 
des Ministeriums parlamentarisch zu gefährden, wenn die Basis, 
auf der es in der Kammer steht, unbedingt sicher wäre. Das aber 
ist leider nicht in dem notwendigen Umfang der Fall. Man darf 
an französische Parteien, was ihre Zusammensetzung und ihre 
Organisationsfestigkeit angeht, nicht den deutschen Maßstab an- 
legen. Hier vertragen einen Vergleich nur die Sozialisten und die 
Kommunisten. So sonderbar es klingen mag, bilden die Sozialisten, 
die bekanntlich der Regierung nicht angehören, die festeste Stütze 
des Kabinetts, wenigstens solange es auf dem Wege bleibt, den 
ihm Herriot in seinem Brief an Leon Blum und später mit seiner 
Erklärung vor dem Parlament vorgezeichnet hat. Es gibt auch 
da noch gewisse Reibungen, die ja niemals fehlen, wenn eine Partei 
Regierungspolitik machen muß, ohne in der Regierung zu sitzen. 
Es braucht nur an die Unstimmigkeiten bei der Votierung der fünf 
Dudgetzwölftel am Sonnabend vor acht Tagen erinnert zu werden. 
Aber diese Schwierigkeiten werden sich ausgleichen lassen, und 
wenn alle anderen Gruppen so innerlich geschlossen und gleich¬ 
zeitig so entschlossen wären, wie die sozic^Iistische Fraktion, würde 
ma,n leicht über den Berg kommen. 

Die kleine Partei der sogenannten sozialistischen Republikaner 
dürfte auch bei der Stange bleiben. Und ebenso ist von den Leuten 
um Loucheur und Briand wenigstens für den Augenblick kein Ab¬ 
fall zu fürchten. Bedenken kann nur die Haltung eines Teils der 
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Radikalsozialisten, das heißt der Partei Herriots selbst, erwecken. 
Dte Radikalsozialisten haben im wesentlichen hinter sich den 
kleineren Bürger- und Bauernstand. Aber diese Gruppe weist doch 
mancherlei politische Schattierungen auf. Soweit ein solcher Ver> 
gleich überhaupt zulässig ist, könnte man sagen, daß sie die Leute 
umfaßt, die sich bei uns auf die Deutsche Volkspartei, die Demo¬ 
kraten und sogar auf die Sozialdemokratische Partei verteilen 
würden. Das stärkste Band, das sie zusammen hält, ist der Anti¬ 
klerikalismus. In allen anderen Fragen gibt es Abstufungen, die 
bis zu starken Meinungsverschiedenheiten gehen. So gehört der 
parlamentarischen Fraktion beispielsweise auch Herr Klotz an, 
der im Grunde nichts anderes ist als ein Poincarist, und der sich 
recht lebhaft bemüht, dem Kabinett Knüppel zwischen die - Beine 
zu werfen. Er und einige andere mit ihm sind für eine Agitation, 
wie sie gerade jetzt entfesselt wird, sehr empfänglich, zumal da 
auch politischer Ehrgeiz und Posten Jägerei ihre Rolle spielen. 
Der Aioment könnte kommen, wo sie den offiziellen Führer der 
Partei im Stich lassen. 

» 

Trotz alledem halte ich eine Rückkehr zum Poincarismus für 
ausgeschlossen. Dafür hat das Land am 11. Mai zu deutlich ge¬ 
sprochen, und dafür sind die Kräfte, die dem Rückfall in das alte 
System widerstreben, zu stark. Höchstens, daß Herriot sich ver¬ 
anlaßt sehen könnte, sein Tempo etwas zu verlangsamen und auch 
in seinen Reden Zugeständnisse an seine zweifelhaften Freunde 
zu machen. Man wird das in Deutschland verstehen müssen und 
nicht in den Fehler verfallen dürfen, mehr von ihm zu verlangen, 
als er nach Lage der Dinge zu leisten imstande ist. Seine Absichten 
sind einwandfrei. Es kann insbesondere an seinem Willen, die Ruhr 
wirtschaftlich und militärisch zu räumen, nicht gezweifelt werden. 
Aber sein Wille ist durch mjMicherlei Einflüsse, zu denen neuere 
dings auch eine gewisse Hartnäckigkeit der Brüsseler Regierung 
kommt, gehemmt, und wenn er uns heute noch nicht schwarz auf 
weiß den Termin a^gibt, an dem der letzte französische Soldat auf 
das linke Rheinufer zurückgekehrt sein wird, so soll man deshalb 
nicht Zeter und Mordio schreien und nicht die blödsinnige 'Diese 
verfechten, daß Herriots Politik sich von der seines Vorgängers, 
in nichts unterscheide. Wir ajle hätten den dringenden Wunsch, 
daß ein solcher IPermin bereits feststände, aber über dem, was wir 
noch zu wünschen oder zu fordern haben, sollen wir nicht ver¬ 
gessen, was bereits erreicht ist. Die Tatsa^e steht jedenfalls un¬ 
erschütterlich daß Frankreich heute in einem ganz anderen 
Geist regiert wird, und daß demzufolge ganz andere Hoffnungen 
für die Zukunft Europas berechtigt sind, als vor den Wahlen dieses. 
Frühjahrs. < 
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Wie es 1914 in Paris stand 

Von Eduard Bernstein 

Ein Dokument, das meines Wissens in Deutschland niemals voll¬ 
inhaltlich zur Veröffentlidiung gelangt ist, ist das Manifest der Ver¬ 
treter der belgisdien und französisdien Sektion der sozialistischen Inter¬ 
nationale vom Anfang September 1914, worin sie dieser über die da¬ 
malige Haltung ihrer Parteien — Eintritt in die Regierung und in die 
Koalition der nationalen Verteidigung — Rechenschaft ablegten. Offen¬ 
bar unter dem Druck der Militärzensur gingen bei uns der sozialdemo¬ 
kratischen Presse damals nur kurzgefaßte Berichte darüber zu, die in 
verschiedenen Punkten seinen wahren Charakter nicht zur Erscheinung 
kommen ließen. So hieß es da unter anderem, die Unterzeichner maßten 
sich an, im Namen der Internationale zu sprechen, was ihnen, wie man 
sehen wird, tatsächlich nicht eingefallen ist. Aber lassen wir zunächst 
das Manifest selbst sprechen. Es lautet: 

„Wie klar uns auch das gute Recht der französisdien und bel¬ 
gischen Nation erscheint, die gegen den brutalen Angriff des deutschen 
Imperialismus für ihre Existenz kämpfen. 

Wie sicher wir, die belgische und die französische Sektion sind, 
unsere Pflicht als Internationalisten gegen den Krieg und für den 
Frieden vollständig erfüllt zu haben, so ziemt es sich, daß wir dm 
anderen Sektionen der Internationale in einem kurzen Abriß mit 
dem unparteiischen Zeugnis'der Tatsachen den Beweis dafür ablegen. 

Was die französisrae Sektion betrifft, so haben wir nicht zu¬ 
rückzukommen auf die Pericxle vor dem Krieg, als die allgemeine 
Raserei der Kolonialpolitik und der Rüstungen anwuchs und wir uns 
der Marokkopolitik und dem Gesetz der dreijährigen Dienstzeit, dieser 
Folge des deutschen Wehrgesetzes, widersetzten. 

Es handelt sich um die Entstehungskrise des jetzigen Krieges. 
Diese Krise ist durch das österreichische Ultimatum an Serbien wie 
eine Verschwörung hereingebrochen. Von Anfang an, und mehr noch 
als Oesterreich die friecifertige und versöhnlidie Antwort Serbiens 
verwarf, bestand kein Zweifel mehr, daß das kaiserliche Deutschland 
es unterstützte und den Krieg wollte. 

ln ciiesen kritischen Stunden und um das Mandat der Internationale 
zu erfüllen, sind wir in Verhandlung getreten mit der französischen 
Regierung, haben von ihr vor allem verlangt, daß sie mit aller Kraft 
die englisdie Vermittlung als beste Friedensmöglichkeit unterstütze und 
auf die russische Regierung einen Druch zugunsten der Vermittlung 
ausübe. 

. Wir haben uns davon überzeugt, daß die französische Regierung 
aufrichtig den Frieden gewollt und, wie wir es verlangt hatten, ihre 
ganzen Bemühungen zu seiner Erhaltimg aufgewandt hat. Noch am 
Nachmittag des Tages des Bruchs der ^Ziehungen ist die Delegation 
der sozialistischen Kammerfraktion zum Ministerpräsident Viviani 
gegangen. 

Herr Viviani hat uns nicht verheimlicht, daß trotz aller seiner 
Bemühungen der imperalistische deutsche Angriffseifer mit jedem 
Augenblick die Erhaltung des Friedens unwahrs'heinlicher machte. 
Aber er erklärte, daß die französische Regierung bis zum letzten 
Augenblick ihr möglichstes tun werde, um die äußersten Friedens¬ 
möglichkeiten wahrzunehmen; daß trotz der Einbrüche deutscher 
Truppen auf französischen Boden die französischen Truppen acht 
Kilometer von der Grenze entfernt bleiben würden, und daß franzö- 
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sischerseits nichts geschehen würde, was der Fortsetzung der Friedens¬ 
unterhandlungen sdiaden könne, da der wünschenswerte Friede noch 
inuner möglich sei, solange der deutsche Botschafter, Herr v. Schoen, 
in Paris bleibe. 

Wir verlangten und bestanden mit Energie darauf, daß eine 
neue und demonstrative Kundgebung von Frankreichs Friedenswillen 
unverzüglich ausgeführt werde; daß ein ausdrückliches Verlangen 
nach einer erneuten Intervention und Vermittlung an England mit ^r 
förmlichen Erklärung der vollen und energischen Unterstützung von 
seiten Frankreichs gerichtet werde. 

Herr Viviani schien dazu entschlossen und versprach uns, noch 
.am gleichen Abend den Vorschlag dem Ministerrat zu unterbreiten. 
Aber wir hatten ihn noch nicht eine Stunde verlassen, als Herr 
von Schoen ihn im Ministerium des Aeußern aufsuchte und seine 
Pässe verlangte. 

Die in Paris lebenden deutschen Sozialisten vom Leseklub, die 
Tag für Tag den Ereignissen und unseren Bemühungen gefolgt waren, 
haben unsere Haltung durchaus gebilligt und unsere Hoffnungen 
geteilt. 

Wir haben dagegen Ursache, zu fürchten, daß die durch offizielle 
Berichte getäuschte deutsche Arbeiterklasse keine wahrheitsgetreue 
Kenntnis von den Tatsachen hat. 

Wir unterbreiten ihrem Nachdenken die große bezeichnende Tat¬ 
sache, die zeigt, auf welcher Seite der Angriffswille war: der Ein¬ 
bruch in das belgische Gebiet. 

Nachdem sie erst fälschlich behauptet hatte, daß französische 
Flieger vor der Kriegserklärung Bomben auf Nürnberg geworfen 
hätten, hat die kaiserliche deutsche Rcgierunjg mit ebenso wenig tat¬ 
sächlicher Unterlage behauptet, französische Truppen seien in Migien 
eingedrungen oder im Begriff, es zu tun. Dies gerade in dem Moment, 
wo Frankreich die schon Belgien gegebene förmliche Versicherung, 
daß es die belgische Neutralität respektieren werde, England gegen¬ 
über erneuert hatte. Mit jenem Vorwand hat Deutschland ^Igien 
aufgefordert, seiner Armee den freien Durchmarsch zu gewähren und 
ihm, als es das verweigerte, den Krieg erklärt, Lüttich belagert und 
das Gebiet überflutet. 

Auch in Luxemburg sind die deutschen Truppen eingedrungen. 

Diese Tatsachen unterbreiten wir dem Urteil des internationalen 
Proletariats. Sie genügen, um zu zeigen, auf welcher Seite der An¬ 
griff war und auf welcher Seite man den Krieg gewollt hatte. 
Wenn wir uns in diesem Augenblick der Krisis im Parlament und im 
Lande mit den anderen Parteien der Nation zusammengefunden haben, 
so deshalb, weil wir uns bewußt sind, für die Grundsätze zu kämpfen, 
die wir stets gemeinsam verfochten haben. 

Nicht in aggressiver Absicht, nicht einmal weil sie fühlte, daß 
sie von Uebelwollen und Feindseligkeit umgeben war, hat unsere Re¬ 
gierung sich zum Krieg entschlossen. 

Wir sind sicher, daß wir die Unabhängigkeit und Selbständig¬ 
keit unserer Nation gegen den deutschen Imperialismus verteidigen. 
Wir kämpfen nicht gegen das deutsche Volk, dessen Unabhängigkeit 
und Selbständigkeit wir ebenso hoch achten. 

In der Gewißheit, für das Prinzip der Freiheit, des Rechts der 
Völker auf Selbstbestimmung einzutreten, ertragen die französischen 
und belgischen Sozialisten die harte Notwendigkeit des Krieges. Sie 
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sind dessen gewiß, daß, wenn erst die Wahrheit festgestellt ist, die 
deutschen Sozialisten ihr Verhalten billigen und sich ihnen an¬ 
schließen werden. 

Für die französische sozialistische Partei: 

Die Delegierten beim Internationalen Sozial. Büro; 

Jules Guesde, Jean Longuet, Marcel Sembat, Eduard Vaillant. 

Für die belgische Arbeiterpartei: 

Die Delegierten des Internationalen Soz. Büros: 

Eduard Anseele, Louis Bertrand, Camille Huysmans.“ 

Ein selbst heute noch der ernsthaftesten Würdigung wertes Doku¬ 
ment. An seiner inneren Wahrhaftigkeit ist nicht zu zweifeln. Bessere 
Bürgen für sie als die Unterzeichner konnte es nicht geben. Jules 
Guesde, mit Paul Lafargue der Begründer und Führer des marxistischen 
Flügels der Sozialisten Frankreichs, hatte die ganze Zeit über das 
Bündnis Frankreichs mit dem zarischen Rußland auf das schärfste be¬ 
kämpft, Jean Longuet, der Enkel Karl Marx’, die von diesem verfochtene 
Anschauung, daß das zarisch regierte Rußland die ewige Bedrohung 
der revolutionären Entwicklung Europas sei, sozusagen mit der Mutter¬ 
milch eingesogen, der geistreiche und kühne Marcel Sembat gerade 
kurz vorher seine auch in Deutschland von allen Friedensfreunden 
warm begrüßte Streitschrift gegen die Anwälte der verschärften Rüstun¬ 
gen des republikanischen Frankreich veröffentlicht, die als Titel den 
Warnungsruf trug: „Macht den Frieden oder macht einen König“, und 
Eduard vaillant, der Veteran des revolutionären Sozialismus in Frank¬ 
reich, stets das warme Empfinden für Deutschlands Kultur an den Tag 
gelegt, das er in seinen Jünglingsjahren in Tübingen als Student und 
Schüler des Literarhistorikers Hermann Kurz sidi angeeignet hatte. 
Keiner dieser Männer hätte es der Regierung Viviani verziehen, wenn 
sie der Kriegspartei ins Garn gegangen wäre. 

Nicht minder unverdächtig waren die belgischen Unterzeichner des 
Manifestes. Louis Bertrand, der als Arbeiter schon der ersten Inter¬ 
nationale angehört und als Schüler und Freund Cesar de Paepe’s un¬ 
ablässig dessen Bemühungen für das Zustandekommen der zweiten 
Internationale unterstützt hatte, Eduard Anseele, der Vlame, den Wil¬ 
helm Liebknechts Schriften vor allem für den Sozialismus gewonnert 
hatten, und Camille Huysmans, gleichfalls Vlame und Sekretär des 
Internationalen Sozialistischen Büro, sie hatten sich bei jeder Gelegen¬ 
heit von dem Gedanken durchdrungen gezeigt, daß ihr Land zufolge 
seiner geographischen Lage und der ethnologischen Zusammensetzung 
seiner Bevölkerung zum Vermittler zwischen Deutschland und Frank¬ 
reich berufen sei, stets in diesem Sinne sich betätigt. 

Zur Sache selbst bestätigt der auf das Verhalten Frankreichs be¬ 
zügliche Teil des Manifestes die Erklärung, die der große Jean J a u r ^ s 
fünf Wochen vorher, am 29. Juli 1914, am Abend nach der Sitzung des 
Internationalen Sozialistischen Büro in Brüssel in der Riesenversamm¬ 
lung im Zirkus Royal abgab: 

„Uns französischen Sozialisten ist eine leichte Aufgabe gestellt. 
Wir brauchen unserer Regierung nicht erst die Friedenspolitik vor¬ 
zuschreiben, sie befolgt sie in der Praxis. Ich, der ich nie gezaudert 
habe, den Haß unserer Chauvinisten auf mein Haupt zu lawn durch 
mein hartnäckiges und nie nachlassen werdendes Streben nach Er¬ 
stellung der deutsch-französischen Annäherung, ich habe das Recht, 
zu erldären, daß in der gegenwärtigen Stunde die französische Re¬ 
gierung den Frieden will und für Erhaltung des Friedens arbeitet. 

Die französische Regierung ist der beste Friedensverbündete 
dieser bewundernswürdigen englischen Regierung, welche die Initiative 
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zur Vermittlung ergriffen hat. Und sie wirkt auf Rußland durdi ihre 
Ratschläge im Sinne der Weisheit und Geduld. 

Unsere Pflicht ist es, darauf zu bestehen, daß sie mit Nachdruck 
auf Rußland einspreche, sich (der Kriegserklärung) zu enthalten. Sollte 
aber Rußland unglücklicherweise dem nicht nachkommen, so ist es 
unsere Pflicht, zu erklären: Wir kennen nur einen Vertrag, 
dei^der uns an das Menschengeschlecht bindet.'' 

Diese mutige Erklärung kostete Jaur^ das Leben. Zwei Tage, 
nachdem er sie abgegeben, fiel er von der Hand des Fanatikers Villaui. 
Inwieweit er die damaligen Absichten des Kabinetts Viviani richtig ge¬ 
schildert hat, soll uns hier nicht des weiteren beschäftigen. Es genügt 
festzustellen, daß stichhaltige Beweise für das Gegenteil nicht er¬ 
bracht worden sind. Dagegen bleibt es bemerkenswert, daß dieses 
Kabinett noch am Nachmittag des 3. August es für möglich erklärte, 
den Krieg zu vermeiden, obwohl schon am 1. August Deutschland dem 
mit Frankreich im Bundesverhältnis stehenden Rußland* den Krieg er¬ 
klärt hatte. Es war das Kabinett derselben Partei, als deren Vertreter 
heute Herriot Ministerpräsident Frankreichs ist, und deren Verhältnis zur 
sozialistischen Kammerfraktion war ein ähnliches, wie es heute zwischen 
sozialistischen Radikalen und Sozialisten in Frankreich besteht. Nicht 
an ihnen lag es, daß es damals zum mörderischen Krieg zwischen 
Deutschland und Frankreich kam. 

Was speziell die sozialistische Kammerfraktion Frankreichs von 
1Q14 betrifft, so ist es nur ein Akt geschichtlicher Gerechtigkeit, ihre 
damalige charaktervolle Haltung nachträglich in helles Licht zu setzen. 
Und man begreift, wie sehr es sie und die belgischen Sozialisten er¬ 
schüttern mußte, als sie erfuhren, daß am 4. August die sozialdemo¬ 
kratische Fraktion des deutschen Reichstags der kaiserlichen Regie¬ 
rung, die den Krieg in beide Länder hineingetragen hatte, die Kriegs¬ 
kredite bewilligt hatte. Um so anerkennenswerter, daß ihr Manifest 
an die Sektionen der Internationale kein gehässiges Wort darüber ent¬ 
hält, sondern nur der Befürchtung Ausdruck gibt, daß die deutsche 
Arbeiterklasse keine wahrheitsgetreuen Berichte von den Vorgängen 
habe. Eine Befürchtung, die nur zu berechtigt war. Wir sind damals 
getäuscht worden. In mäßigen Umfange schon in den Tagen vor Kriegs¬ 
ausbruch, unmäßig aber von dem Tage an, wo die Oberste Heeres¬ 
leitung die Zensur der Presse übernahm und nun bis zum Kriegsende 
nicht mehr aus den Händen gab. 

Der Unterschied hn Verhalten der sozialistischen Kammerfraktion 
Frankreichs und der Reichstagsfraktion der deutschen Sozialdemokratie in 
den verhängnisvollen Augusttagen 1914 erklärt sich nur zum Teil aus 
der Verschiedenheit, wie sich hüben und drüben die weltpolitische Situ¬ 
ation darstellte. Sie war auch in hohem Grade eine Folge des Unterschieds 
der politischen Verfassung beider Länder. Wer sich ihn vergegenwärtigt, 
wird erst völlig inne werdem von welcher Bedeutung für das Schicksal 
beider Länder es ist, daß Deutschland aufgehört hat, ein Militärstaat 
zu sein. Die reaktionären Parteien handeln logisch, wenn sie des letzteren 
Wiedererrichtung erstreben. Sie wäre die verhängnisvollste der denkbaren 
Reaktionen. Die Demokratie aber begeht Selbstmord, wenn sie diesen 
Bestrebungen irgendwelchen Vorschub leistet. 

Das tut man jedoch, wenn man dem deutschen Volk verheimlicht, 
in wie hohem Grade es seine Notlage dem Einfluß verdankt, den der 
Militarismus 1914 und die folgenden Jahre in Deutschland ausgeübt hat. 
Ueber die damalige Notwendigkeit des Krieges mit dem Zarenreich kann 
man verschiedener Meinung sein. Daß Deutschland, statt es nur mit 
ihm zu tun zu haben, den Weltkrieg bekam, war in erster Linie das 
Werk des deutschen Militarismus. 

. Darüber noch einiges in einem besonderen Artikel. 
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Mietzinssteuer und Wohnungsfrage 

Von Dr. W. Engler 

Vor dem Krieg war in Deutschland wie auch in anderen Ländern die 
Finanzierung des Wohnungsbaues dadurch gesichert, daß im allge¬ 
meinen die Miete so hoch war, daß davon die Verzinsung des Anlage¬ 
kapitals und die übrigen Unkosten bestritten werden konnten und Kapital 
zu niederem Zinsfuß erhältlich war. Der Krieg und 4n seinem Gefolge 
die Geldentwertung haben auf diesem Gebiete große Umwälzungen 
und eine Reihe von Gesetzen zur Regelung der Wohnungsfrage hervor¬ 
gerufen. Das Reichsmietengesetz geht von dem Grundgedanken aus, 
daß der Hausbesitzer seinen früheren Gläubigern nur einen gerin^n 
Teil des Kapitals zurückbezahlte und von den Zinsen befreit ist. Die 
gesetzliche Miete wurde so nieder gehalten, daß dem Hausbesitzer kein 
Ertrag aus seinem Haus erwuchs. Nur der fortgesetzte steigende Steuer¬ 
bedarf in Staat und Gemeinden verursachten die Erhöhung der gesetz¬ 
lichen Miete. Nach dem Zusammenbrudi des Ruhrkampfes waren das 
Reich und die Länder gezwungen, nach allen möglichen Steuerquellen 
Ausschau zu halten. Der Reichsfinanzminister entdeckte hier die Mög¬ 
lichkeit für eine recht ergiebige Steuer. Er wollte in kurzen Zwischen¬ 
räumen die Miete so steigern, daß bis zum Oktober 1924 die Friedens¬ 
miete erreicht sei. Da aber die Hausbesitzer von der Verpflichtung, 
Hypothekenzinsen zu bezahlen, durch die Geldentwertung befreit waren, 
sollte der Teil des Mietertrages, der früher für Hypothekenzinsen nötig 
war, in Form von Steuern in die Reichskasse geleitet werden. Eine 
Konferenz der Länderfinanzminister hat sich abör einstimmig gegen eine 
solche Reichssteuer gewendet und verlangte diese Steuer für die Länder 
und Gemeinden. Die dritte Steuernotverordnung trug dem Rechnung 
und verpflichtete die Länder zur sofortigen Einführung einer Sonder¬ 
steuer für diejenigen Gebäude, die in der Vorkriegszeit erstellt waren. 

Die sozialdemokratische Fraktion hat im Reichstag den Antrag ein¬ 
gebracht, diese Steuer wieder aufzuheben. Die Fraktion ging dabei 
offenbar von der Voraussetzung aus, daß dann auch die Miete ungefähr 
in der Höhe vom Monat März gehalten werden kann. Es wird notwendig, 
daß die Fraktion nochmals prüft, ob unter den gegebenen Verhältnissen 
der Antrag noch aufrecht erhalten werden kann. Tn allen Ländern ist die 
Mietzinssteuer, oder besser gesagt Sondersteuer auf Gebäude, in der 
Höhe von 20 bis 30 Proz. der Friedensmiete zur Einführung gelangt, 
und damit die Miete auf 60 bis 70 Proz. der Friedensmiete gestiegen. 
Die Hausbesitzer verlangen, daß die Miete freigegeben wird. Das würde 
unter den heutigen Verhältnissen bedeuten, daß die Miete auf etwa das 
li/sfache der Friedensmiete steigen würde, ohne besondere steuerliche 
Erfassung und ohne daß eine irgendwie nennenswerte Bautätigkeit dabei 
in Fluß käme, weil bei den jetzt gegebenen Kapitalzinsen eine private 
Bautätigkeit einfach ausgeschlossen ist. Es ist nach meiner Auffassung 
ein Irrtum, wenn man i^aubt, die Miete könnte dauernd oder doch noch 
aut lange Zeit bei etwa 40 oder 50 Proz. der Friedensmiete be¬ 
lassen werden. Es ist unmöglich, die Miete dauernd in einer Höhe fest¬ 
zulegen, bei der dem Hausbesitzer gar keine Rente verbleibt. Das wäre 
ein Versuch, das Wohnungswesen zu sozialisieren unter kapitalistischer 
Verwaltung und unter Abwälzung aller Risiken auf die Besitzer. Es war 
notwendig, in den letzten Jahren die Miete gesetzlich festzulegen, und 
es ist weiterhin notwendig, das Steigen der Miete so zu regeln, daß 
dabei eine Angleichung der Löhne und Gehälter möglich ist. 

Trotz allem Widerstand, den die Mietervereine einem weiteren Steigen 
der Mieten entgegenstellen, wird sich dieses Steigen aus volkswirtschaft¬ 
lichen Gründen nicht aufhalten lassen. Es geht dann hier wie auf den 
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anderen Gebieten der Zwangswirtschaft: Die Vorschriften werden inmer 
mehr umgangen. Heute schon wird in vielen Fällen, nur um eine Woh* 
nung zu erlangen, die Friedensmiete bezahlt, was gesetzlidi auch er¬ 
laubt ist. Es kann nicht das Steigen der Miete, sondern nur die steuer¬ 
liche Erfassung verhindert werden. Wir müssen uns aber klar darüber 
sein, daß mir aus einer Sondersteuer auf die aus der Vorkriegszeit vor¬ 
handenen Gebäude die Mittel für den Wohnungsbau beschafft werden 
können, damit ist notwendig ein Steig^en der Mieten verbunden. Daß 
eine Sondersteuer berechtigt ist, sei ira folgenden gezeigt. Die Ge¬ 
bäude waren vor dem Krieg im Durchschnitt mit 73 bis 80 Proz. 
ihres Wertes mit Hypotheken belastet. Rechnet man eine 6 prozentige 
Rente für ein Miethaus, so mußten vom gesamten Mieterträgnis etwa 
60 Proz. für die Verzinsung der Hypothekenschulden verwendet werden. 
V<Hi dieser Last sind die Hausbesitzer mit wenigen Ausnahmen befreit, 
während auf der anderen Seite Millionen von Volksgenossen, die ihre 
Ersparnisse in Hypothekenpfandbriefen, auf Sparkassen usw. angelegt 
hatten, ihr Vermögen verloren haben. Es ist also berechtigt, wenn hier 
mit einer Sondersteuer eingegriffen wird. Die Durchführung des so¬ 
zialdemokratischen Antrags auf Beseitigung der Sondersteuer auf Ge¬ 
bäude würde jetzt, wo diese Steuer für die einzelnen Länder und 
Gemeinden schon zur Durchführung gelangt ist, auch eine große Ver¬ 
wirrung in deren Finanzwesen hervor rufen. 

Bei der Einführung dieser Sondersteuer auf die aus der Vorkriegs¬ 
zeit vorhandenen Gebäi^e haben sich in den einzelnen Ländern verschie¬ 
dene Streitfragen ergeben. Der Reichsfinanzminister hat die dritte Steuer¬ 
notverordnung so interpretiert, daß von dieser Steuer die Landwirtschaft 
nidit betroffen werden soll, und tatsächlich hat Preußen in seiner Ver¬ 
ordnung die Landwirtschaft auffallenderweise freigelassen. Begründet 
wurde dies damit, daß die Landwirtschaft sich in einer schlimmeren 
Lage befände als die anderen Stände. Die Befreiung der Landwirtschaft 
ist eine Ungerechtigkeit. Wie will man cs begründen, daß ein Arbeiter 
oder Handwerksmeister, der in einem Industriedorf oder in einer kleinen 
Stadt ein Häuschen hat, die Steuer bezahlt, während ein reicher Bauer 
daneben nichts bezahlt. Die Steuer soll doch — und dieser Grundgedanke 
ist unbedingt festzuhalten — diejenigen treffen, die durch die Geldent¬ 
wertung ihre Hypothekenschulden oft mit ganz lächerlichen Papiermark¬ 
beträgen zurückbezahlt haben. Von den Hypothekenschulden hat sich 
aber nicht nur der städtische, sondern auch der ländliche Grund- und 
Hausbesitz befreit. Es besteht allerdings auch die Möglichkeit, mit 
Wirkung vom 1. November 1925 ab eine Sonderbesteuerung des un¬ 
bebauten Grundes durchzuführen, und dabei sollen dann die landwirt¬ 
schaftlichen Gebäude mit herangezogen werden. Die dritte Steuernot¬ 
verordnung verpflichtet zwar die Länder zur Einführung einer Sonder¬ 
steuer auf Gebäude, sie stellt es aber in ihr Ermessen, ob sie auch die 
Besteuerung des unbebauten Grundes durchführen will. Bei der agra¬ 
rischen Einstellung unserer Einzellandtage ist gar nicht daran zu denken, 
daß diese Steuer jemals zur Einführung gelangt. Es ist auch nicht 
richtig, daß die Landwirtschaft sidt in einer schlimmeren Notlage be¬ 
findet als die anderen Stände. Es ist deshalb auch in keinem anderen 
Land als in Preußen die Freilassung der Landwirtschaft beschlossen 
worden, und audi in Preußen hat neuerdings ein Ausschuß des Land¬ 
tags die Erfassung der landwirtschaftlichen Gebäude verlangt. 

Eine zweite Streitfrage entstand über den Anteil, der von dem 
Steuererträgnis für den Wohnungsbau verwendet werden soll. Die dritte 
Steuemotverordnung bestimmt, daß mindestens 10 Proz. vom Erträgnis 
dafür verwendet werden. Diese 10 Proz. mußten dem Reidisfinanz- 
minister in schwerem Kampfe abgerungen werden. Im Reichsfinanz¬ 
ministerium und auch im Reichswirtschaftsministerium steht man auf 
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dem Standpunkt daß für den Wohnungsbau überhaupt nichts getan 
werden sollte. Daß wir Sozialdemokraten diesen Standpunkt nicht teilen 
können, ist selbstverständlich. Es ist zu begrüßen, daß in Preußen be¬ 
schlossen wurde, 50 Proz. vom Erträgnis für den Wohnungsbau zu ver¬ 
wenden. Dieser Prozentsatz sollte überall zur Geltung kommen. Der 
größte Teil der Länder hat sich aber auf die vorgeschriebenen 10 Proz. 
beschränkt. Im badischen Landtag wurde dieser Tage beschlossen, 
25 Proz. für den Wohnungsbau zu verwenden. In einzelnen 
Mieterorganisationen wurde verlangt, daß der ganze Ertrag für den 
Wohnungsbau verwendet wird. Die Vereinigungen gingen dabei von 
etwas irrigen Voraussetzungen aus; denn es ist falsra, wenn man an¬ 
nimmt, daß die Steuer nur von den Mietern getragen wird, weil ja aueii 
die Besitzer von Eigenwohnungen Steuern zahlen. Es besteht aber auch 
noch aus einem anderen Grunde keine Berechtigung für die Forderung, 
alles für den Wohnungsbau zu verlangen, man muß sich nur den' 
wirtschaftlichen Vorgang der letzten Jahre einmal genau vor Augen 
halten. Durch die Geldentwertung wurde der Hausbesitzer schuldenfrei 
und hat die Zinsenlast nicht mehr zu tragen. Der Betrag, den der 
Mieter für seine Wohnung zahlte, wurde so entwertet, daß er nur 
noch einen winzigen Bruchteil von dem war, was er früher bezahlte. 
Steigert man die Miete auf die Friedensmiete, so entsteht für den Haus¬ 
besitzer, der früher nur wenig eigenes Geld in seinem Hause stecken hatte, 
eine Rente, auf die er keinen Anspruch hat. Hat aber der -Mieter An¬ 
spruch darauf, daß ihm ewig die Miete niedergehalten, oder das Geld 
lediglich in seinem Interesse verwendet wird? Ich sage „Nein“. Denn 
diese freigewordene Rente, auf die weder der HausTCsitzer, noch der 
Mieter einen berechtigten Anspruch hat, entstand dadurch, daß andere 
ihr Vermögen verloren haben und nicht wieder erhalten können. Diese 
Leute haben Anspruch darauf, daß sie, sofern sie dadurdi in Not ge¬ 
raten sind, von Staat und Gemeinde so unterstützt werden, daß sie nod» 
ein einigermaßen menschenwürdiges Dasein führen können. Den Län¬ 
dern ist deshalb die Berechtigung, die Sondersteuer auf Gebäude zu 
erheben, gleichzeitig mit der Angabe gegeben worden, die Fürsorge 
für die Kriegsbeschädigten und deren Hinterbliebenen, für Sozial- und 
Kleinrentner und alle sonstigen Unterstützungsbedürftigen zu überneh¬ 
men, und es ist ganz berechtigt, wenn der Aufwand für diese Zwedke 
ebenfalls zum Teil aus dieser Steuer bestritten wird. 

Zusammenfassend möchte ich sagen: Wir stehen nicht vor der 
Frage: niedere Mieten oder Sondersteuer, sondern vor der Frage: 
wildes Steigen der Miete ohne steuerliche Erfassung, oder geregeltes 
Steigen mit Anpassung der Löhne und Gehälter und steuerliche Er¬ 
fassung einer neuentstehenden Rente, um auf diesem Weg Mittel für 
Wohlfahrtspflege und Wohnungsbau zu schaffen. Solange die Bau¬ 
kosten unci der Zinsfuß so abnormal hoch sind, kann ohne teilweise 
Kapitalbeschaffung aus öffentlichen Mitteln nichts zur Lösung der Woh¬ 
nungsfrage getan werden; wichtiger als niedere Mieten ist die Förderung 
des Wohnungsbaues. Unsere Partei muß sich mit der Tatsache abfinden, 
daß die Mieten bis zu einem gewissen Zeitpunkt eine Höhe erreichen 
werden, wie sie den Baukosten und einem normalen Zinsfuß entsprechen. 
Aufgabe der Staatsverwaltung ist es, ihre Beamten und Arbeiter so zu 
bezahlen, daß sie in der Lage sind, die gestiegenen Mieten auf sich 
zu nehmen. Der Staat hat die Gewerkschaften in ihrem Kampf mit dem 
privaten Unternehmertum zu unterstützen, damit auch die Arbeitslöhne 
aut die notwendige Höhe kommen. Der Moment, wo die Wohnungs¬ 
zwangswirtschaft in eine wirkliche Wohnungsgemeinwirtschaft hätte um¬ 
gebaut werden können, ist in dem Kampf um recht niedere Mieten ver¬ 
paßt worden. Wir müssen aufmerksam sein, damit die Erfassung einer 
neuentstehenden Hausrente, durch die Allgemeinheit, nicht wieder ver¬ 
paßt wird. 
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Zwei Brandherde der auswärtigen Politik 

Von Albin Michel 

I. 

Von Syrien und Albanien ist es jetzt wieder etwas stiller ge* 
geworden. Die Nachrichten aus diesen beiden Gd)ieten laufen nur 
noch spärlich ein. Man weiß nicht redit, wie weit in Syrien die „Be* 
ruhigtmg*' gelungen ist, und es läßt sich wenig übersehen, wer jetzt 
eigentliä in Albanien herrscht. Aber eins ist gewiß, audi wenn in 
Syrien und Albanien vorläufig wieder Ruhe eintreten sollte, werden 
diese beiden Länder auch fernerhin zwei Brandherde der auswärtigen 
Politik bleiben. 

II . 

Als Frankreich seine Ansprüche auf das Mandat über Syrien gel* 
tend machte, wollte es ziuiädist über ein Oroß*Syrien herrsdien. Erst 
nach und nach fand es sich mit einem Klein*Syrien, mit einem Syrien 
ohne Palästina und ohne Ciliden ab. Vielleicht muß Frankreich dazu be¬ 
glückwünscht werden, daß ihm nicht der ganze syrisdie Brodcen 
zugeteilt wurde, denn wenn jemals ein europäischer Staat einen Hexen* 
kessel, ein Gebiet mit den verschiedensten Bevölkerungsklassen, mit 
den mannigfachsten Rassen, Religionen, Sekten usw. übernommen hat, 
so kann dies für die Uebernahme Syriens durch Frankreich gelten. 

Die Franzosen haben in ihrem Mandatsgebiet Syrien fünf „Staaten** 
errichtet: Oroß*Libanon, Hauran, Damaskus, Haleb (Aleppo) und das 
Alauitengebiet. Der größte Staat ist Groß*Libanon mit rund 630000 
Bewohnern, ihm folgt der Staat Damaskus mit annähernd 600 000 Be¬ 
wohnern. insgesamt hat Syrien, soweit es unter französischer Oberherr<< 
Schaft steht, einen Umfai^ von 168 000 qkm, das heißt, es ist reichlidi 
viermal so groß wie die ftovinz Brandenburg. In diesem Gebiet wohnen 
gegen 3 Millionen Menschen. Aber ein bunteres Volksgemisch als in 
dem alten Kulturlande Syrien — im Altertum berühmt wegen seiner 
herrlichen Gärten — ist wohl kaum anzutreffen. Die Mehrzahl der Be¬ 
wohner sind Mohammedaner. Nur Groß*Libanon hat eine, wenn auch 
nicht allzu große, christliche Mehrheit. Sowohl die christliche, wie auch 
die mohammedanische Bevölkerung ist in außerordentlich viele Sekten 
gespalten, die sich gegenseitig bekämpfen. Einen besonderen Volks¬ 
stamm bilden die Drusen, ein arabisdi-syrisches Mischvolk mit einer 
Religion, die aus jüdischen, christlichen, mohammedanischen und „heid¬ 
nischen** Elementen zusammengesetzt ist. Uneinheitlich wie dieses ganze 
Volk ist auch seine Verfassung, die Art seines Zusammenlebens — ein 
Gemisch von Despotismus, Feudalsystem und Demokratie. Die Drusen 
werden geleitet durch Emire, durch Dorfälteste und durch die Blutrache. 
Dazu kommt noch, daß in Französisch-Syrien 350 000 bis 400 000 
Beduinen leben, wilde, kampflustige Araber, die kaum einen einheimischen 
Herrscher anerkennen, sicher aber einer fremden Macht keinen Gehorsam 
leisten. So ist Syrien, das als Mittelpunkt der Ausweitung des französi¬ 
schen Einflusses im nahen und mittleren Orient gelten soll. Man kann 
beinahe zu der Ansicht kommen, Frankreich sei in dieses Gebiet hineint 
manövriert worden, nur um seinem Tatendrang im nahen Orient eine 
mehr als ausreichende Gelegenheit zu geben. 

Gewiß, %rien war schon vor dem Kriege eine französische Ein¬ 
flußsphäre. Seit einem halben Jahrhundert sind dorthin und nach 
Armenien große Summen französischen Kapitals geflossen, die in der 
verschiedensten Weise, in Hafen-, Eisenbahnbauten usw. angelegt wurden, 
und noch im Jahre 1913 hat der damalige französische Außenminister 
Pichon in Syrien neue wertvolle Konzessionen für Frankreich durch- 
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gesetzt. Aber es fragt sich doch, ob diese französischen Kapitalsinter¬ 
essen nicht in einer andern Weise wahrgenommen werden konnten wle. 
dadurch, daß sich Frankreich das Mandat über Syrien zusprechen ließ. 
Als Frankreich seinen Einfluß zur Revision des Vertrages von S&vres 
zugunsten der Türkei einsetzte, wurde den französischen Staatsmännern 
der unauslöschliche Dank der Türkei zugesichert, aber in der Politik, 
und namentlich in der auswärtigen Politik, zeigt die Blume der Dankbar¬ 
keit stets nur sehr leicht welkende Blüten. So hat sich auch das Dank¬ 
barkeitsgefühl der Türken rasch verflüchtigt. 

Frankreich ist in Syrien in eine Sackgasse geraten. Es wollte von 
dort aus seine Stellung als christliche Vormacht im Orient neu aufbauen, 
politischen, wirtschaftlichen und militärischen Einfluß dazu gewinnen, 
Sytien sollte ein französisches Machtzentrum für ganz Asien, besonders 
aber für Vorderasien werden. Aber auch wenn man die auswärtige Politik 
in ihrer heutigen Einstellung als etwas Gegebenes hinnimmt, als etwas, 
das nicht mit einemmal radikal umgeändert werden kann, vor allem ni^t 
von einem einzigen Lande oder von einer einzigen Regierung, weil auch 
der Rhythmus eines Staates, die nadi einer bestimmten Richtung hin in 
Bewegung gesetzte Kraft eines Landes nicht plötzlich und unvermittelt 
in die entgegengesetzte Richtung gelenkt werden kann, so bleibt doch für 
die Regierung in Frankreich zu überlegen, ob es nicht besser ist, das 
syrische Abenteuer aufzugeben, sich dort auf die Wahrnehmung der 
französischen Wirtschaftsinteressen zu beschränken. Will Frankreich Syrien 
militärisch beherrschen, so wird es dort immer eine recht ansehnlidie 
Armee unterhalten müssen, die dem Heimatlande schwere Opfer auf¬ 
erlegt und die doch kaum die Ruhe aufrechterhalten kann. Sc^on 
die Beduinen werden dafür sorgen, daß Syrien, solange dort eine fran¬ 
zösische Armee untergebracht ist, ein Brandherd bleibt. 

111 . 

Albanien bildet schon seit drei Jahrzehnten den Mittelpunkt inter¬ 
nationaler Intrigen, und seit noch längerer Zeit ist es ein Gebiet stetiger 
Kämpfe und Wirren. Als seinerzeit die europäischen Großmächte Al¬ 
banien von einem geographischen Begriff zu einem staatlichen Gebilde 
umzuwandeln suchten, war dieser B^chluß sogleich weiter nidits als 
die Ausflucht aus einer Verlegenheit. Es war ein Verlegenheitsakt, weil 
sowohl Oesterreich als auch Italien Ansprüche auf Albanien stellten. 
Schon lange vor der Sprengung des Dreibundes drohten zwischen Oester¬ 
reich und Italien Albaniens wegen schwere Verwicklungen. Ungezählte 
Millionen österreichischen und italienischen Geldes flössen vor dem euro¬ 
päischen Kriege nach Albanien, um dort für Oesterreich und Italien 
Stimmung zu machen. 

Wurden die Katholiken Albaniens von Oesterreich unterstützt, gab 
es unter den Katholiken Albaniens Tausende, die aus österreichischen 
Kassen subventioniert wurden, so verteilten die Italiener ihre Gelder 
mehr auf die Gebiete, in denen Griechisch-Orthodoxe und Mohammedaner 
wohnen. War Oesterreich mehr darauf bedacht, Albanien nicht unter 
das Einflußgebiet einer anderen Großmacht kommen zu lassen, so ging 
die Absicht Italiens darauf hinaus, von seinen Seeplätzen Otranto, 
Brindisi und Bari aus die gegenüberliegende Küste Albaniens zu be¬ 
setzen und damit die Adria zu einem geschlossenen Meer, zu einem 
italienischen Binnensee zu machen. So ist damals der albanische Staat 
geschaffen worden, und ein kleiner, mit wenig Verstand, aber viel Phan¬ 
tasie ausgestatteter deutscher Fürst, der Prinz von Wied, vorher noch 
mit allertei guten Ratschlägen des jetzigen Pensionärs von Doorn ver¬ 
sehen, wurde „König** von Albanien. Diese neugebackene Monarchie 
bestand jedoch nur kurze Zeit. 
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Jedenfalls aber war der Beschluß, einen besonderen albanischen 
Staat nach europäischem Zuschnitt zu errichten, eine Staatstragikomödie 
ersten Ranges. Auch hier hat sich von neuem gezeigt, was dabei heraus- 
kommt, wenn eine alte verknöcherte, nur auf dem Parkett heimische 
Diplomatie, die von Volkswirtschaft, Völkerkunde, Volkspsychologie, geo¬ 
graphischen Bedingtheiten usw. so viel versteht, wie ein grönländisdier 
Bär vom neuesten Tanz, schöpferische Leistungen auch nur kleinen 
Formats vollbringen will. 

Im großen und ganzen müssen die Albanier zu den geschichtslosen 
Völkern gezählt werden. Zwar hatte im 15. Jahrhundert Skanderbeg 
schon einmal ein Königtum Albanien geschaffen, aber dies blieb nur 
eine Episode. Nur eine ganz kleine Oberschicht kann lesen und schreiben, 
ja es gab nicht einmal eine einheitliche albanische Schriftsprache. Im 
Norden und Süden des Landes ist das europäische Kulturleben schon ein 
klein wenig vorgedrungen, dort hat auch bereits die Bodenbebauung 
die tiefste Primitivität überwunden. Mittelalbanien aber mit seinen 
Bergen hat im Wirtschaftsleben noch kaum eine höhere Stufe erreicht, 
als die der alten deutschen Völker zur Zeit ihrer Bedrängung durch die 
Römer war. 

Als Albanien noch türkisch war, wurden in der Malzia, im Ge- 
birgsgebiet, nie türkische Soldaten oder türkische Behörden geduldet, die 
Malzoren, die Bergbewohner oder, wie sie von den Türken genannt 
wurden, die Arhauten, bezahlten nie Steuern und stellten nie Soldaten. 
Höchstens dadurch, daß sie als Räuber und Verwüster in die Gebiete der 
slawischen Völkerschaften des Balkans cinfielen, leisteten sie den Türken 
Hilfsdienste Nie hat es in der Malzia, dort, wo die wildesten Volks¬ 
stämme Albaniens wohnen, eine Gerichtsbehörde gegeben. Dort hat von 
jeher nur das uralte Recht der Berge gegolten, nämlich die Blutrache. 
Ein genauer Kenner des Landes hat einmm behauptet, dort sterbe jeder 
fünfte Mann durch Blutrache. Weil so viele Männer ermordet werden, 
meistens noch nachdem ihnen das Besitztum abgebrannt worden ist. 
besteht in der albanisdien Malzia eine besondere Einrichtung, die wohl 
kaum wieder auf der Erde vorkommt: die der Wirdschen, der Mann¬ 
weiber. Während sonst die Frauen verachtet sind, weiden diese Frauen 
den Männern gleichgeachtet. Sie müssen aber vorher das feierliche Ge¬ 
löbnis ablegen, nie einem Manne anzugehören. 

Lächerlich wie die ganze Staatsgründung, war auch die Aufmachung 
der ersten albanischen Regierungen. Der Prinz von Wied brachte einen 
großen Hofstaat mit, und es wurden sechs Ressortminister eingesetzt, für 
die kein Wirkun^kreis bestand. So gab es in Albanien keine Post, es 
wurde aber ein Postminister eingesetzt, es existierte keine einzige Tele¬ 
graphenlinie, dafür aber waltete ein Telegraphenminister seines Amtes. 
Der Unterrichtsminister verfügte über keine Thülen, der Kriegsminister 
über kein Heer, der Füianzminister über keine Finanzen. Die Albanier 
waren aber nicht gesonnen, diese kostspieligen Einrichtungen zu bezahlen. 
So mußte der Prinz von Wied wieder verschwinden. Freilich hält er 
sich noch heute für den rechtmäßigen Herrscher der Albanier oder 
Sdik^taren. 

Ob die albanische Revolution nur als eine Erweiterung der alten 
Fehden zwischen den verschiedenen Stämmen und Gauen anzusehen ist, 
wie manchmal angenommen wird, kann aber doch bezweifelt werden. 
Nur zu leicht muß der Verdacht aufsteigen, daß dabei auch ausländische 
Antreiber 'und Geldgeber im Hintergründe stehen. Machen sich in der 
albanischen Revolution südslawische, griechische oder italienische Ein¬ 
flüsse bemerkbar, oder haben dabei gewisse Gruppen aus allen drei 
Ländern ihre Hände im Spiel? Das ist eine Frage, die heute der fern¬ 
stehende Beobachter kaum beantworten kann. Sicher ist jedoch, daß 
Italien seine Ansprüche auf Albanien noch lange nicht aufgegeben hat. 
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Der Gedanke, das Adriatische Meer zu verschließen, spukt in Italien noch 
in vielen Köpfen, soll sogar eine Lieblingsidee des großen Herzogs der 
Faschis en sein. Wenigstens eine „friedliche Durchdringung“ Albaniens 
ist im Programm der jetzigen italienischen Regierung enthalten. Noch 
im vorigen Jahre hat Italien am Schkumbifluß große Landstredcen 
übernommen, die urbar gemacht werden sollen. Hier und an anderen 
Flußgebieten im Reiche der Schkipetaren sollen Landflächen geschaffen 
werden, die für die italienische Bevölkerung reichlich Getreide liefern. 
Die albanischen Flüsse, die alle ebenso wilde Gesellen sind wie die 
Menschen, die an den Ufern wohnen, müßten dann freilich durch sehr 
kostspielige Regulierungen erst gründlich gebändigt werden. Die größere 
Wahrscheinlichkeit ist, daß Italien nicht daran denkt, diese Landkon¬ 
zessionen auszunutzen, sondern daß es diese nur gebrauchen will, um 
gegebenenfalls bedrohte wirtschaftliche Interessen vorschützen zu können. 
Unmöglich ist es auch nicht, daß in Südslawien Kräfte am Werke sind, 
die darauf ausgehen, die eigene Grenze weiter nach Süden vorzuschieben. 

Albanien ist ein Völkerbundstaat. Als solcher wird er vielleicht dem 
Völkerbund noch irianche Nuß zum Knacken geben. Wird in Albanien 
eine Neuregelung notwendig, so ist nur zu wünschen, daß sie von 
Leuten unternommen wird, die geschickter sind als die waren, die 
diesen eigenartigen Staat an der Adria geschaffen haben. 


Vor zehn Jahren 

Getäusdite Hoffnung 

Der Reichskanzler und der Staatssekretär des Auswärtigen Amts 
von Jagow werden an der Seite des Kaisers im Hauptquartier verbleiben. 
Die Leitung der Reichs- und Staatsgeschäfte ruht bis zum Ende 
des Krieges in den Händen des Staatssekretärs und Staatsministers 
Dr. Delbrück. „Münchener Neueste Nachrichten“, 

Töchterlein „Mobile“ 

Heldburg. Das am ersten Mobilmachungstage geborene Töchterchen 
des ins Feld gezogenen Reserve-Unteroffiziers Kreisstraßenwärters Appis 
im benachbarten Lindenau hat auf dessen Wunsch und mit Genehmigung 
der Behörde den Namen „Mobile“ erhalten. 

„Schweinfurter Tageblatt“, 22. Augpist. 

Oer Kampf gegen die „Eflglische Straße“ 

Berlin, 25. August. Zwischen dem Salzufer und der Outenberg- 
straße führte ein kurzer Straßenzug den Namen „Englische Straße“ 
bisher ein ruhiges und friedliches Dasein. Sie ist jetzt dem Kriege zum 
Opfer gefallen. Als vorgestern die Bewohner ihren Geschäften nach- 

g ehen wollten, sahen sie, daß sich der Straßenname gewandelt hatte. 

he Straßenschilder waren zur Hälfte mit bedruckten Pappschildern 
überklebt und zeigten die Bezeichnung: „Deutsche Straße“. 

„Berliner Tageblatt“, 25. August. 

Was Herr Pietsch meldet 

Großes Hauptquartier, 25. August . . . Die Schurkerei der Belgier 
geht so weit, daß sie unsern Truppen mit Pulver gefüllte Zi¬ 
garren verkauften, damit sie beim Rauchen ihr Augenlicht ver¬ 
lieren sollten. (Pietsch, Hauptmann a. D., Kriegsberichterstatter) 

„Hamburger Fremdenblatt“, 26. August. 
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. . . und WM dn Berliner schreibt! 

Dem Feldpostbrief eines Berliners, der zwischen Lüttich und Namur 
steht, entnehmen wir folgendes: „Nachdem hier verschiedene Dörfer 
angezündet worden sind, ist das Verhalten der Bewohner anders ge* 
worden. Sie haben ihre Kampfesmethoden aufgegeben, wobei ich er* 
wähnen möchte, daß es modern war, mit gefüllten Bienen* 
körben aus den Fenstern zu werfen." 

„Berliner Lokal*Anzeiger", 26. August. 

Der Jupiter ist kein Scheinwerfer 

Haag, 27. August. Eine, in populärem Ton gehaltene Proklamation 
des belgischen Generalstabes ordnet an, daß abends absolute Dunkel* 
heif in Antwerpen zu herrschen habe, und verbietet das sinnlose 
Schießen in die Luft. Der Oeneralstab warnt vor einer Panik und sagt 
weiter: ,,Seht nicht überall Luftschiffe! Zum Beispiel ist der Planet 
Jupiter, der unv 8 Uhr aufgeht und um 11 Uhr untergeht, kein Schein* 
Werfer. Luftschiffe haben überhaupt keine Scheinwerfer. Telephoniert 
auch nicht immer gleich an die Behörde. Haltet euch ruhig." 

„Berliner Tageblatt", &. August. 

Nur für Offizierei 

An das bekannte Bibelwort aus Matthäus 25, 33 wird man wohl 
erinnert, wenn man von der klugen Musterung hört, die ein Heidelberger 
Professor dieser Tage unter den Damen hielt, die sich zur Verwundeten* 
pflege gemeldet hatten und denen er Unterricht erteilen sollte. Er 
trat, wie uns berichtet wird, vor die Schar der Versammelten und be* 
gann: „Meine Damen! Diejenigen, welche, sich der Pflege 
von Oifizieren widmen wollen, bitte ich auf die linke Seite treten 
zu wollen, und die anderen zur rechten." Etwa sieben stellten sich zur 
Linken des Arztes auf. An diese wendete sich der Professor zuerst 
und sagte: „Sie können nach Hause gehen; für Damen, die nur Offi* 
ziere pflegen wollen, haben wir keine Verwendung und die Unterrichts* 
zeit ist für die anderen Damen vollständig in Anspruch genommen." 

„Frankfurter Zeitung", 28. August. 

Ein ausgeträumter Traum 

Rom, 2Q. August. Die endgültige Abreise des Fürsten von 
Albanien aus Durazzo gilt, nach der „Tribuna", als sicher. Da 
Oesterreich und Italien die Weiterzahlung aer Darlehnsvorschüsse ab* 
lehnen, ist der Fürst aller Mittel bloß. Er dürfte die Re* 
gierungsgewalt schon heute in<die Hände der internationalen Kontroll* 
Kommission legen und über Brindisi heimreisen, um bei seinem in der 
Front stehenden Potsdamer Oarde-Ulanen-Regiment einzurücken. 

„Königsberger Hartungsche Zeitung", 29. August. 

Kein Thronverzfcht 

Wien, 31. August. Fürst Wilhelm verläßt heute Albanien. 
Wie informierte Stellen mitteilen, weilt Essad Pascha jetzt in Kon¬ 
stantinopel. Fürst Wilhelm leistet keinen ausdrücklichen 
Thronverzicht. ,,Vo8sische Zeitung", 1. September. 

Wilhelm vor dem Feind — ln Koblenz! 

(WTB.-Depesche.) Koblenz, 30. August. Hier ist überall folgende 
Bekanntmachung angeschlagen: 

„Seine Majestät, unser allergnädigster Kaiser und König, 
haben mich zu beauftragen geruht, der Bürgerschaft der Residenz 
Koblenz für die während des hiesigen Aufenthalts Seiner Majestät 
zum Ausdruck gebrachte patriotische Gesinnung Allerhöchst seinen Dank 
auszusprechen . . ." „B. Z. am Mittag", 31. August. 
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Ein Jatn* Gefäi^nls 

Eine harte, aber gerechte Strafe hat ein Bergmann in Beuthen er¬ 
halten. Er hatte erzählt, die Kosaken seien in Oberschlesien einge¬ 
drungen, hätten Fernsprechleitungen zerstört usw. Das Ratiborer Kriegs- 
gericnt verurteilte den Schwätzer zu einem Jahr Gefängnis. 

„Hamburger Nachrichten“, 8. September, 

Ein Sieg 

Wien, 1. September. Prinzessin Luise von Belgien ist angewiesen 
worden, innerhalb 24 Stunden Wien zu verlassen. 

„Berliner Tageblatt“, 1. September, 

Wenn da» idcht hilft! 

Petersburg, 1. September, ^eldung der Petersburger Telegraphen- 
Agentur.) Auf kaiserlichen Befehl wird Petersburg künftig 
Petrograd genannt werden. „Deutscher Kurier“, 1. September, 

Sieh mal riner an! 

Wie bereits das bayerische Kriegsministerium, so hat auch jetzt 
das preußische Kriegsministerium die sozialdemokratische 
Presse für das nTeer freigegeben. 

„Berliner Tageblatt“, 2. September. 

Geben Sie Gedankenfreiheit! 

In England beginnt die Arbeiterbevölkerung drohend ihre Stimme 
gegen den Krieg zu erheben, der ihren Erwerb kürzt und ihre Ernährung 
erschwert. Die radikalen Friedensfreunde, deren Stimme jetzt noch 
wirkungslos verklingt, beginnen das Gewebe der Lügen zu zerreißen, 
durch welche die Regierungsmänner das Volk über die Wirklichkeit 
der drohenden Gefahren täuschen. Sind aber erst Grey und Churchill 
gefallen, so kann der Weg zu einer Verständigung auf neuer Grundlage 
mit England geebnet werden. (Theodor Schiemann in der „Kreuz¬ 
zeitung“ vom 2. September.) 

Auf diese Aeußerung antwortete die „Deutsche Tageszeitung“ mit 
einer scharfen Polemik, und die „Kreuzzeitung“ selbst schloß sich unter 
Verleugnung ihres hervorragenden Mitarbeiters der 
Meinung der „Deutschen Tageszeitung“ an. Seitdem hat Schiemann 
seine Mitarbeit an dem Blatte eingestellt. 

Die Verwirrung der Geister 

Die „Frankfurter Volksstimme“ bringt die befremdende Meldung, 
daß das Städelsche Institut, das nach vier Wochen seine Pforten 
nun wieder geöffnet hat, alle die Meisterwerke der fran¬ 
zösischen Kunst, die es in den letzten Jahren erworben, von 
ihren Plätzen entfernt habe. 

„Frankfurter Zeitung“, 6. September. 

Ludwig Frank 

Straßburg, 5. September. Der Reichstagsabgeordnete Dr. Ludwig 
Frank ist zur Front gegangen. Als seine Kompagnie zur Bahn zog, 
gab es für Mannheims Proletariat kein Halten mehr; Männer, Frauen 
und Kinder brachten dem ausziehenden Genossen stürmische Gvationen 
dar. Es gab rührende Szenen und man rief dem wackeren freiwilligen 
Vaterlandsverteidiger ein herzliches Lebewohl nach. „Frank, wieder- 
kommen!“ tönte es immer und immer wieder. 

„Hamburger Fremdenblatt“, 3. September. 
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Im „Vorwärts*^ lesen wir: „Bei einem Sturmangriff ist am Donners¬ 
tag, den 3. September, nachmittags 2 Uhr, der Genosse Dr. Frank in 
der Gegend von Lun^ville (zwisclKn Lun^vtlle und Epinal) gefallen. Er 
erhielt einen Kopfschuß und war sofort tot. Mit zwei MannlKimer Land¬ 
wehrleuten zusammen liegt er bei Baccarat b^raben. Er war nur einen 
einzigen Tag im Gefecht. „Tägliche Rundschau'*, 8. September. 

Durdi Gotte« Gnade verwundet! 

Karlsruhe 12. September. Prinzjoachim telegraphierte an die 
GroBherzogin Witwe Luise: Durch Gottes Gnade war es mir 
vergönnt, im Schra^ellfeuer für unser geliebtes Vaterland ver¬ 
wundet zu werden. Du kannst Dir denken, wie stolz ich bin; das 
Eiserne Kreuz zweiter Klasse wird mich stets an diesen schönsten Tag 
meines Lebens erinnern. 

„München-Augsburger Abendzeitung", 13. September. 


Schwarmgeister 

Eine zeltfenUlBe Erfamening 

Von Dr. Julian Marcuse 

Sommer 1883, das Sozialistengesetz rodete aus, die wilde Jagd der 
Späher, Häscher und öffentlichen Ankläger raste, Ueberzeugung und 
Gesinnung waren geächtet, ihre Träger vogelfrei. Züridi wurde zur 
Zufluchtsstätte, wer nicht dahin flüchten mußte, zog die freiwillige 
Verbannung der Verfolgung vor, die Seele der Partei, ihr Organ und 
ihr Archiv, fanden gesicherten Boden. Die sozialistische Jugend rang 
nach Betätigung und Erkenntnis, wo anders konnte sie dies finden als 
in dem schweizerischen Asyl, dem Sammelpunkt der Geister und Akteure. 
Mit einem Kärtiein Wilhelm Liebknechts, das, an Eduard Bernstein ge¬ 
richtet, nur die Worte enthielt: „Ueberbringer^ünscht sich zu infor¬ 
mieren", wurde die Fahrt unternommen; in Hottingen, unfern von des 
„roten Postmeisters" Motteier St«»rt^üartier, die Einführung vollzogen, 
nottingen und Oberstraß bildeten die politischen Ecken des deutsdien 
Emigrantentums, dort die unausgesetzte praktische Arbeit im Partei¬ 
dienst, hier, in den gastlichen Hausern ^adek und Lübeck, die über¬ 
schäumenden Diskutierabende, die Treffpunkte der Intellektuellen aller 
Länder. Unvergeßlich die mütterliche Frauengestalt, die dem Hause 
Zadek die Weine gab und tapferen Sinnes ihren Kindern in das Exil 
gefolgt war, und Haus an Haus Carl Lübeck, an Gliedern gelähmt, aber 
unerschrocken und ungebeugt sein Schicksal mit dem der Partei ver¬ 
knüpfend. Abend und Nächte wechselten zwischen dort und hier; trafen 
sich bei Zadeks vor allem die deutschen Sozialisten, so zog im be¬ 
nachbarten Quartier der Strom der Slawen ein; in der Atmosphäre von 
Tee und Zigaretten verbrüderte man sich. An meinem Auge ziehen vor¬ 
über Adolf und Heinrich Braun, Spiegler und Höchberg, Vjera Sarru- 
litsch und Ludwig Deutsch, v. Beust und Schramm, ihre Namen jre- 
hören zum großen Teil der Parteigeschichte an; viele sind vergilbt; 
fast alle vei^laßt. Von diesem Boden ausgehend, entstand der Plan 
einer Zusammenfassung sozialistischer Shidierender, sein Vollzug er¬ 
folgte durch die Begründung eines akademischen Vereins. Gleichgesinnte 
hatten sich gefunden, teils durch gelegentliche Berührung, teils durdi 
Empfehlung alter Parteifreunde und Exilisten. Das Land der Freiheit, 
wie man die demokratische Republik der Schweiz in Sozialistenkreisen 
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auffaßte, bot aber nicht immer die volle Gewähr unbehinderter po> 
litischer Einstellung; allepdings waren es vornehmlich Reichsdeutsche 
konservativer Richtung, die Paragraphen und Möglichkeiten zur Nieder- 
haltung sozialistischer Betätigung planmäßig ergriffen. So suchte der 
damalige Rektor der Universität, Prof. Klebs, mit allen ihm zu Gebote 
stehen&n Mitteln die Gründung, die er an sich nicht verhindern konnte, 
zu unterminieren; unsere Anschläge am schwarzen Brett wurden abge¬ 
rissen oder besudelt, Mitgliederverzeichnisse einverlangt und ähnliche 
Schikanen mehr. Demgegenüber besaßen wir in dem Hannoveraner' 
Krüger, dem sein roter Bart zu dem Spitznamen der „rote Krüger“ 
verhalt, einen martialischen Kampfgenossen, dessen Brachialkraft, von 
der er ausgiebigen Gebrauch zu machen pflegte, manchem dieser Atten¬ 
täter blaue Flecke und klatschende Schläge auf Gesicht und Wangen 
eintrug, während die Brüder Weiß, Pfarrerssöhne aus Königsberg, sie 
wanderten später als Aerzte nach Südafrika aus, mehr die geistig¬ 
intellektuelle Tonart vertraten. 

In diesem Kampf mit Rektorat und einer Art deutschnationaler 
Verbindung, an deren Spitze der spätere Medikopharmazeut Hommel, 
der „Erfinder“ des Hämatogen, stand, tobten sich die ersten Anfänge 
der Vereinsgründung aus, sie hemmten aber nicht die rege Arbeit, dW 
sich in Diskussionsabenden, Erörterung sozialwissenschaftlicher und philo¬ 
sophischer Probleme, gemeinsamer wktüre grundlegender Werke usw. 
kontinuierlich fortsetzte. Gäste und Hospitanten wechselten in bunter 
Reihe ab, Volmar imd Bernstein, Wilhelm Liebknecht und Bebel er¬ 
schienen, nahmen teil an unseren Abenden und wirkten durch ihre 
Persönlichkeit wie durch ihre aktive Anteilnahme. So wurde der Verein 
mehr und mehr zum Mittelpunkt der sozialistischen Intellektuelleni, 
seine Reihen vermehrten sich, seine Bedeutung im akademischen Leben 
der Züricher Universität wuchs. Bei dem Jubiläumsfest der alma mater 
im Juli 1883 bildeten wir eine beachtenswerte Gruppe, in deren Reihen 
Männer wie Reinhold Rüegg und Theodor Curti, die bekannten schweize¬ 
rischen Journalisten, mitgmgen. Als Ludwig Büchner nach Zürich kam, 
saßen an unserer Tafel anläßlich des ihm zu Ehren veranstalteten Kom¬ 
merses Jacob Moleschott, der greise Gelehrte, der Botaniker Dodel-Port 
und andere. Alle diese Erscheinungen aber, so sehr sie auch dem 
Prestige der zwar nicht mehr wie im Anfang tätlich angegriffenen, 
aber doch nach wie vor mit scheelen Augen angesehenen Vereinigung 
nützten, ziehen flüchtig vorüber, meine Erinnerung knüpft sich fester 
an einen jungen Studenten, der heute wohl im Höhepimkt seiner wissen¬ 
schaftlichen Größe und seiner sozialen Stellung steht, an Walter, 
Nernst. Der Wirkliche Geheime Rat und Ordinarius für Physik an 
der Universität Berlin, der die Würde des Rektorats bekleidete und, 
wenn ich mich nicht täusche, auch einmal Nobelpreisträger war, gehörte 
im ersten Semester seines Züricher Studienaufenthalts zu uns. Min¬ 
destens in loser Verbindung, denn er war der treue Seladon des oben 
erwähnten „roten Krüger“, neben dem Hünen mit der bärbeißigen 
Physiognomie lief der Mhaglich-schmunzelnde, allweg freudig ins Leben 
schauende kleine Nernst einher. Und ob nun die beiden, Ritter und 
Knappe, bei Fratelli Dorta ihren asti spumante reihenweise leerten — 
in der Trinkfestigkeit hielten sie sich Schach, und heute noch stehen 
sie beide mir in ihrer dem Charakter nach durchaus verschiedenen 
Alkoholreaktion lebendig vor Augen —, oder ob sie, mit Knotenstöcken 
bewaffnet, zu gemeinsamen Taten auszogen wie Don Quichotte und Ritter 
Pansa, das Paar bildete eine stereotype Erscheinung im studentischen Leben 
1883. Ueber vierzig Jahre liegen diese Zeiten zurück, Exzellenz Nernst 
hat die höchsten Stellungen staatlicher Präponderanz errungen, seine 
Karriere kann durch meine Rückerinnerungen an seine „marxistische“ 
Durchgangsperiode also nicht mehr betroffen werden. Vielleicht — 
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ich habe keine Ahnung, ob und wie er politisch eingestellt ist — streift 
sein Rückblick in Jugend und Entwicklung noch ein oder das andere 
Erlebnis aus seiner Züricher Zxit, und wenn er diesen Oedanken be¬ 
gegnen sollte, dann möge er aus ihnen Menschliches, nur allzu Mensch¬ 
liches herauslesen! 


Rheinland und Militarismus 

Von P. Mehlem 

Rheinland und Ruhrgebiet sind für den Reichsdeutschen im unbe¬ 
setzten Gebiet zurzeit noch Ausland. Er braucht zur Einreise deutschen 
Paß und Visum der Besatzungsbehörde, die sich beide in schamhaftem 
Formalismus hinter einem polizeilichen Personalausweis beziehentlich 
dem fremden „Oeleitschein“ verbergen. Jeder Ausländer mit deutschem 
Sichtvermerk auf seinem Paß kann das besetzte Gebiet ohne weiteres 
betreten; der Deutsche bedarf dazu einer von der Besatzungsbehörde 
anzuerkennenden, keineswegs jedesmal anerkannten Begründung und 
muß den Geleitschein obendrein teuer bezahlen. Diese Bedingungen 
und Hindernisse schrecken manchen, eine Reise zu wagen, zu der ihn 
sonst Interesse und Teilnahme veranlassen können. Aber auch die 
herrschenden Vorstellungen von der allgemeinen Lage der Bevölkerung 
halten jene von der Einreise at\ die in normalen Zeiten aus Gründen 
der Touristik, der kulturellen Bereicherung oder der gesundheitlichen 
Notwendigkeit die landschaftlichen Schönheiten, die geschichtlichen Denk¬ 
mäler und die Heil- und Erholungsstätten, besonders des Rheinlandes, 
aufgesucht hätten. Mancher Ausländer fehlt gewiß heute den rheini¬ 
schen Heilbädern, die in einer geradezu erschreckenden Weise ver¬ 
ödet liegen, heute, da er der mit der Markstabilisierung verbundeneA 
Preissteigerung nicht gewachsen ist; die zahlungsfähigen Erholungs¬ 
bedürftigen aus dem unbesetzten Gebiet scheuen jedoch, auch solange 
den meisten von ihnen das Ausland durch die Fünfhundert-Mark-Gebünr 
noch verschlossen war, die Fahrt in einen Landstrich, in dem die per¬ 
sönliche Sicherheit jeder Gewalt und Willkür der zivilen und mili¬ 
tärischen Besatzungsbehörden ausgeliefert zu sein schien. Diese Auf¬ 
fassung und diese Praxis sind für das besetzte Gebiet nicht nur aus 
wirtschaftlidien Gründen sehr bedauerlich, sondern auch aus Gründen 
der allgemeineren Politik und der Verständigung im besonderen, -da 
sie den heutigen Zuständen nicht mehr entsprechen und auch selbst 
gegenüber den unleugbar noch bestehenden Ungerechtigkeiten und Härten 
nicht genügend scheiden und abstufen. 

Entscheidend muß letzten Endes der Standpunkt der betroffenen Be¬ 
völkerung selbst sein. Schon über Paß- und Zollkontrolle beim „Grenze- 
Übertritt zirkulieren abschreckende Angaben. Mag sein, daß üble Laune 
manches Beamten unnötige Plackereien schafft. Man erlebt es aber 
ebenso oft, daß man den Ausweis nicht anders wie seine Fahrkarte 
vorweist, und daß das Gepäck ungeöffnet passiert. Man kann wochen¬ 
lang als deutscher Tourist umherTahren, ohne irgendeiner polizeilichen 
Kontrolle, irgendeiner militärischen Belästigung ausgesetzt zu sein. Das 
französische Militär, dem man allenthalben reichlich bep^egnet, hält 
sich im Dienst wie außerhalb desselben sichtlich zurück, die Engländer 
bleiben vollends unauffällig, und nur in der belgischen Besatzungszone 
konnte man an einzelnen Figuren die Herausforderung der haltungslosen 
Unsicherheit beobachten. 

Anders steht es allerdings mit dem Militär als Organisation, als 
politischem Instrument des bisherigen Regimes. Zunächst wimmelt es 
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noch überall von farbigen Truppen, gewiß nicht von Schwarzen, jedoch 
von Marokkanern, die jedoch jedem europäischen Milieu gleich fremd 
bleiben. In Wiesbaden, Mainz, Koblenz, Kreuznach, Bonn und Aachen 
sind sie zu finden, ja herrschen sie vielfach vor, in Trier tummeln sich 
noch Spahis. Man kennt den Grund: Frankreich mag diese europa¬ 
fremden Söldner nicht in seinen eigenen Grenzen dulden und kann 
andererseits seine eigenen Landeskinder nicht länger ohne starke Wider¬ 
stände zu den Bütteldiensten ün Rheinland auf bieten. Die Truppen 
sind nicht dort untergebracht, wo sie aus zwingenden militärischen 
Gründen liegen müßten, sondern dort, wo auch andern Sterblichen der 
Aufenthalt am angenehmsten sein würde. In stillen alten Badeorten 
wie Langenschwalbach liegen die Marokkaner in den Schulen, und um 
sie vom dort entfernen zu können, muß der Staat für sie neue Kasernen 
bauen. In Bonn wird ein Sportplatz für die Truppe angelegt, nicht im 
freien Gelände, sondern mitten in der Stadt auf dem Platz vor dem 
alten Schloß, der Universität. Bekannt ist die große Anzahl von Villen¬ 
neubauten für die Offiziere; aber vielfach werden diese oft muster¬ 
gültigen Wohnungen als nach Lage und Ausstattung nicht genügend 
oefuiwien, sie stehen leer, dürfen aber auch von den Einheimischen nicht 
bezogen werden — eine geradezu empörende Verschwendung von Arbeit 
und Material angesichts der Wohnungsnot im besetzten Gebiet, die 
durch die Unzahl der Ausgewiesenen noch gesteigert ist. Ganze Hotels 
sind nach wie vor beschlagnahmt und damit dem Fremdenverkehr, auf 
den zahlreiche Orte im wesentlichen angewiesen sind, entzogen. In 
verschiedenen Badeorten sind 50, ja 75 Prozent der früher für Fremde 
verfügbaren Betten durch die Besatzungsbehörden belegt, von dem 
Rest wird nur ein Bruchteil aus den angegebenen Gründen benutzt^ 
Der berühmte Rheindampferverkehr, der sichtbarste Maßstab des 
Fremdenverkehrs, bietet dasselbe Bild der Verödung. 

Die Einheimischen selbst beklagen die Tatsache der Besatzung 
alß solche nicht so ^ sehr, als vielmehr hauptsächlich die wirtschaft¬ 
lichen Folgen. Denn‘die Zeit der körperlichen Uebergriffe und behörd¬ 
lichen Gewalttaten ist mit wenigen Ausnahmen seit Aufgabe des passiven 
Widerstandes im Ruhrgebiet vorüber. Die letzten zerstörenden Aus¬ 
läufer dieses Gewaltsystems waren die Separatistenputsche, deren Drähte 
das französische und das belgische Militär mitziehen half. Man darf 
hoffen, daß diese aussichtslosen Abenteuer endgültig vorüber sind, 
wenn auch an verschiedenen Teilen des Rheinlandes übereinstimmeno 
von neuen Putschversuchen für die kommenden Wochen die Rede ist. 
Die betrübten Lohgerber des Separatismus wollen die Spanne bis zur 
praktischen Auswirkung des Sachverständigengutachtens und des ganzen 
Umschwungs in Frankreich noch einmal ausnutzen, um eine Chance 
zu gewinnen, ein Unternehmen, das jedoch zur Erfolglosigkeit ver¬ 
urteilt sein muß. Die Scheinerfolge der Separatisten waren überhaupt 
nur so lange möglich, als sich die französischen und belgischen Waffen 
vor sie stellten. Nicht nur die staatlichen und städtischen Behörden 
mußten mit gebundenen Händen den Roheiten und Plünderungen des 
politisch kostümierten Janh^els zusehen. Die Arbeiterschaft, die an 
allen Orten bereitstand, mit Gewalt gegen die Separatisten einzugreifen, 
bewies eine bewundernswerte Selbstbeherrschung oder wurde glück¬ 
licherweise durch das Abblasen des Putsches vor einem solchen Ein¬ 
greifen in zwölfter Stunde bewahrt. Man wird auch heute besser noch 
nicht die Orte nennen, an denen solche verzweifelten Gegenaktionen 
dicht vor der Ausführung standen. Die kleinliche Rachsucht des 
bankrotten Besatzungsmilitarismus könnte noch im Abmarsch zu bru¬ 
talen Schlägen ausholen. Aber überall dort, wo die Bevölkerung freie 
Hand hatte, hat sie an den Separatisten ein rücksichtsloses Gericht 
vollzogen. Unter dem Namen der „Schlacht am Aegidienberge“, der 
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Aktion b«i Honnef, kennt man im Rheinland die Vorgänge, bei denen 
die Bevölkerung die abziehenden oder gefangenen Separatisten massa* 
kriert hat; auch in Aachen hat man einen durch eine Seitengasse ab¬ 
transportierten .Trupp der „Rathausstürmer“ in unbedachter Aufwallung 
verschwinden lassen. Und gegenüber diesen vollzogenen Tatsachen hat 
sich kein französischer oder belgischer Militär noch zu rühren gewagt. 

An dem Mißlingen des Separatismus gebührt das entscheidende 
Verdienst der rheinischen Bevölkerung selbst. Man hätte ihr im schlimm¬ 
sten Falle eine Gewaltherrschaft bewaffneter Strolche unter dem Pro¬ 
tektorat der Besatzungstruppen aufzwingen, aber sic niemals zur Be¬ 
teiligung an einem vom Reiche zu lösenden Rheinstaate bringen können. 
Man kann an allen Orten und bei allen Parteien herumhören, und über¬ 
all fast wörtlich der gleichen Auffassung begegnen, die ebenso nüchtern 
wie echt, ebenso entfernt von Reichsverdrossenheit wie von Lippen¬ 
patriotismus ist: „In der ersten Zeit nach dem Frieden, als die Fran¬ 
zosen es mit der sanften Hand versuchten, hätten sie das Rheinland 
für ein Butterbrot haben können. Jetzt hat der französisch-belgische 
Militarismus durch seine kurzsichtige, kleinliche Politik der oTfenen 
Brutalität und der ^heimen Nadelstiche alles getan, um die Rhein¬ 
länder endgültig an Deutschland zu ketten.“ Dieser französischen Mi¬ 
litärpolitik auf deutschem Boden haben die französischen Wahlen 
ein vernichtendes Urteil gesprochen, und die ersten Kundgebungen des 
Kabinetts Herriot lassen keinen Zweifel daran, daß eine selbständige 
oder souveräne Politik des französisch-belgischen Militarismus der Ver¬ 
gangenheit angehört. Es mögen noch, ehe dieser neue Geist bis an die 
unterste militärische Befehlsstelle durchgedrungen ist, manche Ueber- 
griffe, letzte Versuche der Separatisten geschehen; für die summarische 
politische Berechnung scheiden sie aus. 

Wenn trotz aller Nöte und Unbilden, die das Besatzungsmilitär und 
ihre separatistischen Freischärler der rheinischen Elevölkerung zuge- 
fügt haben, diese ohne zu klagen ihr Dasein zu führen vermag, so liegt 
das in erster Linie an einem Umstand, der im unbesetzten Gebiet wenig 
oder gar nicht bekannt geworden ist: daß nämlich die fremden Zivil- 
behörden sich in sehr loyaler Weise und durchgehend in scharfem 
Gegensatz zu ihren eigenen Militärbehörden zu der Bevölkerung zu 
steilen wußten. Die Eindrücke von Liberalität, Objektivität, Respek¬ 
tierung der menschlichen und wirtschaftlichen Interessen der unter¬ 
stellten Bevölkerung, von offener Kritik der unverständigen und zweck¬ 
widrigen Militärpofitik, die man in Unterredungen mit verschiedenen 
der Oberdelegierten und Kreisdelegierten an den verschiedensten Orten 
des Rheinlandes gewinnen konnte, dürften an sich nicht höher einge¬ 
schätzt werden, als Kundgebungen, die auf das Wohlwollen der Publi¬ 
zistik berechnet sind. Aber es ist mir ebenso ausnahmslos von Pri¬ 
vaten und amtlichen Stellen, von Angehörigen sämtlicher bürgerlicher 
Parteien — die Parteigenossen lasse ich hier außer acht — bestätigt 
worden, daß auch die Praxis in jeder Weise diesen programmatischen 
Bekenntnissen der französischen und belgischen Zivilkommissare ent¬ 
sprochen habe. Gewiß können auch die Zivilbehörden nicht ihr Mandat 
verleugnen und ihre Befehle von der hauptstädtischen Zentrale, die 
oft genug vom Geist des Militarismus gefärbt waren, ignorieren; aber im 
Rahmen ihrer Befugnisse haben sie alles getan, um der Bevölkerung 
das Dasein erträglich zu machen und zu diesem Zweck den Machen- 
s^aften des Militärs entgegenzutreten. So wurde an einer Stelle ganz 
otfen die Beteiligung des Militärs an einem lokalen Separatistenputsch 
zugegeben, wenn auch mit verwaltungspolitischer Unkenntnis teilweise 
entschuldig, so wurde die Unfähigkeit des Durchschnittsfranzosen, das 
Wesen anderer Völker zu verstehen gegeben, und ein Umlernen dringend 
verlangt, so wurde in einem besonders drastischen Fall einem ^ut- 
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sehen Beamten gegenüber der militärische Kollege des betreffenden 
Zivilkommissars als „unser gemeinsamer Feind“ bezeichnet. 

Alle diese Erfahrungen sprechen dafür, daß nach dem zu er¬ 
wartenden Fall der militärischen Vorherrschaft im besetzten Gebiet 
Zustände eintreten werden, die unter den durch den Friedensvertrag 
gegebenen Voraussetzungen als erträglich empfunden werden können,. 
Damit aber das Militär in den künftigen Verhandlungen und Beziehungen 
an die zweite Stelle rückt, ist es nicht nur notwendig, daß das neue 
französische Regime dazu bereit ist, sondern auch, daß der bei uns ins 
Unermeßliche und Unerträgliche gesteigerte Kriegervereinsruftimel der 
Völkischen, Stahlhelmleute usw. endlich ernsthaft eingedämmt wird. Es 
ist nicht verwunderlich, mit welcher allgemeinen Ablehnung, ja Un- 
wirschheit der Rheinländer auf diesen billigen Maulpatriotismus sieht, 
der weit vom Schuß zu gewaltsamen Taten auffordert und nicht im¬ 
stande wäre, dem Gegner wirklich gegenübergestellt, mit ihm zu irgend¬ 
einem positiven Ergebnis zu gelangen. Das Wort des Reichskanzlers 
Marx, er wünsche diesen Großsprechern einmal fremde Besatzung, wird 
im Rheinland überall richtig verstanden und deshalb gebilligt. „Die 
Herrschaften sollten doch einmal selbst hierher kommen und sehen, 
ob wir überhaupt existieren könnten, wenn wir nicht verhandelt, sondern 
uns ^att'abweisend gestellt hätten.“ 

Die Bevölkerung im. besetzten Gebiet führt in Wahrheit den einzig 
möglichen Abwehrkampf gegen die Besatzung. Sie stehen in Wirk¬ 
lichkeit in der Front, während die Stahlhelmrasseler die berüchtigte 
Rolle der durchhaltenden Etappenschweine spielen. Sie allein mit ihrer 
mehr oder weniger ernst zu nehmenden, in jedem Falle gegen die 
Republik gerichteten Rüstungen bilden im Augenblick die größte Ge¬ 
fahr für das besetzte Gebiet. Ihr Gehaben wird für die Uebelwollenden 
oder auch nur die Argwöhnischen auf der anderen Seite immer wieder 
ein Grund sein, die Militärkontrolle zu verschärfen, und allein aus der 
Notwendigkeit dieser Maßnahme die Notwendigkeit entsprechender Ge¬ 
genmaßnahmen, d. h. der Aufrechterhaltung des militärischen Regimes, 
zu fordern. Die Ausrottung der illegalen Verbände bei uns ist in dem 
sonst so günstigen gegenwärtigen Augenblick die wichtigste Voraus¬ 
setzung für eine Befreiung der besetzten Gebiete. 


WlRTSCHnFTLICHER RUHDRUCK 

Die Tantiemen der Aufsichtsräte 

Pa«* aiiA Air*tan Handclsprcsse der letzten Wochen war ausgefüllt 
ertratflos**” Berichten über Abschlüsse der' Aktiengesell- 

“ » schäften. Die Aktionäre nehmen die diesjährigen Ab¬ 

schlüsse mit saurem Gesicht en^egen. Nur wenige Unternehmungen er¬ 
klären sich in der Lage, eine Dividende verteilen zu können. Die er- 
rechneten Ueberschüsse werden mit ganz wenigen Ausnahmen auf neue 
Rechnung vorgetragen. Daß bei dieser Situation den Aktionären nicht 
ganz wohl zu Mute ist, kann man menschlich begreifen. Die Reden 
der Vorsitzenden in den Generalversammlungen sind fast immer auf 
denselben Ton gestimmt: Die Geldentwertung habe das Kapital auf¬ 
gezehrt, eine Dividende könne nicht zur Verteilung gelangen, die ge¬ 
schäftlichen Aussichten seien wenig günstig usw. Die Aktionäre werden 
auf die Eröffnung der Goldbilanz vertröstet, auf deren Basis zukünftige 
Erträgnisse zu erwarten seien. In den Generalversammlungen kommt 
es deshalb öfters zu stürmischen Auftritten, da die Herren Aktionäre 
nicht so ohne weiteres gewillt sind, die sorgsam frisierten Bilanzen 
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kritiklos entgegenzunehmen, sondern Aufschlüsse über diesen oder jenen 
Punkt verlangen. Namentlich die Kleinaktionäre opponieren in der 
Regel sehr scharf, doch werden sie von den GroßaKtionären, deren 
Vertreter im Aufsichtsrat sitzen und die auch sonst über alle inneren 
Angelegenheiten des Unternehmens orientiert sind, niedergestimmt. 
Angesichts dieser Situation ist der gegenwärtige Tiefstand der Aktien» 
kurse kein Wunder. Jeder Besitzer von Bargeld vermag heute bei den 
exorbitant hohen Zinssätzen gute Gewinne zu erzielen. Der Besitzer 
von Aktien wird auf die Zukunft vertröstet. Ueberdies ist er vollkommen 
im unklaren, auf weicher Basis die Zusammenlegung der Aktien bei 
der Aufstellung der Goldbilanz erfolgt. Die jetzt herauskommenden 
Goldbilanzen sind denkbar undurchsichtig gehalten. Allgemeine 
Schlüsse auf den Status der Gesellschaften usw. sind daraus schlecht 
zu ziehen. Doch ist mit Sicherheit anzunehmen, daß bei den meisten 
Unternehmungen reichlich Vorsicht bei der Aufstellung der Goldbilanzen 
obwaltete, so daß die innere Konsolidierung mit den Klagen in den 
Sitzungen in keinem Verhältnis steht. Die späteren Abschlüsse werden 
darüber aufklären, daß die vorhandenen Reserven bei der letzten Papier¬ 
markbilanz wenig in Erscheinung traten. Sie sind in unsichtbaren 
Kanälen versickert. 


Trotzdem hohe Tantiömeii 
für AuMchtsrSte 


In keinem Verhältnis mit den ertraglosen 
Aktienpapieren steht in den meisten Fällen 
die Entschädigung der Aufsichtsräte. Ge¬ 
radezu hahnebüchene Fälle sind hier in den letzten Wochen bekannt 
eworden. Greifen wir aus der Fülle des Materials einige markante 
alle heraus. Die Generalversammlung der Bergbau A.-G. Loth¬ 
ringen änderte die Satzung, daß der Aufsichtsrat eine feste Ver¬ 
gütung von jährlich 60000 M. erhält, außerdem stehen ihm lOo/o des 
nach Verteilung von 4o/o Dividende verbleibenden Ueberschusses zu. 
Lothringen ist eine reine Bergbaugesellschaft, — wie soll man sich neben 
solcher Noblesse gegenüber dem Aufsichtsrat die schlechte Lage des 
rheinisch-westfälischen Kohlenbergbaus erklären? Bei der Fabrik für 
Blechemballage O. F. Schaefer Nachf. A.-G., Berlin, er¬ 
hielt jedes Aufsichtsratsmitglied 1000 Goldmark. Außerdem wurde in der 
Generalversammlung bekannt, daß der Aufsichtsrat 15 Aktien aus der 
letzten Emission als Vergütung für seine Anstrengungen im verflossenen 
Jahr erhalten habe. Die Mitglieder des Aufsichtsrats bei der Ma¬ 
schinenfabrik Schubert & Salzer, Chemnitz, erhielten je 
3000 M., der Vorsitzende das Doppelte. Die Steuern wurden außerdem 
von der Gesellschaft getragen. Für das laufende Jahr wurden dem Auf¬ 
sichtsrat in derselben Versammlung 100000 M. bewilligt. Das ergibt 
pro Kopf eine Summe von 12 500 M., die im voraus gezahlt wurde, 
tin feines Geschäft, auf einem Brett 15 500 M. zu erhalten! Und dies 
für eine Tätigkeit, die sicher niCht anstrengend zu nennen ist. Die 
Norddeutschen Eiswerke A.-G. schlossen das Geschäftsjahr 
mit einem Reingewinn von 67 000 M. ab. Der aus fünf Köpfen be¬ 
stehende Aufsichtsrat erhielt insgesamt 24 000 M., außerdem 10 o/o vom 
Reingewinn, ergibt zusammen 30700 M. Man zahlte also dem Aufsichts¬ 
rat eine Vergütung, die fast die Hälfte des Reingewinns ausmachte. 
Der ränfköpfige Aufsichtsrat der Westfalen-Bank A.-G. konnte 
eine Entschädigung von 25 000 M. einstecken. In eine Tantieme von 
50 000 M. teilten sich sieben Personen bei der A.-G. für Fein¬ 
mechanik vorm. Netter & Scheerer in Tuttlingen. Es wird 
kaum notwendig sein, die Liste fortzusetzen. Bei den Großbanken er¬ 
hielt jedes Aufsichtsratsmitglied rund 5000 M. Bei der gegenwärtigen 
allgemeinen Not wächst si^ diese hohe Entschädigung für einen ver¬ 
schwindend kleinen Teil der Bevölkerung geradezu zu einem Skandal 
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nu I™ allgemeinen kann man also feststellen, daß die 

Aktiengesellschaften bei der Gewährung von Auf- 
® *' sichtsratsentschädigungeq mehr als nobel verfuhren. 
Auf den Widerspruch zur Festsetzung von Dividenden wiesen wir oben 
bereits hin. Wie steht es nun mit den Arbeiterlöhnen? Im Vergleich 
mit anderen Industriestaaten zählen die deutschen Arbeiterlöhne zu 


den niedrigsten. Lächerlich geringe Verdienste wurden bei der Um¬ 
stellung auf Coldbasis festgesetzt. In harten Kämpfen versuchte die 
Arbeiterschaft diese Hungerlöhne zu erhöhen; ihre Vorstöße endeten 
aber meistens mit einem Mißerfolg, weil die Stoßtruppen der Arbeiter, 
die Gewerkschaften, durch die Inflation kampfunfähig geworden sind. 
Immer und immer wieder wurde den Arbeitern in allen Tonarten ge¬ 
predigt, daß sie billig arbeiten müßten, weil die Preise der deutschen 
Produkte über denjenigen des Weltmarktes lägen und ein Absatz nur 
erzielt werden könne, wenn die Produktionskosten niedrig zu halten 
seien. Wenn die Arbeiter sich damit nicht einverstanden erklärten, 
wurden die Betriebe einfach stillgelegt. So glaubte man zwei Fliegen 
mit einer Klappe zu schlagen. Indirekt wollte man nämlich durch 
solche Gewaltstreiche die Reichsbank in der Kreditgewährung gefügig 
machen oder die Regierung zu Steuernachlässen zwingen. Die Kohlen¬ 
unternehmer z. B. drohten, ihre Betriebe zu schließen, weil der Bergbau 
die hohen Arbeiterlöhne nicht tragen könne. Die Folge war, daß die 
Regierung ihnen einen Teil der Micuihlasten abnahm und sich audi 
sonst zu Zugeständnissen bereit erklärte. Als dies geschehen, wurden 
die Betriebe nicht nur nicht stillgesetzt, sondern überdies die Kohlen¬ 
preise um 2 O 0/0 ermäßigt. Daß es auch noch andere Gebiete gibt, auf 
denen gespart werden Könnte, beweist die Festsetzung der Tantiemen 
für die Aufsichtsräte. 


Hungerlöhne auf der einen und aufreizende Tantiemen auf der 
anderen Seite. Ein Kontrast, der in unsere Zeit paßt, wie die Faust 
aufs Auge! Mercar. 


RHHDBEniERKUHGEH 


Kleine Anfragen 
Die Fahne des 3. August. Am 
3. August soll eine Gedächtnis¬ 
feier für die Opfer des Krieges 
veranstaltet werden. Die Leitung 
hat der Reichsminister des Innern, 
Herr Jarres. Bei dieser Toten- 
Krüppel- Witwen- imd Waisen- 
Ehrung sollen, wie es heißt, alle 
Gegensätze vergessen sein. Es soll 
weder über die Kriegsschuld noch 
den Friedensvertrag, noch das 
Sachverständigengutachten geredet 
werden. Die Toten sollen herr¬ 
schen. — Soweit könnte man sich 
mit dieser Veranstaltung, ohne 
grundsätzlich mit ihr einverstanden 
zu sein, und ohne vor allem die 
Zweckmäßigkeit des Zeitpunktes 
anzuerkennen, schließlich abfinden. 
Man würde ihr herzlich zustim¬ 


men, wenn man nicht fürchten 
müßte, daß dahinter weniger 
Respekt vor den Toten, we¬ 
niger Ehrfurcht vor dem deutschen 
Volk als schäbige Angst var den 
Völkischen steht. Solche Annahme 
wird fast zur Gewißheit, wenn man 
sich mitteilen läßt, daß ernstlich 
beschlossen sein soll, während die¬ 
ser Veranstaltung keine Fahne zu 
zeigen, auch nicht die Reichsfahne. 
Und zwar darum nicht, weil man 
nicht verhüten könne, daß gewisse 
Verbände Schwarz-weiß-rot auf- 
ziehen würden. Ist dem so, dann 
würde diese Totenehrung nichts an¬ 
deres sein als ein neues Stück Toten¬ 
gräberarbeit an der deutschen Re¬ 
publik. Wir richten darum an den 
Reichsinnenminister die strikte Fra¬ 
ge, ob am 3. August sich die 
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Reichsfiagge vor den Opfern des 
Krieges senken wird, oder ob die 
Flagge des 3. August die Flagge 
der Feigheit, der überspitzten 
Schlauheit, die Flagge der Hilf* 
losigkeit deutscher Minister sein 
soll. 

Die Scknapsdeutschen. Der völ¬ 
kische Mörder Tebe erklärte: „Wir 
spielten ziuiächst Skat im Schnaps¬ 
laden und dann kam das Gespräch 
darauf, ein bißchen Propaganda 
für die Wahlen zu machen. Mit 
der Schablone ,Wählt Wulle‘, 
Teerfarbe und Pinsel machten wir 
uns auf den Weg.“ Und dann 
schoß er. Bleibt zu fragen, ob die 
Schnapslagen, die im Rathenau- 
Prozeß, im Harden-Hrozeß, im 
Scheidemann-Prozeß, kurz bei allen 
völkischen Morden eine entschei¬ 
dende Rolle spielen, nicht das in¬ 
nerste Wesen dieser Gattung von 
Deutschen erhellen, und ob es dar¬ 
um nidit berechtigt sei, von 
Sdinapsdeutschen zu sprechen. 

Der Sowjetstern im Qerichtssaal. 
Das tapfere Verhalten des Amts¬ 
gerichtsrats Friedländer ist bald 
verwässert worden. Wie es scheint, 
darf das Hakenkreuz im Gerichts¬ 
saal getragen werden, wenn dies 
nicht in aufreizender oder pöbel¬ 
hafter Weise geschieht. Ich dürfte 
also .das Hakenkreuz zweifellos 
nidit im Gerichtssaal tragen, da ich 
es mir nur an den Popo hängen 
könnte. Es bleibt aber zu fragen, 
ob die deutschen Richter mit der 
gleichen Milde auch das Tragen 
des Sowjetsterns auf linker Hel¬ 
denbrust gestatten würden. 

• 

Können deutsche Studenten sich 
schämen? Die ,.Deutsche Tages¬ 
zeitung“, deren Cnefredakteur noch 
immer dickhäutig genug ist, dem 
Reichsverband der deutschen Presse 
vorzusitzen, schrieb: „Bringen die 
Wahlen der Berliner Universität 
den drei völkischen Gruppen die 
Zweidrittel-Mehrheit, so wird end¬ 
lich der unwürdige Zustand auf¬ 
hören, daß auf der größten deut¬ 
schen Hochschule über den Begriff 


Deutsdi, über die Zugehörigkeit 
zum deutschen Volke und über 
selbstverständliche Aufgaben des 
deutschen Studenten mit Juden In¬ 
der studentischen Vertretung her¬ 
umgestritten werden muß.“ Die 
Zweidrittel - Mehrheit haben die 
„Deutschen“ nicht bekommen. Hof¬ 
fentlich nutzen die übrigen dies 
Ergebnis tatkräftig aus. Aber die 
Frage bleibt: Wissen diese deut- 
sdien Studenten nicht, daß jeder 
von ihnen dem Staat ein erheb¬ 
liches Geld kostet und daß zu die¬ 
sen Kosten die Steuer der jüdischen 
Staatsbürger ihr gerechtes Teil bei¬ 
tragen? Sind diese deutschen Stu¬ 
denten so verlumpt und so scham¬ 
los, daß sie sich wohltun lassen 
und zum Dank tun wie die Hun¬ 
de am Eckstein? Da dem so zu 
sein scheint, gebührt diesen deut¬ 
schen Studenten auch das, was 
Hunden zukommt: die Peitsdie. 

• 

Wer sprach diesen Quatsch? 
„Was ist uns diese Feier: Eine Eh¬ 
rung für den Ermordeten, ein An¬ 
sporn für die Lebenden, ein Mahn¬ 
zeichen deutscher Verkommenheit 
• und Schmach, ein Wahrzeichen des 
Lebens- und Opferwillens des deut¬ 
schen Volkes. Schlageter hat uns 
gezeigt, wie der Deutsche für sein 
Vaterland zu leben und zu sterben 
hat. Wir ehren und bewundern 
sein heldisches Sterben im christ¬ 
lichen Glauben. Es war aber nur 
die Krönung und würdige Voll¬ 
endung eines Heldenlebens. Dieses 
Heldenleben soll unser Ansporn 
sein, denn auch wir haben für das 
Vaterland zu leben. Das Sterben 
kommt jetzt erst in zweiter Linie. 

Albert Leo Schlageter zehrte die 
Not und die Schmam des deutschen 
Menschen, des von ihm so heiß 
eliebten deutschen Volkes und 
andes. In ihm lebte der be¬ 
geisterte Drang, sich demgegenüber 
mit heißem Freiheitswillen, mit der 
Tat einzusetzen. Nach dem Welt¬ 
kriege reihte er sich im richtigen 
Frontgeist und richtigem völkischen 
Denken in die Reihen der deut¬ 
schen Freiheitskämpfer ein; er 
strafte die Minister, die heute ver- 
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künden, daß das deutsche Volk 
wehrlos sei, Lügen. 

Er zeigte uns, daß wir keine 
‘geschriebenen Gesetze gebrauchen, 
die den deutschen Menschen in den 
Dienst des Vaterlandes stellen, son¬ 
dern daß es noch festere Gesetze 
ibt, Sittengesetze tiefsten Inhalts, 
aß nämli(m das selbstlose Auf- 

g ehen in den Dienst der Freiheit, 
iut und Blut einzusetzen, die er¬ 
habenste Pflicht jedes Deutschen 
ist, nicht durch begeisterte Reden, 
sondern in mutigen Taten des täg¬ 
lichen Lebens in Zucht und Beharr¬ 
lichkeit, trotzdem aber mit heiß 
wallendem Blut und schlagendem 
Herzen fest im Glauben an Gott. 

Schlageter führte nicht zum Zie¬ 
le; auf Befehl des Vatikans, und 
das war ein schwerer politischer 
Eingriff Roms, wurde der Wider¬ 
stand im Ruhrgebiet eingestellt. 
Nichts war gerettet, wie kn Welt¬ 
kriege waren wieder deutsche Sol¬ 
daten gefallen, ohne dem Vater¬ 
land die Freiheit gebracht zu ha¬ 
ben. Wir sind fest entschlossen, 
trotzdem und gerade deshalb die¬ 
sen Weg der Freiheit, der Befrei¬ 
ung von unseren Bedrückern, von 
den internationalen Geldmächten, 
von den inneren Volksverderbern 
weiter zu gehen. Wir wissen, wie 
furchtbar dieses Ringen ist und 
wird, wir haben diesen Kampf nach 
vielen Fronten zu führen, das liegt 
nicht in unserem Willen, sondern 
an dem unserer Feinde. 

„Haltet aus im Sturmgebraus!“ 
Das rufe ich dem deutschen Volke 
zu. Das war das Lied, mit dem 
wir am 9. November 1923 vor der 
Residenz in München vorbeizogen, 
als die todbringenden Schüsse 
fielen. Seitdem ist das Lied mein 
Wahlspruch. Mag es der Wahl¬ 
spruch des Volkes sein. Das ganze 
Volk muß dabei sein. Einzelne er¬ 
reichen dieses Ziel nicht, sondern 
nur die Masse der festzusammen- 
stehenden deutsdien Freiheitskämp¬ 
fer, zu diesem Beginnen erbitten 
wir Gottes Segen. 

Laß Kraft uns erwerben 
Mit Herz und mit Hand 
Zu leben und zu sterben 
Fürs deutsdie Vaterland.“ 


Nochmals: Wer sprach diesen 
Quatsch? Ratet! Selbst die Lö¬ 
sung steht Kopf. 

I^jopuapn-] 

R. Br. 


Der Fall Willstätfer 
Die Zersetzung der Münchener 
Atmosphäre schreitet hemmungslos 
weiter, die Rezeptur der noch nicht 
reichs^setzlkh anerkannten Juden¬ 
ordnung wird sinngemäß, wo nur 
einigermaßen indiziert, angewandt. 
Vor zwei Jahren graulte man 
Bruno Walter von seinem Diri¬ 
gentenpult fort, in dem Triumph 
dieses Verdienstes sonnen sich 
heute noch ein halbes Dutzend 
armseliger Komödianten, die ihre 
Unfähigkeit hinter der nationalso¬ 
zialistischen Schminke zu bergen 
bestrebt sind, und im Augenblick 
ist es einer der glänzendsten Ver¬ 
treter deutscher Wissenschaft, der 
das „geistige“ München zu ver¬ 
lassen im Begriff steht. Richard 
Willstätter, der Nachfolger von 
Justus V. Liebig und Adolf v. Bay¬ 
er, der seit 1916 das Lehramt für 
organische Chemie an der Mün¬ 
chener Universität bekleidet, ist zu¬ 
rückgetreten, weil ihm das Verhal¬ 
ten der Fakultät als nicht mehr 
vereinbar mit den Aufgaben und 
Pflichten dem Parteiwesen entrüdc- 
ter Hochschullehrer erscheint. Seit 
etwa zwei Jahren — chronologisch 
fällt es mit dem Aufstieg des Na¬ 
tionalheros Hitler zusammen — 
machen sich im Lehrkörper der 
Universität verschärfte Bestrebun¬ 
gen geltend, den Zuzug jüdischer 
Professoren' fernzuhalten, bei der 
Besetzung des Lehrstuhls des 
Aegyptologen v. Bissing durch Pro¬ 
fessor Spiegelberg sudite dies der 
Senat entgegen der Abstimmung 
der Fakultät durchzudrücken, aller¬ 
dings ohne Erfolg, bet der Wahl 
eines Nachfolgers für Wölfflin ge¬ 
lang es. In der allerjüngsten ^it 
stand die Besetzung der Professur 
für Mineralogie in Frage, der an. 
erster Stelle präsentierte Professor 
Goldschmidt, zurzeit in Christi- 
ania, eine allgemein anerkannte Au¬ 
torität, kam nicht auf die Vor¬ 
schlagsliste, weil er — Jude ist 
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Dieses Treiben politisch eingestell¬ 
ter Fachkollegen hat einen Mann, 
den wie Willstätter strengste 
Objektivität beseelt, und der seine 
Lebensaufgabe einzig und allein in 
exakter Forschung und deren Ver¬ 
mittlung an seine Schüler erblickt, 
derart angewidert^ daß er Lehramt 
und wissenschaftliche Tätigkeit an 
ekiem der hervorragendsten Insti¬ 
tute Deutschlands freiwillig auf¬ 
gibt. Wenn akademische Anschläge 
am schwarzen Brett die Forderung 
aufstellen, daß an öffentlichen Un¬ 
terrichtsanstalten keine jüdischen 
Lehrkräfte mehr geduldet werden 
sollen, dann übermannt fein emp¬ 
findende Naturen der Ekel, und 
sie überlassen das Feld dieser Ver- 
unglknpfungen den Marodeuren. 

Die Münchener Universität hat 
diese Lektion redlich verdient, ihre 
En^elstigung geht im gleichen 
Schritt mit dem Niedergang aller 
anderen künstlerischen und wissen- 
sdiaftlichen Institutionen. Von 
Kapua zu Abdera ist es nur eine 
räumliche Trennung, auf den 
Trümmern einer einstigen klassi¬ 
schen Kultur baut sich das völ¬ 
kische Reich der Herren Hitler und 
Ludendorff auf. 

Julianus. 


OeweHre aaf Reisen 
„Gewehre auf Reisen“ (Malik- 
Verlag, Berlin) nennt Lama ein 
Büchkin, das den Bodensatz un¬ 
serer brüchigen Gesellschaft und 
insbesondere der völkischen „Hei¬ 
den und Händkr“ aufwühit. Die 
zwölf kurzen novellistischen Skizzen 
handeln von Waffenschiebungen 
„nationaler“ Hochstapler, von aller¬ 
lei grotesken Schiebungen und 
Luftgeschäften, von „völkischen“ 
Bankgründungen und Pkiten und 
andern mysteriösen Geschichten, 
meist mit politischem Einschlag. 
Der russische Staatsrat von Ru¬ 
binstein und Oberkutnant Roß¬ 
bach, Rittmeister von Lustig und 
der Ochranagenerai Kommtssarow, 
der. Führer des Jungdeutschen Or¬ 
dens Oberkutnant Marauhn, Knüp- 
pel-Kunze, der Seeckt - Attentäter 
Thormann als Waffenschieber, Max 


Naumann als Finanzkr der „Frei¬ 
schar“ Schill . . . das sind nur 
einige Namen und Stichworte aus 
dem Oespensterreigen der „Ge¬ 
wehre auf Reisen“. 

Die literarische Form des Büch¬ 
leins darf keinesfalls dazu verkiten, 
den Feststellungen und Anklagen 
Lanias unter dem Vorwand auszu¬ 
weichen, daß das Buch mehr Dich¬ 
tung als Wahrheit sei. Lanias 
Behauptungen über Bestechlichkeit 
von Samten und ihre Zusammen¬ 
hänge mit internationalen Waffen¬ 
aufkäufern und Lockspitzeln der 
interalliierten Militärkommissionen 
sind so schwerwiegend, daß dk 
Behörden eigentlich nicht schwei¬ 
gen können. Und da ein Ver¬ 
tuschen den außenpolitischen Scha¬ 
den verhundertfachen würde, muß 
endlich der auswärtige Ausschuß 
des Reichstages eingreifen, etwa 
durch Einsetzung einer Enquete¬ 
kommission, die in vollster Oeffent- 
lichkeit diese Eiterbeule aufsticht 
und den Vorwurf zunichte macht, 
daß der Unfug der Heimlichtuerei 
in Waffensachen von deutschen Be¬ 
hörden gedeckt wird. 

Bekanntlich sind dk lächerlich' 
kleinen, illegalen Waffenbestände 
in Deutschland den alliierten Mi- 
litärkontrolleuren genau bekannt; 
erst die geistreiche deutsche Justiz 
macht aus der Harmlosigkeit eine 
Affäre, indem sie Landesverratsver¬ 
fahren einleitet gegen Männer, die 
den Unfug aufdecken, daß unter 
der Maske des Nationalismus die 
monarchistische Restauration vor¬ 
bereitet wird. Damit erreichen die 
deutschen Gerichtsbehörden genau 
das, was sk verhindern wollen, 
nämlich die Bestätigung der Be¬ 
hauptungen, daß dk deutschen Be- 
hörden dk Oesetzesverktzungen 
begünstigen. 

Nach dem Erscheinen des Buches 
von Lania und der „Versdiwörer** 
von Oumbel ist ein weiteres Ver¬ 
tuschen nun wirklich völlig sinnlos 

G eworden; dk Fortsetzung der 
weideutigkeit ist der wahre 
Landesverrat I 

Puttkamer. 
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Hakenkreuz und Davidstem im 
Berliner Straßenpftaster 

Acht Jahre lang, von 1910 bis 
1918, hatte ich das Vergnügen, 
die Plenarsitzungen des preuBisoien 
Landtags mitmachen und auch den 
Ausschußberatungen folgen zu müs¬ 
sen. Viele hutraertmal habe idi 
den Seiteneingang neben dem Gar¬ 
ten des damaligen Kriegsministe¬ 
riums benutzt, aber erst jüngst 
entdedcte ich, daß das Pflaster¬ 
mosaik an jener vielbegangenen 
Stelle mit einem soliden Haken¬ 
kreuz abschließt. Es ist natürlich 
nicht erst jetzt schwarz in granit¬ 
grau eingelegt worden, es war 
sdion immer da, aber früher kannte 
man dieses Dekorationsmoment noch 
nicht als gerichtssaalmäßiges Par¬ 
teiabzeichen. Es ist darum auch 
durchaus unwahrscheinlich, daß et¬ 
wa die hochseligen Herren Drei¬ 
klassenjunker einst dieses Zeichen 
etwa als Sozischreck hätten anbrin¬ 
gen lassen, wie die Alten das Pen¬ 
tagramm an ihrer Schwelle gegen 
böse Geister. Jedenfalls hat es die. 
Sozi nicht vom Dreiklassenhaus 
femhalten können. 

Und wenn man auf dem Wil¬ 
helmsplatz in die Untergrundbahn¬ 
station Kaiserhof hinabsteigen will, 
dann trifft der sinnend zu Boden 
gerichtete Blick vor dem Treppen¬ 
abgang im Pflaster auf eine ganze 
Sammlung stilgerecht angeordneter 
sediseckiger Sterne, wie sich die 
Zionisten sie als „Mogen-Dowid“, 
als Davidsstern, zum Wappen erko¬ 
ren haben. Als man das Pflaster 
solcherart schmückte, hat man ge¬ 
wiß auch nicht daran gedadit, die 
Herren Antisemiten von der Be¬ 
nutzung der Untergrundbahn abzu¬ 
schrecken. 

Hakenkreuz und Davidstern sind 
beides altehrwürdige, beides sogar 
altjüdische Schmuckmotive; sie wer¬ 
den vermutlich Hitlerei wie Zio¬ 
nismus überdauern. ri. bn. 

Notleidende Indastrie 

Die llseder Hütte hat jetzt 
ihre Eröffnungsbilanz in Goldrech¬ 
nung bekanntgegeben. Danach ist 
gegenüber 1913 das Aktienkapital 


von 15 auf 40^2 Millionen Goid- 
mark hinaufgesetzt worden, die 
Rücklagen von 2,26 auf 4,5 Millio¬ 
nen Ctoldmark; auf der anderen 
Seite ist aus einer Obligationsschuld 
von 6 Millionen mit Hilfe der 
Geldentwertiuig ein bescheidener 
Rest von 430 000 Goldmark ge¬ 
worden. Außerdem sind die Werks¬ 
anlagen um 18, die Beteiligungen 
um 13 Goldmillionen höher in die 
Bilanz eingesetzt. Schließlich führt 
die Bilanz noch eine Rückstellung 
für Aufwertungsfonds usw. im Be¬ 
trage von 10 und ein Ausgleichs- 
kimtp von 26 Goldmillionen auf. 
Aus diesen beiden soll eine ,Auf¬ 
wertung des Goldkapitals um wei¬ 
tere 60o/o, d. h. auf 64 Millionen, 
und eine Auffüllung der Rücklagen 
auf 61/2 Millkmen bestritten werden. 
Es handelt sich also um ein Un¬ 
ternehmen, dessen Bilanz bis zum 
Platzen mii Goldwerten vollge¬ 
stopft ist. 

1913 figurierten unter dem Pas¬ 
siva auch 4,89 Millionen Goldmark 
Guthaben der Personal-Sparkasse; 
diese stehen jetzt nur noch mit 
1,26 Millionen Goldmark zu Budi. 
Das Personal hat also, sei es durdi 
schlechte Löhne und Gehälter, sei 
es durch die Geldentwertung, drei 
Viertel seiner Sparkassenguthaben, 
soweit sie in dem Werk stecken, 
verloren. Um so seltsamer berührt 
es, daß dieses reiche Werk, das 
1913 Wohlfahrtsfonds in Höhe von 
2,34 Millionen Goldmark, also in 
Höhe von einem Sechstel des Ak¬ 
tienkapitals auswies, jetzt Wohl¬ 
fahrtsfonds im Betrage von null 
Goldmark verzeichnet. Offenbar 
geht es den Arbeitern und Ange¬ 
stellten des Werks so glänzend, 
daß selbst der ganz ungewöhn¬ 
liche Reichtum diese Unternehmung 
nicht verpflichtet, für die Wohl¬ 
fahrt derer, die ihren Reichtum 
geschaffen haben, etwas auszu¬ 
werfen. 

Woraus man wieder einmal 
sieht, daß wir in der kapitalisti¬ 
schen wirklich in der besten und 
menschlichsten aller möglichen 
Welten leben. 

H, K. (H.) 
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kam Geyer: Die Flraaenerwerbsarbeit 
in Deutedhlanä 

(Thüringer Verlagsanstalt und 
Druckerei G. m. b. H., Jena. 2 M.) 

Auf der Grundlage verschiedener 
Statistiken gibt die Verfasserin ein 
Bild über die Entwidclung, Ausdeh¬ 
nung und Wirkung der Frauen¬ 
erwerbsarbeit. Ein Vergleich der 
Vorkriegszeit mit der Kriegs- und 
Nadikriegszeit zeigt, daß erst wäh¬ 
rend des Krieges die Frauenarbeit 
als vollwertige Ergänzung der 
Männerarbeit de facto anerkannt 
wutde. Es ist bezeichnend für die 
Unfähigkeit der wirtschaftlichen 
Kriegsleitung, daß bis 1916 das 
Angebot die Nachfrage am weib- 
lidien Arbeitsmarkte überwog, 
ferner aber auch für das vaterlän¬ 
dische Empfinden gewisser Unter¬ 
nehmer kennzeichnend, daß die 
Frauenarbeit auch bei Stücklohn 
minder hoch bezahlt wurde, als 
vollkommen gleiche Männerarbeit. 
Durch den Krieg ist nun weniger 
eine Vermehrung der Zahl der M- 
sdiäftigten Industriearbeiterinnen 
eingetreten, als eine erhöhte Ver¬ 
mehrung der weiblichen Arbeits¬ 
gebiete. Andererseits sind aber 
auch die männlichen Arbeitskräfte 
in Gebiete eingedrungen, die früher 
fast ausschließlich den weiblichen 
Arbeitskräften Vorbehalten waren. 

Nahezu die Hälfte aller beruf- 
lidi tätigen Frauen ist in der Land¬ 
wirtschaft beschäftigt, zu den denk¬ 
bar ungünstigsten Bedingungen, im 
allgemeinen beträgt der Lohn einer 
Arbeiterin (Magd usw.) nur 40o/o 
des Lohnes ihres männlichen Kol¬ 
legen. Hieraus erklärt sich auch 
die „Landflucht“ unter normalen 
Verhältnissen und die Schwierigkeit 
der Arbeiterbeschaffung. An Hand 
einer umfassenden Zusammenstel¬ 
lung wird gezeigt, daß, je kleiner 
der Anteil der weiblichen Arbeits¬ 
kräfte im Vergleich zu den männ¬ 
lichen in der Industrie ist, um so 
geringer auch deren relative Ent¬ 
lohnung sich stellt. In der Beklei¬ 
dungsbranche, in der die weibliche 
Arbeit überwiegt, liegt der Frauen¬ 
lohn 3—IQo/o unter den Männer¬ 
löhnen, in der Brauindustrie hin¬ 


gegen 500.0, in der Metallindustrie 
400 / 0 . 

Am schlimmsten liegen die Ver¬ 
hältnisse in der Heimindustrie, sie 
werden noch katastrophaler infolge 
der Wohnungs- und Baunot, sowie 
durch die Inflationsbetriebe (Ein¬ 
tagsfliegen). Daß unter mangel¬ 
hafter Entlohnung, schlechten Ar- 
beitsräumen, an sich schwerer und 
ungesunder Arbeit die Gesundheit 
der Arbeitenden leidet, liegt auf 
der Hand. Die verschiedenen 
Krankheiten, die durch die Berufs¬ 
tätigkeit hervorgerufen oder geför¬ 
dert werden, sind detailliert auf- 
geführt. 

In welchem Maße die Frauen¬ 
arbeit zugenommen hat, erhellt dar¬ 
aus, daß 75ob aller ledigen Frauen 
beruflich tätig sind, von den ver¬ 
heirateten auch noch 25o/o. Stark 
zugenommen hat die weibliche Ar¬ 
beit in den Kontoren, nicht zuletzt 
infolge der eigenartigen Inflations¬ 
verhältnisse. In viden Betrieben 
und Tarifen wird hier bereits für 
männliche und weibliche Ange¬ 
stellte der gleiche Lohn gezahlt, 
infolge der Verschiedenartigkeit der 
mäntuichen und weiblichen Tätig¬ 
keit steht diese gleiche Entlohnung 
jedoch nur auf dem Papier. 

Bei der immer größer werdenden 
Zahl der weiblichen Berufe fordert 
und begründet die Verfasserin im 
Interesse der Volksgesundheit, der 
Moral und Volkskraft eine Reihe 
einschneidende sozialpolitische Ge¬ 
setze für beide Geschlechter, so 
Achtstundentag, Kampf gegen die 
Wohnungsnot usw. 

Ferner wird die Wirkung der 
Arbeit auf die geistige Einstellung 
der Frau behandelt, besonders aut 
das Eheleben. Die Verfasserin er¬ 
blickt in der Berufstätigkeit der 
Frau eine Erziehung zur Selbstän¬ 
digkeit, die Autorität des Mannes 
als Familienoberhaupt gehört der 
Geschichte an, die Frau wird mehr 
und mehr der gleichberechtigte Ka¬ 
merad des Mannes. Mit Recht for¬ 
dert Frau Geyer eine berufliche 
Vorbildung auch für die erwerbs¬ 
tätige Frau, — nicht nur allein in 
deren eigenem Interesse, sondern 
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zwecks Erhaltung der Qualität des 
Arbeitserzc'Ugnisses. 

Das streng wissenschaftlich und 
doch leicht verständlich gehaltene 
Buch bedeutet eine wertvolle Be¬ 
reicherung der sozialistischen Lite¬ 
ratur über die Frauenfrage. 

Nöllenburg. 


Sdteherezade?... 

Von be’'ühniten Rezitatoren, die 
Jahre und fahrzehn'e durch viele 
Länder reisten, gibt es bis heute 
kaum ein Memoi'cnbuch, in dem 
sie ihre Erlebnisse schilderten. 
Aber es ist ein Zeichen für die 
gedank'icbe Schnelle' igkeit unse¬ 
rer Zeit, daß Menschen, die kaum 
aus den geisiren Windeln heraus 
sind, ihre Eindrücke in Drucker¬ 
schwärze einwecken. — Ich kann 
mir vors+ellen, daß ein Märchen¬ 
erzähler ein wich'igerer Faktor ist 
als ein Dichter, der in den Städten 
herumreist und seine . Verse rezi¬ 
tiert. 

Zwischen der Märchenerzählerin 
Tetzner und der gleichnamigen 
Verfasserki des Buches „Im Lande 
der Industrie zwischen Rhein und 
Ruhr“ (Diede^ic'*es Verlag, Jena) 
besteht eine Kluft, die nur durch 
eigene Ue'e"schät7ung erklärbar 
ist. — Wenn ein Mensch sich rein 
betrachtend über die Parteien stellt 
und als der neugierige Merlin die 
Herzen der Mi'lionen belauscht, die 
hn Kampf ums Dasein stehen, — 
so stellt man sich unter dem lau¬ 
schend Betrachtenden zum allerwe¬ 
nigsten einen Menschen von über¬ 
legener Skepsis vor. Entpuppt er 
sich aber bei näherem Zusehen als 
eine Art altiungferlicher Wander¬ 
vogel, der allerdings mit viel Rou¬ 
tine Oe'^ehenes und Angelesenes 
veramalgamiert und dann aus die¬ 
sen Substanzen ein Buch filtriert, 
— so ist man berechtigt, das „Wo- 


_ Randbem€rkunggtf :,;.a 

ans und Woso“, um mit Fritz' 
Reuter zu sprechen, etwas näh^z m 
unter die kritische Lupe zu ueh-'^ 
men. % 

Die Diskrepanz zwischen dem 
Bild des Buchumschlages, das mit 
der Trostlosigkeit des Industrie- 
milieus zur Schwermut stimmt, 
und der Photographie der Ver- ifl 
fasserin (das typische Gesicht der 
wandernden Gänseblume, die heut- 
zutage nicht mehr ohne Klampfen- 1 
musik zu denken ist) ist für den ^ 
Wissenden tragikomisch. 5 

Es gibt in diesem Buch auch ein V 
Kapitel, überschrieben „Beim Ar- . 
beiterdichter“, bei dessen Lektüre 5' 
man sich erinnert, daß diese Gänse- ^ 
blume auch eine Klatschrose sein ■ ' 
kann. Hier fliegen die berühmten 
10000 Städte Liliencrons wegen ' 
einer einzigen Taktlosigkeit in die . 
Luft! 

Alle restlichen Kapitel sind nur . 
ein schämischer Tanz um die eigene 
liebe Eitelkeit. Das Buch, dessen '.y 
Deutsch sich übrigens nicht über 
das Niveau des typischen Lehre- 
rinnenseminars hinaushebt, gibt 
dem Arbeiter, was des Arbeiters ; 
ist; dem Deutsch völkischen, der' 
streuselkuchenkauend seine dumm-;_ 
dreisten patriotischen Orgien feiert, 
die betrachtende Weihe; und (ach!/, i 
dem fortgejagten König ohne Land 
wenigstens die Margarine de« g 
Trostes zu dem schmählich auf die t;; 
verkehrte Seite gefallenen Butter-'i; 
brot. 

Ich hätte die Patenschaft dieses ^ 
Buches abgelehnt, selbst wenn icbi" 
Jakob Kneip wäre. ,Man hat nach 
der Lektüre dieser 10 Bogen de»|i: 
peinlichen Geschmack allzu reich-,e< 
lieh genossener Limonade: allzü^j 
süß und allzu gehaltlos. Aber e^;^? 
wäre schade, wenn diese Getränke 5^1 
das Labsal für die Jugendbewegung^' 
wären. ’ 

Kart Offenburg. ■ ^ 
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,D1E GLOCKE«* 


Fort mit diesem Reichstag! 

Von Victor Schiff 

,II ett une heare que lliistoire ne pardonne 
pas: llieure des dupes.* 

Jean Jaur^s, 1913. 

.Es irlbt eine Stunde, für die die Geschichte 
keine Entschuldigung kennt: die Stunde der 
DOpierten.* 

Seit dem November 1923 erfüllen Reichsregierung und Ruhrindu¬ 
strielle die Welt mit — kaum übertriebenen — Wehklagen über die Un¬ 
erfüllbarkeit der Micum-Diktate; seit diesem Frühjahr ertönt das tradi- 
tionsmäßig stark übertriebene Gejammer der Landwirtschaft von der 
drohenden Katastrophe; die Betriebsstillegungen nehmen einen unge¬ 
heuren Umfang an; die jahrelang fast leere ofnzielle Konkurstabelle füllt 
jetzt täglich halbe Spalten im rfandelsteil unserer Zeitungen. 

Und- das ist der Augenblick, in dem Reichsminister, Regierungsr 
Parteien und sogar demokratische Journalisten von „Voraussetzungen** 
tmserer Annahme des Dawes-Gutachtens reden und von unserer Fähigkeit, 
zu warten! 

* 

Und warum? Was hat sich denn eigentlich ereignet, das einen 
plötzlichen Umschwung in der Richtung verzweifelten Widerstandes 
rechtfertigen könnte? Die Pariser Verhandlungen zwischen Herriot und 
Mac Donald sind es, deren Ergebnisse so furchtbar enttäuschend für 
Deutschland sein sollen. Ist denn dieses Kompromiß wirklich so schlimm 
für Deutschland? 

Gewiß: ein Rückschritt ist gegenüber der ersten Zeit nach den fran¬ 
zösischen Wahlen unverkennbar. Er äußert sich weniger in Worten und 
in konkreten Tatsachen als in dem allgemeinen, unheimlichen Gefühl, 
daß die ]X)incaristische Opposition im Parlament, besonders im Senat, 
und vor allem in der Pariser Fresse doch so stark und rührig ist, daS 
ihre Intrigen, ihr lärmender Einspruch, ihre Drohungen, ihre Phrasen 
Herriot entgegen seiner inneren Ueberzeugung und seinen besseren, ehr¬ 
lichen Absichten zu Rücksichten und Konzessionen nötigen, die den 
Uebergang in eine neue Aera der Verständigung psychologisch etwas er¬ 
schweren. Vielleicht ist die von Poincare drohende Gefahr nicht so 
groß gewesen, daß sie überhaupt Rücksichten erforderte, vielleicht ist 
es sogar ein grundsätzlicher Fehler gewesen, einem so zähen und an¬ 
spruchsvollen Gegner gegenüber mit Zugeständnissen anzufangen, weil 
man ihn damit doch nicht befriedigt und entwaffnet, sondern umgekehrt 
nur zu größeren Ansprüchen und stärkerem Uebermut anspornt. Es liegt 
im Wesen der Reaktionäre aller Länder, daß man sie durch Kon¬ 
zessionen nicht los wird; im Gegenteil: davon wissen wir in Deutsch¬ 
land manch ein Liedchen zu singen. Und darin liegt die eigentliche 
Gefahr des Rückschritts der letzten Tage, die auch uns bedrückt: wir 
haben den Beginn der Zugeständnisse an die Minderheit des Nationalen 
Blocks erlebt und fragen uns instinktiv, wo und wie das enden wird. 

Ueber dieses allgemeine unbeh^Iiche Gefühl hinaus gibt es aber, 
bisher wenigstens, keinen konkreten Grund, sich wegen des Pariser Korn- 
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promisses sonderlich aufzuregen. Im Grunde genommen ist die Frage 
aer Instanz, die über etwaige künftige Verfehlungen Deutschlands ent¬ 
scheiden soll, verhältnismäßig nebensächlich. Entsdieidend war in der 
Vergangenheit viel weniger der Wortlaut und der Buchstabe der inter¬ 
nationalen Abmachungen, als der Geist, der ihre Auslegung bestimmte, 
und die allgemeine politische Atmosphäre, in der sich die Ent¬ 
wicklung der Beziehungen der Völker zueinander vollzieht: Das gleiche 
gilt für die Art der Sanktionen und Pfänder, die im Falle vorsätzlicher 
deutscher Verfehlungen ergriffen werden können. Es können für Deutsch¬ 
land noch so günstige Bedingungen vereinbart werden, sie werden nicht 
verhindern können, daß einem nationalistischen und renitenten Deutsch¬ 
land gegenüber die schärfsten Zwangsmittel in Anwendung gebracht 
werden, vielleicht auch solche, die nicht ausdrücklich vorgesehen sein 
würden. Solange der Geist der Revanche von vielen Millionen Deutschen 
genährt wird, solange wird auch in Frankreich der Ruf nach Anwendung 
der schärfsten Sanktionsmittel gegen jede Verfehlung nicht verstummen. 
Mit fast ebensolcher automatischen Sicherheit wie in der Physik tritt das Ge¬ 
setz der kommunizierenden 'Röhren auch in den deutsch-französischen Be¬ 
ziehungen in Erscheinung. Nationalismus drüben erzeugt Nationalismus 
hüben, und umgekehrt. Und ebenso wie die deutsche Demokratie lang¬ 
sam, aber sicher daran zugrunde ging, daß in Frankreich die Kammer 
vom 16. November 191Q herrschte, ebenso wird sich der Kurs Herriot- 
Blum in‘ Frankreich nur behaupten können, wenn der Reichstag vom 
4. Mai 1924 schleunigst verschwindet. 

• 

Viel wichtiger und bedenklicher wäre es, wenn man aus den Be¬ 
richten über das Pariser Kompromiß zu der Ueberzeugung gelangen 
müßte, daß Frankreich sich vor den eigenen Verpflichtungen zu drücken 
versucht, die ihm das Dawes-Gutaditen für seinen Teil auferlegtt, 
Zweifellos war das unter Poincare der Fall: dieser widerwärtige Rabu¬ 
list hatte zwar als Ministerpräsident dem Sachverständigenprogramm 
bereits zugestimmt, aber dieses Lippenbekenntnis verbarg zahllose Winkel¬ 
züge hinsichtlich der Räumungsfristen, selbst der wirtschaftlichen. Offen¬ 
bar sucht er einen Teil seiner eigenen Vorbehalte Herriot aufzuzwingen, 
vor allem bezüglich der militärischen Räumung, und, in einem konstru¬ 
ierten Zusammenhang mit der Sicherheitsfrage, sogar bezüglich der wirt¬ 
schaftlichen Evakuätion (Rückgabe der Regiebahnen). Bis zu einem ge¬ 
wissen Grade scheint er dabei die Unterstützung der belgischen Regie¬ 
rung zu finden, die zwar etwas vernünftiger war als der Nationale Block, 
aber viel unvernünftiger ist als der Linksblock. Der hauptsächliche 
Einwand der Belgier soll darin bestehen, daß sie mit der Ruhrräumung 
erst nach der „Flüssigmachung“ der Pfänder (commercialisatiön desgages) 
beginnen wollen, d. h. erst, nachdem die Eisenbahnobligationen in den 
Handel gekommen sind. Mac Donald und auch Herriot vertreten dagegen 
den Standpunkt, daß die Räumung nur von solchen Bedingungen ab¬ 
hängig gemacht werden dürfe, deren Erfüllung von Deutschland abhängt 
— vor allem die Gesetzesannahme —, nicht aber von Maßnahmen, auf 
deren Erledigung Deutschland keinen Einfluß hat. Ein richtiger, ver¬ 
nünftiger Standpunkt, von dem, wie es scheint, bei den Pariser Be¬ 
sprechungen nicht abgewichen wurde. 

Die Frage der militärischen Räumung ist im Dawes-Gutachten be¬ 
wußt nicht besprochen worden, sie gehört also nicht offiziell zum Gegen¬ 
stand der kommenden Verhandlungen Deutschlands mit der Entente. 
Deshalb ist es grundfalsch, wenn deutscherseits — und gar von amt¬ 
licher Stelle, wie bei der jüngsten Rede Stresemanns in Elberfeld — die 
militärische Räumung zu einer „Voraussetzung“ unserer Annahme gemacht 
wird. Die militärische Räumung ist nicht nur in den Augen der Deut¬ 
schen, der Amerikaner, der Engländer, sondern auch der Führer der 
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Linksmehrheit in Frankreich eine Selbstverständlichkeit, eine logische 
Schlußfolgerung aus der beiderseitigen Annahme des Gutachtens und 
seinem Inkrafttreten. Deutschland erschwert aber ganz überflüssiger¬ 
weise den ohnedies nicht leichten Stand Herriots gegenüber seinen zahl¬ 
losen und perfiden Gegnern, wenn es die Forderung der militärischen 
Räumung immer wieder ausspricht und dadurch zu einer Prestigefrage 
stempelt. 

In Wirklichkeit ist der Abzug der französisch-belgischen Besatzungs¬ 
truppen aus dem Ruhrgebiet eine Frage des Vertrauens. Und die 
Dinge liegen nun einmal so, daß dieses Vertrauen auf beiden Seiten 
fehlt: Deutschland möchte es vorerst schwarz auf weiß haben, daß das 
Ruhrgebiet auch militärisch geräumt wird, ehe es seine Unterschrift 
unter das Gutachten setzt. Frankreich möchte sich nicht der Gefahr aus¬ 
setzen, daß es durch Abzug seiner Truppen sein letztes Pfand aus der 
Hand gibt, um dann von einer Bürgerblockregierung unter maß- 

S ebendem deutschnationalen Einfluß hören zu müssen: „Jetzt könnt 

ir uns _ Das Dawes-Programm ist unerfüllbar. Wir haben es 

immer gesagt. Wenn ihr trotzdem was haben wollt, kommt es euch holen, 
wenn ihr Lust habt, das Unternehmen ein zweites Mal zu riskieren!“ 
Das deutsche Mißtrauen stützt sich auf die Vergangen¬ 
heit. 

Das französische Mißtrauen stützt sich auf die Gegen¬ 
wart. 

• 

Daß in weiten Kreisen des deutschen Volkes ein starkes Mißtrauen 
gegenüber der Entente herrscht, ist nicht weiter verwunderlich, nach alle¬ 
dem, was es in den letzten fünf Jahren erleben mußte. Das Argument 
der 14 Punkte Wilsons läßt sich ebensowenig mit einer einfachen Hand¬ 
bewegung aus der Welt schaffen, wie das Argument Obcrschlesiens. 
Und selbst wenn der Kurswechsel in Frankreich ausgereicht hätte, um 
dieses Mißtrauen zu beseitigen, so bleibt dennoch die Tatsache bestehen, 
daß Herriot von seinen Gegnern hart bedrängt wird und daß niemand 
weiß, wie lange und um welchen Preis er sich wird halten können. 
Deshalb wäre es das Richtigste und Klügste gewesen, wenn Deutschland 
in den ersten Wochen der Regierung Herriot alles getan hätte, um die 
Aufgabe des französischen Ministerpräsidenten zu erleichtern, um den 
Poincaristen die Min.erarbeit zu erschweren. Ist das geschehen? Eher 
das Gegenteil. Wie sehr hätte man z. B. die Stellung Herriots — und 
nicht zuletzt Deutschlands selbst — stärken können, wenn man die 
Militärkontrollnote, von der jedermann wußte, daß sie schließl.ch doch 
vorbehaltlos angenommen werden müßte, sofort, freiwillig angenommen 
hätte, ohne eine besondere Mahnung aus Chequers und den mlerletzten 
Tag der gestellten Frist abzuwarten! 

Man hat dies nicht gewagt — aus Angst vor diesem 
Reichstag. Die Reichsregierung wagte es nicht, die Militärkontroll¬ 
note vor dem letzten Zusammentritt des Reichstags zu beantworten, weil 
sie eine Interpellation und einen Mißtrauensantrag der Deutschnationalen 
befürchtete, für den außer den Deutschvölkischen und den Kommunisten 
auch noch die Deutsche und die Bayerische Volkspartei gestimmt hätten I 
Die Reichsregierung hofft noch immer, zumindest einen modus vivendi 
mit den Deutschnationalen zu finden. Der Leitgedanke der Deutschen 
Volkspartei in allen Fragen der inneren und der auswärtigen Politik 
bleibt der Börgerblock: Nur nicht die Brücke zu den Deutschnationalen 
abbrechen, auch wenn dabei das Reich in die schlimmsten Verlegen¬ 
heiten gerät! Dieses törichte, frevelhafte Spiel dauert schon seit zwei 
vollen Monaten an, zwei Monaten, in denen ei.ie offene und mutige 
deutsche Politik wesentlich hätte dazu beitragen können, die Stellung 
Herriots zu festigen und damit auch die Lage Deutschlands zu bessern. 
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Ist es unter solchen Umständen ein Wunder, wenn man im Lager der 
Entente, besonders in Frankreich, das stärkste Mißtrauen gegenüber 
Deutschland hegt? Ist dieses Mißtrauen nicht durchaus terechtigt? 
Ist ein Deutschland, das behauptet, das Sachverständigengutachten und 
die militärische Abrüstung loyal ausführen zu wollen, und das sich 
gleichzeitig anschickt, die erbitterten Gegner der Erfüllungspolitik in die 
Reichsregierung hineinzunehmen, überhaupt verhandlungsfähig und ver¬ 
trauenswürdig? So muß die Fragt in aller Brutalität gestellt werden, 
denn es ist die Kern- und Schlüsselfrage zu der ganzen politischen Ent¬ 
wicklung Deutschlands und Europas in den kommenden Zeiten. 

Solange man in Deutschland, vor allem bei den Mittelparteien, nicht 
einsehen wird, daß die Deutschnationalen eine Pest sind, 
die man bekämpfen muß, mit der es aber kein Paktieren geben kann« 
solange werden wir weder innerpolitisch noch außenpolitisch vorwärts 
kommen. Einer Reichsregierung gegenüber, in der die Deutsche Volks¬ 
partei sitzt, ist es für die Sozialdemokratie schon schwer genug, sich 
neutral zu verhalten. Aber gegenüber einem Kabinett mit Deutschnatio¬ 
nalen kann es für die Sozialdemokratie nur eine Haltung geben: rüdc- 
sichtslose Bekämpfung. 

Außenpolitisch bedeutet die Bürgerblockregierung, auch nach An¬ 
nahme der Sachverständigengesetze, das sofortige Ende der kaum ein¬ 
geleiteten deutsch-französischen Annäherung. Mit den deutschen Mon¬ 
archisten, mit den Anhängern des Revanchekrieges wird keine fran¬ 
zösische Regierung paktieren. Eine militärische Räumung des Ruhr¬ 
gebiets wird gef^rdet, solange auch nur die Möglichkeit besteht, 
daß die Bürgerblockregierung zustande kommt. Das hat Herriot selbst 
vor und nach seinem Regierungsantritt uns oft und deutlich genug zu 
verstehen gegeben. Und das ist der eigentliche Grund der außen¬ 
politischen Verschlechterung der letzten Tage. Man will sich drüben 
nicht auf dem Wege des Bürgerblocks durch Deutschland düpieren 
lassen. 

• 

Das können wir Sozialdemokraten um so leiditer begreifen, als 
wir selbst auf dem besten Wege waren, uns in derselben Weise düpieren 
zu lassen. Zum Glück sind Regierung und Rechtsparteien gezwungen 
worden, ihre Karten vorzeitig aufzudecken. Der Plan war zugleich etwas 
macchiavellistisch und etwas plump. Er war jedenfalls niederträchtig. 

Also: zur Annahme des Sachverständigengutachtens waren wir gut 
genug. Man ließ sich sogar von uns auf dem Wege zu dieser einzig 
möglichen Politik gern führen. Denn man dachte sich: 

„Indem die Sozialdemokratie mit aller Macht und allen andern voran 
für die Annahme der Dawes-Gesetze eintritt, begibt sie sich zugleich 
aller Pressionsmittel, über die sie sonst gegen die Regierung verfügt. 
Unterdessen machen wir, was wir wollen: wir verhandeln und kuh¬ 
handeln hinter den Kulissen mit den Deutschnationalen. Da die Zwei¬ 
drittelmehrheit notwendig ist, müssen entweder die Deutschnationalen, 
wenigstens zum Teil, für die Gesetze stimmen bzw. sich der Stimme ent¬ 
halten, oder es kommt zur Auflösung. Daran haben jedoch weder die 
Deutschnationalen noch die Deutsche Volkspartei irgendein Interesse; 
im Gegenteil. Deshalb müssen wir 

1. die Zustimmung der Deutschnationalen zu den Gesetzen durch 
Konzessionen — Schutzzölle — erkaufen, 

2. unmittelbar nach Erledigung der Gesetze die Bürgerblockregierung 
bilden und 

3. mit Hilfe der Bürgerblockmehrheit die Lastenverteilung im Sinne 
des „Schutzes der Privatwirtschaft“ regeln, z. B. durch Ablehnung 
der von Frankreich und England gewünschten Ratifizierung 
des Washingtoner Abkommens über die achtstündige Arbeitszeit. 
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Und die Sozialdemokratie? Die bekommt eben, wie üblich, nach 
getaner Schuldigkeit hn Interesse des deutschen Volkes ihren Tritt und 
mag sich nachher mit den Kommunisten und mit ihrer eigenen Opposition 

darüber auseinandersetzen, ob sie nicht ganz infam besch. wurde. 

Kommt es dann aus diesem oder jenem Anlaß zur Auflösung, dann 
ist es für uns Bürgerblockparteien ungleich günstiger als jetzt, wo 
Rechtsparteien und Kommunisten elend zusammengeprügelt werden 
würden.“ 

^,Ja, alles schön und gut. Wenn aber die Sozialdemokratie recht¬ 
zeitig dahinterkommt, was wir mit ihr Vorhaben?“ 

„Was kann sie tun? Das einzige, was sie tun könnte, wäre, ihrerseits 
die Auflösiuig zu erzwingen, indem s i e auf einmal die Dawes-Gesetze 
ablehnt. Das wird sie aber nicht wagen. Denn wir würden sie eines un¬ 
verständlichen Frontwechsels anklagen, wir würden auf die drohende 
Wirtschaftskatastrophe, auf die steigende Zahl der Arbeitslosen, auf die 
gefährdete Volksemährung hinweisen, wir würden schließlidi an ihr be¬ 
währtes Verantwortungsgefühl und an ihren Patriotismus appellieren: 
Denkt an Rhein und Ruhr, usw.“ 

„Gewiß; aber die Deutschnationalen, die können seit Monaten dro¬ 
hen, ablehnen, hetzen. Und, obwohl wir immer wieder an ihren Patrio¬ 
tismus appellierten, sie an das Schicksal von Rhein und Ruhr ermahnte^ 
laufen wir ihnen nach, kuhhandeln wir mit ihnen und wollen wir sie 
um jeden Preis, entweder vor oder sogar nach der Erledigung der Dawes- 
Gesetze, in die Regierung hineinnehmen? Verstößt es dann nicht um so 
schlimmer gegen Treu und Glauben, wenn wir mit der Sozialdemo¬ 
kratie in dieser Weise umspringen?“ 

„Nicht darauf kommt es an, sondern auf die Tatsache, daß wir die 
Deutschnationalen bei der Lastenverteilung brauchen, während die So¬ 
zialdemokratie am Achtstundentag festhält und außerdem die Agrarzölle 
bekämpft.“ 

Das ist der saubere Plan, so steht die Partie. Die Frankfurter 
Resolution der Deutschen Volkspartei, die überstürzte, hinterhältige 
Einbringung der Schutzzollvorlage, die Haltung det Reichsbehörden 
auf der Genfer Arbeitskonferenz, all das sind die symptomatischen 
Bestandteile eines wohlüberlegten Kulissenspieles, dessen Hauptregisseure 
Jarres, Brauns, Scholz, Hergt und Luther heißen. Inwieweit Stresemann 
im Bilde war und das Spiel mitmacht, in dem letzten Endes wieder 
einmal sein eigener Kopf einen Teil des Einsatzes bildet, bleibe dahin¬ 
gestellt. Der Reichskanzler Dr. Marx hat allem Anschein nach, wie 
immer, keine Ahnung von alledem gehabt; sonst wäre er ein vollendeter 
Scheinheiliger, und dafür halten wir ihn nicht. 

Die ganze Kombination hat jedoch einen Haken. Sie beruht auf 
einer falschen Voraussetzung: daß nämlich die Sozialdemokratie sich 
der Gefahren nicht bewußt sei, die der deutschen Arbeiterklasse und 
ihr selbst als Partei drohen, falls sie auf das letzte, durchschlagende 
Mittel freiwillig verzichtet, das in ihren Händen liegt. 

Nach unserer Ueberzeugung kann davon gar keine Rede sein. 
Unser Verantwortungsgefühl gegenüber der deutschen Arbeiterklasse 
ist in der Tat unbegrenzt. Gerade deshalb aber müssen wir es ablehnen, 
uns lediglich als Stimmenkulis bei der Annahme der Gesetze im Reichs¬ 
tag gebrauchen zu lassen, um dann einer Bürgerblockmehrheit und 
-regierung die Möglichkeit zu geben, nicht nur das Friedenswerk zu 
salutieren, sondern außerdem der deutschen Arbeiterklasse auf Jahr¬ 
zehnte hinaus die Lasten der Reparationen einseitig aufzubürden. Das 
wäre im Gegenteil eine Verantwortungslosigkeit sondergleichen, für die 
wir die schwersten — und zum erstenmal seit Jahren wirklich berech¬ 
tigten — Anklagen und Niederlagen einstecken müßten. 
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Im Vergleich zu dieser Verantwortung wiegt die andere feder¬ 
leicht, die wir übernehmen müssen: Wir machen deji ganzen Bürgerblock¬ 
plan mit einem Schlage kaputt, indem wir klipp und klar erklären: 
wir machen nicht mehr mit, wir lehnen das Dawes-Programm ab — 
wenn ihr euch nicht zumindest gleichzeitig dazu feierlich verpflichtet, 
das Washingtoner Achtstundentag-Abkommen gemeinsam mit Frank¬ 
reich und England zu ratifizieren. Wollt ihr das nicht, dann sucht 
euch eine Zweidrittelmehrheit für das Eisenbahngesetz ohne uns ... 

Das bedeutet Auflösung und Neuwahlen. Die wünschen wir ja 
gerade. Wir halten sie sogar auf alle Fälle für dringend geboten. 

Dieser Reichstag ist die potenzierte Impotenz. Es ist absolut 
unmöglich, mit diesen 100 Deutschnationalen, 30 Völkischen und 60 
Kommunisten etwas Vernünftiges anzufangen. Die Regierung und der 
Aeltestenrat sind sich so sehr dessen bewußt, daß sie ihn so selten 
wie möglich zusammentreten lassen, damit er ja keinen Unfug anrichtet. 
So bleiben die wichtigsten Gesetze unerledigt und die dringendsten 
Schritte in der auswärtigen Politik werden unterlassen — siehe oben — 
bloß, weil man sie nicht vor dieser sogenannten Volksvertretung zu 
vertreten wagt. Dieser Reichstag bildet vor allem die moralische 
Grundlage, gewissermaßen den demokratischen Vorwand für die Bür¬ 
gerblockpläne. Dieser Reichstag, der in einem Anfall von Fieber, 
Verzweiflung und Wahnsinn acht Tage vor dem französischen Um¬ 
schwung zustandegekommen ist, enthält mehr als 200 Abgeordnete, 
die von einer deutsch-französischen Verständigung nichts wissen wollen 
— Deutschnationale, Völkische und Kommunisten — und die auch in 
Zukunft jede ernsthafte und konsequente Friedenspolitik sabotieren 
würden. Dieser Reichstag ist heute schon eine Gefahr für Europa 
und für Deutschland, morgen kann er zu einer Katastrophe werden. 
Das Volk muß befragt werden, ob es diese Katastrophe wünscht. 
Wenn ja, dann soll in Ludendorffs und Scholems Namen sein Wille 
geschehen! 

Aber das Volk-wird mit erdrückender Mehrheit anders antworten. 
Nur muß man ihm die Möglichkeit dazu geben, sich zu äußern, ehe 
es zu spät wird. Es wird uns dankbar dafür sein, daß wir durch 
unsere EntschlossenTieit, ihm diese Möglichkeit verschafft haben werden. 
Das Geschrei des Frontwechsels brauchen wir nicht zu fürchten. 
Die Arbeiterschaft wird es verstehen und begrüßen, daß wir den 
gemeinen Betrug durchkreuzt haben, den die Drahtzieher des Bürger- 
Blocks beabsichtigten. Sie wird sich um so weniger durch all die un¬ 
ehrlichen Schlagworte unserer Gegner täuschen lassen, als wir ihr 
klar vor Augen werden führen können, was unsere Gegner wollen: 
Beseitigung des Achtstundentages unter dem Vorwände der Repara¬ 
tionsleistungen. Auch der Hinweis auf die Verzögerung des Inkraft¬ 
tretens des Sachverständigen-Programms, auf die drohenden Gefahren 
für die deutsche Wirtschaft, auf die Lage der besetzten Gebiete wird 
um so weniger wirken, als er von denselben Leuten ausgehen wird, die 
bereit waren, mit den schlimmsten Feinden des Gutachtens, mit den 
Deutschnationalen, gemeinsame Sache zu machen. 

Im übrigen können wir den Gefahren, die eine Verzögerung mit 
sich bringt, steuern, indem wir beim Wiederzusammentritt des Reichs¬ 
tags ein dreifaches Volksbegehren einbringen, für dessen 
schleunige Erledigung die Regierung verantwortlich wäre: 

1. Die Gesetzentwürfe zum Sachverständigen-Gutachten treten sofort 
in Kraft. 

2. Das Washingtoner Arbeitszeitabkommen erhält in Deutschland Ge¬ 

setzeskraft und wird daher von der Reichsregierung sofort rati¬ 
fiziert. I 

3. Der Reichstag wird aufgelöst. 
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Die BQrgerblock'Intriganten haben, wie es scheint, gemeint, mit 
Hilfe dieses Schand-Reichstags könnten sie mit der Sozialdemokratie 
und der Arbeiterschaft umspringen, wie es ihnen beliebt. Wir können 
ihnen eigentlich nur dankbar dafür sein, daB sie ihre Pläne so plump 
aufgedecKt haben. Noch in diesem Herbst wird die Welt erfahren, 
daß die deutsche Sozialdemokratie stärker, aktiver, kampflustiger denn 
je ist. Und der Sieg wird ihr gehören dank der Wahlparole: 

Fort mit dem Bürgerblock-Keichstag! 

Für den Achtstundentag! 

Gegen den Zollwucher! 

Für den Frieden! 


Die neue Zollpolitik 

Von Dr. Rudolf Jaeobeit 

Die Zeiten haben sich geändert. Der hohlen, unvaterländischen 
Nationalphrase folgt die Reaktion, diesmal die Reaktion von links. Die 
Gewerkschaften sprechen bei der Regierung vor, um mit ihr über die 
kommenden Reparationsgesetze zu verhandeln. Ihre Vorstellungen sind 
von solchem Ernst getragen, daß auch die Vertreter der Regierung zu 
begreifen scheinen, daß man nicht ohne weiteres über die Forderungen 
der arbeitenden Massen hinweggehen kann. Zwar ganz so ernst wie 
ihre Verhandlungen mit anderen Verbänden scheint die Regierung diese 
doch nicht zu nehmen. Ob daran die lang geübte Zurückhaltung der 
Gewerkschaften Schuld trägt, wollen wir hier nicht erörtern. Aber wir 
meinen, daß selbst offizielle Berichterstattung zum mindesten versuchen 
muß, dem Vorgang, der Stimmung und der Situation gerecht zu 
werden. Daß dies bei den Verlautbarungen der Reichsregierung in keiner 
Weise der Fall war, zeigt besonders, daß Minister Luther es notwendig 
fand, nochmals eine eingehende Klärung seiner Stellungnahme auszu- 
geben. 

Mit Streusandpolitik sind feste Gebäude nicht zu errichten. Und 
sie wird eben betrieben. 

Selbst landwirtschaftliche Sachverständige halten die Wiederein¬ 
führung von Agrarzöllen in diesem Augenblick für wirtschaftlich nicht 
begründet. Im wirtschaftsdienst erklärt Skaiweit, die Zölle vermöchten 
die augenblickliche Notlage der Landwirtschaft nicht zu bessern. Die 
deutsche Landwirtschaft hat ihre Betriebsmittel während der Inflations¬ 
zeit in Substanz, Bodenverbesserung, Meliorationen, Gebäudeerweite¬ 
rungen verwandelt, dagegen ihre Schulden fast gänzlich abgenommen 
bekommen. Sollte da nicht einmal die Frage gestellt werden, ob sie 
sich nicht nach solch gewaltiger Steigerung ihrer Vermögenswerte 
auch einmal ohne Zollschutz durch schwierige Zeiten durcharbeiten 
könne? Hilfe für die augenblickliche Not kann durch Krediterleichterung, 
vorübergehende Aufhebung von Ausfuhrverboten gebracht werden. Au^ 
eine Herabsetzung der Umsatzsteuer für Müllereiproduktc hätte die 
in- und ausländischen Mehlpreise einander angicichen können, so daß 
das jetzt trotz der billigeren Inlandsgetreidepreise teurere Inlandsmehl 
mit dem Auslandsmehl wieder hätte in Konkurrenz treten können. 
Schon die Ankündigung der Erleichterung der (ictreidcausfuhr hat 
einen Preisauftrieb. für Getreide gebracht. Hilfsmöglichkeiten sind also 
vorhanden. Und wenn der Reichskanzler gegenüber dem Sturm, den 
die Zollvorlage hervorgerufen hat, die Oeffentlichkeit auffordert, andere 
Wege vorzuschlagen, auf denen der Landwirtschaft Hilfe gebracht 
werden kann, so muß ihm erwidert werden, daß die Sachverständigen 
das längst getan haben. Doch darum geht es ja nicht. Auch wenn, die 
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milden, sicherlich ernst gemeinten Worte des Reichskanzlers beruhigend 
die Oeffentlichkeit glauben machen wollen, daß es sich bei dieser Vor¬ 
lage lediglich um Hilfe für den bedrängten landwirtschaftlichen Stand 
gehandelt hat, die landwirtschaftliche Vorlage ist — und hier hilft 
kein Streusand — eine politische Vorlage, die allerdings der ganzen 
wirtschaftlichen Welt zeigt, wie weit die deutsche Politik sich noch 
im alten Phrasentum und in antiquierten Schlagwortforderungen bewegt. 
Das geht so weit, daß selbst wirtschaftlich völlig abwegige Programm¬ 
forderungen gestellt und erfüllt werden müssen. Die Armut an poli¬ 
tischem Geist ist so groß, daß nicht einmal die Programme den wirt¬ 
schaftlichen Situationen angepaßt werden. Die Vertreter der Gewerk¬ 
schaften mußten sich gegen diese unzeitgemäße Liebesgabe für die 
Rechte wenden, weil sie zwar nicht der Landwirtschaft Hilfe, aber der 
Industrie, dem Handel und den arbeitenden Massen schwere Lasten 
bringt. ' 

Diese Politik wird das deutsche Volk auf die Dauer noch mehr 
kosten, als die Fehrenbach-Simons- und die Cuno-Politik. Der deut¬ 
sche Export hat sich in den letzten Monaten eher verkleinert als er¬ 
weitert. Der Preisabbau hat trotz aller Verluste einzelner noch nicht 
durchgreifend gewirkt. Der Preis der Fertigware ist noch immer über 
Weltmarktniveau. Und trotzdem schreckt man nicht davor zurück, 
auf diese Fertigware 4, 5, 6 Proz. Agrarzölle zu legen. Die Umsatz¬ 
steuer, die sie heqte mit 5, 6—8 Proz. belastet, soll allerdings um % Proz. 
ertnäßigt werden. Die Exportfähigkeit wird also nicht vergrößert. 
Dabei sollte doch die Hebung des Exports, schon wegen des Nieder¬ 
gangs der inneren Kaufkraft, erstes Gebot deutscher Wirtschaftspolitik sein! 

Die. Führer der Gewerkschaften fragten die Regierung, auf wen 
die Lasten letzten Endes abgewälzt werden sollen? Die Wirtschaft 
wird zugunsten des Agrarstandes erhöht mit Kosten belegt. Industrie 
und Handel können jetzt schon kaum, wie dies eben der Herr Popitz 
vom Finanzministerium ausgeführt hat, die Steuerlasten tragen, deren 
notwendige Ergänzung also Verbrauchsabgaben sein werden! Die große 
Masse der Arbeiter, die schon bisher nach dem von den Nutznießern 
der Inflation expropriierten Mittelstand am meisten zu tragen hatte, 
soll also auch künftighin am stärksten belastet werden. Wenn Popitz 
am Schluß ausführte, daß das Vermögen und Einkommen in Deutschland 
in weitgehendem Maße besteuert seien, und eine direkte Belastung, die 
Schaffung einer progressiven Einkommenssteuer noch nicht möglich sei, 
so scheint der Regierung neben einer Erhöhung der Vermögenssteuer, 
von der Popitz sprach, nur eine Verschärfung der indirekten Steuer möglich. 
Also Liebesgaben nach der einen, Lasten nach der andern Seite! Die 
Regierung sollte sich doch darüber klar sein, daß die Arbeitskraft das 
wesentlichste Produktionsmittel der deutschen Wirtschaft darstellt. Die 
Existenz der Arbeiterschaft auf die Dauer unterhöhlen, bedeutet also, 
der deutschen Wirtschaft ihr Grab graben. 

Wenn eine starke Belastung der Gesamtheit notwendig ist, mit 
welchem Recht wird dann der Landwirtschaft eine große Entlastung . 
gewährt? Wenn die Kapitalslage der Industrie keine Möglichkeit gibt, 
ihr für soziale Zwecke weitere Mittel zu entziehen, warum sie dann 
mit neuen Produktionskosten durch Zölle belegen? Auf diese Frage 
blieb die Regierung den Gewerkschaftsführern die Antwort schuldig. 
Die Gewerkschaften müssen sie jetzt erzwingen. Das Menetekel der 
nächsten Monate heißt Zollvorlage, Steuern, Achtstundentag. Gegen 
den Achtstundentag sträuben sich wie aut Kommando die bürgerlichen 
Blätter: diese Belastung könne die verarmte deutsche Wirtschaft nicht 
tragen. Aber die Agrarlast wird von denselben Wirtschaftskreisen über¬ 
nommen, wenn sie nur selbst dafür im politischen Kuhhandel ihre 
Schutzzölle erhalten. 
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Ein Land, das mehr noch als früher auf den Export seiner Fertig¬ 
ware angewiesen ist und darum die Politik des freien Welthandels ver¬ 
fechten müßte, setzt sich selbst durch die Errichtung von Zollmauern 
matt. Die Ententeländer haben in geschickter Weise die Vergünsti¬ 
gungen des Versailler Vertrages ausgenutzt, um rund um die deutsche 
Wirtschaft einen Zollgürtel zu legen. Handelsverträge, die den deut¬ 
schen Handel benachteiligen, sind gegenseitig zwischen den Staaten 
geschlossen. So wird Deutschland als Schutzzolland eine isolierte Insel 
m der Welt bleiben. Wieder zeigt sich die Armut deutscher Regie¬ 
rungspolitik! Auch auf wirtschaftlichem Gebiet vermag sie sich nicht 
in der neuen deutschen Situation gegenüber der Weit zurechtzufinden. 


Achtstundentag und internationale 
Verpflichtungen 

Ein Nachwort zur Internationalen Arbeitskonferenz in Genf 

Von • * • 


Die Festlegung des Achtstundentages in Deutschland durch die 
Demobilmachungsgesetzgebung und seine entschiedene Propagierung 
durch den Versailler Vertrag (Artikel 427) hatten die Diskussion über 
das Problem des Achtstundentages keineswegs abgeschlossen. Im Ge¬ 
genteil, für Deutschland wenigstens kann man wohl sagen, daß die 
Debatte über diese Frage niemals mit solcher Hitze geführt worden ist 
wie seit ihrer grundsätzlichen gesetzlichen Lösung. 

Die Debatte wurde angeregt durch den bald nach der Revolution 
einsetzenden Kampf weiter Bevölkerungsschichten gegen die neue Ar- 
beitszeitregelung, einen Kampf, der ebensosehr aus rein politischen 
wie aus wirtschaftlichen Gründen geführt wurde. Alle Feinde der 
jungen Republik fanden sich in ihm zusammen, um vor allem das soziale 
Wahrzeichen des verhaßten neuen Staates, die bedeutsamste Errungen¬ 
schaft der Arbeiterrevolution, herunterzuholen. Da der Kampf praktisch 
den schlecht verstandenen Unternehmerinteressen diente, fand er seine 
Finanzierung durch die deutschen Unternehmer und wurde von der 
von ihnen abhängigen Presse propagiert, die ihre gläubigen und nichts¬ 
ahnenden Leser aus dem sogenannten Mittelstände antrieb, die Kasta¬ 
nien für ihre Hintermänner aus dem Feuer zu holen. 

Nach glänzender Vorbereitung durch systematische Pressehetze 
setzte der „wissenschaftliche“ Kampf ein. Zunächst wurde die These 
verfochten, daß mit dem Achtstundentag keine Wirtschaft bestehen 
Rönne, zum mindesten, wenn das gesamte Ausland länger als acht 
Stunden arbeite. Daß dies so sei, bemühte man sich, dem deutschen 
Bürger bis in die letzte Zeit hinein klar zu machen, obwohl fast die 
gesamte Umwelt zum Achtstundentag, sei es auf gesetzlicher Grund¬ 
lage, sei es in der tatsächlichen Regelung, übergegangen war. Die De¬ 
batten im Vorläufigen Reichswirtschaftsrat sind noch in aller Erinne¬ 
rung, in deren Verlauf ein Vertreter der Arbeitgeber über die Verhält¬ 
nisse in der Tschechoslowakei Angaben machte, die dann von Professor 
Brentano als völlig unrichtig festgenagelt wurden; das war ein Fall, 
in dem die sofortige Widerlegung der aufgestellten Behauptungen er¬ 
folgte, in vielen anderen Fälkn wurden leichtfertige Interessentenbe¬ 
hauptungen Allgemeingut einer schlecht unterrichteten Oeffentlichkeit. 

Auf die Dauer mußte sich jedoch die Kenntnis der Arbeitszeit¬ 
regelung der anderen Industrieländer durchsetzen; dafür sorgte schon 
die Tätigkeit der deutschen Gewerkschaften, die durch ihre außerdeut- 
zchen Bruderorganisationen unterrichtet wurden. Es kam daher zu 
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einer Umstellung des Angriffs auf den Achtstundentag, die die Erfüllungs¬ 
politik der Kabinette des Reichskanzlers Wirth geschickt für den 
Kampf der Unternehmer, der größten Gegner der Erfüllungspolitik, 
ausnutzte. Das neue Schlagwort entstand: „Nur Mehrarbeit kann uns 
retten!“, das unter der Maske der Erfüllungspolitik die Abkehr vom 
Achtstundentag für Deutschland verlangte, weil sonst die Reparations¬ 
leistungen nicht aufgebracht werden könnten. Mochte der Achtstundentag 
für andere Länder erträglich sein, für eine Volkswirtschaft, die außer 
für sich selbst auch für die Wirtschaft der Siegerstaaten arbeiten muß, 
könne er nicht eingehalten werden. 

Es muß leider gesagt werden, daß diese' Darlegung in weiten 
Kreisen des deutschen Volkes, auch in manchen Arbeitnehmerkreisen 
ihr Ziel erreichte. Die Argumentation, daß es inkonsequent sei, er¬ 
füllen zu wollen, die wirtschaftlichen Mittel der Erfüllung aber nicht 
zu wollen, hatte für oberflächliche Hörer etwas Bestechendes. Hier 
zeigte sich der Fluch der mangelhaften wirtschaftswissenschaftlichen 
Ausbildung: „Der Feind, den wir am meisten hassen, der uns um¬ 
lagert, schwarz urtd dicht, das ist der Unverstand der Massen, den 
nur des Geistes Schwert zerbricht!“ Des „Geistes Schwert“ erwies 
sich als nicht scharf genug geschliffen, eine Lehre, die die deutsche 
Arbeiterbewegung aus dieser Entwicklung ziehen und niemals ver¬ 
gessen sollte! 

Einzelne Teile der sozialistischen Bewegung — die Kreise um 
Kaliski, Cohen-Reuß und Lindemann — begannen, die Aufgabe des 
Achtstundentages für die Zeit der Reparationsleistungen zu propagieren. 
Vor allem aber schickte man sich in der christlich-nationalen Arbeit¬ 
nehmerschaft, geführt von Stegerwald, an, vom „starren“ oder „sche¬ 
matischen“ Achtstundentag abzurücken. Die Front der Verteidiger des 
Achtstundentages war durchbrochen und damit war sein Schicksal vor¬ 
erst besiegelt. < 

Bei der Liquidation der InflatiOnswirtschaft im Spätherbst des 
Jahres 1923, die die endgültige Lösung des Reparationsproblems er¬ 
möglichen sollte, wurde auch der „schematische Achtstundentag“ ab¬ 
geschafft. Das erste Ermächtigungsgesetz, dem die Sozialdemokratie 
noch als Regierungspartei zustimmte, gestattete der Regierung noch 
nicht die Vornahme der neuen Arbeitszeitregelung auf dem Wege 
der Verordnung; sie sollte vielmehr im ordentlichen Gesetzgebungs¬ 
wege erfolgen. Daß sie auch dann den Achtstundentag nur als Grund¬ 
satz, d. h. als entschwundenes Ideal, durchlöchert von Ausnahmen, 
die die Praxis darstellten, aufrecht erhalten hätte, ist nach der da¬ 
maligen politischen Lage nicht zu bezweifeln; die Verhandlungen im 
Reichstag hätten der ^zialdemokratie höchstens Gelegenheit zu einem 
Verzweiflungskampf gegeben, soweit sich ihre Vertreter nicht durch 
unklare Fassungen der Gesetzesvorlage über deren praktische Wir¬ 
kung getäuscht hätten. Aber das erste Ermächtigungsgesetz lief ab, 
die Sozialdemokratie trat aus der Reichsregierung aus, ohne daß ein 
Arbeitszeitgesetz zustande gekommen war. Mitte November trat die 
Revolutionsregelung der Arbeitszeit, die ja nur auf Demobil¬ 
machungsverordnungen beruhte, außer Kraft. Sofort benutzte die 
Schwerindustrie die gesetzlose Zeit und schuf ein fait accompli, woran 
sie um so weniger gehindert wurde, als Jetzt zu dem Argument der 
Notwendigkeit der Mehrarbeit für die Reparationsleistungen im all¬ 
gemeinen das für alle schwächlichen Sozialpolitiker noch schlagendere 
Argument der Micum-Verträge getreten war: wie sollten die Micum- 
Verträge erfüllt werden, wenn nicht eine äußerste Kraftanstrengung 
auf allen Seiten einsetzte. 

Das Argument der für längere Zeit abgeschlossenen Micum-Ver¬ 
träge lähmte auch den Widerstand der grundsätzlichen Gegner einer 
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gesetzlidien Arbeitszeitverlängerung. Die bürgerliche Regierung erhielt 
die Ermäditigung, auch die Arbeitszeit im Wege der Verordnung zu 
regeln. So entstand die Verordnung über die Arbeitszeit vom 21. De¬ 
zember 1923, die in ihrem ersten Paragraphen den Achtstundentag 
grundsätzlich aufrechterhält, in ihren übrigen Bestimmungen aber so 
viele Möglichkeiten für Ausnahmen im Rahmen des Zehnstundentages 
vorsieht, daß praktisch der Achtstundentag durch sie außer Kraft gesetzt 
ist und vor allem die Rückkehr vom Dreischichtensystem zum Zwei¬ 
schichtensystem in durchgehenden Betrieben ermöglicht; eine Ver¬ 
ordnung, die im übrigen so unklar ist w.c kein anderes deutsches Ge¬ 
setz, und dies gerade auf einem politisch umstrittenen Rechtsgebiet, 
das schärfste Fassung der gesetzlichen Möglichkeiten erfordert hätte. 
Abgesehen von dem nicht allzu wesentlichen Ausbau der Ausnahme¬ 
möglichkeiten, die schon die Demobilmachungsverordnungen gegeben 
hatten, liegt ihre Bedeutung in der Bestimmung des § 5, nach der die 
regelmäßige Arbeitszeit durch Tarifvertrag ausgedehnt werden kann. 
Hierbei muß man sich jedoch stets vor Augen halten, daß nach deutschem 
Arbeitsrecht Tarifverträge nicht nur durch freie Vereinbarung der Par¬ 
teien, sondern auch im Schlichtungswege zustande kommen können, 
d. h. beim Vorliegen der Voraussetzungen des Artikels I § 6 der 
Schlichtungsverordnung — Erforderlichkeit der Durchführung des 
Schiedsspruchs aus wirtschaftlichen und sozialen Gründen — auch durch 
behördliche Verbindlichkeitserklärung eines den Vorschlag zum Ab¬ 
schluß eines Tarifvertrages enthaltenden Schiedsspruchs einer Schlich¬ 
tungseinrichtung; damit ist die Entscheidung über eine tarifvertrag¬ 
liche Verlängerung der Arbeitszeit in das pflichtmäßige Ermessen der 
für die Verbindlichkeitserklärung zuständigen Stelle darüber gestellt, 
ob die weiteren Voraussetzungen des Artikels I § 6 der Schlichtungs- 
Verordnung vorliegen. Die in § 6 der Arbeitszeitverordnung vorge¬ 
sehene Möglichkeit der außertariflichen Regelung der Arbeitszeit tritt 
demgegenüber zurück. 

Während dieser Vorgänge in Deutschland war die Frage des 
Achtstundentages auch international behandelt worden. War cs doch 
eine der Hauptaufgaben der durch den Versailler Vertrag geschaffenen 
,,Internationalen Organisation der Arbeit“, der auch Deutschland als 
Mitgliedstaat angehört, den Achtstundentag durch Vereinbarung aller 
Mitgliedstaaten für die ganze zivilisierte Erde als gesetzlichen Ar¬ 
beitstag festzulegen. Dementsprechend hatte die erste Internationale 
Arbeitskonferenz in Washington im Jahre 1920 fast einstimmig den 
Entwurf eines Abkommens über den Achtstundentag bzw. die Acht- 
undvierzigstundenwoche beschlossen. Mit der Ratifizierung haben sich 
allerdings die hauptsächlichen Industriestaaten, selbst soweit sie — 
wie Großbritannien — praktisch den Achtstundentag hatten, nicht 
beeilt. Bis heute haben außer Deutschland auch Großbritannien, Frank¬ 
reich und Belgien das Washingtoner Abkommen nicht ratifiziert. Wäh¬ 
rend aber in Großbritannien und Frankreich nach dem jüngsten Re¬ 
gierungswechsel und in Belgien im Anschluß an die beiden Haupt¬ 
alliierten mit der baldigen Ratifikation zu rechnen war, wurde aer 
Erlaß der Arbeitszeitverordnung vom 21. Dezember 1923 seitens Deutsch- 
lands überall als glatte Absage an die Internationale Arbeitsorganisation 
aufgefaßt, da ihre Bestimmungen mit dem Washingtoner Abkommen 
nicht zu vereinbaren seien. Die Aeußerungen von deutschen amtlichen 
und nichtamtlichen Stellen, daß diese Arbeitszeitregelung wegen der 
Reparationsverpflichtungen Deutschlands und insbesondere wegen der 
Micum-Lasten erforderlich sei, brachten weder die Angriffe der grund¬ 
sätzlichen Freunde des Achtstundentages im Ausland noch die der Re¬ 
gierungen einzelner Nachbarländer zum Schweigen, die weniger sozial¬ 
politische Bedenken hatten, als daß sie von der Verlängerung der Ar- 
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beitszeit in Deutschland und einer damit zusammenhängenden Ver¬ 
billigung der deutschen Produktion ein „soziales Dumping“ Deutsch¬ 
lands befürchteten.' Von anderer Seite wurde, wenn schon die Arbeits¬ 
zeit in Deutschland aus Reparationsgründen verlängert werde, eine 
Gewähr dafür verlangt, daß die Mehrleistung tatsächlich nur den 
Reparationsleistungen zugute käme. Es zeigte sich bei dieser Gelegen¬ 
heit, wie verschieden die Einstellung sowohl der einzelnen Staaten 
als auch der einzelnen Volksschichten in ihnen zu einer internationalen 
Arbeitszeitregelung ist. 

In dieser Lage des Problems begann die diesjährige Arbetts- 
konferenz in Genf. Gegenüber den geäußerten Bedenken des Direktors 
des Internationalen Arbeitsamts, Albert Thomas, und der Vertreter 
einzelner Mitgliedstaaten ließ die deutsche Regierung erklären, daß die 
Regelung der Verordnung vom 21. Dezember 1923 notwendig sei, um 
die Reparationsverpflichtungen zu erfüllen, wie sie sich nunmehr nach 
der Annahme des Dawes-Gutachtens durch Deutschland ergäben, daß 
Deutschland aber jedwede internationale Kontrolle über die Ergebnisse 
der Arbeitszeitregelung als Eingriff in seine Souveränität ablehne. Tho¬ 
mas betonte demgegenüber, daß das Sachverständigen-Gutachten nach 
seiner Auffassung von einer grundsätzlich achtstündigen Arbeitszeit 
in Deutschland ausgehe, da es ausdrücklich erkläre, daß die deutsche 
Arbeitnehmerschaft nicht schlechter gestellt sein solle als xlie der übri¬ 
gen Industrieländer; das verbiete vor allem die Rückkehr zum Zwei¬ 
schichtensystem. Wenn aber der deutschen Regierung gleichwohl im 
Augenblick eine Verlängerung der Arbeitszeit notwendig erscheine, so 
sei eine derartige Regelung im Interesse aller Beteiligten am zweck¬ 
mäßigsten international zu vereinbaren, um auf diese Weise gegen¬ 
seitige Garantien zu geben und die Möglichkeit der schließlichen An¬ 
nahme des Washingtoner Abkommens durch alle Industriestaaten nicht 
zu verbauen, die doch als Ziel bestehen bleibe. Der deutsche Re¬ 
gierungsvertreter hat hierzu eine zustimmende Erklärung nicht ab¬ 
gegeben, während die Vertreter Großbritanniens, Frankreichs und Bel¬ 
giens die baldige Ratifikation des Washingtoner Abkommens auf der 
Konferenz offiziell in Aussicht stellten. 

Während der Arbeitskonferenz erging sich der von dem Unter¬ 
nehmertum abhängige Teil der deutschen Presse in Anwürfen gegen 
Direktor Albert Thomas, dem man vorwarf, daß er im Geiste Poin- 
cares Deutschland neue Schwierigkeiten schaffe, da er seine Mehr¬ 
leistung auf Grund der Arbeitszeitverlängerung unter die Kontrolle 
der Reparationskommission oder eine andere neue Kontrolle bringen 
wolle, während sie dem deutschen Arbeitervertreter auf der Konferenz, 
der sich grundsätzlich auf den Standpunkt Thomas' betreffend Fest¬ 
haltung des Achtstundentags gestellt hatte, und den von ihm ver¬ 
tretenen freien Gewerkschaften sowie der ^zialdemokratie nachsagte, 
sie seien die „Troßbuben“ der Entente. Gleichwohl erklärte sich Thomas 
nach dem Abschluß der Konferenz in einem Brief an die Redaktion 
des „Vorwärts“ nochmals bereit, seine ganze Kraft zur Verfügung zu 
stellen, um eine Vereinbarung der deutschen mit der britischen, fran¬ 
zösischen und belgischen Regierung über die Arbeitszeit herbeizuführen, 
um in absehbarer Zeit den Achtstundentag doch noch für alle Arbeit¬ 
nehmer zu erreichen. Auf dieses Angebot ist eine Aeußerung der 
deutschen Regierung bisher nicht erfolgt. Die Sozialdemokratie wird 
jedoch im Reichstag nach wie vor die Ratifikation des Washingtoner 
Abkommens fordern. Gemeinsam mit den freien Gewerkschaften be¬ 
reitet sie notfalls einen Volksentscheid über den Achtstundentag vor. 

Dies ist der äußere Verlaut der Tragödie des Achtstundentags in 
Deutschland. Die deutsche Arbeitnehmerschaft hätte ihn zurecht ver¬ 
loren, wenn sie die Rückeroberung der größten Errungenschaft ihrer 
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Revolution je aus den Augen verlöre. Aber sie wird nicht mit politischen 
Phrasen zurückerobert werden, die weder bei uns noch im Ausland 
einen Hund vom Ofen locken, sondern nur dann, wenn es der Arbeit* 
nehmerschaft in Deutschland gelingt, die Mehrheit des Volkes von 
der Richtigkeit der Forderung des Achtstundentags zu überzeugen; dem 
Geiste der Arbeiterbewegung entspricht es, das Errungene auch inter¬ 
national festzulegen. Dazu muß jetzt erneut der geistige Kampf um 
den Achtstundentag einsetzen, es müssen wirtschaftswissenschaftlich die 
Argumente der Gegner entkräftet werden, daß der Achtstundentag 
überhaupt den wirtschaftlichen Erfordernissen nicht genüge oder doch 
für Deutschland zurzeit, wegen der Reparationsverpflichtungen, nicht 
tragbar sei. 

Daß die Einführung des Achtstundentags die Volkswirtschaft zer¬ 
rütte, wird zwar noch immer, auch von „wissenschaftlicher“ Seite 
behauptet. Aber diese Behauptung braucht wohl heute nicht mehr 
allzu ernst genommen zu werden. Jedem Fortschritt stemmt sich die 
Reaktion entgegen und doch hat sie ihn auf die Dauer noch nie ge¬ 
hemmt. Die Verkürzung des Normalarbeitstages auf acht Stunden er¬ 
möglicht dem Arbeitnehmer die volle Ausnutzung seiner Arbeitskraft 
una regt den Unternehmer zu zweckmäßigster Ausgestaltung seiner 
Werksorganisation an, wodurch die verlorene Arbeitszeit bzw. die Ver¬ 
teuerung der Produktion durch Anlegung einer Mehrzahl von Arbeit¬ 
nehmern mehr als wiedereingebracht wird; die Erfolge des Amerikaners 
Ford dürften in dieser Beziehung beweiskräftig genug sein. Freilich 
setzt dieser Fortschritt wie jeder andere auf der Arbeitnehmer- wie 
auch auf der Arbeitgeberseite, was oft vergessen wird, ein seiner wür¬ 
diges Geschlecht voraus. Im übrigen ist selbstverständlich bei der 
grundsätzlichen Annahme des Achtstundentags gelegentliche Mehrlei¬ 
stung, wo es wirklich not tut, nicht ausgeschlossen, z. B. in Fällen 
wie im Bergbau, in denen eine bestimmte Produktionsleistung hervor¬ 
gebracht werden muß, ohne daß Arbeitnehmer in beliebiger Zahl zur 
Verfügung stehen. Richtig ist, daß während der ersten Zeit der Ein¬ 
führung des Achtstundentages wie bei allen Neuerungen in der Pro¬ 
duktionsorganisation das einführende Land gegenüber andern, die keine 
Aenderungen vorgenommen haben, an Konkurrenzfähigkeit Einbuße er¬ 
leiden kann. Diese Gefahren kann nur die internationale Vereinbarung 
beheben. Sie wäre deshalb im wohlverstandenen Interesse jedes ein¬ 
zelnen Staates anzustreben. Die Gegnerschaft gegen derartige Ab¬ 
machungen ist wirtschaftlich jedenfalls nicht zu erklären. 

Bei alledem bleibt für Deutschland die Frage nach der Möglichkeit 
des Achtstundentages gegenüber seinen Verpflichtungen aus dem Frie¬ 
densvertrag, die, wie wir oben zeigten, von erheblichen Teilen der 
Oeffentlichikeit und offenbar auch von der deutschen Regierung verneint 
wird. Sie ist eigentlich in dem Augenblicke entschieden, in dem man 
die hier vertretene Auffassung annimmt, daß der grundsätzliche Acht¬ 
stundentag auf die Dauer keine Minderung der Produktion brüigt. 
Denn dann kann Deutschland seine Verpflichtungen mit acht Stunden 
Arbeit am Tage ebenso erfüllen wie mit einer längeren Arbettszeit. 
Wenn man die allgemeine Mehrarbeit in diesem Augenblicke will, um 
eine schleunige Steigerung der Produktion zu erreichen, so mag zu¬ 
gegeben werden, daß diese im Augenblick vielleicht eintritt, ohne daß 
hierfür übrigens eine Gewähr gegeben ist. Aber, da die Reparations¬ 
verpflichtungen uns leider für viele Jahre belasten, so ist die Rech¬ 
nung, auf weite Sicht, doch unrichtig, denn der starken Ankurbelung 
der Produktion steht eine Schädigung der Arbeitskraft des deutschen 
Volkes auf die Dauer durch Ueberarbeitung gegenüber. 

Jedoch, gesetzt den Fall, daß eine schnellere Erfüllung im ganzen 
durch dauernde Mehrarbeit, oder daß gar die Erfüllung nur durch 
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Mehrarbeit, sonst überhaupt nicht möglich wäre, so braucht dieser 
Umstand Deutschland nicht zur Einführung „barbarischer Arbeitsme¬ 
thoden“, wie sich Albert Thomas auf der Arbeitskonferenz mit bezug 
auf das Zweischichtensystem ausdrückte, zu veranlassen. Denn es ist 
richtig, daß der Versailler Vertrag für alle Vertragsparteien den Acht¬ 
stundentag vorsieht, selbst für die, die ihn nicht wie Deutschland schon 
bei Abschluß des Vertrages hatten. Und es ist auch richtig, daß das 
Dawes-Gutachten für Deutschland dieselben Arbeitsbedingungen voraus¬ 
setzt, wie sie in den alliierten und den Nachbarländern gelten, also auch 
den Achtstundentag. Diese Auffassung ist unter der Ueberschrift „Die 
Natur des Planes“ (erster Teil, Ziffer XVII) ausdrücklich ausgesprochen. 
So fragen wir: warum soll Deutschland auf die wenigen Wohltaten, die 
ihm als besiegtem Lande der Friedens vertrag gewährt, verzichten? 

Wir wollen erfüllen. Wir wollen dazu alle Anstrengungen machen, 
die billigerweise von uns verlangt werden können, und alle Volkskreise 
sollen diese Anstrengungen machen. Aber wir wollen keine Bravour¬ 
stücke machen, die letzten Endes weder uns noch dem Gegner nützen, 
Bondern nur Deutschland und in der Folgewirkung alle andern mit ihm 
wirtschaftlich verknüpften Staaten in das Dunkel der Unkultur zurück¬ 
werfen. Kehren wir darum zum Achtstundentag zurück und verein¬ 
baren wir ihn international, indem wir den Abkommensentwurt von 
Washington in Uebereinstimmung mit den übrigen Industrieländern der 
Erde ratifizieren 1 ! 


Der Traum von den Goldschiffen 

Von Knrt Heinig 

In zunehmendem Maße werden sich die Kritiker und die Vor¬ 
schlagsfabrikanten unserer Wirtschaft darüber einig, daß die be¬ 
rühmte „Hebung der Produktion“ (lies Arbeitszeitverlängerung, 
Lohnkürzung und Abbau) nicht ausreicht, um frisches Blut — mo¬ 
bileg Kapital — in den Adern unserer Produktion zu erzeugen. 
Auch diejenigen, die die Verhältnisse nicht bloß blitzschnell und 
schlagwortartig untersuchen und beurteilen, meinen jetzt, daß die 
langsam in Bewegung kommenden Lager und die allmählich auf¬ 
tauenden Sachwerte kaum ausreichen, ebensowenig wie die zu¬ 
nehmenden Bestände der Sparkassen und die Depositenkonten der 
Banken, um das notwendige zusätzliche Kapital zu schaffen, das 
unsere Wirtschaft zu ihrer Wiederbelebung braucht. So wird es 
verständlich, daß sich alle Blicke nach Amerika oder, allgemeiner 
gesagt, nach dem Ausland wenden. Unterstützt werden die Hoff¬ 
nungen auf den Zufluß anlagedurstigen außerdeutschen Kapitals 
auch durch die Vorschläge des Dawes-Qutachtens, das ja in ziem¬ 
lich erheblichem Umfange den Weltanleihemarkt in seine Berech¬ 
nungen eingestellt hat. 

Weiter gefördert werden die Erwartungen auf Zufluß von 
Auslandsgeld durch die Tatsache, daß im besonderen Amerika „im 
Golde schwimmt“. Das ist richtig, versucht man doch schon, auf 
kunstvollen Umwegen der drohenden weiteren Entwertung des 
Goldes aus dem Wege zu gehen, es befinden sich ja die amerikani- 
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sehen Noten in der ständigen Gefahr der Gold über deckung. Ein 
anderer Giiind ztim Optimismus mag auch darin liegen, daß eben 
die ungarische Wiederaufbau-Anleihe in London um 100 Prozent 
überzeichnet wurde. Die Schlußfolgerungen sind dann verhältnis¬ 
mäßig rasch gezogen, sie heißen: Anlagesuchendes Kapital auf der 
Welt im Ueberfluß, in Deutschland hohe Zinsen, so muß der Zu¬ 
lauf des Goldstromes sich nach den einfachsten physikalischen Ge¬ 
setzen vollziehen, um hier wie eine Berieselung ausgedörrter Wüste 
dahin zu wirken, daß alles wieder blüht und gedeiht. 

Uns scheint jener Optimismus in den Tatsachen nicht be¬ 
gründet. Wenn auch im privaten Einzelgeschäft sich die Auslands¬ 
kredite mehrten, so beruht das auf ganz anderen Voraussetzungen. 
In der Regel handelt es sich um Finanzierung, wie wir sie 
auch in der übelsten Zeit der Inflation nicht selten beobachten 
konnten. Es geht dabei normalerweise um die Erledigung von 
kurzfristigen Geschäften und nicht um Geldanlage auf lange 
Frist, um Verfügungstellung von Rentenkapital. In jenem Sinne 
sind ja auch die Kredite nur aufzufassen, die bisher die Gold¬ 
diskontbank von amerikanischen Banken erhalten hat. 

Man sucht in der europäischen Vergangenheit, im besonderen 
im vorigen Jahrhundert, vergeblich nach Analogien zu den heutigen 
Zuständen. Es sei hier nur daran erinnert, daß die Bank von 
Frankreich fünf Jahre nach Beendigung des deutsch-französi¬ 
schen Krieges ihren Diskontsatz auf zwei Prozent festsetztet 
England kam schon im Jahre 1845 einmal zum zweiprozentigen 
Bankdiskont. Amtliche Diskontsätze von 12, 15 und gar 18 Prozent, 
wie jetzt, waren kaum in den tollsten Zeiten üblich. So z. B, im 
Jahre 1799 in Hamburg. Die Fugger haben die Habsburger Kaiser¬ 
wahl — und das war doch sicher ein hochriskantes Geschäft — 
mit durchschnittlich 12 Prozent finanziert! In den wildesten Krisen- 
%iten des 16. Jahrhunderts, die verschiedenen Nürnberger und 
Augsburger Kauf- und Geldherren das Genick brachen, gingen die 
Zinssätze kaum über 15 Prozent hinaus. Aber auch in jenen Zeiten 
ist das Kapital nicht den Gebieten der höchsten Zinssätze zuge¬ 
flossen, im Gegenteil, es hat sich aus ihnen geflüchtet. 
Es ist eben ein weit verbreiteter Irrtum (dessen Anhänger sich über¬ 
dies auf Smith berufen können!), daß dort, wo ein großer Gewinn 
mit dem Gelde erzielt werden kann, auch gewöhnlich für seine 
Benutzung hohe Zinsen bezahlt werden. Umgekehrt: geht der 
Preis des Geldes über ein gewisses Maß hinaus, so bedeutet das, 
daß in dem davon betroffenen Gebiet ein solcher Tiefstand der 
Wirtschaft erreicht ist, daß eine sichere Anlage und da¬ 
mit die Garantie der Verzinsung unmöglich wird. 
Das Geld flüchtet dann. 

Wir haben heute diese Zustände in Deutschland. Es ist ein 
offenes Geheimnis, daß die Banken bei weitem nicht in dem Um- 
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fange, wie sie über Geldmittel verfügen, der Industrie und der 
Wirtschaft befruchtend beispringen. Auch die höchsten Zinssätze 
bieten ja keine volle Garantie dafür, daß der Kredit selbst 
bei Fäl ligkeit zurückgezahlt werden kann. So haben 
wir augenblicklich den merkwürdigen Zustand, daß die Banken mit 
ihren disponiblen Mitteln lieber im engen Kreise des „täglichen 
Geldes^' bleiben, als daß sie ihre arbeitslosen Kapitalien in die 
Wirtschaft führten. Man begnügt sich mit dem geringeren Zins¬ 
satz für tägliches Geld, weil er sicherer erscheint als die frajif- 
würdigen Aussichten bei 40, 50 und 60 Prozent. Jedermann ist 
sich zudem darüber klar, daß derlei Zinssätze die Wirtschaft so¬ 
wieso nicht zu tragen vermag. 

Eine andere Frage ist, ob nicht durch die Banken das Geld, 
unsere wichtigste Ware, nach wie vor künstlich überteuert 
wird. Die Differenz zwischen Debet- und Kreditzinsen, die unge¬ 
heuerlich groß ist und durchaus in den Bereich der Wucherpara¬ 
graphen fällt, wird von den Banken mit den hohen Selbstkosten 
begründet. Soweit das richtig ist, hat das seine Ursache darin, daß 
die Banken noch heute zu den Unternehmungen gehören, die durch 
die Inflationszeit neben dem Zwischenhandel mit am stärksten auf¬ 
gebläht worden sind. Aller Abbau an Personal und auch, die 
Schließung von Filialen kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
unsere deutschen Bankinstitute in ihrer Gesamtheit, zahlenmäßig 
und auch jedes Unternehmen für sich allein betrachtet, noch sinnlos 
großartig sind und damit den Geldwucher bedingen. 

Unter diesen Umständen ist es'^verständlich, daß das aus¬ 
ländische Kapital, das diese Tatbestände doch mindestens so 
gut kennt, wie die deutschen Geldleute, geringe Lust zeigt, nach 
Deutschland zu kommen. Und deswegen erscheint es uns nach, 
wie vor als außerordentlich gefährlich, auf die Goldschiffe aus 
Amerika zu rechnen. Voraussetzung dazu, daß sie überhaupt 
kommen, ist, daß der Zinswucher in Deutschland auf¬ 
hört, daß in Industrie und Handel geliehene Kapitalien 
wieder sicher, also Substanz, werden und nicht, wie noch heute, 
laufend ausgegeben werden. Die deutsche Wirtschaft muß den 
harten und steinigen Weg, den sie eben erst begonnen hat, zu 
gehen, wohl noch durch Monate weiter beschreiten, ehe ein Zu¬ 
stand erreicht werden wird, der dem Kapital, das von Natur ängst¬ 
lich ist, so viel Mut macht, daß es sich nach Deutschland hinein¬ 
wagt. Die internationale Finanzierung in Auswirkung des Dawes- 
Gutachtens wird überdies nicht nur von den eben geschilderten 
Notwendigkeiten, sondern auch davon abhängen, ob England 
und Frankreich über die praktische Anwendung 
jener Vorschläge bald einig werden. Solange das nicht 
erreicht ist, wird auf dem Wege über die Durchführung der Ex¬ 
pertenberichte ebenfalls kein neues Kapital nach Deutschland herein¬ 
fließen. * 
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Zusammenfassend ist deswegen wohl zu sagen, so unwahr¬ 
scheinlich die Gesundung der deutschen Wirtschaft aus eigener 
Kraft jprscheint und so notwendig zur Wiederbelebung das Spar¬ 
kapital anderer Länder für Deutschland ist, der befruchtende Zu¬ 
fluß wird erst dann beginnen, wenn der Schrumpfungsprozeß un¬ 
seres Produktionsapparates eine gewisse Festigkeit, eine bestimmte 
Widerstandsfähigkeit unserer Wirtschaft erzwungen und geschaffen 
hat. Dieser Vorgang wird deswegen für die Arbeitnehmer¬ 
schaft sehr ernste Auswirkungen haben, weil er zu¬ 
sammenfällt mit zunehmender Belastung aus dem Sachverständigen¬ 
gutachten. Besteht doch die Gefahr, daß die zu leistenden Zah¬ 
lungen so ausgestaltet werden, daß sie sich sämtlich auf den Kon¬ 
sumenten abwälzen. Wenn wir nicht zu einer Nachprüfung der 
Inflationsgewinne, zu einer klaren Besteuerung der reichten Klassen 
in Deutschland kommen, dann werden die breiten Massen 
die Kosten der Wiedergutmachung in Zukunft aus¬ 
schließlich zu tragen haben! Die Methode des Reichs¬ 
finanzministeriums, die es erst jetzt wieder bei der Beratung der 
Erhöhung des Tabaksteueraufkommens eingeschlagen hat, zeigt ja, 
daß es zu feige ist, um die Erhöhung der Steuer auch nur aus einer 
Rationalisierung des Handels zu erzwingen. Es betet die allein 
seligmachende Banderole an und beläßt es bei den ungesunden 
Zuständen der Uebersetzung des Tabakhandels. 

Wir stehen vor einer ungeheuerlichen reaktionären Umbildung 
der Lastenverteilung. Sie wird noch schlimmer dadurch, daß man 
sich über die Gesundung der deutschen Wirtschaft falschen Hoff¬ 
nungen hingibt und von amerikanischen Goldschiffen träumt. Be¬ 
dauerlich erscheint uns, daß unsere sozialdemokratische Politik zu 
diesen Dingen so wenig aktiv Stellung nimmt. 


Vor zehn Jahren 

Wer hat da geschwindelt? 

Amsterdam, 15. September. Das angesehene „Algemeen Han- 
d e I s b 1 a gibt folgendes als offizielles Communiqu^ der deutschen 
Gesandtschaft im Haag bekannt: 

Die deutsche Gesandtschaft in Peking teilt amtlich 
mit: »Japan bestätigt offiziell der chinesischen Regierung den Ausbruch 
einer Revolution in Indien. Japan, durch England um militärischen 
Beistand gegen Indien ersucht, hat Hilfe zugesagt, aber unter schweren 
Bedingungen: freie Einwanderung in die britischen Besitzungen am 
Stillen Ozean, eine Anleihe von 200 Millionen Dollars und freie Hand 
in China. England hat diese Bedingungen angenommen.'' 

Frankfurter Zeitung, 16. September 1914. 

Der staatsfeindliche Schnurrbart. 

In letzter Zeit wird so sehr viel über französische Mode in Damen¬ 
kleidung geschimpft — und mit Recht —, aber da möchte ich bemerken. 
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daß auch die Herren eine Mode fallen lassen dürften, und zwar den 
gestutzten „englischen'' Schnurrbart. Ich bin der Ansicht, daß 
der Schnurrbart als Zierde des Mannes wachsen darf, ohne daß er bis 
auf drei Härchen unter den Nasenlöchern entfernt wird. 

Eine, die sich immer darüber ärgerte. 

Westfälisches Volksblatt (Paderborn), 14. September 1914. 

Deutscher Gimunischlauch. ' 

Rosenheim, 11. September. Ein Schneidermeister erläßt folgende 
Erklärung: „Tuchreisenden, die es wagen, mir englische Ware anzu« 
bieten, ist der Zutritt in mein Geschäftslokal untersagt. Bei Zuwider¬ 
handlung tritt ein kräftiger deutscher Gummischlauch in Kraft." 

Hofer Anzeiger, 16. September 1914. 

Der staatsf^ndlidie Schnurrbart Nr. 2. 

Odessa, 13. September. Auf dem Boulevard zwang das Publikum 
einen Herrn, der einen Schnurrbart ä la Kaiser Wilhelm trugj die 
Schnurrbartspitzen herabzulassen. 

Weser-Zeitung, 23. September 1914. 

Prinzenlos. 

WTB. Berlin, den 26. September. Prinz Oskar von Preußen mußte 
nach eingegangener Nachricht leider sein Regiment verlassen und sich 
in ärztliche Pflege nach Metz begeben. Der Prinz hat sich durch zu 
große Ueberanstrengung im Gefecht eine akute Herzschwäche zugezogen^ 
die unbedingte Ruhe und Pflege verlangt. Bei der guten, jugend¬ 
frischen Natur des Prinzen ist zu hoffen, daß die Herzmuskeln sich 
bald wieder kräftigen, und daß keine nachteiligen Folgen Zurückbleiben. 

Hamburger Nachrichten, 26. September 1914. 


Falsche Briefkastenpropheten. 

Frau W. ln N. Frage: Jeder ist jetzt Krieger. Mein Mann ist 
35 Jahre alt, ist felddienstunfähig, weil er Krampfadern hat. Habe 
ich Hoffnung, daß er noch eingezogen wird? — Antwort: 
Wir können zwar der Militärbehörde nicht vorgreifen, glauben aber 
kaum-, daß Sie hoffen dürfen, Ihren Mann eingezogen 
zu sehen. Elbinger Zeitung, 27. Septeml^r 1914. 


Die unentwegten Antisemiten. 

Die „Deutsch-Sozialen Blätter", das amtliche Organ der anti¬ 
semitischen Partei, veröffentlichen fortgesetzt auch in diesen. Kriegs¬ 
zeiten „Briefe zur Judenfrage". In dem letzten dieser Briefe schreibt 
der Verfasser, ein Herr Traugott Rosche, mit bemerkenswerter Offen¬ 
herzigkeit : 

„Duldungj gewiß; es ist nicht nötig, daß wir den Juden jede 
Woche ihr Sündenregister Vorhalten — aber lassen wir doch unter 
keinen Umständen den Glauben bei ihnen aufkommen, daß wir sie jetzt, 
da sie vielleicht etliche Tausend Soldaten für uns ins Feld stellen und 
etliche Millionen für Wohltätigkeitszwecke zusammenbringen, für Deut¬ 
sche, für unsere Volksgenossen halten. Das könnte sehr böse Folgen 
nach sich ziehen; denn der Jude tut nicht gern etwas umsonst, und 
wie können wir nach dem Kriege die Rechnung, die er sicher präsentieren 
wird, zurückweisen, wenn wir während des Krieges getan haben, als 
ob er unser Bruder sei?" 

So etwas wird in Deutschland in demselben Augenblick gedruckt, 
wo Tausende von Juden ihr Herzblut für das Vaterland darangeben f 

Die Welt am Montag, 28. September 1914. 
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Wie da* Ebafi verloren ging. 

Jeder, der auf der Straße oder in Lokalen französisch »rieht, 
wird als Feind angesehen und verhaftet. Dieses gilt auch für Damen. 

Colmar, den 8. Oktober 1914. 

1. Mobile Etappen>Kommandantur XIV. A.>K., Oberst Block. 

Oebweiler Tagbiatt, 10. Oktober 1914. 

S. M. Jm Felde^*. 

Den Weg zu den kämpfenden Truppen hat der Kaiser sowohl von 
Koblenz wie auch von seinem jetzigen Hauptquartier aus stets im 
Automobil zurückgelegt. Die Sicherheit des Kaisers während seiner 
Anwesenheit im Felde verbürgen neben seinen persönlichen Adjutanten 
und der Leibgendarmerie auch eine große Anzahl aus allen deutschen 
Polizeiämtern zusammengezogener Geheimpolizisten, die als sogenannte 
„Geheime Feldpolizei“ organisiert sind. Ihnen liegt naturgemäß auch 
die Observation aller im Felde und im Großen Hauptquartier auftauchen¬ 
den verdächtigen Persönlichkeiten ob, die neben der Sicherheit des 
Kaisers auch die des Heeres durch Spionage, Attentate u. a. m. ge¬ 
fährden könnten. So umgibt eine dem ungeübten Auge selbstverständlich 
unsichtbare, aber trotzdem undurchdringliche Schutzwand 
den Monarchen bei Tag und Nacht. Natürlich bewegt sich der Kaiser 
selbst im Großen Hauptquartie und im Felde völlig ungehindert durch die 
zu seinem Schutz getroffenen Maßnahmen. So sah man ihn in Koblenz 
wiederholt in heiterer und ungezwungener Unterhaltung mit vor dem 
historischen Koblenzer Schlosse spielenden Kindern und auch in seinem 
jetzigen Hauptquartier jenseits der Grenze hat er sich die Herzen der 
Bewohner sofort erobert, als er, nur wenige Minuten nach seiner Ankunft, 
bereits aus seiner Wohnung heraustrat, und sich einigen Kindern freund¬ 
lich nahte, die auf sein Erscheinen gewartet hatten.(Er sieht über¬ 
haupt um Jahre verjüngt aus, seitdem er die Bravour 
seiner Truppen in diesem Fejdzuge wie il erholt hat 

[ >ersönlich beobachten können.'! Während in Koblenz noch die 
etzten Vorbereitungen zu treffen waren iind verschiedene höfische und 
diplomatische Geschäfte ihn in Anspruch nahmen,, ist der Kaiser jetzt 
fast ausschließlich um das Wohl der draußen im Felde Stehenden be¬ 
müht, und charakteristisch dafür ist die kleine Episode, die ich selbst 
beobachten konnte. Irgendeine Stelle hatte das Fehlen einiger Woll¬ 
decken für Verwundete gemeldet, und nun erschien der Kaiser 
persönlich, um f e s t z u s t e 1 le n , ob die Sachen inzwi¬ 
schen abgeliefert worden seien.) 

In Sorbey war inzwischen das Liegnitzfer Königsgrenadier-Regiment 
mit Musik und Fahne unter dem Kommando des Prinzen Oskar von 
Preußen aufmarschiert, der sich im Feld einen schönen brünetten Voll¬ 
bart hat stehen lassen, und vom Kaiser mit einem fröhlichen, auf 
seine Kriegstrauung mit der Gräfin Bassewitz be¬ 
züglichen Scherzwort begrüßt wurde. Der Kaiser schritt dann 
die Front der Truppen ab und begrüßte jede einzelne Kompagnie mit 
dem üblichen: Outen Abend, Grenadiere! 

Die Sonne war blutrot im Westen untergegangen und über der 
lauen Sommernacht stand der Vollmond, als sich der Kaiser mit 
dem Prinzen Oskar in aufgeräumtester Stimmung zur 
Ruhe begab. 

(Paul Schweder, Kriegsberichterstatter.) 

Leipziger Neueste Nachrichten, 24 . September 1914 . 
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Ministerpräsident Held 

Von Ernst Niekisch 

Selbstverständlich ist Bayerns neuer Ministerpräsident Held nicht 
in Bayern geboren; schon seine Intelligenz spricht dagegen. Die baye¬ 
rische Staatspersönlichkeit muß sich der Klugheit und Rührigkeit 
„Fr&mdstämmiger“ bedienen, um ihre reichsverderblichen Ansprüche 
wirksam zur Geltung bringen zu können. 

Held ist ein Hesse, der nach Regensburg zuwanderte und 
die Redaktion des dortigen Zentrumsorgans übernahm. Bald heiratete 
er die Tochter seines Verlegers; von ihr empfing er als Mitgift Besitz¬ 
anteile am „Regensburger Anzeiger“. 

Mit bayrischem Patriotismus ließ sich auch schon vor 1914 po¬ 
litische Karriere machen. Heids bayerische Unentwegtheit entwickelte 
sich zusehends; sie hatte Ursache, doppelt ungebärdig zu sein, da es 
ihr oblag, den Geburtsfehler, die hessische Herkunft, vergessen zu 
lassen. Nach wenigen Jahren schon zog Held in den bayerischen Land¬ 
tag ein; sein Betragen dort war dergestalt urbajuvarisch, daß sogar das 
sanftlebige Fleisch der bayerischen Liberalen in Wallung geriet; sie 
verhängten ansehnliche Zeit hindurch über ihn den ^gesellschaftlichen' 
Boykott. • 

Nachdem Held grobschlächtige Beweise seiner bajuvarischen Zuver¬ 
lässigkeit erbracht hatte, milderte er allmählich seine Sitten. Er wurde 
zum gelehrigen Schüler jener klerikalen Politiker vom Schlage etwa 
des Passauer Dompapstes Dr. Pichler, die im Kollegium Germanicum 
in Rom sich zu Meistern in der Anwendung jesuitischer Schliche und 
Kniffe und im Gebrauch diplomatischer, auf weite Sicht berechneter 
Feinheiten ausgebildet hatten, die sich insbesondere auf die psycholo¬ 
gischen Methoden raffiniertester Menschenbehandlung verstanden. 

Die Fortschritte, die Held in diesen höheren politischen Künsten 
machte, verschafften ihm schließlich die Führung der bayerischen Zen¬ 
trumspartei. 

Das bayerische Zentrum erfaßte schon frühzeitig, daß Deutsch¬ 
land als Besiegter aus dem Weltkrieg hervorgehen werde. Es erwog 
alsbald, ob der Zusammenbruch des Reiches nicht am Ende als eine 
Gelegenheit auszunützen sei, Bayern ungeahnten politischen Bewegungs¬ 
spielraum zu verschaffen. C^r Gedanke der Donaumonarchie übte erste 
versucherische Wirkungen. Die einleitenden Schritte zur Abtrennung 
des bayerischen Zentrums vom Reichszentrum wurden schon im Som¬ 
mer 1918 ins Werk gesetzt. 

Die andern politischen Parteien Bayerns schöpften Verdacht; die 
Liberalen wollten den bayerischen Landtag zu einer Erklärung bewegen, 
durch die Bayern seine Treue zum Reich bekennen sollte. 

Herr Held, der zu den Vorverhandlungen zugezogen war, sah seine 
Kreise gestört. Sein Herz war so voll separatistischer Wünsche, daß 
ungeachtet aller sonstigen diplomatischen Vorsicht und Selbstzucht sein 
Mund überlief. Er verweigerte die Zustimmung und legte dar, daß 
Bayern nunmehr vor die Frage gestellt werde, ob es einen Sonder¬ 
frieden schließen solle. Bayern dürfe sein Schicksal nicht 
an das Preußens knüpfen. 

Als Held im November 1922 an diese Ausführungen erinnert wurde, 
leugnete er sie zuerst, wie es sich in solcher Lage für bayerisch-klerikale 
Politiker immer von selbst versteht, mit kecker Stirne ab. Mit dem 
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ganzen Nachdruck und der frommen Biederkeit seiner überzeugenden 
Beredsamkeit erklärte er, die Behaujptung, daß er je solche Darlegungen 
gemacht habe, sei „direkt aus den Fingern gesogen und eine Fälschung, 
wie sie ihm im Leben noch nie vorgekommen sei“. Nachdem sich Ohren¬ 
zeugen gemeldet hatten, hüllte sich Held in ergebenes Stillschweigen. 

Von der Novemberrevolution bis zu den Kapp-Tagen 1920 ent¬ 
schloß sich Held zu zurückhaltender Behutsamkeit; er arbeitete mit 
anerkennenswertem Eifer unter der novemberverbrecherischen Regie¬ 
rung Hoffmann an der Verfassung des Freistaates Bayern mit und 
versagte es sich damals, einen bayerischen Staatspräsidenten für not¬ 
wendig zu halten. Nach dem Kapp-Putsch schob Held Herrn v. Kahr 
vor, der zwar keinen Kopf, doch einen Schädel hatte, mit dem sich der 
Reidisbau berennen ließ. 

Heids neue verfassungspolitische Ueberzeugungen fanden einen ver¬ 
dichteten Ausdruck im Bamberger Programm der Bayerischen 
Volkspartei, das nicht zu Bismarck, sondern zum Deutschland des 
Westfälischen Friedens von 1648 zurückstrebt. Es war gegen die Wei¬ 
marer Verfassung gemünzt, als Held das Schlagwort vom „blöden 
Unitarismus“ in Umlauf brachte. Er war der Vorsitzende der 
maßgebenden Regierungspartei, als die Konflikte zwischen Bayern und 
dem Reich sich abspielten, die wahnwitzige Hetze gegen die republi¬ 
kanische Reichsgewalt sich in München austobte, die bayerischen Auf¬ 
lehnungen gegen das Reich sich ereigneten. Er mißbilligte nichts, er 
gebot nie Einhalt, er goß selbst noch Oel ins Feuer. 

Die letzten bayerischen Landtagswahlen führten zu einem höchst 
verworrenen Ergebnis. Die völkische Bewegung, die zwar von der 
Bayerischen Volkspartei zuerst als Hilfstruppe gegen die Republik 
großgezogen worden war, dann aber sich zu einem lästigen Konkurrenten 
ausgewachsen hatte, war beträchtlich angeschwollen. Niemand fand 
sich, der den Ehrgeiz hatte, als Geschöpf des Herrn Held Minister- 

E r äs ident eines Landes zu werden, das nach dessen eigenem Wort eine 
inordnungsze 11 e ersten Ranges geworden war. in 
dem kein anständiger Mensch mehr seines Lebens 
sicher sei. Es blieb ihm nicht erspart: er selbst mußte die Regie¬ 
rungsbildung übernehmen. 

Das nieue Kabinett belastete sich, indem es den Justizminister 
Gürtner übernahm, von vornherein mit der Gebundenheit an die 
hochverräterischen Tendenzen, die den Sturz der Republik wollen. 
Heids Antrittsrede schwelgte in den üblichen schillernden, irreführenden, 
hohlen und innerlich unwahren Redensarten über Glück, Größe, Freiheit 
der Nation, Staatsautorität, Selbstdisziplin und Opferbereitschaft. Das 
alles hatten früher Kahr, Lerchen fe Id und Kn i Hing ebenfalls 
gesagt. Das Kernstück der Heidschen Rede liegt in den Ausführungen 
über die Umgestaltung der Weimarer Verfassung. Held, 
der Vater des Bamberger Programms, will sein Kind zu geschichtlichem 
Leben erwecken. Da er Erfahrung darin hat, was man deutschen 
Reichsregierungen bieten darf, vergaß er nicht die Drohung: „Wo 
Lebensnotwendigkeiten der Eigenpersönlichkeit Bayerns es verlangen ... 
gehe ich auch einem Konflikt nicht aus dem Wege.“ 

Noch immer ist das Schicksal Bayerns mit dem Schicksal Preußens 
verknüpft. Die Konfliktsbereitschaft des Herrn Held ist kein verhei¬ 
ßungsvolles Anzeichen für die fernere Zukunft dieser Schicksalsge¬ 
meinschaft. 
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Mißlungenes Justizverbrechen 

Von Hans Escherndorf 

Zu den neuesten Methoden im Kampf gegen die Sozialdemokratie ge¬ 
hört neben dem Abbau sozialdemokratischer Beamter ihre Verfolgung 
durch den Staatsanwalt für Handlungen, die weder vor die Gerichte ge¬ 
hören, noch je früher Gerichte beschäftigt haben, für Handlungen, 'die 
niemals strafrechtlich, sondern höchstens entweder politisdi oder diszipli¬ 
narisch zu verfolgen sind. 

Der ehemalige thüringische Minister des Innern, Genosse Herrmann, 
war der Urkundenfälschung angeklagt. Das thüringische Ministerium, 
fünf sozialdemokratische Minister, hatte beschlossen, zur Erleichterung des 
später durch Gesetz auf Grund der Reichspersonalabbauverordnung zu 
regelnden Abbaus keine Beamten mehr anzustellen oder zu befördern, in 
besonderen Fällen allerdings Ausnahmen zuzulassen. Herrmann hatte 
einer Anzahl von Beamten, und zwar solchen, die schon lange Jahre im 
Staatsdienst waren, die Anstellung versprochen und wollte sein Ver¬ 
sprechen halten. Er hatte die Anstellung vor Beschluß des Ministeriums 
angeordnet. Wegen Ueberlastung hatte der zuständige Referent Kunze 
die Sache verzögert. Kunze datierte die Sachen zurück, und Herrmann 
prüfte, ehe er seine Unterschrift gab, nicht nach. Er hätte andernfalls 
die Sache vor das Ministerium bringen können, das ihm wohl ohne wei¬ 
teres die Genehmigung zur Anstellung erteilt hätte. Daß er, wie die 
Staatsanwaltschaft behauptete, die Sache gegenüber dem „homogen“ zu¬ 
sammengesetzten Kabinett habe vertuschen wollen, ist lächerlich, um so 
lächerlicher, wenn gleichzeitig behauptet wird, Herrmann habe die Rück¬ 
datierung vorgenommen, um noch Sozialdemokraten anzustellen. 

Der Ministerialdirektor Brand aus dem preußischen Innenministerium, 
der keineswegs Sozialdemokrat ist, hat vor Gericht ausgesagt, Rück¬ 
oder Vordatierungen von Anstellungsurkunden seien auch früher vor¬ 
genommen worden. — Heute wird die Dienstzeit der Beamten unabhängig 
von der Ausstellung des Patents berechnet. Früher aber war für die 
Dienstzeit und damit für die Gehaltsberechnung, das Aufrücken und die 
Pension der Tag der Ausstellung des Patents maßgebend. Und daher* 
hat man das Datum häufig willkürlich festgesetzt, bei zwei gleichzeitig 
ernannten Beamten zum Beispiel den, der später zuerst aufrücken sollte, 
zurückdatiert. Im Felde sind bei Kanzlerwechseln auch Rückdatierungen 
vorgenommen worden, um nicht noch einmal die Unterschrift des neuen 
Kanzlers beanspruchen zu müssen. Dabei hat niemals jemand etwas ge¬ 
funden, geschweige denn ein Strafverfahren deshalb eingeleitet. 

Im Augenblick wird gegen Herrmann ein zweites Strafverfahren 
eingeleitet, für das schon die Aufhebung der Immunität nachgesucht und 
bewilligt ist. 

Der Landbund hatte 1922 eine Anfrage im Landbund eingebracht 
wegen des Referenten für die Landespolizei, Kopf. Kopf war aber in¬ 
zwischen, nachdem ihm noch ein halbes Jahr sein Gehalt bezahlt worden 
ist, aus dem Staatsdienst ausgeschieden. Jetzt wird gegen Herrmann 
ein Strafverfahren eingeleitet wegen Veruntreuung von Staatsgeldern, 
eben wegen dieser Fortzahlung des Gehalts auf ein halbes Jahr. Dabei 
hatte Kopf Anspruch auf lebenslängliche Anstellung, die ihm nur im 
Disziplinarwege aberkannt werden konnte. In der Regel geben die 
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Dbziplinargeridite auch in solchen Fällen — wobei gar nicht feststeht, 
daß es bei Kopf soweit gekommen wäre — einen Teil der Pension. Das 
Verfahren, das Herrmann eingeschlagen hat, ist bei der Eisenbahn zum 
Beispiel gang und gäbe. Dort werden Beamte, die sich unkorrekt ver¬ 
halten haben, zur Vermeidung eines langwierigen Disziplinar\’erfahrens 
soundso oft mit ihrer Zustimmung entlassen und diese Zustimmung durch 
Weiterzahlung des Gehalts auf l^stimmte Zeit erwirkt. Soweit wir uns 
erinnern, ist seinerzeit nach dem großen Kieler Werftskandal der Direktor 
der Werft mit einer lebenslänglichen Pension in die Wüste geschickt 
worden. Damals war Tirpitz Staatssekretär im Reichsmarineamt. 

Herrmann hat im Landtag heftig angeklagt den Leiter des Landes¬ 
polizeiamts, Nitzsdi, der das Material gegen ihn weitergegeben haben soll. 
Nitzsch war s. Zt. von Sachsen als mittlerer Beamter zum Reichskommissar für 
öffentliche Ordnung und Sicherheit, Kuenzcr, nach Berlin berufen worden. 
Herrmannn berief ihn nach Thüringen und machte ihn zum Oberregie¬ 
rungsrat. Damals gehörte Nitzsch der Sozialdemokratie an, die er ver¬ 
ließ, als der Wind umschlug. Nachdem die Vertreter des Thüringer 
Land- und des Thüringer Beamtenbundes das Reidisinnenministerium 
unter Jarres im Spätherbst 1923 bestürmt hatten, wurde der Reichs- 
konunissar Kuenzer auf Grund des Artikels 15 der Rcichsverfassiing 
mit einer Kommission nach Thüringen geschickt. Nach Art. 15 der Keichs- 
verfassung hat das Reich lediglich die Aufsicht über die Durchführung 
der Reichsgesetze, nicht aber der Staatsministerialbeschlüsse, soweit sie 
nicht gegen die Reichsverfassung oder Reichsgesetze verstoßen. Am 
zweiten Tag seiner Tätigkeit hatte Kuenzer das Material gegen Herrmann 
ermittelt und der Staatsanwaltschaft übergeben. 

Das Material bildete vor der Gerichtsverhandlung, die zwar nicht 
Gereditigkeit, aber wenigstens Klarheit brachte, den Stoff zur Wahl¬ 
agitation der Rechten. Die weitere Behandlung der Angelegenheit durch 
die Gerichtsbehörden dient dem Zweck, die Stellung sozialdemokratischer 
Minister vor der Bevölkerung und ihren Beamten für alle Zeiten zu er¬ 
schweren. 

Die ganze Art, wie hier Reaktion, Reichsexekutive, Staatsanwalt¬ 
schaft und Gericht Zusammenarbeiten, muß Ekel vor solcher Kampfes¬ 
weise erregen. Es ist wahrlich kein schönes Bild, was das Deutschland 
der Marx und Stresemann und Dinter bietet. Bis jetzt haben schon 
Staatsanwälte und Richter dem republikanischen Staat jeden Rechtsschutz 
gegen straffällige Angreifer verweigert. Nun gehen sie zum Angriff 
über. 

Es ist eine sehr ernste Angelegenheit, wenn die Gerichtsbehörden 
berufen werden und sich berufen halten, in politischen Dingen neben den ver¬ 
fassungsmäßigen Instanzen Urteile zu fällen; denn anders kann die Ein¬ 
leitung von Strafverfahren gegen sozialdemokratische Minister in Sachen, 
die auch früher geübt, aber noch nie strafrechtlich verfolgt worden sind, 'nicht 
betrachtet werden. Der Tag ist nicht fern, an dem das deutsche Volk 
seinen Spruch vom 4. Mai revidieren wird. Für diesen Tag sei diese 
Angelegenheit vornotiert. 
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Von Josef Maria Frank 

O Republik, es war dein eigener, starker Wille, 
dich selber zu erhalten, als du Abbau riefst. 

Indessen kroch in deinen Körper die „Bazille^' 

— indes du schliefst. 

O Republik, du wolltest deine Klinge Schärfen 
(es war dein Ernst doch — oder war es Spaß?) 
und alles Ueberflüssige auf die Straße werfen — 
ach, merkst du was —? 

O Republik, du wolltest abbaun — lun zu sparen 
und endlich einmal eine starke Tat zu tun — 
die, wo veraltet und im Weg dir waren ... 

Was sagst du nun —? 

Du lagst so schön auf deiner Schlummerrolle, 
vom Sowjetstern, vom Hakenkreuz bedacht, 
und bist nun plötzlich auf so grauenvolle 
Schandweise aufgewacht! 

Auf jenen Worten, von der Reaktion gestickt, 
den „Schlafe süß!“ und „Nur ein Viertelstündchen!“ 
warst du so ahnungslos und feste eingenickt, 
du dleines Tindchenl 

Mit Pauken und Trompeten hat man dich geweckt 
mit „Hildenbrandt“ und „Scheidemann“ und „Leinert" — 
das war gemein, man hat dich damit so erschreckt! 

Du starrst versteinert! 

Du kraulst didi dumm in deinen steilen Haaren 
und fragst dich blöde schmollenden Gesichts, 
ob die nun grade „überflüssig*' waren 
und — merkst noch immer nichts! 

Beschwertest dich, verbittest dir in allen Tönen, 
Republikaner abzubaun! Beklagst dich sehr! 

O Republik, wo hast du nur die schönen, 
blauen Augen her —? 

O Republik, wie man auf deiner Nase tanzt! 

Es kloppt Parademarsch der Abbau-General 

der Reaktion und pfeift dazu: „Wenn du nicht kannst, 

— laß mich mal!“ 

O Republik, d u wolltest abbaun — aber sticke, sticke 
marschiert die Reaktion und du machst schlapp — 
du schliefst dein Schläfchen und nun, Republike, 
baut man „dich“ ab! 
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Volkskunst und ihre Wiederbelebung 

Von Paul Wesiheim 

Volkskunst ist ein verhältnismäßig neuer Begriff. Unsere Sehnsucht, 
die Sehnsucht nach einer Art künstlerischer Betätigung, die imwiederbring- 
lich der Vergangenheit angehört, hat das Wort gepr^t. In den neun¬ 
ziger Jahren des abgelaufenen Jahrhunderts ist in Achsen der erste 
Volkskunstverein gegründet worden. Von dieser Zeit an hat man die 
herrlichen UeberbTeiosel alter Bauernkunst gesammelt, erforscht, bewun¬ 
dert, hat man geträumt, Aehnliches wieder schaffen zu können, und 
hat sich danach um so heftiger gesehnt, je klarer man einsehen mußte, 

' daß in dieser Welt der kapitalistischen Produktion kein Raum mehr ist 
für den naiven Spieltrieb selbstgenügsamer Menschen, die zu ihrer eigenen 
Freude, ohne den geringsten Gedanken an materielle Verwertung, 
bastelten und sdinitzten, so gut, so schön, so buntfarbig es eben jgehen 
mochte. Volkskunst, wie sie mit so hundertfältigen Reizen aus der Spinn¬ 
stubenphantasie hervorgegangen ist, ist eine unserer romantischen Ek¬ 
stasen, die mit jedem neuen Stück, das wir in einem weltabgelegeneu 
Dorfbezirk aufzutreiben vermögen, neu entfacht wird. Wie ja um alle 
verlorenen Paradiese die brennendsten Begierden kreisen.... 

Sie ist charakteristisch, diese heutige Hochschätzung, während zu 
Zeiten, da man landauf, landab unermüdlich jene Volkskunst machte, die 
Masse der Gebildeten kein Auge hatte für die Objekte dieses naiven 
Bildnerdranges. Die Bauernmalerei wurde als roh, die Schnitzerei als 
grotesk, das Volkslied als ungereimt angesehen. Es war nicht der Aka¬ 
demikerhochmut allein, der nur der Beachtung wert fand, was nach den 
durch seine Aesthetik festgelegten Kunstregeln entstanden war. Was 
da zur Winterszeit, die dem Landmann unfreiwillige Mußestunden auf¬ 
zwingt, in den Bauernhütten entstanden ist, wollte gar nicht als Kunst 
im Smne der vornehmen und gelehrten Stadtherren gewertet werden. Das 
Mädchen, das sich eine schöne Brautschürze stickte, der junge Vater, der, 
seines Familienglückes froh, für seinen Erstling eine Wiege schnitzen oder 
anmalen wollte, wie sie im ganzen Dorf noch nicht aufzufinden war, 
hatten dabei gar keinen andern Ehrgeiz, als sich selbst und ihren An¬ 
gehörigen eine gehörige Freude zu machen, oder die andern im Dorf, 
die sidi Aehnlioies je gemacht hatten, durch größere Gesohicklichkeit, 
durch launigere Einfälle zu übertreffen. Wie der Hirtenjunge auf ein¬ 
samer Halde sich zum Zeitvertreib sein Liedchen pfeift, wie er von un¬ 
gefähr sich gelegentlich auch einmal eine neue Melodie ersinnt, so naiv, 
so zwecJcfrei entstand der Schmuck für das Haus oder die eigene Person, 
für den wir den Sammelnamen Volkskunst aufgebracht haben. Denn es 
handelt sich immer um einen Schmuck, um etwas Luxus, der dem für die 
Existenz Notwendigen hinzugefügt wird, und immer um eine Bereicherung 
des eigenen Ich. Man will sich und seine Umgebung hübsch, eigenartig, 
beneidenswert machen. So werden die Balken des Hauses angeschnitzt, 
die Putzflächen, Fensterläden, Truhen und Schränke angemalt, Töpfe 
gedreht und mit bunten Glasuren überpinselt. Schürzen, Hemden, Westen, 
Röcke und Kleider bestickt, Zeuge und Teppiche gewebt, Filigranfäden 
geschlungen, gezimmert, gehämmert, geschnitzt und gemeißelt, so oft 
es im Stall und auf dem Feld nichts mehr zu tun gibt, und immer aus 
Lust an der Betätigung, aus dem Wunsch, etwas zustande zu bringen 
und etwas Schönes zu naben. Weggegeben wurden diese Dinge nämlich 
nur, wenn man jemandem eine Freude oder eine Verehrung erweisen 
wollte. Das Beste, das Wohlgelungenste wird in die Kirche getragen 
und den Heiligen gewidmet. Der Mann ersinnt sich was für die Frau, 
die Kinder für die Eltern, der Bursche für sein Mädel, dieses wiederum 
das Allerschönste für den Bräutigam, wobei man es der Arbeit wohl an- 
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sieht, daß immer etwas hineingewirkt ist von der Liebe, die man mit 
solchem Geschenk erzeigen wollte. Es schwindet auch da niemals ganz 
aus dem Gesichtskreis. Das Auge kann sich dauernd erfreuen an der 
Schönheit, die der Hand irgendwann einmal in einer guten Stunde ge¬ 
lungen. Begreiflich, daß so etwas mit Innerlichkeiten erfüllt ist, mit 
denen auch der tüchtigste Handwerker, der für einen ihm im besten Fall 
flüchtig bekannten Auftraggeber eine Bestellung auszuführen hat, nur 

f anz ausnahmsweise sein werk zu erfüllen vermag. Er schafft v i e 1 - 
eicht aus Freude an seiner Arbeit, bestimmt aber aus dem 
Zwang, durch diese seiner Hände Tätigkeit seinen Lebensunterhalt zu 
verdienen. Er folgt also nicht mehr einem befreienden Spieltrieb, son¬ 
dern den Notwendigkeiten seines Lebensberufs, wobei es ganz gleidi- 
gültig ist, ob er in der Stadt eine Werkstatt zu unterhalten oder draußen 
auf dem Lande als Heim- und Akkordarbeiter ein mehr oder minder 
einträgliches Dasein zu fristen hat. 

ln diesem Gegensatz eines Menschen, der aus Lust an der Betätigung 
und aus der Freude am eigenen Besitz sich. zu einer allerhöchsten Lei¬ 
stung anspornt, und einem Berufsarbeiter, der gut bezahlt bekommt, 
was andern gut gefällt, dessen Produktion auf einem viel verschlun¬ 
genen Handelsweg in irgendeine unbekannte Hand wandert, beruht das 
Problem der Volkskunst, das uns soviel Kopfzerbrechen macht, weil wir 
aus einem begreiflichen ästhetischen Verlangen die Welt, richtiger die 
wirtschaftliche Ordnung unserer Welt, um ein paar Jahrhunderte zurück¬ 
drehen möchten. 

Daher die Sackgasse, in die wir mit all Unsern Bemühungen um die 
Volkskunst geraten mußten. Wir haben den Irrtum begangen, dem Pro¬ 
blem von der Peripherie aus, will sagen: ganz äußerlich von dem eigen¬ 
artigen Formen- und Motivenschatz der Volkskunst beikommen zu wollen. 
Die Röschen, die Gelbreigelein, die rührsamen Stilisierungen, die primitiv¬ 
derben Farben, das war es, was wir uns abzugucken mühten. Es läßt 
sich auch nicht leugnen, daß unsere Kunstgewerbler, sogar unsere Kunst¬ 
industriellen, eine große Fertigkeit in der Verwendung bauernhafter 
Motive erlangt haben. Eine Zeitlang waren Kunstgewerbe- und Waren¬ 
häuser vollgepfropft mit Geschirr, mit Textilien, geschnitzten und be¬ 
malten Holzwaren, die den Anschein erwecken wollten, als ob unserer 
Kunstgewerbeindustrie auf einmal eine riesenhafte Erbsdiaft aus, Groß¬ 
väter Zeiten zugefallen wäre. Es war eine Pseudo-Volks¬ 
kunst, die den Kenner und Liebhaber jenes naiv-freudigen Haus¬ 
fleißes abstoßen mußte und die als eine jener vielen Saisonmoden der aut 
Abwechslung bedachten Geschmacksindustrie mit ihrer Saison auch sdion 
wieder vergangen ist. 

Volkskunst konnte das so wenig werden, wie eine neue Gotik ent¬ 
standen ist, als ein paar Jahrzehnte zurück unsere Surrogatindustrie an¬ 
fing, ihre Zinkguß-, Eisenguß- und Steingußwaren mit gotischer Spitz¬ 
bogen-Ornamentik zu versehen, so wenig, wie mit dem bis zum Unerträg¬ 
lichen plagiierten Akantus der Antike uns eine neue Renaissance tc- 
schieden war. Mit so äußerlichen Mittelchen an künstlerische Wieder¬ 
geburten zu denken, ist banausisch. Auch bei der Volkskunst ist jener 
Motivenschatz — so häufig er auch in den verschiedensten Bezirken 
wiederkehrt — eine Aeußerlichkeit. Die Schönheit echter, alter Volks¬ 
kunstarbeiten ist die natürliche Folge von Schaffensbedingungen, wie sie 
nur einmal, nUr eben diesem dörflichen Liebhaber zu Gebote standen. 

Die alte Volkskunst ist nämlich, wenn man sich an eine Definition 
dieses noch ziemlich unklaren Begriffes heranwagt, vermutlich Eigen- 
arbeit für den Eigenbedarf. Ein Mädchen stickt und putzt 
sich an langen Winterabenden eine Brauthaube. Sie soll ihr an itirem 
Hochzeitstage eine Zier sein. Alle Wissenschaft, die sie sich von der 
Mutter, von der Muhme, von den Freundinnen je aneignen konnte, wird 
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bei der Gelegenheit aufgeboten. Sie spart nicht an Zeit, nicht an Mfihen, 
nidit an Zutaten. Das Beste an Material und Arbeit ist für solchen 
Ehrentag gerade gut genug. Man will für den Bräutigam schöner, 
liebreizender geschmückt sein als je eine, die im Dorfe aufgeboten 
wurde. Aus solchem Trieb wird ein simples Bauernkind zu einer heim* 
liehen Künstlerin, schafft es vielleicht mit Formen, die im ganzen Bezirk 
längst gang und gäbe sind, etwas von zauberhafter Kostbarkeit, so daß 
ganz große Künstler sich geschlagen fühlen müssen. Denn was hier sich 
auswirkt, ist eine naive Menschlichkeit, die mit dem ungeheuren Schatz 
eines unverbrauchten Empfindens sich hingibt an die bescheidene Sache, 
in der Liebe und Leidenschaft, Ehrgeiz und Gestalterfreude verschmolzen 
sind zu dem einen einzigen Zweck: gefällige Schönheit zu bilden. 

Das nur ein Beispiel für diese Art handwerklicher Betätigung. 
Aber mag die Intensität der Antriebe nicht immer so stark sein, im 
Wesen bleibt es dasselbe, ob einem erwarteten Kind die Wiege ge¬ 
flochten, ob dem Ehegatten eine Weste oder ein Prunkmantel gefertigt, 
ob aus besonderem Anlaß der heimatlichen Kirche eine Maria, ein hei¬ 
liger Franziskus, ein heiliger Antonius geschnitzt, ob der Griff der Flinte 
oder des Messers mit Tier- und Menschenfiguren über und über ver¬ 
ziert wird. Es ist ein Schaffen, bei dem die Freude an der Arbeit und 
die Freude über die trefflich gelungene Arbeit der höchste Lohn sind. 
Uns, die wir nur aus Interesse, nur um Erfolg, Ruhm, Lohn oder der¬ 
gleichen zu arbeiten gewohnt sind, muß das in Entzücken versetzen wie 
die Romantik einer guten alten Zeit, die wir nicht mehr zurückträumen 
können. Dieses naive, zweckfreie, hingebungsselige Schaffen ist das 
Problem der Volkskunst; an ihm haben alle Fragen nach einer Zukunft, 
nach einer Wiederbelebung anzuknüpfen. 


WIRTSCHHFTLICHER RUHDBLICR 


Wirtschaft Debatten um die Belastung der Industrie ist 

...wi «in« Klage immer wieder hervorgebracht worden: 

und Sozialpolfttk hohen Ausgaben für die soziale Für- 

sorge. Wo das Dawes-Gutachten und die damit zusammenhängenden 
Leistungen der Industrie in der unternehmerfreundlichen Presse behan¬ 
delt wird, fehlt nie der Hinweis, daß die Ausgaben für die Sozialver¬ 
sicherung usw. dann unmöglich noch in der bisherigen Höhe fort- 
bestehen könnten. Teilweise wird auch umfangreiches Zahlenmaterial 


veröffentlicht, dessen Richtigkeit von der Oeffentlichkeit schwer nach¬ 
geprüft werden kann. 

Gewiß muß die Industrie, um wieder in allen Artikeln konkurrenz¬ 


fähig zu werden, sparen. Nach Beendigung des Krieges wurde die 
Phrase in allen Tonarten heruntergeleiert, daß die Arbeitskraft des 
deutschen Volkes der einzige Fundus sei, aus dem die Kraft zum Wie¬ 
deraufstieg geschöpft werden könne. Regierungen, Parlamente, die 
Presse, kurzum alle verantwortlichen Stellen erklärten, daß eine um¬ 


fassende und in allen Teilen mustergültige Sozialpolitik die höchste 


Aufgabe der nachnovemberlichen Regierungen sein müsse. Die In¬ 
flation, dieses gefräßige Ungeheuer, sog auch den Organen der So¬ 
zialversicherung den letzten Rest von Mark aus den Knochen. Das 
Vermögen der Krankenkassen, der Invaliden-, Angestelltenversicherung 
usw. war schon im Kriege stark dezimiert worden. Ihre Bestände 
wurden schon in den ersten Tagen der Mobilmachung verpulvert. Dieser 
Betrug, diese Verschleuderung von Arbeitergeldern, ist niemals wieder 
gut gemacht worden, ln den schlimmsten Zeiten der Inflation war es 
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so weit gekommen, daß die Arbeiter wohl Beiträge für die Sozialver- ;] 
Sicherung zu leisten hatten, aber Gegenleistungen seitens der Kran- | 
kenkassen und Versicherungsanstalten nur in geringem Maße erfolgten. | 
Jetzt muß der vollständige Wiederaufbau und Ausbau der so 
vielgelobten deutschen Sozialversicherung mit allen Mitteln betrieben 
werden. Nach den furchtbaren Strapazen des letzten Jahrzehnts darf 
der Arbeiterschaft nicht der letzte Rückhalt noch genommen werden. 
£in altes englisches Sprichwort sagt: „Es treibt ein Volk des Uebels 

g rößtes Spiel, wo Reichtum wuchs, doch Menschenkraft zerfiel“. 

•ie Arbeiterklasse muß selbst den Kampf aufnehmen. Wie es mit der 
Frage des Achtstundentags aussieht, haben die letzten Tagungen des 
internationalen Arbeitsamts in Genf bewiesen. Hier marschierte Deutsch¬ 
land nicht voran, sondern in weitem Abstand hinterher. Mit Recht 
wird man in Zukunft in der Arbeitszeitfrage von einem sozialen deut¬ 
schen Dumping reden können. 

Der Hauptverband der deutschen Krankenkassen hat den schätzens¬ 
werten Versuch unternommen, den Anteil zahlenmäßig festzustellen, 
den die Sozialversicherung von der Wirtschaft fordert, ln der „Orts¬ 
krankenkasse“, Zeitschrift des Verbandes deutscher Krankenkassen, 
Dresden, berichtet F. O k r a s s über die Feststellungen, die sich er¬ 
gaben. Der Hauptverband der Krankenkassen hatte den Unternehmern 
einen Fragebogen zur Sache gesandt. Man sollte erwarten, daß auch 
die Unternehmer den Versuch der zahlenmäßigen Feststellung einer 
-objektiven Behörde begrüßt hätten. Doch das Gegenteil war der Fall. 
Die Vereinigung der (feutschen Arbeitgeberverbände, Berlin, hatte sich 
gegen den Plan des Hauptverbandes ausgesprochen und versucht, den¬ 
selben zu unterbinden. 

An reinen Sozialversicherungsbeiträgen mußten für die Arbeiter 
1,12 Prozent des Gesamtumsatzes aufgewandt werden. Hiervon ist 
der Versichertenanteil mit 0,62 Prozent abzuziehen, so daß als 
Arbeitgeber - Anteil 0,50 Prozent des Umsatzes übrige 
bleibt. Für die reine Sozialversicherung der Arbeiter hatte der Unter¬ 
nehmer V'^o seines Gesamtumsatzes aufzuwenden. Durch Hinzurechnung 
der Beiträge für die Erwerbslosenfürsorge steigt dieses Ergebnis auf 
0,63 Proz. des Gesamtumsatzes. Rechnet man die Ausgaben für die An¬ 
gestellten, einschließlich der Erwerbslosenfürsorge, hinzu, dann erhöht 
sich der Arbeitgeberanteil auf 0,89 Proz,, gleich Vm ^cs Gesamtumsatzes. 
Man kann also keineswegs sagen, daß die Leistungen der Unternehmer 
bezüglich der sozialen Fürsorge für die Industrie ruinös wirken. Die 
Oeffentlichkeit wird im Gegenteil erstaunt sein, daß der Prozentsatz so 
gering ist. 

Interessant ist noch ein Vergleich mit der Lohnsumme. Im März, 
auf dem sich die Untersuchung des Hauptverbandes auFbaut, mußten die 
Arbeiter einschließlich der Erwerbsloseniürsorge 7,33 Proz. ihres Lohnes 
für die SJozialversicherung aufbringen. Bei den Angestellten betrug 
dieser Prozentsatz nur 5^01 des Einkommens. Insgesamt mußten die 
Versicherten 6,92 Proz., ihres Einkommens für die Sozialversicherung 
opfern. Die Unternehmer leisteten einen Beitrag von 5,63 Proz. der 
Lohn- und Gehaltssumme. 

Man kann dem Hauptverband der deutschen Krankenkassen nur 
dankbar sein, daß er eine so ausführliche Untersuchung zustande brachte. 
In den bevorstehenden Auseinandersetzungen wird dieses Material mit 
Nutzen verwandt werden können. 

Mercur, 
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Kleine Wahrheiten 
Le baron de Rheinbaben. Die 
„Deutsche Tagesztg/' meldet tett: 

„Rheinbaben in London. 

London, 15. Juli. 

Staatssekretär a. D. Freiherr 
V. Rheinbaben trifft heute 
hier ein.“ 

Die „Deutsche Tageszeitung*^ 
macht von ihrem Vorrecht, Fal¬ 
sches oder bestenfalls Halbrichtiges 
mitzuteilen, wieder einmal vollkom¬ 
menen Gebrauch. Zwar ist es auch 
ims nodi nicht möglich, genau zu 
sagen, wie der Herr, Üer in Paris als 
Le baron de Rheinbaben, deput^ ... 
auftrat, sidi in London tituliert, 
ob als Sir, Viscount oder Lord, aber 
■wir versprechen unsern Lesern ge¬ 
nauesten Bericht. Wir sind auch 
bereit, zu erzählen, wie die heroi¬ 
sche Perspektive, die durch das Ein¬ 
treffen genannten Rheinbabens in 
London aufgebrochen wurde, ver¬ 
schütt ging. In Paris hat le baron 
jedenfalls grenzenlose Heiterkeit 
erregt, ausgenommen beim Direktor 
des Louvre, der anbauen wollte, 
um die Kuriosität wilhelminischen 
Barocks würdig zu placieren. In 
London — das aber ganz vertrau¬ 
lich — soll der Direktor des prä¬ 
historischen Museums schon einen 
ganzen Saal freigemacht haben für: 
Greisenembryo republic. imperial, 
verstellbar. 

Von Reuter zu Toller. Die groß¬ 
agrarischen Kreise Mecklenburgs 
und andere UrpreuBen haben dieser 
Tage duftende Reseden neben den 
köstlichen Landschinken gestellt und 
an Reuter gedacht. Scnwarz-weiß- 
rot ging die Festflagge hoch, wäh¬ 
rend in der Reclam-Ausgabe von 
Onkel Bräsig gelesen wurde. Zu 
gleicher Zeit wurde Ernst Toller 
aus dem Festungsgefängnis ent¬ 
lassen. Ein Rebell, ein Bolschewist, 
emer, der nicht einmal an die 
Herren v. Bredow, Itzenplitz und 
auf Machnow glaubt. Kurz, der 
reine Reuter. Ctenn so wenig Tol¬ 
ler ein Reuter ist, in dem einen 
Entscheidenden, dem für die Itzen- 
plitze. Entscheidenden ist er es den¬ 


noch: auch Onkel Bräsig hatte 
sein£ Stromtid. An die werden die 
Feudalen zwischen Resedenduft 
und Landschinken kaum gedacht 
haben. Auch daran nicht, daß es 
damals hieß, besagter Reuter solle 
wegen burschenschaftlicher Um- 
tri^e und schwarz-rot-goldener 
Demonstrationen und gar wegen 
Majestätsbeleidigimg mittels des 
Beiles vom Leben zum Tode ge¬ 
bracht werden. Es bleibt also die 
Möglichkeit, daß, wenn die Not der 
Agrarier sich so weiter entwickelt 
und die alten Geschlechter kö^r- 
lich verfallen, Hinkemanns Ohn¬ 
macht Symbol des deutschen Adels 
sein wird. Dann wird Fritze ge¬ 
hörig lachen und endlich, wenn 
auch auf andere Weise, erfüllt 
sehen, was er so gern sang: 
,,Schmiert die Guillotine, schmiert 
aie Guillotine mit dem Fürsten¬ 
fett ....“ 

• 

Wie Jarres und Roethe der Re¬ 
publik dienen. Am 4. Juli wurden 
die nachstehenden Briefe abge¬ 
sandt: 

1. An den Minister des Innern, 
Jarres: 

Sehr verehrter Herr Minister, 
wir erlauben uns. Ihnen bei¬ 
liegend das letzte Heft der 
„Glocke“ zu überreichen, das Sie 
sehr interessieren dürfte, weil es 
der Bewegung des Reichsbanners 
Schwarz-Rot-Oold gewidmet ist. 
An dieser Bewegung, die zur 
Verteidigung der Würde der Re¬ 
publik gegründet wurde und dar¬ 
über hinaus den Gedanken der 
Verfassung in weitestem Aus¬ 
maße fördern will, werden Sie 
sicher auf das lebhafteste teil¬ 
nehmen. Wir sind gern bereit, 
aus den Artikeln, die der Bewe¬ 
gung Schwarz-Rot-Oold gewidmet 
sind, einen Sonderabdruck her¬ 
zustellen und wü-den, wenn Sie 
dies für zweckmäßig halten. 
Ihnen eine g-ößere Anzahl die¬ 
ser Sonderabdrucke zur Ver¬ 
fügung stellen zum Zwecke der 
Verteilung an die Beamten der 
Republik. 
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2. An den Professor Dr. Gustav 
Roethe, Rektor der Berliner 
Universität, Berlin. 

Eurer Magnifizenz 

überreichen wir das letzte Heft 
unserer Zeitschrift „Die Glocke“, 
das dem Reichsbanner Schwarz- 
Rot-Gold gewidmet ist. Als Rek¬ 
tor der Berliner Universität wer¬ 
den Euer Magnifizenz mit be¬ 
sonderem Eifer das Verständnis 
für die Republik und die Ver¬ 
fassung und den Respekt vor den 
Reichsfarben unter den Studenten 
zu fördern versuchen. Das 
Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, 
keine Parteiange'.egenheit, viel¬ 
mehr eine Angelegenheit der na¬ 
tionalen Würde und des Staatsbe¬ 
kenntnisses, darf verlangen, der 
Studentenschaft nahegebracht zu 
werden. Wir glauben darum. 
Eure Magnifizenz darauf auf¬ 
merksam machen zu dürfen, daß 
wir von dem übersandten Heft 
der „Glocke“, soweit es sich mit 
dem Reichsbanner Schwarz-Rot- 
Gold befaßt, einen Sonderabdruck 
herstellen, und daß wir bereit 
sind. Eurer Magnifizenz zur Ver¬ 
teilung an die Berliner Studenten¬ 
schaft eine größere Anzahl von 
Exemplaren zur Verfügung zu 
stellen. 

Wir scheinen wieder einmal arg 
naiv gewesen zu sein. Keiner der 
beiden Herren hat ge?n^wortet; 
jeder der beiden Herren schlägt es 
aus, einen Ballen von Schriften zur 
Förderung der Republik geschenkt 
zu bekommen. Der Minister möchte 
weder seinen Beamten, noch der 
Rektor seinen Studenten Schwarz- 
Rot-Gold ans Herz legen. Bleibt 
zu fragen, was in einer Republik 
eigentlich geschehen müßte, wenn 
ein Minister, der obendrein für das 
Innere zu sorgen hat, und wenn 
ein Universitätsrektor, der das Geld 
der Republik nimmt und dessen 
Studenten von den Steuerzahlern 
der Republik erhalten und ernährt 
werden, so g’'ob vernachlässigen, 
eine Gelegenheit zu nutzen, Staats¬ 
freudigkeit und Re-pekt vor der 
Verfassung zu fö"dern. Fritz 
Reuter etwa würde seinem Lieb¬ 
lingslied eine neue Strophe hinzu¬ 


gefügt haben, vielleicht nicht ge¬ 
rade etwas vom Beil, aber desto¬ 
mehr von der Rute. R. Br. 


Die Hexe 

Ein Film, über den um der Gat¬ 
tung und der besonderen Gestal¬ 
tung willen sich wieder einmal 
ernstlich reden läßt. Er stammt 
von dem dänischen, amerikanisierten 
Regisseur Benjamin Christensen,, 
der bisher meines Wissens nur mit 
einem bildmäßig bewegten und pla¬ 
stischen, aber reichlich kindlidien 
Lustspiel „Meine Frau, die Unhwe- 
kannte“ bei uns erschienen ist. „Die 
Hexe“, mit schwedischen und däni¬ 
schen Schauspielern gestellt, war 
vor zwei, drei Jahren einer der 
rößten Filmerfolge Skandinaviens, 
ei uns lag er lange unter der 
Quarantäne der Zensur, unter steter 
Gefahr, überhaupt nicht ans Lidit 
zu dürfen, und soll auch erst nach 
ziemlich eingreifenden Operationen 
wieder treigekommen sein. 

„Die Hexe“ ist ein Aufklärungs¬ 
film bester Art, wenn dies Wort 
nicht ein für allemal durch die be¬ 
rüchtigten Nachkriegsferkeleien miß¬ 
braucht wäre. Er bekämpft' einen 
Aberglauben und damit den Aber¬ 
glauben, bekämpft die Barbarei im 
Dienste des Aberglaubens und da¬ 
mit die Barbarei auf der ganzen 
Linie. Für den Durchschnittskino- 
besucher zwischen Abendbrot und 
Amüsement ist dieser Film keine 
ungemischte Freude. Er schlägt 
mit Stacheln und mit Keulen, mit 
allen fromm und sorglich ausge¬ 
klügelten Marterinstrumenten des 
Mittelalters auf uns ein. Er stößt 
mit seinen (sachlich leider so be- 
rechdgten und begründeten) Bru¬ 
talitäten geradezu bis in die Magen¬ 
grube. Manch einer riß mittendrin 
aus, gewiß nicht aus Langeweile, 
aber aus Nervenschwäche; Stand¬ 
haftere klagten trockenen Gaumens 
über verlorenen Appetit. 

Es ist üi der Tat kaum ein Film 
zu sehen gewesen, der eine so 
starke und unmittelbare physische 
Wirkung ausübt. Das liegt nicht 
allein an den wollüstigen Quäle¬ 
reien der Inquisition, die übrigens 
historische Spielfilme vielfach ohne 
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xwingenden Anlaß zur sensatio¬ 
nellen Würze auf tischten, sondern 
daran, daß „Die Hexe“ einen weit 
höheren Or^ von Wirklidikeit vor¬ 
täuscht, nein, eben nicht vortäuscht, 
sondern enthält, indem sie sich eten 
der konstruierten Fabel des Spiel¬ 
films enthält. 

Es ist ein geschichtlicher An¬ 
schauungsunterricht, der geradezu 
Epoche machen könnte, und ist 
neben der Anschauung Inter¬ 
pretation wiederum durcm das le¬ 
bende Bild. Die erdphysikalischen, 
astronomischen Vorstellungen des 
Mittelalters von dem tellurisch zen¬ 
tralisierten Weltganzen, schematisch 
aufgerissen und erläutert, bilden die 
Voraussetzungen für den Höllen- 
und Hexenglauben. Es gab Quack¬ 
salber und Gutgläubige, Oeschäfts- 
macher und Hysteriker, die bewußt 
oder unbewußt die Rolle der Hexen 
spielten, und es gab vor allem das 
Millionenheer der Verdächtigten 
und Beschuldigten, das im Laufe 
der Jahrhunderte in allen Ländern 
Europas durch das peinliche Ver¬ 
fahren der Folter und des Flam¬ 
mentodes ausgerottet wurde. 

Der anschaulichste Beweis wird 
durch die geschichtliche Parallele 
erbracht. Dem dogmatischen Aber¬ 
glauben des Mitt^alters wird die 
aufhellende Wissenschaftlichkeit der 
Neuzeit gegenübergestellt: der Vet¬ 
tel, die in ihrer Sudelküche Liebes- 
tränke an mannstolle Bürgerstöchter 
verkauft, die moderne Kartenlegerin, 
die Zukunft und Glück weissagt; 
der besessenen Nonne, die der Mut¬ 
tergottesfigur das Jesuskind stiehlt, 
die moderne Juwelendiebin, die in 
der Kriegszeit seelisch zusammen¬ 
gebrochen ist; der teufelsgläubigen 
Träumerin, deren Phantasie sich 
dem Bösen gattet, die nacht¬ 
wandelnde Halluzinantin, die sich 
von bewunderten Männern des öf¬ 
fentlichen Lebens bedroht und miß¬ 
handelt glaubt. Die Unempfindlich¬ 
keit des Hysterikers auf starke 
Druckreize auf gewisse Hautstellen 
ist erwiesen; die mittelalterliche 
Hexenprobe kannte das Symptom, 
interpretierte es aber theologisch: 
da die Hexe die Unempfindlichkeit 
besaß und gleichzeitig Handlungen 
beging, die wir heute dem Hyste¬ 


riker zuschreiben müssen, stand sie 
mit dem Bösen im Bunde. 

Die Wirklichkeitsnähe und damit 
die Eindrucksstärke dieses Films 
beruht im Gegensatz zu den ge¬ 
schichtlichen Filmen, die die soge¬ 
nannten Großen, die Panoptikum¬ 
figuren, aufmarschieren lassen, auch 
darauf, daß er soziale Durdi- 
schnittstypen des Mittelalters zeigt. 
Das gibt eine gewisse Familien¬ 
nähe und vermindert den geschicht¬ 
lichen Abstand vollends, der durch 
den interpretierenden Parallelismus 
der Bilder überbrückt wird. Erst 
anz allmählich geht die bewegte 
ilderfibel in den zeitlichen Zu¬ 
sammenhang einer Fabel über: wie 
Krankheit des Hausvaters den 
Hexenverdacht auf eine armselige 
Hausbettlerin wirft, und diese wie¬ 
derum, unter der Folter bekennend, 
das ganze Haus des Kranken mit¬ 
beschuldigt und aut den Scheiter¬ 
haufen bringt. 

Die neue Struktur des Filmmanu¬ 
skripts allein würde nicht ausrei¬ 
chen, alle diese Wirkungen zu be¬ 
streiten, wenn nicht auch das 
eigentlich Bildhafte selbst die Merk¬ 
male einer sicheren Hand und eines 
überschauenden Blicks tröge, ein 
starkes beflügeltes Tempo und den 
Reiz wechselnder Formate und 
treffender Ausschnitte aufwiese. 
Nur in den eigentlichen Blocksberg¬ 
szenen riecht es noch ein wenig zu 
sehr nach Theaterdampf. 

Alfons Fedor Cohn. 


Jan Htts und Deutsdiland 
Der 6. Juli ist der Geburts- wie 
der Verbrennungstag des 
tschechischen Nationalmär^rers und 
-beiden Magister Jan H u s , der 
wegen seiner „ketzerischen“ Lehren 
der römischen Inquisition anheim¬ 
fiel. Dieser Tag wird alle Jahre 
von den Tschechen gefeiert, zumal 
seit das grandiose Hus-Denkmal auf 
dem Altstädter Platz zu Frag steht, 
aut demselben Platz vor dem herr¬ 
lichen gotischen Rathaus, wo rote 
Steine im Pflaster die Hinrichtungs¬ 
stelle anzeigen, die nach der Schlacht 
am Weißen Berg vom Blut der 
tschechischen Führer gerötet wurde, 
ln diesem Jahr war die Hus-Feier 
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ganz besonders großartig, da sie 
mit einem Zusammentreffen der 
tschechischen Legionäre aus dem 
Weltkrieg verbunden wurde. Die 
Legionäre, zu Tausenden in den 
Kriegsuniformen der Entente ver¬ 
sammelt, brachten nach dem toten 
Hus auch dem lebendigen Masaryk 
auf dem Hradschin ihre Huldigungdar. 

Nun hat der tschechische Senator 
Dr. Jan Herben ein Infor¬ 
mationsbuch über den Widerhall 
der tschechischen Reformation im 
Ausland geschrieben, und darin 
teilt er über ihre Wirkung auf 
Deutschland u. a. mit: 

„Wessen sich die deutschen 
Kreuzfahrer gegen das Hussitentum 
wohl am allerwenigsten gewärtig 
waren, geschah: das Hussitentum 
gewann auch in Deutschland viele 
deutsche Priester. In Deutschland 
loderten viele Scheiterhaufen, und 
zwar in allen Gegenden. Einer 
der ersten deutschen Oottesgelahr- 
ten, der des hussitischen Ketzer- 
tums beschuldigt wurde, war der 
Erfurter Priester Johann Wesel, 
später wurde auch der sogenannte 
,Ägrarheilige‘ Böhm wegen des¬ 
selben Vergehens vor das Inqui¬ 
sitionsgericht gestellt. In Worms 
wurde im Jahre 1425 Johann 
Drähndorf verbrannt, da man bei 
ihm 18 Irrtümer der Taboriten 
festgestellt hatte, im Jahre 1426 
starb in Speier sein Freund Peter 
T u r n o V. Keiner widerrief. Im 
Jahre 1458 wurde der Prediger 
Friedrich Reiser verbrannt, ein 
angeblicher Waldenser, der dessen 
überführt wurde, daß er mit dem 
tschechischen Meister Englisch Ver¬ 
kehr gepflogen, in Tabor gelebt 
habe und dort von Mikulas Pelhri- 
movsky zum Priester geweiht wor¬ 
den sei, hierauf mit tschechischen 
Boten nach Basel reiste usw. Ein 
Hussite war der Norddeutsche Ma¬ 
thias Hagen, der den Hussitis¬ 
mus in Brandenburg verbreitete und 
1458 verbrannt wurde. Ein anderer 
berühmter Bekenner des Hussiten- 
tums im Norden war Nikolaus 
R u t z e , dem das Schicksal einen 
natürlichen Tod vergönnt hatte und 
der um das Jahr 1508 starb. Er 
war Uebersetzer folgender Schriften 
von Hus: ,Dreiströmiges Stricklein', 


,Auslegung des Glaubens', ,Die 
Zehengebote', und ,Die Gebete des 
Herrn', obgleich er seinem Be¬ 
kenntnis nach eher Waldenser war. 

Der deutsche Historiker Franz 
V. Bezold schreibt in seiner ,Qe- 
schichte des Hussitentums' von den 
Tschechen: Es pflegt das tragische 
Schicksal mancher Nation zu sein, 
daß sie furchtbare Kriege im 
Interesse der ganzen Menschheit 
führen, allein hierbei ihre ganze 
Beute -und Kraft opfern. Nicht für 
die Befreiung und Größe seines 
Volkes errang der hussitische 
Krieger Sieg auf Sieg, sondern für 
die Befreiung und Erweckung sei¬ 
ner verhaßten Gegner, vor allem 
der Deutschen. In welcher Verach¬ 
tung die Tschechen bei ihren Nach¬ 
barn standen — so schreibt Her¬ 
ben —, sehen wir an Luther. 
Wie verkroch sich Luther, als sein 
Gegner Eck, nachdem er die Auf¬ 
forderung zu einer Disputation im 
Jahre 1519 angenommen, ausrief r 
,Du bist ein Ketzer und ein 
Tscheche!' Luther erklärte es so¬ 
fort in einer Predigt für eine Lüge, 
daß er sich der ketzerischen Tsche¬ 
chen habe annehmen wollen. Rüh¬ 
rend ist, wie Luther in der Folge¬ 
zeit immer weicher wird, als 
er die Lehre Hussens besser kennen 
lernt, bis er Anfang 1520 an Spa- 
latinus schreibt: Unbewußt habe ich 
bisher die ganze Lehre Jan Hus¬ 
sens gepredigt und erhärtet. 
Ebenso handelte Johann Stäup- 
n i t z — mit einem Worte, wir 
waren alle Hussiten, ohne daß wir 
es gewußt hätten. Selbst P a u - 
1 u s und Augustinus sind 
Hussiten — in wörtlicher Bedeu¬ 
tung. Siehe die furchtbare Not, in 
die wir gestürzt wurden, weil wir 
uns den Doktor der Tschechen 
nicht zum Führer nahmen. j 

Luther lernte später auch die- 
böhmische Bruderschaft kennen und 
stellte ihrem inneren Leben ein j 
glänzendes Zeugnis aus. ,... Ob¬ 
gleich uns die Brüder durch die j 
Reinheit ihrer Lehre nicht über- ! 
treffen, ... sind sie uns doch durch 
ihre kirchliche Disziplin, die sie 
üben, und mit deren Hüte sie . 
glücklich ihre Kirchen verwalten,. ! 
bei weitem überlegen.' " ri. bn. 
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,DIE QLOCKE<< 


10. JAHRO./Nr. 17 



Was wird nach London? 

Von Rad. Breitscheid 

Die Absicht der deutschen Regierung geht dahin, dem Reichs¬ 
tag die Gesetze zur Ausführung des Dawes-Gutachtens vorzulegen, 
sobald die Formulierungen, die sie durch die Beschlüsse der drei 
Sachverständigenkomitees erhalten haben, durch die Reparations¬ 
kommission gebilligt worden sind. Dabei soll allerdings der Plan 
bestehen, die Festsetzung des Termins des Inkrafttretens dieser 
Vorlagen einem Spezialgesetz vorzubehalten, damit die Möglichkeit 
gegeben sei, in der Zwischenzeit Klarheit über die Konsequenzen 
zu erhalten, die die Alliierten für die Räumung des Ruhrgebiets» 
für die Wiederherstellung der wirtschaftlichen Einheit Deutsch¬ 
lands usw. aus der Annahme des Gutachtens ziehen. Ob tatsäch¬ 
lich so verfahren wird, oder ob man den Zeitpunkt des Inkraft¬ 
tretens in die Gesetze selbst hineinschreiben kann, hängt ja nun 
im wesentlichen von der Londoner Konferenz ab. Das heißt, sowohl 
von ihren sachlichen Entscheidungen, wie davon, ob man sie mit 
deutschen Vertretern diskutieren und mit ihnen über sie zu einem 
Einverständnis gelangen wird. 

Die Aussichten einer solchen Verständigung sind im Augen¬ 
blick noch unklar. Es sieht zwar so aus, als ob die Beschlüsse über 
die wirtschaftliche Räumung für uns erträglich sein würden, und 
ebenso werden wir der mutmaßlichen Konkordienformel über die 
bei etwaigen absichtlichen Verfehlungen Deutschlands neu zu ver¬ 
hängenden Sanktionen keinen allzu heftigen Widerstand entgegen¬ 
setzen können, da auch die Amerikaner einer Fassung zustimmen, 
die, so bedenklich sie als Prinzip sein mag, in der Praxis wahr¬ 
scheinlich nicht allzu gefährlich wird*). Aber es b'.eibt eben, ab¬ 
gesehen von der Sorge, daß alles das uns als Diktat auferlegt 
werden soll, die Frage der militärischen Räumung. Wir mögen 
den Standpunkt der Franzosen verstehen und ihren Wimsch, 'ge¬ 
wisse Pfänder in der Hand zu behalten, schon deshalb begreiflich 
finden, weil die angelsächsischen Staaten es ablehnen, über die 
interalliierten Schulden und über eine Garantie der militärischen 
Sicherheit Frankreichs mit sich reden zu lassen, doch das hindert 
nicht, daß eine unbefristete Fortdauer der Besetzung oder ein 
Abhängigmachen ihrer Zurückziehung von der Erfüllung außerhalb 
des Dawes-Gutachtens liegender Voraussetzungen unserer Bereit¬ 
willigkeit zur endgültigen Annahme des Programms der Sachver- 

*) In tzter Stunde vor Drucklegung laufen die Mitteilungen Ober neue Einsprüche der 
Amerikatier ein. 
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ständigen schwer erschüttern muß, und so sind wir noch keines¬ 
wegs über den Berg. 

Doch setzen wir einmal die Ueberwindung all dieser Schwierig¬ 
keiten voraus, und nehmen wir an, daß im Reichstag die Gesetze 
auch dann passieren werden, wenn für die Neuordnung der Eisen¬ 
bahnverwaltung eine Zweidrittel-Mehrheit für notwendig gehalten 
wird, so ergibt sich trotz allem für die Sozialdemokratie, die sich 
am ersten und entschiedensten auf den Boden des Gutachtens, 
gestellt hat, eine äußerst bedrohliche Situation. Schiff hat sie im 
letzten Heft der „Glocke“ treffend gekennzeichnet, und seine 
Ausführungen brauchen in dieser Beziehung kaum ergänzt zu 
werden. Die Sozialdemokratie hat sozusagen die schmutzige Arbeit 
für den Dawes-Plan geleistet, die Lasten aber, die sich aus ihm 
ergeben, sollen nun, wenn es nach den Absichten der Regierung 
geht, in einem unerträglichen Maße auf die Schultern der Arbeit¬ 
nehmer gelegt werden. Der Hochschutzzoll für Getreide ist in 
Vorbereitung, und trotz aller gegenteiligen Beteuerungen der agra¬ 
rischen Interessenten wissen wir nur allzu genau, daß diese Form 
der Rettung der deutschen Landwirtschaft auf Kosten der breiten 
Masse der Konsumenten geht. Wir wissen weiter, daß der Lebens¬ 
mittelwucher die Konkurrenzfähigkeit der deutschen Industrie noch 
mehr beeinträchtigt und damit auch indirekt der Arbeiterschaft 
schwere Schäden zufügt. Gleichzeitig steht die Regierung der Rati¬ 
fizierung des Washingtoner Abkommens über den Achtstundentag 
ablehnend gegenüber und vertritt somit die Meinung, daß der 
unterernährte Proletarier durch Ueberarbeit die Voraussetzungen 
für die Möglichkeit der internationalen Verständigung schaffen 
soll. Die Perspektiven werden aber noch weiter verschlechtert 
durch die Gefahr einer Verbreiterung der Regierungsbasis nach 
rechts. Es ist wahr: man hat noch nicht offiziell oder offiziös 
über den Eintritt der [>eutschnationalen in das Kabinett verhandelt, 
aber andererseits kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die 
Partei der Hergt und Westarp nach wie vor die größte Sehnsucht 
nach Ministerportefeuilles und Verwaltungsposten empfindet und 
daß zum mindesten die Deutsche Volkspartei für dieses Streben 
ein- sehr entgegenkommendes Verständnis besitzt. Stimmen die 
Deutschnationalen den Gesetzen zu, so ist es sonnenklar, daß sie 
ihre Forderung nach Beteiligung an der Regierung anmelden 
werden. Aber selbst wenn sie Nein sagen und die Vorlagen nichts¬ 
destoweniger ohne Auflösung des Reichstags zur Annahme ge¬ 
langen, werden sie ihren Wunsch nicht fahren lassen, und sie 
dürfen auch dann noch hoffen. Gehör zu finden. Vielleicht nicht 
in den nächsten Wochen, aber spätestens vor Beginn der Herbst¬ 
tagung des Parlaments wird die Regieningskrise akut werden, und 
angesichts der in allen Mittelparteien vorhandenen Tendenz zum 
Bürgerblock ist der Ausgang dieser Krise kaum fraglich. 
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Was soll die Sozialdemokratie unter diesen Umständen tun? 
Schiff schlägt vor, beim Wiederzusammentritt des Reichstags ein 
dreifaches Volksbegehren einzubringen, um auf diesem Wege 
gleichzeitig ein Votum über die Gesetzentwürfe zum Sachver¬ 
ständigengutachten und über das Washingtoner Arbeitszeit- 
Abkommen herbeizuführen und außerdem die Wähler über das 
Fortbestehen des gegenwärtigen Reichstags beschließen zu lassen. 
Eine solche Anregung is^ wie die Dinge liegen, durchaus ver¬ 
ständlich, imd wenn ich den von Schiff vorgezeichneten Weg nicht 
für gangbar halte, so nicht, weil ich die Voraussetzungen für nicht 
gegeben erachtete. Es scheint mir nur, als ob er in Komplikationen 
und Gefahren führe, die wir vermeiden müssen. 

Die Sozialdemokratie hat veun ersten Tage an die Annahme 
des Sachverständigengutachtens gefordert und sie geradezu zur 
Wahlparole gemacht Sie verfolgte diese Politik nicht aus partei¬ 
egoistischen Beweggründen, sondern im wohlverstandenen Inter¬ 
esse der Zukunft des deutschen Volkes. Sie sah dabei ^uch die 
Möglichkeiten voraus, die sich ergeben würden, wenn eine Regie¬ 
rung, an der sie nicht beteiligt sei, oder die ihr geradezu feindlich 
gegenüberstehe, die Ausführung des Gutachtens in die Hand be¬ 
komme und seine innere Finanzierung kontrolliere. Sie erklärte, 
daß dann eben alle Machtmittel der Arbeiterschaft eingesetzt 
werden müßten, um den Schaden vom Proletariat abzuwenden. 

Es würde selbst großen Teilen unserer eigenen Anhänger 
schwer begreiflich zu machen sein, wenn wir jetzt, bevor die 
entscheidende Abstimmung im Reichstag stattfindet, das Volks¬ 
begehren verlangten. Die Gegner würden darauf hinweisen, daß 
doch die Aussicht bestehe, parlamentarisch eine Entscheidung im 
Sinne der von der Sozialdemokratie aufgestellten Forderungen zu 
erreichen, und daß, wenn die nötige Mehrheit infolge des Wider¬ 
standes der Rechten nicht zustande komme, Neuwahlen ausge¬ 
schrieben werden würden, die sicher den Neinsagern rechts und 
links beträchtlich Abbruch täten. Gegen solche Argumente zu 
streiten, würde nicht ganz leicht sein, und ich bin mir im Zweifel, 
ob das Volksbegehren in seinen drei Punkten der Sozialdemokratie 
den erwarteten Erfolg brächte. 

Was aber dann? Sollen wir den Dingen ruhig ihren Lauf 
lassen und die Hände in den Schoß legen? Nein, wir sollen den 
Dawes-Gesetzen im Reichstag zustimmen, von allem Anfang an 
aber aufs deutlichste erkennbar machen, daß wir darüber hinaus 
mit der Regierung nichts gemein haben. Wir stimmen zu nicht 
etwa, weil wir das Kabinett Stresemann-Marx retten wollen, son¬ 
dern weil es sich hier um eine Sache handelt, die von uns schon 
mit Energie vertreten worden ist, als die andern Parteien entweder 
noch schwankten oder gar die Annahme der Gesetze als eine Art 
von Landesverrat brandmarkten. Dabei ist dann sofort unser 
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Mißtrauen und unsere Opposition gegen die Politik und gegen 
die Pläne der Regierung anzumelden. .Wir haben zu betonen, daß 
uns alles von denen trennt, die sich gegen das Washingtoner Ab¬ 
kommen sträuben und der Arbeiterschaft die Zollasten auferlegen 
wollen. Es ist selbstverständlich, daß wir ungesäumt an die Vor¬ 
bereitung des Volksbegehrens über den Achtstundentag gehen, 
und es sollte weiter selbstverständlich sein, daß wir unaufhörlich 
durch parlamentarische Vorstöße unsere Auffassung von der 
Situation zu erkennen geben und auch vor Mißtrauensvoten nicht 
zurückschrecken. 

Bei der derzeitigen Zusammensetzung des Reichstags ist frei¬ 
lich ein unbedingter parlamentarischer Erfolg recht unsicher. Aber 
wir verfügen ja schließlich auch noch über die außerparlamentari¬ 
schen Kräfte der politischen und der gewerkschaftlichen Arbeiter¬ 
bewegung. Sie gilt es zu stärken und schlagfertig zu erhalten, 
und wir dürfen nebenbei hoffen, daß das um so eher möglich ist* 
je schneller das große internationale Problem einer Lösung näher¬ 
gebracht wird und sich damit auch die Möglichkeit einer Abmilde¬ 
rung der wirtschaftlichen Schwierigkeiten ergibt. Wenn wir dabei 
an unserm Teile auch noch alles tun, um zu verhindern, daß den 
Reichstag seine verfassungsmäßig vor geschriebenen vier Jahre zu 
Ende lebt, so glaube ich, daß wir der Opposition, die Schiff gegen 
die parlamentarische Erledigung der Dawes-Oesetze aus Arbeiter¬ 
kreisen erwartet, ins Augen sehen können. 


Die Moskauer Marschroute 

Von Philipp Scheidemann 

Die Gleichartigkeit des kommunistischen Auftretens in den 
deutschen Parlamenten ließ von Anfang an vermuten, daß nach 
bestimmten Vorschriften verfahren wird. Nachdem dann die Kinder¬ 
trompete, das Fingerpfeifen und die Sprech- und Schreichör^i 
„Heraus mit dem und dem! — Amnestie!“ usw. usw. sich als sorg'- 
sam einstudierte Unternehmungen immer deutlicher herausstellten, 
war das Geheimnis aller Welt enthüllt: Moskauer Vorschrift. 

Nunmehr sind auch bestimmte Vorschriften für das Verhalten 
der Kapedisten in den Gemeindeverwaltungen herausgekommen^ 
Damit die Stadtverordneten wissen, woran sie sind, empfiehlt es 
sich wohl, die „Instruktion für die neugewählten kommtuiistischen 
Gemeindevertreter“ einer größeren Oeffentlichkeit bekanntzu¬ 
geben. Daß nach dieser Instruktion im allgemeinen wirklich ver¬ 
fahren wird, steht bereits fest. Ausnahmefälle, die lediglich die 
Regel bestätigen, sollen rühmlich anerkannt werden. Es gibt 
offenbar auch unter den K.P.D.-Anhängern bereits manche, die 
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zu der Ansicht gekommen sind, daß sie sich in die Reihen des 
Herrn Scholem nur verirrt haten, Anhänger, denen längst übel 
geworden is^ nachdem sie den russischen Rummel näher kennen 
gelernt haben. Die erwähnte Instruktion wird von der Zentrale 
der K.P.D., Abteilung Kommunalpolitik, aus Berlin C 54 ver¬ 
schickt Sie führt zunächst die Literatur an, die jeder kommunisti¬ 
sche Oemeindevertreter besitzen „m u ß't Dann wird alles nach 
Schema Moskau vorgeschrieben — von der Wiege bis zur Bahre, 
so daß kein Fehltritt möglich sein dürfte. Wir geben aus den 
zahlreichen Vorschriften einige der interessantesten wieder: 

I. Die kommunistische Fraktion. 

5. Sofern nicht schon ein Mitglied der Ortsleitung der Fraktion an¬ 
gehört, muß zu jeder Fraktionssitzung ein Mitglied der Ortsleitui^ 
eingeladen werden. Sofern nicht schon ein Anhänger eines Groß¬ 
betriebes der Fraktion angehört, muß zu jeder Fraktionssitzung ein 
Angehöriger eines Oroßratriebes (Obmann der Zelle) eingeladen 
werden.... 

14. Die politische Leitung des Ortes bestimmt über das 
Verhaften der Gemeindevertreterfraktion.... Die Leitung der ge¬ 
samten kommunistischen Kommunalpolitik in DeutschlaM obliegt 
der Zentrale der K.P.D. 

II. Die Vorbereitungen der Anträge. 

1. In jeder Sitzung der Gemeindevertreter und möglichst zu jedem 
Punkt der Tagesordnung müssen die Kommunisten besondere An¬ 
träge stellen.... Geschrei der Bürgerlichen und Sozialdemokraten, 
daß die Anträge undurchführbar seien, nur agitatorischen, demon¬ 
strativen Charakter trügen usw., darf unsere Genossen nicht be¬ 
irren. Werden die Anträge abgelehnt, müssen sie bei jeder pas¬ 
senden Gelegenheit wiederholt werden. 

2. Unsere Genossen dürfen sich nie bewein lassen, ihre Anträge 
zugunsten „durchführbarer“ Anträge der Bürgerlichen oder Sozial¬ 
demokraten zurückzuziehen.... Für Anträge der Sozialdemokraten 
nur deshalb zu stimmen, weil es Anträge einer „Arbeiterpartei“ 
seien, ist unzulässig. Die Sozialdemokratie ist keine Arbeiter¬ 
partei. ... 

3. Werden kommunistische Anträge in einer Kommission, Deputation 
usw. abgelehnt, so werden sie im Plenum erneut eingebracht ui^ 
begründet, ohne Rücksicht darauf, ob die Kommissionen sich in 
ihren Mehrheiten auf debattelose Verhandlungen oder sonstige Kom¬ 
promisse geeinigt haben. Die Vorkommnisse in der Kom¬ 
mission müssen bei der Verhandlung im Plenum, auch 
wenn „Vertraulichkeit“ beschlossen war, scharf kritisiert werden. 
Sind kommunistische Anträge in einer Kommission usw. angenommen, 
sei es selbständig, sei es in Abänderung einer andern Vorlage, 
so ist das im Plenum deutlich zu betonen und agitatorisch auszu¬ 
nutzen. 

4. Für die erste Sitzung sind etwa folgende Anträge einzubringen: 

a) Die ausgesperrten (oder streikenden) - Arbeiter sind sofort 

von der Gemeinde zu unterstützen usw. usw. Es folgen Forde¬ 
rungen, die eine halbe Folioseite in den beiden uns zugegangenen 
AiMchnften einnehmen. 

5. Um die Einbringung der Anträge nicht zu einer parlamentarischen 
Nichtigkeit werden zu lassen, muß mit der parlamentarischen Aktion 
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die wichtigere außerparlamentarische Aktion ver> 
bunden werden. ... 

6. ... sdireibt vor, wie die Erwerbslosen, Kriegsbeschädigten, Ausge¬ 
sperrten, Obdachlosen usw. gegebenenfalls auf die Beine zu bringen 
sind. 

7. Am Tage der Verhandlung im Qemeindeparlament müssen Um¬ 
züge der Streikenden, Ausgesperrten, Obdach¬ 
losen, Erwerbslosen usw. durch die Straßen der Gemeinde 
auf die Verhandlung aufmerksam machen. Bei den Umzü^n sind 
Schilder mitzuführen, die unsere Forderungen enthalten. Die De¬ 
monstrationszüge sind vor die Rathäuser usw. zu führen, soweit 
durchführbar, stets auch in die Sitzungssäle. Sowie der Demon¬ 
strationszug ankommt, beantragen unsere Gemeindevertreter, daß 
die Demonstranten im Sitzungssaale zu Gehör kommen. Ein Teil 
der Fraktion begibt sich sofort vor das Rathaus, hält eine kurze 
Ansprache und führt die Delegation der Demonstranten oder den 
ganzen Zug der Demonstranten in den Sitzungsraum, wo die 
Vertreter der Demonstranten das Wort nehmen. Werden unsere 
Genossen an der Durchführung dieser Aktion mit Gewalt verhin¬ 
dert, so haben sie diesen Gewaltakt sofort zum Gegenstand der 
Debatte zu machen. Von der Stärke unserer Fraktion hängt es ab, 
ob die Sitzung der Stadtverordneten (Gemeindevertreter) nach der 

g ewaltsamen Fernhaltung der Delegation noch weiter tagen kann. 

ie politische Leitung des Ortes hat dafür zu sorgen, daß 
an den Verhandlungstagen die Tribünen oder die Zuhörerplätze 
im Sitzungssaal von Proletariern besetzt sind. Wo die Tribünen¬ 
plätze kontingentiert sind, muß sofort Aufhebung dieser Kontingen¬ 
tierung beantragt werden. Wird der Antrag abgelehnt, so daß nicht 
genügend Proletarier zur Tribüne zugelassen werden, so muß die 
Zahl der Demonstranten vor dem Rathause und vor den Tribünen 
um so größer und ihre Sprache um so vernehmlicher sein. 

111. Das Verhalten in den Sitzungen. 

1. ... Für ihr (der kommunistischen Stadtverordneten) Verhalten 
gelten die Richtlinien, die in den „Leitsätzen über die kommunistir 
schen Parteien und den Parlamentarismus“ enthalten sind und von 
denen insbesondere die folgenden Leitsätze in Betracht kommen r 
„Jeder kommunistische Abgeordnete des Parlaments muß 
dessen eingedenk sein, daß er kein Gesetzgeber ist, der mit andern 
Gesetzgebern eine Verständigung sucht, sondern ein Agitator der 
Partei,^ der ins feindliche Lager entsandt ist, um dort Partei¬ 
beschlüssen nachzukommen. Der kommunistische Abgeordnete ist 
nicht der losen Wählermasse, sondern seiner legalen ^er illegalen 
kommunistischen Partei gegenüber verantwortlich. 

Die kommunistischen Abgeordneten müssen im Parlament eine 
Sprache reden, die jedem einfachen Arbeiter, jedem Bauern, 
jwer Waschfrau, jedem Hirten verständlich ist, so daß die Partei 
die Möglichkeit hat, die Reden als Flugblätter herauszugeben 
und sie in den entlegensten Winkeln des Landes zu verbreiten. 

Die kommunistischen Abgeordneten müssen die Parlam'ents- 
tribünen zur Entlarvung nicht nur der Bourgeoisie und ihrer 
offenen Handlanger, sondern auch zur Entlarvung der Sozial¬ 
patrioten, Reformisten der Halbheit der Politiker des „Zen¬ 
trums“ und anderer Gegner des Kommunismus und zur breiten 
Propaganda der Ideen der 3. Internationale ausnützen. 

Die kommunistischen Abgeordneten haben sogar in den Fällen, 
wenn es ihrer nur einige im ganzen Parlament gibt, durch ihr 
ganzes Betragen dem Kapitalismus gegenüber eine herausfordernde 
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Haltung zu zeigen. Sie dürfen nie vergessen, daß nur derjenige 
des Namens eines Kommunisten würdig ist, der nicht nur in 
Worten, sondern auch in seinen Taten ein Erzfeind der bürger* 
liehen Gesellschaft und ihrer sozialpatriotischen Handlanger ist." 
Diese Richtlinien gelten nicht nur für die Gemeindevertreter, 
sondern audi für die Bürgermeister, Stadträte, Eltern-, Mieter- 
Beiräte usw. 


IV. Die ersten parlamentarischen Formalitäten. 

2. Bei der Wahl des Vorsitzenden schlagen die Kommunisten einen 
eigenen Kandidaten vor. Wird dieser abgelehnt, so stimmen sie 
sowohl gegen die Bürgerlichen wie gegen den Sozialdemokraten. 
Das Geschrei der Sozialdemokraten, djB dadurch Stimmenzersplitte¬ 
rung eintrete und der Bürgerliche gewählt werde, beantworten 
unsere Genossen mit der Erklärung, daß der Sozialdemokrat ein 
ebenso gemeiner, aber gefährlicherer Arbeiterfeind ist als der Bürger¬ 
liche. Eine Gemeinschaft (Fraktions-, Arbeits-, Wahlgemeinschaft) 
mit den Sozialdemokraten oder andern Parteien zwecks Erlangung 
eines Vorsitzenden ist selbstverständlich unzulässig. Für die Wahl 
der Stellvertreter und der Schriftführer gelten die gleichen Richt¬ 
linien. 

3. ... Geht ein bürgerlicher Vorsitzender gewaltsam gegen die Kom¬ 
munisten oder proletarischen Demonstranten vor, so haben die 
kommunistischen Stellvertreter oder Schriftführer ihn daran mit 
allen Mitteln zu verhindern. Gelingt ihnen das nicht, so werfen 
sie ihm ihre Aemter und Schriftstücke demonstrativ vor die Füße. 

8. Die Kommunisten beteiligen sich an der Besetzung aller Aus¬ 
schüsse, Deputationen, Kommissionen usw. in dem ihrer Stärke ent¬ 
sprechenden Umfange. Sie beantragen sofort, daß die Verhand¬ 
lungen dieser Ausschüsse öffentlich sind. Wird dieser Antrag abge¬ 
lehnt, so bringen unsere Genossen die Vorkommnisse in diesen Aus¬ 
schüssen um so eingehender zur Aussprache. Irgendeine „Vertrau¬ 
lichkeit" wird von den Kommunisten dabei nicht respektiert. 


u m 


V. Die Kämpfe 
2. In jeder Sitzung 


die Geschäftsordnung. 

haben unsere Genossen sich sofort zur Ge¬ 
schäftsordnung zu melden und unter Hinweis auf die ent¬ 
sprechenden Notstände die Vorwegbehandlung unserer Anträge zu 
fordern. Wo die Geschäftsordnung nur Dringlichkeitsanträge zur 
Vorwegbehandlung zuläßt, müssen unsere Anträge als Dringlich¬ 
keitsanträge eingebracht werden. Die Dringlichkeit ist in Miden 
Fällen sofort eingehend zu begründen, daß selbst dann, wenn die 
Verhandlung der Anträge niimt duri^gesetzt werden kann, das, 
was unsere Genossen zu sagen haben, sdion bei dieser Begründung 
gesagt wird. 

4. Bei allen Ausführungen ist der Verhandlungsgegenstand in die all¬ 
gemeine politische Lage und Perspektive einzureihen. Wenn der 
Vorsitzende versucht, solche Ausführungen als nicht zur Sache 
gehörig zurückzuweisen, so ist er darauf aufmerksam zu 
machen, daß er von politischen Dingen nichts ver¬ 
steht und daß kein Spezialgegenstand ohne Einreihung in die all¬ 
gemeine politische Situation verstanden und erledigt werden kann. 
Begreift das der Vorsitzende nicht und versucht er, unserm Redner 
das Wort zu entziehen, so spricht unser Redner dennoch solange 
weiter, bis er das, was er sagen muß, gesagt hat. 

5. Ordnungsrufe sind für den Kommunisten eine Ehre. Wird einem 
Genossen wegen mehrfacher Ordnungsrufe das Wort entzogen, so 
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spricht er dennodi so lange weiter, bis er seine Ausführungen sach¬ 
lich beendet hat. 

6. Kein Gemeindevorsteher oder Vorsitzender hat das Recht, einen 
Gemeindevertreter während der Sitzung aus dem Sitzungsraum ent¬ 
fernen zu lassen. Wo Geschäftsordnungen solches zulassen, sind 
sie selbst nach bürgerlichem Recht ungesetzlich. Besteht der Vor¬ 
sitzende darauf, daß trotzdem unser Genosse den Raum verläßt, 
so fügt sich unser Genosse dieser Aufforderung nicht; er weicht 
vielmehr nur der polizeilichen oder militärischen Gewalt. Solche 
Gewaltakte müssen sofort zum Gegenstand von Gegenaktionen, 
Demonstrationen usw. möglichst noch in der gleichen Sitzung ge¬ 
macht werden. 

7. Versucht der Vorsitzende, die Tribünen oder den Zuhörerraum wegen 
Mißfallensbekundung usw. räumen zu lassen, so fordern unsere 
Genossen die Tribüne zum Bleiben auf. 

8. Werden unsere Genossen aus dem Sitzungssaal oder von der Tri¬ 
büne mit Gewalt entfernt, so haben die verbleibenden Genossen 
soweit wie irgend möglich die weitere Sitzung zu verhindern. 
Jede solche Sitzung muß mit dem Gesang der Internationale be¬ 
gonnen werden. 

VI. Der Haushaltsplan (Etat). 

1. Wo wir Kommunisten die Mdirheit haben, stimmen wir dem Etat 
mit allen seinen Einzelheiten zu. 

2. Wo wir Kommunisten nicht die Mehrheit haben, stellen wir zu 
allen Etatspositionen unsere Abänderungsanträge, beantragen Einzel¬ 
abstimmung und stimmen nur denjenigen Positionen zu, die Aus¬ 
gaben für die Erwerbslosenfürsorge, Wohnungsbautätigkeit, Kranken- 
nauskosten usw. enthalten. Der Gesamtetat aber wird von uns 
abgelehnt. Stimmen auch Reaktionäre gegen den Etat und wird er 
so abgelehnt, so dürfen wir uns auch durch das lauteste Geschrei der 
Sozialdemokraten nicht zu einer Zustimmung zur „Rettung'' des 
Etats bew^en lassen. 

3. Setzt die Regierung einen Zwangsetat ein, so sind sofort Protest¬ 
kundgebungen, Massenmeetings, [%monstrationszöge dagegen zu ver¬ 
anstalten. Im Gemeindeparlament ist dieser Gewaltakt mit Obstruk¬ 
tionsakten zu beantworten. 

VII. Kommunistische Mehrheiten. 

1. ... Das Gemeindeparlament muß hier seiner demokratischen Fessel 
entkleidet und zu einer Keimzelle eines Räteparlaments umgewandelt 
werden. 

Man weiß nunmehr in allen Parlamenten und städtischen 
Körperschaften, woran man mit den Kommunisten ist. Die Mil¬ 
lionen Wähler, die ihnen bei den letzten Wahlen Heeresfolge ge¬ 
leistet haben, werden allmählich zu der Einsicht kommen, daß sie 
nur politisches Kanonenfutter für die Moskauer Sendboten sind. 
Sie sollen dazu dienen, die russisch-paradiesischen Segnungen auch 
über Deutschland zu bringen und die deutschen Arbeiter wie die 
russischen zu befreien von allen den „reaktionären“ Einrichtungen, 
als da sind: Achtstundentag, Koalitionsrecht, Pressefreiheit und 
vieles andere. 






Totengräber DeutsdiUnds 


549 


Totengräber Deutschlands 

Von Eduard Bernstein 

So sehr das Buch des Professor Coßmann „Der DolchstoB'* zur Kritik 
berausfordert, so enthält es doch mancherlei, wovon gerade die Gegner 
der Tendenzen, zu deren Ei^nenten er sich macht, Ursache hwen, 
Kenntnis zu n^men. 

Zunächst eine allgemeine Bemerkung. Für seine These beweist das 
Buch des Professor Coßmann herzlich wenig. Aus seinen eigenen Zu¬ 
sammenstellungen geht hervor und einige der von ihm angefragten Ge¬ 
nerale geben das auch offen zu^ daß die größte Zeit des Krieges über von 
einer nennenswerten Agitation un Heere zum Ungehorsam oder ähnlichem 
nicht die Rede war. Sie ist die ganzen ersten drei Jahre über verschwin¬ 
dend gegenüber dem, man kann sagen Glücksfall, daß die große sozial-» 
demokratische Partei Deutschlands durch ihre Organe bis zuletzt die 
Auffassung aufrechterhielt, daß es sich im Krieg um eine Verteidigung 
des Landes gegen Uebles im Schilde führende Feinde handle, und erhält 
erst im letzten Jahre eine gewisse, aber auch noch sehr mäßige Bedeutung 
dadurch, daß ihr eine durch Mißstände aller Art hervorgerufene und 
zunehmend um sich greifende Kriegsmüdigkeit im Heere selbst entgegen¬ 
kommt. Die Soldaten, die doch keine Masäinen sind, zweifeln an der Not- 
wendigjceit, den Krieg fortzusetzen, an der Möglichkeit, die Gegner völlig 
niederzuwerfen, an der Zuverlässigkeit der ihnen 'dargebotenen Xriegs- 
literatur usw. und in dieser Stimmung sind sie naturgemäß der kriegs« 
feindlichen Agitation zugänglich. Es muß aber noch mehr dazu kommen, 
bis der Soldat wirklich „streikFL Alles, was ich seitdem vernommen, 
unterstützt die Ansicht, der ich im Jahre 1920/21 in meinem Buch über die 
deutsche Revolution Ausdruck gab: ,,Der Krieg ist für Deutschland nicht 
verloren worden, weil die Soldaten infolge von Aufstachelung versagten, 
sondern die Soldaten versagten schließlich, weil sie den Krieg für verloren 
erkannten.'* 

Das wollen jedoch begreiflicherweise diejenigen nicht wahr haben, 
die auf deutscher Seite zum Krieg getrieben haben, für dessen Kriegspolitik 
und Kriegsführung sie die Hauptverantwortung tragen. Und so ist es, seit 
die Dinge ungünstig gegangen sind, ihr unablässiges Bestreben, die Schuld 
für das am deutschen Volk begangene Verbrechen auf andere abzuschieben, 
in weich edlem Geschäft diesen Abschiebem — wie man sie nennen kann — 
kerne noch so grobe Lüge, keine noch so gemeine Verdächtigung zu schlecht 
sind. 

Das erste Objekt der Abschkberei war der frühere Reichskanzler von 
Bethmann Hollweg. Die Art, wie dieser Mann, der doch wahrhaftig kein 
Antimilitarist oder sonstiger Doktrinär war, von der Kriegspartei ge¬ 
schmäht, verdächtigt, zur Abdankung genötigt, als Gegangener beschimpft 
wurde und über das Grab hinaus neruntergerissen wird, muß jeden em- 
piönen, der sih ein Gefühl für Oerehtigkeit und ehrliches Spiel bewahrt 
hat. Denn diesen Kampf kennzeichnet nicht nur Niedrigkeit der Gesinnung, 
sondern auch hod^radige Unwahrhaftigkeit. Das allein würde für uns 
jedoch noch kein Qruna sein, uns mit ihm zu beschäftigen. Hinter ihm 
bergen sich aber Fragen, die für das deutsche Volk von großem poli¬ 
tischen Interesse sind. 

Einen besonderen Abschnitt des Coßmannschen Buches bilden Berichte 
von höheren Militärs über Natur, Stärke und Wirkung der kriegsfeind¬ 
lichen Agitation in dem Heeresteil, dem sie vorstanden oder zugeteilt waren. 
Was sie darüber melden, ist meist sachlich wenig interessant, in Einzel¬ 
fällen aber bezeichnend für den Geist der Berichterstatter. Da jammert 
z. B. ein Generalleutnant a. D. Karl Hildebrand über „das Scheidemannsche 
Gift, das den nationalen Skin und den Begriff von Treue und Vaterlandsr 
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liebe zerstört hat“ — der Dank für die Hingebung, mit der gerade Scheide¬ 
mann bis zuletzt für die Pflicht zum Durchhalten eingetreten war. Mit 
dem Untersdieiden nehmen es die Herren bei ihren Anwürfen nicht genau. 
Bei einem Teil von ihnen werden, wo sie vom Verhalten der Parteien un 
Krieg handeln, Sozialdemokraten kurzweg als Sozialdemokraten verzeich¬ 
net, gleichviel, ob es Mehrheitler oder Unabhängige waren, wodurch ganz 
falsche Vorstellungen über das Stärkeverhältnis der verschiedenen Strö¬ 
mungen geweckt werden. Heinrich Oraf Luxburg, der im Krieg „Komman¬ 
deur des 10. Bayerischen Reserve-Feld-Artillerie-Reganents“ war, geht in 
seinem Bericht noch weiter und schreibt: „Die meisten dieser Toten- 

S räber Deutschlands sind in den Reihen der internationalen 
emokratie zu suchen, sei es mehr in der Schattierung eitlen, n,i- 
vellierenden Freisinns, sei es in der einer herrschsüchtigen Ar¬ 
beiterführerschaft, die vor Hochverrat nicht zurückschreckte.“ Zählen bei 
öim auch Freisinnige zu den „Totengräbern Deutschlands“, so greift noch 
höher der General der Kavallerie ä la suite des Kürassier-Regiments Kö¬ 
nigin Hermann Freiherr von Vietinghoff. Er erzählt zunächst, es sei 
„eine erschütternde Tatsache, daß zwei deutsche Generale, Prinz Max 
von Baden und Gröner, ihrem Kaiser die Treue brachen und die Revolutfon 
durch ihr Verhalten geradezu in Szene setzten.“ Er selbst sei vom Früh¬ 
jahr 1918 an in Berlin „beiden Re v o 1 u t i o n s m a c h e r n bereits bete 
noire“ gewesen. Er nehme „als sicher an, daß die letzteren alle diejenigen 
Generale in der Heimat, von denen sie ernsten und unerschrockenen Wider¬ 
stand erwarten durften, vor dem Ausbruche entfernen wollten.“ Die Tat¬ 
sache stehe „fest“, daß „eine Anzahl solcher Generale, wie der Kriegs¬ 
minister vom Stein und kh, auch noch einige andere, auf Forderung der 
Regierung des Prinzen Max Ende Oktober entlassen wurden.“ Und er 
schließt: 

2^1ch kann nur wiederholen, daß wir die Revolution nicht den 
Arbeitern zu danken haben, sondern der entsetzlich kurzsichtigen, kind¬ 
lich unerfahrenen politisdien Leitung, wie sie durch den Toten¬ 
gräber Deutschlands, Bethmann, geführt wurde. Alle ,Männer* 
wurden nach und nach beseitigt, und mit dem Rest weicher Schwächlinge 
wurde das Judentum bald fertig. Hier liegen die Gründe, die den Dolch¬ 
stob von hinten möglich machten.“ 

Weshalb in Wirklichkeit General Vietinghoff Ende Oktober 1918 
entlassen wurde, ist unschwer zu erraten. Offenbar gehörte er zu den¬ 
jenigen Generälen, die im Angesicht der Schwere der von Wilson und den 
Alliierten gestellten Waffenstillstandsbedingungen die Weiterführung 
des doch aussi±tslos gewordenen Krieges forderten. Daher die Verdächti¬ 
gung aller, die von diesem nutzlosen Blutvergießen nichts wissen wollten, 
das die Waffenstillstandsbedingungen für Deutschland nur verschlimmern 
konnte, als „Revolutionsmacher“ und „weiche Schwächlinge“. Scheide- 
mann hat Ludendorff, der den Ton dabei angab, in berechtigter Entrüstung 
das Wort Hasardeur entgegengehalten. Ich bin kein fanatischer Sprach- 
reiniger, aber wo ich für einen Begriff einen klaren, allgemeuiverständ- 
lichen deutsdien Ausdruck weiß, pflege ich stets diesem den Vorzug zu 
geben. Und so wäre mir hier das Wort „Glücksspkler“ lieber gewesen. 
Da weiß der einfachste Mann aus dem Volke, was mit Uim gemeint ist, 
und so ziemlich ein jeder weiß audi, wie gefährlich der Glückspieler in* 
der Politik ist, wie lekht bei ihm aus dem Glüdcsspkler ein Falsch¬ 
spieler wird. 

Das kann man heute nicht scharf genug hervorheben, wo Unter dem 
Deckblatt der allein echten deutschen Vaterlandsliebe in gewissenlosester 
Weise für die Einstellung der deutschen Politik auf das krasse Glücksspkl 
agitiert wird, mit welcher falschen LogSc, mit welcher falschen Auslegung 
gesdiichtlic^er Vorgänge dafür liefert ein klassisches Beispkl das Schluß¬ 
stück des VietinghoffsCTen — man verzeihe den Ausdruck — Gesdireibsels. 
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General von Vietin^off hat die Roheit, einem Betbmann Hollweg, 
der durchaus kein Politiker nadi dem Herzen der Sozialdemokratie, aber 
immerhin als Kanzler des Kaiserreichs ein Mann von entwiJceltem Ver- 
antwortiichkeitsgefühl war, der aus den Tatsachen zu lernen verstand, und 
dessen im landläufigen Begriff des Wortes vaterländische Gesinnung 
niemand bestreiten kann, das entehrende Wort Totengräber 
Deutschlands ins Grab nachzurufen. Mit dem Hochmut des Ourcfa- 
schnittsmilitaristen der wilhelminischen Aera maßt er sich an, dem „Zivil¬ 
kanzler“ Wilhelms II. „entsetzlich kurzsichtige, kindlich unerfahrene po- 
litisdie Leitung“ nachzureden. Das Urteil ist freilich nicht seinem 
Hirn entstammt, sondern einer Flugschrift entnommen, die ein Jahr 
vor Bethmanns Rücktritt, Anfang Juni 1916, pseudonym mit der Unter¬ 
schrift Junius alter erschienen ist und, um mit Marx zu reden, eine wahre 
Gosse aller von Alldeutschen und andern Uebernationalen gegen die Ver¬ 
treter efaier vernünftigen Völkerpolitik geschleuderten Verdächtigungen, 
im Verein mit einer gleichzeitig erschienenen und den gleichen Geist 
atmenden Schrift des Professors Hans von Liebig, Anlaß zu einem leiden¬ 
schaftlichen Protest Bethmanns in der Reichstagssitzung vom 6. Juni 1916 
gab. Sehen wir zu, mit welchem Recht. 


E)urch ihre Unterschrift ,|der zweite Junius“ knüpft die Flugschrift 
an die „Junius“ gezeichnete Briefe an, die in England zu Anfang des 
letzten Drittels des 18. Jahrhunderts erschienen und dort einige Jahre 
die Oeffentlichkeit in Atem hielten. Man kann ihm ein gewisses Recht auf 
sie nicht bestreiten. Denn wenn die Briefe des ersten Junius sich durch' 
eine gewisse Eleganz des Stils auszeichneten und ein Teil von ihnen 
wirkliche Mißstände geißelten, so sind doch ebensoviele Proben einer 
ungezügelten Rachsucht, die vor keiner Verleumdung zurückschreckt 
,,l^in Schriftsteller,“ schreibt der Historiker Lecky von ihm, „übertraf 
jemals Junius in intensiver, giftiger Invektive, welche durch die studierte, 
wohlüberlegte Ausdrucksweise nur um so schneidender wurde ..., in der 
Kunst, Schwierigkeiten zu umgehen, unbewiesene Behauptungen anzubrin- 

f en, unwürdige Beweggründe zu unterstellen.“ Und an einer anderen 
teile schreibt er: „Die Bosheit des Junius war wirklih teuflisch und gänz¬ 
lich ungez^elt durch irgendwelche Schranken der Wahrheit, der Schicklich¬ 
keit, der ^re ... besonderen Genuß gewährt es ihm, seine Sarkasmen 
gegen solche Verhältnisse cxler Momente privaten Kummers zu richteui 
die jedem ehrenhaften Kämpfer heilig sind.“ Ebenso nennt ihn John 
Richard Greene in seiner Geschichte des englischen Volkes „boshaft und 
skrupellos“. Es gehört also ein eigener Geschmack dazu, sich nach diesem 
Pamphletisten zu benennen, der bis zuletzt seine vergifteten Pfeile aus 
dem Dunkel einer überängstlich gehüteten Anonymität entsandte. 


Welches sind aber die Handlungen Bethmanns, die nach Junius alter 
und Gleichgesinnten geeignet waren, „das deutsche Reich auf den Weg 
zur geschichtlichen Episode“ (Titel des Pamphlets) zu bringen? In der 
inneren PolitSc Reformen — Milderung der Ostmarkenpolitik, Milde¬ 
rung des Dreiklassenwahlunrechts, Gewährung einer Verfassung an Elsaß- 
Lothrin^n —, die von dem Wunsch diktiert waren, die politischen Känwfe 
in den rahnen parlamentarischer Entwicklung zu halten, die aber den Ele¬ 
menten, für die Junius alter schrieb, schon zuweitgehende Zugeständnisse 
an die Demokratie bedeuteten. Und in der äußeren Politik Schritte, 
die darauf abzielten, die Beziehungen Deutschlands zu den Ländern der 
Entente zu verbessern, sowie in den verhängnisvollen Julitagen 1914 
Widerstand gegen die vom deutschen Generalstab geforderte Krieg»- 
Politik, bezi^ungsweise Widerstand dagegen, Deutschlands Politik venn 
Oeneralstab bestimmen zu lassen. Dieser Widerstand hauptsächlich ist es, 
auf Grund dessen heute Bedimann der Titel Totengräber Deutschlands 
angehängt wird. 
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Hören wir Junius alter darüber. Mitten im Krieg schrieb dieser 
Patriot und hat es in einer 1919 erschienenen zweiten Ausgabe der Sdirift 
sachlich unverändert stdien lassen: 


vor 

Sache, daß sein Streben~bis zur letzten Stunde — unbekümmert um die 
militärischen Folgen — darauf gerichtet war, den Eintritt der längst 
unvermeidlich gewordenen Katastrophe um jeden Preis zu verhindern. 
Umsonst drängten Generalstabschef, Kriegsminister und' 
die maßgebenden Marinesteilen auf den Befehl zur Mobil¬ 
machung; es gelang ihnen zwar, den Kaiser am Donnerstag (30. Juli) 
von der unabweisbaren Notwendigkeit dieser Maßnahme*) zu Über¬ 
zügen, so daß am Nachmittage Berliner Polizeiorgane und der „Lokal- 
ahziger“ die Mobilmachung bereits bekanntgäben. Aber das Eingreifen 
Herrn von Bethmann Hollwegs brachte es zuwege^ die Ausführung des 
entscheidenden**) Befdils nochmals in letzter Stunde zu vereiteln. Nach 
wie vor und unerschütterlich hielt er an seiner ‘Hoffnung fest, daß eö 
ihm mit englischer Unterstützung gelingen müsse, eine Einigung 
zwischen Wien und Petersburg zu erzielen, und wiederum gingen zwei 
kostbare Tage verloren, die uns nicht nur einen Teil des Elsaß, sondern 
auch Ströme von Blut gekostet haben. Und in gleicher Weise 
wäre zweifellos auch der 1. August ungenützt vorübergegangen, wenn 
nicht an ihm schließlich die leitenden militärischen Stellen 
im Schlosse erklärt hätten,bei längerer Hinauszöge¬ 
rung des Mobilmachungsbefehls nichtmehr imstande 
zu sein, die auf ihnen ruhende schwere Verantwor¬ 
tung zu tragen. Dabei hatten erwiesenermaßen die Franzosen be¬ 
reits am Frühnachmittage die Mobilmachung ausgesprochen und ebenso 
wie die Russen die deutsche Grenze an mehreren Stellen überschritten! 
Selbst nach erfolgter Mobilmadiung hat Herr von Bethmann Hollweg* 
dann noch einen letzten Versuch unternommen, die Zurücknahme des; 
Befehls zu erwirken; aber es war nunmehr***) zu spät: die im kleinen 
Finger politisch einsichtsvolleren Militärs waren mit 
ihrem Hinweis auf die ungeheuren Gefahren jeder weiteren Verzögerung 
durchgedrungen. 

Was uns jene Tage des vom Kanzler verschuldeten 
Zauderns politisch und vor allem militärisch gekostet haben, ist ziffern¬ 
mäßig nicht zu erfassen. Der bedeutsame Vorteil, den wir auf Grund 
unserer schnelleren Mobilmachung vor den Gegnern, in erster Reihe 
vor Rußland, voraus hatten, ging dank der Unentschlossen¬ 
heit Herrn von Bethmann Hollwegs verloren.“ (Erste 
Ausgabe S. 19/20, zweite Ausgabe S. 33/34). 

Wenn diese Denunziation —. denn das war es — den unglückseligen 
Bethmann in die höchste Erregung versetzte, so ist das nur zu begreifliche 
Sie war in Wirklichkeit ein C^lchstoß, und zwar ein Dolchstoß auf einen 
Wehrlosen. Mitten im Kriege war es dem Kanzler bei seiner amtlichen 
Stellung einfach unmöglich, die Schiefheiten und unbewiesenen Behaup-i 
hingen, die sie enthält, gebührend aufzudecken. Es wäre das ohne Ab¬ 
schwächung der Parolen, unter denen deutscherseits der Krieg damals 
geführt wurde, nicht zu machen gewesen, und diese Erwägung verschloß 
Herrn von Bethmann hinsichtlich des Wichtigsten, was zu sagen war, den 
Mund. Das aber wußten seine Angreifer so gut wie er, und um so nie¬ 
driger die Denunziation. Nur Pharisäer können, es ihm verdenken, daß er 
in seiner Entrüstung ob ihr die Flucht in den Reichstag nahm und vor 


*) In der ersten Ausgabe steht hier: halb und halb. 

♦♦) In der ersten Ausgabe steht hfer: und erlösenden. 

***) In der ersten Ausgabe beißt es: glücklicherweise. 


j^Ueber die amtliche Tätigkeit des Kanzlers in den letzten Tagen 
Ausbruch des Krieges ... ergibt sich als Gesamteindruck die Tat- 
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diesem sein Herz ausschfittete. Seine Rede war ein Aufschrei, der auch 
Leute nicht unerschüttert ließ, die auf ganz anderem Standpunkt standen 
als er und sich über die Schwäche seiner Position nicht im unklaren 
waren. Er war seinen Widersachern nidht gewadisen, weil er ihnen doch 
wiederum zu nahe stand, weil er an dem System festhielt, das sie vertraten, 
ihnen viel zuweitgehende Zugeständnisse gemacht hatte. 

Wäre das nicht gewesen, so hätte er ja kaum Ursadie gehabt, sich über 
die Anschuldigungen, mit denen Um der „andere Junius*'überschüttete, über¬ 
haupt aufzuregen. Tatsächlich ehren sie ihn, nicht nur als Menschen, sondern 
auch als Staatsmann. Es ist gar nicht wahr, daß seine Bemühungen um die Er¬ 
haltung des Friedens aussichtslos waren. Sein Warnungstelegramm nach 
Wien war nicht erfolglos geblieben. Am gleichen Tage, wo laut Junius 
alter zu Berlin im Schlosse die leitenden Militärs, das heißt Graf Moltke, 
Herr von Falkenhayn und Kollegen Wilhelm 11. die Pistole auf die Brust 
setzten und mit EXemission drohten, wenn die Mobilmachung, die den Krieg 
bedeutete, nicht ohne Verzug verkündet werde, hatten in Petersburg die 
Besprechungen zwischen Minister Sassonow und dem österreichischen Ge¬ 
sandten ihren Anfang genommen, und bei dem Zugeständnis, das ersterer 
Oesterreich gemacht hatte, nämlich, daß die in Belgrad eingerückten 
österreichisdien Truppen einstweilen dort verbleiben sollten, war der 
Weg zu einer Verständigung geebnet. Lohnte es wirklich nicht der Mühe, 
daß er nun beschritten wurde? 

Ich denke objektiv ^nug, mich in die Seele eines Militärs versetzen 
zu können, dem sich die Dinge unter dem Gesichtspunkt seiner besonderen 
Aufgabe darstellen, und begreife daher, daß, je intensiver er ihr ergeben 
ist, er um so leichter der Gefahr ausgesetzt ist, die Wichtigkeit anderer 
Gesichtspunkte zu unterschätzen, beziehungsweise sie falsch einzuschätzen. 
Aber gerade weit diese Gefahr besteht, — und die Geschichte weist eine 
Menge Beispiele dafür auf — verbietet es sich für ein Land, den Mili¬ 
tärs entscheidenden Einfluß auf die Frage Krieg oder Frieden einzu¬ 
räumen. Für Deutschland handelt es sich jetzt aber nicht bloß um die 
Frage Krieg oder Frieden schlechthin, sondern um die Frage Weltkrieg 
oder nicht. Sir Edward Grey hatte es am 2Q. luli, während er die Fran¬ 
zosen noch in Ungewißheit ließ, Berlin ehrlicherweise wissen lassem 
daß, wenn der Krieg Deutschlands auf Frankreich ausgedehnt werde, Eng¬ 
land nicht werde beiseite stehen können, und England, das hieß nach dem 
bekannten Satz: „Was weiß der von England, der bloß England kennt?“ 
erheblich mehr als das verbündete Königreich. Angesichts dessen gehört 
eine bedenkliche Enge des politischen Horizonts dazu, es als ,,entsetzr 
liehe Kurzsichtigkeit“ hinzustellen, daß Bethmann Hollweg im Hinblick 
auf die Größe der Gefahr, der das von den Militaristen angetriebene 
Deutschland entgegenlief, in letzter Stunde noch einen Versuch machte, 
das Unheil abzuwenden. Worin dieser bestanden hat, kann ich mit Sicher¬ 
heit nicht angeben. Indes soll nicht verschwiegen werden, daß mir seiner-i 
zeit von sehr ernst zu nehmender Seite erklärt worden ist, Bethmann habe 
zuletzt noch Wilhelm II. kniefällig angefleht, von der allgemeinen Mobil¬ 
machung und Kriegserklärung Abstand zu nehmen. 

Wenn Junius alter das „glücklirfierweise“, mit dem er ln der ersten 
Ausgabe seines Pamphlets den Umstand bejubelt hatte, daß Bethmanno 
Schritt vergeblich blieb, in der zweiten Ausgabe unterdrückt hat, so ist 
das ein Rückzug, der beweist, wie falsch die Politik war, die in der Ver-. 
geblichkeit des Bethmannschen Schritts ein „Glück“ sah. Es kennzeichnet 
aber die Gewissenlosigkeit des Menschen, daß er es bei dem Ausstreichen 
des einen Worts bewenden läßt, statt die ganze Auseinandersetzung weg¬ 
zustreichen, die in das „glücklicherweise“ auslief. Er hätte das unb^edmgt 
tun müssen, wenn er wirklich der Patriot war, als den er sich aufspielt. 
Sie hätte ihm als ein Verbrechen an der Nation auf der Seele brennen 
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müssen. Das ist ihm aber nidit eingefallen. Nidit einmal den Satz von 
den „im kleinen Fitzer einsichtsvolleren Militärs“ hat er beseitigt, obwohl 
der Verlauf des . Krieges vor allem den Beweis erbracht hat, daß bei der 
großen Mehrheit der Militärs man nur von politischer Einsichtslosigkeit 
sprechen kann. 

Was anderes als politische Einsichtslosigkeit konnte die Herren vom 
Oeneralstab verleiten, für den von ihnen als unumgänglich erklärten 
Zweifrontenkrieg gegen Rußland und Frankreich den unter ganz anderen 
Zeitverhältnissen entstandenen Schlieffenschen Feldzugsplan als grund¬ 
legend festzuhalten, der mit dem in ihm eingeschlossenen Bruch der 
belgischen Neutralität den Eintritt Englands an der Seite von Frankreidi 
und Rußland in den Krieg allerdings mit Notwendigkeit nach sich zogi 
Zwar will der Oeneralstab „nach sicheren Nachrichten“ gewußt haben, daß 
der Krieg ,^voa Beginn des Konflikts an beabsichtigt war“, tatsächlich aber 
war man sich bis gegen den Schluß der verhängnisvollen zwölf Tage kn. 
englischen Kabinett so wenig darüber einig, daß noch am 1. August 
Lloyd George mit Rücktritt drohte, wenn der Krieg beschlossen werde, und 
dann die große Mehrheit der englischen Geschäftswelt hinter sich wußte. 

Ueberhaupt die Nachrichten des Generalstabs. Der oben zitierte 
Satz ist einer Denkschrift des Oeneralstabs an das Auswärtige Amt vom 
5. August 1914 entnommen, ln diesem v. Moltke gezeichneten Schriftstüdc 
weiß der Generalstab zu berichten: 

„Die Stimmung Amerikas ist Deutschland freundlich. Die ameri¬ 
kanische öffentliche Meinung ist empört über die schmachvolle Art,, 
wie man gegen uns vorgegangen ist.“ 

Das genaue Gegenteil der Wirklichkeit. Nur völlige Unkenntnis 
der im amerikanischen Volk lebenden Ueberlieferungen konnte annehmen, 
daß dieses für das militaristische Deutschland Partei ergreifen werde, nach¬ 
dem letzteres Belgien überfallen und der französischen Republik mit einer 
^gründung den Krieg erklärt hatte, die so zweifelhaft war wie nur mög¬ 
lich. Lediglich die große Mehrheit der jüdischen Bevölkerung der Ver¬ 
einigten Staaten stellte sich entschieden auf Deutschlands Seite. Und nur 
ein Schuljunge konnte mit dem Verfasser der Denkschrift den 
fabelhaften Gedanken fassen, die Amerikaner durch den Köder 
„Kanada als Siegespreis“ zu einer Flottenaktion gegen England 
^Winnen zu können. Wer einigermaßen über die Beziehungen der Ver*- 
einigten Staate zu Kanada unterrichtet war — und das durfte man vom 
Generalstab eines Landes wie Deutschland doch' erwarten — konnte über 
die Unmöglichkeit dieses Gedankens keinen Augenblick bn Zweifel sein. 
Kurzsichtig, überaus kurzsichtig gerade vom deutschnationalen Stand¬ 
punkt aus war ferner die Insurgierung der Polen. Als ob dieses so na¬ 
tionalstolz empfindende Volk, mit der deutschen OstmarkenpoUtik im 
lebendigen Gedächtnis, einmal insurgiert sich mit dem Stück nationaler 
Freiheit begnügt hätte, das das kaiserliche Deutschland ihm zuzugestehen 
bereit gewesen wäre. 

Aber nachdem man mit einer Leichtherzigkeit sondergleichen einen 
Krieg entfesselt hatte, von dem sich nun zeigte, daß er auf rationelle Weise 
nicht zu gewinnen war, zettelte man die abenteuerlichsten Unternehmungen 
an und suchte die Welt ln Flammen zu versetzen, bloß um möglichst viel 
Schaden zu verursachen. Was hat man damit ausgerichtet? Den Krieg 
^ecklos verlängert, das Blutvergießen ins ungraeuerliche gesteigert, 
über Millionen und Abermillionen furchtbares Elend heraufbeschworen 
und Deutschland mit einer Schuld belastet, an der sem Volk viele Jahr¬ 
zehnte zu tragen haben wird. Und die Urheber und Mitschuldigen dieser 
verbrecherischen Politik wagen es, andere als „Totengräber Deutschlands^* 
hinzustellen. Bethmann war an politischer Einsicht ein Riese gegen sie. 
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Sir William M. Acworth — 

Der künftige Geist in der deutschen Reichsbahn 

Von Curt Mierendorff 

Die deutschen Eisenbahner, Beamte wie Arbeiter, sind in leb¬ 
hafter Unruhe über die Zukunft ihres Betriebes. Unter der Dema¬ 
gogie der Reaktionäre von rechts und links geraten auch die klarsten 
Köpfe in Verwirrung. Unter welchen Gesichtspunkten soll sich die 
Umorganisation und Rentabilisierung der Reichsbahn vollziehen? 
Was wird das Schicksal des Eisenbahnpersonals bei der inneren 
Neugestaltung des Betriebes? 

Die Kritik des Dawes-Berichtes hat wenig Begeisterung in den 
Reihen der Reichsbeamten geweckt. Man hat sie und ihre geistige 
Einstellung scharf ins Gericht genommen; zum Teil sicherlich zu 
Unrecht. Der deutsche Beamte kannte und kennt nun einmal als 
oberste Tugend die gehorsame Erfüllung der ihm gesetzten Auf¬ 
gaben. Er empfindet es nicht als seine Pflicht, unter Umständen 
auch gegen den Strom zu schwimmen. Er ist deshalb erstaunt, 
wenn man ihm plötzlich vorwirft, daß er in den Jahren der In¬ 
flation keine Anstrengungen gemacht habe, die öffentliche Meinung 
von ihrer wirklich aller wirtschaftlichen Vernunft spottenden Hal¬ 
tung gegenüber der Reichsbalin abzubringen. Er wird antworten, 
daß er damit seine Kompetenzen überschritten hätte. 

Die Unterlassungssünde ist jedoch begangen und ihr Effekt 
— zum Teil — der Kontrollkommissar. Was wird er machen? ln 
welchem Geist wird er arbeiten? Zufällig hat Sir Acworth, der 
englische Eisenbahnspezialist im Dawes-Aus- 
schuß, sich schon einmal an anderer Stelle über die innere Neu¬ 
gestaltung eines unrentablen Staatsbahnbetriebes ausgesprochen. In 
seinem Bericht an den Völkerbundkommissar in Wien über „D i e 
Reorganisation der österreichischen Bundes¬ 
bahnen'* findet sich ein Kapitel, in dem er seine diesbezüglichen 
Gedanken entwickelt. Nachstehend seien die Stellen daraus zitiert, 
die am prägnantesten seine Auffassung wiedergeben. Unbestritten: 
ein frischer, sympathischer, loyaler, aber fortschrittlicher Geist 
spricht aus ihnen. ' 

Es mag nebenbei erwähnt werden, daß die österreichischen 
Bundesbahnen im Augenblick dieser Meinungsäußerung noch keine 
SanierungsPeriode durchlaufen hatten wie die deutsche Reichsbahn 
zur Zeit der Untersuchung des Dawes-Ausschusses. Dazu kommt 
aber ein Umstand, der nicht übersehen werden darf: Sir William 
M. Acworth ist nicht nur hervorragend beteiligt an der Formung 
des Eisenbahnabschnittes im Dawes-Bericht, er dürfte auch einer 
der wenigen sein, die als „Persönlichkeiten von anerkanntem Ruf 
■in der Eisenbahnwelt" für das Amtdes Kommissars in Frage 
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kommen. Unter Umständen spricht also hier der künftige Chef 
der neuen Eisenbahngesellschaft 

GnmdrlB der Organisation 

„Wie müßte die Organisation der Bundesbahnen, 
wenn sie unter kaufmännische Verwaltung gestellt 
werden und wenn ihre Leitung freie Hand bekäme, 
zweckentsprechend aufgebaut sein?... 

Das wesentliche Merkmal der Eisenbahnverwaltung in den zwei 

f roßen Ländern mit Privatbahnbetrieb, England und den Vereinigten 
taaten wie auch in Frankreich, besteht trotz der dortigen engen finan¬ 
ziellen Beziehungen zwischen den Privatbahngesellschaften und dem 
Staate darin, daß der Schwerpunkt der ganzen Organisation in der Hand 
eines einzigen Mannes gelegen ist, der den Oberbefehl 
führt ... Es gibt einen Board of Directors (Conseil d’Administration, 
Verwaltungsrat), der den Generaldirektor bestellt, seine Tätig¬ 
keit überwacht und beaufsichtigt, und ihn für den Betriebserfolg selbst 
soweit verantwortlich macht, daß er ihn, wenn er versagt, letzten Endes 
entläßt. Die Stellung des Generaldirektors dem Verwaltungsrat gegen¬ 
über ist in Wirklichkeit nicht unähnlich jener des Befehlshabers einer 
im Felde stehenden Armee der Regierung gegenüber. Die Regierung 
bespricht mit ihm die allgemeinen Gesichtspunkte, mag ihm auch all¬ 
gemeine Aufträge in strategischer Beziehung geben, aber Taktik sowie 
die Bewegung und Verwendung der Truppen sind ihm überlassen und 
seine unumschränkte Gewalt über seine Untergebenen bleibt imbestritten. 

So ist in großen Umrissen die Organisation einer Privatbahn; 
es besteht kein Grund, daß nicht genau dieselben Gesichtspunkte und 
Verfahrensarten auch auf die Leitung einer Eisenbahn, die dem Staate 
gehört, angewendet werden sollten . . 

Schlechte Organisatioji geht auf Kosten des Personals 

„Soweit ich persönlich zu beobachten Gelegenheit hatte, verrichten 
die leitenden Beamten und das übrige Personal ihre Arbeit 
— und soweit höhere Beamte in Betracht kommen, ist es harte und 
vielstündige Arbeit — gut und gewissenhaft. Wenn sich die Abwick¬ 
lung des Dienstes tatsächlich umständlich, langsam und kostspielig ge¬ 
staltet, so ist es nicht ihre Schuld. Es ist der Fehler der Organi¬ 
sation, innerhalb derer sie zu arbeiten haben . . 

Selbständigkeit und Verantwortlichkeit schaffen Arbeitsfreude 

ySoll mein Bericht von irgendwelchem Nutzen beim Wiederaufbau 
der österreichischen Bundesbahnen sein, so möchte ich alle jene, die zu 
entscheiden haben, inwieweit Vorschläge von mir praktiscn zur Aus¬ 
führung gebracht werden sollen, dringend auffordern, sich vor Augen 
zu halten, daß der Grundton des ^richts, soweit er sich mit der 
inneren Organisation des Eisenbahnpersonals befaßt, auf die Notwendig¬ 
keit hinweist, zu vereinfachen, den wirklich verantwortlichen Beamten 
zu erlauben, ihre Arbeiten so zu verrichten, wie sie den besten Erfolg 
zu erreichen hoffen und sie dann nach diesem Erfolge zu beurteilen^ 
Unter den gegenwärtigen Verhältnissen kann der Leitgedanke eines Be¬ 
amten nicht der Wunsch sein, eine gewisse Arbeit so billig, so schnell 
und so ergiebig als möglich zu leisten, sondern vielmehr nur die pein¬ 
liche Sorgfalt, „alles zu vermeiden, was irgendwie gegen 
denstarren Kodex der für seinVorgehen festgesetzten 
Vorschriften verstoßen könnte...“ . 
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Vereinfachung der Verwattung auch in Deutschland? 

„Ich wende mich nun den Beziehungen zwischen der 
Zentrale und den untergeordneten Stellen zu. Ich habe 
oben gesagt, daß bei allen kaufmännisch geleiteten Eisenbahnen, die 
ich kenne, Aufträge der Zentralleitung unmittelbar an die Leute, die 
sie zur Ausführung bringen müssen, gehen, daß es aber in der öster¬ 
reichischen Verwaltung drei, anstatt zwei Instanzen gibt. Die Dienst¬ 
anweisungen der Zentralstelle gehen an die örtlichen Direktionen. Die 
Direktionen sind in Wirklichkeit aber nicht Exekutivorgane, sie haben 
im wesentlichen die Aufgabe: 1. die Auftrag^ der Zentralstelle im ein¬ 
zelnen weiter auszuarbeiten, 2. sie an die Dienststellen weiterzugeben 
und 3. darauf zu achten, daß die Dienststellen sie richtig ausführen. 
Diese letzteren Dienststellen sind es, und nicht die Direktionen, die 
tatsächlich den ausführenden Dienst besorgen. 

Diese dreifache Gliederung ist, soweit mir bekannt, auf Staats¬ 
bahnen in den deutschen Ländern beschränkt. Wie ich höre, bestand 
sie bei den großen Privatbahngesellschaften in Oesterreich vor deren 
Verstaatlichung nicht. Sie wird gerade jetzt im großen Umfange in 
der Schweiz abgeändert. Was immer für die Beibehaltung dieses Systems 
auf den Eisenbahnen des Deutschen Reichs, die in bezug auf Ausdehnung 
und Verkehrsumfang mit den gegenwärtigen österreichischen Bundes¬ 
bahnen nicht verglichen werden können, gesagt werden möge, so kann 
ich doch keinesfalls glauben, daß es in Oesterreich die Leistungsfähig¬ 
keit oder Sparsamkeit fördert. M. E. soll die Aufgabe des Vorstandes 
der Bauabteilung einer örtlichen Direktion nicht darin bestehen, den 
Vorstand der Streckenleitung zu beauftragen, gewisse Arbeiten durch¬ 
zuführen, sondern die unmittelbare persönliche Verantwortung für die 
Ausführung zu übernehmen, wobei er selbstverständlich hierfür ihm 
unmittelbar verantwortliche Gehilfen in der erforderlichen Anzahl an 
Ort und Stelle verwendet . . ." 

Abbau des „grflnen Tisches** 

„Wie mir scheint, hat der Grundsatz, die unmittelbare Verant¬ 
wortung auf den Vorstand der zuständigen Abteilung in der Direktion 
zu legen, auch auf die anderen Geschäftsgruppen und insbesondere auf 
jene Departements Anwendung, die mit der Ueberwachung großer 
Personalstände, wie im Zugförderungs- und Verkehrsdienst, betraut sind. 
Eine Aenderung hier würde die Stelle des Ueberwachungsbeamten über¬ 
flüssig machen. Zurzeit beschäftigt z. B. der Vorstand der Bauabteilung 
Aufsichtsbeamte, die untersuchen müssen, ob die Streckenleiter, die 
eigentlichen Exekutivbeamten, seine Anweisungen ausführen. Wenn die 
Pflicht zur Ausführung der Arbeit diesem Vorstande auferlegt wäre, 
würde er es zweifellos für notwendig finden, seinen Schreibtisch 
öfter zu verlassen, um mit seinen Untergebenen aut 
der Strecke in persönliche Berührung zu treten, und 
zu sehen, daß die Arbeit, für die er verantwortlich ist, auch ordentlich 
verrichtet werde . . 

Die Eisenbahnen sind für das PubiHaun da. Acworth für die Landes¬ 
eisenbahnräte 

„Wie Ich höre, bestand in Oesterreich vor dem Kriege ein Staats¬ 
eisenbahnrat. Er ging während des Krieges ein und ist seither 
nicht wieder ins Leben gerufen worden. Ich sehe nun, da eine Ver¬ 
waltungskommisston eingesetzt werden soll, die aus Fachleuten des 
praktischen Wirtschaftslebens besteht, die die verschiedenen öffentlichen 
Interessen vertreten, für einen Staatseisenbahnrat keine Notwendigkeit. 
Deutschland hat immer schon nicht nur einen Staatseisenbahnrat, son- 
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dem auch eine Anzahl lokaler Eisenbahnräte besessen. Diese bildeten 
ein wertvolles Mittel, um einerseits den Eisenbahnen die Wünsche des. 
Publikums zur Kenntnis zu bringen, andererseits waren die Elsenbahn¬ 
fachleute dadurch in der Lage, dem Publikum den Grund, warum dessen 
Wünsche nicht immer erfüllt werden konnten, zu erklären. Ich glaube,, 
man sollte ernstlich in Erwägung ziehen, ob es nicht wünschenswert 
wäre, in allen Städten, wo zurzeit eine Bundesbahndirektion besteht, 
örtliche Eisenbahnräte zu errichten...“ 

Moderne Biiroorganisation 

„Ich bin überzeugt, daß dadurch, daß der Geschäftsgang 
vereinfacht und die Verantwortlichkeit dorthin ver¬ 
legt wird, wo sie wirklich liegen sollte, neben der Ver¬ 
minderung der Verwaltungskosten nicht nur Sparsamkeit, sondern auch, 
größte Leistungsfähigkeit erzielt würden . . . 

Nicht nur im Ministerium, sondern auch in den Direktionen könnte 
die Zahl der selbständigen Abteilungen zum Vorteil vermindert werden» 
Ueberdies bin ich gewiß, daß die gegenwärtige Anordnung, wonach das- 
Personal einer Abteilung in zahlreiche kleine Zimmer aufjgeteilt ist, wo 
höchstens drei, vier oder fünf Personen untergebracht sind, der Spar¬ 
samkeit sowie Leistungsfähigkeit widerstreitet. Sie bildet die sinnfällige 
Grundlage, auf welcher die nicht einwandfreie Theorie von der Ver¬ 
waltung eines Unternehmens in .wasserdichten Abteilen Wurzel faßt 
und blüht. Sie ist nicht wirtschaftlich, weil sie eine Raumverschwen¬ 
dung bedeutet und Mehrauslagen für Beleuchtung, Beheizung und Reini¬ 
gung verursacht. Sie führt zur Zeitverschwendung, sei es nun durch 
Schreiben von Noten oder selbst Austausch von Zuschriften zwischen 
den verschiedenen Zimmern und erschwert sehr die entsprechende Ueber- 
sicht. In kaufmännischen Betrieben ist eine große Zahl mit gewöhn¬ 
licher Dutzendarbeit beschäftigter Angestellten — in Amerika bis z« 
100 und mehr — in einem einzigen großen Zimmer untergebracht, wo 
Schreibpulte oder Tische symmetrisch aufgestellt werden können, wo 
für Beheizung, Beleuchtung und Lüftung in befriedigender Weise vor¬ 
gesorgt ist und wo ein einzelner Beamter alle vollständig überwachen 
und beaufsichtigen kann. Ich hoffe, daß dieser Punkt bei zukünftigen 
Uebersiedelungen von Eisenbahndienststellen in neue Kanzleien nicht 
aus dem Auge gelassen wird . . .“ 

K^ne Privilegienwirtscbaft. Freie Bahn dem Tüchtigen 

„In Altösterreich gab es eine scharfe Grenze zwischen den Posten, die 
für Leute mit Hochschul-, Mittelschul- oder mit Voiksschulbildung erreich¬ 
bar waren. Man sagt mir, daß diese Vorschriften jetzt beträchtlich ge¬ 
lockert worden sind. Ich bin dafür, daß sie ganz aufgelassen werden 
sollten, ln gewöhnlichen kaufmännischen Unternehmungen bestehen keine 
derartigen Schranken. Im englischen oder amerikanischen Eisenbahn¬ 
dienst führt, wie in der Armee Napoleons, jeder Gemeine seinen Feld¬ 
herrnstab im Tornister. Einer der gegenwärtigen Leiter von Eisen¬ 
bahnen in den Vereinigten Staaten begann seine Laufbahn als gewöhn¬ 
licher Lokomotivheizer. Er war in seinem 45. Jahre Präsident 
einer der großen Eisenbahngesellschaften. Nicht allzu häufig wird eine 
Person, die zu unterst beginnt, imstande sein, bis an die Spitze empor- 
zuklimmen;. Aber hier und oa findet man einen solchen Mann. Es 
spornt die Energie des ganzen Dienstes an, wenn jedermann weiß, daß 
nicht bloß hohe, sondern auch die höchsten stellen dem Ehrgeiz 
offen stehen. Ueberdies ist es für eine Eisenbahn ein schlechtes Ge¬ 
schäft, wenn der Verwendung, die sie von einem erstklassigen Kopf 
machen könnte, durch Verordnungen Schranken gesetzt sind . . 
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Die Menschen sind keine Maschinen, auch bei der Rdchsbahn nidit 

„Ich bin in diesem Kapitel stets auf die Vereinfachung der Organ!* 
sation als dem Angelpiuikt zurückgekommen. Ich habe die Umständ¬ 
lichkeit der bestehenden Verwaltungsordnung getadelt, doch habe ich 
keinen Versuch unternommen, den Rahmen einer neuen Organisation, 
die an ihre Stelle treten sollte, aufzustellen. Nicht ich allein bin für diese 
Aufgabe unfähig, sondern ich bin überzeugt, daß auch kein anderer Mann, 
und sei er noch so fähig, dafür tauglich wäre, solange er außerhalb der 
Eisenbahnverwaltung steht. Die Neuordnung muß schrittweise aus dem 
Personal und auf dem Unterbau der alten Verwaltungsordnung von Be¬ 
amten, die in ihr arbeiten sollen, aufgerichtet weiden. Sie kann nicht 
im vorhinein in Statuten und Verordnungen niedergelegt werden. Ge¬ 
wisse Merkmale sind allen Eisenbahnverwaltungen in allen Ländern 
gemein. Es muß Sekretariats-, Rechts- und Finanzabteilungen geben; es 
muß Ingenieure für die Aufsicht über die Bahnstrecke, die Fahrtbetriebs¬ 
mittel usw. geben. Aber innerhalb dieser weiten Grenzen ist Platz für 
endlose Verschiedenheit. Die Menschen sind keine Ma¬ 
schinen, und bis zu einem gewissen Grade muß der 
Platz dem Manne, der ihn besetzen soll, angepaßt 
werden. Ein Mann mag ein schneller Arbeiter sein, dann soll man 
seinen Wirkungskreis erweitern; ein anderer ebenso fähiger mag in der 
Durchführung seiner Arbeiten langsamer sein, in diesem Falle muß Sorge 
getragen werden, daß er nicht mit Arbeit überladen werde. Und dann 
wieder kann ein Mann ein tüchtiger, fleißiger und schätzbarer Beamter 
sein, doch vermag er nicht mit seinen Nebenmenschen auszukommen, 
einen solchen Mann soll man nicht an die Spitze einer Dienststelle 
geben. 

Vor allem anderen ist es wesentlich, daß die Reformen mit dem 
guten Willen des Personals erfolgen; denn man kann den besten Orga¬ 
nismus nicht im Gange halten, wenn das Personal mißvergnügt tmd in 
Sorge für seine Zukunft ist . . 

Kein Doktrinarismus 

„Alle von mir erwähnten tmd noch viele andere Umstände müssen 
vom neuen Generaldirektor in Berücksichtigung gezogen werden. Erst 
wenn er sich in seinem neuen Büro eingerichtet und Zeit gehabt hat, 
die Verhältnisse zu übersehen und die Fähigkeiten der ihn umgebenden 
Leute zu erkennen, wird er in der Lage sein, selbst zu bestimmen, welche 
Reformen theoretisch wünschenswert sind und inwieweit es klug ist, 
sie in die Praxis zu übertragen. Ich bin überzeugt, daß der Umbau 
einer altbestehenden und verwickelten Organisation eine Sache ist, wo 
es sich empfiehlt, Schritt für Schritt vorzugehen, und daß 
der endliche Wiederaufbau der Bundesbahnen schneller zu erreichen sein 
wird, wenn man die Ausarbeitung und Durchführung der notwendigen 
Reformen dem Manne, der das neue System einzuführen hat, überträgt, 
als wenn Art und Endzweck der Neuerung von einer außenstehenden 
Person vorgezeichnet wird, die keine Verantwortung für deren Erfolg 
übernimmt . . 

.Qukitessenz 

„Ein Eisenbahnunternehmen ist, so groß auch das Gebiet, über 
welches es sich ausdehnt, sein mag, tatsächlich ein einzelner hochent¬ 
wickelter Organismus; ein charakteristisches Merkmal eines hochent¬ 
wickelten Organismus in der Natur ist aber, daß er, obwohl sich seine 
Nerven über den ganzen Körper ausbreiten, und obwohl er in einigen 
Teilen sogar höchst wichtige Nervenzentren besitzt, es doch nur ein 
Gehirn gibt, und daß dieses im Kopfe seinen Sitz 
hat..." ' 
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Arbeitsgerichte? 

Von Expertus 

Itn neuen Reichstag haben Deutsche VoUcspartei, Deutsdinationale 
Volkspartei und Zentrum je einen Antrag auf unverzügliche Einberufung 
des utwurfs eines allgemeinen Arbeitsgerichtsgesetzes gestellt. Dieses 
plötzliche Drängen insbesondere der Deutschnationalen und Volkspartei 
auf sozialpolitische Taten der Reidisregierung muß der Arbeitersdiaft 
und den Vertretern ihrer Interessen zu denken geben. 

Für einen beschränkten Personenkreis besteht in Deutschland sdion 
aus der kaiserlichen Zeit eine Arbeitsgerichtsbarkeit in der Form der 
Gewerbegerichte und Kaufmannsgerichte. Vor ihnen kommen die wesent* 
liehen Streitigkeiten der gewerblichen Arbeiter und Angestellten und 
der kaufmännischen Angestellten mit ihren Arbeitgebern zur Entsdiei- 
dung. Nicht vor eine dieser Instanzen gelangen jedoch unter anderem 
die Streitigkeiten der Arbeitnehmer der Eisenbahn, der Landwirtschaft 
und der Behörden. Diese Arbeitnehmer sind vielmehr auf die ordent¬ 
lichen Gerichte angewiesen, was für sie, abgesehen von allen Gefühls¬ 
momenten, ein teures und langsameres Verfahren und ein Verfahren ohne 
Laienbeteiligung bedeutet. 

Gewerbegerichte und Kaufmannsgerichte sind nach dem Gewerbe¬ 
gerichtsgesetz von 1890 und dem Gesetz, betr. Kaufmannsgerichte von 
1904, kommunale Gerichte, die in ihrer großen Mehrzahl von Stadt¬ 
gemeinden errichtet und erhalten werden. Die Aussonderung der in 
Betracht kommenden Arbeitsstreitigkeiten aus der staatlichen Gerichts¬ 
barkeit der Amts- bzw. Landgeridite und ihre Uebertragung an kom¬ 
munale Sondergerichte war eine bei der Einstellung der damaligen Re¬ 
gierung zur Justiz erstaunliche Maßnahme. Sie findet ihre Erklärung 
in einer Reihe von Gesichtspunkten: Erstens bot sich hier eine Gelegen¬ 
heit zu nicht unerheblichen Ersparnissen für die Bundesstaaten, die die 
Kosten der ordentlichen Gerichtsbarkeit zu tragen hatten. Sodann blieb 
bei emer Aussonderung der Arbeitsgerichtsbarkeit aus der ordentlichen 
Justiz diese von den Einflüssen der Laienbeteiligung frei, die für die 
Gewerbegerjehte in Anlassung an außerdeutsche Vorbilder nicht zu um¬ 
gehen war. Schließlich aber wurde die Arbeit^erichtsbarkeit damals 
von den herrschenden Kreisen als eine Art von Bagatell-Gerichtsbarkeit 
angesehen, von der die ordentlichen Gerichte gut entlastet werden 
konnten. 

Je stärker das Mißtrauen der Arbeiterschaft gegen die ordentliche 
Justiz wurde, um so mehr gewannen die Gewerbegerichte und Kauf¬ 
mannsgerichte bei ihr an Beliebtheit. Die Gruppen von Arbeitnehmern, 
denen die Gerichtsbarkeit verschlossen war; fühlten sich auch deshalb 
gegenüber den anderen zurückgesetzt. Die alten Forderungen der ge¬ 
samten Arbeitnehmerschaft auf Schaffung allgemeiner und^ umfassender 
Arbeitsgerichte war mmdestens ebenso stark in dem gefühlsmäßigen 
Mißtrauen gegen die Justiz begründet, wie in dem sachlichen Wunsch, 
nach kollegiaTem und schnellerem Verfahren in der Laienbeteiligung. 

Wenn alle nachrevolutionären Regierungen an sich bereit waren, 
allgemeine Arbeitsgerichte zu schaffen, so besagt das nicht, daß diese 
den Charakter als außerhalb der ordentlichen Justiz stehende Sonder¬ 
gerichte beibehalten bzw. erhalten sollen; weite Kreise wünschten viel¬ 
mehr zwar die Schaffung einer allgemeinen Arbeitsgerichtsbarkeit mit 
den sachlichen Vorzügen der bisherigen Gewerbegerichtsbarkeit, aber 
unter Wiedereingliederung in die staatliche Justiz oder wenigstens unter 
naher Angliederung an sie. 

Ueber den Streit um die Organisationen der allgemeinen Arbeits¬ 
gerichte ist ein Arbeitsgerichtsgesetz bis jetzt nicht zustande gekommen. 
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Für die Stellungnahme zu diesem Streit ist es wichtig, sich klar zu 
machen, daß die Frage „Arbeitssondergerichtsbarkeit oder Arbeitsgerichts* 
barkeit fan Rahmen der Justiz'', wenn man von politischen Gesichts* 
punkten absieht, letzten Endes auf die rechtsphilosophisdie Frage zu* 
rückgeht, ob die Montesquieu’sche strenge Teilung der staatlichen Tätig* 
keit in Gesetzgebung, Gerichtsbarkeit und Verwaltung auch heute noch 
Geltung haben soll, oder ob sie nicht sehr wohl verlassen werden kann, 
ohne der Staatsgewalt Abbruch zu tun; denn die sachliche Bedeutung 
allgemeiner Arbeitssondergerichte liege in der Möglichkeit ihrer Ein¬ 
gliederung in allgemeine Arbeitsbehörden, denen neben der Arbeits* 
gerichtsbarkeit auch die Arbeitsverwaltung obliegen würde. Vom Stand¬ 
punkt der Schaffung allgemeiner Arbeitsbehörden muß also die Arbeits¬ 
sondergerichtsbarkeit verlangt werden, während der Standpunkt der Ge¬ 
waltenteilung die Eingliederung der Arbeitsgerichte in die Justiz verlangt. 

Anders, wenn die Arbeitssondergerichtsbarkeit nur aus politischen 
Gründen gefordert wird, weil die ordentliche Justiz bei der Arbeit¬ 
nehmerschaft kein Vertrauen finden könne. In diesem Falle liegen un¬ 
überbrückbare Gegensätze nicht vor, es könnte vielmehr ein Einbau der 
Arbeitsgerichte in die ordentliche Gerichtsbarkeit erfolgen, wenn hierbei 
gewisse Garantien gegeben werden, die das Mißtrauen eines Teils der 
Beteiligten zu beseitigen geeignet sind. 

Der Entwurf zu einem Arbeitsgerichtsgesetz, der vor Jahren vom 
Arbeitsrechtsausschuß beim Reichsarbeitsministerium veröffentlicht wurde, 
stand auf dem Standpunkt der allgemeinen Arbeitsbehörde und sah des¬ 
halb eine reine Arbeitssondergerichtsbarkeit vor, allerdings eine staat¬ 
liche, da die kommunale Sondergerichtsbarkeit als endgültige Lösung nicht 
in Frage kommen durfte. Im Gegensatz hierzu war der sogenannte Re¬ 
ferentenentwurf des Reichsarbeitsministeriums auf die reine Gewalten¬ 
teilung und damit auf die Eingliederung der Arbeitsgerichte in die 
Justiz eingestellt, ohne die politischen Bedenken der Arbeitnehmerschaft 
zu berücksichtigen. 

Der eigentliche Regierungsentwurf eines Arbeitsgerichtsgesetzes, der 
dem Reichsrat und dem vorläufigen Reichswirtschaftsrat im Juli 1923 
zur Beratung zuging, wollte, ohne den grundsätzlichen Standpunkt der 
Gewaltenteilung aufzug^eben, diese politischen Bedenken gegen eine völlige 
Eingliederung durch Schaffung gewisser Garantien zerstreuen. Er sah 
in der untersten Instanz selbständige Arbeitsgerichte vor, deren Vor¬ 
sitzender regelmäßig ordentlicher Richter sein sollte, aber nicht stets 
zu sein brauchte; die bewährten Gewerbegerichts- und Kaufmannsge¬ 
richtsvorsitzenden sollten übernommen werden. Dagegen waren Beru- 
fimgs- und Revisionsinstanz als Bestandteile der Landgerichte bzw. des 
Reichsgerichts gedacht. Alle arbeitsgerichtlichen Instanzen sollten der 
Justiz und der Sozialverwaltung gemeinsam unterstehen, insbesondere 
was die Bestellung der Vorsitzenden anbelangt. 

Der Entwurf kam nicht zur Beratung der gesetzgebenden Körper¬ 
schaften, er mußte vielmehr im Oktober 1923 auf den Einspruch des 
Reichsfinanzministers „aus Sparsamkeitsgründen" zurückgezogen werden. 
Nun verlangen drei große Parteien aufs neue die Vorlegung eines 
Entwurfs. Die Reichsregierung wird sich sehr bald schlüssig machen 
müssen, ob wieder ein Entwurf vorgelegt werden soll, oder ob es bei 
dem Einspruch des Reichsfinanzministers verbleibt, was immerhin den 
Reichstag zu einer Initiativgesetzgebung veranlassen könnte. In diesem 
Stadium wird sich die Sozialdemokratie gründlich überlegen müssen, 
welche Stellung sie jetzt zu den Fragen der Arbeitsgerichtsbarkeit ein¬ 
nehmen soll. Bei der allgemeinen Debatte über die drei Anträge in der 
Vollsitzung des Reichstags am 26. Juni 1924 hat sie dazu geschwiegen. 
Die Anträge sind aber nun dem Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
überwiesen worden. Während das Zentrum im wesentlichen Wieder- 
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einberufung des Regierungsentwurfs von 1923 verlangt, erklären Volks¬ 
partei uno Deutschnationale — ohne Bezugnahme auf den bisherigen 
utwurt — vor allem die Eingliederung der Arbeitsgerichtsbarkeit in die 
ordentliche Justiz für erforderlich. Es hat dabei den Anschein, als ob 
sie auf die Verabschiedung eines Arbeitsgerichtsgesetzes in diesem Zeit¬ 
punkt drängen, weil sie glauben, daß bei der derzeitigen Zusammen¬ 
setzung des Reichstags eme völlige Eingliederung der Arbeitsgerichte 
in die Justiz ohne üarantie des Regierungsentwurfs nicht erreicht 
werden Kann. 

Für die Sozialdemokratie lautet die Hauptfrage, ob überhaupt im 
Augenblick die endgültige Lösung des Problems der Arbeitsgerichtsbar¬ 
keit gesucht werden soU oder ob etwa die jetzige Zeit des Behörden¬ 
umbaus und -abbaus aus Vereinfachungs- und Ersparnisgründen von 
der hierzu notwendigen Entscheidung üwr die oben angedeutete rechts¬ 
philosophische Frage abschrecken muß. Erscheint eine endgültige Lösung 
nicht möglich, so wird geprüft werden müssen, ob nidit eine vorläufige 
Regelung erforderlidi ist. ln diesem Falle würde etwa eine dem Vor¬ 
gänge der Maßnahmen zur Entlastung der Schlichtungsausschüsse nadi 
der Sdiiichtungsverordnung folgende Erweiterung der Zuständigkeit der 
Oewerbe- und Kaufmannsgerichte und die Schaffung eines Ersatzes für 
sie in ländlichen Bezirken in Frage kommen. 

Wenn die Sozialdemokratie dagegen jetzt die gnuidsätzliche Ent¬ 
scheidung herbeiführen will und hierzu die Lehre der Gewaltenteilung 
zugunsten der allgemeinen Arbeitsbehörde ablehnt, so wird sie die Vor¬ 
lage eines neuen Regierungsentwurfs verlangen müssen, der in der Or¬ 
ganisation dem Entwurf des Arbeitsrechtsausschusses folgt. Billigt sie 
den Einbau der Arbeitsgerichte in die Justiz, wenn nur die nötigen so¬ 
zialen Garantien g^eben sind, so muß sie sich alsbald darüber klar 
werden, ob diese Garantien in dem Regierungsentwurf von 1923 ge¬ 
geben sind, um sich gegebenenfalls dem Antrag des Zentrums anzu¬ 
schließen. 


Der Fall Fritsch und seine Lehren 

Anregungen zu einer Reform der politischen Justiz 

Von Victor Schiff 

Zu den würdigsten Zierden des neuen Reichstags gehört Herr 
Theodor Fritsch, der Herausgeber des antisemitischen „Hammer“, dessen 
Fall neulich mit dankenswerter Rücksichtslosigkeit vom Genossen Paul 
Löbe an den Pranger gestellt wurde. Dieser Herr Fritsch hat vor 
Jahren in seiner Zeitschrift g^cn die beiden Hamburger Bankiers 
und demokratischen Politiker Warburg und Dr. Melchior Verleum¬ 
dungen niedrigster Art veröffentlicht. Er wurde daraufhin verklagt, 
verstand es aber, einen Termin nach dem andern verstreichen zu lassen, 
Tttn nicht in die Verlegenheit zu geraten, den unmöglichen Wahrheits¬ 
beweis für seine blödsinnigen Behauptungen antreten zu müssen. Schließ¬ 
lich wurde er an diesem glorreichen 4. Mai 1924 völkischer Reichstags¬ 
abgeordneter, und prompt ließ er durch seine Fraktion im Ausschuß 
beantragen, daß im Hinblick auf seine neugewonnene parlamentarische 
Immunität die Genehmigung zur Fortsetzung des Verfahrens versagt 
werde. Gleichviel, wie diese Angelegenheit schließlich entsdiMen 
werden mag, die nach erregter Debatte, in der dieser „Hammer“-Mensch 
-einer wohlverdienten Amboßrolle unterworfen wurde, an den Ausschuß 
.zurückverwiesen wurde, Herr Fritsch ist nunmehr in den Augen aller 
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anständigen Menschen als ein Ehrabschneider und Feigling, also als ein 
würdiger Parteifreund Erich Ludendorffs und Reinhold Wulles ge¬ 
richtet. 

Wäre der Fall Fritsch nur eine Einzelerscheinung, so könnte man 
Ober ihn und seinen traurigen Helden getrost zur Tagesordnung über¬ 
gehen. Aber es handelt siä vielmehr um das klassisdie Beispiel eines 
im politischen Leben wiederholt angewandten Systems. Es ist für 
einen einigermaßen gerissenen Rechtsanwalt kinderleicht, irgendwelche 
Gründe oder vielmehr Vorwände ausfindig zu machen, um die anbe¬ 
raumte Hauptverhandlung im letzten Augenblick oder gar im Gerichts¬ 
saal selbst wiederholt vertagen zu lassen. Bei der Ueberlastung der Ge¬ 
richte bedeutet dies stets eine Verschleppung um mindestens drei Mo¬ 
nate, meist sogar um ein halbes Jahr und noch länger. Der Ver¬ 
leumdete ist dagegen macht- und rechtlos. Und steht er im politischen 
Leben, so bedeutet das unter Umständen für ihn und seine Partei eine 
folgenschwere Schädigung. Und so gelangt man zu dem paradoxen. 
Ergebnis: das Gesetz will zwar die Ehre des Staatsbürgers schützen, 
aber die Mittel der Strafprozeßordnung schützen den Ehr¬ 
abschneider vor der verdienten Strafe. 

Die politischen Justizverhältnisse sind ohne Zweifel eines der trübsten. 
Kapitel unserer heutigen Zustände. Ueber ihre Reformbedürftigkeit wird 
schon seit Jahren geredet, ohne daß irgend etwas Positives geschehen 
ist oder auch nur eingeleitet wurde. Es bedurfte erst der Ermordung 
Rathenaus, um die zeitlich beschränkte Einrichtung des Staatsgerichts¬ 
hofes zum Schutze der Republik zu erwirken, aber selbst diese Reform 
ist bald verwässert und durchlöchert worden und ihre Anwendung hat 
in den meisten Fällen enttäuscht. Vielleicht bilden diese Anregungen 
die Grundlage zu einer Erörterung, wenn die Stunde der Justizreform 
einmal schlägt. 

Zunächst könnte überhaupt die politische Justiz aus dem Gesamt¬ 
komplex der sonstigen Rechtspflege abgesondert werden. Es ist ebenso¬ 
wenig zu leugnen, daß ein deutschnationaler Richter gegenüber einem 
Republikaner befangen ist, wie ein jüdischer Richter gegenüber einem. 
Völkischen. Und wenn man bedenkt, was unter Umständen für die 
Einzelperson eines Politikers oder für seine Partei von der Unpartei¬ 
lichkeit des Richters in einem politischen Beleidigungsprozeß abhängt,, 
so muß man zu der Schlußfolgerung gelangen, daß der Grundsatz „Nie¬ 
mand darf seinem zuständigen Richter entzogen werden“ einfach un¬ 
haltbar geworden ist. Wäre es nicht viel richtiger, bei jedem Land¬ 
gericht eine besondere Abteilung für politische Prozesse einzurichten, 
wobei die Richter eine besondere Qualifikation und bestimmte Garantien 
politischer- Unparteilichkeit aufweisen müßten? Ein großer Teil der 
Richter, die heute in Prozessen mit politischem Charakter Recht sprechen,, 
ist nämlich entweder von einer geradezu verblüffenden und beschämenden 
Ignoranz in den einfachsten politischen Dingen oder politisch aktiv 
tätig, meist im republik- und arbeiterfeindlichen Sinne. Die Ernennung 
der politisch spezialisierten Richter könnte dem Reichsgericht in Leipzig 
übertragen werden, unter Berücksichtigung der Vorschläge der sonst 
bisher zuständigen Stellen. Diese Vorschläge müßten vorerst öffent¬ 
lich bekanntgegeben werden, um den politischen Parteien Gelegenheit 
zu geben, etwaige begründete Bedenken dem Reichsgericht zu unter¬ 
breiten. 

Aus denselben Gründen — man mag sonst den Gedanken der 
Laiengerichtsbarkeit noch so hochhalten — ist es ein Unding, daß poli-- 
tische Prozesse, sofern die Anklage nicht öffentlich erhoben wirci, in. 
erster Instanz vor einem Schöffengericht verhandelt werden. Gegen die 
Schöffen gelten nämlich in politischer Hinsicht die gleichen B^eiiken. 
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wie gegen die Richter, nur noch verschlimmert durch die Rolle des 
Zufalls und durch die Anonymität. 

Politische Prozesse müßten überhaupt grundsätzlich nur vor einer 
Strafkammer verhandelt werden, die Staatsanwaltschaft müßte ver¬ 
pflichtet sein, in allen Prozessen mit politischem Charakter die Anklage 
ex officio zu erheben und zu vertreten, und nicht nur in den Fällen, 
wo beamtete Personen angegriffen werden, wie das bisher geschah. 
Der Staatsanwalt müßte sogar angewiesen werden, die Anklage auf 
Wunsch der einen oder der andern Partei zu erheben. Es kommt 
nämlich oft vor, daß eine schwere Anklage in der Presse oder in Ver¬ 
sammlungen erhoben wird, damit es zu einem Prozeß komme, in dem 
der Gegner entlarvt werden soll, sich aber wohlweislich hütet, zu 

klagen. Die Ablehnung durch den „Beleidigten“, seine Sache trotz der 
Aufforderung durch den Staatsanwalt zu vertreten, würde natürlich die 
Einstellung des Verfahrens zur Folge haben, gleidizeitig aber auch das 
gerichtsnotorische Eingeständnis der Richtigkeit der erhobenen An¬ 
schuldigungen bedeuten. 

Aber — und damit kommen wir auf den Ausgangspunkt dieser 
Ausführungen zurück — eine der wichtigsten Reformen auf dem Ge¬ 

biete der politischen Justiz ist die Beschleunigung des Ver¬ 
fahrens und die Verhinderung einer Verschleppung. 

Ebenso wie die Pressetelegramme und -telephongespräche einen 
Vorrang gegenüber den andern genießen, weil man allgemein an¬ 
erkennt, daß sie einem öffentlichen Interesse dienen, ebenso müßte 
politischen Prozessen ein Vorrang gewährt werden. Deshalb soll¬ 
ten die Fristen für politisdie Beleidigungsprozesse sehr erheblich 
verkürzt werden. Es müßte eigentlich stets möglich sein, daß die 

Hauptverhandlung spätestens sechs bis acht Wochen nadi der Einrei¬ 
chung der Klage stattfindet. In Wahlzeiten müßte es sogar ermöglicht 
werden, diese Fristen auf ein Mindestmaß zu beschränken, wenn der 
Beleidigte einen dahingehenden, mit den Rückwirkungen auf das Wahl¬ 
resultat begründeten Antrag stellt. 

Ferner müßten die strafprozeßordnungsmäßigen Möglichkeiten ä la 
Fritsch, Prozesse dieser Art unter nichtigen Vorwänden zu verschleppen, 
mit allen Mitteln unterdrückt werden, und nur in beiderseitigem Ein¬ 

verständnis dürfte einem stichhaltig begründeten Vertagungsantrag statt¬ 
gegeben werden. Die zwangsweise Vorführung wichtiger Zeugen sollte 
rigoros gehandhabt werden, ebenso drakonische Strafen für offenkundige 
Prozeßsabotage durch absichtliche, mit ärztlidien Gefälligkeitszeugnissen 
u. dgl. begründete Abwesenheit. 

Die Berufungsverhandlung hätte ebenfalls in einer möglichst kurzen 
Frist nach der erstinstanzlichen Entscheidung stattzufinden: denn, so 
wie es bisher der Fall war, können unter Umständen Jahre vergehen 
zwischen der Ausstreuung einer Verleumdung und ihrer endgültigen. 
Widerlegung und Sühne. Gerade bei politischen Prozessen liegt eine 
Beschleunigung oft im Interesse des Beklagten mehr noch als des 
Klägers. So hat der Verfasser dieser Ausführungen als verantwortlicher 
Redakteur des „Vorwärts“ über einen Ende August 1921 erschienenem 
Artikel gegen den General v. Watter erst im Juli 1923 in zweiter Instanz 
verhandeln können, ohne daß übrigens von irgendeiner Seite Ver¬ 
schleppungsversuche unternommen worden wären. Inzwischen hatte der 
Gegenstand des Prozesses, der bis auf die Kapp-Tage vom März 1920 zu- 
rückreichte, immer mehr an Aktualität, d. h. an Interesse für die All¬ 
gemeinheit eingebüßt. 

Endlich wäre die Frage zu erwägen, ob bei politischen Beleidi¬ 
gungsklagen nicht auch das objektive Verfahren in den Vorder- 
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l^nind zu treten hätte. Es kommt für die Oeffentlichkeit weniger auf 
die Bestrafung des Angeklagten, weniger auf das Endergebnis des Ur¬ 
teils an, als auf die Klarstellung des Tatbestandes. Eine Verleumdung 
bleibt heute oft ungesühnt auf Grund des § 193 (Wahrnehmung öffent¬ 
licher Interessen) oder aus sonstigen juristischen Gründen — und damit 
gehen dann die Verleumder krebsen (wie im Falle Severing kontra 
„Bergisch-Märkische Zeitung“), obwohl die Verhandlung und das Urteil 
selbst die Behauptungen als „nicht erweislich wahr“ — audi eine sehr 
unbefriedigende Kechtsformel — festgestellt hat. Nicht auf das Straf¬ 
maß bzw. auf den Freispruch kommt es an, sondern auf die Frage: 
Wurde X. durch Y. verleumdet oder nicht? 

Die Frage der Reform unserer politischen Justiz bildet, wie man 
sieht, ein weites Feld. Mögen die hier aufgeführten Gedanken neu 
sein oder nicht, brauchbar oder nicht, das Retormwerk muß endlidi in 
Angrift genommen werden. Unsere politische Atmosphäre bedarf jeden¬ 
falls dringend eines frischen Luftzuges; ihre Reinigung ist aber undenkbar 
ohne eine Säuberung der politischen Justizzustände, wie der Fall Fritsch 
deutlich beweist. 


Die Geheimnisse 

der Ilse Bergbau-Aktiengesellschaft 

Von Paul Ufer mann 

Bei der Ilse Bergbau A.-G. sind, wie bei vielen Aktiengesellschaften 
— das ging aus der Generalversammlung vom 17. Juli 1924 klar her¬ 
vor —, die freien Aktionäre zu Anhängseln der Verwaltung herab¬ 
gesunken. Sie haben zwar nichts zu sagen, aber man holt sie von Zeit 
zu Zeit, und weit es gesetzliche Vorschrift ist, zu einer Generalversamm¬ 
lung zusammen. Die Ausrede von der Gefahr der Ueberfremdung 
mußte auch bei Ilse in der Inflation dazu herhalten, um alle möglichen 
Sorten von Vorzugsaktien zu schaffen, welche, mit geringen Mitteln er¬ 
worben, der Verwaltung ein Mehrstimmenrecht verschaffen, so daß 
sie gegenüber den unabhängigen Aktionären ohne weiteres in der Ueber- 
macht ist. Hierzu kommt noch, daß ein der Ilse nahestehendes Bank¬ 
institut, die Mitteldeutsche Kreditbank, die Mehrheit der Stammaktien 
auf sich vereinigt. Der Aufwand zur Erlangung dieses Aktienblocks 
soll nur 5—6000 G.-M. betragen haben. Großaktionäre der Ilse sind 
ferner die D.-Banken, Borsig, die Kunheim-A.-G. u. a. Die Opposition 
in der Generalversammlung, die in R.-A. Dr. vom Berg, R.-A. Dr. Fried¬ 
länder und Justizrat Eisbacher ihre Vertreter hatte, vereinigte kaum ein 
Zehntel der Stimmen auf sich. Ihr Kampf richtete sich vor allem gegen 
die im Vorjahre geschaffenen Vorzugs- und Schutzstammaktien. Die 
Verwaltung verstand es geschickt, den größten Stein des Anstoßes aus 
dem Wege zu räumen, indem sie den lOO-Millionen-Block der Schutz¬ 
aktien zu annullieren versprach und außerdem die Hälfte der 60 Millionen 
Vorratsaktien abzutreten gewillt war. Der Opposition waren somit wich¬ 
tige Anhaltspunkte zu ihrem Vorstoß genommen. Sie konzentrierte 
ihren Kampf gegen den Block der Mitteldeutschen Kreditbank. Die 
Generalversammlung ging jedoch über die Einwände der Opposition 
hinweg. 

Von großem Interesse war noch die Frage, inwieweit die Grube 
Ilse mit dem Stinnes-Konzern in Verbindung steht. Das 
von Karl Hüglin und mir verfaßte Buch: „Stinnes und seine Konzerne“ 
(Verlag für Sozialwissenschaft) spielte in der Generalversammlung eine 
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eroße Rolle. Herr Schumann, Generaldirektor der Ilse, nahm darauf 
Bezug und erwähnte, daß er durch das Buch erst darauf aufmerksam ge¬ 
macht sei, daß vom Stinnes-Konzern lose Interessen zur Ilse führen. 
Er glaube betonen zu müssen, daß die Ilse niemals Beziehungen ?u 
Stinnes gehabt habe. Als er . geendet, kam der theatralische Knalleffekt. 
Herr Borelli vom Stinnes-Konzern stand auf und erklärte: 
„Wederdie Stinnes-Oesellschaft, noch Riebeck Montan 
haben irgendwelche Interessen an der Ilse Bergbau 
A.-O.“ Diese Erklärung wurde später von der Stinnes-Oesellschaft 
in der „Deutschen Allgemeinen Zeitung*' wiederholt. 

Was tat nun Herr Borelli, als er diese Erklärung im Brustton der 
Ueberzeugung abgegeben hatte? Ging er hinaus, mit dem stolzen Be¬ 
wußtsein, eine Unwahrheit richtiggestellt zu haben? O nein, er ent¬ 
puppte sich als Aktionär, beladen mit einem immerhin nicht kleinen 
Paketchen von 1800 Aktien. Wenn Onkel Bräsig der Generalversamm¬ 
lung der Ilse beigewohnt hätte, würde er gerufen haben: „Daß du die 

Nase im Gesicht behältst!“ Herr Borelli vertrat diese Aktien, wie er 

erklärte, nicht als Vertreter der Stinnes-Oruppe, sondern als Privat¬ 

person. Mehrere Widersprüche türmen sich hier auf. Die Erklärungen 
des Herrn Borelli und der Stinnes-Oesellschaft als wahr hingenommen, 
zeigen die überraschende Tatsache, daß der Vertreter einer an exponierter 
Stelle stehenden Gesellschaft als Privatperson ein Aktienpaket bei einem 
stark umstrittenen Unternehmen vertritt. Demnach scheint im Stinnes- 
Konzern nach dem Ableben des Chefs entweder jede Autorität 

zum Teufel gegangen zu sein oder Erklärungen wie die oben 
erwähnte sind mit Vorsidit zu genießen. Herr Borelli stimmte überdies 
mit der Opposition gegen die Verwaltung. 

Als wir das obenerwähnte Buch abfaßten, stützten wir uns auf 
.zahlreiche Meldungen über Verbindungen zwischen Stinnes imd der 
Ilse. So schrieb z. B. die „Berliner Börsen-Zeitung“ vom 18. September 
1922: „Neue Interessengemeinschaft in der Braun¬ 
kohlenindustrie? Wie die ,Halleschen Nachrichten* hören, be- 
-stehen zwischen den Hugo Stinnes nahestehenden Riebeckschen Montan¬ 
werken in Halle und der Ilse Bergbau A.-G. Anglixlerungspläne. Vor¬ 
läufig soll eine Interessengemeinschaft geplant sein, der sich auch die 
Rheinischen Braunkohlenwerke anschließen dürften.** Eine Richtigstellung 
dieser Meldungen durch die Ilse-Verwaltung ist meines Wissens nicht 
erfolgt. Im Gegenteil, die Schutzaktien im verflossenen Jahre wurden 
geschaffen, weil „Nachrichten über fortgesetzte Aktienkäufe eines deut¬ 
schen Konzerns zu der Verwaltung drangen**. Es gibt, soviel ich sehe, 
außer dem Stinnes-Konzern keine deutsche Gruppe, die sich expansiv 
im Braunkohlenbergbau betätigte. Weshalb also dieser Schutz, wenn 
Hannibal nicht vor den Toren stand? 

Eine weitere Frage ist bis jetzt ungeklärt geblieben: Woher 
stammen die 20 000 Aktien, die die drei Vertreter der Opposition auf 
sich vereinigten? Es ist nicht gut anzunehmen, daß einige tausend Klein¬ 
aktionäre die Herren der Opposition mit der Vertretung ihrer Interessen 
beauftragt hätten. Wahrscheinlicher ist die Annahme, daß einer oder 
mehrere Großaktionäre hinter den Kulissen stehen. Und — schließlich — 
was oder wen vertritt Herr Borelli als Aktionär der Ilse? Wie kam 
er zu diesem Paket? Handelt er neben seiner Eigenschaft als Stinnes- 
Direktor mit Aktienpaketen, deren Erwerb doch immerhin eine Menge 
-Geld kostet? Bei einem Kurs von 11,5 Bill. Proz. repräsentiert das 
Aktienpaket des Herrn Borelli eine Summe von 2 Millionen Goldmark. 
Erkläret mir, Graf Oerindur, diesen Zwiespalt der Natur! Ferner: Es 
ist bekannt geworden, daß Herr Jakob Michael stark um die 
Mitteldeutsche Kreditbank wirbt, die ihn aber' bisher abfallen ließ. Ist 
-er es, der hinter den Kulissen als Drahtzieher fungiert? Die „Frankfurter 
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Zeitung^' glaubt dies verneinen zu müssen, aber immerhin ist die Frage 
der Mitteldeutschen Kreditbank ungeklärt. 

Es gibt also bei der Ilse der Geheimnisse gar viele. Eine Auf-- 
klärung hat die Generalversammlung nicht gebracht. Unverständlich ist 
es, daß die Stinnes-Gesellschaft mit so großem Aufwand bestreitet, 
Beziehungen zur Ilse zu haben. Mag sein, daß die Kapitalkraft der 
Stinnes-Konzerne heute nicht mehr ausreicht, um ein solches Werk auf¬ 
zukaufen. Früher sind sogar größere diesen Weg gegangen. Viel¬ 
leicht wurde auch durch unser Buch ein Feldzug au%ede<xt, ehe es 
gelungen war, die letzten Sturmkolonnen an die Festung heranzu¬ 
bringen. Die großen Gesellschaften haben es in der Hand, Mißver¬ 
ständnisse aus der Welt zu schaffen, indem sie die Karten offen auf den 
Tisch legen. Die Stinnes-Gesellschaft kann zur Aufklärung beitragen, 
indem sie sich darüber ausläßt, woher die Aktien stammen, die Herr 
Borelli in der Generalversammlung vertrat. Wenn die Aktien als Privat¬ 
besitz des Herrn Borelli gelten sollen, dann ist die Frage berechtigt: 
Seit wann ist es üblich, daß ein Direktor solche Privatgeschäfte er¬ 
ledigt, die zu allerhand Vermutungen förmlich zwingen? Ferner: Wo 
ist die Grenze zwischen PrivatgesAäften und solchen, bei denen Herr 
Borelli als Beauftragter der Stinnes G.m.b.H. auftritt? 


Der Meister der Hintergründe 

Von Robert Breuer 


Es wird im Mai neunzehnhundertundsiebzehn gewesen sein. Die 
Extrablätter waren schon seit langem ausgeblieben, und durch den Blut¬ 
rausch katerten die ersten Miaus. Einige Literaturknaben bekamen Witte¬ 
rung. Menschenliebe trieb sie, aber auch die Scheu vor dem Pappkarton. 
Lyrik tropfte rebellisch in die Politik hinein. Strophen hämmerten an 
der Völkerverbrüderung, aber auch dem Schnaps waren die Knaben 
nicht abhold. Vom Weibe wußten sie wenig. Als Geschlecht waren sie 
durchaus intellektuell, gassenbubenhaft-polternd, und, als unbewußte Nach¬ 
blähung der Romantik: stollbergisch. In solch einem Trupp versseliger 
Vaganten lernte ich George Grosz kennen. Am Kurfürstendamm; Munch, 
van Gogh oder dergleichen an den Wänden; die Atmosphäre sektiere¬ 
risch autgeregt, spritzig von Nuancen, östlich gesättigt. Auf dem Podium 
zwischen problematischen Begabungen plötzlich ein Kerl, ein Clown, 
ein Nigger mit weißem Gehirn,- ein Cowboy, der Stendhal gelesen hat. 
Eine Zirkustrompete, ein muskulöser Radschläger mit Mathematik in den 
Nerven. Wintergartenreif. Ein äußerst durchtriebener Bursche, dem 
zynische Verwandtschaft es sofort anmerkte, wie er sich hinter den 
Kulissen schief lachte über alle, die seinen Klamauk ernst nahmen. Er 
verblüffte nicht nur den Bourgeois, auch die Boheme: 


yDes S;^hilitikers buntes Profil schimmert 
Durchs Dunkel — auch ohne Nase läßt sich’s leben!“ 


Managerinstinkt wußte: mit dem läßt sich reisen; er wird Geld 
machen, money maken. Wer Künstler war, erkannte eine glühend aus 
Krater schießende Genialität. Eine Erkenntnis, die sich festigte, wenn 
die „Kleine Grosz-Mappe“*) durchgesehen wurde: zwei Dutzend Stein¬ 
zeichnungen, zwei Dutzend Pißbuden-Kritzeleien, zwei Dutzend primi- 


*) Inzwischen hat Grosz im Malik-Verlai? manch andere Mappe veröffentlicht. Er explodiert 
von Fruchtbarkeit. Ob er zugleich wächst und reift, ist schwer zu beurteilen. Eins ist sicher: 
er bleibt sich selber treu. Künstlerisch, politisch, menschlich, lyrisch; er hat sich verbissen. Ein 
Bulldoggerich. Greifbar aber hängt ein Frack für etwaigen Siegesritt in » die Akademie. 




568 


Der Meister der Hintergründe 


tive Geflechte aus verrückt gewordenen Linien, deren jede einzelne ein 
Sinnenerlebnis stenographierte, deren Gesamtheit alle Explosionen des 
Kosmos faßte. Ein kolossaler Zeichner! Eine Augenbestie, ein schäm* 
loser Exhibitionist, ein ironischer Lyriker, ein amerikanisierter Wedekind, 
ein Eimer der Pandora. 

Diese Blätter haben sich gehalten. Auch heute sind sie noch 
lebendig, noch nicht überholt, un Junger, der nach vier Jahren nodi 
nicht tot ist! Wahrscheinlich der einzige, der leben bleiben wird. Die 
Geschichte der psychologischen Linie, der den Menschen entkleidenden, 
zersägenden, schändlich kompromittierenden, durch Fegefeuer reini¬ 
genden Linie wird ihn neben Hogarth, Toepfer, Busch, Heine, Gul- 
bransson nennen müssen. Mit sechs Strichen gibt er den Extrakt eines 
Hauses, die Klosettröhren, dazu aber auch die göttlichen, das Dach 
umspielenden Sterne. Wenn ihm ein Profil zur Erfassung des Ent¬ 
scheidenden nicht genügt, ergänzt er es durch einen kessen En face- 
Blick; dann gibt es zwei Nasen, die sich verdeutlichen. Aber sie ver*« 
deutlichen sich in der Tat. Zuweilen hat er das Bedürfnis, dem Men¬ 
schen unter die Kleidung zu sehen oder in das Gehirn hinein oder auf 
die verluderten Melkbrüste. Wenn es ihn reizt, die Mannigfaltigkeit 
eines seiner aufgespießten Subjekte zu entlarven, das Durcheinander 
der tierischen Regungen, das Chaos der Seelen, macht er aus solch einem 
Kopf ein dämonisches Knollengewächs, triefend von Enthüllungen oder 
gespenstisch skelettiert und bis auf die Knochen transparent. 

Es war weiter nicht verwunderlich, daß dieser scharfzähnige Ana¬ 
lytiker, dieser Linienrebell, dieser Beißer, Kratzer, Hämmerer, Bohrer, 
dieser boxende Athlet mit dem Giftmaul und dem Kinderherzen — sidi 
politisch verfing: 

„Den Revolver knall’ ich ab 

früh, wenn ich aus dem Blockhaus trete 

breit, mit roter Bluse und braun — 

wild bellt der Hund — 

und der Papagei singt englisch. 

Hai! ich lebe auf! Früh! Tau auf allem Gras, 
meine beiden Revolver, das große Schottenmesser, 
mein schwarzer Zottelhund — — ohü Colorado! 
Freiheit!!!“ 

Da es an Indianern fehlte, machte der Cowboy Jagd auf Noske. 
Das gewährte einen gewissen Schauer von Gefährlichkeit, wurde ge¬ 
legentlich verfolgt, veAoten und mit Handgranaten bedroht. George 
Grosz bleckte die Zähnt, schäumte in Besessenheit, schuf unsterbliche 
Dokumente vom Tode des Militarismus. Von seiner Fäulnis, seinem 
Blutgestank, seiner Bestialität, seiner geilen Hoffart, seiner feudalen 
Verblödung, seiner proletarischen Dussligkeit, seiner Schändung des 
Menschlichen. Man darf sagen, daß George Grosz mit diesen von Haß 
fauchenden und von heißem Erbarmen für die verfolgte Kreatur über¬ 
strömenden Zeichnungen das Soldatenhandwerk für alle Zeit unehrlich 
gemacht hat. So etwa wie Daumier die Richter, die Schieber, die Börsi¬ 
aner und all die andern Typen nachkriegerischer Aasgeierzeit an den 
Schandpfahl genagelt hat. Zwar sind sie heute wieder alle ganz lustig, 
aber völlig erholen werden sie sich von dem, was ihnen Daumier zufügte, 
nie wieder. Insofern haben auch die Offiziere, die Feldwebel, di© 
Militärärzte, die selbst Knochengerüste, die den letzten Lungenfetzen 
ausgehustet haben, lächelnd k.v. schreiben, haben die Monokelheroen, 
die behandschuhten Berufsmörder, die Erbsenbäuche und Kommißköpfe 
durch George Grosz einen unheilbaren Knax, einen Bruch der Respekt¬ 
säule, eine Zerfetzung der göttlidien Glorie erlitten. Die bezwingende 
Heftigkeit solcher Wirkung wird durch die künstlerische Kraft des Zeich- 
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ners bedingt. Thema ist Schall und Rauch; Gesinnung wird von den 
Sektenbrüdern geschätzt. Vom Haufen der Propagandisten sondert den 
Künstler das sdhöpferische Formvermögen. Auch im Gefolge der Hohen- 
zollern wäre Grosz ein Unsterblicher gjeworden; nur hätten die Hohen- 
zollem nicht mehr vermocht, ihn an sich zu ziehen. Man verstehe: an 
einem Stiefel, einer Kleiderfalte, einem Pflasterstein entscheidet es sich, 
daß Grosz zu den bedeutendsten Zeichnern der Kunstgeschichte gehört. 
Einige Blätter stellen ihn dicht neben den Breughel des bethlehemiti- 
schen Kindermordes. So das Blatt „Feierabend“ aus der lächerlicher* 
weise vom Staatsanwalt verfolgten Mappe „Gott mit uns“. Dabei ist 
es gar nicht so sehr notwendig, die Inhalte beider Werke zu vergleichen, 
dieses Explosionsgemisch von Brutalität und Verwesung. Man braucht 
nur das Landschaftliche der beiden monumentalen Kreuzwegtafeln zu 
vergleichen, und man erlebt die Gemeinsamkeit der Art: die Andacht 
am Kleinen mitten im tosenden Geschehen, die Ruhe der sich an die 
Natur verlierenden Betrachtung und die rhythmische Gewalt, tausenderlei 
in eine besondere Einheit zu bringen. Mit Meisterschaft be¬ 
handelt Grosz die Hintergründe; ob es sich dabei um Straßenwände, 
um Stadtsilhouetten, um Kirchhofsmauern handelt, immer erfaßt ein 
zärtlicher Lyriker, den ein Fensterkreuz, ein Aestlein, eine Turmspitze 
entzückt, mit Hingebung an alles Gewachsene und Gewordene ein Stück 
Welt, das ihm und durch seine Gestaltung auch uns Zuschauenden 
genügt, tief in reines Weltgefühl zu versinken. Man wird George Grosz 
später vielleicht einmal den Meister der Hintergründe nennen. 


WlRTSCHnFTLlCHER RUHDRLUR 

Hohe Geldflüssigkeit, trotzdem Stillegung der Betriebe 


Ursacbien der Geid- 


(Jeberraschend schnell ist es an einzelnen Stellen 
Geldmarktes zu einer Wendung gekommen. 

TiussigKeii Geld zu haben, große Geldinsti¬ 

tute wissen es teilweise gar nicht unterzubringen. Die Wendung dieser 
Dinge gab der Berliner Stempelvereinigung (Vereinigung von zwölf 
Berliner Großbanken) Veranlassung, die Habenzinsen auf 8 Proz. für 
tägliches Geld herabzusetzen. Der Satz für Einlagen mit mindestens 
Htägiger Kündigung soll auf 12 Proz. ermäßigt werden. Die Stempel¬ 
vereinigung begründet diesen übereilten Schritt mit der Unmöglichkeit, 
die Gelder sicher und gewinnbringend unterzubringen. Das erscheint 
paradox; werden doch zu derselben Zeit Stillegungen selbst grpßer 
Werke wegen Kapitalmangel gemeldet. Der Bedarf an sogenanntem 
Börsengeld ist allerdings teilweise gewaltig zurückgegangen. Der 
Grund ist in der WirtsMaftskrise zu suchen. Die Abnehmer des von 
den Großbanken an die Börse begebenen Geldes halten es für billiger, 
Waren mit Verlust abzustoßen, als sie mit Krediten durchzuhalten. 
Tägliches Geld am Börsengeldmarkt war in den letzten Tagen teilweise 
unter den Diskontsatz der Reichsbänk (10—12 Proz.) gesunken. Wir 
hätten die direkte Kreditgewährung an die Industrie, die sonst im 
Wechsel- und Kontokorrentgeschäft erfolgt, bevorzugt. Die Unsicher¬ 
heit, Kredite solcher Art prompt zurückzuerhalten, hat die Banken zu 
Vorsichtsmaßnahmen veranlaßt. Dieser Teil des Bankgeschäfts ist 
zurzeit stark vernächfässigt, zum Schäden der Volkswirtschaft. Es 
ergäit sich also der paradoxe Zustand, daß auf der einen Smte eine über¬ 
raschend schnell hereingebrochene Geldflüssigkeit besteht, und auf der 
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andern Seite das starke Kreditbedfirfnis nach wie vor vorhanden ist. 
Sollten die deutschen Großbanken, die auf ihre Organisation sonst 
nicht gering stolz waren, hier nicht einen Ausgleich zu finden in der 
Lage sein? 

Eine Hoffnung auf dauernde Gesundung 
des Geldmarktes kann aus den neuesten 
Methbden der Seehandlung und aus dem, 
wenn auch geringen, Entgegenkommen der Reichsbank geschöpft werden. 
Die Seehandlung wird hinfort wieder Wechsel diskontieren, die 
allerdings von allerersten Bankfirmen (Stempelvereinigung) zum Re¬ 
diskont übernommen werden müssen. Vorerst soll es sich um eine Ge¬ 
samtsumme von 40—50 Millionen Goldmark handeln, die auf diese Weise 
den Banken und somit der Wirtschaft langfristig zur Verfügung gestellt 
werden. Auf jede der Stempelvereinigung angehörende Bank entfällt ein 
Betrag von 3—4 Millionen Goldmark. Oie Seehandlung hat für diese 
Summe Rückdeckung bei der Reichsbank genommen, welche sich unter 
Umständen bereiter klärt, die Wechsel zu 12 Proz. zu lombardieren. 
Außerdem beabsichtigt die Seebandlung Bankakzepte zu über¬ 
nehmen. Bei diesen muß eine Firma der Stempelvereinigung die an¬ 
kaufende Bank sein. Zum dritten solj der Landwirtschaft in der 
Kreditversorgung noch weiter entgegengekommen werden. Die See¬ 
handlung gibt aer Landwirtschaft, allerdings nur durch die Vermitt¬ 
lung der Preußenkasse, der Girozentrale und den sogenannten Land¬ 
schaften, Wechselkredit^ wobei die Reichsbank bereits den Rück¬ 
lombard zugesagt hat. Die Seehandlung scheint hier nur als Vermitt¬ 
lerin eines erweiterten Kredits der Reichsbank an die Landwirtschaft 
zu dienen. — Die öffentlichen Geldinstitute sind also dabei, der Wirt¬ 
schaft, wenn vorerst auch nur zögernd und mit allerhand Sicherungen, 
entgegenzukommen, so daß eine allgemeine Gesundung des Geldmarktes 
sich anzubahnen scheint. 


Hilfeleistung der ReJchsbank 
und Behandlung 


Trotzdem Stillegung 
der Betriebe 


ln der letzten Woche ging die Meldung durch die 
Presse, daß große Firmen der Mannheimer Ma- 
sdilnenindustrie ihre Betriebe zu schließen ge¬ 


dächten, da Kredite zur Fortführung derselben nicht zu erhalten seien. 


Dabei ergab sich, daß beispielsweise die Firma Lanz auf Monate hinaus 
mit lohnenden Aufträgen versehen ist. Man fragt sich unwillkürlich. 


wie dieser Widerspruch möglich ist. Die Firma Lanz, die über 5000 
Arbeiter beschäftigt, wird sicher über erstklassige Bankverbindungen 
verfügen. Ob. sie bei der Reichsbank direkt als Kreditnehmerin auftritt. 


ist uns nicht bekannt, immerhin bei der Bedeutung der Firma wahr¬ 
scheinlich. Wenn solche Firmen in Tagen, wo der Geldmarkt sich zu¬ 
sehends bessert, die Ultimo ratk) größerer Arbeiterentlassungen in 
Erw'ägung ziehen, dann ist nur eine Erklärung möglidi: entwederl 
wollen die Firmen durch einen unsanften Druck die Arbeitermassen ver¬ 


anlassen, ihren Wünschen bezüglich der Arbeitszeit, der Entlohnung 
usw. entgegenzukommen, oder sie wollen einen Druck auf die Regie¬ 
rung ausüben, sei es, um billige Staatskredite oder Nachlaß von 
Steuern und was sonst zu erlangen. Auch wenn diese Annahme nur zum 
Teil zutreffen sollte, dann ist die Organisation der Kreditvermittlunjg 
durch die Banken äußerst mangelhaft. Ueber der Tätigkeit der Banken 
schwebt ein geheimnisvolles Dunkel. Die Stabilisierung des Oeldes 
währt nunmehr neun Monate. Schon längst müßte man wieder zur Ver¬ 
öffentlichung der Zweimonatsbilanzen, wie vor dem Kriege, 
geschritten sein. Der Reichsbank sollen sie seit Februar regelmäßig 
zugehen. Warum erfährt die Oeffentlichkeit davon nichts? 


Mercur. 




^B<fi)emerkungen 
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Kleine Wahrheiten 

Der unmögliche Herr Wallraf. 
Wenn das Verhalten der Kommu¬ 
nisten nicht so saudumm wäre, 
tiind wenn ihre Großmäuligkeit 
sich nicht als Philisterschreck eta¬ 
bliert hätte, könnte Herr Wallraf 
heute dorthin gelegt sein, wohin 
er gehört, auf d^as Sjilafsofa 
seiner Fraktion. Aber so, unter 
dem Druck der Gewaltatmosphäre, 
die auszuspritzen den Kommunisten 
so viel Vergnügen macht, ist es 
lei.Ier nicht möglich, die Köpe- 
ni kiade der Haussudiui^, durdi 
die der Reichstagspräsident sich 
lächerlich gemacht hat, zur an¬ 
gemessenen Rückwirkung zu brin¬ 
gen. Immerhin war es kläglich 
genug, das Ohrfeigengesicht des 
Herrn Schlange-Schöningen, diesen 
penetranten Oestütvorturner, sich 
nerumräkeln und oben kn Präsi¬ 
dentenstuhl Herrn Wallraf mit mo¬ 
kanter Schläfrigkeit lächeln zu 
sehen, während Katz Mittei¬ 
lungen machte, die, wenn auch nur 
fünf Prozent davon wahr sind, die 
Immunität der Reichstagsabgeord¬ 
neten in grotesker Verkümmerung 
zeigen würden. Daß Herr Wallr^ 
kein Mißtrauensvotum bekam, war 
Parteitaktik; daß er es verdient, 
ergibt sich aus der Frage, wie er 
siOT verhalten hätte, wenn irgend¬ 
ein hergelaufener Subalterner Haus¬ 
suchung bei den Deutschnationalen 
beansprucht haben würde. Dann 
hätte wohl Herr Wallraf den 
Weg zur höheren Instanz gefunden. 
Darum eben, weil er diesen Weg 
nicht fand, den er sonst gefunden 
hätte, ist er unmöglich geworden. 
Er war es übrigens vom ersten 
Tage seiner Würde an. 

« 

Eisenbahn - Banditen. Banditen, 
die einen Eisenbahnzug zum Ent¬ 
gleisen bringen wollen, gehören ins 
Zuchthaus. Die Deutsc^nationalen 
sind dabei, den Versudi zu machen, 
die Gesamtiieit des deutsdien Volkes 
entgleisen zu lassen. Was wäre für 
sie gere.hte Strafe? Di;deutsdinaJo- 


nale Reidistagsfraktion fordert die 
Reidisregierung auf: das der Wahr¬ 
heit widersprediende Schuldbekennt¬ 
nis des Artikels 231 des Versailler 
Vertrages, in aller Form zu wider¬ 
rufen. Die Deutsdinationalen wissen 
ganz genau, daß jeder Versuch, den 
Artikel 231 des Versailler Vertrages 
amtlidi zu widerrufen, nicht nur die 
Londoner Konferenz sofort spren¬ 
gen würde, sondern überhaupt die 
völlige Ausschaltung Deutschlands 
aus allen Verhandlungen und seine 
absolute Erniedrigung zum Diktat¬ 
objekt bedeuten müßte. Kein ver¬ 
nünftiger Mensch — weder in Eng¬ 
land noch in Frankreich, weder in 
Amerika noch sonst irgendwo — 
glaubt, daß der Artikd 231 ge¬ 
schichtliche Wahrheit enthalte. Aber 
ebensosehr weiß jeder Vernünftige, 
daß es heute keine Möglichkeit gibt, 
diesen Artikel zu streichen. Auch 
die Deutsdinationalen wissen das. 
Das hindert sie aber nicht, Sabo¬ 
tage-Politik zu machen, zum min¬ 
desten mit ihr zu kokettieren, mit 
üir die rebellierenden Anhänger zu 
füttern. Der Bandit trägt eben sei¬ 
nen Maßstab in sich. Nebenbei ist 
anzunehmen, daß hohe Getreide¬ 
preise und Macht in Preußen den 
Deutschnationalen auch den Artikel 
231 des Versailler Vertrages erträg¬ 
lich machen werden. R. Br. 


Stiller Wahnsinn 

Dieser Bericht würde sich nicht 
lohnen, wenn er erfunden wäre. 
Aber da sein Inhalt ohne den klein¬ 
sten Zusatz den Tatsachen ent¬ 
spricht, sei er als Zeitdokument 
gegeben. 

Seit ich einige Artikel zur Wider¬ 
legung der ,Dolchstoßlegende‘ ge¬ 
schrieben habe, erfreue ich mi^ 
eines stillen Korrespondenten. Ein 
Nationalist hat sich in den Kopf 
gesetzt, mich zu bekehren. Woche 
für Woche erhalte ich ein umfang¬ 
reiches (und sogar vorschrifts¬ 
mäßig frankiertes) Kuvert, dem ich 
vier bis sechs eng mit Schreib¬ 
maschine beschriebene Bogen ent- 
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nehme. Bis jetzt habe ich sechs 
Briefe und etwa insgesamt 30 Sei¬ 
ten Manuskript erhalten. 

Oer Inhalt der Manuskripte bietet 
mir nichts Neues. Es sind wört¬ 
liche Auszüge aus den bekannten 
nationalistis^en Dolchstoß-Bro¬ 
schüren, die ich natürlich längst 
gelesen habe. 

Mein Korrespondent, der jede 
Woche ein bis zwei Stunden Arbeit 
für meine Bekehrung opfert, macht 
sich also mit seinen Abschriften 
sehr unnötige Mühe. Ich wäre 
menschenfreundlich genug, ihm das 
mitzuteilen und hätte das längst 
getan, wenn nicht .... 

Ja, wenn nicht selbst der Ver¬ 
fasser dieser gänzlich harmlosen 
Abschriften von der völkischen Ma¬ 
nie befallen wäre, anonym zu 
schreiben! 

Obwohl in den Briefen kein 
irgendwie beleidigendes Wort steht. 
Obwohl sie nur Abschriften be¬ 
kannter Broschüren enthalten. Aber 
diese Anonymität erscheint mir als 
sicheres Barometer des deutsch¬ 
nationalen Mannesmuts. 

E. K-r. 


Vorbitdnngsreauttate 

In der einer freigewerk¬ 
schaftlichen (!) Organisation 
nahestehenden Deutschen Werk¬ 
meisterbuchhandlung, München- 
Dü"se'.dorf, ist eine Broschüre von 
Kubach „Weniger Klassenkampf, 
mehr Bildungsarbeit“ erschienen, 
die mit zu dem Beschränktesten 
gehört, was während der jüngst 
vergangenen Jahre über die Ar¬ 
beiterbewegung ve örfentli:ht wor¬ 
den ist. Wir sprechen hier nicht 
von der Tendenz jenes Heftes, 
die in seinem Titel ausgedrückt ist. 
Sie wäre noch eine Frage, über 
die gestritten werden könnte, ob¬ 
wohl sie von dem Verfasser in 
durchaus nationalsozialisti¬ 
sche Gedankengänge eingekleidet 
wird. Viel schlimmer erscheint uns, 
daß in der Pose der Wissenschaft¬ 


lichkeit auf einigen Dutzend Seiten 
über zwanzig Grundbegriffe „als 
Unterlage fürVortragsdispositionen“ 
geseichtbeutelt wird\ Ein großspu¬ 
riges Literaturverzei;dinis zeigt, aus 
weichen nichtverstandenen Quellen 
so Fragen wie: Was ist Bildung?, 
Was ist Sozialismus?, Was ist 
Taylorsystem?, Was ist Psycho¬ 
logie?, Was ist Tarifvertrag?, Was 
ist Psychotechnik? usw. in ent¬ 
sprechender Kürzung abgeschrieben 
worden sind. 

Die Broschüre dokumentiert die 
Halbbildung, deren Träger sich 
spreizen, weil sie glauben, nach 
Anhörung einiger Kurse und nach 
Durchblätterung verschiedener Bü¬ 
cher Vertreter der Wissenschaft ge¬ 
worden zu sein. Meist sind jene 
Halbgebildeten und Kritiker des 
Klassenkampfes überdies Leute, die 
im Sturm der politischen Ereignisse 
selbst wie Rohr im Winde schwan¬ 
ken. Das gilt auch von dem Ver¬ 
fasser, von dem wir uns entsinnen, 
daß er, ehe er Nationalsozialist 
wurde, bei der Unabhängigen So¬ 
zialdemokratie „hospitiert“ hat; 
heute ist er in Leipzig Geschäfts¬ 
stellenleiter einer freien Gewerk¬ 
schaft 1 

Wir wollen nicht ungerecht sein: 
An der Kubachschen Broschüre 
trägt Kubach die geringere Schuld, 
die größere liegt bei denen, die 
diese Arbeit überprüften und deren 
D.ucklegung nicht verhinder'en, 
d. h. im besonderen bei dem Ver¬ 
leger. Der Verleger^ sollte doch 
soviel Verantwortlichkeitsgefühl 
haben, daß er wüßte, was 60 Seiten 
weißes Papier, die von ihm be¬ 
druckt werden, bedeuten. So 
mancher hervorragende Wissen¬ 
schaftler hat sich sein ganzes Leben 
lang erfolglos bemüht, höchste 
Quali'ätsleis ung ve ö.fen'.lichen zu 
können. Und hier verschludert 
man für unreifes Zeug das gute 
Papier. Oder sollte es vielleicht 
ein politisches Geschäft werden? 

F. B. 
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1. JULI 1924 


Zehn Jahre ohne Jean jaur^s 

Von Victor Schiff 

Selten hat der Begriff der Unersetzbarkeit eines Ver¬ 
lustes so tiefe, so. wahre, so allgemeine und so dauernde Bedeu¬ 
tung gehabt wie bei Jean Jaures. Der Verlust, der durch die 
Mörderkugel des Raoul Villain am 31. August 1914 verursacht 
wurde, betraf nicht nur seine eigenen Parteigenossen — wenn 
auch selbstverständlich sie *am allerschlimmsten —, nicht nur die 
Arbeiterklasse seines Landes, nicht nur sein ganzes Volk, sondern 
er war für den ganzen internationalen Sozialismus und für die 
Menschheit überhaupt eine Katastrophe. Das Kriterium für die 
Größe dieses Unglücks — und zugleich für die Größe dieses 
Mannes — liegt gerade in der Tatsache, daß: wir Jaures seit zehn 
Jahren stets vermißt haben und immer erneut vermissen. In den 
kritischen Stunden, die die nachträglichen Zuckungen des Welt* 
krieges nur allzuoft den beiden Völkern Frankreichs und Deutsch¬ 
lands bereitet haben, hätten besonders Wir Sozialisten beider Länder 
einer Stimme bedurft, die mit unbestrittener Autorität jene Parole 
ausgegeben hätte, die zugleich für uns alle ein Evangelium der 
Wahrheit, des Rechtes und der Menschlichkeit gewesen wäre. Zu 
dieser Rolle des Apostels und des Führers wäre keiner so ge¬ 
eignet gewesen wie Jaures. Besonders schmerzlich ist dabei der 
Gedanke, daß Jaures zweifellos auch heute noch geistig und 
physisch mit kaum verminderter Stärke und Frische seine Führer¬ 
aufgaben erfüllen könnte, da ihn noch nicht fünfundfünfzigjährig 
die Revolverkugel niederstreckte. 

Wenn wir in dem Tod von Jaures am Vorabend des Kriegs¬ 
ausbruchs eine besondere Tragik empfinden, so nicht allein, weil 
die Zerstörung eines der wunderbarsten Gehirne aller Zeiten durch 
das stumpfsinnige Bleigeschoß eines minderwertigen Mörders un¬ 
trennbar für uns verknüpft ist mit dem gleichen Schicksal, das 
mehrere Millionen Menschen nach ihm und mit ihm teilten; nicht 
* allein, weil er gerade von dem Geschick ereilt wurde, das er 
durch einen rastlosen und unerschrockenen zwanzigjährigen Kampf 
von seinen Mitmenschen abwenden wollte; sondern auch, weil 
sein Opfertod durch Kausalität luid Chronologie zum blutigen 
Symbol aller Märtyrer des Krieges wurde und blieb. Und be¬ 
sonders in diesen Gedenktagen der zehnten Wiederkehr des Welt¬ 
unheils sehen wir im Geiste die endlose Schlange der Gefallenen 
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eines vierjährigen Völkermordens in grauer Nacht schreitend; 
und an ihrer Spätze, die Arme hoch, das Haupt zurückgeworfen, 
wie einst im Paroxysmus seiner rhetorischen Ekstäsen, anklagend 
und mahnend zugleich, marschiert der erste, der größte, der un¬ 
ersetzlichste Tote des Weltkrieges:.Jean Jaur^s! 

Und darüber hinaus quält uns oft ein unheimlicher Gedanke, 
dessen Naivität wir empfinden und den wir trotzdem nicht ganz 
verjagen können: Wer weiß, ob nicht gerade das, was kein Mensch 
in dem damaligen Stadium der Entwicklung mehr vermochte, das 
Rad der Geschichte in letzter Stunde aufzuhalten und zurückzu¬ 
werfen, wer weiß, ob nicht gerade er dieses Wunder vollbracht 
haben würde, wenn er noch vierundzwanzig, achüindvierzig 
Stunden gelebt hätte? Es zeugt nur von einer Art Wunderglauben 
an diesen Menschen, daß man sich überhaupt bei diesem Ge¬ 
danken auf hält, gegen dessen Ernsthaftigkeit alles spricht. Aber 
dieser Mensch war eben wunderbar in der Fähigkeit, die Entwick¬ 
lung der Dinge vor den andern zu durchschauen und mit fast 
übernatürlicher Kraft zu durchkreuzen. 

Jedenfalls war sein Tod in den Augen von Millionen gleich¬ 
bedeutend mit dem Signal eines nunmehr unaufhaltsamen Ver¬ 
hängnisses. 

Die Abgötterung, die aus diesen Zeilen spricht, war und ist 
heute noch Gemeingut aller französischen ^zialisten. Sie mit 
Worten zu begründen, ist schwer. Man muß aber Jaures gehört, 
gesehen, erlebt haben, und sei es nur ein einziges Mal, um sie 
zu begreifen. Wem es aber gegönnt war, dieses Erlebnis viele 
Jahre hindurch zu genießen, der kann eben nicht anders, als die 
bei uns Sozialisten so verpönte Sünde des Personenkults zu be¬ 
gehen. Wozu der aussichtslose Versuch, diese übermenschliche 
Erscheinung mit Wcwien zu schildern, die doch immer nur weit 
hinter der grandiosen Wahrheit Zurückbleiben müßten? Er war 
der größte Redner aller Zeiten, und wenn er sprach, war map 
dieser Welt entrückt.. Und wenn man, nach zehn, fünfzehn Jahren, 
sich im Geiste in einen Augenblick zurückversetzt, als man seinen 
Worten lauschte, da empfindet man am eigenen Leibe das erhabene 
Wunder der Weltentrückung immer von neuem und in derselben 
Stärke wie einst. Man sieht diesen wuchtigen Körper sich maje? 
stätisch auf- und abbewegen, man sieht diesen Prophetenkopf mit 
flammenden Augen und glühenden Wangen, man hört diese don¬ 
nernde Stimme, deren Kraft allein schon ein Naturrätsel war 
und die selbst in den Augenblicken titanischer Erhabenheit und 
Gewalt die singend-melodiösen Klänge der besonnten südfranzösi¬ 
schen Mundart bewahrte. Und man wird noch nachträglich von 
dieser unerschöpflichen Fülle majestätischer Gedanken erdrückt, in 
denen sich tiefste Weisheit und feinster Witz harmonisch paarten 
zu einem untrennbaren, formvollendeten Ganzen. 
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i Er sprach immer frei. Einst sah ich, wie er, während irgendein 
Minister redete^ dem er erwidern wollte, sich zum Wort meldete 
und auf einen Zettel Notizen niederschrieb. Ich konnte von der 
Pressetribüne der Kammer herab mit einem Fernglas diese Notizen 
lesen — denn er hatte eine merkwürdig kindische, unbeholfene 
Schrift mit zentimeterlangen Buchstaben. Seine „Notizen“ be¬ 
standen aus drei nackten Stichworten. Und als er ans Rednerpult 
getreten war, redete er 21/2 Stunden lang. Den Zettd aber hatte 
er schon nach den ersten Worten zerknudelt und weggeworfenv 
Aber um die drei Stichworte baute sich eine der ergreifendsten, 
gedankenreichsten und logischsten Reden, die er jemals gehalten! 

In diesen letzten zehn Jahren ist immer wieder die Frage auf¬ 
geworfen worden, wie sich Jaures zu den großen Fragen gestellt 
haben würde, die die Menschheit überhaupt und namentlich die 
Arbeiterbewegung aufgerüttelt haben. Worüber immer innerhalb 
des französischen Sozialismus gestritten wurde, stets versuchte man 
in allen Lagern den Nachweis zu führen, daß Jaures die eigene 
Auffassung vertreten hätte. Auch das ist ein Beweis der über¬ 
ragenden, orakelhaften Autorität, die dieser Mann selbst nach 
seinem Tode genoß. 

Es ist freilich nicht allzu schwer, aus der ungeheuren geistigen 
Hinterlassenschaft von Jaures so ziemlich alles zu beweisen, was 
man jeweils braucht. ^ erging es allen Großen der Erde vor 
ihm. Und es ist dabei mit ihm sicherlich viel Mißbrauch getrieben 
worden. Am meisten ist natürlich um die Frage gerungen worden, 
wie sich Jaures zu den Problemen der Kriegspolitik gestellt hätte. 
Auf der einen Seite steht die Tatsache, daß er das Unrecht der 
plebiszitlosen Annexion von Elsaß-Lothringen, wie alle Franzosen, 
niemals völlig überwunden hatte, obwohl er als Mensch und Pazi¬ 
fist den Gedanken eines Völkergemetzels zur Korrektur dieses 
Unrechts entschieden verwarf; auf der andern Seite steht es ebenso 
fest, daß er die tragische Lage des überbevölkerten, eingeengten, 
fast kolonielosen £)eutschlands wie kein anderer begriff und mit 
staunenswerter Objektivität vor einer tobenden Kammer entwickelte 
(Agadir-Rede vom 17. Dezember 1911). In der Verurteilung des 
Geistes und der Methoden des wilhelminischen Deutschlands blieb 
er hinter niemandem zurück, aber sein Fluch traf mit nicht gerin¬ 
gerer Wucht das zaristische Rußland luid die widernatürliche 
Bündnispolitik zwischen der französischen Demokratie und dem 
östlichen Absolutismus. Er war ein überzeugter Pazifist, entwarf 
aber zugleich (oder vielleicht gerade deshalb) in seinem Meister¬ 
werk „Die neue Armee“ gerade jene militärischen und strategi¬ 
schen Thesen, die die Schlagkraft des französischen Heeres auf das 
Höchstmaß heben und die sich übrigens im Weltkriege selbst als 
die einzig richtigen — entgegen den [>ogmen der berufsmäßigen 
Generalstäbler — erweisen sollten. Zur Schuldfrage selbst können 
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wohl seine AeuBeningen auf der Tagung des Internationalen 
Büros in Brüssel am 29. August 1914, in denen er sich für die 
friedliche Gesinnung der Regierung Viviani verbürgte, angefühH 
werden, aber auch die Tags zuvor bei Ljon gehaltene Rede, in 
der er alle Regierungen ohne Unterschied der Schuld an dem 
drohenden Unheil zieh. Vor allem aber wird eins seiner letzten 
Worte nachdenklich stimmen müssen, das er zwei Stunden vor 
seinem Tode zu Cachin und Sembat sprach, als er im Vorzimmer 
des Außenministers dem russischen Botschafter begegnete: „Hier 
kommt der Schurke Iswolsky; er wollte seinen Krieg haben, und 
jetzt hat er ihn!“ 

Gleichviel: die Tatsache der deutschen Kriegserklärung und 
der belgischen Neutralitätsverletzung hätten ihn zweifelsohne in 
das Lager derer geführt, die für die Verteidigung des heimatlichen 
Bodens eintraten; wenn auch, im Angesicht der zertrümmerten 
Hoffnungen seines Lebens auf eine deutsch-französische Versöh¬ 
nung, mit gebrochenem Herzen. 

^ Der Meuchelmord an ihm', der uns so viel Schmerz imd 
Trauer bereitet, war für ihn selbst und für seinen schattenlosen 
Ruhm vielleicht ein Glück.... 

Es wird auch oft um die andere Frage gestritten, wie er sich 
zu dem Problemenkomplex verhalten hätte, den die bolschewistische 
Revolution vom November 1917 aufgeworfen hat. Die Kommu¬ 
nisten reklamieren ihn für ihre These der revolutionären Diktatur, 
weil er sich oft zum begeisterten Anwalt des proletarischen Rechtes 
auf den ^waltsamen Umsturz der kapitalistischen Gesellschafts¬ 
ordnung gemacht hatte. Aber, wenn es auch ein halbes Dutzend 
Zitate gibt, aus denen man eine posthume Sympathie von Jaures 
für die bolschewistischen Ideen — jedenfalls nicht für ihre Me¬ 
thoden — notdürftig ableiten könnte, so gibt es sicherlich zehn 
Dutzend viel eindeutigere Zitate, aus denen sein unbedingtes Glau¬ 
bensbekenntnis zur parlamentarischen Demokratie her¬ 
vorgeht. Bei ihm überwog ohne Zweifel der demokratische Sozialist 
den revolutionären Sozialisten um ein vielfaches. Und zwar aus 
dem einfachen Grunde, weil in seinem Lande die politische 
Revolution bereits 120 Jahre zuvor vollzogen ward und weil er 
erkannte, daß es eine wirtschaftliche Revolution nicht 
geben kann, sondern nur eine Evolution zum Sozialismus mit den 
Mitteln der parlamentarischen Demokratie. Heute geben übrigens 
selbst die französischen Kommunisten den aussichtslosen Versuch 
immer mehr auf, mit seinem Namen Mißbrauch zu treiben. Auf 
dem jüngsten Weltkongreß in Moskau wurde er von einem fran¬ 
zösischen grünen Jungen als ein „kleinbürgerlicher Pazifist, dem 
der Friede ein Mittel zur Aufrechterhaltung der imperialistischen 
Bourgeoisie war“, zum alten Eisen geworfen. 

Vielmehr könnte man Jean Jaures, auf Grund seiner ganzen 
politischen Aktivität, als Schöpfer und Führer des Linksblocks 
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zwischen 1899 und 1904, als einen der Vorkämpfer des Gedankens 
der Koalitionspolitik in Anspruch nehmen. Und es war 
vielleicht einer der größten Fehler in der Geschichte des inter» 
nationalen Sozialismus, daß August. Bebel auf dem Amsterdamer 
Kongreß von 1904 ihm die Fortführung jener Politik unmöglich 
machte, die wahrscheinlich den späteren Weltkrieg verhütet hätte. 

Zwanzig Jahre danach ist man in Frankreich zu der Politik 
von Jaures zurückgekehrt. Und in der deutschen Sozialdemokratie 
denkt niemand mehr ernstlich daran, Einwendungen dagegen zu 
erheben, weil man inzwischen die eigene politische Revolutioji 
vollzogen hat und die taktischen Notwendigkeiten der Koalitions» 
Politik selbst erkennen mußte. 

Jetzt sollen die Reste von Jean Jaures aus dem kleinen heimat¬ 
lichen Friedhof von Carmeaux in das Pantheon überführt werden. 

Für ihn, den als vaterlandslosen Gesellen beschimpften und 
schließlich gemeuchelten Sozialisten, die schönste, würdigste Rache. 
Aber die beste Ehrung, die dem toten Jean Jaures gebührt, die 
läßt sich weder in Worten, noch in einer symbolischen Feier zum 
Ausdruck bringen. Sie liegt in jener Tat, an der wir Sozialisten 
beider Länder getreu seinem erhabenen Beispiel mitzuarbeiten 
haben: in dem Wirken für die deutsch-französische Ver¬ 
söhnung! 


Deutsch-französische Verständigungs¬ 
versuche vor fünfundzwanzig Jahren 

Von Professor Dr. Veit Valentin 

Im Oktober 1902 hatte der spanische Botschafter in Paris, Leon 
y Castiilo, mit dem französischen Minister de§ Auswärtigen, Delcass^, 
eine „akademische“ Unterhaltung über internationale Politik. Der Spanier 
sagte zu dem Franzosen: „Beruhigt Euch doch über Eure verlorenen 
Provinzen Elsaß und Lothringen; nehmt Euch ein Beispiel an Spanien, 
das hat viel größere Verluste gehabt und hat sich ein für allemal damit 
abgefunden. Das Verhältnis zu seinem Kriegsgegner, den Vereinigten 
Staaten, ist wieder ein normales, sogar ein ganz gutes geworden.“ 

Delcasses Antwort war: „Ich glaube nicht, daß Deutschland den 
Wunsch hat, sich mit Frankreich zu verständigen.“ Und nach einer 
Pause: „Ich will Ihnen noch mehr sagen: „Vor vier Jahren hat man in 
Berlin dem französischen Botschafter de Noaches gesagt, es gäbe 
Punkte, über die die beiden Länder einig werden könnten. Ich fand 
diese Mitteilung so wichtig, daß ich sofort zum Präsidenten der Re¬ 
publik und zum .Ministerpräsidenten damit ging. Diese beiden wiesen 
mich an, unserm Botschafter zu telegraphieren, daß ich bereit wäre, 
mit Deutschland über alle Punkte zu verhandeln, bei denen eine Ver¬ 
ständigungsmöglichkeit bestünde. Der Botschafter antwortete, man habe 
ihn in der Wilhelmstraße wissen lassen, die Frage müßte in Anbetracht 
ihrer Wichtigkeit studiert werden. — Das ist vier Jahre her! Seit diesen 
vier Jahren ist unserm Botschafter kein Wort mehr über diesen Gegen* 
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stand gesagt worden. Er wartet immer noch auf Antwort. Ich bin 
vollkommen bereit, die Frage zu diskutieren, aber man muB zu mir 
sprechen. Die Berliner Antwort soll bloß an mich kommen.'' 

Dies erzählt der spanische Botschafter in Paris dem deutsdien Bot¬ 
schafter, Fürsten Radolin. Radolin hat die Unterhaltung Castillo-Delcass6 
wörtlich nachgeschrieben, um sie genau wiedergeben zu können’)." 

Begreiflich: Diese Vorwürfe haben das Auswärtige Amt gewurmt. 
Die Antwort ist eine Aufzeichnung des Vortragenden Rates v. Holstein 
vom April 1903. 

„Seit Herr Delcasse im Juni 1898 Minister wurde, hat die deut¬ 
sche Regierung viermal in Einzelfragen ein Zusammengehen an- 
geboten, aber immer ohne Erfolg" Dieser lapidare. Satz steht zu An¬ 
fang und wird nun bewiesen. Die vier Angebote bezogen sich nach 
HoKtein auf die Frage der portugiesischen Kolonial- und Finanzpläne 
(1898); auf die Jangtse-Frage (1900); auf die Schanghai-Frage (1902); 
auf oie siamesischen Angelegenheiten (1902). Auf diese vier Punkte 
machte Fürst Radolin im Aufträge der deutscnen Leitung den spanischen 
Botschafter aufmerksam, — der sollte das an Delcass^ weitersagen. 
Holstein erklärt in der Aufzeichnung, Delcass^ sei nur immer geneigt 
gewesen, mit England zu kokettieren, er wolle durch den Spanier irgend 
etwas aus Deutschland herauslocken, um damit die deutsch-englischen 
Beziehungen zu verschlechtern, sein großes Ziel sei die Erwerbung 
von Marokko, ein französischer Einfall ziehe aber einen italienischen in 
Tripolis nach sich, und die Folge' sei eine Balkankrisis^). 

Aussage steht also gegen Aussage: Delcass^ gibt der deutschen 
Regierung die Schuld, — der leitende Geist der deutschen Außenpolitik 
klagt Delcass^ an. Was sagen die Akten dazu? 

« 

Am 31. Dezember 1897 schreibt der damalige deutsche Bot¬ 
schafter in Paris, Graf Münster^): „Viele denkende Staatsmänner, deren 
Zahl hier ständig wächst, würden am liebsten mit uns eine Verständi¬ 
gung suchen. Die Chauvinisten und Pseudopatrioten haben aber noch 
zu viel Einfluß in der Presse, und das Rachegeschrei für Elsaß-Loth¬ 
ringen ist zwar nicht mehr heftig, ist aber noch nicht so weit verstummt, 
um der Regierung freie Hand zu lassen." 

Als Hanotaux durch Delcass^ im Auswärtigen Ministerium ersetzt 
wurde, schreibt Münster-am 30. Juni 1898^): „Den Abgang Hanotaux' 
bedauere ich sehr. Meine Beziehungen zu ihm waren die besten. Er 
hatte, trotzdem er mit gebundener Marschroute russische Politik treiben 
mußte, entschieden die Absicht, mit uns gute Beziehungen zu unterhalten 

und sie zu verbessern- Dagegen fürchte ich, daß Delcasse unser 

Mißtrauen verdienen wird. Er hat sich literarisch und hinter den Ku¬ 
lissen als Amateur viel mit Politik beschäftigt. Er hat von vornherein 
für die russische Allianz zu wirken versucht. Sein Traum soll eine 
russisch-slawisch-österreichische Allianz sein. Er war ein für uns und 
England unangenehmer Kolonialminister und kennt den auswärtigen 
Dienst nicht. Ich habe ihn als Kolonialminister gekannt, und gefiel er 
mir persönlich nicht." 

T rotzdem: Delcasses Amtsführung bedeutet zunächst keinen 
Systemwechsel. Die Stimmung in Frankreich stand damals ganz unter 
dem Druck der Gefahr eines Krieges mit England. Da auch die deut- 


1) Radolins Bericht an den Reichskanzler Grafen von Bfilow, 15. Oktober 1902: „Oie groBe- 
Politik der europäischen Kabinette 1871—1)^14*, Sammlung der diplomatischen Akten des Aus¬ 
wärtigen Amtes. Band XVIII S. 797. 

2) a. a. O. Band XVIII, S. 802 f. 
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sch^ Beziehungen zu England schlecht waren, so bestand in Deutsch* 
land auch eine gewisse Bereitschaft, mit Frankreidi zusammenzugehen; 
Aus demselben Grunde — dieser latenten englisch-französischen Kriegs- 

f :efahr — erfolgten in diesen Jahren die bekannten englischen Bündms- 
ühler an die deutsche Adresse. Oer spanisch-amerikanische Krieg und 
der bald beginnende Burenkrieg haben damals alle überkommenen 
Bündnisbeziehungen zwischen den großen europäischen Staaten auf¬ 
gelockert und^ für einen großen staatsmännischen Willen bedeutende 
Wirkungsmöglichkeiten geschaffen. 

Um die französische Stimmung zu benutzen und zu verbessern, 
schlug im November 1898 Münster dem Reichskanzler Fürsten Hohen¬ 
lohe die Aufhebung des für gewisse Kategorien immer noch bestehenden 
Paßzwanges für Elsaß-Lothringen vor. Daß der Faßzwang von 
Anfang an viel geschadet und wenig genutzt habe, das war eine Er? 
fahrung, über die sich Münster und Hohenlohe durchaus einig gewesen 
sind. Das „wirklich wirksame'^, ja „notwendige'' Mittel für eine deutsch¬ 
französische Verständigung wurde aber leider nicht angewandt; der 
Oeneralstabschef hatte den Paßzwang als entbehrlich bezeichnet, Kriegs- 
minister und Kommandierende Generale waren aber dafür, und infolge¬ 
dessen blieb es leider dabei*). Als Münster später darauf zurückkam, 
lehnte der Kaiser in scharfer Form ab. 

Der Hauptträger des Gedankens einer Annäherung Frankreichs an 
Deutschland war damals ein Legationsrat z. D. Hansen, von Ab¬ 
stammung Däne, aber in französische Dienste übergetreten und in 
jenen Jahren einer der einflußreichsten Männer in der französischen 
Außenpolitik. Schon 1896 trat diese Persönlichkeit an den Korre? 
spondenten der ,,Kölnischen Zeitung", Arthur v. Huhn, heran; im No¬ 
vember 1898 trafen sich beide wieder zufällig in Paris®). Hansen ver¬ 
anstaltete ein Frühstück, bei dem Huhn mit führenden Beamten des 
französischen auswärtigen Dienstes bekannt wurde. Die Gesichtspunkte 
dieser Politiker — unmittelbar nach der Faschoda-Krise — gingen 
darauf: Der französisch-russische Zweibund ist zu schwach, England 
profitiert von dem deutsch-französischen Gegensatz und fisdit überall 
im trüben — deshalb ist es Pflicht für Frankreich, ,,geschehene 
Dinge zu vergessen“; die wohlgesinnten Leute aus beiden Lagern 
sollten Zusammenkommen, Frankreich könne seinen guten Willen zu¬ 
nächst in der Kolonialpolitik betätigen, es habe genug Kolonien, was 
Deutschland bekäme, entginge doch den Engländern. — Die Franzosen 
versuchten sogar, Herrn v. Huhn zu veranlassen, einen Besuch des 
Kaisers auf der Rückreise vom Orient in einem französischen Hafen 
zu arrangieren!. 

Huhn wurde infolge dieses Frühstücks auch ausdrücklich gebeten, 
Delcass^ aufzusuchen. Delcass^ sprach sich in demselben Sinne aus: 
England will den Krieg mit Frankreich; Frankreich und Deutschland 
müßten als Ergänzung der frankorussischen Allianz eine gemeinsame 
Politik führen; Frankreich wolle Deutschland entgeffenkommen — „il 
faut refaire la politique suivie depuis 16 ans". Huhns Einwendungen 
widerlegte Delcass^^ — die Revanche-Idee habe sehr viel Anhänger ver¬ 
loren, Rußland könne ja als Garant deutsch-französischer Abmachungen 
auftreten. — 

Der Kaiser und Bülow .fühlten sich in jenen Jahren als Schiedsrichter 
Europas; von allen Seiten kamen Angebote: aus England, aus Rußland, 
nun aur^ aus Frankreich. Unsere Leitung glaubte die Bindung nach 
keiner Seite hin nötig zu haben, am wenigsten nach der französischen. 


*) a. a. O. Band XIH, S, 245, 255 f. 
•) a. a. O. Band Xin, & 247. 
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Bülow schrieb am 14. März 18Q9: „Den französischen Annäherungs¬ 
versuchen an uns stehen wir höflich, aber ohne Illusionen gegenüber, 
da wir in denselben zunächst nur das Bestreben erblicken können, 
Deutschlands Schwergewicht unter einstweiliger Offenhaltung der elsaß¬ 
lothringischen Frage zu benutzen zur Niederwerfung der Gegner 
Frankreichs auf kolonialem Felde, und zwar mit dem Hintergedanken, 
nach Lösung dieser Aufgabe, gestützt auf den dadurch erlangten Kräfte¬ 
zuwachs, zur endlichen Abrechnung mit uns wegen Elsaß-Lothringens, 
zu schreiten«).“ 

Bülow und sein maßgebender Beamter Holstein kamen deshalb 
wiederholt mit dem Gedanken der Garantierung des wechsel¬ 
seitigen Besitzstandes, sobald das Projekt des kontinentalen 
Dreibundes, mit dem der Kaiser ja so liebäugelte, aufs Tapet kam. 
So sagte Bülow dem russischen Botschafter am 4. Mai 1899: „Es 
gäbe eine Voraussetzung, unter welcher wir bereit wären, mit Rußland 
wie mit Rußland und Frankreich jedes Abkommen und jede Allianz 
abzuschließen, nämlich wenn Rußland und Frankreich sich bereiterklären 
zur allseitigen Garantierung des gegenwärtigen Besitzstandes der drei 
Mächte.“ Der russische Botschafter antwortete, daß dies für die Fran¬ 
zosen noch nicht möglich sei. Die französische Vernunft habe auf Elsaß- 
Lothringen verzichtet, das französische Gefühl aber erlaube noch nicht, 
daß dieser Verzicht formell ausgesprochen würde. 

Auch von Spanien ist damals der Gedanke des Defensiv-Kontinental- 
Bündnisses angeregt worden; die deutsche Antwort lautete immer gleich; 
Die Hindernisse kämen nicht von Deutschland, sondern von Frankreich 
— Frankreich wolle in erster Linie den Frankfurter Vertrag zerreißen, 
und deshalb sei der Augenblick eines vertragsmäßigen Zusammenwirkens 
zwischen Frankreich und Deutschland noch nicht gekommen. Zweifellos, 
haben maßgebende französische Politiker die Dinge nicht ganz so ein¬ 
fach gesehen. Sie wollten mit kleinen Dingen allmählidi anfangen und 
so zu größeren kommen. So hofften sie eine wesentliche Erleichterung, 
wenn sich Deutschland entschlösse, dem Reichsland eine größere Selb¬ 
ständigkeit zu geben. Die Königin-Mutter von Spanien hielt diese Ge¬ 
danken für so wichtig, daß sie sich zur Trägerin solcher Anregungen 
an den deutschen Botschafter in Madrid, v. Radowitz, machte. 

Kaiser Wilhelm schrieb freilich eine grobe Antwort an den Rand; 
„Dummes Zeug! Die Eitelkeit, dieser Hauptteufel der Gallier, muß 
eben von ihnen besiegt werden! Das Reichsland ist deutsch, und wir 
werden bei uns zu Hause tun, was uns beliebt, und geht das Frankreich 
nichts mehr an.“ 

War nicht wenigstens ein „koloniales Zusammenwirken“ möglich?" 
Als in Togo französische Truppen mit den deutschen zusammenwirkten, 
sprach der französische Geschäftstr^er in Delcass^s Auftrag in Berlin 
dessen Befriedigung darüber aus. Das war eine Höflichkeit, die noch 
nicht viel war. Auch von deutscher Seite wurden Höflichkeiten nicht 
gespart: Der Kaiser besuchte in den norwegischen Gewässern das fran¬ 
zösische Schulschiff „Iphigenie“, das an seinem Großmast die Kaiser¬ 
standarte gehißt hatte, der erste derartige Fall seit der Reichsgründung., 
Die Marinefreundschaft schien dem Kaiser ein besonders wirksames. 
Bindeglied nach Frankreich hin — in der Tat wurde gerade hier der 
Revanchegedanke abgelehnt und dafür die Auseinandersetzung mit Eng¬ 
land angestrebt, eine Art verstiegene Sportidee, wie wir sie ja auch in 
Deutschland erlebt haben. Als ein französischer General zur Parade- 
nach Berlin kam, brachte der Kaiser im Gardekasino der französischen. 
Armee ein dreifaches Hurra- 
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Das Pariser Ausstellungsjahr machte die Deutschen und den kaiser¬ 
lichen Pavillon in der Weltausstellung populär; deutsche Offiziere sogar 
wurden mit der größten Liebenswürdigkeit behandelt, während englischen 
Damen im offenen Wagen Schimpfworte nachgerufen wurden. „Der 
Haß gegen die Engländer tritt hier auch in den besseren Klassen 
mehr zutage, als es den Deutschen gegenüber auch in den schlechtesten 
Zeiten der Fall gewesen ist“, schreibt Fürst Münster am 3. März 1900. 
„Eine Allianz mit Deutschland wird viel, aber bis jetzt auf eine Weise 
besprochen, die nicht ernst zu nehmen ist. Die Idee, welche am meisten 
in den Vordergrund tritt, ist die, Lothringen gegen Madagaskar zu 
vertauschen, Metz zu schleifen oder zu neutralisieren.“ 

Wir Heutigen werden in diesen französischen Ideen einen sehr 
gesunden Kern empfinden und sie lange nicht so töricht finden wie 
Wilhelms II. „witzige“ Randbemerkung: „Viel einfacher ist ein Plebiszit 
zu meinen Gunsten. Ich regiere sechs Monate in Paris, sechs Monate in 
Berlin, das Reich von Karl dem Großen ist wieder beieinander und 
Frankreich ist mit den Reichslanden wieder verbunden.“. .... 

Das Interesse Spaniens an der deutsch-französischen Annäherung 
zeigte sich nun in wiederholten auffälligen Schritten des spanischen 
Bohchafters in Paris, Leon Castillo. Offenbar hat Delcasse diesem 
Diplomaten sein Herz ausgeschüttet: Fürst Münster, der im November 
1900 durch den Fürsten Radolin ersetzt wurde, hätte nur englische 
Sympathien gehabt und wäre einer vertraulichen und freundschaftlichen 
Aussprache, die er, Delcasse, wiederholt angeregt habe, immer wieder 
ausgewichen. Der spanische Botschafter bot sich im Juni 1901 zum 
ersten Male als Vermittler an für die deutsch-französische Annäherung, 
die Königin-Regentin habe ihn ausdrücklich dazu beauftragt; der glän¬ 
zende Empfang, den Fürst Radolin gefunden habe, müsse benützt 
werden, um weiterzukommen. Wenige Tage später kam der spanische 
Botschafter wieder zu Radolin: Delcasse habe erklärt, er hätte keinen 
größeren Wunsch, als sich mit dem deutschen Botschafter eingehend 
über verschiedene Punkte zu unterhalten; da aber die Franzosen der 
besiegte Teil seien, so müsse der deutsche Botschafter seinerseits das 
Thema anschneidenD.“ Delcasse sagte bezüglich Elsaß-Lothringens: 
Kein französischer Minister könne der öffentlichen Meinung gegenüber 
den Verzicht aussprechen; die allgemeine Stimmung sei „jetzt noch nicht 
so weit“ — inzwischen müsse man versuchen, auf anderm Gebiet die 
Annäherung zu finden. 

Fürst Radolin verhielt sich diesen Anregungen gegenüber freund¬ 
lich reserviert; Bülows Standpunkt war aber entschieden ablehnend. 
In seinem Erlaß vom 19. Juni 1901 schreibt er, er glaube, „daß es der 
französischen Regierung zunächst nur darauf ankommt, Klarheit über 
Tendenzen und Ziele der deutschen Politik in der marokkanischen Frage 
wie auch in der einen oder andern ostasiatischen Frage zu erlangen“; 
Deutschland könne nicht mit Frankreich zusammen operieren, ohne gegen¬ 
seitige Garantie des Besitzstandes (vgl. oben); Verhandlungen ohne diese 
Grundlage seien zum Scheitern verurteilt und könnten deshalb nur zu 
einer zeitweiligen Verschlechterung der Beziehungen führen; deshalb 
solle der Botschafter aus sachlichem und aus persönlichem Interesse 
derartigen Aussprachen über konkrete Fragen aus dem Wege gehen. 

Die Versuche von französischer Seite gingen weiter. Legationsrat 
Hansen besprach im Herbst 1901 mit Radolin die Möglichkeit eines Zu¬ 
sammentreffens von Bülow und Delcasse. Delcass^ hatte es vermieden, 
auf der Durchreise nach Petersburg, bei Bülow vorzusprechen; er drückte 
nun den Wunsch aus, falls Bülow einmal inkognito nach Paris käme, 
ihn persönlich kennen zu lernen. Bülow bezeichnete eine solche Begeg- 
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nung als sehr nützlidi, aber der Zeitpunkt schien ihm noch nidit ge¬ 
kommen, sie durchzuführen. 

Vielleicht ist dieser Moment der entscheidende des Umsdiwunges 
in der Politik Delcasses. Es setzen schon Ende 1900 bekanntlich die 
geheimen Versuche ein, Italien vom Dreibund abzuziehen, die 1902 zum 
Abschluß kamen. Der spanische Botschafter in Paris konnte im Mai 1902 
dem Fürsten Radolin mitteilen, daß jetzt Delcass^ weniger daran läge, 
mit Deutschland ein engeres Verhältnis anzubahnen, es werde vielmehr 
behauptet, Delcass6 wäre bemüht, eine englisch-französische 
Verständigung betreffs Marokkos zustandezubringen. Dieses „un¬ 
glaubliche GerüchF' hat sich bekanntlich voll bewahrheitet. Delcass^ 
Abkühlung hatte, wie der deutsche Staatssekretär Frhr. v. Richthofen 
selbst entwickelte, mindestens zwei sachliche Gründe. Frankreich teilte 

1901 den Wortlaut einer französisch-russischen „Deklaration“ in ost¬ 
asiatischen Angelegenheiten mit und wünschte Deutschlands Mitwirkung, 
die abgelehnt wurde. „Das Bedeutsame an dieser Eröffnung, der wir 
allerdings aus materiellen Gründen keine weitere Folge geben konnten, 
liegt darin, daß Frankreich zum ersten Male seit dem Kriege von 1870 
ein Zusammengehen mit Deutschland amtlich angeregt hat.“ (28. 5.1902.) 

Der zweite Punkt betraf Siam: Frankreich wünschte aktiv in Siam 
vorzugehen — der französische Botschafter in Berlin bemühte sidi beim 
Reichskanzler Grafen Bülow, herauszubekommen, wie sich Deutschland 
in einem solchen Falle stellen würde; Bülow aber vermied eine weitere 
Erörterung. Der Staatssekretär stellte hier wiederum fest, „daß dies 
seit dem deutsch-französischen Kriege erst das zweitemal ist, wo die 
französische Regierung durch ihren amtlichen Vertreter uns den Ge¬ 
danken eines Zusammengehens nahelegen ließ“. j|30. Juni 1902.) 

Damit endete die Periode der wechselseitigen Verständigungs¬ 
versuche. Delcassö wandte sich jetzt entsdiieden England zu; hn August 

1902 gingen seine ersten Vorschläge über Marokko an die englische 
Adresse. 

• 

Kehren wir zum Ausgangspunkt zurück. Weder Delcass^ noch 
Holstein haben in ihren Rückblicken recht gehabt. Holsteins Auf¬ 
zeichnung, die vier Angebote ap die französische Adresse aufzählt, irrt; 
cs handelt sich im ganzen um fünf Angebote. Zwei Angebote sind von 
Frankreich an Deutschland gemacht worden. Drei andere hat Deutsch¬ 
land gemacht. Im übrigen kann kein Zweifel daran möglich sein, daß 
Frankreich in diesen Jahren der werbende Teil ist. Delcass6 war keines¬ 
wegs von Anfang an gegen Deutschland und für England — wie hätte 
er es auch nach Faschoda sein können!? Seine anglophile Politik hat 
sich erst aus den Enttäuschungen entwickelt, die er von der Bülow- 
Holsteinschen Politik des hochmütigen Mißtrauens empfing. Eine ge¬ 
wisse Vorsicht war natürlich auch Herrn Delcasse gegenüber am Platze. 
Aber die ganze Bülowsche Kalkulation, daß es ohne den Garantiepakt 
über den wechselseitigen Besitzstand nicht ginge, ist durch die weitere 
Entwicklung ad absurdum geführt worden. Bülows Marokko-Politik hat 
uns nach Algeciras gebracht, Berlin unterhielt sich sehr eingehend mit 
Paris — auch ohne den Garantiepakt. 

Eine deutsch-französische Verständigung über koloniale Fragen im 
Jahre 1899 oder noch ein Jahr später brauchte keinen englisdi-kontinen- 
talen Krieg herbeizuführen, sie konnte vielmehr einen deutsd-französischen 
um Elsaß-Lothringen weit hinausschieben, vielleicht sogar unmöglich 
machen. 
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Vergangenheit — Zukunft! 

Von Clara Bohm-Schuch 

Zehn Jahre sind es, seit unser furchtbares Erleben begann. 
Wann wird es hinter uns liegen? Zehn Jahre! Wie endlos lang 
ist die Zeit und wie trostlos kurz. Ein ganzes Leben und ein 
schmachvolles Vergessen; je nach den Menschen, die durch dieses 
Erleben hindurchgehen oder an denen es vörüberging. Noch 
stehen wir mitten im Strudel der aus den Gefügen gegangenen 
WelL noch können wir nichts klar erkennen, aber der Anfang 
wird lichter. 

Wie konnte es kommen? „Keiner wollte den Krieg in Deutsch¬ 
land“ — so erklärten alle Sachverständigen der verschiedensten 
Parteirichtungen nach gründlichem Studiiun aller einschlägigen 
Akten vor dem parlamentarischen Untersuchungsausschuß für 
Klärung der Kriegsschuldfrage. Und sie sagten es mit Rfecht! Aber 
mit demselben Recht würden es Sachverständige aller übrigen be¬ 
teiligten Nationen nach gründlichem Studium ihrer Akten sagen 
und wahrscheinlich sagen können. Nein, den Krieg hat bewußt 
niemand gewollt, aber es war in allen Ländern eine Stimmung da, 
wonach der Krieg nicht zu verhindern war, wenn der Herrgott 
ihn schickte. 

Und die Völker? Sie verhielten sich in ihren Massen genau 
so. Das Geschäftemachen in der Welt war schwer, die Konkurrenz 
aller gegen alle groß.; die Löhne wurden gedrückt, dadurch die 
Kaufkraft in jedem einzelnen Lande vermindert. Die kleinen Ge¬ 
schäftsleute, das ganze mittlere Unternehmertum wußte nicht recht 

aus noch ein _„Wenn es möglich wäre, durch einen Krieg 

einen oder einige Konkurrenten vom Weltmarkt zu entferrien.. 
Ueberall wurde mit dem Gedanken gespielt, er nahm Form an 
bis weit in die Reihen der Arbeiterschaft hinein; denn nur ein: 
kleiner Teil von ihnen waren Sozialisten. 

So war es nicht in einem einzelnen Lande, sondern so war es 
in der Welt. Niemand hat den Krieg gewollt, aber niemand hat 
ihm auch energischen Widerstand entgegengesetzt, als er in den 
Köpfen begann. Hinzu kam überall die noch heute für den größten 
Teil der Menschen geltende Moralanschauung von der Notwendig¬ 
keit des Krieges an sich. 

Und die überzeugten Kriegstreiber der Welt schürten das 
Feuer. In Deutschland fanden sie prächtige Handlanger. Hem¬ 
mungslosigkeit und Verantwortungslosigkeit des herrschenden Mon¬ 
archen ging Hand in Hand mit einer Servilität seiner Umgebung, 
vor der einem der Ekel kommt. Die das Unglück kommen sahen 
seit langer Zeit, waren zu schwach oder zu feige, um auch nur den 
Versuch zu wagen, es aufzuhalten. So kreiste sich Deutschland 
ein. Und die, die diese Politik der Isolierung verschuldet hatten. 
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konnten und wuBiten dann nichts anderes, als die übrigen Mächte 
anzuklagen und mit dem Säbel zu rasseln. — Als der Mord von 
Serajewo wie ein Warnungszeichen über die Welt hinflammte, 
wünschte Deutschland ein sehr energisches Vorgehen Oesterreichs 
gegen Serbien, sagte jede Unterstützung zu und — arbeitete in 
völliger Ahnungslosigkeit den russischen Kriegstreibern so in die 
Hände, wie man den heimlichen Hoffnungen Frankreichs entgegen¬ 
kam. Wie muß es in den Hirnen der leitenden Staatsmänner aus¬ 
gesehen haben, die am 28. Juli noch glauben wollten, der Krieg 
lasse sich auf Serbien und Oesterreich beschränken. Als ich ein¬ 
mal im Ausschuß nach erregten Auseinandersetzungen sagte: 
„Den Krieg haben alle beteiligten Staaten gewollt“, da war eine 
^kunde eisige Luft um mich. Man suchte zu vermitteln. Ich hätte 
gewiß sagen wollen, „sie hätten ihn nicht gewollt_“ 

Und doch: sie haben ihn alle gewollt; im Grunde gewollt. 
Daß niemand es zugesteht, daß alle Staaten sich auch heute noch 
entrüstet gegen eine solche Möglichkeit wenden, ändert nichts an 
der Tatsache, daß die innere Einstellung in allen Ländern für 
und nicht gegen den Krieg gewesen ist. Wären die Staats¬ 
leitungen ehrlich genug, das zu erkennen, so wäre der Krieg 
liquidiert worden auf der Grundlage, daß alle Schuldige sind 
und — seine Wunden wären fast vernarbt. Es ist absurd, von der 
Alleinschuld Deutschlands zu sprechen, immer noch davon zu sprechen; 
nachdem Deutschland die Archive geöffnet, die Akten veröffent¬ 
licht, der parlamentarische Untersuchungsausschuß weit zurück 
all die törichten Ungeschicklichkeiten der deutschen Regierung 
und die Gewandtheit ihrer Gegenspieler aufgezeigt hat. Nachdem aus 
den Iswolski-Akten die Interessengemeinschaft Rußland-Frankreich 
klar zutage tritt. England ist gewiß, am freiesten von direkter 
Schuld, ja, es hat zweifellos den ernstesten Versuch gemacht, im 
letzten Augenblick den Brand zu ersticken, aber die indirekte 
Einstellung zum Krieg, die ich als die letztentscheidende Ursache 
betrachte, war auch dort aus wirtschaftlichen Gründen vorhanden. 

Die Kriegsschuldfrage soll geklärt werden vor einem Gerichts¬ 
hof aller Völker. Alle haben unerhört gelitten, — alle haben ein 
Recht zu erfahren, wie es gekommen ist. Die deutsche Republik 
hat ein besonderes Interesse daran. Es wird sich erweisen, daß die 
These von der Alleinschuld nicht haltbar ist. Aber es wird auch 
vor- aller Welt dokumentiert werden, von wieviel Unfähigkeit^ 
Unbildung und Leichtfertigkeit das große, intelligente deutsche 
Volk in und durch den Krieg geführt worden ist. Das deutsche 
Volk in seiner großen Masse muß sich beschämt abwenden von dem 
monarchistischen Ideal der Deutschvölkischen und Deutschnatio¬ 
nalen. Damit es nicht wieder so kommt. 

Das müssen wir wissen am zehnten Jahrestag unseres 

Elends. Wir müssen wissen, daß die Kräfte der Ver- 
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gangenheit noch ungeheuer stark sind, nicht nur in Deutsch¬ 
land, sondern in der Welt Aber wir müssen auch wissen, 
daß die Zukunft uns gehört, wenn unsere Idee der Völker¬ 
verständigung, der Ueberwindung der Qewaltmoral getragen wird 
von einem unbeugsamen Willen und Wirklichkeitssinn. Daß 
wir diesen Wirklichkeitssinn haben für die große Arbeit, die von 
uns Sozialisten geleistet werden muß, bis die Masse des Volkes 
politisch, wirtschaftlich und geistig reif genug ist, sich nicht 
wieder blind in neue Kriege führen zu lassen, beweist die sozia¬ 
listische Kulturtagung, die vom 2. bis 6. August 
in Leipzig stattfindet. Kann der Welt ein besseres Zeugnis 
gegeben werden von dem Willen zum Leben, als wenn deutsche 
Kopf- und Handarbeiter, die unter dem Krieg und seinen Folgen 
furchtbar gelitten haben, sich am 10. Jahrestag des Kriegsaus¬ 
bruchs zusammenfinden, um Rechenschaft zu geben über geleistete 
Kulturarbeit, und neue Kräfte zusammenzufassen zu weiterem 
Aufstieg? Trotz Krieg und Vernichtung lebt der Sozialismus; 
Ideal und Wirklichkeitskultur der Zukunft zugleich. Uns eine Oe- 
* wißheit, unsern Kindern ein Glaube, der Menschheit ein Ziel! 

Begreifen die Feinde der Sozialdemokratie, die gleichzeitig 
Feinde des neuen Geistes und des republikanischen Staates sind, 
daß ihre Zeit vorübergeht? Noch stehen wir als Volk unter dem 
Schatten der Vergangenheit, aber das Licht bricht sich Baihn. 
Die Sozialdemokratie ist nicht nur politische und 
wirtschaftliche Kampfpartei, sie ist Führerin in 
dem Kampf um eine höhere Menschheitskultur ge¬ 
worden, die nicht in blutigen Kriegen, sondern nur in friedlicher 
Entwicklung errungen werden kann. 

Der sozialistische Kulturtag in Leipzig ist eine 
Hoffnung für die, die mutlos geworden sind in 
diesen zehn Jahren; er ist eine Wegleuchte für die 
Jungen und ein Beweis der Kraft unserer Partei 
für Freunde und Feinde. 
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Der Kampf um ein Joumalistengesetz 

Won Franz Klühs 

Die Zeiten der alten Zeitungsverleger, die mit der Herausgabe ihrer 
Blätter nicht nur ein mehr oder minder gutes Geschäft machen, sondern 
auch einen publizistischen Diens*i am Volke verrichten wollten, sind auch 
in Deutschland vorüber. An die Stelle dieser persönlich interessierten 
Herausgeber, denen die politische und kulturelle Haltung ihres Blattes 
Herzenssache war und die deshalb zum Teil auch die redaktionelle Ober¬ 
leitung durch ein persönliches Vertrauensverhältnis zu den Redakteuren 
sich zu erhalten suchten, tritt in steigendem Maße die unpersönliche 
Verlagsgesellschaft, deren Eigentumsrechte sich in anonymen Aktien¬ 
paketen verkörpern. Ihre Repräsentanten sind der Schriftleitung gegen- 
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über die General* und Verlagsdirektoren. An die Stelle des persöntiäi 
an Gestalt und Gehalt der Zeitung interessierten Herausgebers tritt ^er 
nackte kapitalistische Profitwunsch, eingehüllt in allerhand moralische, 
patriotische und pseudokulturelle Gewänder. 

Mit dieser Umwandlung der Eigentumsverhältnisse hat sidi audi 
eine völlige Umgestaltung des Verhältnisses vollzogen, das die Redak¬ 
teure ^Schriftleiter) an das Unternehmen kettet. Gustav Freytags Lust¬ 
spiel ,,Journalisten“ mutet heute an, als wenn es Hunderte von Jahren 
alt sei. Denn die Anteilnahme der Redakteure an ihrem Organ ist mit 
dem Anwachsen der Mammutbetriebe im Zeitungswesen keineswegs 
in gleidiem Maße gestiegen, vielmehr gesunken. Vielleicht einige „Promi¬ 
nente“ unter ihnen ausgenommen, die von den Verlagsdirektoren be¬ 
sonders gehätschelt werden. Für die große Zahl der redaktionellen und 
journalistischen Mitarbeiter an einem der großen Zeitungsunternehmen 
wird ihr Verhältnis zum „Verlag“ immer mehr zu einem Angestellten- 
verhältnis, ohne daß dies jedoch in rechtlicher und sozialer Hinsicht klar 
zum Ausdruck käme. 

Infolgedessen besteht seit längerer Zeit innerhalb der bürgerlichen 
Journalistenkreise eine Gärung, aus der sich das Verlangen nach Schaffung 
eines Journalistengesetzes kristallisiert hat. Die österreichi¬ 
sche Nationalversammlung hat bereits vor mehr als vier Jahren ein 
Journalistengesetz in Kraft gesetzt ^20. Februar 1Q20), das unter her¬ 
vorragender Mitarbeit gerade der Sozialdemokratie — besonders des Chef-* 
redakteurs der Wiener Arbeiterzeitung, Fritz Austerlitz — geschaffen 
worden ist und wenigstens die schlimmsten Auswüchse kapitalistischer 
Hochkultur auf diesem Gebiete beschnitten hat. Dieses österreichische 
Gesetz sichert nicht nur eine Versorgung des Redakteurs für den Fall 
der Berufsunfähigkeit und des Alters, sondern es stellt auch seine An¬ 
sprüche an die „Zeitungsunternehmung“ sicher-für den Fall, daß der 
Verlag plötzlich in andere Hände übergeht oder daß die politische 
Richtung des Blattes geändert wird und ihm deshalb eine fernere Mit- 
wirkimg daran nicht zugemutet werdea kann. In Deutschland wird in 
solchem Falle der Redakteur, auch wenn er jahrelang dem Unter^ 
nehmen gedient hat, nach kurzer Kündigungsfrist auf die Straße ge¬ 
setzt, wo er dann über die Notwendigkeit politischen Rückgrats nach¬ 
grübeln mag. 

Lange vor dem österreichischen Gesetz hatten die deutschen Journa¬ 
listenvereine der Reichsregierung einen Entwurf für ein derartiges Ge^ 
setz eingereicht. Der erste solcher Entwürfe stammt aus den Jahren 
1915/16, ist also fast zehn Jahre alt. Aber während man in Oesterreich 
frisch zur Tat schritt, blieb in Deutschland alles im bürokratisdien 
Tischkasten liegen. Erst jetzt ist eine Aenderung eingetreten. Die Re- 

f ^ierung hat mitteilen lassen, daß im Reichsministerium des Innern end- 
ich ein Referentenentwurf über die Rechtsverhältnisse der Re¬ 
dakteure fertiggestellt ist und daß er den Verlegern wie den Redakteur- 
Verbänden zur Begutachtung zugehen werde. Während in Oesterreich seit 
41/2 Jahren ein gut funktionierendes Gesetz besteht, haben wir in 
Deutschland es also glücklich bis zu einem Referentenentwurf 
gebracht! Woraus allerhand zu folgern ist! 

Die Frage, ob und welches Interesse die Oeffentlichkeit an einer 
gesetzlichen Regelung des Verhältnisses zwischen Zeitungsverlag und 
Redakteuren hat, sollte eigentlich nicht schwer zu beantworten sein. 
Für den Staat, für die Leserschaft, für das Volk gilt mit Recht die Re¬ 
daktion eines Blattes als verantwortlidi für den Charakter, den es 
nach außen annimmt, ln der Sozialdemokratie mit ihren ausgesprochenen 
Parteiunternehmungen ist ja die Frage ohne weiteres geklärt. Hier 
werden die Redakteure gleichzeitig als die Vertrauenspersonen der 




^pabhängigfceit der Presse 


587 


C^i) 9 ssen angestellt, für deren Bereich sie tätig sein- sollen. Und 
S<^wierigkeiten, die sich auch in sozialdemokratischen Zeitungen ergeben 
haben, und ferner ergeben können, sind meist nicht solche zwischen 
„Verlag“ und „Redaktion“, sondern solche zwischen den Parteiorgani¬ 
sationen und ihren bestellten Vertrauensleuten. Solche Schwierigkeiten 
ergeben sich wohl infolge Meinungs- und Stimmtmgsänderung in den 
Organisationen. Sie kommen daher für die'hier behandelte Frage nicht 
in Betracht, da ja bei einem Parteiblatt ohnehin klar ist, daß hinter ihm 
das Schwergewicht der Partei ^ zentral oder regional — steht und da¬ 
her die einzelnen Redakteure durch Plus oder Minus an Fähigkeiten zwar 
das Blatt heben oder senken, aber niemals einen Zweifel darüber ent¬ 
stehen lassen können, daß sie die Grundsätze ihrer Partei vertreten» 

Anders liegen die Dinge in jenen Zeitungsbetrieben, die auf Privat¬ 
eigentum, auch in seiner gesellschaftlichen Form, gestellt sind. Die 
Oeffentlichkeit hat ein vitales Interesse daran, zu wissen, welche Kreise 
die „Meinung“ machen, die in dem einzelnen Blatt der Leserschaft sugge¬ 
riert wird, wir wissen, daß die Zeitungskonzerne polypenarmig immer 
neue Blätter in ihren Dienst zwingen, daß die Stinnes- und Hugenberg- 
Gesellschaften heute schon mit ihren Schwester- und Toditerunter- 
hehmungen einen sehr erheblichen Prozentsatz der öffentlichen Mei¬ 
nung fabrizieren, ohne daß diese schwerindustrielle Beeinflussung auch 
nur ein einziges Mal so klar zutage träte, wie im Fall der „D.A.Z.“. Hat 
aber die Redaktion und der einzelne Redakteur der Oeffentlichkeit 
gegenüber die sittliche Pflicht, nach eigener bester Ueberzeugung das 
Blatt zu leiten /— unabhängig von Einflüssen materieller Art, die sich 
hinter den Kulissen verbergen —, so hat auch die Oeffentlichkeit, der 
Staat, die Gesellschaft die Pflicht, den Redakteur und Journalisten 
gegen das erdrückende Gewicht zu schätzen, das durch namenloses 
Kapital auf ihn gewälzt werden kann. Ist die Presse eine Einrichtung 
hn Interesse der Oeffentlichkeit — und mehr noch als der Obrigkeits¬ 
staat sollte die Demokratie das begreifen —, so muß auch ihren gei¬ 
stigen Arbeitern Schutz gegen verlegerische und andere Bedrückung 
gewährt werden, die ein freies Aussprechen der ehrlichen Meinung ver¬ 
hindert. 

Dazu dient einmal die Sicherung der Existenz im Falle solcher 
Konflikte, besonders des plötzlichen Richtungswechsels infolge verlege- 
riscHer Anordnung oder von Besitzveränderung. Zum andern aber auch 
eine einigermaßen würdige Sicherung der Journalisten gegen die Folgen 
des Alters und der Invalidität. Der Fall, daß der Chefredakteur und 
politische Leitartikler eines alten Berliner Blattes plötzlich im hohen 
Alter auf die Straße gesetzt wurde und der Unterstützung durch seine 
Kollegen anheimfiel, ist nicht vereinzelt in der neueren Geschidite 
der deutschen Presse. Die Aussicht auf solche Behandlung im Alter 
ist nicht geeignet, das Rückgrat des einzelnen gegen unberechtigte Be- 
einflussungsversuche zu stärken. Und die Beispiele, daß besonders wäh¬ 
rend der Inflationszeit zahlreiche Blätter mit bestimmter politischer 
Richtung von anonymen Kapitalsgesellschaften aufgekauft, in ihrer poli¬ 
tischen Haltung plötzlich nach rechts umgedreht und ihre Redakteure 
mit kurzer Frist entlassen wurden, sind so zahlreich, daß auch sie Be¬ 
lege für die Notwendigkeit liefern, die in der Arbeit der Redakteure 
liegende Tätigkeit für das öffentliche Wohl einem Mindestmaß an ge¬ 
setzlichem Schutz zu unterwerfen. 

Es liegt nun, wie gesagt, ein Referentenentwurf im Reichs-Innen¬ 
ministerium vor. Der Oeffentlichkeit ist er noch nicht bekanntgegeben. 
Audi den Vertretern der beteiligten Organisationen ist er noch nicht 
mitgeteilt. Wohl aber haben sich bei der ersten Ankündigung der Mögf 
lichkeit, daß ein solcher Entwurf auftauchen könnte, die Verleger mit 
einer Schärfe gegen ihn gewendet, wie es nur vom nacktesten kapitalisti- 
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sehen Interessenstandpunkt verständlich ist. Im „Zeitungsverlag*^ dem 
offiziellen Organ des Verlegerverbandes, wird in einer Tonart von den 
Redakteuren gesprochen, die diese als Kulis im Dienste der Zeitungs* 
Industrie erscheinen läßt. Schon der Gedanke, daß eine gesetzliäe 
Abgrenzung der Einflußsphäre zwischen Redakteur und Verlag statt- 
ftnde, ers^eint dem „Zeitungsverlag‘‘ als „ein Sozialisierungs¬ 
versuch, ein Versuch der geistigen Expropriierung der Verleger“. 
Und um gar keinen Zweifel darüber aufkommen zu lassen, wie gering 
die geistige Arbeit der Redaktion vom hohen Kothurn des Verlegerturas 

K iwertet wird, versichert das Verlegerblatt mit ernster Miene: „Es 
eibt dabei, daß der Redakteur rechtlich Beauftragter des Ver¬ 
legers (also auch der kapitalistischen Verlagsgesellschaft! Vert.) 

ist. Der Redakteur ist in der Zeitung nichts aus eigenem 

Recht, alles aus Verlegers Recht . Der Redakteur hat 

an sich gar keine Berufspflicht zur Wahrnehmung öffent¬ 
licher Interessen, sondern der Redakteur hat die Berufspflicht, 
im Aufträge seines Verlegers die Zeitung oder den ihm 

zugewiesenen Teil zu redigieren. 

Von diesem „Herrenstandpunkt“ aus haben sich auch die Zeitungs¬ 
verleger auf ihrem Jahrestag in Stuttgart geäußert. Der Reichsinnen¬ 
minister Jarres war persönlich mit seinem Referenten erschienen, um 
begütigend zuzureden. Aber die in ihren Herrenrechten «ngetasteten 
Verleger, vom demokratischen Mosse-Haus bis ganz nach rechts her¬ 
über, haben den Herrn Minister angefaucht, daß er ganz verdutzt erklärte, 
die Regierung stehe doch in Stuttgart nicht auf der Anklagebank! Der 
geschäftliche Leiter des Mosse-Hauses, Dr. Garbe, erklärte unter dem 
Beifall seiner Unternehmerkollegen: „Hände weg vom Journalisten- 
gesetz!“, nachdem er zuvor versichert hatte, Redakteure mit selbstän¬ 
diger politischer Meinung gäbe es in Deutschland kaum zwei Dutzend, 
und um diese Primadonnen rissen sich die Verleger. Alle übrigen 
Journalisten sind nach Dr. Garbe die „Elemente von Schere und Kleister¬ 
topf“, für die es keinerlei gesetzliche oder sonstige Sicherungen zu 
geben braucht. Allenfalls wollen die Verleger, falls sie vom Journalisten¬ 
gesetz verschont bleiben, in Erwägung treten, wie sie freiwillig nach 
Maßgabe ihrer Kräfte die soziale Sicherung ihrer „redaktionellen An¬ 
gestellten“ gewährleisten können. 

Es ist selbstverständlich, daß der Verband der Redakteure — „Reichs¬ 
verband der deutschen Presse“ — auf seiner Tagung in Königsberg sich 
um so nachdrücklicher für die Schaffung des Journalistengesetzes aus¬ 
gesprochen und auch die Forderung der sozialen Sicherung gegen 
Alters- und Invaliditätsfolgen „im Rahmen des Journalistengesetzes“ 
aufgestellt hat, um die künstliche Trennung beider miteinander ver¬ 
knüpften Fragen von vornherein zu verhindern. 

Könnte es bisher noch scheinen, als ob es sich bei diesen Dingen 
um mehr interne Angelegenheiten handle, die zwischen dem geschäftlichen 
und dem redaktionellen Teil des Zeitungsunternehmens spielen, so tritt 
die Frage der Oeffentlichkeit sofort in den Vordergrund, wenn 
es richtig ist, daß die Reichsregierung — besonders das Justizmini¬ 
sterium — die Absicht hegt, in den Entwurf des Journalistengesetzes 
strafrechtliche Bestimmungen gegen Redakteure ein¬ 
zuschmuggeln, die, wenn überhaupt, nur Berechtigung im Rahmen des 
allgemeinen Strafgesetzbuchs oder des Pressegesetzes hätten. Da in 
Deutschland kein Fortschritt erfolgen kann, ohne daß man ihn mit zwei 
Rückschritten verbindet, so sind auch in dieser Frage die Leute vom 
Justizministerium auf die Kateridee verfallen, das journalistische „Her¬ 
umschnüffeln im Privatleben“ anderer als strafbar zu er¬ 
klären und diese Strafbarkeit gleich im Journalistengesetz zu „ver¬ 
ankern“, das den Dienst des Journalisten am Gemeinwohl betonen und 
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daher ihren sittlichen und sozialen Interessen dienen soll. Diese Ab¬ 
sicht, zwei grundverschiedene Dinge miteinander zu verkoppeln, ist von 
g^eradezu diabolischer Bosheit. Denn es ist ganz klar, daß über die 
Frage der Strafbarkeit der Erörterung persönlicher Dinge im Reichstag 
noch weniger eine Einigung erzielt werden kann, als über die andern. 
Und daß es deshalb ungemein leicht ist, das ganze Gesetz zum Scheitern 
zu bringen, weil man sich über die verschiedenen Teile nicht hat einigen 
können. 

Dieser Plan des Justizministeriums, über den in Journalistenkreisen 
allerhand Gerüchte zirkulieren, ist deshalb um so gefährlicher, als den 
bürgerlichen Journalisten es schon heute so gut wie unmöglich 
gemacht wird, über den ganzen Fragenkomplex überhaupt ihre 
Leser zu unterrichten. Eine ganze Reine von Verlegerverbänden 
hat ihre Mitglieder angewiesen, auf jeden Fall die Erörterung von 
Fragen wie der des Journalistengesetzes in ihren Blättern zu verhindern, 
also jetzt schon einen Einfluß auf die redaktionelle Gestaltung auszu¬ 
üben, wie er in seiner Willkürlichkeit nur vom Herrenstandpunkt dik¬ 
tiert werden kann. 

Mit Erstaunen sieht deshalb der Eingeweihte, daß die Frage der 
zukünftigen Stellung der ,,öffentlichen Meinung“ zwar in den Spalten 
der Fachpresse lebhaft umkämpft wird, daß aber in der großen 
Tagespresse von ihr fast nirgends die Rede ist. Höchstens, daß 
sie referierend erwähnt wird. Da es sich aber um Dinge handelt, die 
nicht nur einen Stand oder Beruf, sondern in hohem Maße das ganze 
Volk angehen — das dringend die Unabhängigkeit der Presse von 
unkontrollierbaren Einflüssen fordern muß —, so haben wir es für an¬ 
gezeigt gehalten, im Rahmen dieser Zeitschrift sie zu besprechen. Es 
ist nötig, daß auch andere Kreise als die zunächst Beteiligten auf die 
Gefahren aufmerksam werden, die sich im stillen für die gerade in der 
Republik notwendige Freiheit der Presse, im besten Sinne des Wortes, 
drohend erheben. 


Die Menschheit erstrebt ein gemeinsames 

politisches Ziel 

\on H. O. Wells 

Wir entnehmen diesen Absatz der Einleitung zum SchluQkapitel der „Orund- 
linien der Weltgeschichte“, die im Verlag für Soziaiwissenschaft zur¬ 
zeit in Lieferungen erscheinen und im Herbst d. J. vollständig vorliegen werden. 

Niemand glaubt, daß die Bestimmungen des Friedensschlusses von 
Versailles die Angelegenheiten der Welt für die Dauer geordnet haben. 
Seine Verträge bestimmten nur das Kriegsende, bedeuteten aber nicht die 
Errichtung einer neuen Weltordnung. Diese neue Ordnung muß erst ge¬ 
schaffen werden, ln sozialer, ökonomischer und internationaler Hinsicht 
stehen wir erst am Anfang einer großen aufbauenden Bewegung, die 
viele Jahre währen wird, ehe sie einen dauernden Weltfrieden begründet 
hat, und Gerechtigkeit auf der Erde herrscht. Die Geschichte des Lebens» 
die vor unzähligen Millionen Jahren begann, das Erlebnis der Mensch¬ 
heit, das vor einer halben Million Jahren anhob, kommt nun in den un¬ 
geheuren Fragen unserer Zeit zu einer Krise. Wir selbst spielen das 
Drama, du ebensogut wie ich; alles, was uns geschieht, alles, was wir 
tun — das ist das nächste Kapitel des sich stetig ausbreitenden Weltge¬ 
schehens. 
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Wir haben in unserer Qeschidite das fortgesetzte Wachsen der- so* 
zialen und politischen Einheiten geschildert, in denen die Menschen sich zu* 
sammenschlossen. In der kurzen Periode von zehntausend Jahren haben 
sich die engbegrenzten Familienbande des Stammes der früh neoKthischen 
Zeit zu den großen geeinten Reichen unserer Zeit erweitert — groß, dodi 
andererseits noch zu klein und zu parteiisch. Dieses Qrößerwerden der 
Staaten — eine offenkundig unvollkommene Veränderung — hat eine tief¬ 
gehende Umgestaltung ihrer Beschaffenheit bedingt. Zwang und Knedit* 
Schaft sind vor dem Gedanken allgemeiner Freiheit gewichen unid die 
Herrschaft, die einst in der Person eines autokratischen Königs zu-* 
sammengefaßt war, ist nun weit über die Gemeinschaft verteilt worden/ 
Bis die römische Republik sich über ganz Italien ausbreitete, gab es keine 
größere freie Gemeinschaft als die eines Stadtstaates; alle umfang¬ 
reicheren Staatsgd)ilde waren Gemeinschaften des Gehorsams und standen 
unter einem Monarchen. Die große Republik der Vereinigten Staaten wäre 
vor dem Vorhandensein der Presse und der Eisenbahn unmöglich gewesen» 
Der Tel^raph, das Telephon, der Aeroplan, der dauernde Fortschritt des 
Land* und Seeverkehrs erfordern eine noch größere politisdie Organisation. 

Wenn wir diesen Umriß der Geschidite getreu gezeichnet haben, 
und unsere kurzen Schlußfolgerungen stichhaltig sind, dann steht es fest» 
daß wir eine riesenhafte Aufgabe der Anpassung an die Bedingungen un¬ 
serer Zeit vor uns haben. Unsere Kriege, unsere sozialen Konflikte» 
unsere ungdieuren ökonomisdien Nöte, sie alle beweisen die Notwendigkeit 
dieser Anpassung. Unsere heutige Loyalität, unser Zugehörigkeitsgefüfal 
sind bestenfalls etwas Vorläufiges. Unser wahrer Staat, der Staat, der 
schon aufdämmert, der Staat, dem jeder Mensch all seine politischen 
Kräfte zuwenden soll, weil er eine unumgängliche Notwendigkeit ist» 
muß der Weltbundesstaat sein. Unser wahrer Gott ist nun der Gott 
aller Mensdien. Der Nationalismus als Gott muß ebenso wie alle Stam¬ 
mesgötter verschwinden. Unsere wahre Nationalität ist die ganze Mensch¬ 
heit. 

Inwieweit werden die modernen Menschen diese Notwendigkeit be¬ 
greifen, sidi zu ihr bekennen, daran gehen, ihre Ideen zu sichten, ihre 
Einrichtungen neu zu gestalten und die kommenden Geschlechter zur end¬ 
lichen Umwandlung der Staatsbürgerschaft in Weltbürgerschaft zu er¬ 
ziehen? Inwieweit werden sie unklar, verstockt und der Gewohnheit und 
Tradition unterworfen bleiben in diesem Kampf widerstreitender Kräfte, 
die ihnen Einigkeit oder Elend bringen? Früher oder später muß eine 
Einigung kommen, oder die Menschheit muß, das ist klar, an ihren 
eigenen Erfindungen zugrunde gehen. Wir, die wir an die Macht der 
Vernunft und an den zunehmenden guten Willen der Menschen glauben» 
weisen die zweite Möglichkeit zurück. Der Weg zur ersten mag allerdings: 
langwierig, tragisch und mühselig sein, ein Martyrium für viele Gene'r 
rationen; es ist jedoch auch denkbar, daß dieser Weg schnell, im Verlauf 
eines Menschenalters etwa, zurückgelegt wird. Das hängt von Kräften 
ab, deren Art wir wohl schon einigermaßen begreifen, deren Macht wir 
aber noch nicht kennen. Ein großer Erziehungsprozeß durch Vorschrift, 
Beldirung und Erfahrung muß sich vollziehen, doch können wir bis jetzt 
nicht ermessen, wieviel zu lernen ist, und wie bald das zu Lernende;' 
aufgenommen sein wird. Unsere Schätzungen schwanken mit unserer Stim¬ 
mung; es mag viel länger dauern, als wir hoffen, und viel kürzer, als: 
wir fürchten. 

Die entsetzlichen Erfahrungen des großen Krieges haben bewirkt, 
daß mancher Mensch, der seinerzeit die Politik leicht nahm, sie nun sehr 
ernst nimmt. Für eine kleine Anzahl von Männern und 'Frauen ist der 
Weltfriede höchstes Lebensziel ^worden, ein Ziel, dem sie in religiöser 
Selbstaufopferung nachstreben. Für eine viel größere Gruppe von Men¬ 
schen ist diese Idee zumindest eine werktätige Ueberzeugung. Viele von 
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ihnen: trachten für dieses Ziel zu arbeiten oder arbeiten ^ schon dafür^ 
mit der Feder oder durch Reden, in Schulen oder durch Bücher, in der 
weiteren oder engeren Oeffentlichkeit. Vielleicht sind im Grunde heute 
die meisten Menschen geneigt, dieses Ziel zu erstreben^ doch ist ihr 
Streben verwirrt, sie wissen nicht klar, was getan und was verhindert 
werden maß, damit die menschliche Einigkeit sich festige. Der Glaube 
an Präsident Wilson, die Hoffnung, die man auf der ganzen Welt in ihn 
setzte, ehe er zu schwanken und zu versagen begann, waren für die 
Zukunft der Menschheit außerordentlidi bedeutsam. -Gegen diesen Trieb 
zur Einigkeit stehen völlig feindselig andere Beweggründe, haßerfüllte 
Furcht vor Fremdem und fremden Völkern, Liebe zum vertrauten Alther* 
gebrachten, Patriotismus, Rassenvorurteile, Argwohn, Mißtrauen — und 
die Ansätze zu Bosheit, Schurkerei und Selbstsucht, die in jeder mensch* 
liehen Seele vorhanden sind. 

Zwei alles überragende Kräfte kämpften bisher, zumeist erfolgreich', 
in der Seele des einzelnen und im Gemeinwesen gegen die wilden, 
niedrigen und selbstsüchtigen Triebe, die die Menschen entzweien: 
Religion und Erziehung. Eng miteinander verwoben, haben Religion und 
Erziehung die größeren menschlichen Gemeinschaften ermöglicht, deren 
Wachstum wir in diesem Buche verfolgt haben; sie sind die zusammen- 
fögenden Kräfte des immer weitergreifenden menschlichen Gemeinwirkens 
gewesen. In den intellektuellen und theologischen Konflikten des neun¬ 
zehnten Jahrhunderts finden wir die Erklärung für jene sonderbare und 
außergewöhnliche Trennung von religiösem Unterricht und formaler Er¬ 
ziehung, die für unser Zeitalter kennzeichnend ist. Die Folgen dieser 
Phase religiösen Gezänks und religiöser Verwirrung haben wir gesehen; 
die internationale Politik kehrt zurück zu brutalem 'Nationalismus, die 
Industrie und das Geschäftsleben zeigen einen rückschrittlichen Zug 
harter, selbstsüchtiger, unschöpferischer Profitgier. Man durchbrach urr 
alte Schranken, und nun griff eine wahre Entzivilisierung Platz. 
Wir möchten besonders betonen, daß unserer Ansicht nach die Trennung 
der religiösen Unterweisung von der organisierten Erziehung notwendiger¬ 
weise vorübergehend ist, daß die Erziehung in ihrer Tendenz und in 
ihrem Geist bald wieder religiös werden muß, und daß der Trieb der 
Hingabe, des der Allgemeinheit Dienens und der völligen Selbstverleug¬ 
nung, der die gemeinsame grundlegende Kraft aller großen Religionen 
der letzten fünfundzwanzig Jahrhunderte gewesen ist, ein Trieb, .der in 
den verflossenen zwei oder drei Menschenaltern des Wohlstands, der 
Lauheit, Ernüchterung und des Zweifels sichtlich abflaute, wieder auf^ 
tauchen wird, klar und von allen Schlacken befreit, als der anerkannt 
grundlegende und aufbauende Impuls in der menschlichen Gesellschaft. 

Erzidiung ist die Vorbereitung des Individuums für das Gemein¬ 
wesen, und religiöse Schulung der Kern dieser Vorbereitung. Mit dem 
großen geistigen Umschwung und der ungeheuren Erweiterung des Wis¬ 
sens im neunzehnten Jahrhundert, verfiel die Erziehung, es entstand Ver¬ 
wirrung, unvermeidlich mußten die Ziele der Erziehung schwinden. 
Wir können das Individuum nicht mehr für das Gemeinwesen vorbereiten, 
wenn unsere Vorstellungen vom Gemeinwesen selbst erschüttert und in 
Gärung begriffen sind. Die alte Loyalität, die alten, zu engbegrenzten 
politischen und sozialen Ziele, die . alten, zu verwickelten religiösen 
Formeln haben die Macht der Ueberzeugung verloren, und die größeren 
Ideen eines Weltstaates und wirtschaftlichen Gemeinwohls dringen nur 
sehr langsam in die Vorstellungswelt der Menschheit ein. Bisher beherr¬ 
schen sie nur eine kleine Anzahl von Ausnahmsmenschen. Aus der Ver^ 
Wirrung und Tragik unserer heutigen Zeit jedoch kann eine moralische 
und geistige, eine religiöse Wiedergeburt werden, so einfach, so groß¬ 
zügig, daß sie Menschen verschiedener Rasse und Tradition auf einem 
gemeinsamen und geraden Weg im Dienste der Allgemeinheit führen wird. 




592 


Ein Verdi-Roman 


Wir können das Ausmaß und die Wirkungskraft einer solchen Wieder¬ 
geburt nicht im vorhinein ermessen, wir können nicht einmal behauptem 
daß sie schon begonnen habe. Die Anfänge solcher Bewegungen treten 
nie deutlich zutage. Große Bewegungen der Menschheitsseele schleidien 
sich ein wie ein Dieb in der Nacht; dann aber entdeckt man plötzlidf, 
daß sie mächtig geworden sind und die ganze Welt ergreifen. Religiöses 
Empfinden — befreit von jeglicher Verzerrung und den Händen der 
Priester völlig entwunden — kann bald durch das Leben wehen gleich' 
einem großen Sturm, alle Türen und Fenster des persönlichen Lebens 
aufreißen und vieles möglich, ja leicht machen, was in unseren Tagen 
der Erschöpfung so schwer erscheint, daß wir es kaum zu erhoffen wagen. 


Ein Verdi-Roman 

Von Arthur Eloesser 

Unsere Lyriker machen mir am meisten Sorge. Wenn sich der Schrift¬ 
steller überhaupt in der kapitalistischen Wirtschaftsordnung schwer un¬ 
terbringen läßt, der Lyriker muß schon recht zugänglich, recht flach, 
also sehr miserabel sein, um beizeiten den Markt, der ihn nährt, zu 
finden. Novalis war Bergassessor, Chamisso Kustos am Botanischen Gar¬ 
ten, Eichendorff war Riaiter, Möridce Pfarrer, Liliencron war Schulden¬ 
macher und Richard Dehmel, der als Versicherungd)eamter anfing, hat 
uns den Vorwurf hinterlassen, daß er niemals von seinen Schriften leben 
konnte. Hofmannsthal wurde Librettist von Richard Strauß. Die armen 
Lyriker haben sich meistens dadurch zu helfen gesucht, daß sie die 
literarischen Dämme zerrissen, um in Nachbargebiete einzudringen, die 
sie dabei nicht selten unter Wasser setzten. Paul Heyse hat ein paar 
respektierte, Emanuel Geibel hat ein paar gefürchtete Stücke zusammen¬ 
gebracht. Es war des so unverzagten Richard Dehmels schwerste Ent¬ 
behrung, daß er mit seinem dramatischen Temperament, mit seiner faust¬ 
starken Männlichkeit doch die Veste des Theaters nicht stürmen konnte. 
Franz Werfel, unser beständiger Jeremias, hat am zähesten mit der 
Sprödesten aller Spröden gerungen; er hat ihr geschmeichelt, hat sie ver¬ 
gewaltigt, hat sie sogar durch Gründe zu überzeugen versucht. Alle diese 
Unternehmungen sind aber doch schließlich imposante Versuche geblieben. 
Einige Jahre vor dem Kriege hörte ich zum ersten Male die Stimme 
des Predigers in der Wüste, die an jenem Abend ein eleganter Berliner 
Kunstsalon war. Das war eine Stimme, die flehend und fluchend skh 
fortwährend überschlug, das war ein Gesicht, das nur noch als Qual 
und Verzweiflung, als Verstörung und Drohung existierte, es waren zwei, 
es waren vier, es waren sechs Arme, die in wildem Aufruhr gegenein¬ 
ander gestikulierten. Man spürte Erdbeben, das Nahen einer Katastrophe; 
die Welt stürzte ein, wenn er sie mit seinem Finger berührte. Es ist 
wieder fast tragisch anzusehen, daß ein Mensch von so viel Lfebensstoff 
und Energie immer nur leuchten kann, indem er sich selbst verbrennt 
Und es ist fast ängstlich anzusehen, wenn der geborene Lyriker einmal 
etwas anderes versucht als die aus dem höchsteigenen Vulkan geschleu¬ 
derten Gluten zur Form zu beruhigen. 

Das Drama hat seine uralte Verwandtschaft: mit der Rhapsodie 
immerhin noch nicht vergessen, und besonders die deutsche Dramatik 
fährt auf einem Strom des Lyrismus, von dem sie sich zuweilen verschlin¬ 
gen, oft aber auch, wenn ein Schleusenwerk angebracht war, gewaltig 
neben ließ. Besteht doch der Faust sehr glücklich und dauerhaft aus 
einer Reihe von Gedichten. Der Lyriker, der erzählt, muß sich aber viel 
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mehr vergessen; der Gipfelzug des Dramas wird nicht so leicht über-- 
schwemmt wie die breitere und flachere Ebene der Erzählung, auf der 
der Epiker zwischen Zeiten und Landschaften gemächlidi vorwärts 
sdireiten muß. Gelingt es ihm aber, sidi zu vergessen, so wird sein Feld 
leicht von Dürre bedroht. Die ganze lyrisch gestimmte Generation des 
Expressionismus hat nicht erzählen können. Franz Werfel bringt uns 
einen Roman Verdi, der sich nebenbei noch Roman der Oper nennt, 
(Paul Szolnay Verlag). Es ist bezeichnend, daß ein deutscher Dichter, 
ein deutscher Dichter von besonders ethischem Ingenium sich einen Helden 
wählt, der mit seinem Volke in völligem Einverständnis lebte, der in 
seinem Leben kaum einen nachhaltigen Konfliktstoff barg, der eine über¬ 
lieferte Kunstform veihessert hat, ohne sie selbst je in Frage zu stellen, 
der durch ein langes patriarchalisches Dasein nie ein Fordernder unci 
Eifernder, sondern ein bis zur Vollendung Reifender und Wachsender 
gewesen ist. Es ist ferner bezeichnend, daß ein deutscher Dichter von 
ethischem Ingenium den italienischen Maestro gegen Richard Wagner 
stellt, gegen den Fordernden, Wollenden, Grollenden, gegen einen, der 
viel Philosophie, aber Gott sei Dank doch noch viel mehr Musik im Leibe 
hatte. Der fast siebzigjährige Verdi, in seinem Schaffen unsicher und 
hinter dem nordischen Koloß fast unsichtbar' geworden, wird von Werfel 
nach Venedig geschieht, damit er sich mit dem auch von seinen jüngeren 
Landsleuten umschwärmten Magus auseinandersetzt. Verdi will sich dem 
Großen „stellen“, den er bewundert, bezweifelt und beneidet, ohne 
gerade von seiner Musik viel zu kennen. Sie treffen sich zweimal irgendwo 
un Gedränge der in das Netz ihrer Kanäle labyrinthisch verstrickten Zau-* 
berstadt. Richard Wagner, der Werbende, der Buhlende, der „Weib¬ 
liche“ begegnet irgendeiner noch ununterworfenen Macht,» begegnet einem 
Augenpaar, das ihm aus seiner eigenen Sicherheit trotzt, das noch nicht 
Ja zu ihm gesagt hat. Ich habe mal-in Paris einen Schmarren gesehen', 
der in einer bitteren Winternacht zwei arme verhungerte Maler auf ver¬ 
schneiter Landstraße zusammenbringt. Sie zidien ihre breitrandigen 
schwarzen Filzhüte und stellen sich vor als Ruisdael und Rembrandt. ln 
Ehrfurcht und Rührung hielt das Publikum den Atem an. Es ist hier 
nicht anders, wenn auch die beiden nur mit den Augen sprechen. Da 
staunt der Leser, der sie gern vorstellen möchte: Herr Guiseppe Verdi, 
Herr Richard Wagner! Sprecht euch doch aus, ihr Lieben, Guten! — 
Da der Maestro nach einer durch Krankheit und Wiedergeburt erwirkten 
innerlichen Reinigung sich endlich zum Besuch kn Palazzo Vendramin ent¬ 
schließt, ertönt gerade die Totenklage um den eben nach Walhall ent¬ 
führten Meister. Verdi wurde frei und wieder fruchtbar in den pelni-* 
genden Wochen dieser Läuterung; den Lear hat er verbrannt, aber nun 
schreibt er den Othello, mit dem, er seine letzte, ganz klassische Periode 
eröffnet. Werfel, sein Prophet, wenn er noch einen braucht, gehört wohl 
auch zu den Deutschen, die über allem schwer werden, auch wenn sie sich 
für das Leichte, Helle, Tanzende, Schwebende und schon im Strahlen 
Tönende begeistern. Ein großer Mann muß wohl auch ein guter Mann 
sein. Der deutsche Dichter schwärmt für das Werk von Verdi und auch 
für sein Herz. Der Maestro findet nach seiner Läuterung einen jungen, 
deutschen Fanatiker und Schwindsücht^en, der vielleicht die nächste Zu¬ 
kunftsmusik macht, und er unterstützt so reichlich wie diskret den Ster¬ 
benden mit seiner kleinen Familie. Wenn ein Dichter den Leuten so gern 
die Börse öffnet, denkt meine gerührte Seele gern des wohltätigen Unbe¬ 
kannten im Wiener Volksstück: Meinen Namen werdet ihr nie erfahren. 
Ich bin Kaiser Franz der Zweite. Das aber ist der Fluch der bösen Tat... 
Wenn Werfel seinen Helden zwischen eine historische und eine erfundene 
Figur stellt, so mußte eine Fürchterlichkeit die andere gebären. Der 
historische Roman, wenn er Ueberliefertes und Erfundenes auf der 
gleichen Ebene hält, hat sich ja immer als eine bastardmäßige Gattung 
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kompromittiert, und wer Flauberts berühmte Salambp mit Ayf* 

madiung nicht Ifiigweilig findet, der hat kein Recht, seine Madam%ik)vafy 
zu lieben. Ein historischer Roman, der nicht langweilig ist, der sich mit 
romantischer Keckheit, vor allem mit der gewissen Sicherheit vpn Kostüm 
und Maske zwischen den Kulissen von Landschaften und Kulturen bewegt, 
wird unvermeidlich zur unschädlichen Lektüre für die reifere Jugend. So 
ist es dem sehr braven Walter Scott gegangen, und ich habe den ver¬ 
wegenen Renaissancemenschen C. F. M^er, der so gern mit Gift und 
ttolch und schönen Verbrechen bis zur Blutschande umging, längst ohne 
Bedenken in die Bibliothek meiner Kinder überführt, wie stillos veriiält 
sich hier ein im Lyrischen so strenger- Dichter, der im Erzählen abwech¬ 
selnd gdit und stolpert und fliegt und einmal auch ganz im trocknen 
sitzen bleibt. „Für den Historiker, der die Geschichte dieses Werkes 
prüfen will, liegt eine durdi etwa drei Jahrzehnte laufende Korrespondenz 
vor, in der diese Oper immer wieder erscheint.“ Ein fürchterlidier Satz 
Und allenfalls statthaft, wenn Werfel sich berichtend wie ein Chronist be¬ 
nommen, wenn er scheinbar überhaupt nicht erfunden hätte. So wie 
Heinrich von Kleist in seinen großen Novellen als SchluBredakteur einer 
älteren Ud>erlieferung aufzutreten pflegt. Werfel selbst hat in seinem 
Vorwort schon alle Bedenken gegen seinen Stoff aufgerufen, die ihm 
schließlich, wie er sagt, durch die helle Begeisterung für die Verdiscbe 
Musik weggeblasen worden sind. Dann hätte er eine Biographie 
schreiben sollen, historisch verbürgt und zugleich so warm und im 
Menschlichen hingegeben, daß sie wie ein Roman wirkt. So etwas gfct 
es doch. 

Was soll der geborene Lyriker machen, der sich selbst fast frag¬ 
würdig Vorkommen wird, wenn er auch in seinen reiferen Tagen nichts 
als die kleinen Gedichte macht. Und der auf die Aufführung seiner 
immerhin interessant erdachten Dramen wartet. Das Drama hat seine 
Tücken, wie er weiß, aber das Erzählen kann doch nicht so schwer 
sein. Es ist gewiß nicht schwer oder nicht schwer genug, wenn einer 
beispielsmäßig folgenden Satz schreibt: „Straff stand des Mannes durch 
nichts berührte Jugendgestalt vor der schwer atmenden Wand des Meeres“. 
So schreibt Rudolf Herzog vielleicht immer, aber Franz Werfel darf 
es auch gelegentlich nicht tun, weil er einen Namen einzusetzen hat, der 
nicht mehr ihm allein, der auch uns schon gehört, der auch außerhalb 
Deutschlands klingt. Es muß Franz Werfel, vielleicht durch ThomM 
Mann, gesagt weraen, daß die Prosa eine Kunstform ist so gut wie der 
Vers, und daß der Schriftsteller, der nicht jeden Satz rhythmisch lenkt, 
und mit der eigenen Handschrift prägt, sich jedesmal e'iner Stempel¬ 
hinterziehung schuldig macht. Werfel kannte, wie er sagt, die Schwierig¬ 
keiten seines Unternehmens, die nur durch seine leidensdiaftliche Schwär¬ 
merei für den geliebten Helden weggeblasen werden konnten. Dann 
hätte er entweder, kühn wie Luise Mühlbach — die doch in jedem histo¬ 
rischen Roman steckt —, die Mordszene erwägen müssen, in der sich 
Verdi und Wagner miteinander messen oder ... Das Unglück ist, daß es 
hier kein Oder gibt. Der italiemsche Meister hatte es gar nicht nötig, 
sich von Werfel nach Venedig schicken zu lassen, um bei Wagner seine 
Karte abzugeben. Da er sozusagen auch Musiker war, hätte es genügt» 
wenn er die Partitur des Tristan zu Hause auf seinem schönen Gut 
Sant’ Agata las. Dann allerdings wäre der Roman der Oper viel stiller 
geworden. Oder, er hätte wohl erst gar nicht angefangen. 
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WlRTSraHFTLlCHER RUHDELICH 

Ztisammenballungen in der Wirtschaftskrise 


stabile Wflhrung und 
Kapitalskonzentration 


Die Zahl der Aktiengesellschaften ist in der 
Inflationszeit auf das Dreifache gestiegen, Einzel- 
firmen und G.m.b.H.s schossen wie Puze aus der 


Erde. Große Gesellschaften oder geschäftstüchtige Personen vermochten 
ihren Aktionsradius gewaltig auszudehnen. Konzerne bildeten sich und 
wurden zu Kristallisationspunkten von Geld und Sachwerten. Innerhalb 
der Konzerne wurden Versuche gemacht, die Produktion horizontal zu 
vereinigen und dann vertikal zusammenzufassen in hintereinander folgenden 
Produktionsstufen. Die Zeitspanne, die seit der Stabilisierung veirlossen 
ist, ist zu kurz, um ein Urteil bilden zU lassen, ob die Konzernbildung 
zum Abschluß gekommen ist oder ob gar eine Rückbildung erfolgt. Das 
unorganisch Vereinigte wird zweifellos wieder in die Brüche gehen, ja 
es ist sogar wahrscheinlich, daß auch Industriekonzerne eine Rück¬ 
bildung erfahren, von deren Festigkeit jeder überzeugt war. Man denke 
nur an den Konzern des Stahlwerks Becker. Auf der andern Seite birgt 
auch die Stabilisierungskrise Momente, die der Kapitalskonzentration 
neue Nahrung geben. Die würgende Geldknappheit und der Kurstief¬ 
stand unserer Industriepapiere geben kapitalbesitzenden Personen oder 
Gruppen die Möglichkeit, Expap^nspolitik zu treiben. Dazu ein 
Beispiel. 


IsL-aI« Ein Mann von wenig über dreißig Jahre, hat eine atlßer- 

jaKoo micnaei gewöhnlich rasche Karriere gemacht. Er madite in der 
letzten Zeit öfter von sich reden. Versuchte er doch in das Gehege alt¬ 
renommierter Banken einzubrechen. Im Kriege legte er den Grundstock 
zu^ seinem Vermögen, indem er aus alten Erzrückständen Wolfram zu 
gewinnen verstano. Dieses für die Hüttenindustrie im Krie^ begehrens¬ 
werte Produkt konnte er mit gutem Gewinn absetzen. (Der Aufstieg 
Michaels wurde in dem Buche „Könige der Inflation“, Verlag für Sozial¬ 
wissenschaft, geschildert.) Eine Reihe Firmen der chemischen Industrie 
vermochte Michael unter seine Kontrolle zu bringen. Ais Kontrollgesell- 
schaft der Industriegesellschaften des Michael-Konzerns wurde die 
J. Michael Akt.-Ges. für chemische und metallurgische Industrie in 
Berlin geschaffen. Der Einfluß des Herrn Michael erstreckt sich auch 
auf das Gebiet der Verkehrsuntemehmungen, wo er bei einer Reihe von 
Klein-, Lokal- und Straßenbahnen Anteile erwerben konnte. Die Mehrheit 
des Versicherungskonzerns Germania, Stettin, ging in seinen Besitz über. 
Das Schwergewicht des Konzerns des jungen Michael liegt auf dem Ge¬ 
biete der Kreditgewährung. Es müssen nesige Mittel sein, die ihm zur 
Verfügung stehen, denn anders ist das Ausdehnungsbedürfnis in den 
letzten Wochen nicht zu erklären. Das Nervenzentrum der Michael- 
Gruppe auf finanziellem Gebiete liegt bei der Industrie- und Privatbank 
A.-G., Berlin. Von ihr wurde die Textil-Kredit A.-G., Berlin, ge* 
gründet, deren Zweck aus dem Namen bereits hervorgeht. Aber auch 
alte Institute der Kreditvermittlung, namentlich solche des Hypothekar¬ 
kredits, gingen in den Besitz von Michael über, so die Hannoversche 
Boden-Creditbank in -Hildesheim, die Mitteldeutsche Boden-Creditbank 
in Greiz und neuerdings die Deutsche Vereinsbank in Frankfurt a. M. 
Die letzte gehörte zum jnteressenkreis der allmächtigen Deutschen Bank. 
Daß die Deutsche Bank den Niedergang dieses für den Frankfurter 
Platz so wichtigen Instituts nicht verhindern konnte und dem jungen 
Herrn Michael die notwendige Blutauffrischung überließ, ist ein Kapitel 
besonderer Art, das die gegenwärtige Situation treffend kennzeichnet. 
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Die Eroberung der Mitteldeutschen Creditbank, Frankfurt a. M., die in 
der Braunkohlenindustrie einflußreich ist und das bestimmende Aktien- 

B aket der Ilse Bergbau A.-O. in Besitz hat, gelang Herrn Michael nicht. 

>ie von der Mitteldeutschen Creditbank errichtete hohe Barriere in 
Form von mehrstimmigen Vorzugsaktien verhinderte einen größeren Ein¬ 
fluß. Der schon jetzt bestehende Interessenkreis der Gruppe Michael 
ist immerhin beachtenswert. Namentlich, wenn man bedenkt, daß ein 
junger Mann die treibende Kraft bei den in kurzer Zeit erfolgten 
Transaktionen bildet. Michael kann als ein Beispiel dafür gelten, daß 
derjenige, welcher Situationen rasch zu erfassen und energisch auszu¬ 
nutzen versteht, obenauf ist. Als im November vorigen Jahres noch 
wenige von unsern sogenannten Wirtschaftskapazitäten an den Versuch 
der Währungsstabilisierung durch die Rentenmark glaubten, veräußerte 
Michael große Teile seines Sachwertbesitzes, um dafür bares Geld ein¬ 
zutauschen. Da die dafür erzielten Preise relativ hoch warea, konnte er 
ein gutes Geschäft machen. Und als der Kredithunger an den Wurzeln 
der Wirtschaft nagte, konnte er über flüssige Mittel von beträchtlichem 
Ausmaß verfügen. Michael war also nicht nur ein Infiations-, sondern 
in noch höherem Maße ein Stabilisierungsgewinnler. Seine Voraussicht 
brachte, wie Figura zeigt, gute Erfolge. 


RnHDBEMERKUHGEH 


Oswald Spenglers Entlarvung 

Genosse Erich Kuttner übergibt uns 
den nachstehenden Briefwechsel zur Ver¬ 
öffentlichung. Wir benutzen hierzu mit er¬ 
wogenem Eifer dieses Heft der »Glocke*, 
das der sozialistischen Kulturbewegung ge¬ 
widmet ist. Im besonderen unsere Jugend 
soll erfahren, daß es sich nicht verlohnt, 
dieses aufgeblähten Schmutzfinkens Bücher 
zu kaufen. Die Red, 

Kuttner, M. d. L. 

Berlin SW 68, den 12. Juni 1924 

Lindenstr. 3 

•k 

Herrn 

Dr. Oswald Spengler 
durch den Verlag Beck (München) 
Sehr geehrter Herr Spengler, 
mit Interesse habe ich Ihr Buch 
„Neubau des Deutschen Reiches“ 
Riesen. Auf den ersten Seiten neh¬ 
men Sie auf einige Ereignisse Be¬ 
zug, deren Tatbestand ich gern 
nachprüfen möchte, die sich aber 
in der dargestellten Form der histo¬ 
rischen Kontrolle entziehen. Auf 
Seite 9 heißt es: 

1. „ln Weimar betranken sich die 
bekanntesten Helden dieses 
Possenspiels an dem Tage, wo 
in Versailles unterzeichnet 
wurde.“ 

Ich bitte um Angabe der Namen 
der Herren, die sich am Abend der 


Unterzeichnung in Versailles in 
Weimar betrunken haben. 

Ebenda: 

2. „Es geschah nicht viel später, 
daß mit großen Aemtern aus¬ 
gestattete Führer des Proleta¬ 
riats sich in einer Berliner 
Schiebervilla mit Nackttänze¬ 
rinnen betranken, während Ar¬ 
beiterdeputationen vor der Tür 
warteten.“ 

Ich bitte um Angabe, um welche 
Herren es sich handelt, wer der be¬ 
treffende Schieber ist, wo sich die 
Villa befindet und schließlich um 
das Datum des Ereignisses. 

Auf Seite 10: 

3. „Inzwischen bekamen die Pro¬ 
letarier Landsitze und reiche 
Schwiegersöhne, und bürger¬ 
liche Hungerleider mit ge¬ 
schäftlicher Begabung wurden 
plötzlich stumm, wenn im 
Fraktionszimmer hinter einem 
eben bekämpften Gesetzantrag 
der Schatten eines Konzerns 
sichtbar wurde.“ 

Bitte um Beantwortung der Fra¬ 
gen: wer mit den Proletariern ge¬ 
meint ist, die Landsitze (welche?) 
und reiche Schwiegersöhne (wel- 
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die?) bekamen; ferner wer die bür¬ 
gerlichen Politiker sind, die sich,' 
wie angegdien, verhalten haben? 

Aiif Seite 12: 

4. „1922 erhielt ein Oewerk- 
schaftsbeamter eines der höch¬ 
sten Verwaltungsämter in Preu¬ 
ßen mit der Begründung, daß 
er der letzte seiner Altersklasse 
sei, der nodi keinen Auftrag 
erhalten habe.“ 

Ich bitte um nähere Bezeichnung 
des Vorfalls, namentlich Angabe des 
Namens des Qewerkschaftsbeamten 
und des betreffenden Amtes. . 

Für eine recht baldige Beantwor¬ 
tung meiner Fragen wäre idi Ihnen 
aufkrordentlich verbunden. Dabei 
setze ich voraus, daß Sie als Histo¬ 
riker von Ruf nur solche Quellen 
mir bezeichnen werden, die einer 
ernsthaften historischen Forschung 
genügen. 

Ich glaube mich mit Jhnen in 
der Auffassung einig, daß es natür¬ 
lich kein Beleg solcher Behauptun¬ 
gen darstellt, wenn einmal Äehn- 
liches in irgendeinem Winkel- oder 
Hetzblättchen (namentlich in derart 
allgemeiner Form) gestanden hat. 

Ich mache darauf aufmerksam, 
daß ich auf Ihre Antwort besonde¬ 
ren Wert l^e und aus einer Nicht¬ 
beantwortung meiner Anfrage den 
Schluß ziehen müßte, daß Sie zu 
einer positiven Beantwortung mei¬ 
ner Fragen nicht imstande sind. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
gez. Erich Kuttner. 

Dr. Oswald Spengler 
Mündien, Agnesstr. 54 

Mönchen, den 25. Juni 1924 
Sehr geehrter Herr! 

Auf Ihren Brief vom 12. Juni, 
den ich bei meiner Rückkehr von 
einer Reise hier vorfand, habe ich 
folgendes zu erwidern: 

Ich pflege in meinen politischen 
Schriften Zustände und Systeme an¬ 
zugreifen, nicht die mehr oder we¬ 
niger belanglosen Personen. Infol¬ 
gedessen habe ich aus meinem Ma¬ 
terial Fälle herausgegriffen, welche 


Zustände beleuchten, ohne Rück¬ 
sicht auf die Person. Die Zuver- 
lässigjceit meines Materials zu beur¬ 
teilen, wollen Sie mir überlassen, 
ebenso die Entscheidung darüber, 
ob und wann ich Gründe für vor¬ 
liegend halte, die Namen in diesen 
und anderen mir bekannten Fällen 
zu nennen. 

Im übrigen weise ich den Versuch 
zurück, eine Ihnen zusagende Ant¬ 
wort dadurch erzwingen zu wol¬ 
len, daß Sie die Nichmeantwortung 
Ihrer Fragen für gleichbedeutend 
mit der Unmöglichkeit erklären. Sie 
beantworten zu könrien. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
gez. O. Spengler. 

Kuttner, M. d. L. 

Berlin SW 68, den 8. Juli 1924 
Lindenstr. 3 
Herrn 

Dr. Oswald Spengler 

München 
Agnesstr. 54 

Sehr geehrter Herr! 

Ihr Schreiben vom 25. Juni kann 
ich nur als einen Versuch werten, 
einer Beantwortung meiner konkret 
und präzis gestellten Fragen auszu¬ 
weichen. 

ln Ihrer Schrift „Neubau des 
Deutschen Reiches“ bemerken Sie 
zu dem zweiten der von mir er¬ 
wähnten Fälle ausdrücklich: „Das 
ist kein Zwischenfall, sondern ein 
S)Tnbol. Das ist der deutsche Par¬ 
lamentarismus.“ 

Wenn ein Historiker einen Ein¬ 
zelfall zu der Höhe eines Symbols 
erhebt, so muß er auch imstande 
sein, diesen Einzelfall zu beweisen» 
so muß er auch mit Namen und — 
Quellenangabe zur Verfügung stehen 
und darf nicht einem berechtigten 
Zweifel und dem Wunsche um 
sachliche Nachprüfung mit der von 
Ihnen beliebten hochnäsigen Bemer¬ 
kung begegnen, daß man ihm nur 
die Sorge um die Zuverlässigkeit 
seiner Quellen überlassen möge. 
Dazu bin ich um so weniger im¬ 
stande, als die ersten Kapitel Ihres 
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Buches geradezu strotzen von tat¬ 
sächlichen Unwahrheiten. ^ be¬ 
haupten Sie z. B. auf Seite 14: 

„Aber im Reichstag ging in¬ 
dessen eine andere Polonaise an 
der Präsenzliste vorüber, wo man 
durch Eintrag den Anspruch auf 
Diäten erhielt, um dann wieder 
seinen Geschäften nachzugehen, 
und diese Diäten blieben nicht 
hinter der Mark zurück.“ 

Dies schreiben Sie, obwohl Ihnen 
eine einfache Beredinung hätte dar¬ 
legen können, daß die Reichstags¬ 
diäten tatsächlidi genau in dem 
gleichen Maßstabe wie die Beam¬ 
tengehälter usw. in der Inflations¬ 
zeit hinter der Mark zurückgeblie¬ 
ben sind und obwohl Ihnen be¬ 
kannt sein dürfte und müßte, daß 
gerade im Reichstag die Verateäu- 
mung einer einzigen namentli^en 
Abstimmung den Verlust der Diäten 
für den nach sich zidit, der sie ver¬ 
säumt hat, mag er auch sonst den 
ganzen Tag anwesend gewesen sein, 
und obwohl Sie schließlidh als Hi¬ 
storiker besser wissen als irgend¬ 
welcher gewissenlose Agitator, daß 
die Hauptarbeit der Parlamente in 
den Kommissionen geleistet wird, 
und daß in diesen sehr fleißig 
gearbeitet worden ist, während Sie 
es so darzustellen belieben, als ob 
das Gros der Reidist^sabgeord- 
neten außer der für die Einzeich¬ 
nung und Diätenerlangung erfor¬ 
derlichen Zeit überhaupt keine 
Mühe und Arbeit auf die Ausübung 
des Mandats verwendet hätte. 

Dies ist nur ein kleines Beispiel 
für die Unsauberkeit Ihrer Ge- 
schiditssdireibung. Aber es lag mir 
daran. Sie auf Ihren handgreiflichen 
Lügen zu ertappen, indem ich Ihnen 
in meinem ersten Brief die Fragen 
stellte, auf die Sie keine Antwort 
geben können. 

Ich werde nunmehr diese Ent¬ 
larvung eines Mannes, der immerhin 
einen wissenschaftlichen Namen zu 
verteidigen hat, der Oeffentllchkeit 
überg^n. 

gez. Erich Kuttner. 


Da» VenoiUe» 
der Deut»€knationaien 

Unter dieser Ueberschrift veröf¬ 
fentlichte die Glocke am 7. Mai 
1924; 

Dk Deutsdinationalen haben 
ihren Wählern versprochen, daß sie 
Deutschland vom Vertrage von, Ver¬ 
sailles freimachen werden. Sie ha¬ 
ben die Mittel, mit denen solche 
Befreitmg erfolgen soll, nicht genau 
angegeben; aber sie haben reichlich 
durchblicken lassen, daß auch ein 
Freiheitskrieg versucht werden 
könnte. Kaum hat die Körneriade 
ihre Wirkung getan, so beeilen sich 
die Deutschnationalen festzustellen, 
daß sie an Schlachtenabenteuer nie 
gedacht hätten. Es gäbe auch an¬ 
dere Kräfte, die Versailler Ketten 
zu zerreißen: die schwarz-weiß¬ 
rote Sammlung, den Bismarckblock, 
die bürgerlidie Regierung mit 
Rechtskurs. 

Denn die Deutschnationalen wol¬ 
len, so viel steht wohl schon fest, 
Erfüllungspolitik leisten, sie wollen 
nicht nur den Vertrag von Versail¬ 
les anerkennen, sie wollen auch das 
Sachverständigen - Gutachten, das 
Helfferich das zweite Versailles ge¬ 
nannt hat, annehmen. Dieser Tat¬ 
bestand kann nicht früh genug fest¬ 
gestellt werden; er enthüllt die 
eigentliche Absicht der Deutschna¬ 
tionalen und ihres Bismarckblocks: 
die Zerschlagung der deutschen De¬ 
mokratie, die Knechtung der breiten 
Massen, im besonderen der Arbei¬ 
terschaft, die Beseitigung der sozi¬ 
aldemokratischen u^ demokrati¬ 
schen Beamten, die Aenderung der 
Verfassung, den Angrift auf Preu¬ 
ßen und auf den Reichspräsidenten. 
Die außenpolitische Flagge war 
eine Korsarenflagge. Angeblich 
gkig es gegen den Vertrag von Ver¬ 
sailles, in Wirklichkeit g^en die 
Verfassung von Weimar. Der Un¬ 
terschied zwischen der deutschna- 
tionalen Außenpolitik und der 
Außenpolitik der Sozialdemokratie 
wird nur in der Art der Lastenver¬ 
teilung bestehen. 

Die Deutschnationalen wollen 
und werden erfüllen, indem sie den 
breiten Massen das Blut abschröp- 
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fen; den Weg zur Sdilagader des 
Volkes wollen sie sidi durch innere 
GewalbHaBnahmen sidiern. 

Am 14. J^i 1924: 

Man darf sagen: Weldie Wen¬ 
dung durdi die Fügung, die Re¬ 
gierung übernehmen zu können. 
Aus dem Lindwurm ist ein Regen¬ 
wurm geworden. Die Nationalen 
drehen sich und wenden sich; aber 
sie wollen erfüllen. Sfe wollen er¬ 
füllen, weil sie wissen, daß keine 
Regierung auch nur a(^t Tage zu 
bestehen vermag, die dem deutschen 
Volke die Folgen der Nichterfül¬ 
lung auf den Hals hetzt. Sie wol¬ 
len erfüllen, weil sie höher als den 
deklamierenden Widerstand gegen 
dfe Erfüllung die Abwälzung des 
Unvermeidliraen auf die breiten 
Massen und höher nodi die Zer¬ 
trümmerung des Volksstaates, des 
Parlamentarismus und der I^mo- 
kratie erachten. Außenpolitisdi wer¬ 
den die Nationalen den bisher ge¬ 
steuerten Kurs weiter steuern; nach 
innen, dem Volke, den Arbeitern, 
werden sie die gepanzerte Faust 
zeigen. 

Die Deutschnationalen wollen 
zur Regierung. Vor den Minister¬ 
sesseln stdit das kaudinisdie Joch 
der Erfüllung. Unter dieses Joch 
sollen die Nationalen sich stellen. 
Ob sie hindurchgehen müssen, das 
wird dann wesentlich von uns ab- 
hängen. Eine Neuwahl, die statt¬ 
findet, nachdem die Nationalen sich 
mit der . Erfüllungspolitik so kom¬ 
promittiert haben wie die Sozial¬ 
demokratie aus vaterländischen ^- 
we^gründen heraus, um der Ganz¬ 
heit des Staates willen, durch die 
Ermächtigungsgesetze, durch die 
Unterschiedlichkeit der Politik ge¬ 
gen Bayern und der gegen Sadisen 
und viele andere politischen Maß¬ 
nahmen sich (wenn man so sagen 
will) kompromittieren mußte, wird 
zeigen, wie vergänglich der Erfolg 
einer Wahl war, die damit geschla¬ 
gen wurde, daß Versailles zerrissen 
werden sollte, und die sich wieder¬ 
holen soll an der Frage, wer den, 
auch durch die Nationalen nachträg¬ 
lich unterschriebenen Versailler Ver¬ 
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trag bezahlt. Der entpanzerte Lind-r 
wurm, der zum Regenwurm wurde»; 
wird leicht zu zertreten sein. . 

Wir wissen, wohinaus die Natio¬ 
nalen wollen. Vor Herrn Poincar^ 
— um es immer wieder zu sagen — 
würden sie kuschen, und das deut¬ 
sche Proletariat würden sie, regie¬ 
ren, regieren, so wie sie das ver¬ 
standen haben: Dreiklas^nwahl- 
recht, Gesindeordnung und Oetrei- 
dezölle. Das muß vereitelt werden. 
Wenn nun schon die Nationalen 
erkannt haben, daß Erfüllungspoli¬ 
tik gemacht werden muß, so ziehen 
wir doch vor, diese Politik selbst 
zu machen. Wir glauben, daß, 
wenn die schwarz-weiß-roten Rat¬ 
tenfänger nicht mehr das Li^ der 
Revanche werden blasen können, 
daß dann die Vernunft und der 
Selbsterhaltungstrieb des deutschen 
Volkes sich gegen den Feudalismus 
der Raubritter angemessen verhal¬ 
ten werden. Und darum: die Natio¬ 
nalen müssen unter das Joch (schon 
stehen sie halb darunter) und dann 
muß die Tür zur Regierung vor 
ihnen zugeschlagen werden. 

Am 21. Mai 1924; 

Fest muß bleiben: eine Erfül¬ 
lungspolitik, an der die Deutsch¬ 
nationalen teilnehmen, kann die Zu¬ 
stimmung und das Vertrauen der 
Sozialdemokratie nicht finden, well 
eine solche ErfüllungspolitSc sowohl 
außenpolitisch wie innenpolitis^ 
nur Sabotage sein wird. Die 
Deutschnationalen müssen gemäß 
der ihnen durch die Wahlen zuge¬ 
kommenen Bedeutung — niciit viel¬ 
mehr als ein Fünftel der Volksver¬ 
tretung — von der Regierung aus¬ 
geschaltet bleiben. Wenn sie aber 
an die vaterländischen Verbände ap¬ 
pelliere und putschen sollten, wer¬ 
den die Standgerichte zu arbeiten 
bekommen. 

Heute, mehr als ein Vierteljahr 
später, haben alle diese Sätze noch 
ihre volle Richtigkeit. Und auch die 
Deutschnationalen spielen noch im¬ 
mer das gleiche Spiel. In der 
Kreuzzeitung erklärt Graf Westarp, 
daß, wenn die Bedingungen, die 
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kurz vor London von den Deutsch* 
nationalen aufgestellt worden seien, 
nicht voll und ganz erfüllt werden, 
die Deutsdinationalen sich der ge¬ 
setzlichen Erledigung des Dawes- 
Gutachtens mit allen Mitteln wider- 
setzen würden. Zu diesen Bedin¬ 
gungen gehört eine amtliche Wi¬ 
derrufserklärung des Artikels 231 
des Versailler Vertrags. Der Pro¬ 
fessor Hoetzsdi erklärt im Reichs¬ 
tag gleichfalls, daß sich seine Par¬ 
tei mit allen Mitteln widersetzen 
werde, wenn nicht die von Bir auf¬ 
gestellten Bedingungen — also audi 
der Widerruf des Artikels 231 er¬ 
füllt würden. Schnell aber fügte 
Hoetzsch hinzu: „Die Deutschnatio¬ 
nalen erkennen die Lehre der Ge¬ 
schichte an, daß der Unterlegene 
sich schweren Opfern nicht ent¬ 
ziehen kann“. Wir dürfen wolil 
feststellen: hier ist die Hintertür. 
Und wir dürfen wohl hinzufügen, 
daß wir auch den Weg aus dieser 
Tür recht deutlich erkennen, wenn 
Hoetzsch fortfährt: „Die E)eutsch- 
nationalen haben in dieser Stunde 
nicht das Vertrauen zu einer Re¬ 
gierung, die auf so schmaler Basis 
steht“. Um die Erweiterung der 
Basis und nicht um den Schuldar¬ 
tikel drehen sich die Sorgen der 
Deutschnationalen. Die Gefahr für 
das deutsche Volk wächst ins Un¬ 
heimliche, ins Unerträgliche. Er¬ 
füllungspolitik mit den Deutschna¬ 
tionalen bedeutet Gefährdung der 
Republik, Unterhöhlung der Demo¬ 
kratie, Schutzzaun für jede Ausbeu¬ 
tung, Prämie für brutale Plünde¬ 
rung der Besitzlosen. Die Sozial¬ 
demokratie steht vor der schwer¬ 
sten nachrevolutionären Entschei¬ 
dung. Schiff und Breitscheid haben 
diese furchtbare Verantwortung hier 
zu durchleuchten versucht. Noch 
scheint die Stunde nicht gekommen 
zu sein, das letzte Wort zu spre¬ 
chen. Aber soviel darf wohl schon 
heute gesagt werden: das deutsche 
Volk würde begreifen, wenn es, um 


der vernichtenden Quittungspolitik 
der Deutschnationalen sich entzie¬ 
hen zu können, von neuem zur 
Wahlschlacht aufgerufen wird. 

Robert Breuer. 


Bayern — treudeutsdi 

Eine Reihe von b^erischen Ban¬ 
ken hat durch die Wirtschaftskrise 
der letzten Zeit einen erheblichen 
Knacks gekriegt, und so sind einige 
von ihnen genötigt gewesen, Ber¬ 
liner Hilfe in Anspruch zu neh¬ 
men, so die Bayerische Hypotheken- 
und Wechsel bank die Disconto-Ge- 
sellschaft, und die Bayerische Ver¬ 
einsbank diejenige des Bankhauses 
Mendelssohn & Co. Die Nachricht 
davon bringt die bayerische Presse 
von der echt bayerischen Farbe 
unter der UebersArift „U e b e r - 
fremdung der letzten bayeri¬ 
schen Großbanken“. 

Bisher hatte man unter Ueber- 
fremdung den Uebergang des maß¬ 
gebenden Einflusses auf ein deut¬ 
sches Unternehmen an ausländi¬ 
sche Kapitalisten verstanden, jetzt 
spricht man von ihr schon, wenn 
die Bayern genötigt sind, sich 
von den verdammten Preußen 
aus der Patsche helfen zu lassen. 
Wie lange wird es noch dauern, 
bis die blau-weiße Presse den 
nördlich des Mains gelegenen Teil 
Deutschlands kurz, klar und 
schlicht als den „F e i n d b u n d“ 
bezeichnet? fi.R. (H.). 


Eine unlösbare Aufgabe l 

Im „Völkischen Kurier“, der in 
München als Fortsetzung des Hit- 
•lerschen „Völkischen Beobachters** 
erscheint, lesen wir folgendes 
Inserat: 

Welcher Völkische, 
der mit der augenblicklichen po¬ 
litischen Lage innerhalb der deut¬ 
schen Freiheitsbewegung genau 
vertraut ist (Stellung der einzel¬ 
nen Verbände und ihrer Führer 
zueinander) schreibt gegen gutes 
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Honorar sofort kurze Broschüre 
für eine Münchener Verlags¬ 
anstalt? Bedingung guter, flüs¬ 
siger Stil. Eilangebote unter 
H. L. 1897 an die Anzeigen-Ab- 
teilung des „Völkischen Kurier“. 

„H. L.“ dürfte doch wohl Hitler- 
Ludendorff heißen? Die Herren 
scheinen also selbst den Ueberblick 
über ihre „Bewegung“ verloren zu 
haben? Sie brauchen einen Bae¬ 
deker der nationalsozialistischen 
völkischen Organisationen. Aber da 
diese Bewegung die Eigenschaft 
der schnellen Veränderlichkeit hat, 
dürfte ein Handbuch kaum ge¬ 
nügen; es müßte wohl schon so 
eine Art täglicher Kurszettel, aut 
dem man verfolgt, wie die ein¬ 
zelnen Führer gerade im Kurse 
stehen, sein Hitler steht augenblick¬ 
lich unter pari und unter Oesdiäfts- 
aufsicht; Ludendorff ist immer noch 
gefragt. — Wer wird wohl das 
Preisausschreiben des „Völkisdien 
Kurier“ lösen? Wir fürchten, nie¬ 
mand! Denn im Orgänisationswirr- 
warr imd Führerchaos 'der Natio¬ 
nalsozialisten „kennt sich keiner mehr 
aus“! O.W. 


Für Herrn Wallrqf 

Das „Deutsche Tageblatt“,. das 
Berliner Organ Wulles, bringt fol¬ 
gende Notiz: 

Negerkoloni^ Deutschland. 
Unter dieser Ueberschrift gibt 
die Presseleitung der National¬ 
sozialistischen Freiheitspartei 
(Berlin. NW, Reichstag, Zimmer 
54 E) „Auslandsstimmen zum 
Sachverständigen-Outachten“ als 
Flugschrift heraus. Massenver¬ 
teilung ist völkische Pflicht. Um 
eine solche zu ermöglichen, ist 
der Einzelpreis mit 10 Pf. (ein¬ 
schließlich Porto) berechnet wor¬ 
den. Bei Bestellungen von 100 
Flugschriften kostet das Hundert 
nur 5 Mark (einschl. Porto). Be¬ 
stellungen unter gleichzeitiger 
Einsendung des Betrages (auch 
in Briefmarken gestattet!) an die 
Presseleitung. Die Berliner Orts¬ 
gruppen können die Flugschriften 


im Reichstag, Zimmer 54E, ab¬ 
holen. 

Es ist möglich, daß die Völkischen, 
wenn sie unter sich sind, glauben, 
in einer Negerkolonie zu leben. 
Es ist auch möglich, daß sie glau¬ 
ben, ihre Mitbürger wie die Sklaven 
einer Negerkolonie behandeln zu 
können. Aber daß sie ihre Agi¬ 
tationsschriften mit solchen, den 
deutschen Namen besudelnden Ti¬ 
teln ausgerechnet. vom Reichstag 
aus vertreiben, ist eine unerhörte 
Frechheit. Wir sehen darin eine 
gewollte und bewußte Herabwürdi¬ 
gung des Reichsparlaments und 
hoffen, daß der Reichstag sich 
gegen einen solchen Mißbrauch zur 
Wehr setzen wird. Ebensow'enig 
wie der Reichstag als Unterschlupf 
für kommunistische illegale Organi¬ 
sationszentren dienen darf, ebenso¬ 
wenig darf er als Schutzdach für 
die staatsfeindliche antiparlamenta¬ 
rische Agitation der Hitlerianer ge¬ 
braucht werden, wenn er nicht zur 
Kaschemme erniedrigt werden soll. 

Procurator. . 


Kleine Wahrheiten 

Militärspionage. Die „Deutsche 
Tageszeitung“ meldet, daß dem- 
nä^st, nach der Zustimmung der 
deutschen Regierung, die Militär¬ 
kontrolle durM die Entente wieder 
einsetzen wird. Das deutschnatio¬ 
nale Blatt überschreibt diese Mit¬ 
teilung: Wiederaufnahme der Mili¬ 
tärspionage. Weldie größenwahn¬ 
sinnige Torheit! Ein französisdier 
General, der kürzlich in Paris ge¬ 
fragt wurde, welches Ergebnis er 
von dieser Kontrolle erwarte, ant¬ 
wortete: einen Fingerhut voll. Die 
deutschnationalen Narren freilich 
müssen so tun, als ob es in 
Deutschland auf dem Gebiet des 
Militärischen irgend etwas zu spio¬ 
nieren gäbe. Auszukundsdiaften 
könnte es doch höchstens geben: 
womit beschäftigt sich eine Polizei¬ 
truppe, die keine eigentlichen Poli- 
zeidienste verrichtet, aber auch 
keinerlei andere Tätigkeit hat, noch 
haben kann. Kontrolle der deut¬ 
schen Reichswehr kann bei Offi- 
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zieren wirklicber Armeen dodi nur 
grenzenloses Gähnen hervorrufen. 
Das mag bedauerlich sein, ist ^er 
doch nidit zu ändern. 


Die Natter. Scheidemanns letzte 
Reichstagsrede hat die Deutschna- 
tkmalen vollkommen um den letzten 
Verstand gebracht. Der kleine, dicke 
Job Zimmermanri zischelt im,jTag'‘: 
„Nun spritzt er sein Gift wie eine 
Natter an heißen Tagen, wie eine 
Natter, die lange gespart“. Jui^er 
Mann, in Naturgeschichte eine didce 
Fünfe. Nattern sind giftlos; giftig 
beißen Ottern. Gegen Natternbiß 
braucht es keinen Alkohol. 

Auch das Neue Testament schilt 
das Otterngezücht und schont die 
Nattern. Sidie auch Brockhaus, 
1922, S. 344. Woselbst aber die 
Fischotter vergessen worden ist. 


Obgleich Scheidemann einen prfana 
Fischotterkragen der Wilhelmsnöher 
Garderobe entnommen hat. 


Die Peitsche. Der demokratische 
Landtagsabgeordnete A. Barteid 
schrieb im „Berliner Tagdilatt“: 
„Leinert hat dieselbe Weichheit ge* 
genüber der Reaktion an den Tag 
gelegt, wie es leider der Oberprä¬ 
sident Noske tut, der, abges^en 
von seinem Pressechef, noch keinen 
Republikaner in das Oberpräskihun 
gebracht hat“. Wir wissen nicht, 
ob das, was hier mitgeteilt wird» 
stimmt, und wir wollen uns darum 
kein Urteil erlauben. Das aber 
wissen wir, daß den Nationalen 
und dem, was dazu gehört, nur mit 
rücksichtsloser Energie und, wenn 
es nottut, mit der Peitsche impo¬ 
niert werden kann. R. Br. 


BÜCHERSCHna 


Kaiser — Knock-Out 
Oräf Pfeil kontra Graf Zedlitz- 
Trätzsehler 

Das vernichtende Urteil des 
langjährigen kaiserlichen Hofmar¬ 
schalls Grafen Zedlitz-T rützschler 
über Wilhelm II. und seine Um¬ 
gebung („Zwölf Jahre am deut¬ 
schen Kaiserhof“) ist begreiflicher¬ 
weise allen deutschen Monarchisten 
fürchterlich peinlich gewesen. E)enn 
dieses Buch des Graten Zedlitz hat 
im Verein mit den Memoiren des 
Felämarschalls Grafen Waldersee 
für alle ■ Denkenden die letzten 
Möglichkeiten wilhelminischer Le¬ 
gendenbildung zerstört. Das schließt 
natürlich nicht aus, daß nach wie 
vor von Gedankenlosen für Ge¬ 
dankenlose die Versuche einer Glo¬ 
rifizierung des letzten Hohenzollern 
fortgesetzt werden. Das Treue¬ 
verhältnis der Monarchisten beruht 
eben auf Gefühlen, die oft sogar 
trotz besserer Einsicht konserviert 
werden. 

Ein solcher Mann des Gefühls 
ist Hans Graf von Pfeil und 


Klein-EllßuiH, der sich auch nicht 
durch die aussichtsloseste Aussichts¬ 
losigkeit abschreckeh läßt, für sei¬ 
nen Kaiser das Schwert bzw. die 
Feder zu zücken. „M ein Kai¬ 
ser! Der Fall Zedlitz-Trützschler 
und Wilhelms II. wahres Ge¬ 
sicht“ heißt sein Buch. Der Ver¬ 
fasser hätte zweifellos dem Ex¬ 
kaiser und der monarchistischen. 
Sache besser gedient, wenn er 
seine Apologie der Oeffentlichkeit 
vorenthalten hätte, denn er selbst 
(und das gibt dem Buch eine ge¬ 
wisse Bedeutung) beweist, was er 
widerlegen will; er selbst liefert 
schlagende Argumente gegen den 
von ihm vergötterten Exkaiser, 
gegen seine Umgebung und das. 
monarchische System überhaupt. Alle 
Schimpfereien Pfeils gegen Zedlitz 
vermögen die Position des Exkaisers^ 
nicht zu verbessern. Graf Zedlitz 
hat eben doch den Exkaiser wäh¬ 
rend 12 Regierungsjahre aus aller¬ 
nächster Nähe beobachtet und seine 
Wahrnehmungen und Gedanken in 
sein Tagebuch eingetragen. Dieser 
Mann sagt uns jetzt, daß der letzte. 
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Kaiser zur Lenkung eines großen 
Staates völlig ungeeignet gewesen 
sei und daß er nichts war denn 
ein geschickter Schauspieler, Effekt- 
hascner, Pharisäer und rechthabe¬ 
rischer Dilettant, der keinerlei Wi¬ 
derspruch duldete, überdies be¬ 
haftet war mit einer geradezu 
krankhaften Eitelkeit und in ver¬ 
hängnisvoller Weise Schmeidieleien 
zugänglich. Man versteht, daß 
Graf Pfeil, der die ungeheure 
Kompetenz des HofmarschalTs nicht 
erschüttern kann, sich aufs Schimp¬ 
fen verlegen muß. Graf Pfeil 
nennt seinen schlesischen „Standes- 

{ fenossen“ Grafen Zedlitz-Trützsch- 
er unfair, ehr- und pflichtver- 

f fessen, wirft ihm schamlose Hand- 
ungsweise. Vertrauensmißbrauch, 
Ehrabschneidung usw. vor, setzt 
ihn sogar mit dem Landesverräter 
Grafen Oppersdorff in Parallele, 
ist jedoch nicht imstande, Zedlitz 
zu widerlegen. 

Noch bedenklicher für den Kai¬ 
ser ist die für ims erheiternde 
Tatsache, daß Graf Pfeil, dieser 
„Getreueste der Getreuen“, immer 
wieder den Kaiser in aller Form 
preisgibt. So schreibt Graf Pfeil: 

„Hätte Wilhelm II. einen Va¬ 
ter wie Friedrich Wilhelm I. be¬ 
sessen und wäre er erst 10 bis 
15 Jahre später zur Regierung 
gekommen — unbedingt wäre 
aus ihm einer der bedeutendsten 
Herrscher geworden!“ 

„Hätte er wie sein Großvater, 
vornehm, bescheiden und zurück¬ 
haltender, mehr im stillen gear¬ 
beitet, hätte er nicht das bren¬ 
nende Interesse der ganzen Welt 
auf sich gelenkt, noch heute säße 
er auf dem Thron seiner Väter.“ 
„Der beste Wille wiegt wohl 
überreichlich die vielen Miß¬ 
riffe, Versehen und Verschul¬ 
ungen auf.“ 

„Die Widersprüche und In¬ 
konsequenzen in manchen Hand¬ 
lungen des Kaisers ergeben sich 
anisder Impulsität seines Wesens.“ 
„Er war noch nicht geschult 
genug, den Schmeichler, Streber 
und selbstsüchtigen Menschen 
von dem gediegenen, aufrich¬ 


tigen, wahrhaftigen unterscheiden 
zu können.“ 

Wir können den! Grafen Pfeil für 
jedes dieser Worte danken, denn 
er zerschlägt damit jede Wieder¬ 
aufnahmemöglichkeit auch nur einer 
Diskussion pro Wilhelm, D^r 
,,Kronanwalt‘‘ selber plädiert nuf 
für mildernde Umstäirae.... 

Graf Pfeil hat .offenbar selbst 
das Gefühl, daß eine summarische 
Verteidigung des Kaisers, seiner 
Umgebung und seiner Politik 
sdilechteraings unmöglich ist. So 
versucht er eien Kaiser zu entlasten, 
indem er die Hofgesellschaft be¬ 
zichtigt. 

„Ein Teil der adligen Hof¬ 
gesellschaft verzichtete aus 
selbstsüchtigen Motiven 
darauf, dem Kaiser die Wahrheit 
zu sagen und zog es vor, ihnv 
mit Raffinement und Schmei¬ 
chelei in ihrem Sinne zu bear¬ 
beiten.“ 

„Ein in schwerem Ver¬ 
fall befindlicher Hofadel 
hatte nicht den Mut, die Un¬ 
gnade des Kaisers zu wagen und 
sich aus den Strahlen seiner 
Sonne in den Schatten zurückzu¬ 
ziehen. Die wenigen, die ihre 
Mannesehre und Manneswürde 
hochhielten, mußten die Folgen¬ 
der Sünden tragen, die ihre Stan¬ 
desgenossen selbstsüchtig an dem 
jungen Kaiser begangen. Wie 
monumental überragte Bismarck 
alle diese Schwächlinge 
und Weichlinge, diese 
Schmeichler um ihre hohe 
Stellung, um Orden, Ehren oder 
sonstige Auszeichnungen angst¬ 
voll besorgten Höflinge!“ 

„Nicht der Kaiser ist anzu¬ 
klagen, sondern seine Umgebung, 
die eine Mauer um den Mon¬ 
archen bildete und nicht allein 
fürs Vaterland, sondern auch für 
eigenen Ruhm, für eigene Zwecke 
und Ziele arbeitete.“ 

„In einer solchen, von 
Intrigen, Neid, Miß¬ 
gunst, Ruhm- und Ehr- 
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sucht, Macht* und Ein¬ 
flußbegier geschwän¬ 
gerten Luft mußte der 
junge Kaiser leben!" 

Pfeil gibt auch ein Wort des Kom¬ 
mandierenden Generals Herwarth 
von Bittenfeld wieder, der 1916 
über die Eifersucht und Mißgunst 
der hohen und höchsten militäri¬ 
schen Führer sagte: 

„Lieber Graf, glauben Sie mir, 
nichts ist schlimmer und in sei¬ 
nen Folgen unberechenbarer als 
der Feldherrn-Neid un¬ 
tereinander! Der Kaiser wird 
hier oft, vielleicht zu oft, vor 
schwer zu entscheidenden Fra¬ 
gen stehen!" 

Diese Methode Pfeils, alle Schuld 
auf die Hofgesellschaft zu schie¬ 
ben, ist übrigens ein Bärendienst 
für den Kaiser. Denn die in By¬ 
zantinismus ersterbende Kamarilla 
war doch offenbar ganz nach dem 
Geschmadc des Exkaisers, sonst 
hätte er sie wohl nicht 30 Jahre 
ausgehalten! 

Von wahrhaft überwältigender 
Komik sind die Ausführungen 
Pfeils über den Exkronprinzen: 

„Ich habe selber die Bobsleigh¬ 
bahn besichtigt, auf welcher der 
deutsche Kronprinz mit Lebens¬ 
gefahr hinabgesaust ist! Auch 
als schneidiger, verwegener Rei¬ 
ter hat sich der Thronerbe ge¬ 
zeigt ! Ein Mann von solcher 
Analität (?! Heyses Fremd¬ 
wörterlexikon kennt dieses Wort 
nicht!) wie der Kronprinz, ein 
so schneidiger Sportsmann wird 
auch seinen Regentenpflichten als 
Hohenzollernsohn nachzukommen 
wissen! War Friedrich der 
Große nicht als junger Mensch 
ein Flötenbläser?" 

Zum guten Glück ist dem deut¬ 
schen Volk wenigstens dieses 
„sportliche" Experiment erspart 
geblieben! 

V. Puitkamer. 


Dr. Jadesohn: Das gesamte Arbeits- 
recht Deutschlands 
(Industrieverlag Spaeth & Linde, 
Berlin 1923). 

Das Buch des Staatsanwaltschafts¬ 
rates Dr. jadesohn ist notwendig 
imd nützlidi. Es ist notwendig, 
weil wir leider eine Kodifizierung 
des Arbeitsrechtes noch nicht haben, 
und weil es auch dem Fadunatm 
schwer ist, sich in dem arbeiter¬ 
rechtlichen Durcheinander von heute 
zurechtzufinden. Es ist nützlich, 
weil es, vom luristen geschrieben, 
juristisch durdnaus haltbar, aber 
doch auch für d^ Nichtjuristen, 
der sich mit dem Aiheitsrecht zu 
beschäftigen hat, verständlich kt. 
Die Systematik, an die das Buch', 
um das gesamte Arbeitsrecht zu be- 
wält^n, angelehnt ist, entspricht 
der Systematik, wie sie der wäh¬ 
rend der Tagung der Nationalver¬ 
sammlung in Weimar zusammen¬ 
getretenen Kommission zur Kodifi¬ 
zierung des Arbeitsrechts vor¬ 
schwebte. Jadesohn behandelt die 
Arbeitsbeschaffung und Arbeits¬ 
losenfürsorge, das Arbeitsvertrags¬ 
recht, und zwar sowohl Einzelre^t 
wie Gesamtvertragsredit, die Ar¬ 
beitsverfassung unter besonderer 
Berücksichtigung des Betriebsräte¬ 
gesetzes, das Arbeitsschutzrecht, die 
Arbeitsstreitigkeiten, Sozialversiche¬ 
rung, Lohnbesteuerung, das inter¬ 
nationale und das ausländische Ar¬ 
beitsrecht. Er berücksichtigt Lite¬ 
ratur, Rechtsprechung und Verwal¬ 
tungspraxis in äußerst übersidit- 
lichen Anmerkungen. 

An einer Stelle ist man als So¬ 
zialist anderer Meinung als der Ver¬ 
fasser, nämlich in der Stellung zur 
Streikfrage. Wenn die Verfassung 
das Ko alitions recht gewährleistet, 
so gewährleistet sie damit das 
Recht auf den Streik; denn ein Koa¬ 
litionsrecht ohne Streikrecht ist 
nicht deiücbar. Da der Art. 48 der 
Reichsverfassung nicht vorsieht, daß 
das Koalitionsrecht durch Verord¬ 
nung des Reichspräsidenten aufge¬ 
hoben werden kann, sind alle Ver¬ 
ordnungen, die ein Streikverbot auf 
Grund des Art. 48 aussprechen, 
rechtsungültig. Dr. Eckstein, BreJau 
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ts ist IkoAen &ankes wareri, 

, daß ein deutscher Verlag es jetzt unternimmt, uns die Bekannt¬ 
schaft mit dem Historiker Wells zu vermitteln. 

„Politisches Litcraturblatt“ 

(Deutsche Hochsdiule für Politik, Berlin). 

Wett^esaAiaAte ist 
etwas mehr oder weniger 

als die uns geläufige Zusammenstellung von Nationalgeschichten. 
Dies Buch wurde geschrieben, um zu zeigen, daß die Geschichte 
• als ein Ganzes eine umfas.sendere und verständlichere Behand¬ 
lung erfahren kann, als die Sondergeschichte einzelner Nationen 
und Petioden, wobei eben erst eine umfassende Kürze in jene 
Grenzen zurückführt, die der Zeit und der Arbeitskraft des ge¬ 
bildeten Durchschnittsmenschen gesetzt sind. Diese Grund¬ 
linien sind eine der interessantesten und originellsten Arbeiten, 
die in den letzten Jahren herausgebracht worden sind. 

„Deutsdu' BärgerschulZeitung'', Brüx. 

Srei von „Gelehrsamkeit“ 

Die Grundlinien halten sich frei von Gelehrsamkeit, sie sind 
weniger das Werk eines Gelehrten, als vielmehr eines schöp¬ 
ferischen Menschen. 

„Junge Republik“, Berlin. 

J€,G.Wetts 

SWie Grundlinien 
der Welt^esthiihte“ 

vollständig in 11 Lieferungen zu je M. 1,5Ü. 
(Die Lieferungen 1 6 sind bereits erschienen.) 
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1. Sozialistische Arbeiterkültarwoche Leipzig 

2. bis 6. August 1924 

- 0 —- 

Sonntag, 3. Augusti 

„Wandlung“, K. Toller. Neues Theater, 11 Uhr vormittags. 
Gcwerkschafisfest im Lunapark Masscnfestspiel „Er¬ 
wachen" nach Motiven von E. Tollet j 

.. » - 

Hontag 4. Augnsta 

„Die kulturelle Not der Gegenwart". Redner: Paul Löbc, 

M. d. R., Radbruch, Reichsjustizminister a. D., Clara 
Bohm-Schuch, M. d. R. Alberthalle Uhr abends 

- ■ 0 , , ■ .. . 

Nittwoch, 6. Augusti 

„Samson", Chorwerk v. Händel. Alberthalle ^/oSUhrabds. 

- « - 

Große Kunstausstellung in den Räumen des Kunstvereins 


Alles Nähere durch das A B J, Leipzig, BraustraBe 17 
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MAX BEER: 


Allgemeine Geschichte des Sozialismus 
und der sozialen Kämpfe 


Die bisher in mehreren Auflagen 
erschienenen 5 Teile dieses hoch¬ 
interessanten und von der Kritik 
glänzend besprochenen Werkes 
erscheinen in Kürze in efnem 
Bande, auf holzfreiem Papier ge¬ 
druckt und in Halbleinen gebunden 


Verlag für Sozialwlssenschaft G. m. b. H., Berlin SW 68 
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EUGEN LEVINE 

Sflmmcn der lölkcr zun HriaS 

Eine Sammlung von Vorträgen, die der in München erschossene Revo¬ 
lutionär 1914 in Berlin gegen den Krieg hielt. 

96 Seiten. Holzfreies Papier. Solid gebunden 0,75 M. 


GEORGE GROSZ 

Das 

Gesicht der herrschenden Klasse 


57 politische Zeichnungen. Broschiert 2 M. Halbleinen 4 M. 

Diese Zeichnungen enthüllen den Stumpfsinn und die Erniedrigungen 
des Militärdaseins in aller Deutlichkeit. 


UPTON SINCLAIR 

Jlmmle nutitins 

Dieser Roman des amerikanischen Arbeiters ist in 15 Sprachen erschienen. 
321 Seiten. Broschiert 2 M. Pappband 3,20 M. Halbleinen 4,60 M. 

JOHN DOS PASSOS 

Drei SoMaten 

Das Los der amerikanischen Soldaten im Weltkriege, die Verlogenheit 
der Propaganda für den Kampf gegen die „Hunnen*, die Zustände hinter 
der französischen Front sind hier mit wahrer Meisterschaft geschildert. 

341 Seiten. Broschiert 2 M. Pappband 3,20 M. Halbleinen 4,60 M. 


Zu beziehen durch jede gute Buchhandlung und durch 

!Die JKatik -‘^u€hha.ndtun^ 

(Berlin W 9, 3f£öMenex 3S 



















7. AUGUST 1924 


.DIE GLOCKE« 


10. JAHRG./Nr.19 


Zur Verfassungsfeier 1924 

Von Carl Severing 

Der Geburtstag der republikanischen Verfassung Deutschlands 
ward nie in festesfrohen, sorgenfreien Zeiten begangen. Als sie 
im Jahre 1919 geschaffen wurde, da umdüsterte das Versailler 
Friedensdiktat die helle Freude darüber, daß es endlich gelungen 
war, eine gemeinsame Grundlage zur Weiterarbeit am jungen Werk 
der Republik zu finden. Ein Jahr später dämpften die Bedingungen 
von Spa und innere Zuckungen den Festjubel, 1921 mahnten das 
Londoner Ultimatum und die „Sanktionen'^ des Feindbundes an den 
Ernst der Zeit, 1922 mischte sich die gerechte Empörung über den 
hinterhältigen, feigen Mord an Rathenau in die Festesstimmung. 
Die Verfassungsfeier 1923 endlich fiel in die Zeit der tiefsten 
inneren Not und des stärksten außenpolitischen Druckes. Mit 
Riesenschritten gingen die Reste unserer Währung bergab, und 
vor den Lebensmittelläden standen hunderte hungriger Frauen und 
Männer, um schnell noch für die entwerteten Geldscheine etwas 
von den so selten gewordenen Lebensmitteln zu erhaschen_ 

Ein wenig freundlicher zeigt sich in diesem Jahre die Wirt¬ 
schaftslage unseres Volkes. Eter Versuch einer festen Währung 
hat den Lebensmittelmarkt belebt, die Preise sind leichter zu er¬ 
schwingen wie im Vorjahr. Eine prächtige Ernte verspricht eine 
weitere Linderung der Notlage. Und doch will auch in diesem 
Jahre ungeteilte Festesfreude nicht aufkommen. Vertreter der 
deutschen Regierung schicken sich an, mit den Bevollmächtigten 
der Interalliierten das große Problem der Reparationen, der Be¬ 
friedung Europas zum Abschluß zu bringen. Das ist eine Riesen¬ 
aufgabe, und die Worte des alten Frundsberg: „Mönchlein, 
Mönchlein, du gehst einen schweren Gang“ wären am 4. August 
die passendsten Abschiedsworte für den Reichsfinanzminister 
Luther sowohl wie für den Reichskanzler und den Außenminister 
gewesen. 

Die Verfassung eines Volkes ist nur der Rahmen seines staat¬ 
lichen Lebens, den es mit lebendigem Inhalt füllen soll. Die Ar¬ 
tikel einer geschriebenen Verfassung können noch so vortrefflich 
sein, — hat ein Volk nicht die Kraft, sie in die Tat umzusetzen, 
dann bleiben sie bestenfalls Trostpillen für eine entferntere Zu¬ 
kunft. Unsere Verfassung ist zum Teil derartige Zukunftshoff- 
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nung, nicht Oegenwartserfüllung. Das sollen wir gerade heute 
eingestehen, gerade heute allen Freunden, aber noch deutlicher 
unsem ehemaligen Feinden sagen. Ein wirtschaftlich ge¬ 
knebeltes Deutschland kann nicht zu einem wirk¬ 
lichen politischen Freistaat werden. Solange wich¬ 
tige deutsche Gebietsteile von interalliierten Militärs besetzt sind, 
.die sich das Recht nehmen, eigene Verordnungen zu erlassen, 
selbst Recht zu sprechen, geht nicht alle Staatsgewalt 
in deutschen Landen vom deutschen Volke aus. 
Nichts könnte die Verfassungsfeier dieses Jahres besser krönen, 
als eine Botschaft aus London, daß in naher Zukunft Deutschlands 
Wirtschaft wieder frei wird und daß wir im Westen wieder auf 
freiem Grunde mit freiem Volk stehen werden. 

Der englische Premierminister Ramsay Mac Donald hat vor 
einigen Monaten durchaus zutreffend darauf hingewiesen, daß die 
Politik der sogenannten Siegerstaaten nicht ganz unschuldig an 
der Zurückdrängung der demokratischen Kräfte in E)etitschland 
sei. Zieht die Londoner Konferenz aus dieser Erkenntnis die 
richtigen Schlußfolgerungen, dann kann mancher Fehler der letzten 
Jahre auch auf diesem Gebiete wieder gutgemacht werden. 

Wir aber wollen trotz allen Ernstes der Zeit, trotz aller 
Mängel des Werkes die Freude an seiner Errichtung uns nicht ver¬ 
gällen lassen. Die Verfassung ist das Fundament, auf dem wir 
— allen Hindernissen und Gefahren zum Trotz — einmal den 
stolzen Bau eines freien und friedliebenden Deutschlands er¬ 
richten wollen. Sie ist das Band, das alle in gemeinsamer Arbeit 
umschlingt, die guten Willens sind, an diesem Ziele mitzuarbeiten. 
Der 11. August 1923 war gewiß kein Freudentag, aber wer drei 
Tage später, am 14. August, nach dem Sturze des Kabinetts Cuno 
die neue Regierungsbank sah, dem fiel der Fortschritt der letzten 
Jahre in die Augen: Neben Stresemann — Hilferding, Repräsen¬ 
tanten von Parteien, die im Jahre 1919 das Verfassungswerk von 
Weimar lebhaft bekämpft hatten. Noch ein paar Jahre Gemein¬ 
schaftsarbeit, und niemand wird an seinen Grundmauern ernstlich 
mehr rütteln wollen. 

Verfassungen sind nicht Selbstzweck. Ihr Rahmen kann weiter 
gezogen, ihre Bestimmungen immer mehr den Erfordernissen der 
Freiheit und dem Wohl des Volkes angepaßt werden. Gutes er¬ 
halten, Veraltetes durch Besseres, durch Neues zu ersetzen, — so 
wollen wir die Verfassung feiern im Sinne Uhlands, des Ver¬ 
fassungskämpfers : 

Schaffet fort am guten Werke 

Mit Besonnenheit und Stärke! 
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Die eine, unteilbare Republik 

Von Max Quarck, Frankfurt a.M. 

Daß die fünfjährige Wiederkehr des Tages, an dem die Wei¬ 
marer Verfassung erging, mit der Aussicht auf eine Zollvorlage 
begangen werden muß, die die notwendigsten Lebensmittel be¬ 
steuert, während jede ernsthafte Besitzsteuer im Reiche fehlt — 
das sagt allein genug. Die Republik hat sich noch nicht als 
Schutz der Armen und Gedrückten bewährt Sie hat auch den 
Achtstundentag und die Löhne nicht schützen können. Sie ist 
den Arbeitern, die doch immer noch ihre treuesten Freunde sind, 
beinahe alles auf wirtschaftlichem Gebkte schuldig geblieben. 
Soll man sich wundem, wenn sich die Arbeiter Mühe geben 
müssen, ihr mehr als gleichgültig gegenüberzustehen? 

Aber die Verfassung ist doch immer nur der Ausdruck tat¬ 
sächlicher Machtverhältnisse. Kein geschriebener und feierlichst 
verbriefter Buchstabe schützt davor, daß sich unter einer republi¬ 
kanischen Verfassung die Richtungen durchzusetzen suchen, die 
ihr entgegen sind. 

In solcher Lage sind wir jetzt im Deutschen Reich. Es scheint 
fast, als seien die Wühler gegen die Weimarer Verfassung ihrem 
Erfolge nahe. In einem Prozeß vor dem erweiterten Schöffen¬ 
gericht in Frankfurt a. M. erhielt dieser Tage ein solcher Agitator 
niederster Sorte zwei Monate Gefängnis mit dreijähriger Bewäh- 
mngsfrist, d. h. mit der Aussicht, sie niemals absitzen zu müssen, 
als „Strafe" dafür, daß er eine Fahne der Republik verbrannt hatte 
und die republikanischen Einrichhingen und Würdenträger her¬ 
unterriß. Die ihm zur Last gelegte Aeußerung, die Reichsver¬ 
fassung stinke zum Himmel, erläuterte er dahin: das parlamen¬ 
tarische Regime in Deutschland sei ein Kadaver, der zum Himmel 
stinke. Und der „Türmer", eine geistig höherstehende konservative 
Monatsschrift, schreibt ganz unzweideutig: „Bismarcks konsti¬ 
tutionelles Kaiserreich bleibt für uns der Grundsatz, die These. 
Wir leben jetzt mit der Republik in der Antithese, dem Gegensatz., 
Aufgabe ist, aus beiden zur Synthese, zum Ausgleich, zu gelangen. 
Ein Staat muß erstehen, zu dessen Majestät wir wieder empor¬ 
schauen dürfen." Will man's noch deutlicher haben? 

Der Weg, auf dem es gelungen ist, diese Opposition stark zu 
machen, war derjenige gegen den Einheitsstaat. Man hat die 
Einzelstaaten aufgeputscht gegen das Reich. Man hat, wenn man’s 
auch nicht wahr haben will, an den rückständigsten Partikularismus 
appelliert Das bayerische Beispiel zeigt alle Züge dieser Agitation 
am vollständigsten. Das Reich ist in all den Affären, die mit dem 
Ausnahmezustand und dem Schutz der Republik zusammenhingen, 
glänzend unterlegen. Und sogben erfahren wir als Neuestes vom 
bayerischen Kriegsschauplatz gegen das Reich: der Innenminister 
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verkündet der Presse, daß eine staatliche Verfassungsfeier nicht 
stattfinden wird. Die bayerische Staatsregierung respektiere zwar 
die Reichsverfassung und werde sie gegebenenfalls auch schützen, 
aber sie habe keine Freude an ihr. 

Da ist es heraus, was man nach der bayerischen Denkschrift 
zur Revision der Weimarer Verfassung eigentlich längst wissen 
mußte: der Kampf gegen die Republik wird auf dem Umwege 
über die Einzelstaaten geführt, und Bayern steht an der Spitz« 
dieser Bewegung. Man lasse sich nicht täuschen dadurch, daß jene 
Revisionsbewegung anscheinend an die politische Konstruktion 
des Reiches nicht rührt Sie geht „nur“ darauf aus, die gesamte 
Polizeihoheit für das Land zurückzugewinnen: die Fremden¬ 
polizei, damit man Juden ausweisen kann, das Recht des Aus¬ 
nahmezustandes, damit man ihn gut bayerisch ausschließlich gegen 
Sozialisten anwendet, einen eigenen höchsten Gerichtshof und 
bayerische Amnestie, damit sie die „nationalen“ Kampfverbände 
schützen. Außerdem aber will man nicht weniger als die ge¬ 
samte Finanzverwaltung, Verkehrsverwaltung und die Kultuspflege 
(Schule und Kirche). Kurz, man will das Reich aushöhlen, um die 
Republik zu treffen und schließlich zu töten. 

Dieser Absicht ist seitens der verfassungsfreundlichen Ele¬ 
mente die stärkste Betonung des Einheitsstaates entgegenzusetzen. 
Nicht des obrigkeitlichen Einheitsstaates aber, wie ihn viele preu¬ 
ßische Genossen verstehen, sondern des in der Selbstverwaltung de¬ 
zentralisierten, demokratischen Einheitsstaates. Es ist gemeint die 
Einheit, die Gewerkschaften und Genossenschaften brauchen, wenn 
sie prosperieren sollen. Also völlige Freizügigkeit, für Men¬ 
schen und für Waren, völlige Rechtsgleichheit im öffentlichen, 
bürgerlichen und Arbeitsrecht, völlige Verkehrs- und Polizeieinheit 
im Gesamtstaate. Das wird der „Volksstaat“, den wir brauchen 
und hinter den sich dann auch die Masse stellt, weil sie Interesse 
an ihm hat. Lebensmittelzölle kann sie dann abwehren, die Ver¬ 
teilung der Reparationslasten nach gerechten Maßstäben beein¬ 
flussen, Löhne und Achtstundentag sichern, wie sie es eben durch 
Benutzung der Volksabstimmung versucht. Nur muß sich der 
Staat in solchen Hauptfragen rühren, er muß tätig sein, die re¬ 
publikanischen Mittel zugunsten sozialen Aufstiegs anwenden — 
das ist das Geheimnis, ihm die Gunst der Massen wiederzugeben 
und zu erhalten! 

Die Befestigung un.d Weiterbildung größerer Einheitlichkeit 
des Reichs ergibt sich aus solcher Tendenz, nicht aus künstlichen 
Mitteln. Der vielgeschmähte § 18 der Weimarer Verfassung, der 
für ruhige und friedliche Zeiten eine Neueinteilung des Reichs 
nach zweckentsprechenden Selbstverwaltungsbezirken sichern soll, 
hat in den Händen des hannoverschen Partikularismus versagt 
Kaum ein Viertel aller Stimmen brachte der Separatismus auf, 
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der dem bayerischen völlig gleichsteht. Drei Viertel der Stimmen 
waren für Verbleiben im preußischen Verbände. Die Bestimmung 
läßt sich also nicht für partikularistische Zwecke mißbrauchen. 
Wohl aber sollte sich Qesamtpreußen überlegen, ob es nicht 
endlich den großen Schritt tun will, Reichsland zu werden. Mit 
einem Schlage fiele die Duplizität der Reichs- und preußischen 
Behörden und Gesetzgebungen fort, alle Reibereien hätten ein 
Ende. Die süddeutschen Reichsgegner, Bayern an der Spitze, 
wären glatt aufs trockne gesetzt durch das Verschwinden der 
größten norddeutschen Partikularmacht — sie hätten den Popanz, 
den sie so nötig brauchen, nicht mehr, und dafür wirkte das 
große Beispiel! Daß sich Thüringen und andere Mittelstaaten 
anschlössen, wäre nur noch eine Frage der Zeit. Wann findet 
endlich eine beispiellos harte Epoche das große Geschlecht, das 
seine Aufgaben begreift und danach handelt? Und das dann auf 
die Ausbildung der Selbstverwaltung in Gemeinde, Kreis und 
Provinz alle die wertvollen Kräfte vereinigt und konzentriert, die 
sich jetzt schädlich im Partikularismus austoben? 

An mehr oder weniger deutlichen Ansätzen zu solcher Ent¬ 
wicklung fehlt es nicht ganz. Besonders deutlich tritt in der 
katholischen Welt die Erkenntnis zutage, daß die partikularisti- 
schen Reichsgegner, wenn sie sich zugleich als Großdeutsche im 
Sinne Bismarcks gebärden, die schlimmsten Feinde jeder organisch 
sich entwickelnden Reichseinheit sind. Im „Hochland“ schreibt 
über „Echtes und falsches Großdeutschtum“ sehr beherzigens¬ 
wert Joseph Räuscher: „Wir müssen die kulturelle großdeutsche 
Arbeit gründen auf unser Recht, eine Nation zu werden; und für 
dieses Bestreben sind die jetzigen lautesten Wortführer großdeut¬ 
scher Pläne nur gefährlich Denn ihre Namen und ihre Schlag¬ 
worte müssen vor Europa die Verleumdung bestätigen, daß Groß¬ 
deutschland der neue Krieg wäre. Wie man die Sache auch wenden 
mag: immer zeigt es sich, daß die geduldige kulturelle Verständi¬ 
gungsarbeit, die einzige, die einen großdeutschen Sinn hat, durch 
die erwähnten Kreise nicht geleistet, sondern gefährdet wird. 
Deutschland hat das Unglück, inmitten der sonst vollendeten 
nationalstaatlichen Entwicklung Europas das einzige Volk zu sein, 
das noch immer erst auf dem Wege zur Nation ist.“ Das stellt 
eine gute Kennzeichnung der Ludendorff und Genossen dar! Und 
es ist sicher eine zukunftsfrohere und verdienstlichere Handlung, 
den arbeitenden Massen zum 5. Jahrestag des Inkrafttretens der 
Weimarer Verfassung durch die Betonung der Aufgaben, die ein 
einheitliches Reich für sie noch zu erfüllen hat, zu kampffähigen 
und bewußten Reichsbürgern mit starkem Verantwortungsgefühl 
zu erziehen. 
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Der freudelose Föderalismus 

Von Reehtsanwalt Alwin Saenger, M. d, R. 

Die Regierung des königlichen Freistaates Bayern hat in ge¬ 
ziemender >X^ise, Putsch und mutig, ihre Reichstreue abermals betätigt. 
Besagte Regierung hat sich für verpflichtet gehalten, als einzige 
deutsche Landesregierung gegen Verfassungsfeiern Steilung zu nehmen; 
besagte Regierung erkennt zwar — Hut ab! — die Reichsverfassung an, 

t 'a — Respekt! — will sie sogar schützen, aber — sie hat eben keine 
'reude an dieser Verfassung, denn sie, d. i. die Verfassung der Re¬ 
publik, sei reformbedürftig; und dann dürfe man in dieser ernsten Zeit 
nicht so viel Feste feiern. 

Glückliches Bayern, das du so viel heiße Liebe zu unserem Deutsch¬ 
land mit solch tatenfrohem und willensstarkem Föderalismus zu ver¬ 
binden verstehst! Und Dank vor allem, daß deine deutsche Regierung 
für diese Proklamation der Freudelosigkeit den Augenblick gewählt hat, 
in dem die bittere Not des deutschen Daseins geschlossenste Einheit 
der Nation verlangt. Dieser Föderalismus folgt wahrlich den Ge¬ 
setzen der Wohlanständigkeit und geläuterten Edelsinns; er sucht sich 
für seine Taten mit konsequentem Mut den Augenblick heraus, in dem 
seine Gegner um das nackte Leben heroische Kämpfe führten. Dann er¬ 
hebt er sich hinter den Biertischen mit der erbärmlichen Geste eines 
verletzten deutschen Gewissens, preist sich dem Kontinent und der 
ganzen Welt als Restaurationskünstler des geschwundenen deutschen 
Ansehens an, bereitet in der königlichen Haupt- und Residenzstadt 
München die Befreiung der deutschen Seele von der republikanischen 
Schande vor, redet Stunden, Monate, Jahre zwischen Weißwurst und 
Märzenbier bürokratisch aufgeblähte Phräsen über stille Pflichten einer 
deutschen Seele, feiert gegen das Reich mit dummdreister Verant¬ 
wortungslosigkeit seit 54 Monaten jeden Sonn- und Feiertag Paraden 
mit Bum-Bum und pomadisierter Ordenseitelkeit, feiert so lange, bis 
selbst die eine oder andere weiß-blaue, bürgerliche Gazette das Wort 
vom „Gift des Bramarbasierens“ schreibt. Dieser Föderalismus 
schreitet mit seinem breiten Maul zu weltgeschichtlichem Geschehen aus 
und das Ende sind doch nur Lausbubengeschichten; er verhandelt zwar 
durch den christlichen Staatsmann und den doppelten Treuhänder des 
Rupertus Rex und des souveränen Volkes, Herrn Dr. von Kahr, mit 
dem Herrn Karfunkelstein aus dem östlichen Lande über tschechische 
Kohleniieferungen, wenn im Verlaufe bajuvarischer Weltpolitik der 
königliche Freistaat Bayern, seiner deutschen Mission getreu, sich von 
der Judenrepublik trennen sollte, aber er wendet sich natürlich auch 
an die Judenrepublik, wenn er — Geld und sonstige Hilfe braucht. 

Dieser Föderalismus hat einst das Werk Bismarcks dreimal ver¬ 
flucht; er ließ das Kaiserreich und seine Verfassung durch die Führer 
der schwarzen Patriotenpartei als das nationale Unglück Bayerns ver¬ 
dammen. Bei den Münchener Landtagsverhandlungen über Annahme 
oder Ablehnung der Versailler Verträge im Januar 1871 rief ein solcher 
Patriot aus, „daß es deutsche Gesinnung gebiete, festzuhalten an un¬ 
serem bayerischen selbständigen König und die Verträge abzulehnen''. 
Der Abg. Dr. Pfahler redete am 20. Januar 1871 in der Kammer: „Ich 
bitte und beschwöre Sie, helfen Sie, daß Bayern jetzt keine preußische 
Provinz werde“ ... Ein anderer prophezeite als die Folgen des Versailler 
Vertrages vom November 1870 für das bayerische Volk das „Grab seiner 
Freiheit, seines Familienglückes und seines Nationalwohlstandcs“. Der 
erste Führer der Patriotenpartei, der politischen Vorgängerin der baye¬ 
rischen Volkspartei, Abgeordneter Jörg, betrachtete die Annahme des 
Vertrages durch Bayern als die „bayerische Kapitulation von Sedan“. — 
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Heute sind wir getröstet, denn die vollkommene Wiedererstehung dieser 
„bayerischen Kapitulation“, dieses „Machwerkes“ Otto v. Bismarcks, 
ist nunmehr der heiße Wunsch des weiß-blauen Partikularismus. Solche 
Atfialogien föderalistischer Tapferkeit gibt es ja einige Dutzend. 

Der Abschied von den Raupenhelmen wurde beweint, der preu¬ 
ßischen Pickelhaube und den preußischen grauen Offiziersmänteln wurde 
südlich' der Donau der Krieg angesa^; aber man ließ sich doch ver- 
preußen und im Fürstensalon des Münchener Hauptbahnhofs verfrüh- 
stückteA Prinzregent und Wilhelm die ganze bayerische militärische 
Oerichtshoheit anno 1898. 

Als Ludwig II. mit seinem Zehnbund im königlichen Bett zu 
Hohenschwangau lag, spielte er dem Abgesandten Bismarcks gegen¬ 
über den wilden Mann, aber er schluckte dann doch alles. Sein könig¬ 
licher Vetter, der in den Novembertagen 1918 von seinen Getreuen so 
treu verlassene dritte Ludwig, begehrte vor Jahren dreißig in Moskau 
gar heftig auf, als man das wort Vasallen über die deutschen Fürsten 
sprach; aber einige Wochen später betete er vor dem preußischen Im¬ 
perator zu Kiel doch brav sein pater, j^ccavi. 

Der „berechtigten“ bayerischen Eigenart hatte man in zarter Rück¬ 
sicht den Vorsitz des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten tm 
kaiserlichen Bundesrat Vorbehalten. Hat je einer der tapferen Föde¬ 
ralisten den Mut gefunden, an dieser berufenen Stelle gegen die ver¬ 
derbliche, zentralistische Politik Wilhelms II. anzukämpfen? Der 
Mut stellte sich erst wieder ein, als die Söhne des einen Volkes im 
Schützengraben für das eine Vaterland starben. Da, am 19. Juli 1917, 
in der Schicksalsstunde der ganzen Nation, fand der bayerische Kupprecht 
die Gelegenheit günstig, dem Grafen Hertling seine Verfassungsreformen 
im Interesse seiner Dynastie brieflich vorzutragen: „Die Reichsver¬ 
fassung wird zweifellos eine teilweise Umgestaltung erfahren müssen, 
eine solche Umgestaltung darf aber nicht im parlamentarisch-republi¬ 
kanischen Sinne erfolgen, sondern sollte eher in dem Sinne vor sich gehen, 
daß die Autorität der Einzel Staaten eine Hebung erfährt 
und die Reichsverfassung mehr der Form eines Staa¬ 
tenbundes als eines Bundesstaates angenähert wird.“ 
Welche Größe des politischen Charakters dem genialen Zerstörer des 
deutschen Ansehens, dem hohenzollernsohen freundwilligen Vetter Wil- 
.heim gegenüber zu schweigen und dann die Todesnot eines Volkes zu 
Vorschlägen zu nutzen, die im September 1920 auch der Pariser 
„Tenfps“ empfahl. — Man muß es dieser „Stammesart“ zubilligen, daß 
sie ihre Linie wahrte. 

Die französischen und englischen Staatsbudgets der Jahrhunderte 
können manch Episode aus der Subsidienpolitik des Hauses Wittelsbach 
erzählen, die Vermählung der Tochter des deutschen Fürsten Max 
Joseph I. von Bayern, französischer Oberst a. D., mit dem 
„Erbfeinde“ Prinz Eugen ist ein artiges Kapitel weiß-blauer Reichs¬ 
gesinnung, dem sich würdig der erbärmliche Landesverrat Max II. im 
Jahre 1848 anschloß. Dieser würdige König von Gottes Gnaden fand 
es angezeigt, gegen die deutsche Kaiseridee mit Hilfe Frankreichs zu 
intrigieren! ' 

Nach solch erlauchten föderalistischen Vorbildern braucht man sich 
über das Treiben der Epigonen nicht zu wundern. Sie, die das Wort 
von der Reichstreue bei jeder Gelegenheit als Mandatare der allein 
echten und rechten „Gesinnung“ mit luftgeblähten Kehlen nach wil¬ 
helminischer Art an den Mann bringen, haben in den letzten Jahren 
Felonie auf Felonie begangen. Es kam so weit, daß das offizielle Organ 
der Deutschen Volkspartei, die „Nationalliberale Korrespondenz“, daran 
erinnern mußte, daß der wahrhaft national Gesinnte in dieser Zeit 
seine Forderungen im Interesse der Einheit zurückstellen müsse; ja 
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selbst deutschnationale Blätter, die in der geschwundenen Ordnungszelle 
das Paradies ihrer Wünsche sahen, wie die „Tägliche Rundschau'^ 
riefen den Strategen des Föderalismus ein „Nun endlich Schlußzu. 

In den Stunden um Sein oder Nichtsein im Herbst 1920 erließ die 
herrschende bayerische Volkspartei ein Programm zu Bamberg, das 
nach der Meinung eines deutschnationalen Führers in seinen letzten 
Folgerungen bis zur Vielstaaterei des westfälischen Friedens zurück¬ 
fährt. Es ist eben die Konsequenz jenes Satzes des gegenwärtigen 
bayerischen Ministerpräsidenten Held, „daß man sich nicht an das 
Reich binden könne in einem Augenblick, wo man mit der Möglichkeit 
rechnen müsse, daß das Reich auseinanderfalle". Das wurde im Ok¬ 
tober 1918 gesprochen! An plumpen Drohungen einer „Reichstreue" 
mit Bedingungen hat es weiterhin nicht gefehlt. Eben Herr Dr. Held 
stellte im Februar 1923 auf der oberbayerischen Kreisversammlung 
seiner Partei für die Treue zum Reich^die Bedingung auf, daß keine 
Außenpolitik im Sinne der Sozialisten getrieben werden dürfe. Und das 
alles ist noch das Harmlosere, wenn man sich erinnert, daß Herr 
Dr. Heim am 1. Dezember 1918 im „Bayerischen Kurier" zum Anschluß 
Bayerns an Oesterreich, also zum Verrat aufforderte. Durch den Presse¬ 
chef Wilsons, Baker, erfuhren wir im März 1923, daß der gleiche 
Dr. Heim dem General Destiker, dem Beauftragten Fochs, den Vor¬ 
schlag machte, die größeren Staaten des Reichs von Deutschland zu 
trennen und mit Oesterreich einen Bund unter dem Protektorat der 
Entente zu bilden! 

Niemals in den letzten Jahren haben die föderalistischen Herren 
auch nur einmal ein Treubekenntnis zum Reich mit der warmen Ueber- 
zeugung abgelegt, wie es in Württemberg und Baden eine Selbstver¬ 
ständlichkeit war und ist. Nein, bayerische Minister haben derartig, 
frivol Ln geistiger Beschränktheit gegen das Reich geschimpft, 
daß ihre Redereien offiziell als „tendenziöse. Verleumdungen" charakteri¬ 
siert werden mußten. Wie ist in der Ordnungszelle gegen den „Raub" 
der Finanz- und Steuerhoheit, der Verkehrshoheit mit partikularistischen 
Tiraden losgegangen worden; die Schreier selbst aber haben vor 
Jahren alle Verträge abgeschlossen imd ihnen zugestimmt. Jetzt darf 
Herr Poincare sich zur Durchführung seiner Pläne auf die Treibereien 
der Herren Oroßmogule am Isarstrand berufen! — 

Sigmund von Riesler hat in seinem Werk „Das glücklichste Jahr-- 
hundert bayerischer Geschichte" dargelegt, wie ein Kampf gegen das 
Reich Bayern stets zum Nachteil gereichte. Denkt man an den plan¬ 
mäßigen und bewußten Bruch der Reichs Verfassung, den der königliche 
Freistaat schon am 24. Juli 1922 mit der Außerkraftsetzung der Re¬ 
publikgesetze leistete, denkt man an das welthistorische Beginnen des 
typischen föderalistischen Bajuvaren Dr. v. Kahr, durch die Staatsmacht 
Bayern und den vom Reiche wegen Meineides steckbrieflich ver¬ 
folgten Ehrhardt die Republik ^us den Angeln zu heben, denkt man an 
all dies uferlose Gerede, dies Schimpfen und Verdächtigen, dies Herab¬ 
setzen, diese schmählichen Rechtsbrüche, dieses lächerliche Sich-besser- 
dünken, diese ganze innere Unwahrhaftigkeit, dies Maulheldentum der 
„Tatföderalisten" in diesen Jahren des Kampfes w’ider die republikani¬ 
sche Reichsgewalt und Reichseinheit und überschaut dann als Erfolg 
ein Bayern, über das Gesamtdeutschland und Europa ins befreiende 
Lachen kamen, so kann man beruhigt in die Zukunft schauen. Es gibt 
ja doch in der Politik und der Geschichte eines großen Volkes ein 
Gesetz, das letzten Endes ihm zu seinen Lebensnotwendigkeiten verhilft 
und die freudelosen Kläffer zur Seite schiebt, das Gesetz wahr¬ 
haftiger Vernunft. 
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Die Jugend zum Verfassungstag 

Von E. OUenhmer 

Zwischen der vorwärtsstrebenden sozialistischen und demokratischen 
Jugend und der Republik kam nicht von vornherein ein herzliches Ver¬ 
hältnis zustande. Das lag zweifellos an den unglücklichen Zuständen, 
unter denen die Republik ins Leben trat. Mit nimmelstürmender Be¬ 
geisterung für das Neue war in jenen Novembertagen nichts anzufangen; 
es kam auf tapferes, ausdauerndes Wirken an. Und so blieb es ja bis 
heute. Der Kampf um die Existenz stand.stets im Vordergrund, nicht 
einmal so weit hat sich der idealistische Schwung^er Republikaner ent¬ 
falten können, daß Sie es fertig brachten, den Tag der Republik würdig 
zu feiern. 

So war der direkte und beste Weg zum Herzen der Jungen ver¬ 
schlossen, und man mußte den umständlicheren und auch unjugendlicheren 
Weg über die Vernunft nehmen. Darum schrieb und redete man und 
legte der Jugend dar, daß es vernünftig sei, die Republik zu be¬ 
jahen und zu ihr zu stehen. So ist z. B. die sozialistische Jugend zur 
Republik gekommen, jene Jugend, die der alte Staat schikanierte und 
für die der neue bisher nicht mehr tat, als die Selbstverständlichkeit der 
politischen Gleichberechtigung auch ihj- gegenüber anzuerkennen. Wenn 
bei ihr jetzt trotzdem So starke Sympathien bestehen, dann aus der 
U e b e r 1 e g u n g, daß unserer Republik in ihrer schweren Not nur zu 
helfen ist, wenn man zunächst mehr gibt, als man zurückerhält. 

Diese Einsicht entspricht in der Regel nicht dem jugendlichen Emp¬ 
finden. Die Jugend will rasch voranschreiten, einem letzten Ziel zu, 
will Erfolge sehen ohne langes Mühen um die Sicherung lebensnot¬ 
wendiger Voraussetzungen. Daraus erklärt sich, daß so viele der Jungen 
in den extremen Lage,rn .linkte und rechts stehen. Sie sind in der Masse 
nicht Schlechter und nicht besser, als die republil^nische Jugend, aber 
bei ihnen regiert das Gefühl, ungezügelt durch die Vernunft. Romantik, 
Schwärmerei und Abenteuferlust sind die guten Bundesgenossen des 
'Adolf Hitler luid d^ Werner Scholem. Ihre von jeder Sorge um das 
gegenwärtige Schicksal unseres Landes befreite Politik liegen dem 
jungen Menschen näher, alsi etwa die Erfüllungspolitik der Weimarer 
Koalition. > 

Die Radikalen gehen ja .auch mit Geschick auf diese besondere 
Veranlagung der Jugend ein. Ob die völkischen Hundertschaften unter 
der Hakenkreuzfahne das Ehrhardt-Lied singen oder ob die kommu¬ 
nistische Jugend von ihren Geländeübungen mit dem Lied „Dem Karl 
Liebknecht haben wir's geschworen...“, gesungen nach der Melodie 
„Dem Kaiser Wilhelm haben wir’s geschworen“ heimziehen, ist im 
Grunde dasselbe. Die Jugend wird bei ihrer Romantik gepackt, und 
die Tendenz ist sehr oft nur äußere Umkleidung, nicht Ueberzeugungs- 
sache. 

Wollen die Republikaner die breite Masse der Jugend, dann müssen 
sie die psychologische Eigenart der Jugend mehr als bisher beachten. 
Gewiß, wir können uns die Hemmungslosigkeiten deir Opposition nicht 
leisten, aber wir brauchen deshalb noch lange nicht überhaupt nichts 
zu tun. Welche Möglichkeiten bestehen, zeigt das geschickte Vorgehen 
des „Reichsbanners“. Man sehe sich die Kameradschaften einmal darauf¬ 
hin an, wieviel junge Menschen dort mit Leib und Seele der Republik 
die'nen, die auf dem Weg über die politische Tagesarbeit nicht oder 
doch snur schwer gewonnen worden wären. Man fahre fort. Republi¬ 
kanische Tage zu veranstalten jmd lasse sich davon auch nicht durch 
Bedenken .in der Art der bayerischen Verfassuhgsfeiersabotage abhalten. 
Der Reichstag der Republik schwinge sich aber endlich dazu auf, den 
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Verfassungstag zum gesetzlichen Feiertag zu erheben. 
Er kann ein Symbol werden, besonders wenn künftige Reichsregierungen 
sich noch darum bemühen, diesen Tag zu einem wirklichen Feiertag für 
die Republikaner auszugestaltei. 

Damit können auch Indifferente gewonnen und andere aus dem 
Lager der Extreme hinübergeleitet werden in die republikanische Armee. 
Die Jugend, die aus üeberlegung und Einsicht bereits jetzt fest zur Re> 
publm steht, verlangt mehr. Sie erwartet, daß der republikanische 
Staat auch im republikanischen Geist geführt wird. Sie weiß, daß nicht 
alle republikanisdien und sozialen Reformen in der Gegenwart durch» 
geführt werden können, aber sie ist der Meinung, daß Provokationen 
der Republikaner durch Reichsminister unmöglich gemacht werden 
müss^. Die republikanischen Parteien müssen alles tun, um das weitere 
Uebergleiten der Staatsgewalt in die Hände der Feinde der Republik 
zu verhüten. Das gilt von der sozialistischen Jugend insofern, als sie 
es nicht verstehen würde, wenn die SozialdemoKratie in die Opposition 
ginge, ohne vorher nicht alles versucht zu haben, mit den republi» 
kanischen Mitteipartelen ein Kabinett zu bilden. Das gilt aber auch 
für die demokratische' und die Zentrumsjugend, die der Bürgerblock¬ 
sehnsucht bestimmter Kreise ihrer Parteien mit unverhohlener Ab¬ 
lehnung gegenüberstehen. Sie wollen ihre republikanische Gesinnung 
nicht länger als Handelsobjekt gewertet wissen. Sie wollen eine klare, 
demokratische und republikanische Politik sehen, damit endlich die Bahn 
frei wird zu fruchtbringender Aufbauarbeit. 

Die Entscheidung über die .weitere politische Entwicklung dürfte 
bereits in den nächsten Wochen fallen. Sie liegt bei den beiden bürger¬ 
lichen Mittelparteien. Mögen sie daran denken, daß sie im Fall einer 
Bürgerblockregierung nicht nur der Republik in den Rüdeen fallen, 
sondern daß sie dann auch das Vertrauen der republikanischen Jugend 
einbüßen, die der A^inung ist, daß in einer wahren demokratischen Re¬ 
publik die Politik nur von ehrlichen und aufrichtigen Republikanern 
und nicht von politischen Geschäftemachern geleitet werden kann. 


Deutschland und Rußland 

Von • • * 

Der deutsch-russische Zwischenfall mit der russischen Handelsver¬ 
tretung in der Lindenstraße, in die am 3. Mai ein* deutscher Kommunist 
sich geflüchtet hatte und in der daraufhin von der Berliner Polizei eine 
„Haussuchung'^ abgehalten wurde, ist endlich nach drei langen Monaten 
beigelegt. Das darüber veröffentlichte Protokoll hat in der deutschen 
Presse ziemlich aller Schattierungen, auch der sozialdemokratischen, 
eine nur sehr mäßige Zensur, in den meisten Fällen sogar eine ziem¬ 
lich scharfe Kritik erfahren. Zuzugeben ist, daß es sich vom deutschen 
Standpunkt nicht gerade erhebend liest. Das Auswärtige Amt erklärt 
in diesem Protokoll, daß das Vorgehen der Berliner Polizeibehörde gegen 
die Handelsvertretung eine eigenmächtige Aktion darstelle und außer 
diesem für die Regierungspraxis des Deutschen Reichs sehr wenig 
schmeichelhaften Zugeständnis wird noch feierlich festgestellt, daß das 
Entweichen des verhafteten Kommunisten keinen Grund für die von 
der Polizei veranlaßte Aktion bieten konnte. Außerdem wird von der 
deutschen Regierung die Amtsenthebung des Polizeichefs, der für dies 
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Unternehmen der Polizei verantwortlich ist, und eine entgegenkommende 
Entschädigung für den entstandenen Materialschaden zugesagt, das 
Bedauern nochmals ausgesprochen und die ^strafung schuldiger 
Beamten - in Aussicht gestellt. Man sieht, ein ziemlich umfang¬ 
reiches Sündenbekenntnis, dem russischerseits so gut wie gar nichts 
entspricht. Denn die Zusage, daß die der russischen Handelsvertretung 
zugeteilten Beamten und Angestellten gemäß einem von ihrer Regierung 
erteilten Verbot, sich nicht in die innerpolitischen Verhältnisse Deutsch¬ 
lands einm.ischen dürfen, ist eine Selbstverständlichkeit, die für jeden 
Auslandsbeamten gilt, und im übrigen wird auch dieses Verbot für die 
deutsdien Angestellten auf ihre dienstliche Tätigkeit beschränkt. 

Diesen erheblichen russischen Konzessionen gegenüber will es wenig 
besagen, daß Rußland mit seinen Forderungen nicht völlig durdige- 
drungen ist, Forderungen, die zum Teil völlig unvertretbar waren oder, 
doch nur als Maximalforderungen gedacht und als solche gestellt waren. 
Selbstverständlich war es unmöglich, der gesamten Handelsvertretung 
mit ihrem vielhundertköpfigen ^amtenpersonal das Recht der Unver¬ 
letzlichkeit und Befreiung gegenüber deutschen Hoheitsrechten (Ex¬ 
territorialität) zu gewähren. Daran konnte im Ernst gar nicht gedacht 
werden. Das hätte bei dem Versuch der Durchführung den ganzen 
Komplex der Privilegien der fremden Vertreter auf eine unmögliche 
Basis gebradit. Immerhin haben die Russen aber durchgesetzt, daß 
15—20 Mitglieder der Handelsvertretung exterritorial bleiben, und daß 
für sie aus den Räumen der Handelsvertretung ein besonders inter¬ 
national gesicherter Teil mit besonderem Straßeneingang herausge¬ 
nommen wird. Wie sidi diese Strategie in der Praxis bewähren wird, 
mag dahingestellt bleiben. Hoffentlich entwickeln sich daraus nicht 
neue Schwierigkeiten; man wird aber wohl sagen müssen, daß diese 
Exterritorialen auch nodh eine ganz gehörige Anzahl von Räumen 
und Büros beanspruchen werden, so daß in der Praxis wohl alles beim 
alten bleiben wird. 

Aber trotz dieser unerfreulichen Details im einzelnen, und obwohl 
dieser ganze Streit letzten Endes ausgegangen ist wie das Hornberger 
Schießen, ist der Abschluß des erwähnten Protokolls und die Beendi¬ 
gung dieser merkwürdigen deutsch-russischen Krise auf das aufrichtigste 
zu begrüßen und nur zu wünschen, daß an Fällen analoger Art nicht 
erst monatelang herumkuriert wird, sondern daß derartige kranke Stellen 
mit schnellem Entschluß auf einmal herausgeschnitten werden. 
Warum das nicht geschehen ist, soll hier nicht untersucht werden, sicher¬ 
lich lag' die Schuld nicht allein an Deutschland, sondern ebenso an 
Rußland, das dem Zwischenfall durch die Abreise seines Botschafters 
seinen lokalen Charakter nahm, anstatt sofort zu erklären, daß' ein 
solches Vorkommnis, so bedauerlich es auch sein möge, doch nicht im¬ 
stande sei, die guten Beziehungen zwischen den beiden Staaten und 
Nationen zu trüben. Aber die auch in diesem Fall so leidige Schuldfrage 
soll im Augenblick der glücklichen Beendigung der Differenz nicht mehr 
erörtert werden. Das Unmögliche und Unhaltbare an der ganzen Si¬ 
tuation war die unbestreitbare Tatsache, daß durch diesen Streit sich 
die gesamten politischen Beziehungen zwischen Deutschland und Ruß¬ 
land auf diesen einen Punkt konzentrierten, jede Fortentwicklung einer 
wirtschaftlichen und politischen Annäherung unmöglich wurde, so daß 
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sich aus dieser Affäre schließlich die bedenklichsten politischen Konse¬ 
quenzen ergeben konnten. Beide Länder brauchen feste und gesicherte 
l^ziehungen zueinander. Deutschland hatte das allergrößte Interesse 
daran, in den Augenblicken der Verhandlungen und Beratungen über das 
Dawes-Gutachten alle anderen Schwierigkeiten beseitigt zu sehen, um , 
seine ganze Aufmerksamkeit diesem Lebensproblem zuwenden zu können. 
Rußland mußte ebenso daran liegen, den Zwischenfall aus der Welt ge¬ 
schafft zu sehen, da die Beurteilung der Vorkommnisse in der Berliner 
Handelsvertretung unmöglich dazu dienen konnten, die Installierung 
ähnlicher Organisationen in anderen Ländern und die Anknüpfung wirt¬ 
schaftlicher Beziehungen und damit Verstärkung seiner politischen Stel¬ 
lung zu erleichtern. Außer jedem Verhältnis zu den großen politischen 
Momenten stand der ganze Streit, und darum ganz gleich, ob bei seiner 
Erledigung die Gewichte sich mehr nach der einen oder der anderen 
Seite neigen, war seine Beendigung eine Notwendigkeit, an der, da sie 
geglückt ist, nicht durch Kritik der Einzelheiten herumgenörgelt werden 
sollte. ' 

Werden damit aber nun die deutsch-russischen Beziehungen wieder 
auf eine völlig glatte Bahn gestellt, und ist, um es anders auszudrücken, 
kein Sprung mehr im Glase zurückgeblieben? Wir hoffen es und sind 
sicher, daß von deutscher Seite alles getan wird, < um den Zwischenfall 
als Episode erscheinen zu lassen, von der binnen kurzem keine Nach¬ 
wirkungen mehr spürbar sind. Wir hoffen das gleiche von Rußland. 
Eins ist aber dazu nötig, was hier in der „Glocke“ ein paar Tage naqh 
Besprechung des Zwischenfalls gesagt wurde: Rußland muß darauf 
verzichten, unser Glück durch Einführung des Kommunismus nach russi¬ 
schem Muster erzwingen zu wollen, Rußland muß es uns überlassen, 
so wie wir es ihm, unser eigenes politisches und wirtschaftliches Ge¬ 
schick zu formen, wie es das deutsche Volk auf Grund seiner Geschichte, 
seiner wirtschaftlichen Grundlage und seinen politischen Anschauungen 
für richtig hält. In Deutschland ist man der richtigen Ansicht, daß die 
Einführung des Kommunismus den Untergang des Reiches und die Ver¬ 
nichtung unseres Volkes bedeuten würde. Diesen Preis können wir und 
wollen wir nicht zahlen. Auch nicht um der besten russischen Be¬ 
ziehungen willen. Sie würden uns nichts mehr nützen, da eine Außen- • 
Politik zwecklos ist, wenn der Träger dieser Politik Volk und Staat 
in seiner Existenz bedroht oder unentrinnbarer Zerstörung preis¬ 
gegeben ist. 


Wir erkennen unbedingt an, daß eine große Partei, eine große 
Organisation ohne Disziplin nicht bestehen kann und nicht bestehen 
darf. Aber wir sind der Auffassung, daß gegenüber der Pflicht zur 
Disziplin auch die Pflicht besteht, diese Disziplin vernünftig auszu¬ 
legen, und daß es Umstände gibt, in denen der Disziplinbruch zur 
Pflicht wird. 

Das oberste Gesetz, unter dem wir alle stehen, ist, alles tun, was 
den Aufstieg der Arbeiterklasse zur politischen Macht fördert, und 
alles unterlassen, was die Arbeiterklasse in diesem Aufstieg hemmt... 

Ludwig Frank. 
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Aufstieg oder Niedergang des Kapitalismus 

Efne Befiprediung 

Von Dr. Entil Wenck 

Von E, Varga liegt eine neue Broschüre: „Aufstieg oder Niedergang 
des Kapitalismus^' vor. Was an der Schrift dieses auf Bewährungsfrist 
gesetzten Kommunisten jedem Sozialisten, in welchem Lager er auch 
stehen mag, sympathisdi und anregend erscheinen muß, ist der Versudi, 
die Phasen und Tendenzen der kapitalistischen' Gesamtentwicklung auTzu- 
zeigen. Besonders meinen Genossen von der S.P.D. muß diese BehauiJ- 
tungsweise von Anregung sein, da sie bei der engen Verbundenheit mit 
den nahe- und nächstliegenden wirtschaftlichen und politischen Tages¬ 
fragen entwöhnt sind, auf die Gesamtlinie weltwirtschaftlichen Werdens 
zu blicken. Die Schlüsse, die Varga aus seinen Betrachtungen für die 
Aussichten der proletarischen Bewegung zieht, sind — zwar ihrem Inhalte 
nach höchst moblematisch — doch in ihrer Tendenz begrüßenswert, weil 
sie aus der Deutung der Gesamtkonstellation Maximen entnehmen, nicht 
nur für die Art und Weise der Propaganda, sondern auch für die Me- 
dioden und Mittel zur Weitertragung der sozialistischen Bewegung inner¬ 
halb der Wirtschaft. 

fn der kapitalistischen Weltwirtschaft der Vorkriegszeit sieht Varga 
einheitliche Bewegungslinien von Konjunktur und Krise. War auch das, 
Gleichgewicht ein labiles, so konnte es sich doch erhalten, was durch 
die Tatsache der Stabilität der Valuten bewiesen wird. Gegen die fallende 
Tendenz der Profitrate suchte der Trust anzugehen, indem er den 
Profit des Handelskapitals beschhitt und seine eigene Profitrate durch 
monopolistische Festsetzung der Preise sicherte. Die Organisationen des 
Proletariats der Kolonialmächte erzwangen vom Kapital einen kleinen 
Anteil aus den in den Kolonien zusammengerafften, überdurchschnittlichen 
Profiten. Das Kapital des hochentwickelten kapitalistischen Landes 
war, um die Profitrate zu erhöhen, gezwungen, sich immer größere 
Kolonialgebiete zu unterwerfen. (Varga sieht nicht, wie Rosa Luxem¬ 
burg, die kapitalistische Kolonialexpansion in der Unmöglichkeit ander¬ 
weitiger Akkumulation begründet, sondern in dem Streben nach Er¬ 
höhung der Profitrate, die in den Industrieländern bereits durch die 
mit der technischen Entwicklung erweiterten organischen Zusammen¬ 
setzung des Kapitals herabsinkt.) 

Der Weltkrieg reduzierte die imperialistischen Weltmächte auf vier 
— England, die Vereinigten Staaten, Frankreich imd Japan —, die 
sich nun vor die Neuaufteilung der Welt gestellt sahen. Varga selbst 
zeigt, daß die ökonomischen Folgen des Krieges, welche sich unmittel¬ 
bar in einem Auseinanderfallen der Welt im Gebiet relativer Ueber- 
produktion und absoluter Unterproduktion gezeigt haben, durch die 
immanenten Tendenzen der kapitalistischen Wirtschaft in den letzten 
sechs Jahren teilweise überwunden wurden, wobei allerdings bis heute 
auf den Kapital- und Kreditmärkten ein Mißverhältnis bestehen blieb. 
Und er gibt auch zu, daß die akute soziale Krisis des Kapitalismus, 
die instinktive, unorganisierte Rebellion nach' dem Kriegszusammen¬ 
bruch, heute überwunden ist. Aber er meint, die Periode seit Kriegs¬ 
ende zeige deutlich, daß die Krise, die der kurzen spekulativen Nach¬ 
kriegskonjunktur folgte, keine gewöhnliche Krise innerhalb des nor¬ 
malen Kapitalismus, sondern der Beginn einer Krisenperiode 
des Kapitalismus sei. Die hauptsächlichsten Symptome dieser Nieder¬ 
gangsperiode sieht Varga in dem uneinheitlichen Gang der Konjunktur 
als sicherem Zeichen für das Fehlen einer einheitlichen kapitalistischen 
Weltwirtschaft, in der Agrarkrise und der damit verbundenen gewaltigen 
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Lähmung der Kaufkraft für Industrieprodukte, und endlich in dem all- 

S «meinen Autarkiestreben, das den Abbau der weltwirtsdiaftlichen Ar> 
eitsteilung bewirkt. Dieser völligen Umwälzung der ökonomischen Ver* 
hältnisse stehe die Wirtschaftspolitik gänzlich hilflos mgenüber. Keines 
der großen wirtschaftspolitiscnen Probleme sei der Lösung irgendwie 
näher gebracht. ' 

ln dieser Situation des Absinkens des Kapitalismus und in seiner 
wirtschaftspolitischen Steuerlosigkeit sieht Varga für Europa güte Er¬ 
folgsmöglichkeiten der Revolution. Allerdings gäbe es Oberhaupt keine 
ökonomische Situation, die von sich aus einen Sieg des PraJetariats: 
ohne Kämpfe garantiere. Eine absolut aussichtslose Situation — und 
hier wird Lenin zitiert — gäbe es in der Bourgeoisie nicht. Nur; der 
zähe Kampf des Proletariats um die Verbesserung seiner Lage inner¬ 
halb des Kapitalismus sei der Faktor ersten Ranges, um die Ueberwin- 
dung dieser nach; der Varga-Diagnose latenten Krise zu verhindern, ^i 
der das einzig Ständige das Unsichere, das Chaotische sei. 

Aber Vargas Darlegungen der wichtigsten Anzeichen des Nieder¬ 
gangs des Kapitalismus lassen Zweifel auf Zweifel wachsen. Sind diese 
^Zeichen nicht typisch für eine durch den Krieg gestörte und völlig 
veränderte Weltwirtschaft? Hat denn nicht die Konjunktur bereits im 
vorigen Jahre einen einheitlichen Qang eingeschlagen? Daß die Welt- 

E roduktion zuröckgegangen ist — aber bei Kohle und Eisen die Vor¬ 
riegshöhe, wenn auch bei starken Produktionsverschiebungen, fast 
wie&r erreicht hat —, ist doch noch immer Nachwirkung der Wert¬ 
zerstörungen des Krieges. Daß die Akkumulation von Kapital, parallel 
mit der Akkumulation von Reichtum als Ausfluß einer allgemeinen Er¬ 
höhung des Lebensniveaus aller Klassen in den außereuropäischen kapi¬ 
talistischen Gebieten zugenommen, die Akkumulation von Kapital in 
den europäischen Ländern dagegen infolge „des durch Konzentration 
und Inflation verursachten Uebergangs von Vermögen nichtkapitalisti- 
Bcher Schichten in den Besitz* der Kapitalisten'^ stattgefunden hat, be¬ 
sagt nichts für den Niedergang, dagegen sehr viel für die Verlagerung 
der kapitalistischen Stützpunkte und damit auch Wesentliches vielleicht 
— dies müßten aber eingehende Untersuchungen zeigen — für den Ueber- 
gang d,es Kapitalismus in eine neue Phase. An diesen Umwandlungs¬ 
faktoren lieget es auch, wenn die europäisch-amerikanisch-japanische 


kapitalistische Konjiuikturpendelschwingung noch kein Gleichmaß er¬ 
reicht hat. Auch der isolierte amerikanische • Konjunkturniedergang 
dieses Frühjahrs hilft nicht zur Stützung der Vargaschen These. S 
ist eine wichtige Streitfrage, ob die Krise für Amerika hereinbricht. 
Dabei muß sehr beachtet werden, daß das amerikanische Kapital während 
der Zeit der abflauenden Konjunktur den Versuch der Auftragsbeschrän- 
kung machte, und andererseits das Finanzkapital durch die zweimalige 
Herabsetzung des Diskonts in den letzten Wochen versuchte, einen Kon- 
junkturumscnwung einzuleiten. Die Wirkung zeigt sich bereits in einer 
Belebung des Effektenmarktes. Die Steigerung der landwirtschaftlichen 
Produkte wird als günstiges Vorzeichen gewertet. Auch die Agrarkrise 
ist durch die verschlechterte Ernte im Abklingen, wenn auch — und 
darin ist Varga zuzustimm^en — durch die zunehmende Vertrustung die 
Preise der Industrieprodukte monopolistisch gefesselt werden. Und diese 
TriistentWicklung schreitet fort. Die Vereisung, die Ausschließimg der 
Wirtschaftszufälligkeit nimmt zu. Der Kapitalismus gerinnt, wenn auch 
dadurch der furchtbarste Konkurrenzkampf hochgeladener Elemente 
noch nicht ausgeschlossen ist. Demgegenüber scheint auch die Balkani¬ 
sierung Europas, die eine weitere Aufhebung der wirtschaftlichen Ar¬ 
beitsteilung herbeiführt, nicht von Belang, zumal sie von Frankreidi 
dazu benutzt wird, konzentrierte Wirtschaftszusammenhänge durch ein 
bereits weit ausgebautes Vertragssystem zu erreichen. 




Otto Dix; Der Krieg 


619 


Noch weniger überzeugend wirken die Darlegungen zum Reparations- 
Problem und zum Sachverständigengutachten. Sie reizen kaum zum 
Widerspruch. Hier hätte man mehr erwarten dürfen. Die ökonomischen 
Wirkimgen des Sachverständigengutachtens auf die deutsche Wirtschaft, 
die Rückwirkungen auf die Wirtschaft der anderen Länder sind kaum 
angedeutet. Daher mutet Vargas Kritik an Hilfcrdings Darle^ngen über 
die Ueberwindung der ökonomischen Naöhkriegskrise in der „Gesell- 
sdiaft‘‘, daß es „keine eigentliche Beweisführung für seine Auffassung 
gebe“, wie eine Art Selbstkritik an. Richtig ist sicher, daß die S.P.D. 
ihre Anschauungen häufig mit wenig durchgearbeitetem Material stützt. 
Der Sozialismus in Deutschland hat nichts so notwendig, als sich 
über den Entwicklungsgang des Kapitalismus in Deutschland wie in 
der Welt zu unterriditen. Die politischen Positionen, die nach der 
Revolution der Sozialdemokratie zugefallen sind (und vielleicht noch 
zufallen werden), sind nicht durch die Erkenntnis der ökonomischen 
Situation erkämpft worden. Die wirtschaftliche Entwicklung ist von 
der Sozialdemokratie nicht entscheidend beeinflußt worden. Daß sie 
noch mitreden darf, dankt sie zum Teil der Unfähigkeit der Bour¬ 
geoisie, die schon wieder mit ihrer Zoll - Steuern - Sozialpolitik auf 
dem besten Wege ist, der Sozialdemokratie in den Ministersattel zu 
helfen. Die Durcharbeitung der ökonomischen Zusammenhänge und 
die Erkenntnis ihrer Konsequenzen für die politische Handlung tun uns 
bitter not. Wenn dazu heute Köpfe fehlen, so kommt das nicht zum 
mindesten daher, daß die Sozialdemokratie vergessen hat, was den deut- 
edlen Sozialismus groß gemacht hat — die Wissenschaft. 


Otto Dix: Der Krieg 

Von Paul Westheim 

Wenn ich Herr Boelitz wäre, würde ich mal einen der meist 
schlecht verwandten Propagandafonds benutzen, um den anvertrauten 
Schulkindern bei passender Gelegenheit, sagen wir: beim nächsten 
Sedantag, der so ganz doch nicht übergangen wird, ein kleines Gratis- 
geschenk zu machen: das zu billigem Preis erhältliche Bilderbuch „Der 
Krieg“ von Otto Dix. Und wenn, was anzunehmen ist, Nierendorf sich 
zu einem Extrarabatt verstände, würde ich den größeren, den Hoch¬ 
schulkindern, nach dem bewährten Rezept, daß doppelt' genäht besser 
hält, gleich zwei Exemplare in die Hana drücken lassen, ln Berlin 
könnte die Verteilung vielleicht Prof. Roethe übernehmen, der ja für 
Krieg und dergleichen ein gewisses Faible hat. 

Die Schulmeister, auch die, die es nicht von Berufs wegen, sondern 
von Natur aus sind (und die sind ja die schlimmeren), werden, wie 
immer, wenn mal was vorkommt, was nicht im Lehrplan vorgesehen ist, 
bedenklich den Kopf schütteln. Sie werden meinen, daß das, was der Dix 
da gelegentlich eines nahezu vierjährigen, etwas unfreiwilligen Aufent¬ 
haltes in den Schützengräben von Fort Vaux, der Somme, der Kar¬ 
pathen usw. aufgezeichnet und radiert habe, sei zu schrecklich, zu 
scheußlich, so scheußlich und schrecklich wie — der Krieg selber war 
und ist. ^ was solle, könne, dürfe man der heranwachsenden Jugend^ 
doch nicht in die Hand geben. S.chon um nicht wieder da)s inzwischen* 
langsam, aber sicher herangemästete Ideal des frisch-fröhlichen Feste- 
drulils zu zerstören. Gewiß, gewiß, in einer großen Masse von Dumm- 


*) S Mappen je 10 Blatt RadierunMn. Verlag Karl Nierendorf, Berlin W SO. Olelchzeltig 
tot ebenfalls bei Nierendorf eine billige Buchausgabe mit 29 Offsetdrucken erschienen. Die Ra¬ 
dierungen sind zurzeit ausgestellt im Graphischen Kabinett am Kurffirstendamm. 
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köpfen rumort schon wieder mit Pauken und Trompeten so ein Mords- 
i,deal, als ob während einer ebenso großen wie langen Zeit das „Ideal*', 
gerade und vor allem für die, die für die benötigte „Stimmung“ besorgt 
waren, nicht die Reklamation gewesen wäre. 

In der Tat, bestreiten läßt sich nicht, daß jener Dix mit seinen 
50 Radierungein nicht den Idealkrieg danstellt, von dem die Leutchen 
hinterm molligen Ofen träumen, sondern den leibhaftig wirklichen Krieg, 
der sich, was inzwischen scheinbar etwas in Vergessenheit geraten ist, 
so um die Zeit von. 1914—18 abgespielt hat. Der Krieg, in dem' es außer 
Kriegtelieferungen und Kriegsgewinnen, außer Kriegszielentwürfen und 
Annexionsdenkschriften noch so etwas wie den Schützengraben gegeben 
hat. Schützengraben mit Drahtverhau, mit Trommelfeuer und Gas¬ 
angriff, mit Blutströmen, zerfetzten Leibern, heraushängendem Gedärm, 
herumklatschendem Gehirn, verwesenden und verwesten Menschen¬ 
kadavern und all den weiteren Begleiterscheinungen, die ein mit allem 
Komfort der Neuzeit organisierter Mordbetrieb so mit sich bringt. Dix, 
der, wie gesagt, die Sire hatte, während der vier Jahre aus aller¬ 
nächster Nähe als sozusagen unfreiwilliger Zuschauer mitanzusehen, 
was mit „Stahlbad“ eigentlich gemeint ist, hat gewissermaßen die Ge¬ 
legenheit benutzt, mit der Sachlichkeit, die man unseren Feldgrauen 
ja nachrühmte, die Dinge aufzuzerchnen, von denen man nicht gern 
spricht, besonders die Daheimgebliebenen und das nächste Mal doch wohl 
wieder Daheimbleibenwollenden nicht gern sprechen, obgleich oder 

g erade weil sie sonst weniger die Neigung haben, das Talent zu halten. 

»ie Radierungen, die Nierendorf jetzt herausgebracht hat, sind angeb- 
licn unretuschierte Wiedergaben dieser Zeichnungen, wenn man will; 
ungesöhwindelte Drahtverhau - Erinnerungen eines Maschinengewehr¬ 
schützen. ' 

Nerven gehören schon dazu, diesen Zyklus zu „genießen“. Und 
ich möchte nitrht gerade empfehlen, vor dem Schlafengehen ihn sich zu 
Gemüte zu ziehen. Wenigstens nicht, ohne gleichzeitig eine Tablette 
AdaJin zu nehmen; es könnte (sonst eine unruhige Nacht werden oder 
sonst der Verdauung schaden. Alle Bestialitäten, mit denen der große 
Krieg den Krieger überschüttete, den Krieger, will sagen: den ge¬ 
meinen Mann, der den „ganzen Mist“ auszubaden hatte, sind da bis in 
die kleinste Einzelheit aufgezeichnet, bis auf das armselige Gedärm, das 
aus einem zerfetzten Leib quillt, bis a,uf das Gewürm, das sich anfraß 
an dem Kadaver eines, der doch auch einer Mutter ^hn gewesen. Fest¬ 
gehalten ohne Sentimentalität, so sachlich, so naturforscherhaft getreu 
wie der Bosch sein Höllenungeziefer, wie der Grünewald auf dem Altar¬ 
bild des Isenheimer Spitals Lepra und Syphilis dargestellt haben. Er ist kein 
ästhetisches Vergnügen, dieser unretusc.hierte Krieg, gewiß nicht, und es 
ist auch nicht anzun,ehmen, daß wie damals, als die Akademie die Dett- 
mannschen Münchhausiaden: die gefällig gemütliche Schützengraberei 
ausstellte, di,e Leute sich sehr angeregt fühlen werden und wieder ex- 
klamieren: wie nett, wie schön, wie interessant! War Dettmann 
ästhetisch, so sind die Radierungen von Dix nicht ästhetisch, so wenig 
wie Menschengroßschlächterei eine ästhetische Begebenheit ist. 

Schilderungen, die so ungeschminkt, so fanatisch getreu gegeben 
werden, pflegt die Aesthetik, die nicht weniger auf Komment hält als 
ein Bonner Borusse, „Tendenzkunst“ zu nennen und abzutun. Ob einer 
,als Maler Krieg so penetrant echt nachzeichnet oder als Dichter ver¬ 
hungernde Weber ihre Not in nicht eben salonfähigen Invektiven heraus¬ 
brüllen (statt in Jamben Zitate reden) läßt, immer ist es für die, die 
lieber die halbe, Wahrheit hören, denen die ganze Wirklichkeit nicht 
recht in den Kram paßt, Tendenz. Auch gegen diesen Zyklus von Dix 
wird man die Grammophonplatte andrehen, obzwar gerade das Be¬ 
sondere hier, das Erregende und freilich auch Aufreizende die Ver- 
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sessenheit ist, nichts anderes geben zu wollen als. das, was einer wahr- 
und Leibhaftig zu sehen bekommen hat, was dieser Krieg ohne Phrase, 
ohn^e Humbug, ohne Beschönigung und Schwindel, gewesen ist. Dix 
ist seiner ganzen geistigen Veranl,agung nach nicht der Mann, Tendenz- 
zu haben, Pathos in die Dinge zu Legen. Dazu steht er allem zu 
wurschtig gegenüber; weder glaubt er, daß die Menschen gut sind, 
noch daß sie gut werden möchten, sondern stellt einfach fest, daß sie 
Viecher sind, und daß solch Krieg die gegebene Gelegenheit für viehi¬ 
sches Benehmen war ... 

Der krasse Verismus, der den jungen Malern eigen ist, die ihre 
Werdejahre statt in akademischen Meisterateliers in, nicht immer bomben¬ 
sicheren Unterständen verbracht haben, ist der Versuch, für die Malerei 
einen neuen Stil der Sachlichkeit zu gewinnen. Vom Ich, der Seele, die 
den Dingen die besondere Färbung geben sollte, wird nicht mehr Oe- 
brauch gemacht. Ich, Seele, so was kannte der Spieß nicht. Der 
Maler, persönlich und unbeteiligt, persönlich uninteressiert, — es ist der 
Flaubert-Typ —, stellt dar, was sich begibt, berichterstattert. Selbst 
auf die Gefahr, einmal ins Panoptikum zu entgleiten. Die Fiktion hier 
ist, das Malergeschäft so zu betreiben, als ob es jenes interessante Ich, 
den Künstler, gar nicht gäbe. Einstellung etwa die: was geht’s die 
Leute an, ob ich Seele oder Gefühle habe. Eine typisch moderne Ein¬ 
stellung. Einstellung des kapitalistischen Unternehmertums: Haare apart, 
Bouletten apart — Geschäft apart und S»eele apart. Versteht sich, daß 
der Anschauungsunterricht, der so vom „Stahlbad“ gegeben wird — 
und nehmen wir einmal diesen Zyklus als nichts anderes als solchen 
noch immer nicht unnotwendig gewordenen Anschauungsunterricht —, 
einigermaßen lapidar wirkt, und daß er sozusagen in die Glieder fährt: 
den einen, die von der Bestialität des Massenmordens überzeugt sind, 
als grauenvollste Bestätigung, den anderen, die davon noch immer nicht 
genug haben, ob der Befürchtung, er sei zu starkes Antitoxin gegen den 
Phrasenrausch, mit dem sie Hirne benebeln. 

Kürzlich las ich irgendwo einmal: einen Toten beweint man noch, 
tausend Tote bedauert man nur noch, und eine Million Tote sind nur 
noch zwei leere Worte, die der Verstand gleichgültig und mechanisch 
zur Kenntnis nimmt. Was Dix hier gezeichnet hat, ist immer wieder 
das Schicksal eines jeweils Einen, eines Helden, eines Vaterlandsver¬ 
teidigers. Grauenvolles Schicksal, das der Begriff „Krieg“ sofort ins 
Tausend- und Millionenfache potenzieren läßt. 


WIRTSCiniFTLlCHER RUHDELICR 

Kartelle und Syndikate 

KrfcM* »ml Ifm-fAllp Streitfrage, ob die Kartellbildung mehr 

R. tse una Kartelle oder mehr von der Hochkonjunktur 

begünstigt wurde. Während z. B. Grunzel die Kartelle als Kinder der Not 
bezeichnet, hat die Geschichte der Kartelle gezeigt, daß Perioden der 
Prosperität größere Wegbahner des Kartellgedankens waren als Zeiten 
wirtschaftlichen Niedergangs. Wenn man die Wirkung der gegen¬ 
wärtigen Krise auf die Kartelle und Syndikate überschaut, so kann man 
im allgemeinen feststellen, daß der Kartellgedanke ins Wanken geraten 
ist. Eine Krise wie die jetzige, ist eben deshalb so verheerend, weil 
sie verschiedenen Ursachen entspringt. Daher beeinflußt sie auch die 
kartellartigen Gebilde. In einer Zeit, wo Warenbestände unter allen 
Umständen abgestoßen werden müssen, sind Mitglieder von Kartellen 
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leicht geneigt, sich über die Bindungen hinwegzusetzen. Die Kartelle 
haben weitgehende Milde walten lassen. Die Satzungen wurden in vielen 
Fällen außer Kraft gesetzt. Die Kartellmitglieder waren eben nicht bei 
der Stange zu halten. So bestehen manche Kartelle oder Preiskon¬ 
ventionen nur »och dem Namen nach. Erst eine Besserung der Wirt¬ 
schaftslage wird zeigen, inwieweit sie einer neuen Blütezeit entgegen¬ 
zugehen vermögen. 


ni», if , 1 . 1 ^ 11 ., _ -«__ Als die Flut der Inflation immer höher und 

höher stieg und die Wareriverkäufer die PreiS- 
vom November 1923 ^^hraube immer fester anzogen, war die Em¬ 
pörung der Volksmasse hauptsächlich gegen die Kartellgewalt der 
Produzenten gerichtet. Die Oewerkschaften wurden bei der Regierung 
vorstellig luia forderten ganz energisfch ein Eingreifen. Und als die 
Vertreter der Partei in der Regienuig Stresemann ebenfalls dazu 
drängten, kam es zu der „Verordnung gegen den Mißbrauch wirtschaft¬ 
licher Machtstellungen“ vom 2. November 1923. Der Reichswirtschafts¬ 
minister erhielt durch diese Verordnung, die auf der Grundlage der 
Ermächtigungsgesetze erfolgte, das Recht, gegen eine kartellartige Ver¬ 
einigung einzuschreiten, wenn die Gesamtwirtschaft oder das Gemein¬ 
wohl gefährdet „oder wenn die wirtschaftliche Freiheit durch Sperren 
im Einkauf oder Verkauf oder durch Festsetzung unterschie^icher 
Preise oder Bedingungen unbillig beeinträchtigt wird“. Den Kartell¬ 
mitgliedern wurde durch die Verordnung das Recht gegeben, den Kartell¬ 
vertrag zu kündigen. Ein Kartellgericht, das gleichzeitig durch die Ver¬ 
ordnung geschaffen wurde, hatte darüber zu entscheiden, ob die Kündi¬ 
gungen zu Recht erfolgten oder nicht. Die Wirkung dieser Verordnung 
war eine ganz außergewöhnliche. Die Kartelle und Syndikate wurden 
mit einer Flut von Kündigungen überschüttet. Manches Kartell geriet 
ins Wanken, einige verfielen sogar der Auflösung, weil der größte Teil 
der Mitglieder syndikatsmüde geworden war. Die Verhandlungen vor dem 
Kartellgericht ließen einen tiefen Einblick in die innere Struktur und die 
Geschäftsmethoden einzelner Kartelle tun. Aber auch die Wirkungen 
der Konzentrationsbewegung in der Industrie erfuhren durch diese Ver¬ 
handlungen eine treffende Illustration. Mehr als einmal opponierten 
Kartellmitglieder gegen die üebermacht einiger Großbetriebe, da sie das 
Kartell vollständig nach ihrem Willen zu beherrschen in der Lage waren. 
So wurde beim Rheinisch-Westfälischen Zementsyndikat festgestellt, daß 
der Wickingkonzern mehr als die Hälfte der Stimmen auf 'sich vereinigte. 
Durch die Wirkung der Kartellverordnung ist der Einzug eines freieren 
Geistes bemerkbar. Um Kündigungen und sonstige Scherereien zu ver¬ 
hüten, lockerte man freiwillig die früher manchmal rigorosen Bestim¬ 
mungen. Ob dieses günstige Symptom als etwas Dauerndes in Rech¬ 
nung zu stellen ist, kann heute noch nicht beantwortet werden. 


Die Syndikate der 


Zahlreiche Pressenotizen der letzten Tage berichten 

Mon^inidwt^ schweren Kämpfen innerhalb des Ruhrkohlensyn- 
' vTOauuiaiBirie ^y^a^s. Tiefgehende Differenzen werden dort zurzeit 

ausgetragen. Bekanntlich ging das Kohlensyndikat des Ruhrgebiets 
nach Hamburg, als die Franzosen in Essen einziehen wollten. Dadurch 
kam die Ingenieurkommission nicht in den Besitz einer seit Jahrzehnten 
gut eingearbeiteten Organisation. Als der passive Widerstand beendet 
war, stand der Steinkohlenbergbau Westdeutschlands ohne jede organi¬ 
satorische Bindung da, weil die Franzosen das alte Syndikat nicht mehr 
hereinließen. Ebenso verbot die Besatzung die Anwendung der Kohien- 
wirtschaftsgesetze, die bekanntUdi die Bildung von Syndikaten vor¬ 
sehen. Dreißig Jahre einer stürmischen Entwicklung hatte der Ruhr¬ 
kohlenbergbau unter dem Schutze eines mächtigen Syndikats durch- 
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schritten, nun sollte der Neuaufbau der Absatzverbindungen ohne eine 
Zentralstelle erfolgen. Das ging nicht. Nach längeren Verhandlungen 
schuf man die „Vereini^ng für den Verkauf und die Verteilung der 
Ruhrkohle Akt.-Oes.“. Das neue Syndikat ermangelte der Festigkeit, 
die gerade zum Erfolg des alten beigetragen hatte. Die großen Kon* 
zerne des Ruhrkohlenbergbaus bedangen sich weitgehende Rechte aus, 
die über das vielumstrittene Hüttenkontingent der Vorkriegszeit weit 
hinausgingen. Neben den Verkaufsgesellschaften der Ruhrkohle A.-0. 
bestanden solche von einzelnen Zechengruppen. Man unterschied zwei 
Strömungen: den sog. Inlandsblock, wo die angeschlossenen 21echen ihre 
Produkte an das Syndikat zum Vertrieb ablieKrten und die Außenseiter 
(Thyssen, Stumm, Rombach, Klöckner, Rheinstahl-Ahrenberg), wel<Äe 
eigene Handelsgesellschaften errichteten, durch welche sie den Vertrieb 
vornehmen ließen. Für das Auslandsgeschäft bestanden ebenfalls Aus¬ 
landsblocks, deren Mitglieder ebenf^Is große Konzerne waren. Ein 
Syndikat ohne das ausschließliche Recht, den Vertrieb zu kontrollieren, 
ist ein Unding. So wuchsen die Schwierigkeiten innerhalb des Syndikats, 
bis einzelne ^chen, darunter Ewald, Hoesch-Köln-Neuessen, zur Kün¬ 
digung des Syndikatsvertr^ges schritten. Man ist jetzt eifrig bemüht, 
die vorhandenen Schwierigkeiten zu beseitigen. Da die Kohlenwirt¬ 
schaftsgesetze für den B^gbau an der Ruhr auch jetzt noch keine 
Gültigkeit haben, kann die gesetzliche Spitzenorganisation des Berg¬ 
baus, der Reichskohlenrat, sein Veto niept in die Wagschale werfen 
oder die Entwicklung beeinflussen. Bis zum Eintritt regulärer Verhält¬ 
nisse ist der Bestand des Ruhrkohlensyndikats vollständig ungewiß. — 
In der Schwereise nindiistrie sind die Syndikate fast alle entschlafen. 
Nur der Roheisenverband in Essen ist noch in Wirksamkeit. Für Halb¬ 
zeug und Walzwerkfabrikate gelang der Wiederaufbau der alten Organi¬ 
sationen noch nicht. Versuche, ein Röhrensyndikat und eine Verbrauchs¬ 
vereinigung für Grobbleche zu errichten, scheiterten. Auf dem Eisen¬ 
markt liegen die Verhältnisse grau in grau. Im Stahlhof in Düsseldorf, 
dem ^oBen Geachäftsgebäude des Stahlwerksverbandes, hat der Ge¬ 
neral Degoutte sein ^artier aufgeachlagen. In Belgien und Frankreich 
diskutiert man sehr eifrig den Gedanken eines überstaatlichen Verbandes 
für Stahl und Eisen. Eine Verbindung der französischen, belgischen und 
deutschen Stahlwerke liegt durchaus im Bereiche der Möglichkeit. 

Mercttr. 
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Der Tag der Toten 
Der Königsplatz hatte am Sonn¬ 
tag wieder einen seiner großen 
Tage. Die mächtig in Säulen gi-' 
gantisch hochwachsende Front des 
Reichstags war in ihrer ganzen 
Höhe mit • Tannengrün ausge¬ 
schmückt. In der Mitte der Front 
das dunkle Grün des Schmuckes 
unterbrochen von einem großen 
Reichsadler auf schwarz-rot-golde¬ 
nem Grunde und vor dem Adler 
ein schwarzer Katafalk. Wuchtig, 
schwer, als Mahnzeichen für eins 
von den vielen Massengräbern. Der 
Katafalk von langen Samtstreifen 


kreuzweise ausgeschmückt. Sehern 
in den frühen Vormittagsstunden 
zogen von überall die Scharen der 
Trauergäste zum Königsplatz. Um 
10 Uhr war der weite Raum des 
Königsplatzes bis zur Krolloper 
und auch die langen Nebenstraßen 
ausgefüllt mit einer andächtigen 
Trauergemeinde, zumeist Angehöri- 
en von Opfern des Weltkrieges, 
ie waren herbeigeeilt, der Opfer 
gedenkend, die fern von hier auf 
Kriegsschauplätzen ruhen. Allen 
leuchtete die Inschrift hoch oben 
an der Reichstagsfront „Dem 
lebenden Geiste unserer Toten“ 
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entgegen. Waren auch die Opfer 
vergebens gewesen, vergessen sol¬ 
len sie nicht sein. 

Die Feier, die von dem deutsch¬ 
nationalen (sprich: deutschvölki¬ 
schen) Innenminister Jarres aus¬ 
ging, hat von Anfang an gezeigt, 
wie wenig Takt Herr Jarres für 
die Veranstaltung einer solchen 
Feier aufzubringen imstande ist. 
Geschmacklos war es, angesichts 
der vielen, die einen oder gar meh¬ 
rere Angehörige verloren hatten, 
die Reichskriegsflagge zu hissen. 
Spott ist billig, und anders wird 
und kann doch niemand .diese üble 
Provokation aufgefaBt haben. Die 
Ansprache der beiden Geistlichen, 
evangelischer und katholischer Kon¬ 
fession (nach Herrn Jarres gibt 
es scheinbar nur Katholische und 
Evangelische) waren auch nicht 
auf den Ton abgestimmt, den man 
doch an solchen Tagen zumindest 
erwarten kann. Man soll nicht 
vom Heldengeist unserer Kämpfer 
^rechen, man soll nicht an frühere 
Zeiten erinnern, ohne auch starke 
Worte gegen die vielen Feiglinge 
zu finden, die namentlich in den 
oberen Stellen im Jahre 1Q18 so 
vvenig Mut gezeigt haben. Beide 
Redner der Konfessionen haben 
nicht ein Wort zur Erreichung des 
höchstens Gedenkens der Opfer 
— des Friedens — gefunden. Ab¬ 
kehr von all dem Getue des Hel¬ 
denhaften und starkes Bekenntnis 
zum Frieden kann allein die Opfer 
ehren. 

Der Reichspräsident sprsrch tief 
bewegt — er selbst hat zwei Söhne 
im Felde verloren, —, er war der 
einzige Redner, der den tiefen 
Trost aussprach, der allen die 
Worte gab, die allein hinweghelfen 
können über die grausamen Ver¬ 
luste, die der Krieg geschlagen: 

.Es Ist heute der Ruf hinausKegangen 
an das deutsche Volk, unseren Toten ein 
würdiges Denkzeichen zu errichten. Aber 
darüber hinaus wollen wir — das lassen 
Sie, deutsche Männer und Frauen, uns in 
dieser Stunde geloben — dem Gedächtnis 
unserer Toten und unserer C^fer ein Denk¬ 
mal bauen, dauernder denn Erz: Das freie 
Deutschland! “ 

Der Feier selbst wohnten in ge¬ 
ringer Zahl die Hitler- und Stahl¬ 
helmbanden bei — als die allerun¬ 


geeignetsten Trauergäste —, die 
mit ihrem Geklimper von Abzei¬ 
chen den Anschein erwecken woll¬ 
ten, als wären auch in ihrem Zei¬ 
chen Opfer gebracht worden. 
Ihren Großmäuligkeiten haben wir 
es ja noch immer zu verdanken, 
daß das Ausland zu Deutschland 
kein Vertrauen haben kann. Mit 
Klimbim und hohlen Gesten hoffen 
sie Deutschland zu befreien. 
Und Dumme finden. sie für ihre 
Bauernfängerstücke immer noch 
genug. Unser Außenminister, 
Herr Stresemann, hat die 
Stahlhelmleutc, wie die Presse 
großzügig berichtet, in ein Ge¬ 
spräch gezogen. Vielleicht wird 
Herr Stresemann einmal aufgeklärt, 
wie er sich auf offiziellen Veran¬ 
staltungen des Reichs zu beneh¬ 
men hat! Was wäre ihm wohl ge¬ 
schehen, wenn er unter Wilhelm 
einen staatsumstürzlerischen Sozial¬ 
demokraten bei einer offiziellen 
Feier in ein Gespräch gezogen 
hätte? Vielleicht will er einmal 
Ehrenpräsident des Stahlhelmbun¬ 
des werden. Vertrauen hat er bei 
ihnen durch seine Flaggenpropa¬ 
ganda Schwarz-Weiß-Rot genug 
gewonnen. 

Trotz der an sich wenig republi¬ 
kanischen Aufmachung der Feier 
hat sich das Reichsbanner in sehr 
beachtlicher Zahl an derselben be¬ 
teiligt. Der Grundsatz, überall den 
Nationalen ihr Treiben unmöglich 
zu machen und den republikanischen 
Trauergästen Schutz zu bieten, 
wurde für das Reichsbanner Veran¬ 
lassung der Feier beizuwohnen. Die 
vielen Zurufe der Trauergäste beim 
Abmarsch der einzelnen Gruppen 
des Reichsbanners haben bewiesen, 
-daß ein großer Teil tiefe Sympa¬ 
thie für diese Abwehrorganisation 
der Republik empfindet. AmoSAolz. 


Ein aktiver Bezirksvorstand 
Schon bei der Ankündigung der 
Totengedenkfeier dürfte keinem 
Sozialdemokraten besonders wohl 
zumute gewesen sein. Man merkte 
nur allzu deutlich die Bürokraten- 
Absicht, der „unvermeidlichen“ 
Verfassungsfeier ein Gegengewicht 
zu schaffen, und war mit Recht 
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darüber verstimmt. Allein der 
Name Jarres, der spiritus rector 
der Totenfeier, war ein Programm. 
Was nun in den letzten Julitagen 
allmählich über Einzelheiten der 
geplanten Veranstaltung bekannt 
wurde, mußte erst recht unsere 
instinktiven Bedenken der ernsten 
Stunde steigern. Wenn indessen 
das Reichsbanner Schwarz- 
Rot-Oold von Anfang an den 
Standpunkt vertrat, daß es an die¬ 
ser Kundgebung teilnehmen müsse, 
um den Feinden der Republik 
zum Trotz die verfassungsmäßigen 
Reichsfarben demonstrativ zu zei¬ 
gen und nicht das Feld den 
schwarz - weiß - roten Verbänden 
kampflos zu überlassen, so war 
dies ein durchaus richtiger Ge¬ 
danke, zumal dieses Verhalten voll¬ 
kommen mit den Zwecken überein¬ 
stimmte, die bei der Gründung 
des Reichsbanners ausschlaggebend 
waren. Die Ankündigung der Be¬ 
teiligung des Reichsbanners an der 
Totenfeier war übrigens bereits 
vor einer ganzen Weile erfolgt, 
ohne daß von irgendeiner Seite 
dagegen Einspruch erhoben wurde. 

Trotzdem bringt es die Ber¬ 
liner Parteiorganisation 
im Einvernehmen mit der Berliner 
Gewerkschaftskommission und dem 
Berliner t)rtskartell des Afabundes 
fertig, einen Tag vor der Kund¬ 
gebung einen gemeinsamen Auf¬ 
ruf zu erlassen, in dem die Ar¬ 
beitnehmerschaft Berlins aufgefor- 
dert wird, sich an dieser Veran¬ 
staltung nicht zu beteiligen. Hät¬ 
ten diese drei Organisationen öf¬ 
fentlich erklärt, daß sie gegen den 
ganzen Charakter der Jarres-Feier 
die schärfsten Bedenken hätten, 
daß sie sie für ein reaktionär- 
nationalistischesAblenkungsmanöver' 
vom Festtag der Republik hielten, 
daß sie als Partei bzw. 
freie Gewerkschaften nichts damit 
zu schaffen hätten, so hätte man 
dies durchaus begreifen, ja billi¬ 
gen können. Aber, indem die Un¬ 
terzeichner des Aufrufs aus¬ 
drücklich die Partei- und Ge¬ 
werkschaftsmitglieder dazu a u f - 
forderten, der Kundgebung 
fern zubleiben, mußten sie wissen, 


daß sie das Reichsbanner Schwarz- 
Rot-Gold in die schlimmste Ver¬ 
legenheit bringen würden. Und 
sie haben es gewußt. Sie sind 
inständig gebeten worden, diesen 
einen Satz wegzulassen, um nicht 
die sozialdemokratischen Reidis- 
bannermitglieder in einen ebenso 
peinlichen wie überflüssigen Ge¬ 
wissenskonflikt mutwillig zu 
versetzen. Trotzdem haben sie es 
getan. Und damit haben sie der 
Republik und der Arbeiterschaft 
einen schlechten Dienst erwiesen. 

Jedermann kennt die Ent¬ 
stehungsgeschichte, das Wesen, die 
Ziele des Reichsbanners. Es ist 
insbesondere bekannt, daß das 
Reichsbanner hauptsächlich von So¬ 
zialdemokraten ins Leben gerufen 
wurde, daß die große Mehrzahl 
seiner Mitglieder ebenfalls Sozial¬ 
demokraten sind. Es ist ferner no¬ 
torisch, daß diese Gründung im 
engsten Einvernehmen mit dem 
Vorstand der Sozialdemokratischen 
Partei und mit parteigenössischen 
Ministern erfolgt ist, auf deren 
Urteil man im allgemeinen etwas 
gibt. Unter diesen Umständen ist 
es eine Rücksichtslosigkeit 
sondersgleichen, nicht nur 
gegen das Reichsbanner, sondern 
auch gegen die Gesamtpartei, wenn 
der Berliner Bezirksvorstand in der 
hier dargelegten Form dem Reichs¬ 
banner in den Rücken fiel. 

Gerade der jetzige Berliner Be¬ 
zirksvorstand hätte allen Anlaß, in 
solchen Dingen vorsichtig vorzu¬ 
gehen. Denn seine bisherigen or¬ 
ganisatorischen und politischen Lei¬ 
stungen sind wirklicn nicht derart, 
daß er auf das Reichsbanner von 
oben herabblicken dürfte. Frei¬ 
lich können wir uns leicht denken, 
daß das Wesen und Wirken des 
Reichsbanners einen Dorn im Auge 
derer bildet, deren gesamte politi¬ 
sche Ideologie auf dem unfrucht¬ 
baren Gedanken beruht, daß das 
Bürgertum eine ,,einzige reaktio¬ 
näre Masse“ bildet und daß. „alles, 
was die Kommunisten tun, mag es 
auch falsch sein, doch für euch 
geschieht“! 

Jetzt stehen wir jedenfalls vor 
der beschämenden Tatsache: Ist 
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einmal etwas Vernfinftiges ge* 
schaffen, etwas Nützliches auf* 

f gebaut worden, da hat der Ber- 
iner Bezirksvorstand nichts Drin* 

f [enderes zu tun, als den sich da* 
ür aufopfernden Genossen Knüp* 

S ei zwischen die Beine zu werfen. 

Zehn dann noch die radikalen Ber* 
liner Genossen über Mangel an 
Aktivität bei ihrem Vorstand kla¬ 
gen, so ist ihnen wirklich nicht zu 
helfen... 


In dieser Zwangslage hat der 
sozialdemokratische Leiter der Ber¬ 
lin-Brandenburger Gauleitung des 
Reichsbanners, Genosse Fritz Koch, 
das einzige getan, was er noch 
tun konnte und tun mußte, um 
dieser jungen Organisation eine 
tödliche Blamage zu ersparen, näm¬ 
lich die sozialdemokratischen 
Reichsbannermitglieder durch den 
„Vorwärts“ aufgefordert, der ur¬ 
sprünglichen Beteiligungsparole auf 
alle Fälle Folge zu leisten. Da¬ 
gegen empören sich nun die 
Hohenpriester der Parteidisziplin, 
und schon schwirren gegen den 
Sündenbock AusschluBanträge in 
der Luft. Das wollen wir mal sehen! 


Uns scheint es im Gegenteil eine 
an Disziplinbruch grenzende Takt- 
und Rücksichtslosigkeit zu sein, 
wenn der Berliner Bezirksvorstand 
in der oben gekennzeichneten Weise 
einer von der Gesamtpartei mit 
großen Mühen und noch größerem 
Nutzen geförderten Organisation 
einen Dolchstoß in den Rücken ver¬ 
setzt. Und es ist nicht minder 
eine Disziplinlosigkeit, wenn füh¬ 
rende Parteigenossen in Friedens¬ 
kundgebungen auftreten Schulter 
an Schulter mit Deserteuren der 
Partei (Altmaier-Rabold), mit den 
Gründern jener republikanischen 
Partei (Vetter-Großmann), die in 
den Wahlversammlungen aus¬ 
schließlich die Sozialdemokratie 
heruntergerissen haben, oder mit 
Literaten wie jener vielseitige Peter 
Ignaz Tucholsky-Tiger, die nichts 
Geschmackvolleres für den 3. Au¬ 
gust wußten, als gegen den Ge¬ 
nossen Ebert zu hetzen. 

Diejenigen, die sich für den 
Schutz der Republik und der Ver¬ 


fassung ausschließlich auf den Ber¬ 
liner Bezirksvorstand und auf die 
Berliner Gewerkschaftskommission 
verlassen wollen, sind um ihren 
Optimismus zu l^neiden. Uns ist 
ln dieser Hinsicht seit der Grün¬ 
dung des Reichsbanners Schwarz- 
Rot^old bedeutend wohler. 

Victor Schiff 


Leipziger VeratUhe 
Die sozialistische Arbeiterjugend, 
die Studenten, „Kinderfreunde“ und 
„Bildungsausschüsse“ zu ihren Ta¬ 
gungen einmal gleichzeitig in die¬ 
selbe Stadt zu laden, wie das das 
Leipziger Arbeiterbiidungsinstitut, 
dessen Träger die Leipziger Ge¬ 
werkschaften und die Partei sind, 

g etan hat, ermöglidit gegenseitige 
ekanntschaft, Anregung, Mei- 
nungsaustausdi und nachhaltige 
Wirkung in der Oeffentlichkeit. 
Es ist auch gut, Sonnabend abend 
und Sonntag einer solchen Tagung 
für Demonstration und Feste zu 
nutzen. Ob es schidclich und ge¬ 
schmackvoll ist, das Ganze etwas 
„prätenziös“ „Arbeiterkulturwoche** 
und eine öffentliche Abendver¬ 
sammlung „Kulturelle Versamm¬ 
lung** zu nennen, ist eine andere 
Frage. Der jugendfrische Max 
Westphal vom Hauptvorstand der 
Arbeiterjugend hat recht behalten. 
Er hatte am Begrüßungsabend so 
etwa gesagt: Wir werden hier 
noch keine sozialistische oder pro¬ 
letarische Kultur zeigen können, 
aber das Streben der Arbeiter¬ 
schaft nach Kultur. 

Den Sinn des Wortes Kultur 
auszulegen, ist schwierig. Aber ge¬ 
wiß ist doch, daß dabei auch einer 
bestimmten inneren Haltung sicht¬ 
barer Ausdruck verliehen werden 
muß. Das hat auch das Leipziger 
Arbeiterbildungsinstitut versüßt. 
Aber gerade das ist ihm mißlungen. 
Sonst dürfte bei der Begrüßung 
der Jugend und Festteilnehmer, bei 
der überall das. Plakat: Lest den 
„Kulturwillen** prangte, nicht der 
Blick auf die Bühne zur Qual 
werden. Eine grausig mit Barock¬ 
gartenausschnitt bemalte Kulisse 
war da zu sehen, für den Saal- 
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besucher in der Mitte von einem 
roten Podium geteilt, über dem 
eine im Hintergrund stehende Büste 
sichtbar war, die aussah wie eine 
gut wilhelminische Germania mit 
Jakobinermütze (daß auf ihrem 
Sockel „Freiheit“ stand, war nur 
von wenigen zu lesen). Rechts 
und links der Jakobinermütze ent¬ 
faltete sich die gemalte Gloriette 
des erwähnten Gartens auf der 
Kulisse. Und was auf der Bühne 
an Sänger- und Sprechchören ge¬ 
boten wurde, war auch zu wenig 
durchgearbeitet. Und so blieb als 
Bestes des Abends der helle An¬ 
blick der Arbeiterjugend, auf deren 
Gesichtern schon die innere Hal¬ 
tung, das Streben nach einer neuen 
Kultur, Ausdruck gewinnt. 

Am Sonntag war in der Albert- 
Halle Jugendfeier. Die „Groß¬ 
stadt“ von Schönlank wurde mit 
Sprechchören gespielt. Die Leip¬ 
ziger hatten betont, daß die Linie 
ihrer Politik seit 1915 in den Anti¬ 
kriegs- und andern Feiern zum 
Ausdruck kommen sollte. Leipzig 
war ja immer eine Domäne der 
U.S.P. Und in dieser Schönlank- 
schen Stimmung war eben auch 
nur Leiden und Aufbegehren. Und 
sie ging nicht darüber hinaus, zu 
dem „Gemeindrang“ des Schaffens, 
den wir doch mit dem sterbenden, 
erkennendenFaust als „höchsten Au¬ 
genblick“ der Jugend weisen sollten. 

Am Nachmittag führte der rot 
und schwarz-rot-golden bewimpelte 
Zug der Jut^en und Alten zum 
Lunapark. Ein Wiener Student 
meinte: „Wann wir in Wien a 
Kulturwoch’ machen, dann führen 
wir halt nit die Leit' in den 
Prater.“ Und der Prater von Wien 
ist noch so verschieden von die¬ 
sem Lunapark wie — eben Wien 
von Leipzig. Eine Entfaltung der 
Jugend zu Spiel und Sport, der 
Alten zur Geselligkeit war nicht 
möglich; zum Herumlaufen gab es 
nur einen engen Weg, zum Setzen 
nur die üblichen Bier- und Kaffee-, 
beinahe möchte man sagen Bliem- 
diengaffeclokale — Volkszusammen¬ 
sein-auf festlichem Grund? 

Am Abend lagerte sich alles am 
See, um „Erwachen“ nach Mo¬ 


tiven von Toller am und auf dem 
See von den Gewerkschaften ge¬ 
spielt zu sehen. Die Idee zu die¬ 
sem Stück war nicht gerade ori¬ 
ginell. Krieg um Petroleum¬ 
quellen, beiderseitige Siegesnach¬ 
richten trotz beiderseitiger Nieder¬ 
lage, Erkenntnis der Völker, Re¬ 
volution durch Matrosen und „Nie 
wieder Krieg“. Die beiden Völker¬ 
schaften spielten abwechselnd, von 
Scheinwerfern beleuchtet. Ich habe 
von dieser Handlung, die zum 
Glück im allgemeinen Festprogramm 
veröffentlicht war, nicht viel mehr 
gehört als am Anfang das 
„Hurra, es lebe der König“, und 
nicht viel mehr gesehen als die 
mit Feuerwerk veranstaltete See¬ 
schlacht. Und wie mir ging es 
etwa neun Zehnteln des Publi¬ 
kums. Und das war doch wohl 
kaum der Zweck der Uebung. Bei 
so schlechter Vorbereitung besteht 
die Gefahr, daß die Idee, des 
Massenfestspiels im Freien zu Un¬ 
recht — denn sie ist wahrschein¬ 
lich dadurch, daß sie die Arbeiter 
zum Träger der Handlung macht, 
von großer erzieherischer Frucht¬ 
barkeit — vor wirklicher Erpro¬ 
bung verworfen wird. — 

Und so bleibt denn als Ver¬ 
dienst der Leipziger, die Probleme 
eines Arbeiteriestes in vielen hun¬ 
dert Teilnehmern aufgerollt zu 
haben. Hedwig Wachenheini 


Dlplomattsdte Freien 
Wenn man so jahraus jahrein 
die Gazetten liest, müssen sidi 
einem doch mit der Zeit allerhand 
Fragen aufdrängen, die kein Weiser 
beantworten kann, auch wenn man 
selbst kein übermäßiger Narr zu 
sein hoffen darf. 

Also da haben wir — die ganze 
Kulturmenschheit, wenigstens die 
europäische — den Zustand, daß 
beim Auftauchen irgendwelcher 
rechtlichen, wirtschaftlichen, kul¬ 
turellen Fragen die hochqualifizier¬ 
ten, exzellenten und so gut besol¬ 
deten Botsdiafter, Gesandten, Ge¬ 
schäftsträger, Botsdiafts- und Le- 

f ationsräte wie -sdcretäre zusamt 
Iren Wirtschafts-, Presse- und 
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sonstigen Attaches sofort amtlich 
als sachlich unzuständig erklärt 
werden, da man in allen solchen 
Fällen immer besondere Spezial* 
fachmänner aus der Heimat auf 
die Reise schickt. Nun beginnt die 
Rehie der Vorbesprechungen, 
Haupt- und Schlußberatungen, oft¬ 
mals unterbrochen durch Heimrei¬ 
sen zur Einholung von Instruktionen 
und durch Heranziehung weiterer 
Spezialreferenten zu Informationen, 
bis endlich, nach mehrmaligem Er¬ 
reichen des toten Punkts und dann 
wieder nach mehreren Lesungen das 
Ergebnis zum Heil der Welt pro¬ 
tokolliert, paragraphiert, paraphiert 
und schließlidi ratifiziert werden 
kann. Das Zustandekommen solcher 
Resultate erinnert, geschäftsord- 
nupgsmäßig sozusagen, nicht selten 
an den Reichstag des alten römi¬ 
schen Kaiserreichs deutscher Nation, 
das sich mit seinem Reichsdeputa¬ 
tionshauptschluß von 1804 selbst 
ad acta gelegt hat. 

Man ist versucht, bei solchem 
Anblick zu fragen, wozu der große 
und teure Apparat der Botschaften 
und Gesandtschaften überhaupt noch 
aufrechterhalten werden muß, wenn 
nicht etwa nur, um einer ganz er- 
kleckli^en Anzahl Leute ein recht 
erträgliches Leben zu verschaffen. 
Denn selbst in rein diplomatischen 
Verhandlungen lesen wir doch jeden 
Augenblick, daß die Diplomaten für 
jeden einzelnen Schritt Instruktio¬ 
nen ihrer Regierung erhalten, wozu 
sie nicht selten in die heimatliche 
Hauptstadt reisen müssen. Wäre es 
da nicht ebensogut, aber billiger und 
sdineller, wenn sich die pp. leiten¬ 
den Staatsmänner des direkten Ver¬ 
kehrs miteinander durch Telegraph, 
Telephon und — auch zur Ueber- 
mittlüng der jetzt so beliebten No- 
— durch eingeschriebenen Eil¬ 
oder Flugpostbrief bedienten, statt 
daß jetzt tagtäglich Dutzende Ku¬ 
riere zwischen den Hauptstädten in 
reservierten Abteilen 1. Klasse her¬ 
umsausen? (Oh, wie wackeln un¬ 
sichtbare Zöpfe hinter glattrasier¬ 
ten Staatsmanngesichtern!) 

Deutschland wird man nicht ge¬ 
rade als das Land der Diplomatie 
bezeichnen; die kennzeichnenden 


Eigenschaften des deutschen Natio- 
nalgeistes wie die Erfolge der deut¬ 
schen Staatsmänner und Diplomaten 
seit jeher schützen Deutschland in 
gleichem Maß — nicht vor Scha¬ 
den, aber vor dem Attribut, das 
Land der Diplomatie zu sein. Kür¬ 
zer hat das der großherzoglich¬ 
sächsische Staatsminister J. W. von 
Goethe schon mit den Worten ge¬ 
sagt: „Im Deutschen lügt man, 
wenn man höflich ist.“ 

Und doch hat Deutschland mehr 
Diplomaten als irgendein anderes 
Land — vielleicht beweist auch ge¬ 
rade das den Mangel an diploma¬ 
tischem Geist und Talent. Denn das 
Talent tritt doch sonst nicht eigent¬ 
lich als Massenerscheinung auf. 

Die Weimarer Verfassung hat 
nach der Meinung manches ihrer 
Bekenner mit dem bundesstaatlichen 
Charakter des Deutschen Reiches 
aufgeräumt, indem sie an die Stelle 
des Fürstenbundes von 1871 die Re¬ 
publik der deutschen Stämme, ge¬ 
gliedert nicht mehr in Bundesstaa¬ 
ten, sondern in Länder setzte. Nun 
wohlan, wir haben heute statt des 
Bundesrats den Reichsrat, der einem 
Oberhaus des deutschen Reichspar¬ 
laments verflucht ähnlich sieht. Wir 
haben nach wie vor die Gesandten 
der Länder beim Reich, dazu noch 
Vertreter des Reichs bei Ländern 
und wir haben zum Ueberfluß des 
Ueberflusses auch noch Gesandte 
von Ländern bei anderen Ländern. 
Wenn auch nicht alle Länder von 
diesen unbeschränkten Möglichkeiten 
Gebraucn machen, so bleibt es doch 
eine ganz nette Rechenaufgabe aus 
dem Gebiet der Kombinationslehre, 
einmal alle diese diplomatischen Ge¬ 
legenheiten zahlenmäßig auszurech¬ 
nen. (Wenn ich die Kombinations¬ 
lehre nicht total vergessen hätte, 
würde ich mit dieser Berechnung 
versuchen, mir einen Doktorhut für 
mein bemoostes Haupt zu erwer¬ 
ben.) 

Auch für diese innerdeutschen 
Gesandtschaften — denen kein an¬ 
deres Land Gleiches entgegenzu¬ 
stellen vermag — gilt das Allge¬ 
mein-Diplomatische, daß sie Bei 
allen Fachfragen sofort durch Spe¬ 
zialgesandte ersetzt werden. Dar- 
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über hinaus scheinen sie auch für 
die bloße Politik unzuständig zu 
sein, denn alle paar Monate wer¬ 
den ja die sämtlichen deutschen Mi¬ 
nisterpräsidenten nach Berlin zu 
Besprechungen mit der Reichsregie¬ 
rung zusammengetrommelt. Könnte 
man nicht erwägen, einen Turnus 
deutscher Städte als Tagungsorte 
für diese' Reichspalaver einzufüh¬ 
ren? 

All das natürlich im Zeichen der 
größten Sparsamkeit (an Beamten¬ 
gehältern, Sozialrenten und Kultur¬ 
aufgaben). Richard Bernstein 


Die Politik der Straße 

Um die Seele des Wiener Volkes 
wird ein erbittertes Ringen geführt. 
Vor allem: es gibt ein wiener Volk. 
(Berlin hat eine Bevölkerung.) Dies 
Volk,' darin ähnlich den meisten 
südlichen Völkern, haftet am 
Aeußerlichen, am sinnlich Greif- 
und Schaubaren. Es ist unentwegt 
unsachlich. Im Kampfe um seine 
Seele spielen Argumente die klei¬ 
nere Rolle. Wichtiger ist, daß das 
Glockengebimmel von schmetternden 
Trompeten und die Marienfahnen 
von roten Bannern zurückgedrängt 
werden. In der Republik gibt es 
einen freien Konkurrenzkampf der 
Demonstrationstüchtigkeit. Früher 
war das nicht so. Nicht nur, daß 
manche Demonstrationen, also etwa 
republikanis'che, als hochverräterisch 
verboten waren — während die 
Monarchisten in der Republik 
Oesterreich demonstrieren dürfen; 
viel wichtiger war der Umstand, 
daß der Hof seinen Glanz und 
seine Pracht in den Dienst einer 
Demonstrantengruppe, der katholi¬ 
schen Kirche, gestellt hatte. In 
der Fronleichnamsprozession zu 
St. Stephan schritt der Kaiser mit 
dem ganzen Hofstaat und mit allen 
Würdenträgern des Reiches hinter 
der Geistlichkeit. Am Fronleich¬ 
namstage zeigte die Kirche dem 
ganzen Volke, daß sie mächtiger 
ist als die Allerhöchsten Herr¬ 
schaften. Wer im alten Oesterreich 
diesem Demonstrationszuge die 
schuldige Ehrfurchtsbezeigung ver¬ 
sagt hätte, wäre der Keligions- 


störung und der Majestätsbeleidi¬ 
gung angeklagt worden. 

Heute herrscht Demonstrations¬ 
freiheit in Wien. Die katholische 
Kirche, die nicht nur den Staat, 
sondern auch das Volk beherrschte, 
versteht es wie keine andere Macht 
der Welt, volkstümlich zu sein, das 
heißt, dasgroße KindVolkdurch bunte 
'Tüchlein, durch Reizung der natür¬ 
lichen Eitelkeit und der Gefall¬ 
sucht, durch die irdischsten Schwä¬ 
chen des Menschen zu beherrschen. 
Niemand wird das Erbe der Kirche 
antreten, der ihr diese Kunst nicht 
vorerst abguckt. 

Die österreichische Sozialdemo¬ 
kratie versucht sich hier an einer 
schwierigen, aber ungemein wich¬ 
tigen und erfolgversprechenden 
Aufgabe. Sie erinnert sich, daß die 
Kirche die heidnischen Gebräuche 
übernahm, um sie in den Dienst 
ihrer eigenen Zwecke zu stellen. 
So schafft sie selbst jetzt Ersätze 
für die kirchlichen Volksbelusti- 
ungen. Die Konfirmation, in Wien 
irmung genannt, heißt bei den 
Sozialdemokraten „Jugendweihe“. 
Am Fronleichnamstag veranstalteten 
die sozialdemokratischen „Kinder¬ 
freunde“ große Umzüge in allen 
Stadtteilen, mit Musikkapellen, weiß 
gekleideten Mädchen, mit Bändern, 
Fahnen und Standarten. Der 
Wiener hat die Wahl, welchem 
„Umzug“ er sich anschließcn will. 
Schon am frühen Morgen hört man 
die gegnerischen Musikkapellen ihre 
werbenden Weisen spielen. Bald 
setzen die Glocken der Kirchen ver¬ 
stärkend ein, um die Entscheidung 
zu bringen. Doch die „Roten“ ha¬ 
ben einen Gegenschlag vorbereitet: 
Ihre Ordner marschieren in ge¬ 
schlossener Formation auf, blaue 
und grüne Blusen, ein strammes 
militärisches Bild, in seiner Wir¬ 
kung verstärkt durch die fröhliche 
Marschweise des Hornisten. 

Hier muß ich eine boshafte Ein¬ 
schaltung machen: Als ich am West¬ 
bahnhof ankam und einem Ein¬ 
spännerkutscher mein Leben anver¬ 
traute, sagte ich ihm, ich wünschte 
in die Plunkergasse geführt zu wer¬ 
den. „Plunkergassen ?“ sagt er. 
„Ja“, sage ich. „Jo“ — sagt er. 
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Der Klepper setzt sidi in Bewegung 
und trabt den OQrtel entlang. Als 
er die Märzstraße überquert hatte, 
ohne in sie einzubiegen, wie ein 
ortskundiger Droschkenführer getan 
hätte, zupfte ich ihn am Aermel 
und schrie; „Wo fahren Sie denn 
hin, ich will doch in die Plunker- 
gasse“, worauf er mit einer ge¬ 
mütlichen Unwilligkeit repliziert: 
„Woaß i denn, wo dös is?‘‘ 

Der Wiener schreitet in die Zu¬ 
kunft hinein, ohne recht zu wissen, 
„wo dös is'‘. Er will seine Ruh’ 
haben, und wo es nach alter Weise 
lustig und munter hergeht, da 
schließt er sich an. So kommt es, 
daß die Politiker mehr in Festaus¬ 
schüssen zu tun haben als in Be¬ 
ratungen. 

Miften durch einen Ottakringer 
Marktplatz zieht die Fronleichnams¬ 
prozession. Sie stört den Verkehr 
und behindert das Geschäft. Man 
erwartet Kundgebungen des Un¬ 
willens durch die Marktgeschäfts¬ 
leute. Statt dessen antwortet eine 
biedere Kräutlerin: „Wo raa so¬ 
viel für die neue Glocken zahlt 
ha’m, soll man net amoal das 
Vergnüg’n ha’m?“ 

An einem der letzten Sonntag¬ 
vormittage gab es auf der Ring¬ 
straße gleichzeitig folgende De¬ 
monstrationen : Die Hakenkreuzler 
demonstrierten für Schlageter und 
gegen die Franzosen; die ehemali¬ 
gen Deutschmeister feierten ihren 
Korpstag; die Sozialdemokraten 
weihten eine Ordnerfahne ein; die' 
Kommunisten demonstrierten gegen 
die Hakenkreuzler. Die Zionisten 
waren ausnahmsweise verhindert, 
für Palästina zu demonstrieren. 
Aber alle hatten Musikkapellen, 
Fahnen, Bänder zum Anstecken, 
Hornisten und Festtagsstimmung. 
Alles, was ist, muß eine Hetz’ sein. 
Und was keine Hetz’ ist, das exi¬ 
stiert nicht. 

Nicht anders ist es mit der Pro¬ 
paganda des gedruckten Wortes. 
Es gibt auch eine sozialdemokrati¬ 
sche Traktätchenliteratur. Wer in 
Wien volkstümlich sein will, muß 
auf das Niveau des „Bonifazius- 
blattes“ herabsteigen. Da erscheint 
im Auftrag der sozialdemokrati¬ 


schen Partei ein Blättchen ,.Die Un¬ 
zufriedene“, bestimmt für die 
Frauen, die über den teuren Salat 
schimpfen, aber den Zusammenhang 
zwischen Kopfsalat und Mehrwert¬ 
theorie noch nicht erkannt haben. 
Für die Parteimitglieder aber er¬ 
scheint „Der Sozialdemokrat“, ein 
Blatt, dessen behäbiger Roastbeef¬ 
sozialismus Spötter veranlaßt hat, 
es den „Zufriedenen“ zu nennen. 

Man mißverstehe uns nicht! Wir 
kritisieren nicht eine in massen¬ 
psychologischen Feinheiten gut be¬ 
ratene Führung. Gerade daß sie 
in den Mitteln wahllos ist und mit 
den Instinkten der Zufriedenheit 
ebensogut Propaganda zu machen 
weiß wie mit denen der Unzu¬ 
friedenheit, beweist, daß ihr die 
Zukunft gehört. Trotzki erzählt in 
seinem Buche „Fragen des Alltags¬ 
lebens“, wie in Rußland die glei¬ 
chen Fragen aufgetaucht sind und 
wie man dort vollcstümliche Ersatz¬ 
einrichtungen für die betörenden 
Seelensüßigkeiten der orthodoxen 
Kirche zu schaffen begonnen hat. 

Man wird die Menschen nur dann 
wirtschaftlich befreien können, 
wenn man ihre Schwächen zu Bun¬ 
desgenossen hat. Nicht zuletzt ist 
dies ihre Hauptschwäche. Bruno Frei 


Wo liegt Pannonien? 
ln den französischen Kinos ist 
wochenlang ein antideutscher 
Hetzfilm „Königsmarck“ gelaufen, 
ln dem Film wird das Leben an 
deutschen Höfen karikiert. Die 
fürstlichen Herrschaften treten mit 
allem Zubehör, Chevauleger, Pa¬ 
raden, fürstlichen Regimentsinhabe¬ 
rinnen, Orden, Livreen auf. Da¬ 
neben werden ihnen alle möglichen 
Schandtaten, bis zum Mord um 
der Thronfolge willen angehängt. 
Schließlich treiben sie es zum 
Krieg. Die Edlen, ein französi¬ 
scher Hauslehrer und die Herzogin, 
russischen Geblüts fliehen entsetzt 
und überlassen das blöde Volk der 
das alles erduldenden Pannonier, 
das die Boches darstellt, seinem 
Schicksal, nicht ohne es zu be¬ 
mitleiden, womit die Filmhandlung 
zu Ende ist. Der Film kommt 
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letzt gekürzt und frisiert nach 
Deutsdiland, und es ist interessant, 
daß man dabei feststellen kann, 
daß die Aufnahmen zu diesem 
französischen Hetzprodukt auf und 
in den Schlössern des bayerischen 
Staates, Neuschwanstein, Linder- 
hof, Nymphenburg und Hohen¬ 
schwangau gemacht worden sind. 

G. Dürdcheim 


Kasindo 

Sarajevo, Fruhsommer 1924. 

Rings ragen die bosnischen Berge 
in stattlicher Majestät, der Trebe- 
vi6, die Jahorina, die Bjela§nica, 
siebzehnhundert, achtzehnhundert, 
zweitausendzweihundert Meter hodi. 
Ihr frisches WaldgrOn letzt Auge 
und Herz nach ml dem trostlos 
kahlen Karst der Hercegovina und 
Dalmatiens, aber sie bilden auch 
schützende Wände für unser Tal: 
die Winde dringen zu ihm nidit 
vor, und von giftigen Nebeln ist 
auch im Spätherbst keine Rede. 
Höhenlage, Waldluft, Baumschatten, 
ein zwitschernder Bach — alles gibt 
diesem Fleck Erde die Eignung 
für eine Erholungsstätte armer, 
müder Menschen, denen in der 
grausamen kapitalistischen Maschine 
ein Stück Gesundheit hängen ge¬ 
blieben ist. Da ohnehin die politi¬ 
sche Arbeiterbewegung in Süd- 
slawien durch das, allerdings nur 
auf die Kommunisten gemünzte, 
Ausnahmegesetz und durch den 
Stammeshader zwischen Serben und 
Kroaten verhindert ist, ihre Kräfte 
in breiter Front zu entfalten, 
leiteten ein paar in Bosnien, tätige 
Genossen, vornean Sreten jak§iö, 
wie sein Bruder Jovo seit langem 
international bekannt, ihre Aktivität 
aut dieses Feld und gründeten vor 
drei Jahren mit Hilfe der Kreis¬ 
krankenkasse hier ein Arbeiter¬ 
erholungsheim. 

Der Bach, der sich durch das 
Gelände schwatzt, heißt Kasidol. 
So ergab sich für das Heim der 
Name ganz von selbst, zumal er 
für eine naive Patienten-Ethymolo- 
gie an den Zweck des Ganzen er- 
mnert: kühne Uebersetzungskunst 
gibt Kasindo mit Kassental, Kran¬ 


kenkassental wieder. Die Türme, 
Kuppeln und Minarets Sarajevos 
sind in dieser Hügellandschaft nicht 
sichtbar, aber auf einer alten, et¬ 
was verfallenen Karawanenstraße 
erreicht man die bosnische Haupt¬ 
stadt in anderthalb Stunden; aut 
der bequemeren Fahrstraße beträgt 
die Entfernung rund fünfzehn Kilo¬ 
meter. Näher, wenig mehr als 
eine halbe Stunde Fußmarsches 
weit, versteckt sich Ilidza im Grü¬ 
nen, das durch seine hdße Schwe¬ 
felquelle bekannte Heilbad, von 
dem aus am Morgen jenes ver¬ 
hängnisvollen 28. Juni der Habs¬ 
burger Franz Ferdinand seine letzte 
politische Fahrt antrat. 

Auf dem Grtmd und Boden von 
Kasindo standen vordem etliche Ge¬ 
bäude, die als Kontore und Be¬ 
amtenwohnungen eines industriellen 
Unternehmens dienten; mit Umbau¬ 
ten und Anbauten wurden für die 
Erholungsbedürftigen die Wohn- 
pavillons geschaffen, die nicht ka- 
semenmäßig in Reih und Glied auf¬ 
marschiert sind, sondern malerisch 
verstreut liegen und jeder den Na¬ 
men einer südslawischen Stadt, 
Belgrad, Zagreb, Ljubljana, Split, 
Mostar und Skoplje tragen. Daß 
man auf alles Bedacht hat, zeigt 
das Lattenwerk, das die Fenster 
eines dieser weißen Häuschen ha¬ 
remsartig abgittert: für den Fall, 
daß auoi fromme Mohammedane¬ 
rinnen in Kasindo Aufnahme finden. 

Der größte Pavillon, Sarajevo 
benannt, enthält den geräumigen 
Speisesaal. Gerade ist zum Mittags¬ 
mahl gedeckt, alles sauber, ein¬ 
ladend, appetitlich, Blumen zwi¬ 
schen Tellern und Gläsern, und der 
freundlich grinsende Koch (Wiener 
Schule) in der vorbildlich blanken 
Küche des Kellergeschosses ver¬ 
heißt nicht umsonst Speisen, deren 
Wohlgeschmack mit ihrer Nahrhaf¬ 
tigkeit wetteifert. Nachher ziehen 
sich die einen zum Nachmittags¬ 
schlummer in ihr Zimmer zurück, 
andere lagern sich faul, mit einem 
Buch in der Hand, auf die breite, 
edeckte Terrasse oder ersteigen 
as zum Sonnenbad umgewandelte 
Dach, noch andere spritzen, plät¬ 
schern und schwimmen in dem 
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großen Bassin herum, denn obwohl 
ein Arzt das Heim betreut und stete 
Untersuchungen den Kräftigungs¬ 
prozeß begleiten, ist Kasindo nur 
Erholungsstätte für Schwächliche 
oder Genesende; akut Kranke, wie 
etwa in dem Sanatorium Brestovac 
auf dem Sljemen bei Agram, wo¬ 
hin die Krankenkassen nur schwer 
Tuberkulöse schicken, gibt es hier 
nicht. 

Seit der Zentralisierung des ge¬ 
samten Kf^nkenkassenwesens wird 
das Heim nicht mehr aus Bosnien 
allein, sondern aus dem ganzen 
Lande belegt — Kasindo, in dei¬ 
nem Lager ist Südslawien! Unter 
den hundertsechzig Insassen, die es 
heute zählt und die es binnen kur¬ 
zem auf zweihundert zu steigern 
gedenkt, fehlt keiner der Stämme 
des serbisch-kroatisch-slowenischen 
Staates; auch Deutsch hört man im 
Vorübergehen, und ein paar Kar¬ 
tenspieler fluchen auf Magjrarisch. 
Nur mit der nötigen Selbstdisziplin 
hapert es ein wenig. Dem Heim, 
das ausbaufähig und ausbauwürdig 
ist, käme es sehr zustatten, wenn 
die Kräftigeren der Belegschaft, 
wessen sie sich standhaft weigern, 
wenige Stunden am Tag in freier 
Luft mit Hand anlegen würden. 


Denn die Erholungsstätte verfügt 
über Flur und Feld, und wird sie 
an der einen Seite von einem alten 
Bogumilenfriedhof mit verwitterten 
großmächtigen Grabplatten be¬ 
grenzt, so erheben sicti an der an¬ 
dern Seite die Wirtschaftsgebäude 
vor einem Hain von Obstbäumen 
und zwischen Gemüsebeeten. Hüh¬ 
ner scharren im Mist, Enten wat¬ 
scheln einer Pfütze zu, Schweine 
fördern ihre Mast durch träge 
Ruhe, Kühe starren mit rundem 
Blick den Besucher an, Pferde 
stehen erwartungsvoll an der 
Krippe — in einem Käfig trottet 
gar ein junger Wolf, in der Nähe 
gefangen, in fieberhafter Unruhe 
hin und her, und hinter anderm 
Gitter schauen junge Falken aus 
gelbumrandeten Augen wehmütig 
in die böse Welt der Unfreiheit. 

Mit befugtem Stolz führen die 
Genossen durch die Ställe und An¬ 
lagen einer ganz modernen Land¬ 
wirtschaft. „Ein Stück praktischer 
Sozialpolitik!“ sagt selbstbewußt 
der Gewerkschaftssekretär Rauscher. 
Und ein Blick über das ganze Ka¬ 
sindo bestätigt, daß er recht hat 
— ganz gewiß und ohne Zweifel! 

Hermann Wendel 


bOcherschhu 


1848-1919 

Im Verlag der „Frankfurter Zei¬ 
tung“, die örtlich und geschichtlich 
mit der 48er Revolution verbunden 
ist und die nationalen und demo¬ 
kratischen Ideen der Paulskirche 
erhalten will, erscheint unter dem 
Titel „Die Paulskirche“ eine 
Schriftenfolge über Männier, Ereig¬ 
nisse und Probleme jener Zeit. Da 
unser Geschichtsunterricht und der 
größte Teil der auf den Bücher¬ 
markt kommenden gemein- und 
jugendverständlichen Bücher, die 
Geschichte als eine Folge von 
Herrscherdynastien oder Kriegen 
sieht, hat die Schriftenfolge eine 
wichtige Aufgabe: den Kämpfern 
für die deutsche Republik von 
heute die Sehnsucht nach natio¬ 
naler Einheit an Stelle des Parti¬ 


kularismus, nach Demokratie an 
Stelle von Absolutismus und Re¬ 
aktion als belebendes Element 
deutscher Geschichte zu zeigen. 
Dabei stellt sich heraus, daß Er¬ 
eignisse und Gedanken des „tollen 
Jahres“ genug dramatische Kraft 
haben, um die Leser zu fesseln. 
Die neuen Bändchen liegen vor: 

„Die 48er in Amerika“, von Ge¬ 
org von Skai; „Die demokratische 
Partei von 1848 und die soziale 
Frage“, von Hans Krause; „Die 
badische Bewegung der Jahre 1848 
bis 1849“. von Anton Fendrich und 
„Die Linke der Paulskirche“, von 
Otto Ernst Sutter. 

Nur schade, daß wir dazu zwei 
Anmerkungen machen müssen. 
Fendrich, dessen Heft übrigens an 
das vollsaftigere von Wilhelm Bios 
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über die „Badische Revolution“ 
nicht heranreicht, macht am Schluß 
Ausfälle gegen den historischen 
Materialismus und die Sozialdemo¬ 
kratie. Krause gibt leider über das 
heute so interessante Thema nur 
Material ohne Untersuchung oder 
Darstellung der Grundlage der Ar¬ 
beiterzahl und -Verhältnisse in der 
damaligen Wirtschaft und ohne 
Gefühl für die Größe des Pro¬ 
blems: Staatsgesinnung der Ar¬ 
beiter. Er fühlt sich berufen^ Be¬ 
merkungen über „die zügellose 
Selbstsucht der Arbeiter von 
heute“ zu machen. Warum sorgen 
die Herausgeber nicht, daß Der¬ 
artiges unterbleibt? Wir wün¬ 
schen, daß auch die Arbeiter zu 
Büchern greifen, die ihnen den 
Kampf für die deutsche Republik 
als den Kampf für ein hohes Out 
zum Bewußtsein bringen. Wir be- 
gjrüßen jede derartige Veröffent¬ 
lichung. Wir haben gerade in dieser 
Zeitschrift für ein besseres Ver¬ 
ständnis der Arbeiter für den Staat 
und seine Aufgaben gewirkt. Ohne 
Rücksicht auf die sozialen Forde¬ 
rungen der Arbeiter, die wir auch 
aus anderen Gründen vertreten, 
geht das nicht. Und da die Ar- 
beiter das Hauptkontingent für die 
Kämpferschar zum Schutz der Re¬ 
publik stellen, darf diese Rück¬ 
sicht bei solchen Veröffentlichun¬ 
gen nicht außer acht gelassen 
werden. Hedwig Wachenheim 


Georg Engelbert Graf: Entwicklungs¬ 
geschichte der Erde. (Thüringer Ver¬ 
lagsanstalt und Druckerei, Jena. Preis: 
geheftet 2 Mark.) 

Es ist begreiflich, daß die um 
Besserung ihrer Wirtschaftslage 
kämpfende Arbeiterschaft zu ihrer 
Belehrung in erster Reihe zu po¬ 
litischen, volkswirtschaftlichen, 
historischen Schriften greift; doch 
beweist der Erfolg, den einige 
Parteiverlage mit den von ihnen 
verlegten Büchern und Broschüren 
ethnologischen, prähistorischen, ge¬ 
ologischen Inhalts erreicht haben, 
daß innerhalb der Arbeit er kreise 
auch für Werke dieser Wissens¬ 
gebiete ein weites Lesepublikum 
vorhanden ist, falls ihm die 


wissenschaftliche Kost nicht in 
fachwissenschaftlich schwerfälliger 
Darstellung, sondern in leichtver¬ 
ständlicher Form dargeboten wird. 
Werke wie O. Hausers „Mensch 
vor 100 000 Jahren“ und „Ins Pa¬ 
radies der Urmenschen“, Wilhelm 
Bölsches „Mensch und Vorzeit“ 
und „Stammbaum der Tiere“ habe 
ich selbst ■ in kleinen, recht be¬ 
scheidenen Arbeiterbibliotheken 
gefunden. 

Dasselbe gilt von der jetzt in 
vierter erweiterter Auflage er¬ 
schienenen, 107 Druckseiten um¬ 
fassenden „Entwicklungsge¬ 
schichte der Erde“ von Ge¬ 
org Engelbert Graf — ein Erfolg, 
den dieses kleine Werk wohl vor 
allem seiner knappen und doch 
populären Darstellung verdankt, 
die selbst dem, der sich bisher 
wenig mit geologischen Fragen 
beschäftigt hat, sicher in die Erd¬ 
geschichte einführt. In kurzen, das 
Wissenswerteste anschaulich her¬ 
vorhebenden Ausführungen schil¬ 
dert Graf die Entstehung der 
festen Erdkruste, ihre Zusammen¬ 
setzung und Oberflächengestaltung 
mit dem sich zuerst auf ihr ent¬ 
wickelnden Pflanzen- und Tier¬ 
leben. Ergänzt werden diese Schil¬ 
derungen durch 78 Abbildungen im 
Text, eine Erklärung geologischer 
Fachausdrücke und eine Aufzählung 
verschiedener populärwissenschaft¬ 
licher geologischer Schriften, die 
dem, der, angeregt durch die Grät¬ 
sche Schrift, weiter ins Gebiet der 
Erdgeschichte Vordringen will, zum 
Weiterstudium zu dienen ver¬ 
mögen. 

Allen, die sich über das Werden 
unseres Erdplaneten unterrichten 
möchten, kann das kleine Werk 
sehr empfohlen werden. Einwen¬ 
dungen habe ich gegen Grafs 
Schrift nur insofern zu machen, 
als er in einigen Fällen For¬ 
schungsresultate, die meines Er¬ 
achtens vorläufig nur den Wert 
einer wissenschaftlichen Hypothese 
haben, bereits als gesicherte Fest¬ 
stellungen betrachtet. So meint er 
zum Beispiel (Seite 881, daß der 
Mensch sich schon in der zweiten 
Hälfte der Tertiärzeit aus affen- 
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ähnlichen Vorfahren entwickelt 
habe, da uns seine Spuren in rohen, 
zu Werkzeug und Waffe benutzten 
Feuersteinbrocken erhalten seien, 
„die deutliche Zeichen der Bearbei« 
tung durch ein denkendes Wesen 
aufweisen*'. Graf hat dabei wohl 
an die sogenannten Eolithenfunde 
von Boncelles, Thenay, Puy-Courny 
usw. gedacht. Noch ist aber durch¬ 
aus nicht festgestellt, daB diese 
Steine von Menschenhand bear¬ 
beitet sind. Eine ganze Reihe von 
Sachkennern führen heute die 
kleinen Absplitterungen an diesen 
Steinen auf Einflüsse der Natur¬ 
gewalten zurück. 

Das hat jedoch in Anbetracht 
des Zwecks der Grafschen Schrift 
durchaus nicht den Anspruch, ab¬ 
schließende Urteile über schwere 
strittige Probleme zu bieten; sie 
will vielmehr in populärer Weise 
in ein höchst interessantes For¬ 
schungsgebiet einführen. 

H. Cunow 


Hermann Heller: Freie Votksbii- 
dungwbelt. Orundsätzluhes und 
Praktisdies vom Volksbildungsamt 
der Stadt Leipzig. Verlag der Werk- 
gemeinsebaft Leipzig, 1924, 213 S. 

Preis 3 Mark 

Hellers Buch ist nicht graue 
Theorie eines nie am praktischen 
Werk Erprobten, noch ist es wohl¬ 
gemeinte (meist wenig nützliche) 
,,Fruklifizierung gemaditer Erfah¬ 
rungen". Hier spricht der schöpfe¬ 
rische und zugleich kritische Prak¬ 
tiker. Noch mehr: er rechnet 
tapfer und unerbittlich mit viel 
pharisäischem Kram ab, der immer 
noch den Boden der Volksbiidungs- 
arbeit vergiftet. Und er scheut 
nicht davor zurück, durch ehrliche 
Formulierung streng überprüfter 
Ueberzeugungen dem und jenem 
empfindlich auf die Zehen zu 
treten. 

Den Inhalt des Buches einer ein¬ 
heitlichen Kritik zu unterziehen, 
ist schwer; denn das Buch selbst 
ist nicht einheitlich. Der Stoff ist 
so bunt, wie es die Aufgaben eines 
städtischen Volksbildungsamts not¬ 
wendig sind; und Heller hat viele 
Mitarbeiter herangezogen, die ihre 


Selbständigkeit nicht dem Heraus¬ 
geber optem. Auch dies ist dem 
rlerausgeber zum Verdienst anzu¬ 
rechnen : daß er als führender 
Praktiker seine Helfer am Werk 
nicht zu geistiger Hörigkeit de¬ 
gradiert. 

Angesichts solcher Mannigfaltig¬ 
keit kann der Kritiker sich nur 
mit den wesentlichsten Teilen des 
Buches knapp auseinandersetzen. 

Im Abschnitt über den Geist des 
Volksbildungsamts ist eine philoso- 

[ ihische und soziologische Grund- 
egung des Volksbildungswesens 
mit bemerkenswerter Ideenklarheit 
und mit der Unerschrockenheit 
des wirklidi über den Parteien 
Stehenden entwickelt. Erkenntnis 
eines Bildungsziels und der „Bil¬ 
dungssituation" des Arbeiters sind 
nach Heller die ersten Voraus¬ 
setzungen für volksbildnerische 
Leistung. Zwei Formulierungen 
erscheinen uns dabei beson<krs 
wesentlich: Heller erklärt rund 
heraus, daß Setzung eines Bildungs¬ 
ziels Wertsetzung sei und reißt da¬ 
mit den Heuchlern die Maske ab, 
die gern von ihrer „absoluten Ob¬ 
jektivität" sprechen. (Vor Jahren 
las der Rezensent in einer Schrift 
über Demokratie, von reaktionärer 
Feder „für Volkshochschulen" ge¬ 
schaffen, den Programmsatz: „Wir 
betrachten die demokratische Staats¬ 
form ohne Freundschaft und Geg¬ 
nerschaft, so wie der Natur¬ 
forscher die Pflanze be¬ 
trachtet." Unnötig zu sagen, daß 
viel Gegnerschaft und wenig 
Freundschaft aus den folgenden 
Seiten sprach.) — Zum andern 
sieht Heller mit bisher nicht da¬ 
gewesener Deutlichkeit die eigen¬ 
artige Mischung von ökonomischen 
Rationalismen und fast mystischer 
Religiosität im geistigen Habitus 
des modernen Arbeiters; er sieht 
diesen Habitus nicht nur, er legt 
die Verflochtenheit der beiden Ele¬ 
mente so greifbar dar, wie es nur 
der überlegene Kopf kann, der 
Volksbildungsarbeit nicht als amt¬ 
liche Aufgabe, sondern als mensch¬ 
lich-sittliche erfüllt. Er hat seinen 
Arbeitern ins Herz gesehen. Wer 
das ohne Humanitätssentiment, im 
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Dienst der Kultur und der Mensch¬ 
heit, nicht zum Wohl einer „ent¬ 
rechteten Klasse“ tut, der ist 
Volksbildner im rechten Sinn. 

Das grundlegende Werk des 
Leipziger Volksbildungsamts ist die 
Volkshochschule Leipzig, die nach 
Aufbau und Arbeitsmethoden dem 
„Berliner Typ“ sich anschließt. Be¬ 
zeichnend ist es für den Ein¬ 
geweihten, wie aus der Arbeit der 
Volkshochschule neue Instrumente 
intensiverer Volksbildungsarbeit 
herauswachsen: die Volkshochschul¬ 
heime und die Volkshochschul¬ 
gemeinschaft. Bezeichnend aus fol¬ 
genden Gründen: man machte an¬ 
fangs der städtischen Abendvolks- 
hoimschule den Vorwurf, sie wirke 
nur an der Oberfläche, knüpfe vor 
allem kein Gerne inschaftsband zwi¬ 
schen ihren Gliedern. Darauf war 
vor drei, vier Jahren nur zu er¬ 
widern : „Die Großstadt hat zu¬ 
nächst keine andere Möglichkeit.“ 
Inzwischen beobachtet man offen-, 
bar allenthalben als folgerichtig 
und zielbewußt in Abendkursen 
durchgeführte r Volksh och Schularbeit 
die spontane Bildung von Oemein- 
schaftsgruppen, die auf den An¬ 
fängen gemeinsamen Oeistesstre- 
bens den Kuppelbau einer Hilfs- 
und Lebensgemeinschaft errichten. 
So in Leipng laut des Verfassers 
Bericht; so in Berlin, so ander¬ 
wärts. Lind solche Lebensgemein¬ 
schaft geistig strebender Arbeiter 
und ihrer intellektuellen Führer in 
der Großstadt hat vor dem viel¬ 
gepriesenen ländlichen Internat 
einen unsfchätzbaren Vorzug: die 
durch ihre Entstehung stets ge¬ 
gebene Bezogenheit der Oemein- 
sdiaft auf die Ausbildung des Gei¬ 
stes und — den Fortbestand der 
sozialen Verknüpfungen der Oe- 
meinschaftsglieder mit ihren Ar¬ 
beitskollegen, Parteien, Berufsver¬ 
bänden neben dem geistig be¬ 
zogenen Gemeinschaftsleben (Schutz¬ 
impfung gegen geistigen Dünkel 
und soziale Entwurzelung!). 

Ueber die Lehrpläne der Volks¬ 
hochschulheime ist ein kurzes Ur¬ 
teil schwer zu fällen; es wären er¬ 
kenntnistheoretische Auseinander¬ 
setzungen nötig. Erwähnung ver¬ 


dient, daß eine soziologisch aufge¬ 
faßte Kulturlehre — sie wird in 
Leipzig als idealer Bildungsstoff 
erachtet — in einem Heimkreis In 
historischer Folge, gleichzeitig aber 
im andern Heim so behandelt 
wurde, daß man von der Gegen¬ 
wart etappenweise bis zur Re¬ 
formation zurückging. Der Re¬ 
zensent hat im Bestreben, von dem 
seinen Hörern Nächstliegenden aus¬ 
zugehen, auf anderm Lehrgebiet 
gleiches versucht; doch scheint ihm 
eine Gefahr dabei dies: leicht 
knüpfen sich dann, vom Lehrer 
nicht gewollt, bei den Hörern 
einigermaßen gezwungene Ent¬ 
wicklungszusammenhänge zwischen 
den Jüngern und den ihnen vorher¬ 
gehenden Erscheinungen; an der 
später behandelten, ältern Epoche 
erscheint dem Schüler leicht das 
als Wesentlichstes, worauf der 
Weg aus der vorher behandelten 
Jühgern Epoche ihn zuerst führte. 
Sein Vorstellungsbild dann immer 
wieder zurechtzurücken ist, oft 
schwer. 

Die „Schule für Wirtschaft und 
Verwaltung“ schließt sich nach dem 
gegebenen Aufriß der Arbeit nahe 
an anderwärts bestehende Einrich¬ 
tungen der Art an. Dankenswert 
ist es, daß nur die eine Hälfte der 
Hörer (nicht alle, wie an andern 
Wirtschaftsschulen) von den Be¬ 
rufsorganisationen gestellt wird; 
die Rekrutierung der andern Hälfte 
durch Vorschläge von Jugendver¬ 
bänden, Volkshochschullehrern und 
selbständige Bewerbungen ist ein 
wirksames Gegenmittel gegen die 
Gefahr der Heranzüchtung uner¬ 
wünschten und keineswegs kultur¬ 
fördernden Bonzentums. 

Ein Wort noch über das Seminar 
für freies Volksbildungswesen an 
der Universität Leipzig. Eine treff¬ 
liche Idee. Man sollte sie auch an 
andern deutschen Universitäten ver¬ 
wirklichen! (Aber freilich — wo 
sind die Hochschullehrer, die der 
Aufgabe gewachsen wären, ja, die 
hier auch nur ein Problem, wert 
des Schweißes der Edlen, sähen?) 
Ausgezeichnet auch das Arbeits¬ 
programm. Die Fülle der Einzel¬ 
aufgaben ist in klarer Gliederung 




636 


Bücherschau 


erschaut. Anzuzweifeln nur, ob 
wirklich die Frage nach der .,Bd- 
dungswirksamküt des Stoffes'* in 
dem von Heller geforderten Maße 
grundsätzlicher Lösung zugänglich 
ist. Es führen viele Wege nach 
Rom; nicht jeder Pilger muß den 
gleichen wandern; uns scheint die 
Frage nach der Methode und ihrer 
Bildungswirksamkeit weitaus wich¬ 
tiger; wie überhaupt — i^d das ist 
nicht nur unsere Ansicht — im 
Volksbildungswesen entsprechend 
dem Drang der Zeit zur Synthese 
die Methode geistigen Tuns 
entscheidender ist als der Stoff, an 
dem sie knetet. — 

Den Volksbildungsmann, der 
Berlins kulturell so spröden Boden 
zu beackern verurteilt ist, wandelt 
stille Wehmut an, wenn Heller 
darüber klagt, daß die Stadt 
Leipzig zeitweise „so geringe Mit¬ 
tel“ für seine Arbeit übrig gehabt 
habe. Man erinnert sich daran, 
daß Berlin mit seinen mehr als 
drei Millionen Menschen kein 
durchorganisiertes Volksbildungsamt 
besitzt und daß es lange Zeit das 
in Verbindung mit der Stadt arbei¬ 
tende freie Volksbildungswerk teil¬ 
nahmslos seinem eigenen Schicksal 
überließ. Dr. Th. Geiger 


Curt Geyer: Drei Verderber Deutsrh- 
lands. - Ein Beitrag zur Gesdiidite 
Deutsdilands und der Reparations¬ 
frage von 1920-24 
Oeyer hat seiner Darstellung 
der Geschichte der Reparations¬ 
frage in Deutschland von 1920 bis 
1924 den Titel „Drei Verderber 
Deutschlands“ gegeben. Er zielt 
damit auf die drei großen Führer 
der politischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Reaktion in der 
jungen deutschen Republik ab: 
Stinnes, Helfferich und Haven- 
stein. Alle drei sind heute nicht 
mehr arn Leben, aber ihr Geist 
lebt weiter in der Politik gewisser 
deutscher Kreise, der Geist der 
Wirtschaftsherzöge, ihrer politi¬ 
schen Vorkämpfer und der ihnen 
gehorsamen Bürokraten. Darum 
handelt es sich bei der Schrift 


nicht um eine Arbeit von nur 
historischem Wert, sondern um ein 
politisches Buch von aktuellster 
Bedeutung. Indem es die Entwick¬ 
lung der Reparationsfrage in 
Deutschland darstellt, zeigt es die 
Lebensfrage aller Gegenwarts¬ 
politik auf, den unheilvollen Ein¬ 
fluß wirtschaftlicher Interessenten 
auf die Geschicke der Staaten der 
kapitalistischen Gesellschaft. So 
ist die Schrift ein Mahnruf an die 
nicht kapitalistisch verstrickten 
Staatsbürger aller Länder zur 
ernsthaften Benutzung ihrer demo¬ 
kratischen Rechte: Laßt euch nicht 
von dem geschickten Vertrag an¬ 
geblicher politischer und wirt¬ 
schaftlicher Notwendigkeiten dü¬ 
pieren, prüft selbst unbefangen 
und von Grund aus nach, was der 
Volksgesamtheit dienlich ist und 
was darum geschehen muß! Ge¬ 
wiß waren Stinnes, Helfferich und 
Havensfein „drei Verderber 
Deutschlands“, aber was hätten sie 
sein können ohne den unoedingten 
Glauben der Mehrzahl des deut¬ 
schen Volkes an die Autorität des 
„Wirtschaftlers“, des „wirtschaft¬ 
lich vorgebildeten Politikers“ und 
des „gebildeten Beamten“. Diesen 
Glauben, der im Grunde nichts 
anderes ist als Trägheit im eigenen 
Denken, soll Geyers Buch erschüt¬ 
tern, indem es die bewußt oder 
unbewußt eingeschlagenen Irrwege 
der Politik der Autoritäten und 
ihre katastrophalen Folgen für das 
deutsche Volk an der Hand sorg¬ 
sam zusammengetragener Doku¬ 
mente aufzeigt. Bei der Annahme 
des Sachverständigenplanes für die 
künftigen Reparationsleistungen 
und ihren Folgen für die äußere 
und innere Politik Deutschlands 
stehen wir an einem neuen Wende¬ 
punkt seiner Geschichte; den neuen 
Weg müssen wir finden, unbeein¬ 
flußt von falschen Autoritäten, ge¬ 
führt von der Autorität des Ver¬ 
standes des der Volksgesamtheit 
dienstwilligen Staatsbürgers. Um 
der Erziehung zu dieser Politik 
willen ist Geyers Schrift weiteste 
Verbreitung zu wünschen. 
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.DIE GLOCKE“ 


10. JAHRG./Nr.20 


Vom 11. Mai zum 11. August 

Von Karl Höltermann, Magdeburg 

Am 10. Mai 1924, auf der Fahrt nach Halle a. S., trafen wir 
einige Parteigenossen, die angesichts der Wahlergebnisse vom 
4. Mai und der zur Siegesfeier reisenden stahl heim bewehrten 
Hakenkreuzler ein schwarzes Bild von der Zukunft der Republik 
und damit von der deutschen Arbeiterbewegung entwarfen. Sie 
waren fest überzeugt: Deutschland müsse durch das Fegefeuer 
der schwarz-weiß-roten Reaktion. Unsem Widerspruch nahmen 
sie schweigend hin; ein zweifelndes Achselzucken war die Ant¬ 
wort, als wir — Sendboten des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold — 
den Zweck unserer Reise nach Bayern, Württemberg, Baden, 
Thüringen, Sachsen und Schlesien auseinandersetzten: in sechs 
Monaten, bis zum Herbst 1924, wollten wir eine schwarz-rot- 
goldene Armee aufstellen, stark genug, um die demokratische Re¬ 
publik vor dem Schlimmsten zu bewahren. In Halle trennten wir 
uns; die Genossen wiesen mit einem resigniert-mitleidigen Lächeln 
auf die wehenden schwarz-weiß-roten Fahnen, auf die von Uni¬ 
formen wimmelnden Bahnsteige. Wir dachten an Ostpreußen, an 
Anhalt und den Bezirk Magdeburg, wo trotz der Reichstagswahlen 
der Aufbau der Reichsbannerformationen überraschend schnell 
vorwärts ging. 

Es sind kaum drei Monate vergangen — und wir nähern uns 
der zweiten Million Mitglieder im Reichsbanner Schwarz-Rot- 
Gold. Genau drei Monate nach dem großen „Deutschen Tag“ 
von Halle, von dem Freunde und Gegner annahmen, er werde 
der Ausgangspunkt einer schwarz-weiß-roten Welle werden, die 
ganz Norddeutschland überflutet, erlebten wir den Verfassungstag 
1924, der die schwarz-rot-goldene Sturmflut brachte. 

Als der Bundesvorstand acht Tage nach dem 11. Mai in 
Magdeburg zusammentrat, um die Berichte über die Rundreise 
durch alle deutschen Gaue entgegenzunehmen, da war es uns 
gewiß, daß die Gründung des Reichsbanners kein Fehlschlag war; 
aber mancher zweifelte noch, ob es gelingen werde, die in Aus¬ 
sicht genommene Reichsverfassungsfeier in Weimar zu einem Er¬ 
folg zu gestalten. Nur diese eine Feier war als größere Veran¬ 
staltung geplant, von ihr versprachen wir uns eine ähnliche Wir¬ 
kung, wie sie der Reichsjugendtag 1920 für die Arbeiterjugend 
hatte. Nach vier Wochen wußten wir, daß neben der Feier in Wei¬ 
mar noch in mindestens zehn Städten Veranstaltungen stattfinden 
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würden, in einem Ausmaße, wie sie nie zuvor erlebt wurden. Als 
die wunden Punkte erschienen uns Berlin, Halle, Nürnberg, Mün¬ 
chen. [>er Riesenstadt Berlin, wo die Kommunisten sich redliche 
Mühe gaben, die Arbeiterbewegung zu zerrütten, das Gepräge des 
Reichsbanners aufzudrücken, schien eine schier unlösbare Aufgabe: 
sie wurde gelöst; der Gau Berlin ist einer der besten von allen. 
Der Bezirk Halle, einst die kommunistische Hochburg, war zur 
Beute der Reaktion geworden; Stahlhelm und Werwolf waren zu 
Herrschern geworden. Es wurde geschafft Halle wurde am 
10. August für die Demokratie erobert, wobei das kleine Anhalt 
getreuliche Hilfe leistete. Der Gau Halle und der Gau Ostpreußen 

— sie sind der Stolz des Reichsbanners. Auch Bayern bekam die 
Kraft der Reichsbannerbewegung zu spüren. Wohl waren Ver- 
fassungsfeiem unter freiem Himmel verboten — aber kein Raum 
in München und Nürnberg war groß genug, um die Republikaner 
zu fassen. Die Polizei mußte es dulden, daß Zehntausende im 
Freien sich sammelten. 

Es ist eine ungeheuerliche Arbeit geleistet worden in den 
drei Monaten. Der Abend des 11. August sah manchen völlig er¬ 
schöpft zusammensinken. Aber noch steckt das Reichsbanner in 
seinen Anfängen, zum Ruhen ist keine Zeit Ein neuer Ansturm 
von Mitgliedern hat eingesetzt, der Rahmen der Formationen ist 
wiederum gesprengt Des alten Generals Deimling Ruf: Das 
Ganze sammeln unter dem Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold! hat 
Tausende und aber Tausende in Bewegung gebracht Und nicht 
nur die Männer des demokratischen Deutschland scharen sich um 
die Fahne der Republik. Auch die Frauen fordern immer stür¬ 
mischer ihre Einordnung in die Bewegung; auch sie wollen mit¬ 
raten und mittaten, wenn es um die Zuk^ft £>eutschlands geht 
Bald von hier und bald von da wird dem Bundesvorstand ge-i 
meldet, es habe sich eine Frauengruppe des Reichsbanners 
gebildet, die fordere, daß ihr der Weg zur Arbeit in der sozialen 
Fürsorge freigemacht werde. Eine Fülle neuer Probleme wird 
damit aufgeworfen. 

Das Reichsbanner ist das Sammelbecken einer gewaltigen Kraft 

— am Verfassungstage 1924 ist sie sichtbar geworden. Wo und 
wie wird sie angesetzt werden? Die Gegner der Republik be¬ 
stimmen den Punkt, auf den der Stoß gerichtet wird. Es hat 
ganz den Anschein, als ob die bayerische Regierung eine Kraft¬ 
probe wünscht. In München mögp man sich nicht darüber täu¬ 
schen, daß jeder Angriff auf ein Glied als ein Angriff auf dais 
Ganze empfunden wird. Die Münchener Polizei tat gut daran, daft 
sie auf die Durchführung des Kokardenverbots am 10. August 
verzichtet hat Mit diesem Verbot sollte ja auch nicht das Reichs¬ 
banner, sondern das Reich getroffen werden. Und jede Regie¬ 
rung, die sich gegen den Reichsgedanken vergeht, muß damit 
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rechnen, daß die Riesenorganisation des Reichsbanners als Propa¬ 
gandaapparat gegen sie eingesetzt wird. Die Richtung diesen 
Propaganda ist klar vorgezeichnet Es ist unerträglich, wenn eine 
Länderregierung des gleichen Reiches eine Organisation schikaniert 
und vielleicht auch noch verbietet, während eine andere das Pror 
tektorat übernimmt. Hier zeigt sich im kleinen, was sich im 
großen unheilvoll für die Politik des Reiches ausgewirkt hat: die 
Uebermacht der Länder gegenüber dem Reich. In Weimar sagte 
in seiner Rede der Geschäftsführer des Reichsbanners, Dr. Bären¬ 
sprung: Eher sollen die Fahnen aller deut¬ 
schen Länder sinken, als wir die Flagge 
des Reiches streichen! Es liegt im Interesse 
aller Länderregierungen, mäßigend auf Bayern einzuwirken, wenn 
verhütet werden soll, daß die von Bayern aufgeworfene Frage 
der Verfassungsänderung aufgegriffen und zur Neugliederung 
des Reiches mit dem Ziele der Stärkung der Reichs¬ 
gewalt ausgeweitet wird. Die Kraft der deutschen Demokratie, 
die im Reichsbanner sichtbar geworden is^ wurde von Freunden 
und Gegnern gewaltig unterschätzt. Wir glauben, es stehen uns 
ähnliche Ueberraschungen bevor, wenn die Verfassungsfrage zur 
aktuellen Streitfrage gemacht wird und um das groteske Verhältnis 
zu demonstrieren, in welchem die Länder, dank der Kahr-Methoden, 
zum Reiche stehen, genügt das Verbot schwarz-rot-goldener Ko¬ 
karden im Reiche vollauf. 

Der Verfassungstag 1924 hat aber auch gezeigt, daß das 
Reichsbanner nur einen Teil der Kräfte der deutschen Demokratie 
darstellt, wenn auch der am augenfälligsten organisierte, aktivste 
und kampflustigste. Die Rednerliste von Weimar zeigt, daß alle 
republikanischen Parteien hinter dem Reichsbanner stehen, und 
wer die Liste’ der Reichsausschußmitglieder studiert, findet die 
Namen von Repräsentanten der deutschen Gewerkschaften. 
In Bayern vor allem haben sich die Vereinigten rep-ubli^- 
kanischen Verbände gebildet, und so scheint ein großer Ge¬ 
danke seiner Reife entgegenzugehen: ein großer Bund aller re¬ 
publikanisch-demokratischen Organisationen. 


Körner und Seeckt 

Von Polizeioberst Schätzinger 

Der Ludendorff- und Thormann-Orandel-Prozeß hat die Bedeutung 
der Wehrmacht für den staatsrechtlichen Rahmen eines sozial zer¬ 
klüfteten und seelisch gedrückten Volkes wieder in den Mittelpunkt des 
Interesses gestellt. Bei der nahezu völlig durchgeführten Entwaffnung 
Deutschlands ist eben die Mentalität selbst dieser kleinen deutschen 
Ordhungs- und Orenzschutztruppe geradezu von europäischem Interesse. 
Republikanische Wehrpolitik läßt sich aber nicht lediglich im Gleise 
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einer einzelnen Partei machen, mag die Partei noch so mächtig und 
noch so republikanisch sein, sondern republikanische Wehrpolitik kann 
in großen icügen nur aus eigenen, ganz neuen Quellen geschöpft und in 
neue Bahnen geleitet werden. 

Die Neuorientierung des Wehrgedankens wird in Deutschland außer¬ 
ordentlich erschwert durch die politische Trennung des bürgerlichen 
und des proletarischen republikanischen Deutschland in den letzten 
beiden Jahren. Die deutsche Sozialdemokratie ist der Teil des inter¬ 
nationalen Proletariats, der unter dem Druck des preußischen Militär¬ 
staates nach soziologischen Gesetzen die schärfste antimilitaristische 
Tendenz in sich aufnehmen mußte. So war es nach dem Zusammenbruch 
und dem Revolutionsausbruch ein geradezu Schwindel erregender 
Sprung, den die Sozialdemokratie als Trägerin des neuen Staatsge¬ 
dankens tun mußte — zur Schaffung und Organisation einer republi¬ 
kanischen Wehrmacht. 

Mit der prinzipiellen Opposition gegen alles Militärische aber läßt 
sich ein — nach menschlichem Ermessen — noch schweren Oewalt- 
proben ausgesetztes Staatswesen nicht schützen und verankern. Das 
deutsche Industrieproletariat hat es — im Gegensatz zu Oesterreich — 
abgelehnt, durch aktive Teilnahme die Wehrmacht der Republik mit 
schaffen zu helfen. Es hat die Kasernen und Truppenübungsplätze den 
Freikorps, ihrem Berufssoldatentum und meist ländlichen Rekruten¬ 
kontingenten überlassen, während in Oesterreich die Deutsch und Otto 
Bauer die Waffenplätze der Republik mit der republikanischen Arbeiter¬ 
schaft eroberten und bis auf den heutigen Tag auch hielten. Der deutsche 
Industriearbeiter war zu sehr mit seinem Arbeitsplatz einer hochent¬ 
wickelten Qualitätsindustrie verbunden, als daß er ihn zugunsten des 
unproduktiven, schlecht bezahlten Soldatenberufs vertauscht hätte. Und 
doch steckt einem großen Teil des deutschen Proletariats der Soldat 
noch im Blut. 

Der einfache deutsche Industriearbeiter hat eben erkannt, daß ihm 
die schönsten Kunstkniffe der von ihm gewählten Reichstagsfraktion 
nichts nützen, wenn der Endkampf um unseren Staat mit den Fäusten 
ausgefochten wird. So weiß er sich in dem Drang der tiingabe an die 
Republik nichts Vernünftigeres als die Abwehr der Werwölfe und Stahl¬ 
helme mit ihren Waffen — mit der Organisation zum gewaltsamen 
Widerstand und mit der Erfassung der Jugend für Eingliederung in 
unseren Sammelverband, das „Reichsbanner Schwarz-Rot-Oold“. Der 
einfache Proletarier hat sehr wohl erfaßt, daß wir in einem staatlichen 
Krankheitszustand leben, in dem uns nur der vorurteilslose, stahlharte 
Zusammenschluß der republikanischen Jugend aller Parteien retten kann. 

Dieser Zusammenschluß der republikanischen Jugend erfordert — 
um fruchtbar zu werden — ein Mindestmaß geistigen Konnexes zwischen 
ihr und den Machtfaktoren des Staates, der Schutzpolizei und Wehr¬ 
macht. In Preußen ist er, was die Schutzpolizei anlangt, vorhanden. 
Der Konnex mit der Wehrmacht aber muß — aller politischen Eng¬ 
stirnigkeit zum Trotz — gesucht werden. 

Das republikanische Deutschland hat allen Grund, aufzuhorchen, 
über die energischen Töne, die ein General v.. Kreß und ein Oberst¬ 
leutnant v. Berchem zum Schutz der am 9. November eingesetzten Offi¬ 
ziere und Mannschaften fanden, über die grimmige Entschlossenheit, 
die aus den — vielleicht ungeschickt hingeworfenen, aber doch ehrlich 
gemeinten — Worten des Kompagnieführers Oberleutnant Braun spricht, 
über das Aufatmen im Stab des Wehrkreiskommandos bei der Nach¬ 
richt vom Tode Ludendorffs, wie uns* dies der taktvoll gehaltene Brief 
des Majors Rüdell beweist. Wir würden eine schwere Unterlassungs¬ 
sünde begehen, wenn wir nicht diese Anzeichen einer offensichtlichen 
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Entfremdung der Wehrmacht von der „völkischen Bewegung'* in das 
„Haben"-Konto der Republik buchen wollten. Die Schilderungen, die 
der in der Nacht vom 8. auf den 9. November in der Kaserne des 
19. Infanterie-Regiments inhaftierte Putschistenmajor Siry von der Kom¬ 
pagnie Braun ihrem Führer, ihrem Feldwebel und den Mannschaften 
machte, erbringen wieder einmal den klaren Beweis, daß die Truppe 
der deutschen Wehrmacht gefühlsmäßig keineswegs „völkisch“ oder 
„putschistisch“ eingestellt ist, und daß der einfache deutsche Berufs¬ 
soldat zweifellos ein schlechter Umstürzler gewesen wäre. Nicht um¬ 
sonst wollte man der Reichswehr lediglich „Etappendienst“ in Sachsen- 
Thüringen zudiktieren, während Hitlers Garde-Bataillone nach Berlin 
marschieren sollten. Die Abneigung gegen die ,,Soldaten aus Passion“ 
mit Stehkragen und festen Manschetten ist in der bayerischen Reichs¬ 
wehr offenbar nicht geringer als in der sächsischen, wo schon die Ein¬ 
quartierung dieser „Hilfstruppe des Ausnahmezustandes“ in den Unter¬ 
künften der Wehrmacht zu unliebsamen Auftritten führte. 

Die Wunde, die durch die Komödie des Münchener Prozesses in 
' der Wehrmacht bloßgelegt worden ist, befindet sich nicht im Körper 
der Mannschaft oder der Truppenoffiziere, sondern in erster Linie 
bei den höheren Stäben, bei den Wehrkreiskommandos und in einem 
Teil der „Heeresleitung“ des Generals v. Seeckt, dessen besonnenes 
Auftreten im Thormann-Grandel-Prozeß uns nicht über die tiefe Kluft 
täuschen darf, die uns von diesem Mann trennt. 

Es ist richtig: Seeckt ist nicht Ludendorff, das Offizierkorps der 
Reichswehr ist nicht dem „Nationalverband deutscher Offiziere“, die 
Truppe der Wehrmacht ist nicht dem Hitlerschen Kampfbund gleichzu¬ 
setzen. Trotz alledem trennt die Wehrmacht der deutschen und der 
österreichischen Republik ein Abgrund der Erziehung und Ausbildung, 
des Geistes und der Einstellung zum Staat. 

Die österreichische republikanische Wehrmacht 
hat nun — wie oben erwähnt — eine ganz andere Entstehungsgeschichte 
als die deutsche. Ueber den Geist, der hier gelehrt worden ist, in¬ 
formiert am besten eine Schrift Otto Bauers: „Die Offiziere und die 
Republik. Ein Vortrag über die Wehrpolitik der Sozialdemokratie.“ 
(Wien 1921.) Das Buch zeigt, daß die Führer der österreichischen Ar¬ 
beiterschaft — ganz im Gegensatz zu den deutschen — eine eigene, 
ganz neue „Wehrpolitik“ zu schaffen verstanden, daß sie die Kraft be¬ 
saßen, die tüchtigen Elemente des alten habsburgischen Offizierkorps 
mit den strebsamen Kräften der proletarischen Soldaten zu versöhnen 
und zu vereinen, daß sie ein organisches Gebilde zu erwecken wußten, 
als dessen Ziel der Schutz der Republik von innen heraus wachsen 
mußte. Diese „Wehrpolitik“ schuf als stärkstes Ferment der Disziplin 
und der Berufshingabe den „Militärverband der Republik Oesterreich“, 
der bei aller Achtung vor den pazifistischen Endzielen der Arbeiter¬ 
klasse den soldatischen Geist und die Hingabe für die Republik in aller 
Kraft zu erhalten verstand. 

Das beachtenswerteste Argument für die Gegensätzlichkeit der 
„positiven“ und der „negativen“ Wehrpolitik der österreichischen und 
der deutschen Republik ist die im Verlag des österreichischen Militär¬ 
verbandes erschienene Schrift des Landeskommandanten General 
Körner: ,,Denkschrift über das Heerwesen der Republik“ (Wien 1924). 

Diese Denkschrift enthüllt die große Gefahr der Zerschlagung der 
österreichischen Wehrmacht unter dem Deckmantel von Sparmaßnahmen 
des Völkerbundes. Die tieferen Gründe dieser Selbstentmannyng Oester¬ 
reichs sind politischer Art. Die christlich-soziale, reaktionäre Regie¬ 
rung Seipel greift mit Freuden nach der ,,Sanierungsaktion“ des Völker¬ 
bundkommissars Dr. Zimmermann, um sich ihres republikanischen Be¬ 
rufsheeres entledigen zu können. Man baut den gesamten militärischen 
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Organismus des 30 000-Mann-Heeres in einen verkleinerten Verwaltungs¬ 
apparat von 10 000 Mann um, der lediglich fortbestehen kann für Zwed<e 
der „Reparatur, Konservierung und Bewachung von Kriegsmaterial, 
Kasernen und Depots". Zimmermann stößt sich an den Ersatz der 
Truppenteile aus den Proletariervierteln Wiens, der „außerdem noch 
außerordentlich unzufriedene Elemente enthalte". Ob Zimmermann nach 
seinen Aeußerungen eine Aenderung der Heeresorganisation wünscht, 
um das Heer ,,brauchbar gegen Arbeiter" zu machen, ist fraglich. Ihm 
schwebt wohl das indifferente Söldnerheer seiner Heimat (Niederländisch- 
Indien) vor. ' 

Zielbtwußter gehen zweifellos die Landsleute der österreichischen 
republikanischen Soldaten in den „Abbau"-Kommissionen des „Normal¬ 
budgets" vor. Sie haben, ohne einen der verhaßten militärischen Fach¬ 
leute zu hören, den jährlichen Anteil des Heeresressorts auf 20 Mil¬ 
lionen Goldkronen festgesetzt und damit die republikanische Wehrmacht 
praktisch erwürgt. Und hun rollt sich das Trauerspiel der österreichi¬ 
schen Reichswehr programmgemäß ab: Das Offizierkorps wird dezimiert 
und entrepublikanisiert, die Mannschaften werden lediglich nur mehr 
zum „Arbeitsdienst" und zu gelegentlichen Paraden in Bewegung gesetzt, 
militärische Hebungen, „Staatsbürger-Unterricht" und „Aufklärungs¬ 
kurse" hören auf, Beamte rücken in die Stellen der Offiziere, ohne Rück¬ 
sicht auf militärische Befähigung und staatsbürgerliche Zuverlässigkeit 
werden ganze Offiziersjahrgänge abgebaut, die Waffen verrosten und 
veralten, die Heereswerkstätten werden verschachert, das Bundesministe¬ 
rium für Heerwesen verschwindet, Manöver und Schießen werden sistiert, 
die Fachleute werden ausgeschaltet, der Wehrminister rührt keinen 
Finger und verhält sich passiv — während die Armee ,,sich verläuft'V 

So setzt ein großes Sterben der österreichischen Wehrmacht ein — 
gewollt und gefördert von der politischen Leitung Oesterreichs. Man 
will dieses verfluchte Proletarierheer verenden lassen. — Und dann? 
Man träumt von der „allgemeinen Wehrpflicht", von den Bauern- 
Bataillonen des christlich-sozialen Oesterreich. 

Der Tod der österreichischen republikanischen Armee ließe sich 
vielleicht verschmerzen, wenn die Gewähr dafür gegeben wäre, daß man 
jederzeit die Republikaner Deutsch-Oesterreichs m den Rahmen des 
alten Heeres zu den Waffen rufen könnte. So aber stirbt mit den ent¬ 
völkerten Kasernen der „militärische Apparat", der Generalstab und das 
Offizierkorps. General Körner, der militärische Schöpfer der Wehrmacht 
ist als einer der ersten entlassen worden. Was der Mann und sein Stab 
für die österreichische Politik bedeuten, das möge sein Abschieds¬ 
befehl vom 8. Januar 1924 erhärten: 

,,Ich scheide schweren Herzens; denn ich hatte gehofft, der Re¬ 
publik und dem österreichischen Volk weiter dienen zu können, nicht 
nur weil dies mein Soldateneid gebietet, sondern auch, weil ich, der 
ich dem Heer der früheren Monarchie mit aller Hingabe und allem Be¬ 
rufsernst diente, mir meine jetzige republikanische Ueber- 
zeugung als gereifter Mann schwer erarbeitet habe 
und nunmehr meine Kameraden in die neue Richtung verhelfen wollte. 

In der republikanischen Entwicklung sehe ich die 
Zukunft des Bundesheeres. Die Republik C^utsch-Oesterreich 
ist der Weg zur einstigen großen Gemeinschaft der Nation. 

Soll das Heer seinen Aufgaben für das Volk gerecht werden, so 
muß es innige Beziehungen zum Volke haben, aus dessen Gesamtheit 
es seine Kraft und seine Daseinsberechtigung schöpft. 

Mit cTem Wesen der Republik sind die Begriffe der 
Freiheit, des Rechts, der Menschlichkeit und der Ge¬ 
rechtigkeit untrennbar verbunden. Nur wenn diese Grund¬ 
sätze im Bundesheer sich durchsetzen, kann zur Vervollkommenheit der 
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militärischen Mechanik auch die Begeisterung für die Republik und die 
Hingabe für unser Volk treten und die militärische Maschine zu höchster 
Leistung ertüchtigen!“ 

Herr v. Seeckt! Haben Sie gehört? Sie haben uns bewiesen, daß 
Sie ein schätzenswertes Maß von Verantwortungsbewußtsein gegenüber 
dem deutschen Volk besitzen. Haben Sie jemals Ihren Truppen ge¬ 
sagt, daß Sie sich Ihre republikanische Ueberzeugung als gereifter 
Mahn schwer erarbeitet haben? Haben Sie jemals dieses Bekenntnis 
gewagt? Die Republik wird es noch einmal von Ihnen verlangen, dieses 
Geständnis, das jener österreichische Soldat vor seinem Volk imd vor 
seiner Armee abgelegt hat. 


Völkischer Zusammenbruch in Bayern 

Von Franz v. Puttkamer 

Der Zerfall der bayerischen Nationalsozialisten nach ihren Wahl- 
erfelgen im Frühjahr dieses Jahres hat neuerdings derartig zugenommen, 
daß baldige Reichstagswahlen den völligen Bankrott der „Völkischen'^ 
in Bayern offenbar machen würden. Da Bayern bisher die Hochburg 
der Völkischen war, ist der dortige Zusammenbruch ein besonders 
schwerer Schlag für die gesamte Deutschvölkische Partei. 

Das Hauptunglück der bayerischen Nationalsozialisten besteht in 
der völligen Unmöglichkeit, zu putschen oder auch nur den Anschein 
zu erwewen, als ob man putschen könnte oder wollte. Die immer 
wiederkehrenden Verheißungen des nahe bevorstehenden Rutsches, die 
seit der Parteigründung bis zum November 1923 die Wankenden in 
ihrer Parteitreue bestärkte und die auch früher schon vielfach Un¬ 
einigen immer wieder einigte, sind durch den kläglichen Mißerfolg des 
Novemberputsches Hitler-Ludendorffs ein für allemal zuschanden ge¬ 
worden. Die inneren Parteigegensätze der Nationalsozialisten können 
daher jetzt nicht mehr durch Aktivität nach außen oder auch nur durch 
den Sdiein einer solchen überwunden werden, da heute jede Voraus¬ 
setzung für die Wiederholung des Novemberabenteuers fehlt. Die 
außenpolitische Entspannung und die Stabilisierung der Währung und 
Wirtschaft hat eine immer deutlicher werdende Beruhigung des deut¬ 
schen Volkes bewirkt; die Neurasthenie der Inflationszeit, diese wesent¬ 
lichste Voraussetzung des Hitler-Putsches, ist verschwunden. Eine ernst¬ 
hafte Bedrohung des Reichsgefüges und der Verfassung des Reichs oder 
Bayerns oder gar äußerer. „Feinde“ durchi die NationalsoziaUsten ist 
so sehr außerhalb jeder Kombination, daß dies sogar die National¬ 
sozialisten selbst eingesehen haben. Die Entwaffnung und Auflösung 
der nationalsozialistischen „Sturmarmee“ mit ihren „Stoßtrupps“, des 
Freikorps „Oberland“ und anderer putschistischer Verbände, die Inhaf¬ 
tierung der Kriebel, Hitler, Weber, Heines usw., die Verbannung zahl¬ 
reicher steckbrieflich verfolgter „Größen“, wie des Oberleutnants Roß¬ 
bach, und vor allem die Erinnerung an die schmählich-lächerlichie 
Niederlage im November 1923 wirken auf die sich dauernd verringernde 
Schar der nationalsozialistischen Parteigänger entmutigend und zer¬ 
setzend. Da also seit vielen Monaten die Nationalsozialisten jede Hoff¬ 
nung auf einen Bürgerkrieg oder gar auf einen Revanchekrieg völlig 
geschwunden ist, machen sich naturnotwendig in der nationalsozialisti¬ 
schen Partei mit rapide wachsender Heftigkeit alle Gegensätze und 
Schwierigkeiten geltend, die schon immer mehr oder weniger wirksam 
waren, so die klassenmäßig besonders verschiedenartige Struktur der 
stark mit Lumpenproletariem durchsetzten Partei, ihre programmatische 
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Ziellosigkeit, ihr Ehrgeiz und die Eitelkeit der „Führer'', die fast 
sämtlich politische Neulinge sind. 

Das Bemerkenswerteste bei der augenblicklichen inneren Zer¬ 
setzung der nationalsozialistischen Partei ist jedoch die für den Gegner 
ebenso erheiternde wie für die Beteiligten besonders peinliche Tatsache, 
daß sich bei den Nationalsozialisten, die doch keine „Partei" im eigent¬ 
lichen Wortsinne, sondern eine „Bewegung" und etwas völlig Neues 
und Eigenartiges, von religiösem Schwung Erfülltes zu sein behaupten, 
alles das in üppigster Entfaltung zeigt, was man bei andern Parteien 
oder Vereinen jeder Art als Stunk, Klatsch urjd Tratsch und Intrige zu 
bezeichnen pflegt. Es haben sich auch bei den Nationalsozialüsteni 
Cliquen und „Flügel" gebildet, die den Kampf um Mandate erbittert 
führten, die zu eigenen Zeitungsgründungen geschritten sind und sich 
sogar in aller Oeffentlichkeit grimmig befehden. Man entsinnt sich der 
gelegentlichen Kassandrarufe Ludendorffs. Aber die Mahnungen des 
Generals sind ungehört verhallt, und die völkischen Zeitungen gehen 
ein, nachdem sie sich zu Tode konkurriert haben und ohne daß die 
nationalsozialistische Partei imstande war, diesen unermeßlichen Schaden 
abzu wenden. 

Die Gegensätze in der nationalsozialistischen Partei sind weniger 
prinzipieller, als persönlicher, stimmungsmäßiger und taktischer Natur. 
Es gibt, genau wie anderswo, rechts und links, radikal und „gemäßi^'^ 
Exponenten dieser „Flügel", Buttmann und Esser, treten in aller Oeffent¬ 
lichkeit gegeneinander auf. Der „gemäßigte" Buttmann macht es seinem 
Antipoden übrigens sehr leicht. Vor seiner Nominierung zum Partei¬ 
kandidaten beliebte Buttmann eine besonders rüde Tonart. Zu wieder¬ 
holten Malen schrie dieser bayrische Staatsbeamte unter dem dröh¬ 
nenden Beifall seiner irregeführten Zuhörer: „Wir fordern den Kampf 
bis aufs Messer!" Kein Wunder, daß der Führer des rechtsradikalen 
Flügels, der jugendliche Esser, der sich als Vertreter Hitlers aufspielt, 
die etwas plötzliche „Realpolitik" Buttmanns als diätenselig und 
portefeuillelüstem bekämpft; von einem Erfolg des Antrags einer national¬ 
sozialistischen Versammlung, daß Abgeordnete, die zugleich Beamte sind, 
ihre Diäten in die Parteikasse abführen sollen, hat man begreiflicher-t 
weise nichts gehört. 

Alle diese Zerfalls- und Zersetzungserscheinungen sind die Folgen 
des Eintritts der Nationalsozialisten in die parlamentarische Armee und 
der damit natumotwendig verbundenen Enttäuschung der Wählermassen 
über die politischen und wirtschaftlichen Ergebnisse des völkischen 
Wahlerfolges. Dazu kommt eine katastrophale Geldknappheit, da die 
Auslandsbeiträge nicht mehr die phantastische Kaufkraft der Inflations¬ 
zeit haben. Industrie und Landwirtschaft können nicht mehr mit einigen 
Goldmark große Organisationen aufziehen wie in den Zeiten unseres 
W'ährungszerfalls, und sind selbst sehr knapp geworden. 

Derjenige Teil der deutschen Industrie, der bisher die National¬ 
sozialisten aushielt, weil er die törichte Hoffnung auf Zerschlagung 
der sozialdemokratischen Partei und der Gewerkschaften hegte, ist teils 
von der Hoffnungslosigkeit solcher Pläne überzeugt worden, teils sind 
den Herren radikale Redensarten Essers usw. als „sozialistisch" auf die 
Nerven gefallen. Das Geld der Industriemagnaten fließt nicht mehr, 
und damit ist die Verwirrung im nationalsozialistischen Lager ins Un¬ 
gemessene gestiegen. Alle dunklen oder halbdunklen Existenzen, die 
sich wie die Geier beim Aas, in der nationalsozialistischen Partei genau 
wie bei den Kommunisten, sammelten und „betätigten", solange das 
Geld reichlich floß, sind enttäuscht und schwimmeh zu den Kommunisten 
zlurück (Moskau zahlt!) oder drängeln sich mit verzehnfachter Wut 
um die immer leerer werdenden nationalen Futternäpfe. Schon müssen 
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f eschädigte Lieferanten ihre Forderungen an die Partei gerichtlich ein- 
lagen, die Mitgliedsbeiträge gehen nicht mehr ein, das Personal in 
den Parteibüros erhält keine. regelmäßige Bezahlung mehr, kurz, die 
Pleite ist vollständig. 

Zur Desorganisation des Apparats tritt die furchtbare Enttäuschung 
aller Mitläufer. Der Flugsand, den Hitler mit seiner Phrase: „So 
kann es nicht mehr weitergehen“ sammeln konnte, setzt sich schon wieder 
in Bewegung, da trotz der verhältnismäßig großen völkischen Wahl¬ 
erfolge alles in Bayern und im Reich genau „so“ weitergeht wie bis¬ 
her, als ob es nie eine völkische Bewegung gegeben hätte;, nur der 
eine Unterschied ist bemerkbar: Auch die Völkischen beteiligen sich 
munter am „Kuhhandel und Portefeuilleschacher“, wie sie das früher 
zu nennen pflegten _ 

Der Zerfall der nationalsozialistischen Partei wird kaum noch auf¬ 
zuhalten sein, da weder der Vertrag von Versailles zerrissen, noch das 
Himmelreich auf Erden bisher verwirklicht ist, trotz aller Ver-r 
sprechungen Hitlers und Konsorten. Aus „stahlhartem Willen“ ist 
Parlamentsgeplätscher geworden, die nationalsozialistische „Freiheits¬ 
bewegung“ ist durch die Umwandlung in eine parlamentarische Partei 
restlos korrumpiert und bei ihren Anhängern und Mitläufern kompro¬ 
mittiert worden. Da das „neue Zeitalter“ in Debatten über die politi¬ 
sche Nützlichkeit der Trillerpfeifen als parlamentarisches Kampfmittel 
und die Beteiligung an der Regierung mit den „Verrätern“ der Baye¬ 
rischen Volkspartei besteht, ist die Enttäuschung der bayerischen 
Nationalsozialisten recht verständlich. 

In den letzten Tagen ist nun die Bombe geplatzt. Esser und der 
Nürnberger Streicher sind mit einer eigenen Organisationsgründung 
an die Oeffentlichkeit getreten und haben in einer großen öffentlichen 
Versammlung im „historischen“ Bürgerbräukeller den Krieg gegen ihre 
Partei begonnen. Das Motto dieser Versammlung lautete ebenso be¬ 
zeichnend wie verlogen „Hitlertreue“. Esser und Streicher geben vor, 
die wahre, echte und alleinseligmachende völkische Einstellung zu ver¬ 
treten und erhoben gegen die Fraktion im Landtag die heftigsten Vor¬ 
würfe. Die Antwort der Nürnberger Parteileitung war der Ausschluß 
Streichers. Da Streicher über großen Anhang verfügt, ist damit dte 
Spaltung zur Tatsache geworden. 

Kein Wunder, daß bereits eine Stimmung des „Rette sich, wer 
kann“! um sich greift. Hauptmann Rohm, die frühere Stütze Luden¬ 
dorffs, der Verteidiger des Münchener Wehrkreiskommandos am 
Putschtage, sucht Anschluß bei Kronprinz Rupprecht, der ,,höchsten 
Stelle“, wie es bezeichnenderweise heißt.... Da Rohm der Vertraute 
der früher militärisch organisierten Nationalsozialisten ist und auf seine 
Veranlassung seit einiger Zeit gegen den „Politiker“ Ludendorff Stim¬ 
mung gemacht wurde, ist der Uebergang des wertvollsten Teils der 
nationalsozialistischen Truppe in das weiß-blaue Lager Rupprechts bald 
zu erwarten. Dann ist der schwarz-weiß-rote Traum Ludendorffs in 
Bayern ausgeträumt! Der Reichsgedanke erleidet durch das Ver¬ 
schwinden von Leuten, die ihn durch ihr ganzes Treiben nur schädigten, 
keine Einbuße. 

Mag nun der Zersetzungsprozeß der völkischen Bewegung weiter 
so dramatisch verlaufen oder mehr in stetiger Verödung und Ver¬ 
sumpfung enden, fest steht jedenfalls schon heute, daß die völkische 
„Bewegung“ ihre eigentliche Stoßkraft eingebüßt’ hat. Dies jugendliche 
Feuer läßt sich nicht auf Kommando zurückzaubern, zumal der einzig 
Führer Hitler selbst die Fahne sinken ließ! Es ist in der Oeffentlich¬ 
keit bisher viel zu wenig beachtet worden, daß Hitlers Rücktritt von 
der Führung der Bewegung als endgültig anzusehen ist. Hitler hat 
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durch den Verzicht auf die Leitung und die Bitte an seine bisherigen 
Freunde, ihn in seiner Festungshaft mit Besuchen künftighin zu ver- 
sdionen, d. h. nicht mehr zu kompromittieren, den klaren Umfall voll¬ 
zogen. Hitler ist de- und wehmütig zu Kreuze gekrochen, weil er 
seine Freilassung am 1. Oktober nicht gefährden will. Der „Trommler“ 
Deutschlands rutscht auf den Knien vor dem bayerischen Obersten 
Landesgericht, das in diesen Wochen über den Antrag der Staats¬ 
anwaltschaft zu beschließen hat, ob Hitlers Bewährungsfrist widerrufen 
werden soll. 

Aber der artige Hitler „bewährt“ sich noch in anderer Weise, 
die ihn noch weit mehr bloßstellt. Zweifellos von Hitler inspiriert, 
schreibt ein Nationalsozialist ausgerechnet im „Bayerischen Kurier“, 
dem Blatt der regierenden Bayerischen Volkspartei, daß Hitler ein¬ 
gesehen habe, daß der Antisemitismus ein Irrtum sei!! Dieses Doku¬ 
ment ist übrigens bisher in keinem Berliner Blatt beachtet worden! 
Erreicht Hitler mit seiner Demut die Freiheit, so wird er als lästiger 
Ausländer entsprechend den geltenden Bestimmungen aus Bayern aus¬ 
gewiesen und abgeschoben, f^ls nicht unerwarteterweise das bayerische 
Innenministerium ausdrücklich für Hitler eine Ausnahme verfügt; wenn 
aber die Bewährungsfrist Hitlers widerrufen wird, so hat er_ noch 
41/2 Jahre abzusitzen. Auf jeden Fall ist also die Partei ihres Führers 
beraubt, der infolge seines Umfalls schon jetzt stark an Einfluß und 
Popularität verloren hat. 

Da Ludendorff bekanntlich noch weniger als Hitler ein geistiger 
Führer sein kann und der führerlosen Partei die klassenmäßige Grund¬ 
lage, die Idee und der Glaube fehlen, so mußte sie mit Naturnotwendig¬ 
keit in dem Augenblick zerbrechen (Hitler warnte vergebens recht¬ 
zeitig!), in dem durch Eintritt in die Parlamente ihr Nimbus der Einzig¬ 
artigkeit zerstob. ' 


Fechenbach und die Juristen 

Von Theodor Heafi 

Im Reichstag bilden Bayerns Rechtsprechung und Strafvollzug einen 
Verhandlungsstoff, der sich mit einer zuverlässigen Zählebigkeit von 
Session zu Session zieht: ein paar „Komplexe“ haben sidi heraus^ 
gebildet, Niederschönenfeld, Hitler-Prozeß, Fechenbachs Schicksal. Alle 
sind von einer politischen oder juristischen Publizistik umrankt. Der 
bayerische Gesandte in Berlin hält für alle Anfragen, Anträge, Be¬ 
schwerden dieselbe diplomatische Grammophonplatte zur Verfügung: das 
alles ist erstens Lanaessache und ist zweitens in Ordnung und zunf 
besten bestellt. Daß der verfassungsrechtliche Anspruch der Reichs¬ 
organe in die Rechtshoheit der Länder hineinragt und daß die Länder 
in „kleineren“ Fragen (etwa Amnestie und Strafalter der Jugendlichen) 
sich der Reichsanordnung fügen, stört die stereotyp gewordene Haltung 
der bayerischen Regierung nicht, wo immer nur die Frage das politische 
Gebiet angrenzt. Psychologisch versteht man das auch: es ist das Be¬ 
dürfnis eines schlechten Gewissens, die Vergangenheit und ihr Gedächtnis 
auszulöschen. Die bayerische Bürokratie und Justiz ist deshalb in den 
letzten Jahren so tapfer, stark, scharf, schneidig (gegen links), weil 
sie ihr Versagen, ihr Nichtvorhandensein in den Zeiten Eisners, in der 
Episode der Räte vergessen lassen möchte. Sie hören es sehr ungern, 
daß Eisners Wirkung, Lipp-Gsells Rolle, Hitlers Suggestionen offenbar 
eben nur in München möglich gewesen. 
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Das schöne und betonte Selbstgefühl schien im vergangenen Jahr 
gegenüber dem Fechenbach-Urteil der elf Jahre Zuchthaus unsicher 

f geworden zu sein. Das „Volksgericht“, an dessen brutaler letztinstanz- 
icher Eindeutigkeit Fechenbachs Meister, Eisner, selber Schuld trägt 
— welche höhnende Ironie —, das von Hoffmann und Müller-Meiningen 
in seinem Qrundwesen angenommen und sozusagen legalisiert war, kennt 
nicht Berufung und Revision; die Idee von Volkstribunal, Standgericht 
klingt in ihm nach, es soll eindeutige Sachlagen mit abgekürztem Ver¬ 
fahren erledigen; nicht so sehr das Recht zu finden und zu wahren^ 
als abzuschrecken ist sein innerer Sinn; das ist die typische Begleiterschei¬ 
nung revolutionärer Justiz, mögen deren geistige Träger in ihrer Straf¬ 
theorie von der Maxime der „Absdiredfung“ sich no^ so weit entfernt 
haben. Mag sein, daß die Volksgerichte nun nicht, wie die polemisch 
angeregte Phantasie vieler Leute sich das vorstellt, nichts anderes be¬ 
sorgten, als einen Katalog von Fehlurteilen zu produzieren; in zahllosen 
Bagatellsachen mögen sie gut funktioniert haben und durch ihr abge¬ 
kürztes Verfahren eher wohltätig als verschlimmernd gewirkt haben. 
An der inneren Unmöglichkeit ihrer Konstruktion ändert das nichts. 
Sie sind ja nun, nachdem sie, um im Jargon zu bleiben, aus einem 
Werkzeug der Revolution zu einem Instrument der Konterrevolution 
sich fortentwickelt haben, am 1. April 1924 gefallen — Verfahren und 
Urteil im Hitler-Prozeß waren die letzten Leistungen, um den ab¬ 
schließenden Beweis bemüht ihrer Unfähigkeit, verwickelter Aufgaben 
auch nur formell Herr zu werden. 

Wo der Reditsweg versagt,, bleibt die Gnade. Ein Zwischending 
ist die Bewährungsfrist, mit deren sinnvoller Funktion sich das deutsche 
Rechtsbewußtsein Anfang April beschäftigen durfte. Von Gnade aber 
sprach, als einer Möglidikeit, die Fechenbach aus dem Zuchthaus holen 
konnte, der Gesandte Dr. v. Preger am 7. Juli 1923 im deutschen Reichs¬ 
tag, als dort in stundenlanger Erörterung Gerichtsverfahren und Urteil 
in der Sache gegen Fechenbach vor dem Tribunal des Parlaments stand. 
Wenn „rechtliche Einwände und Bedenken“ gegen Verfahren und Er¬ 
kenntnis des Volksgerichts vorlicgen, so wird (vielleicht) das Münchener 
Kabinett von seinem Gnadenrecht Gebrauch machen. Ein Begnadigungs- 

E esuch freilich müßte den Anlaß bieten, durch das bayeris^e Oberste 
andesgerkht Urteil und Kritik erneut überprüfen zu lassen. Das 
Gesuch kam, der Auftrag erfolgte. Der zweite Strafsenat des O.L.O. 
in München erstattete unterm 30. Oktober 1923 sein Gutachten, das 
der Verteidigung Fedienbachs vier Monate später, am 1. März 1924, 
zugestellt wurde. Das Schlußresümee ergibt, „daß rechtliche Gründe 
für eine Begnadigung nicht gegeben sind“. 

Es ist nicht möglich (und auch nicht notwendig), die Kontroversen 
über die Einwendungen gegen das Urteil des Volksgerichts im ein¬ 
zelnen darzutun; die wesentlichen Teile sind bekannt, sie beziehen 
sich auf die Frage, ob die Veröffentlichung des „Ritter-Telegramms“ 
als Preßvergehen zu betrachten und ihm daher die Verjährungsfrist 
von sechs Monaten zur Seite steht (Fechenbach wurde 31/2 Jahre nach 
der „Tat“ verurteilt), beziehen sich auf Unregelmäßigkeiten im Ver¬ 
fahren, unmotiviert unterlassene Zeui^envereidigungen, unklar umschrie¬ 
bener Anklagestoff, sie erstrecken sich auch auf die Verwertung der 
Aussage des Sachverständigen Dr. Fr. Thimme. Dessen Gutachten über 
die mögliche Schädigung der deutschen Staatsinteressen durch die Hin¬ 
gabe des Ritter-Telegramms ani den Schweizer lournalisten Paiot bildete 
ein wesentliches Stück im Fundament des Urteils; Dr. Thimme hat 
dann, wie bekannt, im Zusammenhang mit seiner fortschreitenden For¬ 
schung sein Gutachten in den wesentlichen Teilen widerrufen. Dem 
zweiten Strafsenat ist dies bekannt, aber erscheint ihm unerheblich. 
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auch für die Frage, ob ein Gnadenakt angemessen sei (der 
seinem Begriff und Wesen nach ja eben über die Grenzen einer 
formal juristischen Betrachtung hinausführen soll). 

Das Gutachten des O.L.G. versucht eine eingehende Rechtfertigung, 
und wo es auf Versäumnisse im Verfahren stoßet, eine Entschuldigung 
der Prozedur und des Ergebnisses der volksgeriimtlichen Praxis. Ver¬ 
teidiger und Sachverständiger haben sich jedoch bei diesem, das baye¬ 
rische Staatsgewissen beruhigenden, umfänglichen Gutachten, das zum 
Plädoyer wurde, ihrerseits nicht beruhigt; um so mehr, als inzwischen die 
Institution der Volksgerichte gefallen ist und der parlamentarische 
Kampf wie das Rechtsgefühl die Möglichkeit zu scharfen sucht, daß 
für Urteile der baveris^en Volksgerichte ein Wiederaufnahmeverfahren 
erreicht werde. Darum hat Fechenbachs Verteidiger, Rechtsanwalt 
Dr. Max Hirschberg in München, einer Anzahl deutscher Hochsdiul- 
lehrer des Strafrechts das bayerische Staatsgutachten vorgelegt und 
sie um ihre juristische Aeußerungen ersucht. Diese liegen jetzt, gemein¬ 
sam mit dem amtlichen Gutachten, gedruckt vor. (Der Fall Fechenbach. 
Juristische Gutachten. Herausgegeben von Dr. M. Hirschfeld und Dr. 
Fr. Thimme. Tübingen, Verlag J. L. B. Mohr. 112 S.) Hirschberg 
schrieb eine prozessual orientierende Einleitung, Thimme gibt eine 
historisch-politische und eine persönlich-psychologisdie Würdigung des 
Falls. 

Würde in München noch ein Generalstaatskommissar aihten, so 
könnte dies Büchlein mit einem ähnlichen Schicksal von Verbot und 
Verfolgung rechnen, wie es im vergangenen Jahr Karl Rothenbüchers 
scharfsinniger rechtlicher Deduktion über den Fall Kahr widerfahren 
ist. Denn indem nun hier die höchste bayerische Justizerkenntnis vor 
das Forum unabhängiger Einsicht gefordert ist, springen die Gewichte 
ihrer Argumente in die Höhe. Es mag im wesentlichen genügen, die 
Namen der Gutachter zu nennen, deren Autorität sich hier teils gegen 
die wissenschaftliche Rechtsunkenntnis, teils gegen das aller „Wissen¬ 
schaft“ entrückte Gerechtigkeitsempfinden des Münchener Senats zu¬ 
sammenfindet: die Professoren Graf zu Dohna, Heidelberg (früher volks¬ 
parteilicher Reichstagsabgeordneter); Kitzinger, München; Liepmann, 
Hamburg; Mcndelssohn-BartholdVj Hamburg; Mittemeier, Gießen; Rad¬ 
bruch, Kiel; Wach, Leipzig. Die Argumente wechseln: Graf Dohna 
und Wach unterstreichen die Forderung der Gerechtigkeit, in der Gnade 
dem verletzten Gefühl Genugtuung zu geben, Mendelssohn-Bartholdy 
räumt mit der Annahme einer polifedren Schädigung auf, Kitzinger und 
Liepmann untersuchen in Darlegungen, die gewiß über den Sonderfall 
hinaus wesentlich bleiben, die sonderbare These des Münchener Ge¬ 
richts, daß das Preßgesetz sein Verjährungsprivileg nur auf reichs- 
deutsche Presseerzeugnisse beziehe. 

Die Gutachten der Professoren sind völlig frei von parteipolitischem 
und antibayerischem Ressentiment; das ist „eigentlich“ selbstverständ¬ 
lich, bei der heutigen Verlagerung der Selbstverständlichkeiten auch im 
Bezirke der Wissenschaften bedarf die Tatsache jedoch fast der Hervor¬ 
hebung. Man darf darüber hinaus annehmen, daß alle diese Männer 
der politischen Wirksamkeit Fechenbachs alles andere als Sympathie 
entgegenbringen; dem Referenten über das Buch geht es ebenso. Auch 
der Sachverständige Dr. Thimme, der mit vorurteilsfreiem Eifer sich 
bemüht, Fechenbachs seelische Disposition ganz zu verstehen, bewegt 
sich als aktiver Politiker aut Gleisen, die von denen Fechenbachs und 
seines Meisters durchaus verschieden sind. Alle solche Stimmungen 
und Erwägungen treten völlig in den Hintergrund gegenüber der 
Ueberlegung, ob ein Gerichtsverfahren, das seiner Natur nach gar 
keine bayerische Angelegenheit sein kann, sondern, wenn es schon ge- 
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führt werden mußte, vor das Reichsgericht gehörte, als Ausfluß der 
Rache eines schlechten Gewissens Bestand ha^n soll. Die bayerische 
Regierung weiß gut genug, daß Fechenbach ihr im Zeitpunkt des Ur¬ 
teils so wenig mehr „gefährlich“ war, als die Gefangenen von Niederi 
Schönenfeld es seit Jahren waren oder sind. Sie hat seit langem die 
Möglichkeit, aus solchem Tatbestand die Folgerungen zu ziehen. Sie 
hat die Möglichkeit noch nicht wahrgenommen. Sie wird nicht bean¬ 
spruchen, daß man ihr glaube, das System der Bewährungsfristen, das 
im Hitler-Fall so souverän gehandhabt wurde, entspringe ausschließlich 
„rechtlichen Erwägungen“; es hat seinen politischen Sinn. Will das 
Kabinett Held, das ja die ausgesprochene Aufgabe vor sich sieht, die 
Staatsautorität wieder herzustellen, diese von dem Verdacht gereinigt 
wissen, auch im Gerichtswesen eine einseitige Machtveranstaltung zu 
sein, will sie ihr die Würde der Objektivität zurückgeben, deren sie 
bedarf, dann soll sie nicht zögern, den Weg zu Ende zu schreiten, den 
ihre Vorgängerin zu suchen schien, bis eine — jetzt gründlich erschüt¬ 
terte — wissenschaftliche Argumentation des richterlichen Selbstsdiutzes 
ihn versperrte. 


Wo bleibt das Reichsgesetz über den 
Ausnahmezustand? 

Von * • * 

Dor im September d. J. nach Heidelberg einberufene Deutsche 
Juristentag wird unter anderm das Thema erörtern, wie das in Art. 48 
der Reicnsverfassung vorgesehene Reichsgesetz über den Ausnahme¬ 
zustand zu gestalten ist. Referenten werden Professor Piloty aus Würz¬ 
burg und der durch seine Abhandlung über das Ausnahmerecht be¬ 
kannte Dr. Grau, Berlin, sein. Es ist ein Verdienst des Juristentages, 
daß er durch sachliche Vorarbeit die wichtige Frage der Schaffung 
eines gesetzlich geregelten Ausnahmerechts vorwärtszubringen trachtet. 

Die Gefahr, daß die deutsche Republik auch hier auf den aus¬ 
getretenen Pfaden des Kaiserreichs weiterwandelt, ist in der Tat nicht 
gering. Im alten Reich ist das in Art. 68 der Reichsverfassung von 1871 
angekündigte Reichsgesetz über den Kriegszustand nie zur Wirklichkeit 
geworden. Die hochpolitische Materie scheint der Sdirecken aller Re¬ 
gierungen gewesen zu sein. Immerhin hat es trotz dieser Unterlassung einen 
gesetzlich geregelten Kriegs- und Belagerungszustand gegeben. Das 
Preußische Gesetz über den Belagerungszustand von 1851 galt nach 
Art. 68 der alten Reichsverfassung für das ganze Reich mit Ausnahme 
Bayerns, solange wie das angekündigte neue Reichsgesetz über den 
Kriegszustand nicht erlassen war. Das Gesetz war schlecht, veraltet, 
reaktionär, aber es war immerhin ein Gesetz, das einen gesetzlich ge¬ 
ordneten Belagerungszustand schuf und dem davon Betroffenen auch 
gewisse Rechtsgarantien sicherte. 

Heute ist es anders. Das heutige Ausnahmerecht beruht lediglich 
auf den wenigen Sätzen des Art. 48 der Weimarer Verfassung. Wie 
verschiedener Auslegung diese Bestimmungen fähig sind, zeigen die 
zahlreichen Konflikte des Reichs mit den Ländern, insbesondere Bayern, 
und die immer bunter werdende wissenschaftliche Literatur, wohin 
ein unsicherer Rechtszustand führt, haben die Ereignisse des letzten 
Jahres in Sachsen und Thüringen deutlich vor Augen geführt. Rechts¬ 
garantien für die vom Ausnahmezustand betroffene Bevölkerung, wie 
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sie insbesondere für den Fall der Schutzhaft, des Eingriffs in das 
Privateigentum und in die Preßfreiheit in jedem Kulturstaat vorhanden 
sein sollen, sind heute gesetzlich nicht vorhanden. Ob und in welchem 
Umfang sie im Einzelfall zugestanden werden, hängt vielmehr von der 
freien Entschließung dessen ab, der den Ausnahmezustand verhängt. 
Und daß hierbei selbst beim Reich kein unbedingter Verlaß ist, hat der 
militärische Ausnahmezustand des vorigen Jahres gezeigt. Rechts* 
garantien, insbesondere für Schutzhäftlinge, sah er überhaupt nicht vor. 
Alle Instanzen, auch das auf Qrund alter Bestimmungen angerufene 
Reichswirtschaftsgericht, erklärten sich damals für solche Beschwerden 
für unzuständig, da den Verhafteten rechtlich in der Tat ein Beschwerde¬ 
recht nicht zustand. Wenn so etwas bei einem vom Reich verhängte;n 
Ausnahmezustand möglich ist, welche gefährlichen Perspektiven eröffnen 
sich da, wenn man bedenkt, daß auch die Landesregierungen unabhängig 
vom Reich selbständig Ausnahmemaßnahmen verhängen können und daß 
bei einzelnen Ländern der Ausnahmezustand, dem Geist der Verfassung 
zuwider, geradezu zur Regel geworden ist. Darum kann die Forderung, 
daß das in der Reichsverfassung von Weimar vorgesehene Reichsgesetz 
sobald als möglich geschaffen wird, nicht laut und eindringlich genug 
erhoben werden. Es ist eines Rechtsstaates nicht würdig und mit dem 
Gedanken einer freiheitlichen demokratischen Republik schlechterdings 
unvereinbar, wenn die einschneidendsten Eingriffe in die Rechtssphäre 
des einzelnen lediglich auf der Grundlage einer in ihrer Auslegung be¬ 
strittenen Verfassungsbestimmung möglich sindj die keinerlei verfassungs¬ 
mäßig oder gesetzlich verbürgte Rechtsgarantien enthält, weil sie diese 
wie die nähere gesetzliche Regelung überhaupt, ausdrücklich einem zu 
erlassenden Sondergesetz vorbehält. 

Dieses Reichsgesetz über den Ausnahmezustand hätte bei .einiger 
IWachsamkeit von Parlament und Regierung längst erlassen werden 
können. Der Vorwurf, der, weil das nicht geschehen ist, insbesondere 
dem Parlament wegen seiner mangelnden Aktivität gemacht werden 
muß, wird auch durch die Tatsache nicht beseitigt, daß augenblidclidt 
durdi die Ueberreichung der bayerischen Denkschrift an die Reidis- 
regierung die Lösung des gesamten mit Art. 48 zusammenhängenden 
Fragenkomplexes durdi ein einziges großes Ausführungsgesetz erschwert 
ist. Bayern hat bekanntlich in der vom bayerischen Staatsrat Schmelde 
verfaßten föderalistischen bayerischen Denkschrift die Forderung er¬ 
hoben, den Art. 48 in wichtigen Punkten einer Aenderung zu unter¬ 
ziehen und insbesondere die dem Reichspräsidenten als Träger des 
Ausnahmezustandes zustehenden Rechte zugunsten einer Erweiterung der 
entsprechenden Rechte der Landesregierungen einzuschränken. Wir 
glauben zu wissen, daß auch die jetzige Reichsregierung nicht beabsichtigt, 
diesen bayerischen Sonderwünschen in andern als Nebenpunkten nachzu¬ 
geben, und hoffen, daß sie diesen Standpunkt durchhält. Aber selbst¬ 
verständlich ist jetzt zunächst eine Erledigung dieser Frage erforderlich, 
ehe man daran geht, ein allgemeines Ausführungsgesetz zi^ erlassen. 

Aber wird es denn überhaupt möglich sein, jemals in einem einzigen 
Ausführungsgesetz alle mit dem Art. 48 oder auch nur alle mit den 
Bestimmungen des Art. 48 über den Ausnahmezustand zusammen¬ 
hängenden Fragen einer Lösung zuzuführen? Wenn die Verfassung 
am Schluß von Art. 48 sagt: „das Nähere bestimmt ein Reichsgesetz‘°, 
so ist damit keineswegs vorgeschrieben, daß diese Regelung in einem 
einzigen Gesetz erfolgen müßte. Es bleibt durchaus zulässig, die ein¬ 
zelnen Rechtsgebiete in einer Reihe von Einzelgesetzen zu regeln. 
Gerade die Erfahrungen, die man auf diesem Gebiet im alten Reich 
gemacht hat, wo in fast vier doch verhältnismäßig politisch ruhigen 
Jahrzehnten ein solches Gesetz wegen seiner vielen politischen Dornen 
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nicht zur Tat werden konnte, lassen die Frage berechtigt erscheinen, 
ob es nicht klüger und geschickter wäre, anstatt alles auf einmal zu 
verlangen und nichts zu erreichen, zunächst die Fragen vorweg zu 
regeln, bei denen es am dringlichsten erscheint. Das sind in erster 
Linie die Rechtssicherungen des einzelnen und der Presse gegen Ein¬ 
griffe der mit der Handhabung des Ausnahmezustandes betrauten Organe, 
d. h. die gesetzliche Regelung der Voraussetzungen und Formen, unter 
denen solche Eingriffe statthaft sind, der dagegen dem Betroffenen 
zu gewährenden Rechtsmittel und des im Falle unverschuldeten Ver¬ 
mögensschadens dem Betroffenen zu leistenden Ersatzes. Diese Rege¬ 
lungen, unter denen ein neues Schutzhaftgesetz an erster Stelle zu 
nennen ist, können schon jetzt getroffen werden, ohne daß es nötig 
wäre, die langwierigen Verhandlungen über die Abgrenzung der Rechte 
zwischen Reich und Ländern abzuwarten. Sie sind die dringlichsten und 
dürften zugleich den geringsten Schwierigkeiten begegnen, da die Not¬ 
wendigkeit der Regelung dieser Fragen von keiner Seite bestritten 
werden dürfte. Die weitere gesetzliche Ausgestaltung des Ausnahme¬ 
rechts, die Bestimmung des Umfangs dieses Rechts und der Voraus¬ 
setzungen, Formen und Wirkungen von Ausnahmemaßnahmen überhaupt, 
die Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen Reichspräsidenten und Landes¬ 
regierungen, und nicht zuletzt die wichtige Frage, wie im Falle eines 
militärischen Ausnahmezustandes die Rechte der Zivilbevölkerung durch 
Zivilkommissare zu wahren sind, werden nach Lage der Sache erst dann 
geregelt werden können und müssen, wenn die Verhandlungen zwischen 
Bayern und Reich über den Art. 48 selbst abgeschlossen sind. 

Es steht zu hoffen, daß der Deutsche Juristentag auch in dieser 
Hinsicht praktische Vorschläge für die Ausgestaltung des zu erlassenden 
Reichsgesetzes bringen wird. Von der Reichsregierung und ganz be¬ 
sonders vom Parlament aber muß gefordert werden, daß es in dieser 
wichtigen Frage endlich ein wenig mehr Initiative zeige. Es 
sollte endlich dem der Republik entwürdigenden Zustande ein Ende 
gemacht werden, daß trotz freiheitlicher Verfassung und Verbriefung 
aller nur denkbaren Grundrechte die wichtigsten Eingriffe in die Freiheit 
des einzelnen und der Presse, wie sie unter dem Ausnahmezustand er¬ 
folgen, ohne Gesetz, ohne rechtlich geregeltes Verfahren und ohne 
Rechtsgarantien, lediglich auf Grund von Verordnungen erfolgen können, 
auf deren Ausgestaltung die Volksvertretung keinerlei Einfluß auszu¬ 
üben vermag. 


Eine neue Theorie der Unternehmerpolitik? 

Von Kurt Heinig 

An den Verbänden der Unternehmer hat die Papiergeldkrankheit 
organisatorisch und sachlich schwerwiegende Umbildungen eingeleitet. 
Das kam äußerlich in Abbau- und Umgestaltungsbedürfnissen zum 
Ausdruck. Mit den geschätzten Unternehmerkollegen im Lande war 
zeitweise über die Fragen der Berufs- und Interessenorganisation nicht 
mehr zu reden. Ebenso wie lieber für Stahlhelme und antisemitische 
Radauzwecke Geld gegeben wurde, wollte man zuerst einen „Namen“ 
haben und in der sogenannten Gesellschaft etwas bedeuten, als daß man 
sich als Glied eines Berufsstandes fühlte. Der eigentliche Grund liegt 
hier in dem Absinken des Unternehmerniveaus und der allgemeinen 
Unternehmermoral, und im jahrelangen Tanz um die goldene Devise. 
Es zeigt sich in diesen Tendenzen der Umbildungsprozeß zum soge¬ 
nannten neuen Unternehmertum, der überdies noch lange nicht zum 
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Abschluß gekommen ist. Aus diesen Ursachen ist auch zu erklären, 
daß die Wreinigung der deutschen Arbeitgeberverbände zeitweise in 
„verkehrter Front'* kämpfte. Nachdem die Zentralarbeitsgemeinschaft 
durch die Arbeitgeber zu einer leeren Formel herabgewürdigt, zer¬ 
brochen worden war, bemühte man sich — um eine neue. Jetzt war der 
Crund, daß man hoffte, die zerflatternde Arbeitgeber-^itzenorganisation 
mit ihr wieder zu kitten, in der Provinz die schwindende Kommando¬ 
gewalt der Zentrale wieder zu stärken. 

Die Kursfestigung der Mark hat dann die Unternehmerpolitik völlig 
gedreht. Die Krise trieb alle schlechten Instinkte wie eine Sturmflut 
über die deutsche Industrie. Natürlich wurde behauptet, daß jetzt die 
deutsche Wirtschaft mit allen Mitteln gerettet werden müßte, während 
man doch in Wirklichkeit nur das liebe Ich auf sicherem Boden haben 
wollte. Der Lohndruck und die Arbeitszeitverlängerung, 
die primitivsten und reaktionärsten Mittel der Unkostenherabsetzung, 
wurden zum Schiboleth unseres Unternehmertums. Das hat ihnen nicht 
nur aus den Kreisen der Gewerkschaften scharfe Angriffe eingetragen. 
So etwas wie das Volksgewissen wurde wach. Aus vielen kleinen Aeuße- 
rungen und tausend Oelegenheitsurteilen in den ihnen nahestehenden 
Kreisen fühlten die Arbeitgeber, daß aus ethischen und sittlichen Grün¬ 
den, aus einer Art Sauberkeitsgefühl, von ihrer Gurgeldrückerei abge¬ 
rückt wurde. 

So ist die Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände zur Taktik 
der großzügigen publizistischen Verteidigung ihres Standpunktes ge¬ 
kommen. Sie veröffentlicht zwei Denkschriften über die Lohnpolitik 
und die Arbeitszeitfrage; die über die Lohnfrage ist eben erschienen: 
Es ist nicht zu bestreiten, daß die jetzt aufgezogene Propaganda zur 
Verbreitung der Arbeitgebermeinung recht geschickt ist. Der Allge¬ 
meinheit soll der Unternehmerstandpunkt nähergebracht werden. 

Wichtig ist, von welchem Grundsatz aus derlei Arbeiten geleistet 
werden. Wir können uns — theoretisch — denken, daß die Vereinigung 
der deutschen Arbeitgeberverbände an der Hand des ihr reichlich zu¬ 
fließenden Materials wissenschaftlich objektive Untersuchungen über den 
Lohn und die Arbeitszeit anstellt und veröffentlicht. Ebenso — und das 
haben wir unter der Tätigkeit des Herrn Doktor Meisinger praktisch 
häufig genug erlebt — ist ;ein polemisch-agitatorisch aufgezogener 
Zeitungskampf gegen die Gewerkschaften an sich zu verstehen. Aber 
die Vereinigung der Deutschen Arbeitgebefverbände hat einen anderen, 
den dritten Weg gewählt: sie erscheint im Gewände der 
Wissenschaftlichkeit und arbeitet mit demagogisch- 

E olitischen Argumenten. So ist die Darstellung über „Die 
ohnpolitik der deutschen Arbeitgeber“ (Verlagsbuchhandlung Zillessen, 
Berlin) nicht viel anderes als ein Jongleurkunststüdc, eine Meissingerei. 
Wir stellen hiermit unsere Behauptung unter Beweis. 

In der erwähnten programmatischen Darstellung der Lohnpolitik' 
der deutschen Arbeitgeber heißt es im Vorwort: 

,JVollten wir in diesem Augenblick , . . den Zerfall der deutschen 
Wirtschaft noch dadurch vermehren, daß die Arbeitskämpfe 
um Lohn und Arbeitszeit ihren bisherigen Umfang 
beibehalten oder sich gar noch ausdehnen, so kann 
heute schon mit Bestimmtheit vorausgesagt werden, daß wir die uns 
im Gutachten auferlegtpn Verpflichtungen auf lange Sicht nicht durch¬ 
führen können.“ 

Dieser Satz ist eindeutig und klar. Die Vereinigung der deutschen 
Arbeitgeberverbände behauptet, daß forcierte Arbeitskämpfe im be¬ 
sonderen auch um die Arbeitszeit den Zerfall der deutschen 
Wirtschaft vermehren, und daß die Unternehmer das nicht 
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wollen, weil sonst die Verpflichtungen des Gutachtens nicht erfüllt 
werden können. ' 

Uns liegt das geheiniie Rundschreiben Nr. 117 der Vereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände vor. Es stammt vom 20. Mai 1924. 
In ihm heißt es: ' 

„Mit Bezug auf die vor kurzem den Mitgliederverbänden zuge¬ 
sandte Zusammenstellung über die Arbeitszeitregelung ist uns die 
Frage vorgelegt worden, in welchem Umfang die Vereinbarungen 
oder Schiedssprüche betreffend Arbeitszeitverlängerung insofern in 
der Praxis durchgeführt werden, als die Arbeitgeber von ihrem Recht, 
eine längere Arbeitszeit zu fordern, tatsächlich Gebrauch machen. Es 
scheint uns zwar nicht richtig, denjenigen Industrien, die eine neue 
Regelung über längere Arbeitszeit erreicht haben, einen allgemeinen 
Vorwurf zu machen, wenn ste nicht in voltem Umfang auch von 
dem Recht einer längeren Arbeitszeit Gebrauch gemacht haben, denn 
vielfach sind die Auftragsverhältnisse nicht derart, daß ein Werk 
auch bei entsprechiend verringerter Arbeiterzahl mit größerer Wirt¬ 
schaftlichkeit länger arbeiten läßt. 

Deshalb haben wir von vornherein ja Wert darauf gelegt, daß 
die allgemeine Regelung der Arbeitszeitfrage auch in Gruppen mit 
zurzeit schlechter Konjunktur vorgenommen wird, um die Frage 
jed^falis gelöst und dadurch Vorsorge dagegen getroffen zu haben, 
daß' die Gewierksdhaften sich gegen die Ajheitszeitverlängerung mit 
Hinwegs auf die Verhättnlssie in der oder jener Indush*» wenden. 

Insoweit hatte und hat die Verarbeitungsindustrie die Pflicht, 
vor allem die jetzt in schweren Kämpfen um die Arbeitszeitverlänge¬ 
rung stehende Rohstoffindustrie auch gerade in dieser Frage durch 
entsprechendes eigenes Vorgehen zu unterstützen und den Rohstoff¬ 
arbeitern die Möglichkeit zu nehmen, eine längere Arbeitszeit mit 
Hinweis auf die viel bequemeren Verhältnisse in der Verarbeitungs¬ 
industrie abzulehnen. 

Für völlig falsch haben wir von Anfang an den Gedankengang 
erklärt, es dürfe die Arbeitszeitverlängerung erst dann in Frage 
kommen, wenn keine Arbeitslosen mehr da seien. Wer mit solchen 
Erwägungen den gnmdsätzhohen Austeinandersetzungen in der deut- 
fsdhen Wwtschaft um die Mehrarbeit zunächst aus dem Wege geht, 
macht sich die sozialistische Auffassung zu eigen, daß Arbeits¬ 
streckung durch Kurzarbeit eine sozialwirkende Maßnahme wäre. 

Dieses Schreiben ist nicht nur von den Herren Dr. Meisinger und 
Eh-. Tänzler unterzeichnet, sondern auch, wie aus dem Diktatzeichen 
hervorgeht, von Dr. Meisinger selbst geschrieben! Also von demjenigen, 
der in der programmatischen Broschüre der Vereinigung der Deutsdien, 
Arbeitgeberverbände behauptet, wie wir oben zitierten, daß die Unter¬ 
nehmer die Kämpfe um die Arbeitszeit weder in ihrem bisherigen Um¬ 
fang beibehalten „oder gar noch ausdehnen“ wollen! 

Besonders schmutzig ist, daß den Gewerkschaften vorgeworfen 
wird, die hohe materielle Belastung Deutschlands durch das Gutachten 
sei dadurch erzeugt, daß die deutsche Arbeitgeberschaft von ihnen 
im Ausland systematisch angeschwärzt würde und worden sei. Wörtlich 
heißt es — und wir zitieren hier nur, um das tiefer zu hängen: 

„Seit Jahr und Tag haben sich die deutschen Gewerkschaften 
bemüht, der deutschen Arbeitgeberschaft in aller Oeffentlichkeit den 
Vorwurf eines durch unerträglich niedrige Löhne ermöglichten Dum¬ 
pings im Export zu machen. In dem Sachverständigenbericht treten 
die internationalen Wirkungen dieser kurzsichtigen Politik deutlich 
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zutage. Ebenso besteht zwischen der sozialdemokratischen Inter¬ 
pellation und den Ausführungen des Herrn Thomas (des früherei< 
französischen Arbeitervertreters und Munitionsministers und jetzigen 
Direktors des Internationalen Arbeitsamtes) gegenüber unserer der¬ 
zeitigen Sozialpolitik namentlich in der Frage der Arbeitszeit und 
der Löhne offensichtlich ein innerer Zusammenhang." 

Wir verweisen als Antwort auf diese'demagogischen Schimpfereien 
nur auf das, was der frühere Präsident der Rcichsrücklieferungskom- 
mission, Geh. Justizrat Dr. Ouggenheimer, der u. a. auch Vor¬ 
standsmitglied der Maschinenfabrik Augsburg-Nürnberg ist, am 16. Mai 
vor der Weltwirtschaftlichen Gesellschaft in Berlin über die Wettbe¬ 
werbsfähigkeit der deutschen Industrie gesagt hat. Er zeigte, daß auch 
mit den sogenannten sparsamen Löhnen die deutsche Industrie nicht 
konkurrenzfähig geworden sei, daß unter keinen Umständen aus der Tat¬ 
sache der niedrigen Löhne in Deutschland geschlossen werden dürfe, 
daß die Konkurrenz nun ermöglicht sein müsse. Die Löhne seien tat¬ 
sächlich in Deutschland unter denen vieler anderen konkurrierenden 
Länder. Herr Leonhardt Tietz, der Leiter des großen Warenhaus¬ 
konzerns Leonhard Tietz A.-G., veröffentlichte erst kürzlich als Mann 
der Praxis das folgende: „Die Löhne jedoch sind in Deutschland nicht 
unbeträchtlich unter dem Weltmarktstand, so daß der deutsche Her¬ 
steller eigentlich dementsprechend billiger verkaufen müßte. Sind 
Guggenheimer und Tietz auch mit daran schuld, daß „die internatio¬ 
nalen Wirkungen dieser kurzsichtigen Politik" sich im Sachverständigen¬ 
bericht bemerkbar machen? 

Die Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände betont in ihrer 
programmatischen Darstellung zur Lohnfrage, daß die Arbeitsbedin¬ 
gungen, daß Lohn und Arbeitszeit an erster Stelle sich „dem er¬ 
barmungslosen Druck der Erfüllung werden fügen 
müssen!" Das heißt mit anderen Worten, es wird der rücksichtslose 
Kampf gegen die Gewerkschaften angekündigt! Damit stehen wir im 
Beginn einer neuen Periode des schärfsten Klassenkampfes. Wenn man 
dennoch schreibt, daß nicht innenpolitische Verhetzimg, sondern d i e 
Wahrheit allein „die Grundlage für die innere Verständigung des 
deutschen Volkes werden" könne, so wird der Wahrheit nur insoweit 
die Ehre gegeben, als offen ausgesprochen wird, was die Unternehmer 
in Deutschland gegen die Arbeiter für eine Politik treiben wollen. 
Wie das jetzt durch die Darstellung zur Lohnpolitik der deutschen 
Arbeitgeber eingeleitet wurdet ist es die Vorbereitung einer inner¬ 
politischen Verhetzung, die den Gewerkschaftler zum vaterlandslosen 
Gesellen, als minderwertigen Staatsbürger stempelt, um dadurch Stim¬ 
mung gegen ihn zu machen. — 

Wir kennen die inneren Gegensätze und auch die Weltanschauungen 
der deutschen Arbeitgeber zu gut, als daß wir an die Einheitsfront 
des so beschränkten Unternehmerverstandes glaubten. Eine andere Frage 
ist es allerdings, ob die gesunden Sprossen am Baume des neuen Unter¬ 
nehmertums schon selbständig und kräftig genug sind, um ein Eigen¬ 
leben zum Wohle des Volksganzen zu leben. Die in starkem Aufbau 
befindlichen deutschen Gewerkschaften haben sich deswegen für große 
Auseinandersetzungen zu rüsten,‘die letzten Endes nichts anderes sind 
als Entscheidungskämpfe um die Lastenverteilung aus 
derWiedergutmachung. 
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Das Sachverständigen-Qutachten. 

Und was dann? 

Eine Frage und keine Antwort 

Von Ernst Reuter 

Wer würde sich nicht gern orientieren lassen? Die Fülle der Auf¬ 
gaben, die Fülle der Probleme, vor die die sozialistische Bewegung ge¬ 
stellt ist, ist nicht weniger groß wie die von uns allen empfundene 
Unzulänglichkeit unserer Erfolge und unserer Leistungsfähigkeit. Kein 
ehrlich Denkender wird sich der Einsicht entziehen, daß der Größe 
und Schwierigkeit der Aufgaben der Sozialismus der Nachkriegszeit 
nicht in vollem Maße gewachsen gewesen ist. Jeder würde froh sein, 
der neue Wege aufgezeigt sähe. Aus diesem Grunde haben es auch 
wohl die meisten bedauert, daß der sogenannten Oppo sition auf 
dem Parteitag nicht die Gelegenheit gegeben war, ihre Gedankengänge 
zu entwickeln. Zwar wußte man, daß sie in sich nichts Einheitliches 
darstellt, daß bei ihr genau so wie bei der sogenannten Mehrheit die 
Meinungen auseinander und durcheinander gelten. Die Unzulänglichkeit 
der Opposition empfindet man noch mehr, wenn man das gedruckte Pro¬ 
tokoll des Parteitages nachliest. Das Gefühl des Unbefri^igtseins wird' 
durch nichts gelindert, wenn man die Broschüre Levis unter diesem' 
Gesichtspunkt verarbeitet. 

Eins muß man ohne weiteres anerkennen: Levis Büchlein*) ist, wie 
fast alles aus seiner Feder, glänzend geschrieben. Lyrische Bewegtheit, 
rhetorischer Schwung, glänzende Bilder, imponierende Zitate erzeugen 
sicher bei den Lesern, auf die Levi in erster Linie zu rechnen«' scheint, 
das beglückende Gefühl der Eröffnung neuer, ferner und weiter Welten. 
Es gibt einen Nimbus weltumspannender Gelehrtheit, der — gewollt 
oder ungewollt, das wissen wir nicht — aus schillernden Wortgebilden 
'aufsteigt. Es gibt Stimmungen, die bei manchem nach dem Lesen solch 
wohlgeformter, von der ungehobelteren Sprache der gewöhnlichen Bonzo- 
kratie weit entfernter Bilder aufsteigen, die gefangen nehmen genau so, 
wie die Pathetik des Redners Versammlungen mitreißt, wie das ge¬ 
schickte Durcheinanderwerfen der Begriffe durch einen geübten An¬ 
walt das Publikum zu verwirren vermag. Aber es gibt sicher auch Leser, 
die ernsthaft fragen, was hinter schönen Bildern und glänzenden Rede¬ 
wendungen sich verbirgt. 

Wir gestehen, wir haben erfolglos diesen Versuch gemacht, und 
vielleicht Hegt es an uns, daß es uns fast nirgends gelungen ist,' einen 
klaren, konkret faßbaren Gedanken, einen brauchbaren Hinweis oder 
einen neuen Aufschluß, sei es über den wirklichen Stand der Dinge in 
der Welt, sei es über die Aufgaben, die der sozialistischen Bewegung 
erwachsen, zu erhalten. Eine in weite historische Fernen schweifende 
geschichtliche Parallele zwischen der heutigen Weltlage und der Ent¬ 
wicklung des römischen Imperiums, geschmückt mit schönen Zitaten 
aus Josephus Flaccus, scheint uns nach vielen Seiten nur das eine Er¬ 
gebnis zu zeitigen, daß Levi — wohl wie jeder Sozialist — nicht von 
vornherein an die Friedlichkeit der kommenden Weltentwicklung glaubt, 
daß er in dem Pazifismus des britischen Imperiums, nicht nur pazifistische 
Ideale, sondern auch sehr reale imperialistische Interessen erblickt. Die 
Pax britannica erscheint ihm gefährdet durch das Wiedererwachen 
des imperialistischen Rußland. Er warnt davor, in dem britischen Tal 


*) Paul Levi: Sachverständigengutachten und was dann? Zur innen- und 
aufienpolitischen Orientierung. Zentralvertrieb zeitgeschichtlicher Bücher 0. m .b. H., Berlin. 
64 Seiten. 50 Pf. 
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„friedliche Hütten zu bauen“, ohne zu sagen, ob er etwa, wie früher 
noch, das Zusammengehen mit Rußland wünscht. Inmitten der Un¬ 
sicherheit dieser von ihm gezeichneten Weltlage ergibt sich die Frage, 
was das Proletariat, was die sozialistische Bewegung tun soll, um ihre 
Aufwärtsentwicklung zu sichern. Levi gibt darauf folgende Antwort: 

„Sozialistische Politik heißt: Diesen dem wirklichen Volke, den 
dem Proletariat zumal feindlichen Charakter der bürgerlichen 
Politik aufzudecken in jedem Stadium, um den Kampf um die offenen 
und geheimen, wahrhaft verräterischen Pläne der Bourgeoisie aufzu¬ 
nehmen: Da, wo sie die Täuschung betreibt, die wirkliche, ökonomische, 
politische, seelische und damit wirkliche Liquidation des Krieges zu 
unternehmen durch Zerstörung der Klasse, die uns den Krieg 
samt seinen Erfolgen gab.“ 

In anderem Zusammenhang erklärt Levi: 

„Sozialismus vielmehr scheint uns zu sein, in allen diesen tausend¬ 
fältigen Varianten stets zu erkennen das große einheitliche Gesetz des 
Klassenkampfes und in jeder Phase des — sei es psu'iamentarischen, 
sei es gewerkschaftlichen, sei es sonstigen — Kampfes sich bewußt zu 
sein, daß diese Kämpfe nicht Selbstzweck sind, sondern jenem 
großen Befreiungskampf des Proletariats diene n.“ 

Wo mit so tiefer Klarheit die Begriffe „Proletariat, Klassen¬ 
kampf, Sozialismus usw.“ abgewandelt werden, ist es nicht ver¬ 
wunderlich, daß auch „d i e Bourgeoisie“, „d e r Kapitalismus“ als ein¬ 
heitlich feststehende Begriffe auftreten, daß „d e m Proletariat“ emp¬ 
fohlen wird: 

„Wenn die Bourgeoisie ihre Interessen und die Interessen ihres 
Staates im Völkerbund vertreten will, so mag sie dai selbst tun. Die 
Sozialisten haben nichts anderes zu tun, als für die ihnen angesonnene 
Rolle höflichst zu danken . . . Wie die bürgerlichen Staatsvertreter 
sich leiten lassen von dem Interesse ihrer Staaten, so müssen wir 
uns leiten lassen von dem gemeinsamen Interesse der Prole¬ 
tarier aller Länder.“ 

Daß ein solches gemeinsames Interesse vorhanden sei, empfindet 
gefühlsmäßig jeder Proletarier, und beim Lesen solcher Formulierungen 
werden immer gewisse Gefühle ins Schwingen gebracht. Wir aber sind 
so unbescheiden, die ganz konkrete, nüchterne, gänzlich schwung- 
und poesielose Frage zu stellen: Was ist heute unter gegebenen 
Kräfteverhältnissen das gemeinsame ptx)letarische Interesse, mit wel¬ 
chen Mitteln haben wir welche nächsten Ziele zu erreichen? Da finden 
wir allerdings — und bei der primitiven Gegenüberstellung von Bour¬ 
geoisie und Proletariat wundert uns das nicht — bei Levi das 
Bekenntnis: „Wir haben keine Rezepte, keine Patentlösung. 
Die Form des Kampfes selbst wird von Ereignissen bestimmt, die von 
unserem Willen unabhängig sind, wir wissen nicht im vor¬ 
aus, welche Phasen etwa das Reparationsproblem durchlaufen wird, 
welche Richtung die legal und illegal organisierten Kräfte in Deutschland 
nehmen werden, es können Ereignisse eintreten, die, von 
heute aus gesehen, luiberechenbar sind. Sozialistisch ist nicht, für alle 
tausend Möglichkeiten ein Rezept in der Tasche zu haben, aber sozia¬ 
listisch ist, in jedem Ereignis das große Gesetz des Klassen¬ 
kampfes, das wahre I^rma der menschlichen Geschichte, zu sehen 
und ihm die Lösung zu geben, die den Sieg des Proletariats befördert.“ 

Unbescheiden, wie wir sind, scheiden wir von diesem Hinweis 
denkbar unbefriedigt. Wir vermögen in dem fatalistischen Zug, 
der durch Levis Brosdiüre geht, nur einen Rückfall in die politische 
Passivität und Abstinenz zu erblicken, die immer unvermeidlich sein 
wird, wenn „die Bourgeoisie“, „der Kapitalismus“ als ein¬ 
heitliche und feststehende Begriffe behandelt werden und wenn dem 
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Proletariat die mystische Aufgabe zugewiesen wird, die gegnerische 
„Klasse zu vernichten“, „seinen Sieg“ — offenbar an dem 
Tage einer neuen Weltrevolution — vorzubereiten und wenn infolgede 3 sen 
darauf verzichtet wird, an der Gestaltung und Entwicklung der gegen¬ 
wärtigen kapitalistischen Welt aktiv teilzunehmen, damit diese Ent¬ 
wicklung der sozialistischen Bewegung Raum, Luft und Wirkungsmög¬ 
lichkeiten verschaffe. Wir glauben, daß es Allgemeingut aller Sozia¬ 
listen geworden sei, daß der steigende Einfluß der Arbeitermassen revo¬ 
lutionär zum Sozialismus dränge, wenn wir darauf verzichten, Revo¬ 
lutionsmystik zu betreiben, wenn wir dazu übergehen, den 
nüchternen, aber großen Aufgaben des Tages uns hinzugeben und die 
politischen Kräfte, die uns zur Verfügung stehen, aktiv in die Wag¬ 
schale zu werfen. 


Der Fall Rotter 

Von Alfons Fedor Cohn 

Der Fall Rotter ist ein neuer niederdrückender Beweis dafür, wie 
wenig eine kulturwichtige Gruppe Intellektueller bei uns, wie die Schau¬ 
spieler und ihre kritischen Bundesgenossen der Presse, befähigt und 
machtbefugt sind, ihre allereigensten Interessen, bei allem schönen theo¬ 
retischen Eifer, praktisch sozial zu klären und zu wahren. 

Zwei Brüder Rotter (bürgerlich Schaie genannt), die lange vor 
dem Kriege als unangenehme, weil kunstwidrige und geldprotzende Ein¬ 
dringlinge in das Berliner Theaterleben, empfunden wurden und sich 
dank des allgemeinen zivilisatorischen Niederbruchs des letzten Jahr¬ 
zehnts ein florierendes Bühnengeschäft mit mehreren Filialen (Residenz- 
Theater, Trianon-Theater, Kleines Theater) zulegen konnten, haben auch 
das Lessing-Theater gekauft und wollen dort spielen. Das soll nun im 
Namen der Kunst, im Interesse der Künstler tmd des Publikums sowie 
mit Hilfe der Polizei verhindert werden. 

Soweit man sich aus langgezogenen Berichten und breitgetretenen 
Polemiken der Zeitungen von dem Ganzen ein schematisches Bild 
machen kann, sieht es so aus: Das Lessing-Theater, so argumentiert die 
Anti-Rotter-Liga, war das Theater Otto Brahms, des Hüters der reinsten, 
unbestechlichsten Theaterkunst. Dies verpflichtet jeden Nachfolger in 
der Leitung zu gleichen Grundsätzen und Praktiken, die, nach allem zu 
urteilen, den Rotters wesensfremd und durchaus unerwünscht sind. 
Man muß also, um diese Bühne für einen Mann von der Nachfolge 
Brahms freizuhalten, den Rotters das Lessing-Theater wieder abjagen, 
d. h., da dies auf privatrechtlichem Wege nicht geht, ihnen die Kon¬ 
zession auf dem Verwaltungswege verbauen. 

Diese Beweisführung und diese Forderung ist meines Wissens zu¬ 
nächst von den Schauspielern der Rotter-Bühnen selbst ausgegangen, 
dann mit großem Nachdruck von der Schauspielergewerkschaft, der 
Deutschen Bühnengenossenschaft, mit großem Nachdruck verfochten und 
schließlich auch einheitlich von der ganzen Presse ebenso energis<A ver¬ 
treten worden. Einen entgegengesetzten Standpunkt hat bisher in der 
Oeffentlichkeit nur Wolfgang Heine eingenommen, dies aber als An¬ 
walt der Rotters, so daß er in diesem Streit Partei ist. Trotzdem und 
trotz seiner politischen Stellung, die mich in dieser Frage sonst gani 
bestimmt nicht verpflichten könnte, darf man sich das Recht wahren, 
aus allgemeineren kulturellen und rechtlichen Rücksichten seinem Stand¬ 
punkt beizutreten. 

Zugegeben, die Rotters sind unausstehliche Ekels. Die wenigen 
Male, in denen ich ihre Vorstellungen besuchte, habe ich ganz gewwn- 
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liehe Provinzaufführungen in bezug auf Programm, biedere und un> 
sensationelle Darstellung gesehen. Ich habe sogar eins der besten, 
anspruchslosen Lustspiele der letzten Spielzeit, Lothar Schmidts „De- 
visen'', in einer dank Falkensteins Mitwirkung anständig amüsanten 
Aufführung gesehen. Aber weiter zugegeben, die Rotters spielen außer¬ 
dem Ferkeleien, sie entstellen anständige Stücke, indem sie ihnen Sen¬ 
sationsnamen geben oder sie durch rücksichtslose Bearbeitung sen¬ 
sationell verzerren. Das läßt sich keineswegs vertreten; aber rechtfertigt 
das allein den ganzen Feldzug? Weiter: Sie fälschen den Theater¬ 
zettel, indem sie die Darsteller der Erstaufführung, auch wenn sie längst 
nicht mehr mitwirken, noch auf dem Programm belassen. Ja, hat 
diesen Bauernfängertrick nicht jahrelang der göttliche Max Reinhardt 
betrieben? Und hat man ihn deshalb für konzessionsunreif befunden? 

Die Rotters spielen außerdem ganz heiter jede Neuheit von Suder¬ 
mann und Fulda, die zwar niemals unsere literarischen Freunde gewesen 
sind, aber als letzte Nachfahren der alten Oründerliteratur augenschein¬ 
lich den heutigen Neureichen als Klassiker erscheinen. Aber hat der 
dreimal heilige Brahms nicht auch diese ganz und gar undichterisdien 
Stückemacher spielen müssen, um seine Kasse im Gleichgewicht zu 
halten ? 

Die Rotters behandeln ferner ihre Schauspieler und nicht zuletzt 
die Presse knotig und ruppig. Das ist wohl alles so ziemlich erw'iesen, 
und wie ich mir die Rotters vorstelle, werden sie nie in ihrem Leben 
das Bewußtsein haben, daß sie sich tatsächlich auf die eine und die 
andere Weise aufführen und daß man das eigentlich nicht darf. Sich 
gegen eine derartige Behandlung zu wehren, ist jedoch Sache der Be¬ 
rufsvertretungen. Die Schauspieler haben das auch zuerst innerhalb 
der Bühnengenossenschaft getan, dann sollen aber gerade die Mitglieder 
der Rotter-Bühnen wieder umgefallen sein und ihrem Dienstherrn ein 
glänzendes Zeugnis ausgestellt haben. Die Bühnengenossenschaft da¬ 
gegen ist fest geblieben und fordert, damit den Rotters ihr Handwerk 
wenigstens für weitere Gebiete gelegt werde, die Verweigerung der 
Konzession für das Lessing-Theater durch das Polizeipräsidium. Damit 
führt sie einen rein künstlerischen und kulturethischen Streit auf das 
wirtschaftliche Feld hinüber, damit will sie, kurz gesagt, die Gewerbe¬ 
ordnung zu Zwecken der Zensur mißbrauchen. Wir h^en also das er¬ 
hebende Bild: die Kunst selbst und ihre Helfershelfer rufen nach Zensur, 
nach Polizei, mit einem Wort nach ihren eigenen Fesseln. 

Und die Presse, einschließlich kunstgeifernder Parteifeuilletonisten, 
tut einhellig dasselbe. 

Nun muß man allerdings der bürgerlichen Theaterkritik eins zu¬ 
gute halten. Sie wird nicht nur in gesellschaftlichem Sinne von der 
Leitung der Rotter-Bühnen knotig behandelt, ihre ganze Tätigkeit, wenn 
sie überhaupt je praktische Wirkung üben konnte, wird völlig illu¬ 
sorisch gemacht durch ein Verfahren, das die Rotters im Bunde mit den 
Zeitungsverlegern gegen die eigenen Redaktionen anwenden: die ganz¬ 
seitigen illustrierten marktschreierischen Reklameannoncen der Rotter- 
Bühnen. Diese Sonntagsbilderbogen schlagen die tiefgründigste Theater¬ 
kritik, und wenn sie mit Engelszungen räete, glatt tot. 

Man hat aber auch ein wirtschaftliches Moment in die Debatte ge¬ 
worfen: die Trustbildung. Auch darin sind ja nicht die Rotters die 
ersten Sünder, was das Berliner Theater angeht. Wiederum der uni 
angreifbare Max Reinhardt hat das mit Deutschem Theater, Kammer¬ 
spielen und Großem Schauspielhaus, die Firma Bernauer und Meinhardt, 
die gewiß nicht immer als Hohepriester reinster Kunst anzusprechen 
sind, haben das mit Berliner Theater, Theater in der Königgrätzer Straße 
und Komödienhaus getan. In beiden Fällen hat sich niemand besonders 
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über die Gefahr der Theatervertrustung aufgeregt. Daß sie in künstle* 
rischer Minsidit eine Gefahr bilden kann, steht außer Frage. Ater 
in diesem Kampf gegen die Rotters werden doch die wirtschaftlichen 
Instanzen, die Bühnengenossenschaft und die Polizei, als Konzessions¬ 
behörde, aufgerufen, und daß gerade in wirtschaftlicher Beziehung die 
Theatertruste entschieden mehr Sicherheit bieten als eine einzelne Bühne, 
liegt auf der Hand. Der Theatertrustleiter kann den Unterschuß einer 
Bühne durch den Ueterschuß an einer andern wieder wettmachen, er 
kann die mehrfache Anzahl von Schauspielern wie der Besitzer einer ein¬ 
zelnen Bühne beschäftigen und damit einer größeren Anzahl Schau¬ 
spieler Beschäftigung garantieren. Er kann schließlich — und das kommt 
auch gewissen Autoren zugute — ein erfolgreiches Stück von einer an 
die andere Bühne übergehen lassen, hier Raum für eine Neuheit schaffen, 
dort eine Erfolglosigkeit durch ein Kassenstück ersetzen. Die Kon¬ 
zession, die die Rotterfeinde den Angegriffenen in bezug auf das Lessing- 
Theater als Pflicht auferlegen und deren Berechtigung sie ihnen aus 
künstlerischen Gründen bestreiten wollen, ist durch die Gewerbeordnung 
lediglich zur materiellen Sicherung der Bühnenangestellten eingeführt 
worden. Sie zu einem künstlerischen Befähigungsnachweis zu machen, 
wie man jetzt will, bedeutet nichts anderes, als eine generelle Präventiv¬ 
zensur gegen gewisse Theater oder ihre Leiter gutzuheißen, ein Vor¬ 
haben, deren Spuren jeden schrecken muß, der weiß, welcher herbei¬ 
geholter Mittel sich politische Intoleranz von jeher zu bedienen gewußt 
hat. Man braucht nur an einen politischen Systemwechsel in der preußi¬ 
schen Regierung und damit im Polizeipräsidium zu denken. 

Der Typ Kotter ist tief bedauerlich und durch nichts zu beschö¬ 
nigen, der Fall Rotter, wie er bisher in der Oeffentlichkeit behandelt 
und durch eine Landtagsanfrage der demokratischen Partei weiter an 
Gewicht gewonnen hat, ist noch bedauerlicher, weil die ganze Aktion 
entweder ins Nichts zerflattert oder ater, wenn sie scheinbar gelingen 
sollte, sich in verhängnisvollster Weise und ungleich stärker dereinst 
gegen ihre Urheber kehren wird. 


Volksbildnerische Elemente im Film 

Von Wolfgang Goetz 

Die bildenden Wirkungen des Schattenspiels auf der zweidimen¬ 
sionalen Leinwand gehen sehr viel mehr ins Breite als die der Bühne, 
deren wesentliche Dimension die dritte, in die Tiefe dringende ist. 
Dem Film ist es ein leichtes, uns in ferne und fernste Länder zu führen, 
winzige Gegenstände ins Riesige zu heben, das Werden eines Produktes 
in allen Phasen darzustellen (Lehrfilm) und „das Gras wachsen 
zu sehen“. Er vermag Bruchteile von Sekunden in Minutendauer aus¬ 
zuwalzen. Den Sprung einer Tänzerin, den unser armes Auge nur eben 
als schnellende Bewegung aufzunehmen vermag, verlegt und zerdehnt 
die Zeitlupenaufnahme in ein zartes Schweben und ein köstliches Muskel- 
^iel zweckmäßiger Anmut. Dem Denkenden stellt sich ein ungeheures 
Rätsel des Lebens, der Natur dar; das kleine Zeitatom, das wir mit 
dem Ausdruck Sekunde bezeichnen, ist abermals zerlegbar und umschließt 
eine Ewigkeit. Rechnerische Ueterlegung konnte uns bisher wohl über¬ 
zeugen, daß es eine Trillionstel Sekunde und noch winzigere Zeitteile 
geben muß. Allein diese Tatsache ist letzten Endes unvorstellbar. 
Tm Film dürfen wir dies Wunder schauen, und es ist ein großer Irrtum, 
zu glauben, daß sich das Wunder seines Schimmers entkleide, sobald 
wir es greifen können, es strahlt im Gegenteil nur schauderndeii 
Hier grenzt der Film hart an das Transzendentale. 
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Zum Schaudern, der Menschheit bestem Teil, nicht, wohl aber 
zu verwunderter Behaglichkeit zwingt der Trickfilm, in dem Un¬ 
bewegliches wild durcheinanderstürzt, in dem die Zeichnungen des 
Malers aus ihrer Starre erlöst werden und sich munter gebärden. Man 
sagt vielfach, der Trickfilm sei das eigentliche Gebiet des Films; wir 
glauben das nicht durchaus, er ist eben nur auch ein wesentliches und 
wohl zu pflegendes Gebiet der Kinematographie. Seine Wirkung ist 
nicht zu unterschätzen. Wir haben zu spielen vergessen. Märchen 
und sagenhaften Elemente der Volksseele sind vor dem Rauch der 
Dampfmaschine geflüchtet. Führen darum Schnapsflaschen auf Geheiß 
einer witzigen Künstlerphantasie, die wiederum im Dienst einer reklame¬ 
bedürftigen Spirituosenfabrik frönt, einen ritterlichen Tjost auf, so is- 
auf höchst materiellem Grund dennoch ein zwar tiefsinniges, aber doch 
ein lustiges Fabelmärchen geschaffen. Wir stehen in einem Anfang und 
können nicht sofort Gewaltiges verlangen, und wollen uns freuen, 
daß die Technik, die einst den ganzen lieben Spuk der mondbeglänzten 
Zaubermacht vertrieb, auf anderem Wege ihn wieder heranführt. Die 
gleiche Absicht, die Stärkung der poetisdien Elemente im Volke, haben 
Paul Wegener und Ludwig Berger verfolgt, jeder auf seinem Wege, 
die abzuwerten hier nicht der Ort ist. NAenher gehen ausgezeichnete 
Versuche, bildhafte Kunstmärchen zu schaffen, wie „Schatten“, und 
es bleibt unendlich bedauerlich, daß der Erfolg dieser Leistungen 
offenbar nicht den berechtigten Erwartungen entyjricht; dies schreibt 
sich offenbar daher, daß unser mechanisiertes Zeitalter völlig dem 
Phantastischen abhold wurde, wie ich mich denn betrübt entsinne, daß 
mich meine Korporalschaft einmal gründlichst auslachte, weil sie mich 
beim Lesen Hoffmannscher Märchen ertappte und dies Beginnen für 
kindisch oder dekadent erachtete. Hier wäre noch des vielumstrittenen 
Hexenfilms zu gedenken, der den fürchterlichsten Abweg menschlichsten 
Geistes schildern will und einen Vorstoß in das dämonische Gebiet 
unternahm. Er schwächte jedoch seine Wirkung wesentlich dadurch ab, 
daß er die Besessenheiten frühneuzeitlicher Menschen mit der Hysterie 
und den sonstigen abnormen Nervenzuständen unserer modernen Medizin 
gleichsetzen zu müssen glaubte. Es ist von ebenso uneingenommener 
wie geistreicher Seite gefragt worden, ob es nicht äußerst gefährlich 
sei, einen derartigen Rationalismus der breiten Masse, ganz besonders 
den „Gebildeten“ vorzusetzen. Es mag dahingestellt bleiben; gewiß ist, 
daß Besessenheit und Nervenerkrankungen doch nur in ihren Wirkungen 
oder Aeußerungen eine gewisse Aehnlichkeit miteinander haben, inner¬ 
lich aber völlig verschieden sind. Man denke nur etwa an unsern Werner 
Krauß, der schlechthin dämonisch wirkt und dessen kraftvolle und ge¬ 
sunde Natur es sich mit vollstem Recht verbitten würde, wollte man 
ihn als hysterisch bezeichnen. 

Der Hexenfilm, als historischer Film, hatte den großen Vorzug, 
Musterhaftes zu bieten. Nicht allein das Kostüm und die Gebräuche, 
die Masken und der ganze kulturhistorische Apparat erreichte eine 
bisher kaum gekannte Höhe, diese Schauspieler waren durch künst¬ 
lerischen Willen in ihrer Haltung wie in ihren Gebärden zu Menschen 
jener Zeit geworden, so daß man der Illusion, um Jahrhunderte zurück¬ 
geschweift zu sein, völlig unterlag. Es hat nie eine verrücktere Be¬ 
stimmung gegeben, als die biblische Geschichte dem modernen Empfinden 
unserer lieben Kleinen anzunähern, also etwa, daß Joseph und Maria 
sich auf die Eisenbahn setzen, um nach Bethlehem zu fahren, wo dann 
leider alle Hotels geschlossen waren usw. Das ist Totschlag der 
Historie, das heißt jede Möglichkeit geschichtlichen Verstehens er¬ 
würgen: wahrlich ein pädagogischer Rekord. Die Schwierigkeit bei 
Betrachtung vergangener Epochen ist im Faust so witzig wie melan¬ 
cholisch festgelegt. Der Film könnte hier in ungeahnter Weise wirken. 
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Aber leider begegnet man in den historischen Filmen gerade den meisten 
Fehlern. Da hängt in einem französischen Schloß ein Bild von Johann 
Sebastian Bach, bloß weil der Regisseur zu faul war, das Porträt eines 
anderen Mannes mit Perücke aufzutreiben. -Der Soldatenkönig schreitet 
unter Säulen, die sein böser Sohn erst in den letzten Jahren seines 
Lebens bauen ließ. Was für Fehler bei den Waffen, den Kleidern, der 
Barttracht, der Anlage der Gärten, den Baustilen geleistet werden, geht 
ins Aschgraue. Man sage ja nicht, es handle sich um Nebensächlichkeiten, 
von deren Richtigkeit oder Unrichtigkeit nur die Fachgelehrten wissen 
könnten. Wir wissen langsam, wie zur geistigen und kulturellen Ge¬ 
staltung einer Epoche alle Dinge dienen. Es kommt aber leider noch 
viel mehr auf das Sündenregister des historischen Films. ' Im allgemeinen 
können die Schauspieler sich nicht dem Geist einer vergangenen Zeit 
angleichen, so daß man immer das Gefühl hat, „unser“ Soundso, der 
muntere Dandy aus dem Berlin von Anfang des XX. Jahrhunderts, sei 
aus unbegreiflichem Grund in ein altes Kostüm geschlüpft. Man wäre 
bei gut zwei Dritteln dieser Filme nicht erstaunt, wenn sich ein alter 
Grieche ein Monokel einklemmte, um mit dem Füllfederhalter ein Tele¬ 
grammformular auszufüllen, oder wenn sich ein Renaissancejüngling die 
Zigarettendose aus den Puffen seines Beinkleids zöge. Und vor allem 
die Handlung dieser Filme! Wenn in einem sehr bedeutenden Filmwerk 
der Despot eines südlichen Kulturreiches in einer Zeit ca. 1500 v. Chr. 
um die Liebe einer Sklavin wirbt und bitter unter ihrer geringen Neigung 
leidet, so bekommt man zunächst einen tollen Lachanfall. Dann aber 
wird man betrübt. Denn selbst gesetzt, es hätte wirklich ein einziges 
Mal unter jenen Tyrannen einen Charakter ä la Siegward gegeben, so 
ist noch niemand berechtigt, diesen Einzelfall zum Typus zu erheben. 
Das heißt also, das Volk — der Ausdruck ist nicht als moralische Wer¬ 
tung anzusehen, denn es geschieht unbewußt oder aus Bummligkeit — 
belügen. Wollte man den erwähnten Konflikt darstellen, so bot der 
Reichtum der Weltgeschichte in anderer Zeit und an anderm Ort Ge¬ 
legenheit genug. Man wollte aber nun einmal jene bestimmte Epoche 
und quetschte nun, so gut es gehen will, ein Drämchen von ganz anderer 
Oefühlseinstellung hinein. Das war fahrlässig, man hat damit die Ver¬ 
antwortlichkeit des Films, insbesondere des historischen, außer acht 
gelassen und sich nebenbei gründlich blamiert; es ist zu glauben, daß 
diese letzte Folge den „Verantwortlichen“ dieses Filmwerkes am pein¬ 
lichsten wäre. Ein falsches Weltbild geben heißt aber verbilden. 

Und Verbildung, man muß das leider sagen, ist auch Trumpf im 
Spielfilm. Selbst dieser trägt in sich eine Fülle bildnerischer Ele¬ 
mente. Er erweitert mein Weltbild, wenn ich die Mode fremder Erdteile, 
das Leben auf englischen cottages oder in den Pullmann-Cars der ameri¬ 
kanischen Eisenbahnen sehe. Im Schauspielerischen, als einer — im 
guten Sinne — übertreibenden Gebärden- und Mimenhaltung, sehe ich 
schärfer, was meine Zeitgenossen im Westen oder Osten, Norden und 
Süden von mir und meinen Landsleuten trennt oder was uns gemeinsam 
ist. Die Großaufnahmen prägen mir das Typische des Ausdrucks von 
Freud’ und Leid, Neid oder Hochmut oder Verlegenheit ein. Es ließe 
sich vorstellen, daß nach Hunderten von Jahren filmischer Beobachtung 
der Mensch zu einem trefflichen Physiognomiker werden kann, daß 
er bei der leisesten Regung im Gesicht seines Gegenübers sofort richtig 
auf die Gemütsbewegung schließt, die jenen Zug veranlaßte. Aber 
auch glaublich ist es, daß der häufige Anblick schöner Gestalten und 
guter Haltung beispielgebend wird, der Zuschauer sich also nach dem 
oder jenem Ideal richtet und sich selbst besser hält oder glücklicher 
bewegt. Ganz besonders für das Volk, das den größten Augenmenschen 
Goethe hervorgebracht und anscheinend seine ganze optische Kraft an 
ihn abgegeben hat, ist die einseitige Erziehung des Films zum Sehen 
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von unberechenbarer Bedeutung; im Theater wie in der Oper überwuchert 
Wort und Ton so stark das Bildhafte, daß man vielleicht das Paradoxon 
wagen kann: es sei das Bühnenbild von so sekundärer, nur gefühls* 
unterstreichender Wirkung, wie die Musik im Film. 

Man hat dem Film gänzlich verständnislos zum Vorwurf gemacht, 
er verflache, sprich: verdumme, denn er stelle an das Publikum keinerlei 
Anforderung Im Denken. Nichts ist unsinniger. Im Gegenteil: im 
Film ist eher Gelegenheit, die Gehimkräfte spielen zu lassen, als auf dem 
Theater, man muß sich hier nur optisch, wie dort akustisch einstellen. 
(Mit gleichem Recht könnte man das Theater als verdummend an* 
sprechen, indem man begründete, dort würde einem ja alles durch den 
Mund des Schauspielers ganz klar gemacht.) Wir haben in dieser Hin¬ 
sicht ausgezeichnete Versuche, die. wenn wir nicht irren, hauptsächlich 
von Lupu Pick begonnen, jedenfalls auf das energischste verfochten 
weiden. Er hat recht eigentlich den titellosen Film geschaffen 
(„Scherben“, „Silvester“), und es ist ein betrübliches Zeichen für eine 
gewisse Kultur, daß man an diesen Mann herantrat und ihn bat, bei 
aller folgerichtigen Klarheit der Handlung dennoch überflüssige Zwi¬ 
schentitel einzusetzen, weil das „Publikum es so haben wolle“. Ein 
Beispiel sei herausgegriffen: die Mutter des jungen Gatten, nicht eben 
froh, aber dann dodi willig von der Schwiegertochter aufgenommen, 
bleibt in der Guten Stube bei der vom leichten Silvesterräuschchen ein¬ 
geschlafenen jungen Frau, während der Ehemann in seiner Gastwirt¬ 
schaft zu tun hat. Sie sieht sich um und erblidct im gesdimackloseni 
Rahmen eine vergrößerte Photographie: sich selbst, und neben sich den 
lachenden kräftigen Sohn. Sie sieht weiter, das Pendant: im gleichen 
Rahmen das Brautbild des Sohnes und seiner Frau. Nehmen wir zu¬ 
nächst ein Gegenbeispiel: eine jener all- und allzu bekannten Verfol¬ 
gungsszenen; hier ist der Zuschauer zur reinen Objektivität verdammt, 
so subjektiv er sich auch auf seinem Parkettsesseldien gebärden mag, 
er darf nur zugucken, ob Bill oder John das Rennen macht. Ganz 
anders bei Pick. Er zwingt den. Zuschauer, ohne durch Titel die ge¬ 
ringste Hilfsstellung zu ^ben, zunächst zu bedenken, was diese Gegen¬ 
überstellung der beiden Bilder symbolisiert. Hat es der Zuschauer er¬ 
raten, so ist er gezwungen, die ganze Leidensskala der alten Frau 
durchzumachen von dem einstigen Glüdc im Gefühl des Schutzes und 
des einzigen Besitzes bis zu der bitteren Erkenntnis der gewandelten 
Zeit, die sie als bittenden Gast am Herd einer andern, schutzlos und 
unsicher, im Besitz ihres Einzigen sehen will. Das aber heißt: der 
Zuschauer wird in die Subjektivität des Geschehens auf der Leinwand 
hineingerissen, nur auf optischem Wege, wie er optisch und akustisch ge¬ 
zwungen ist, mit dem Munde des Mimen auf dem Theater seine eigenen 
Worte zu sprechen und in der Dramengestalt sein eigenes Schicksal, 
zu leiden. Kann schon der genialste Schauspieler ohne Mithilfe seines 
Zuschauers nichts leisten, obwohl er mit dem unbestimmbaren Fluidum 
seiner Leiblichkeit, mit seinem Wort und seiner Gebärde auf ihn einzu¬ 
wirken vermag, um so bereitwilliger muß der Zuschauer im Film mit¬ 
gehen, da ihm die körperliche Anwesenheit wie das Wort des Schau¬ 
spielers abgehen und er lediglich aut Gebärde und Miene angewiesen 
ist. Um so erstaunlicher die Kunst einer Frida Richard, die, wenigstens 
bei einigen, dies Kunststück fertig bringt. Hier in einer erfreulich großen 
Anzahl gleichgearteter wie gerimteter Bildstreifen bildet der Film das 
Gefühl. Er gibt das Thema, zu dem die Partitur jedesmal wieder von 
jedem geschrieben werden muß. 

Man braucht auf die Wichtigkeit dieses gefühlbildenden Momentes 
nur hinzuweisen, um die hohe Verantwortlichkeit des Films darzutun. 
So Wichtiges und Köstliches hier mit Hilfe feinsinniger, besonders be¬ 
fähigter Regisseure und menschlicher Schauspieler erreicht werden kann. 
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soviel kann beim Versagen dieser Stellen zerstört werden, und da auf 
dieser Welt das verneinende Prinzip immer kräftiger zieht als das be¬ 
jahende, so sind hier die Folgen unabsehbar. Diese Befürchtung hat 
zur Schaffung eines Lichtspielgesetzes geführt. Aber eine leider noch 
größere Zahl verlogener Bildstreifen entzieht sich den Paragraphen. 
Es spottet jeder Beschreibung, was an falschen Gefühlen, an krummen 
und schiefen Tendenzen, von der bösesten Sentimentalität bis zur lügne¬ 
rischen Verachtung des Lasters, und an bewußter Verschiebung eines 
gesunden Weltbildes bisweilen geleistet wird. Das Gesetz, wie erwähnt, 
versagt diesen geschickt entgifteten Machwerken gegenüber. Hier muß 
das Volk sich sein eigenes Gesetz schaffen, muß sich selbst verbieten, 
solche Sudeleien anzusehen. Jeder von sich aus muß helfen, auch 
diesen Acker von bösem Unkraut zu befreien, damit die gute Frucht 
zum Licht kann, Gesundung zu schaffen. 

Vielleicht aber ist das auch ein volksbildnerisches Element und 
gewiß kein zu unterschätzendes, dem einzelnen es zu überlassen, seine 
Urteilskraft, seinen Geschmack, sein Gefühl für Echt oder Unecht zu 
prüfen und wie Herkules am Scheidewege der wahrhaft edlen Kino¬ 
muse auf dem beschwerlicheren, aber lohnenderen Wege zu folgen. 
Wie überall auf dieser Welt, gilt es auch hier, das Maß zu finden. 


WIRTSCHHFTLICHER RUHDBLICH 

Die Krise der Wiener Banken . 

Im Gebälk der Wiener Banken knistert es. Ein Zusammenbruch folgt 
dem andern. Im Schatten dieser Entwicklung wird überdies ein harter 
Kampf zwischen dem alten und dem neuen Reichtum mit aller Rücksichts-r 
losigkeit ausgefochten. Es war für die alten, konservativ gerichteten Schidi- 
ten des Wiener Finanzkapitals schmerzlich, von jungen, teilweise land¬ 
fremden Inflationsgewinnlern, aus ihren ureigensten Domänen vertrieben 
zu werden. Die Kontrolle über große Gebiete des österreichischen Wirt¬ 
schaftslebens ging ihnen verloren; auf dem verlorenen Terrain etablierten 
sich Castiglioni und Siegmund Bo sei*), die im Zeitraum weniger 
Jahre zu den reichsten Männern Oesterreidhs wurden. 

Daß sich in einem kleinen Lande wie Oesterreich zehn Großbanken 
— im ganzen bestdien über 200 Bankinstitute, darunter 64 Aktienbanken — 
von diesem Geschäftsumfang und solcher Kapitalskraft halten können, 
ist eine Anomalie der Wirtsdiaftsentwi.klung. Im alten Oesterreich-Ungarn 
wurden 15 000 bis 16 000 Personen in Bankbetrieben beschäftigt, gegen¬ 
über 26 000 in dem kleinen Oesterreich. Die Wiener Großbanken waren 
früher nicht nur Kristallisationspunkte des Wirtschaftslebens eines 54 Mil¬ 
lionenreiches, sondern auch die Vorposten des europäischen Finanzkapitals 
nach dem Osten, dem Balkan und nadi Vorderasien. Ihr Aktionsradius 
reichte früher bis nach Mesopotamien. Auf dem kleinen Wirtschaftskörper 
Eteutsch-Oesterreich saß nach dem Krieg ein Wasserkopf von Großbanken. 
Das Bestreben der Nachfolgestaaten, die Funktionen der Wiener Banken 
durch ihre Bankinstitute erledigen zu lassen, ging jedoch nur zum Teil 
in Erfüllung. Die großen finanziellen Transaktionen in den Nachfolge¬ 
staaten werden nach wie vor an der Wiener Börse und durch die Wiener 
Großbanken erledigt. Sie haben auch anders wie in Deutschland ihren 
Einfluß auf die Industrie nach der Inflationszeit zurürkzuerobern gewußt. 

Nach der Stabilisierung der österreichischen Krone, im Oktober 1922, 
erlebte das österreichische Wirtschaftsleben einen ungeahnten Aufschwung. 


*) Den Aufstieg dieser beiden Infla^ionsgewinnler versuchte ich in meinem Buche .Könige 
der Inflation* (Verlag für Sozialwissenschaft) zu schildern. Der Verfasser. 
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Die Kredite des Völkerbundes, der Zustrom fremder Valuten und die | 

Rückkehr des in der Inflationszeit geflüchteten einheimischen Kapitals ' 

belebten Industrie und Handel. Die Tresors der Banken füllten sichi 
An der Wiener Börse wurden täglich große Geldmassen umgeschlagen. i 

Banken schossen wie Pilze aus der Erde. Die Neureichen, wie Bosel und ' 

Castiglioni, konsolidierten ihre in der Inflation errafften Gewinne, indem 
sie in die Gehege der Großbanken einbrachen und sie ihren Zwecken 
dienstbar machten. 

Die österreichische Industrie hatte am Ruhrkrieg verdient. Das än¬ 
derte sich, als die deutsdie Industrie wieder am Weltmarkt als Konkurrent 
auftrat. Die Frankenspekulation traf den Wiener Platz mit großer Wucht. 1 
Trotzdem dort früher als bei uns ein Frankenclearing ins Leben gerufen 
wurde, purzelten die Spekulanten zu Dutzenden. Die Scheinblüten der In¬ 
flation hielten diese Belastungsprobe nicht aus. Ausländisches Kapital 
zog sich von Wien zurück. Die massenhaft emittierten Aktien wurden 
paketweise auf den Markt geworfen. Ihre Kurse erreichten einen nie¬ 
geahnten Tiefstand. Die furchtbare Krise von 1873 schien sich zu wieder¬ 
holen. Kleine Banken verschwanden, selbst größere Institute umflatterte 
der Pleitegeier. 

Die Industrie- und Handelsbank konnte noch rasch einen 
Unterschlupf finden, sie wurde von der Zentralbank der deutschen Spar¬ 
kassen verschluckt. Die Lombard - und Escomtebank, die eben¬ 
falls insolvent wurde, hat eine wechselvolle Geschichte hinter sich. Sie 
war die Domäne der Herren Sami und Heinrich B r o n n e r. Bronner ist 
hauptsächlich durch den tschechischen Spiritusskandal bekannt geworden, 
wo er ein Vermögen erworben haben soll. Er hat die Escomtebank, wie 
alle übrige gewissenlose Spekulanten zu seinen eigenen Zwecken aus¬ 
genutzt. Das Aktienpaket, das Bronner von der Escomtebank besaß, ging 
auf den deutschen Michael-Konzern über*). Die Wiener Firma dieses 
Konzerns, Goitain, Michael & Co., glaubte damit zu einem Bank¬ 
geschäft mit größerem Kundenkreis zu gelangen. Michael hat später die 
Verbindung mit der Escomtebank wieder gelöst. Noch mehrere Banken 
gingen den Weg der Insolvenz, die Deutsche Bodenbank, die 
Allgemeine Vereinsbank, die Adriatische Bank, die 
Austro-Holländische, die Austro-Orientbank und andere. 

Das meiste Aufsehen erregte der Zusammenbruch der Allgemei¬ 
nen Depositenbank. Sie wurde im Jahre 1871 gegründet. Aus dem 
Dunkel einer kleinen Mittelbank wurde sie hervorgezogen, als Castiglioni 
1920 auf ihren Präsidentenstuhl saß. Er peitschte sie von einem Taumel 
in den andern. Er brachte sie in Berührung mit italienischen Banken. 

In kurzer Zeit war sie mit einem Kranz von Industrieunternehmungen um¬ 
geben. Mehr als 100 Industrie- und Handelsgeschäfte zählten zu ihrem 
Konzern. Die Bank vermehrte ihre Oesciiäftstätigkeit fieberhaft. Sie 
beschäftigte 1700 Angestellte und hatte über 50 Niederlassungen. Eine 
Kapitalserhöhung jagte die andere. Die Depositenbank wurde zur Groß¬ 
bank. 1922 trat Camillo Castiglioni aus. Das Trio Goldstein, Sach- 
s e 1 und Drucker übernahm das Präsidium. 

Anfangs Mai drang die Krise der Depositenbank in dde Oeffent- 
lichkeit, die Verluste bei der Frankenspekulation hatten ihr den Rest 
gegeben. Präsident Goldstein versuchte in Berlin eine Stützungsaktion 
einzuleiten, es gelang ihm die Deutsche Girozentrale dafür zu gewinnen. 
Doch während er nodi in Berlin verhandelte, brach in Wien das Er¬ 
eignis herein. Als sie zusammengebrochen, erklärten sidi die fünf größten 
Banken Wiens zur Stützung bereit. Nach einer von dem Stützungskomitee 
herausgegebenen Verlautbarung sollten 75 Milliarden Kr. (1 Milliarde 
zirka 60 000 G.-M.) genügen, um die Stützung durchzuführen. -Plötzlidi 


*) Siehe .Könige der Inflation“. 
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entdeckten die Großbanken, daß eine Summe von mindestens 300 Milliar¬ 
den Kr. notwendig sei, um die Sanierung möglich zu machen. Die Banken 
zogen sich daraufhin zurück und überließen die Depositenbank .ihrem 
Schicksal. Nun suc^ht man nach einem Schuldigen. Man glaubt ihn in 
Castiglioni gefunden zu haben. Man wirft ihm vor, durch Benutzung von 
Geldern der Bank für eigene Geschäfte die Bank geschädigt zu haben. 
Aus der Aera Castiglioni stammen zwei Prozesse, in ^e die Depositenbank 
verwickelt ist, und die bis heute noch nicht erledigt sind: der ,,Tisita“- 
Prozeß und der, welcher mit dem tschechischen Spiritusskandal zusammen« 
hängt. Die „Tisita“ ist eine Gesellschaft, die rumänische Wälder im Besitz 
hat. Den Spiritusskandal Castiglionis hier aufzurollen, würde zu weit 
führen. Man kann gespannt sein, ob dem gerissenen Castiglioni etwas am 
Zeuge zu flidcen ist. 

Licht in das Dunkel der Bankkrise brachte ein Bericht der Bank¬ 
kommission, die vom Parlament vor Jahren eingesetzt wurde. Er wurde 
Anfang Juni in einer Wiener Zeitschrift veröffentlicht. Er war keines¬ 
wegs für die OeffentRchkeit bestimmt. Seine Bekanntgabe erregte unge¬ 
heures Aufsehen. Selbst Großbanken, wie die Anglobank, erscheinen 
danach in einem üblen Licht. Das Tollste scheint der Skandal der Syn¬ 
dikatsgewinne zu sein, denen meistens die Finanzgrößen ange¬ 
hörten. Diese Syndikate schöpften bei Neugründungen und Kapitalser¬ 
höhungen den Rahm ab. Bei 247 Kapitalserhöhungen soll ein Gewinn 
von 5 Billionen Kronen (300 Millionen G.-M.) in die Taschen der 
Syndikate verschwunden sein. 

Miasmen aus einem übelriechenden Sumpf steigen herauf — der 
Sumpf ist die kapitalistische Wirtschaft. Paul Ufer mann 
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Edo Fimmen kontra Dawes 
Edo Fimmen, der Sekretär des 
internationalen Berufssekretariats 
der Transportarbeiter, hat auf dem 
diesjährigen Kongreß in Hamburg 
dieser Tage sich in seinem Referat 
über die „Weltlage“ (was ist das 
übri^ns) mit dem Dawes-Bericht 
beschäftigt. „Die Arbeiterschaft 
muß die Durchführung dieses Gut¬ 
achtens verhindern, da es die Ar¬ 
beiterschaft dauernder Versklavung 
entgegenführt“ war der leitende 
Gedanke seines Referats. Der Kon¬ 
greß hat sich nicht zu dieser Auf¬ 
fassung bekannt und man hat nach¬ 
her erklärt, daß Fimmen seine per¬ 
sönliche Auffassung und nichts an¬ 
deres vorgetragen habe. Aber abge¬ 
sehen davon, daß- es etwas merk¬ 
würdig anmutet, don Sekretär einer 
Organisation eine internatiionale Ta¬ 
gung zur Publikation seiner privaten 
Schrullen zur Verfügung zu stellen, 
hat diese Hamburger Fimmen-Rede 
soviel Aufsehen gemacht, daß man 
sie ein wenig beleuchten muß. 


Edo Fimmen glaubte wieder ein¬ 
mal die Gelegenheit eines öffent¬ 
lichen Auftretens in Deutschland 
zu einem „Ueberfall“ (wie es Schu¬ 
mann-Deutschland treffend nannte) 
benützen zu müssen, und wieder 
emmal versuchen zu sollen, einen 
Keil zwischen die deutsche Gewerk¬ 
schaftsbewegung und die Interna¬ 
tionale zu treiben. Man erinnert 
sich noch seines letzten Auftretens 
im vergangenen Jahr, wo er, durch 
Deutschland reisend, den Ruhrkrieg 
für ein abgekartetes Spiel zwischen 
den deutschen und französischen 
Unternehmern erklärte. Ein kapi¬ 
taler Unsinn« Aber Edo Fimmen 
hat das bis heute noch nicht be¬ 
griffen, vielmehr in dieser Ham¬ 
burger Rede denselben „Gedanken“ 
aufgetischt. 

Edo Fimmen ericlärt dem General 
Dawes und der Arbeit seiner Kom¬ 
mission den Krieg. Aber man kann 
seine Kritik am Dawes-Bericht wirk¬ 
lich kein Muster an Scharfsinn öko¬ 
nomischen Denkens nennen. Das ist 
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ja überhaupt das bezeichnende an 
der gesamten Einstellung zu dem 
Sachverständigen-Outachten: diejeni¬ 
gen, die es sorgfältig durchgear¬ 
beitet haben und genügend volks¬ 
wirtschaftliche Kenntnisse besitzen, 
um den gesamten schwierigen Pro¬ 
blemkreis zu beherrschen, stehen 
mehr oder minder positiv ^u ihm. 
Diejenigen, die ihn als „untragbar'* 
ablehnen, entpupi>en sich meist als 
große Dilettanten, flüchtige Leser 
oder gar von Vorurteil Befangene. 
Uns scheint bei näherer Durchsicht 
des Fimmenschen Ergusses, daß 
Edo zu allen drei Kategorien ge¬ 
hört. 

Oder wo soll man sonst einen 
Mann einordnen, der es fertig be¬ 
kommt, in ein und demselben Atem¬ 
zug zu erklären: 1. Die Durchfüh¬ 
rung des Planes „würde erhöhte 
Konkurrenz Deutschlands auf 
dem Weltmarkt bedeuten, während 
Deutschland zugleich und in be¬ 
schränktem Mao als Absatzgebiet 
für das Ausland offen bleibt. Beides 
hätte für das Ausland gesteigerte 
Arbeitslosigkeit zur Folge“. 
Das kann an sich stünmen. Aber es 
reimt sich unmöglidi dazu, daß 2. 

— die Sätze folgen sich unmittelbar 

— der Bericht „wirtsdiaftlich dar¬ 
auf hinausläuft, das kapitalistische 
System auf internationaler Basis auf 
Kosten der deutschen und interna¬ 
tionalen Arbeiterklasse aufs neue zu 
festigen“. „Festigung** durch „Ar¬ 
beitslosigkeit** und Vermehrung der 
Absatzschwierigkeiten? Es blieb 
Edo Fimmen vorbdialten, diese 
neue ökonomische Entdeckung zu 
machen. 

Diese Weisheit steht auf genau 
derselben Stufe wie die nachfol¬ 
gende Offenbarung, daß die Durch¬ 
führung des Planes gleichbedeutend 
wäre mit dem Beginn der „Kolo¬ 
nisierung Europas (!) und 
der internationalen Aus¬ 
beutung der Arbeiter al¬ 
ler (!) Länder als Kulis dieser 
(!) Kolonie**. Was mag sich Edo 
rimmen wohl bei diesem Satz ge¬ 
dacht haben? Wir denken uns je¬ 
denfalls, daß es eine der schönen 
Gesten mit dem Phrasendreschflegel 
ist, an denen es in seinen Refe¬ 


raten niemals gemangelt hat. — 
Edo Fimmen verlangt nach sol¬ 
chen logischen Meisterleistungen 
von den internationalen Transport¬ 
arbeitern, sich „ohne Vorbe¬ 
halte gegen die Annahme des 
Sachverständigenberichts ... auszu¬ 
sprechen**. Zum mindesten hätte 
er dann über den Bericht wenig¬ 
stens lückenlos referieren müs¬ 
sen. Er zog es aber vor, einerseits 
den Deutschen zu sagen, daß die 
Last „ungeheuerlich** sei, daß der 
Lohnstandard sinken werde usw. 
Den Franzosen und Engländern hin¬ 
gegen, daß sich keine „Verminde¬ 
rung des Steuerdruckes in den Sie¬ 
gerstaaten** ergeben würde. Selbst 
wenn Frankreich allein den gesam¬ 
ten Betrag angekürzt erhielte, 
„würde er noch nicht einmal zur 
halben Verzinsung seiner Kriegs¬ 
kosten hinreichen**. Sind das die 
Methoden, international für einen 
Gedanken zu werben? 

Aber schließlich hat Fimmen, wie 
gesagt, nicht einmal lückenlos re- 
reriert. Sprach • er auch zu der 
Frage der Uebertragung der Lei¬ 
stungen in das Ausland, so bewies 
er doch, daß ihm die Tragweite 
dieses Problems völlig verschlossen 
blieb. Er hätte sonst nicht Poin- 
cares Rechnung — ausgerechnet — 
(vom 10. Juli im Senat) zu der 
seinen machen können, wonach die 
deutschen Jahresleistungen im Ver¬ 
lauf von ca. 30 Jahren bis auf 
41/2 Milliarden und mehr hinauf¬ 
getrieben werden könnten. Er hätte 
wissen müssen, daß das ein Ding 
der Unmöglichkeit ist, wenn man, 
wie er selbst, an der Aufnahmefä¬ 
higkeit des Weltmarktes zweifelt. 
Er hätte dann zugeben müssen, daß 
mangels Ausfuhrüberschuß diese 
hohen Summen in Deutschland auf¬ 
gespeichert würden und infolge¬ 
dessen sehr bald jene Fünfmilliar¬ 
dengrenze erreicht würde, an der 
bekanntlich automatisch eine H e r - 
absetzung der deutschen Jah¬ 
resleistungen erfolgen soll. 

Edo Fimmen wußte bei seinem 
Referat aber von einer solchen 
grundlegenden Bestimmung des Da- 
wes-Planes nichts. Er wußte auch 
nichts davon, daß der Plan die 
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Klausel der deutschen Währungs¬ 
politik. enthält, deren Sicherheit be¬ 
kanntlich allen Leistungen voran¬ 
steht. In diesen beiden Bestimmun¬ 
gen sehen aber die Vertreter der 
deutschen Arbeiterinteressen den 
springenden Punkt. An der Stabi¬ 
lität der Währung hat nur einer 
Interesse: das Proletariat; an sei¬ 
nem Sturze nur der Sachwertbe¬ 
sitzer, der Kapitalist. Es ist ein 
Schritt nach vorn, daß künftig in¬ 
folge Reparationszahlungen eine er¬ 
neute Währungskatastrophe über 
das deutsche Proletariat nicht mehr 
hereinbrechen kann. Die andere Be¬ 
stimmung aber, die eine automa¬ 
tische Herabsetzung der deutschen 
2^1ungen auf das Maß seiner tat¬ 
sächlichen Leishuigsfähigkeit vor¬ 
sieht, liegt noch mehr auf der Linie 
sozialistischer Reparationspolitik. 
Nur ob dieser Berufungspunkte 
kann man für den Dawes-Plan als 
Sozialist eintreten. EXenn das sozia¬ 
listische Motto war stets: Deutsch¬ 
land hat Reparationen zu zahlen, 
aber nur in den Grenzen seiner 
Leistungsfähigkeit. Worin sich al¬ 
lerdings auch die deutsche und die 
internationale Arbeiterbewegung von 
Edo Fimmen grundsätzlich unter¬ 
scheidet, daß sie diese Verpflichtung 
zu Reparationen anerkennt. Wenn 
Fimmen dagegen ist, dann muß er 
sa^n, wie er die weltpolitische 
Kräfteverteilung, die das Repara¬ 
tionsproblem erst in seiner heut^en 
Form heraufgeführt hat, beseitigen 
will. Etwa durch die Weltrevolu¬ 
tion? 


Edo Fimmen hat alle diese gra¬ 
vierenden Gesichtspunkte in seinem 
Referat verschwiegen. Von einem 
Vorurteil ergriffen, wollte er einen 
internationalen Kongreß auf seinen 
Standpunkt herüberziehen, indem er 
den Tatbestand retuschierte. Man 
nennt das Demagogie, doppelt ver¬ 
werflich bei einer Frage von sol¬ 
cher Tragweite. Aber die interna¬ 
tionalen Transportarbeiter sind Edo 
nicht ins Garn gegangen. Sie ließen 
ihren Generals^retär und seine Re¬ 
solution mit einer vernichtend 
lächerlichen Minorität allein in Ham¬ 
burg zurüdc. C. M. 


Der neutrale Herr Bedter 

Auf der Verfassun'gsfeier des 
Reichsbanners Schwarz - Rot - Gold 
ün Orpheiun in der Hasenheide 
erlaubte sich der Oberkapellmeister 
Max Becker mit seiner Reichs¬ 
wehrkapelle von der überreichlich 
mit schwarz-rot-goldenen Fah¬ 
nen geschmückten Bühne den 
Fridericus-Rex-Marsch zu spielen. 
Mitten in einem, auf dan Pro¬ 
gramm, harmlos bezeichneten „Pot¬ 
pourri“ erklang die so übelbeleu¬ 
mundete Weise. Auf Fragen, daß 
Ihm die schwarz-rot-goldenen Fah¬ 
nen hätten das vernieten müssen, 
erwdderte er: ,,das Stück sei doch 
nur aus dem Film genommen“ und 
„er spiele das immer“. 

Vielleicht bekommt Herr Max 
Becker einmal Anweisung, was für 
Stücke Reichswehrkäpellen, die im 
Dienste der Republik stehen, zu 
spielen haben. Sz. 


bOcherschhu 


Davoea-Literatur 
(Mjerfinanzrat B a n gi^), Professor 
Web er*)-München und der Ban¬ 
kier Solmßen®) von der Diskonto- 
Gesellschaft haben ihre Stellxuig- 
nahme zum Dawes-Berkht in Bro¬ 
schürenform veröffentlicht. Eine 
interessante Gruppierung. Bang, 


völkisch tobend, über Fälschüi^en, 
Wesentliches unterdrückend, keiner¬ 
lei ernsthafter Auseinandersetzung 
wert, dokumentarisch interessant, 
sachlich' unzurechnungsfähig. Bei¬ 
spiel S. 12: „unsere steuerliche Be¬ 
lastung stieg ... in Einzelfällen auf 
über (!) 100 Proz. des Reinein- 


0 »Erfailungswahnslnn*. Lefimann-MQnchen, 14 Selten. 

*) .Das Qutachten der Sachverständigen und die Volkswirtschaft*, Pfeiffer & Co., München, 
37 Selten. 

*) Inhalt und Tragweite der von den Sacbverstfindlgen der Reparatlonskommisslon erstatteten 
Gutachten, de Oruyter, Berlin, 66 Seiten. 
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kommens“. Das genügt. Wer das 
unbedingte Nein gegenüber dem 
Dawes-Bericht' sich informatorisch 
zu Oemüte führen will, mag sich 
dföses Ergusses bedienen. 

Dr. Georg Solmßen publi¬ 
ziert sein Referat vor dem Zentral¬ 
verband des deutschen Bank- und 
Bankiergewerfjes (10. Mai). Er¬ 
staunlich langweilig, in entscheiden¬ 
den Punkten kenntnis-und ahnungs¬ 
los. Nicht erstaunlich angesichts 
des katastrophalen Niveaus volks¬ 
wirtschaftlicher Unbildung in un¬ 
seren Finanzkreisen. Operiert stark 
mit Moulton und Mc Huire, den Di¬ 
rektoren des amerikanischen Insti¬ 
tuts für Oekonomie (Carnegie-Stif- 
timg), deren Untersuchungen über 
das Reparationsproblem jetzt von 
Kuczynski deutsdi herausgegeben 
worden sind (ein kleiner Ausschnitt 
wird als Fliigschrift von der deut¬ 
schen Liga für Menschenrechte ver¬ 
breitet; empfehlenswert; enthält 
handlk^s Zahlenmaterial). 

Solmßen hält den Dawes-Plan für 
untragbar. Ist trotzdem für An¬ 
nahme wegen Micumlasten, Wäh- 
rungssicheibeit und Ausländsan¬ 
leihe. Seine Schlüsse sind in der 
Hauptsache falsdi, seine Berechnun¬ 
gen genau so problematisch, wenn 
nicht noch mehr, als die der Sach¬ 
verständigen. Von einem ungefäh¬ 
ren Gleichgewicht der Handelsbi¬ 
lanz anno 1922/23 hat er anschei¬ 
nend nichts gOTÖrt. Arbeitet mit 
den Zahlen den längst als falsch 
befundenen Statistik. Wohnungs¬ 
schutz und Transferbestrebungen 
(S. 46) liegen auf derselben Linie, 
nicht m Kollision, wie Solmßen be¬ 
hauptet. Währungs- und Konjunk- 
tur^iitik ist zweierlei. Von der 
Stabilitätsklausel der Währung 
scheint Solmßen ebenfalls nichts zu 
wissen. Zinsendienst der Anleihen 
ist aus den Annuitäten zu bestreiten 
usw., was er ebenfalls nicht weiß. 
Ein Zitat genügt, um Herrn 
Solmssen zu erledigen: „Denn wenn 
die durch Eingriffe des Ueberwei- 
sungskomitees unfehlbar hervorge¬ 
rufene Störung der deutschen Wäh¬ 



rung eintritt, wird sofort der ganze 
Reparationsplan der Sachverstän-1 
digen in Frage gestellt, da er nur • 
durchführbar ist, solange das f s 
Gleichgewicht des Budgets nicht 
durch Schwankungen des Wertes 
der Mark erheblidi gestört wird.“ “ 
Und der Mann will den Dawes- 
Bericht gelesen haben! 

Prof. Adolf Webers Schrift sehr 
verdienstlich, sehr gründlich, sehr 
plastisch, sehr objektiv. Nimmt 
sehr für den Autor ein. Verrät den 
Wissenschaftler, der politische Vor¬ 
eingenommenheit auf Grund sach- 
lidier Prüfung des Berichtes abge¬ 
schüttelt hat. Tritt für Annahme 
des Planes ein. Schildert klar seine 
Vorzüge ^ransfer, Währungs¬ 
sicherheit, Bezahlung der Besat¬ 
zungskosten aus den Annuitäten), 
hält Belastung des Staatshaushaltes 
für tragbar. Zei streut Einwände 
gegen Kontrolle. Zerstört Argu¬ 
mente Helfferidis als unhaltbar. 
Vergleidit Kontrollorgane mit denen 
des Friedensvertrages (z. B. Rhein¬ 
schiffahrtskommission). Erklärt — 
mit Zitat — daß Eisenbahnen früher 
(Preußen) auch in Form des Staats¬ 
betriebs unter bösen Profitgesichts¬ 
punkten — und nicht so knapp — 
bewirtschaftet wurden. Betont 
S(±iedsgerichtsgedanken bei der 
Eisenbahn als Fortschritt. Nennt 
es Fehler, daß Strafmaßnahmen des 
Berichts allzusehr in den Vorder¬ 
grund der Diskussion gerückt wor¬ 
den seien. Meint siunmarisch, daß 
an Stelle der politischen Launen 
jetzt Objektivität wirtschaftl^er 
Naturgesetzlichkeiten entscheide. 
Lobt den volkswirtschaftlichen Weit¬ 
blick der Sachverständigen. 

Alles in allem: verrät gründlich¬ 
stes Studium (Beweis: sehr sorgfäl¬ 
tige Zitate). Wir begrüßen diese 
Arbeit, nicht, weil ihre Schlüsse uns 
in den Kram passen, sondern weil 
sie richtig sind. Beinahe eine 
Ehrenrettung für die offizielle deut¬ 
sche Nationalökonomie, daß diese 
Stimme von einem offiziell imd 
dazu noch bayrischem Katheder er¬ 
tönt. C. M. 


„Die Glocke“ konnte in dieser Woche aus Anlaß der Arbeitsruhe am 
Verfassungstage erst am Freitag erscheinen 
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cs ist hohen !Danhes wert 

daß ein deutscher Verlag es jetzt unternimmt, uns die Bekannt¬ 
schaft mit dem Historiker Wells zu vermitteln. 

„Politisdtes Literaturblatt“ 

(Deutsche Hochsdiule für Politik, Berlin), 

Weti^estMtMe ist 
etwas wnelkv oder weniger 

als die uns geläufige Zusammenstellung von Nationalgeschichten. 
Dies Buch wurde geschrieben, um zu zeigen, daß die Geschichte 
als ein Ganzes eine umfassendere und verständlichere Behand¬ 
lung erfahren kann, als die Sondergeschichte einzelner Nationen 
und Perioden, wobei eben erst eine umfassende Kürze in jene 
Grenzen zurückführt, die der Zeit und der Arbeitskraft des ge¬ 
bildeten Durchschnittsmenschen gesetzt sind. Diese Grund¬ 
linien sind eine der interessantesten und originellsten Arbeiten, 
die in den letzten Jahren herausgebracht worden sind. 

„Deutsche Bürgerschulzeitung“, Brüx. 

Srei von „Qetehrsamkeit“ 

Die Grundlinien halten sich frei von Gelehrsamkeit, sie sind 
weniger das Werk eines Gelehrten, als vielmehr eines schöp¬ 
ferischen Menschen. 

„Junge Republik“, Berlin. 
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Make the best of it 

V£w Victor Schiff 

So wenig die durch den Weltkrieg aufgeworfenen Probleme 
sich auf einer Friedenskonferenz einigermaßen dauerhaft und 
befriedigend lösen ließen — bestimmt nicht in dem Geist und mit 
den Methoden von Versailles und St. Germain '—, ebensowenig 
konnte man vernünftigerweise hoffen, daßi die ganze Vergangen¬ 
heit des Ruhrkampfes auf der einen Londoner Konferenz sich liqui¬ 
dieren lassen würde. Von diesem Gesichtspunkt aus betrachtet ist 
das Endergebnis der Londoner Konferenz für E^utschland wirklich 
nicht so schlecht, wie es diejenigen hinstellen, die Interesse 
daran haben, es als eine schlimme Niederlage der Regierung Marx 
zu bezeichnen, besonders wenn man bedenkt, was in den allerletzten 
Stunden noch herausgeholt werden konnte. Eteutschland hätte 
auch ohne die letzten abgerungenen Zugeständnisse die Londoner 
Vereinbarungen unterzeichnen müssen. Jede andere Politik wäre 
Selbstmord gewesen. Darüber, daß unsere Volkswirtschaft, be¬ 
sonders in den besetzten Gebieten, ein Scheitern der Londoner 
Konferenz nicht hätte ertragen können, waren sich hoffentlich 
unsere Delegierten auch dann im klaren, als sie mit der Abrdse 
drohten. Es ist natürlich sehr zu begrüßen, daß ihr Widerstand 
in letzter Stunde noch einige Konzessionen an den deutschen Stand¬ 
punkt bewirkt hat, aber heute kann man wohl sagen, daß auch ohne 
diese Vorteile der letzten Stunde eine Annahme des Dawes« 
Programms unvermeidlich war. 

Ob es auch besser hätte kommen können? Hätten in Frank¬ 
reich und Deutschland ausgesprochene Linksregierungen unter 
führender sozialdemokratischer Beteiligung gebildet werden können, 
unzweifelhaft wäre die Annäherung in London viel reibungsloser 
vollzogen worden, und die Liquidierung des Ruhrkampfes wäre 
eine viel gründlichere und schnellere gewesen. Wenn man bedenkt, 
daß es vielleicht an einem Haar gehangen hat, daß eine Bürger-r 
blockregierung in I>eutschland gebildet wurde, die sämtliche Fen¬ 
sterscheiben von Downing Street eingeschlagen hätte, dann können 
\vir uns noch glücklich preisen, daß die deutschen Unterhä^ndleii 
Marx und Stresemann hießen. 

Seit dem Regierungsantritt Herriots Mitte Juni haben wir 
immer wieder feststellen müssen, daß die poincaristische Gefahr 
noch keineswegs ganz beseitigt ist. Nachdem deutscherseits ver¬ 
säumt wurde, die Stellimg Herriots ra stärken — zum Teil waren 
es Unterlassxmgssünden, vor allem aber verhinderte dies der blöd- 




670 



Make die best of it 


sinnige Ausgang unserer Reichstagswahlen —, war der Weg für 
eine deutsch-französische Verständigung nicht mehr frei. Das Ge¬ 
spenst des Poincarismus tauchte wieder auf und beherrschte von: 
Anfang an die Londoner Konferenz. Es ist im letzten Stadium der 
Konferenz von deutscher Seite einmal der Einwand erhoben wor¬ 
den, der zwar an sich berechtigt ist, aber den internationalen Gef 
pflogenheiten widerspricht, daß man zwar in Herriots guten 
Willen Vertrauen habe, aber nicht wisse, ob er noch in einem Jahre 
am Ruder sein werde. Mit demselben oder mit noch viel größerem 
Recht hätten die Franzosen erwidern können, sie hätten zwar Ver¬ 
trauen zum Reichskanzler Marx, aber sie wüßten nicht, ob die 
Herren Stresemann und Luther nicht in einem Monat Mitglieder 
eines Kabinetts des Bürgerblocks sein würden, das unter deutschi¬ 
nationaler Führung die Londoner Abmachungen zerreißen oder 
sabotieren würde. Wir konnten Ende Mai noch mit Mühe ver¬ 
meiden, daß wir in eine Regienujg Tirpitz-Scholz „hineinschlid¬ 
derten“, und schließlich besteht der Ludendorff-Scholem-Reichstag 
vom 4. Mai immer noch. Man sollte doch endlich aufhören, den 
Poincarismus immer noch bei den andern zu suchen! 

Es ist nicht allzu lange her, daß. man allenthalben in Deutsch¬ 
land der Auffassung begegnen konnte, nur die Gewalt würde die 
Franzosen aus dem Ruhrgebiet treiben, und auf den Tag müsse 
eben hingearbeitet werden (durch Stärkung der Rechtsparteien und 
der „Vaterländischen Verbände“). Später wurde an amtlicher Stelle 
— der jetzige Noch-immer-Vizekanzler Jarres wird sich dessen 
entsinnen — mit dem frevelhaften Gedanken gespielt, Ruhr und 
Rheinland „versacken“ zu lassen, d. 'b. wirtschaftlich dem Chaos 
und politisch den Franzosen preiszugeben. Und nun sind es die¬ 
selben Kreise, die noch vor Jahresfrist das Ruhrgebiet für verloren 
hielten, die jetzt eine Maximalfrist von einem Jahre für die mili¬ 
tärische Räumung für unannehmbar erklären und aufs neue ihre 
Katastrophenspielereien betreiben möchten! 

Dabei wollen wir uns darüber im klaren sein, daß: unter den 
früheren französischen Mehrheitsverhältnissen und dem Kabinett 
IPoincare eine bindende, befristete Zusage in London überhaupt 
nicht hätte erreicht werden können. Poincarö hätte sich hinter den 
f orm al-juristisch schwer anfechtbaren Vorwand verschanzt, daß 
der Dawes-Plan von militärischer Räumung überhaupt nicht spreche, 
EXeutschland daher kein Recht habe, diese Frage überhaupt aufm- 
rollen, und daß ein Ver'langen der deutschen Delegierten nach einer 
Räumungsvereinbarung als Voraussetzung der Unterschrift einen 
Bruch des Dawes-Planes durch Deutschland darstelle. Vielileicht 
hätten ihm schließlich die amerikanischen Bankiers Zugeständnisse 
abgerungen, Deutschland sicherlich nicht. Wer da noch wagt; 
Herriot mit Poincar^ in eine Linie zu stellen, besitzt entweder ein 
sehr kurzes Gedächtnis oder eine eiserne Stirn. 
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Diese notwendige Abwehr deutschnationalistischer Demagogen 
soll uns Sozialdemokraten jedoch nicht davon abhalten, dem Lon¬ 
doner Konferenzergebnis kritisch gegenüberzustehen und auch das 
an der Haltung Herriots zu tadeln, was uns bedauerlich erscheint. 
Wir, die wir die deutsch-französische Verständigung wirklich 
wollen und für sie arbeiten, haben ein Recht dazu. Gewiß, wib 
verkennen nicht die Gefahren, von denen Herriot umgeben ist. 
Dieser Gesichtspunkt allein erklärt auch die Haltung MacDonalds, 
der zwar die Ruhrbesetzung für widerrechtlich hält, aber Herriots 
Vorschlag der Jahresfrist unterstützte. Und dennoch können wir 
nicht umhin, das Auftreten der französischen Delegation in London 
als unglücklich zu bezeichnen. Allzuoft erweckte Herriot das Ge¬ 
fühl, als sei er nur der unfreiwillige Willensvollstrecker unp 
sichtbarer politischer Gegner und als lasse er deshalb seinen büro¬ 
kratischen und militärischen Begleitern in den Ausschußberatungen 
freie Hand. Wahrscheinlich war das nur eine optische Täuschimg, 
vermutlich hat man hinter den Kulissen der französischen Dele^ 
gation heftig gerungen, und letzten Endes hat sich Herriot doch 
durchgesetzt. Aber das nackte Ergebnis der Konferenz ist noch 
recht weit von dem entfernt, was wir im Interesse der deutiscji^ 
französischen Verständigung gewünscht hätten. Ganz abgesehen 
von den moralisch-sentimentalen Gründen, die uns eine frühere 
Ruhrräumung wünschen ließen, wel(;hen praktischen Wert 
hat die Frist von einem Jahre für die Franzosen? Diese weiteren 
zwölf Monate Besetzung verschlingen nur sehr viel Geld, ohne 
auch nur einen Centime Reparationen einzubringen oder auqh nur 
dessen Einbringung zu sichern. Soll der militärische Druck an der 
Ruhr als Waffe tei dem interalliierten Schuldenausgleich dienen? 
Oder als Argument bei den deutsch-französischen Handelsvertrags- 
Verhandlungen? Eine solche Politik wäre einer Regierung nicht 
würdig, die von der Unterstützung unserer französischen Ge¬ 
nossen lebt. 

Das Tragikomische an der jetzigen Situation liegt aber darin, 
daß das Londoner Ergebnis beide Länder unbefriedigt läßt Wir 
in Deutschland haben das Gefühl, daß Herriot sich jedes Zu¬ 
geständnis wider Willen hat abringen lassen, daß der Bruch mit 
dem Poincarismus noch nicht restlos vollzogen ist; und in Frank¬ 
reich ist man überzeugt, daß Herriot bis an die äußersten Grenzen 
des Edelmuts gegangen ist, daß er sie vielleicht überschritten hat, 
und man ist erstaunt und empört darüber, daß die Deutschen dies 
nicht anerkennen wollen, ja im Gegenteil sogar bestreiten. Und 
so ist, wenigstens unmittelbar nach der Londoner Konferenz, die 
Atmosphäre der deutsch-französischen Beziehungen mit Bitterkeit 
und Mißtrauen geladen. Die ersehnte und notwendige Entspannung 
ist nicht eingetreten. 

Vielleicht wird sie noch kommen. Die Tür zu weiterem fran¬ 
zösischen Entgegenkommen ist ausdrücklich offen gelassen worden. 
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Beide Teile können nun dazu beitragen, daß diese Möglichkeit 
ausgenutzt wird. 

Zunächst ist es noch zweifelhaft, ob das Londoner Ergebnis 
mit Zweidrittelmehrheit vom Reichstag gebilligt wird. Es wäre 
sogar zu wünschen, daß die Deutschnationalen durch ihre ableh¬ 
nende Haltung eine Reichstagsauflösung erwirken. Kommt es zur 
Neuwahl, dann kann die französische Demokratie noch manchen, 
nützlichen Beweis ihrer Solidarität mit der deutschen liefern, den 
sie leider in London unter dem Druck Poincar^s nicht geben 
durfte. 

Bei der Ankündigung der interalliierten Vereinbarungen und 
der erfolgten Einladung an die Reichsregierung hat MacDonald im 
Unterhaus die Erwartung ausgesprochen, die Deutschen würden 
„das Beste daraus machen“ („Make the* best of it“). Dieser Aus¬ 
druck bedeutet zugleich: sich damit abfinden. Das ist auch ge¬ 
schehen. Jetzt gilt auch für das Konferenzergebnis: „to make 
the best of it“. Der Schritt vorwärts, der vollzogen wurdd, 
ist zwar nicht so groß, wie wir es uns gewünscht hätten, aber er 
ist immerhin getan worden. Solange in Deutschland und Frankr 
reich die Sozialisten außerhalb der Regierung stehen, wird 
man sich mit solchen relativ kleinen Schritten begnügen müssen. 
Streben wir danach, unsere Macht in beiden Ländern so zu ver¬ 
stärken, daß wir an beiden Regierungen teilnehmen. Dann erst 
wird man in der Beurteilung der auswärtigen Politik die Bahn des 
klaren, unbestrittenen, begeisternden Fortschritts betreten, die zur 
wirklichen Versöhnung führt! 


Deutschland und Frankreich 

Von Konrad Haetüsch. 

(Rede, gehalten am Verfassungstage in Wiesbaden*) vor Deutschen und 

Franzosen.) 

Fünf Jahre sind am heutigen Tage verflossen, seit sich das 
deutsche Volk seine republikanische Verfassung gegeben und da¬ 
mit nach den furchtbarsten Erschütterungen des Krieges, des Zu¬ 
sammenbruchs und der Umwälzung sich eine neue feste Grund¬ 
lage seines staatlichen Daseins geschaffen hat. 

Das Verfassungswerk wurde vollbracht auf einem Boden, der 
durch die schönsten Erinnerungen jedem Deutschen geheiligt ist. 
Der Name Weimar führt unsere Gedanken zurück in eine Zeit, 
da Deutschland, ähnlich wie heute, aus tausend Wunden blutend. 


•) Genosse Haenisdi ist Regierungspräsident von Wiesbaden. Die 
Einreise nach Wiesbaden ist ihm erst kürzlich infolge des politischen Um¬ 
schwungs in Frankreich gestattet worden. 
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in erbarmungswürdiger politischer Ohnmacht am Boden lag, da es, 
wiederum wie heute, nur noch Objekt, nicht aber Subjekt der euror 
päischen Geschichte war. Aber gerade diese Zeit tiefster poli-r 
tischer Demütigung ist es gewesen, in der der deutsche Geist» 
vornehmlich von Weimar aus, seine Schwingen regte zum gewal¬ 
tigen Siegesfluge über die Länder der Erde. Und während Deutsch¬ 
land nicht mehr ein Staat, sondern nur noch ein geograp'hischer 
Begriff zu sein schien, neigte die Welt sich vor dem großen Genius 
unseres Volkes, wie er verkörpert war in den Kant und Eichtet, 
den Herder und Humboldt, den Goethe und Schiller. Die junge; 
französische Republik ehrte nur sich selbst, wenn sie Friedrich 
Schiller zum Ehrenbürger Frankreichs erhob. Und selbst ein 
Napoleon senkte, in Erfurt, grüßend den Degen vor Johann Wolf¬ 
gang Goethe. Das alte Reich des deutschen Staates war tot — 
das neue Reich des deutschen Geistes triumphierte. Und wie 
es nach Schillers schönem Wort der Geist ist, der sich den Körper 
baut, so erstand vom Geiste her, der unser Volk ideell eini^, 
Deutschland nach und nach neu auch als politische Einheit 

Auch mit der Geistesgeschichte dieser Zeiten ist Weimar aufs 
engste verknüpft — ich brauche nur die Namen Franz Liszt und 
Friedrich Nietzsche zu nennen. Und als dann das Kaiserreich 
zusammengebrochen war und das deutsche Volk sich, in freier Wahl, 
jene Vertretung berufen hatte, die ihm eine neue Verfassung geben 
sollte, da war es ein guter und gesunder Gedanke, die National'-! 
Versammlung gerade in Weimar zusammentreten zu lassen und da¬ 
mit vor aller Welt zu bezeugen, daß der Geist von Weimar herr-^ 
sehen solle im neuen Deutschland. Uns alle, die wir damals ip/ 
Weimar zu ernstem Werk zusammen waren, erhob in all dem Nieder¬ 
bruch immer wieder die Erinnerung an die hier verkörperte großei 
Vergangenheit unseres Volkes. Und aus dieser Erinnerung schöpfen 
wir den Glauben, daß auch diesmal sich bewähren würde Ferdi-» 
nand Freiligraths starkes Wort: „Sie töten den Geist nicht, ihr 
Brüder!“ 

Das Verfassungswerk, das im Zeichen des alt-geheiligten 
schwarz-rot-goldenen Reichsbanners — Jahrhunderte hindurch waren 
dies ja die Farben des alten römischen Reiches deutscher Nation 
gewesen — in Weimar geschaffen wurde, während tagtäglich die 
Wogen schwerster innerer und äußerer Kämpfe das lecke Reichs¬ 
schiff umbrandeten: dies Verfassungswerk ist gewiß nicht ideal. 
Wer wie der Mann, der heute zu Ihnen spricht, berufen war, an 
verantwortlicher Stelle am Zustandekommen der Verfassung mitzu¬ 
wirken, weiß besser als irgendein anderer, wie zahlreiche Schön¬ 
heitsfehler dem Werk von Weimar anhaften, wie mancher Artikel 
der Verfassung erst nach hartem Kampfe der einander gegenüber^ 
stehenden weltanschaulichen, parteipolitischen und länderpolitischen 
Kräfte zustande gekommen ist und so oft genug den Stempel eines 
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nicht immer erfreulichen Kompromisses an der Stirn trägt. Den¬ 
noch: als Ganzes gesehen ist die Verfassung ein gutes Werk, 
und sie hat sich in den schweren fünf Jahren, die nun hinter un|s 
liegen, bewährt als eine f^ste und tragfähige Grundlage unseres 
staatlichen Daseins. Vor allem hat sie ihre Feuerprobe bestanden 
in diesem letzten Jahre, in dem es mehr als einmal schien, als 
würde das Reich doch noch hineingerissen werden in jenes grauen¬ 
volle Chaos, vor dem unser Land zu bewahren in den Stürmen von 
1918 nur mit Aufbietung der letzten Kraft gelungen war. 

Ich brauche vor Ihnen die Geschichte dieses letzten Jahres 
nicht noch einmal aufzurollen. Was die Zeit der Geldentwertung, 
die in ihrem Ausmaß ohne Beispiel dasteht, in der Geschichte der 
Völker, für unser Land wirtschaftlich und sozial, politisch luid 
seelisch bedeutet hat, wie der Bestand des Reiches aufs äußerste 
gefährdet war in den Tagen der frevlen bayerischen Schilderhebung 
und in den Schreckenstagen, die die deutsche Westmark um diiei 
Jahreswende herum durchleben mußte: das alles kennen Sie ja 
ebensogut wie ich. In allen diesen Stürmen hat sich die Verfassut^ 
von Weimar als eine feste Klammer unseres staatlichen Zusammen¬ 
halts erwiesen, und datum feiern wir ihren fünften Geburtstag nicht 
nur — wie gewisse andere Leute — aus kaltem Pflich^efühl, son¬ 
dern wir feiern ihn dankbaren und freudigen Herzens. 

Es kann heute nicht meine Absicht sein. Ihnen einen Vortrag 
zu halten über Geist und Inhalt der Verfassung von Weimar. Nur 
einen Grundgedanken lassen Sie mich herausheben, der gerade 
mir als früherem Unterrichtsminister und als altem ^hulpolitiker 
besonders bedeutungsvoll und besonders schön erscheint Ich 
(tenke an jenen Artikel der Verfassung, der fordert, daß: die Eiv 
Ziehung der Jugend erfolge auf der Grundlage des deutschen 
Volkstums im Geiste der Völkerversöhnung. Ein Artikel, 
der sinngemäß anknüpft an jenen fundamentalen Einleitungssatz der 
Verfassung, in dem es als Aufgabe des neuen Deutschland hins 
gestellt wird, dem inneren und äußeren Frieden zu dienen. 

Unklare und böswillige Köpfe stellen es immer wieder so dar, 
als stünden der Gedanke des deutschen Volkstums und der Ge¬ 
danke der Völkerversöhnung unvereinbar einander gegenüber, un¬ 
versöhnlich wie Feuer und Wasser. Nichts falscher, nichts ver¬ 
hängnisvoller als eine solche Auffassung! Pflege des eigenen 
Vollcstums und Pflege wahrhaft europäischer Gesinnung gehören 
so unzertrennlich zusammen wie die beiden Seiten einer Münze. 
Und gerade der deutsche Geist ist seiner ganzen Art nach so 
aufnahmefähig und so aufnahmewillig für das Kulturgut fremder 
Nationen wie kaum der Geist irgendeines andern Volkes. Mag das 
in gewissen Zeiten der deutschen Geschichte vielleicht auch ein 
Element der Schwäche gewesen sein, so liegt doch auf der andern 
Seite gerade in dieser Aufnahmefähigkeit und Aufnahmewilligkeit 
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des Deutschtums auch eine unerschöpfliche Quelle von Reichtum 
und Größe. Alle wahrhaft großen Deutschen waren zu gleicher 
Zeit national im besten Sinne des Wortes und gute Europäer. Der¬ 
selbe Goethe, dem wir so urdeutsche Gestalten wie den Götz, den 
Lerse und, vor allem, den Faust, dieses Sinnbild tiefsten deutschen 
Wesens, verdanken, hat uns als erster auch den Begriff der Welt- 
Ijiteratur geschenkt. Schiller, der Schöpfer des „TelF‘, hat uns 
auch den gewaltigen Hymnus an die Freude gegeben mit dem 
Sehnsuchtschrei: „Seid umschlungen Millionen, diesen Kuß der 
ganzen Welt!“ Einen Hymnus, den abermals ein Eteutscher, 
Ludwig Beethoven, in unvergänglichen Tönen für die Jahrhimderte 
festgehalten hat, Ludwig Beethoven, der Schöpfer deutschester 
Musik, dessen Eroika wiederum der Bewunderung ihres Schöpfers 
für die Gestalt — Napoleons ihre Entstehung verdankt ... Und 
endlich: der deutsche Dichter Richard Dehmel, der, schon ein alter 
Mann, im Unheilsjahre 1914 noch als Kriegsfreiwilliger zu den 
Fahnen eilte, um die Grenzen der geliebten Heimat zu Schützern^ 
derselbe Dehmel bekennt zugleich demütig, und wir alle sollten es 
mit ihm bekennen: 

„Ich hab’ ein großes Vaterland: 

Zehn Völkern schuldet meine Stirn 

Ihr bißchen Hirn.“ 

Geist des deutschen Volkstums! Ja, wir wollen bei aller Er¬ 
kenntnis der vielen Schwächen, Fehler und Mängel unserer Art 
uns auch heute, uns auch hier und gerade hier in Deutsch¬ 
lands Westmark und am deutschen Rhein, an dessen 
Ufern heute Frankreichs Trikolore weht, stolz und freudig zum 
deutschen Volkstum bekennen. Ohne Ueberhebung, aber mit jenem 
Selbstgefühl, das dem aufrechten Manne und der aufrechten Frau 
ziemf, wollen wir auch heute und auch hier aussprechen, daß» 
das deutsche Volk der Welt auch künftig noch Großes zu geben 
hat, dieses Volk, das der Menschheit einen Holbein und einen Dürer, 
einen Goethe und einen Schiller, einen Bach und einen. Beethoven"^ 
einen Mozart und einen Wagner, einen Kant und einen Nietzsche 
schenkte, dem die Welt den Faust und den Teil, den Figaro und 
die Neunte Sinfonie und die Meistersinger, die Kritik der Reinen 
Vernunft und den Zarathustra verdankt, dieses Volk, das die Welt 
erst in unsern Tagen wieder mit einem Max Klinger, einem Gerhart 
Hauptmann, einem Richard Strauß imd einem Albert Einstein be¬ 
reichert hat Nein, dieses deutsche Volk ist zu gut dazu, nur 
den Kulturdünger abzugeben für andere Nationen! Es ist noch 
nicht so weit, daß das deutsche Volk vom Schauplatz der Geschichte 
abtreten müßte. CHe ganze Welt würde verarmen, sollte ihr je 
fehlen der besondere Einschlag deutschen Wesens. 

Aber gerade weil wir stolz sein dürfen und stolz sind auf die 
Kultur I>eutschlands, gerade darum können und wollen wir mi^ 
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neidloser Freude auch alles Große und Unsterbliche anerkennen^ 
was andere Nationen der Welt gegeben haben. Wie die deutsche 
Musik etwas Einziges und Einmaliges ist, so ist unerreicht die 
Plastik des klassischen Griechentums und die Malerei der großen 
Italiener auf der einen, der großen Niederländer auf der andern 
Seite. Ohne Rückhalt erkennen wir an das große staatspolitische 
Können und das technische Genie der Angelsachsen. Aufs tiefsfe 
erschauern wir vor den dunklen Geheimnissen der russischen 
Seele, wie sie uns im Leben und Werk eines Dostojewsky, eines 
Tolstoi, eines Gorki entgegentreten. Nie haben wir bestritten, wie 
unendlich viel die deuteche Literatur den großen Skandinaviern, 
einem Ibsen, einem Bjömson, einem Strindberg schuldig ist — 
Männern, die unser eigenes dramatisches Schaffen am Ausgang 
des 19. Jahrhunderts kaum weniger befruchtet haben, als es einst 
ein Shakespeare getan hat Und kein noch so berechtigtes Gefühl 
der Verbitterung, kein noch so verständlicher Groll soll uns ab¬ 
halten, auch heute und auch hier froh zu bekennen, wieviel und 
wie Großes die Welt dem Genius des französischen 
Volkes verdankt, was die Welt und was insbesondere auch Cleutsch'- 
land verdankt einem Voltaire, einem Rousseau und der ganzen Schar 
der Enzyklopädisten wie jenen Männern, die einst die ewigen 
Menschenrechte verkündeten. Jene Menschenrechte, die 
— niemand möge das vergessen! — ewig sein sollten und 
gelten sollten für alle Völker der Erde! Und denken wir an einen 
Jaur^s, an einen Zola, an einen Maupassant und, um Lebende zu 
nennen, an einen Anatole France, Henry Barbusse und Romain 
Rolland, so wird uns mit schmerzlicher Wehmut bewußt, wie sehr 
gerade diese beiden Völker ihrer tiefsten Art nach einander ei^ 
gänzen, diese beiden Völker, die der Fluch der Jahrhunderte zu 
„Erbfeinden^* gemacht hat. Haben jene die Form, so haben wir die 
Tiefe, haben wir das ewig-dunkle Sehnen und Suchen, so habeii 
jene die Klarheit, die edel-schöne Linie. Dort die hell auflodernde 
Flamme, hier des Meeres Unergründlichkeit. Es gibt nicht zwei 
Nationen auf Erden, die seelisch so aufeinander angewiesen sind 
wie Cteutsche und Franzosen. Die Besten hüben wie drüben haben 
denn auch das ganze 19. Jahrhundert hindurch für Verstehen und 
Versöhnung sich eingesetzt — ein Victor Hugo, ein Ernest Renan, 
ein Jaures, ein Rolland dort — ein Börne und Heine, ein Lassalle 
und Frank bei uns! Und dennoch immer und immer wieder — 
„Erbfeinde“! 

Sollen die beiden Völker „Erbfeinde“ bleiben — für alle 
Zeiten? Wollen wir das, was Jahrhunderte hindurch war, hin¬ 
nehmen als unabänderliches Faktum auch für die Zukunft? Nein 
und dreimal nein! Nicht blinde Schicksalsmächte lenken der 
Menschheit Geschicke — wir selbst wollen, wir selbst müssen 
Europas Geschick schmieden! „Nicht, was die Zeit bringt, still 
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ZU tragen — die Zeit zu lenken laßt uns wagen^‘ schrieb einst 
Ludwig Thoma. Und dies gute Wort muß heute mehr als je gelten. 
Ja, Europas Schicksal hängt daran, daß es jetzt endlich, endlich 
gelingt, den tausendjährigen Fluch des Rheingoldes zu überwinden^ 
Deutschland und Frankreich zusammenzuführen zu wirtschaftlicher, 
politischer und kultureller Gemeinschaftsarbeit. Der alte Irrwahn, 
daß das Unglück des einen Landes das Glück des andern bedeute, 
muß, endlich auch an der Seine endgültig begraben werden. Er 
ist ja doch nichts anderes als die alte „falsche Rechnung“! 

Wir Deutschen wollen in unserer gewaltigen Mehrheit, trotz 
allem Furchtbaren, was hinter uns liegt, Versöhnung und 
Frieden. Mit herzlicher Freude haben wir es deshalb begrüßt, 
daß sich am 11. Mai endlich auch das französische Volk in 
jener schönen und starken Bekundung seines politischen Willenß; 
zum Frieden und zur Versöhnung bekannt hat Möge es nun aber 
auch dafür sorgen, daß nicht Starrsinn und Engherzigkeit sein im 
Mai mit so herrlichem Elan bekundetes Wollen verwässere, ver^ 
fälsche, ins Gegenteil verkehre! 

Streckt man uns nach Jahren einer ebenso engstirnigen wie 
engherzigen Gewaltpolitik, ^e nichts anderes war als die Fort¬ 
setzung des Krieges mit andern Mitteln, jetzt die Hand zur Versöh¬ 
nung wirklich ehrlich entgegen, so wollen wir sie gern und 
freudig ergreifen. Darüber aber möge man sich überall klar 
sein: wirklicher Friede, endgültige Versöhnung sind nur 
möglich, wenn das große Kulturvolk der Deutschen als freies 
und gleichberechtigtes Glied seinen Platz wieder ein¬ 
nehmen kann im Kreise der europäischen Völkerfamilie. Vor dem 
Sklaven, wenn er die Kette bricht, vor dem freien Manu 
erzittere nicht! Der große Franzose Jean Jaures hat einmal das 
schöne Wort geprägt: „Die Nation ist das Schatzkästlein des 
menschlichen Geistes.“ Nun, dieses Wort muß; auch für Deutsch¬ 
land gelten! Für immer sind die Zeiten vorbei, da selbst unsere 
Geistesheroen sich achselzuckend damit bescheiden müßten: „Zur 
Nation euch zu bilden, ihr hofft es, Deutsche, vergebens!“ 

Ich sage das ohne jede Ueberhebung. Wir Deutschen unserer¬ 
seits sind gründlich geheilt von dem unseligen Größenwahn, 
daß „an deutschem Wesen die ganze Welt genesen“ müsse. Aber 
ebensowenig wird die ganze Welt „genesen“ am russischen Wesen, 
am angelsächsischen Wesen oder auch am französischen Wesen. 
Erst alles das zusammen, gleichberechtigt nebeneinander und 
miteinander, einander befruchtend und einander bereichernd, wird 
den vollen Einklang des neuen Europa ergeben. 

Wird dieser Weg, an dessen Ende — in der einen oder in der 
andern Form — die große europäische Staatengemein¬ 
schaft stehen muß., jetzt nicht endlich entschlossen beschritteu, 
dann sind Jean Jaures und Ludwig Frank, diese beiden ersten Opfer 
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des grausigen Völkergemetzels, vergeblich gefallen, und dann 
wäre auch die jetzt geplante Ueberführung der sterblichen Reste 
des großen Franzosen ins Pantheon nichts anderes als eine schöne, 
aber leere Geste. Vergeblich wären dann auch alle die andern un¬ 
gezählten Millionen hingeopfert worden. An Europas Jugend 
— und damit lassen Sie mich den Gedanken wieder aufnehmen, der 
vorhin anklang, als ich von dem herrlichen Erziehungsartikel der 
Weimarer Verfassung sprach —, ist es, den zugleich tiefsten und 
höchsten Sinn des großen Kriegsopfers: die Erkämpfung des 
dauernden Friedens, sich und uns nicht wieder rauben zu 
lassen. 

Sie kennen jenes Wort eines französischen Staatsmanns der 
alten Schule, daß die Sprache nur dazu da sei, die Gedanken zu 
verbergen. Nun — ich glaube, daß; wir heute mit diesen ■'alten 
Methoden der Verschleierung, der Unaufrichtigkeit und des Ränke¬ 
spiels nicht mehrweiterkommen. Was uns hüben wie drüben 
nottut, ist rückhaltlose Offenheit, ist freies Aussprechen dessen, 
was ist Darum habe ich auch heute, wo ich zum ersten Male im 
besetzten Gebiete als Vertreter des preußischen Staates öffentlich 
zu Ihnen spreche, so geredet, wie ich denke und fühle. Und so 
will ich es stets halten. Möge das gute Wort eine gute Stätto 
finden, — auch bei meinen französischen Zuhörern! 

Lassen Sie mich schließen! 

Es war hier in Wiesbaden, wo Goethe in seinem Alter 
einmal das tiefe Wort gefunden hat: 

„Denn so lang’ du das nicht hast. 

Dieses: Stirb und werde!. 

Bist du nur ein trüber Gast 
Auf der kalten Erde.“ 

Das gilt für die Völker, wie es für den einzelnen gilt Aus 
dem Zusammenbruch des alten E>eutschland des Halbabsolutistnus 
und des Militarismus wird jetzt langsam, allzu langsam, aber 
doch unverkennbar ein neues Deutschland der Demokratie und des 
Willens zum Frieden. So muß auch für ganz Europa das 
tiefe Wort gelten: Stirb und werde! Die Wahl steht so: Entweder 
ein neues, freies, von allen Giftschwaden des Hasses und des Mißr 
trauens gereinigtes Europa, oder aber — Untergang des Abend-i 
landes! Ein drittes gibt es nicht Vergessen wir es nicht: schon 
mehr als eine Kulturepoche ist dahingesunken im Ablauf der 
Geschichte — die babylonische, die griechisch-römische wie die 
des spanischen Weltreiches, in dem die Sonne nicht unterging^ 
Schon schickt sich Amerika, schon schickt sich Ostasien an, wirt¬ 
schaftlich wie politisch das Erbe des alten Europa anzutreten und 
unserm Erdteil die Rolle einer kulturhistorisch vielleicht immerhin 
nicht Uninteressanten Halbinsel am Körper des großen asiatischen 
Kontinents zuzuweisen. Einer Halbinsel, die der Mann aus Amerika 
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und Japan einst vielleicht mit dem gleichen rein kunst- und kultur¬ 
historischen Interesse bereisen wird, mit dem wir heute Griechen¬ 
land imd Spanien bereisen. Vor diesem Schicksal bewahren kann 
uns nur die Erneuerung Europas nicht nur an Haupt und Gliedern, 
sondern auch an Geist und Seele. Eine neue Zeit wollen wir 
für Europa heraufführen, jene neue Zeit, der einst schon Freilig- 
rath seinen jubelnden Morgengrußi sang, als der 
„Neuen Zeit, die anderes will 
Als Eidbruch und Verrat, 

Der neuen Zeit, die anderes will 
Als Lug und Lügensaat, 

Die endlich einmal mehr verlangt 
Als Schall und Rederei, 

Die endlich einmal atmen will, 

Aufatmen, tief und frei!“ 

Für diese neue Zeit, für dieses neue Europa lassen Sie ans 
alle kämpfen, jung und alt, Weib und Mann, Deutsche und Fran^ 
zosen! Jeder an seinem Platze — aber jeder mit Hingabe seines 
Letzten! Ueber die Eingangspforte dieses neuen Europa aber 
und aller seiner Länder, auch und zumal seines Herzlandes, der 
einen, unteilbaren deutschen Republik, wüßte ich kein schöneres 
Grußwort zu setzen als den Schrei heißester Sehnsucht imd höchsten 
Glüeksgefühls, den einst Johann Wolfgang Goethe seinem ster¬ 
benden Faust in den Mund legte, die Worte: 

„Solch ein Gewimmel möchV ich sehn. 

Auf freiem Grund mit freiem Volk zu stehn!“ 


Gewerkschaftsprobleme^ 

Von Fritz Tornow 

Die Gewerkschaften haben in der Zeit nach dem Kriege die 
unmittelbare Gewerkschaftsarbeit, die Lohnpolitik, so ausschließr 
lieh treiben müssen, daß sie weder Zeit noch Ruhe gefunden habenj, 
um die neuen Probleme wenigstens theoretisch zu klären; da ist 
einmal das Verhältnis der Gewerkschaften zum Staat. Ich meine 
nicht die Frage, ob die Gewerkschaften den neuen Staat anerkennein 
— unser Bekenntnis zur demokratischen Republik brauche ich in 
diesem Kreis nicht zu wiederholen —, sondern die Frage: wie die 
Gewerkschaften in die neue Staatspolitik eingeordnet werden 
können. 

Der alte Staat war ja eigentlich bis zu seinem Ende grundsätz:r 
lieh immer noch auf der Tl^rie aufgebaut von der Nachtwächter 
-- ^ 

*) Vortrag, gehalten in der „Freien Vereinigung für Republik und 
Sozialismus“. 
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rolle des Staates: Der Staat hat die Aufgabe, für die Ordnung in 
der Gesellschaft zu sorgen, aber im übrigen muß er den Dingen 
seinen freien Lauf lassen, insbesondere der wirtschaftlichen Ent¬ 
wicklung. Praktisch hat diese Theorie allerdings nicht mehr voll¬ 
kommen gegolten, denn in Wirklichkeit hat auch der alte Staat 
sehr tief eingegriffen in die Wirtschaft durch seine Steuer-, Han¬ 
dels- und Zollpolitik. Aber der Form nach hat er aufrechterhalten, 
daß diese Dinge sich frei entwickeln müßten. 

Der neue Staat muß offen anerkennen, daß die Wirtschaft eine 
Angelegenheit der Staatspolitik ist. Und er muß als demokrati¬ 
scher Staat alle Schichten an der Regelung des Wirtschaftslebens 
teilnehmen lassen. Diese Teilnahme ist das Sprungbrett der Ge¬ 
werkschaften als Arbeitervertretung zur Eingliedeitmg in die 
Staatspolitik. 

ln der Verfassung ist ja auch der Weg eröffnet, auf dem 
diese staatspolitische Tätigkeit für die Gewerkschaften möglich 
ist, und zwar im § 165. Man ist heute vielfach der Meinung — auch 
in unsern Parteikreisen —, daß dieser Paragraph nur eine Ver-. 
legenheitskonzession an die damalige Modekrankheit des Räte¬ 
wesens gewesen ist. Man sollte sich in Parteikreisen vor solcher An¬ 
schauung hüten. Nach unsern ganzen Ideen, nach unserer ganzen 
sozialistischen Auffassung soll die Wirtschaft eine Angelegenheit 
der Gesellschaft, der Gesamtheit werden, und nicht eine Privat¬ 
angelegenheit der Kapitalisten, der Besitzer der Produktionsmittel 
sein. Wenn man diese Idee konsequent verfolgt, muß man dazu 
kommen, alle Wege zu beschreiten, um die Wirtschaftspolitik tat¬ 
sächlich zu einer öffentlichen Angelegenheit zu machen. Das ist 
mit dem § 165 eingeleitet worden. Der Versuch ist aber in den 
Anfängen stecken geblieben. Die Bezirkswirtschaftsräte sind noch 
nicht geboren. Ich muß als Mitglied des Reichswirtschaftsrats 
ehrlicherweise sagen, daß die Tätigkeit dieses Wirtschaftsparla¬ 
ments nicht so überwältigend ist, daß man darüber in Begeisterung 
verfallen könnte. Aber unser Wirtschaftsparlament ist etwas ganz 
Neues, ohne Vorbild in der Welt. Der Wirtschaftsparlamentarismus 
muß seine Form erst finden. Und er kann vor allen Dingen erst 
dann wirksam werden, wenn die politischen Voraussetzungen dafür 
geschaffen sind. Fortentwicklung dieses wirtschaftlichen Parla¬ 
mentarismus ist nach meiner Auffassung der Weg, auf dem die Ge-» 
werkschaften in die Staatspolitik hineinkommen können und hinein¬ 
kommen müssen. Es gibt Gewerkschaftler, die der Meinung sind, 
daß in den politischen Parlamenten die Gewerkschaften die Tribüne 
und die Verhandlungsbasis und die Machtfülle finden würden, die 
sie gebrauchen, um ihre Ideen, ihre wirtschaftspolitische Auf¬ 
fassung durchzusetzen. Diese Gedankenreihe mundet darin, daß 
an Stelle der politischen Arbeiterpartei die gewerkschaftliche 
Arbeiterpartei tritt. Diese Gedanken kommen einmal von den 
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Arbeitermassen, die enttäuscht sind über die Zerrissenheit der poli¬ 
tischen Bewegung, und meinen, die politischen Arbeiterparteien 
würden sich niemals wieder zusammenfinden können. Ein solcher 
Gedankengang ist außerordentlich primitiv und eine Illusion. In 
dem Augenblick, wo die Gewerkschaften zu den politischen 
Fragen letzten Endes und entscheidend Stellung zu nehmen 
hätten, wäre die Gewerkschaftsbewegung genau in soviel 
Teile zerspalten wie die politische Arbeiterbewegung. 
Diese Auffassung findet man dann bei Gewerkschaftsgeuossen, 
die die Gewerkschaften zu den alleinigen Trägern der Politik, so¬ 
weit Arbeiterinteressen zu vertreten sind, machen wollen, weil 
die Staatspolitik immer mehr von der Wirtschaftspolitik beherrscht 
werde. Diese sei das Entscheidende. Alle andern staatspolitischen, 
kulturpolitischen Fragen müßten sich der Wirtschaftspolitik unter- 
brdnen, und darum müsse die Führung der Politik bei den Wirt-» 
Schaftsorganisationen liegen, eine Auffassung, die parallel bei den 
Unternehmerverbänden vorhanden ist. Es’ mag dahingestellt 
bleiben, ob wirklich die Entwicklung dahin führt, däß die Wirt¬ 
schaftspolitik die entscheidende Rolle spielen wird. Einstweilen 
sind wir noch nicht so weit, und ich sehe für absehbare Zeit nicliit* 
die Möglichkeit, die politische Parteitätigkeit entbehren zu können. 
Soweit die Vertretung der wirtschaftspolitischen Interessen, wie 
sie besonders in den Gewerkschaften gepflegt werden, auch in den 
politischen Parlamenten notwendig ist, geschieht das heute wie 
früher auf dem Wege der Personalunion zwischen Gewerkschaft 
und Partei, eine Personalunion, die ja auch in den politischen Parla¬ 
menten ihren Ausdruck findet. Um Wirtschaftspolitik treiben zu 
können, braucht man auch ein gewisses Maß wirtschaftspolitischer 
Kenntnisse und Einsicht, und ich möchte als Gewerkschaftler nicht 
behaupten, daß di^se Fähigkeit in der Gewerkschaftsbewegung 
gegenüber der Parteibewegung so überragend entwickelt wäre. 
Wir haben leider bis zur Revolution die Wirtschaftspolitik als 
eine Angelegenheit betrachtet, die uns nichts angeht, und uns nur 
mit der Sozialpolitik befaßt. Wir hatten auch keine Möglichkeit 
praktischer Wirtschaftspolitik. Wir müssen Wirtschaftspolitiker er¬ 
ziehen und dürfen dabei nicht vergessen, daß aktive, positive 
Wirtschaftspolitik etwas anderes ist als negative Wirtschaftskritik. 
Auch Wirtschaftspolitik ist die Kunst des Möglichen, imd die Mög¬ 
lichkeiten sind in einer Zeit, wie wir sie durchlebt haben und noch 
durchleben, außerordentlich beschränkt, noch viel beschränkter als 
in normalen wirtschaftlichen Verhältnissen. Die Erkenntnis der 
wirtschaftlichen Situation ist schwieriger als zu irgendeiner andern 
Zeit. Das Tempo der Entwicklung unserer Wirtschaft Wird 
zweifellos ein sehr viel schnelleres sein als bisher. Ihre Rationali¬ 
sierung muß ein schnelleres Tempo annehmen, und wir könneni 
dazu nicht ja oder nein sagen, denn diese Rationalisierung ist 
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zwangsläufig. Wir müssen dabei für die Arbeiter herausholen, was 
herauszuholen ist • 

Wir müssen uns aber auch mehr als bisher befassen mit dem 
Ausbau unserer inneren Organisation, unserer Verwaltungseinrich¬ 
tungen! Manches ist heute überlebt, manches muß geändert werden, 
manches ist verfallen, weil wegen der ewigen Lohnbewegungen 
der innere Ausbau nicht in gleichem Maße gepflegt werden konnte.« 
Dazu gehört die Regelung des Beitrags- und Unterstützungswesens. 
Vor allem aber auch die Entwicklung der Tarifgemeinschaften, die 
Entwicklung des Tarif Vertrags wesens. Scheinbar haben wir eine 
ungeheuer stürmische Entwicklung in der Nachkriegszeit erlebt, 
indem beinahe restlos alles in Tarifgemeinschaften eingepreßt wor¬ 
den ist; in Wirklichkeit ist häufig Tarifformalismus geschaffen 
worden, dem der Inhalt fehlt. Aber was noch viel schlimmer ist 
und was vielen Gewerkschaftlern selbst noch nicht recht klar ge¬ 
worden ist: die Entwicklung des Arbeitsrechts im Tarifvertrags¬ 
und Schlichtungswesen führt uns in gerader Linie zur Vernichtun,g 
des Gewerkschafts-, Koalitions- und Streikrechts, das abgelöst 
werden kann durch einen staatlichen Einigungszwang. Wir sind 
in der Gesetzgebung heute schon so weit, daß dieser FHinkt erreicht 
worden ist, wenn sich das auch praktisch aus mancherlei Ursachen 
noch nicht auswirkt Ich sehe darin eine ganz ungeheure Gefahr, 
die man, solange es noch Zeit ist, beseitigen muß, und ich stoße! 
mich nicht daran, daß auch die Arbeitgeber in diesem Falle die 
Beseitigung des Einigungszwanges, die Beseitigung des Zwangs¬ 
tarifs fordern. Sie tun es, weil sie der Meinung sind, daß sie im 
Augenblick ohnedem mit uns besser fertig werden können. Wenn 
die Gewerkschaften wieder stark sein werden, wird das Unter¬ 
nehmertum alle gesetzlichen Möglichkeiten zur Knebelung der Ge¬ 
werkschaften restlos ausnutzen. Man muß beizeiten sorgen, daß 
solche gesetzlichen Möglichkeiten nicht vorhanden sind. 

Ein besonderes Problem der Gewerkschaftsbewegung, das auch 
die breitere Oeffentlichkeit beschäftigt hat, ist die Umwandlung der 
Organisationsform, die Zusammenlegung der Gewerkschaften in 
eine kleine Anzahl von Industrifverbänden. Die Zugehörigkeit 
zu einer Organisation soll nicht mehr von dem persönlichen Beruf 
abhängig sein, sondern von der Zugehörigkeit zum Betriebe. Jeder 
Betrieb soll nur eine Organisation haben und jeder Betrieb zu 
seiner Industriegruppe gehören. Verwaltungstechnische und lohn¬ 
politische Gründe sowie der Glaube, daß, je größer eine gewerk¬ 
schaftliche Organisation ist, je besser sie arbeite, eine Auffassung, 
die ich ganz entschieden bestreite, spielen da mit Man sagt auch, 
der Konzentration des Kapitals müsse eine entsprechende Konr* 
zentration der Gewerkschaften entgegengestellt werden. Die 
Größenfrage der gewerkschaftlichen Organisationist ja wissenschaft¬ 
lich noch nicht untersucht. Ich habe das Gefühl, daß die Riesen- 
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Organisationen in eine Schwerfälligkeit hineingeraten werden, die 
ihrer Schlagkraft gefährlich werden kann. Ich bin auch der Mei¬ 
nung, daß das berufliche Zusammengehörigkeitsgefühl sich als ein 
dauerhafterer Kitt für die Qewerkschaftsorganisation erwiesen hat 
als das betriebliche Zusammengehörigkeitsgefühl. Je enger der 
Berufsrahmen gespannt ist, um so fester und intakter ist die ge¬ 
werkschaftliche Organisation geblieben, und je berufsgemischter 
eine Organisation ist, um so größer ist der Zerfall, das Ausein-. 
anderlaufen. Wohin die Uebertreibungen führen, hat Edo Fimmen 
in seiner neuen Broschüre gezeigt. Er weist da nach, daß die Zu¬ 
sammenfassung zu Industrie verbänden längst wieder überlebt ist 
und die Zusammenfassimg zu internationalen Industrieverbändenj 
die Forderung des Tages sei, und begründet auch das mit der 
Konzentrationsentwicklung des Kapitals. Es gibt internationale 
Konzentrationsentwicklungen. Aber sie verlaufen durchaus nicht 
gradlinig, sondern sind auch gegeneinander gerichtet und über¬ 
schneiden sich teilweise. Bei uns beobachtet man seit der Stabili¬ 
sierung eine mehr rückläufige Entwicklimg. 

* 

Die Frage, die uns auf absehbare Zeit in der Hauptsache be¬ 
schäftigen wird, ist die lohnpolitische. Wir müssen die Zu¬ 
sammenhänge, die zur Lohnbildung führen, erkennen und danach 
unsere Taktik einrichten. Die Vereinigung der deutschen Arbeit¬ 
geberverbände ist seit Monaten sehr rührig. Wir leben in einer 
Periode des allerschärfsten Klassenkampfes, so scharf, wie er 
wahrscheinlich überhaupt noch niemals dagewesen ist, eines 
Klassenkampfes, der von den Unternehmern mit vollendeter Rück¬ 
sichtslosigkeit geführt wird. In jeder Wirtschaftskrise sind die 
Unternehmer besonders angriffslustig gewesen. Das ist keine 
außergewöhnliche Erscheinung. Aber der Kampf, den sie jetzt 
führen, ist ein großzügiger, ein planmäßig aufgezogener Kämpf mit 
sehr klar erkannten großen Zielen. Es lassen sich ungefähr drei 
Abschnitte in diesem Kampf erkennen. 

, Der erste Abschnitt: Am Ende der Inflationszeit, als die 
Unternehmer daran gingen, die soziale Gesetzgebung niederzp- 
reißen. Sie kennen die Angriffe auf die Demobilmachungsverord¬ 
nungen, auf die gesetzliche Regelimg der Arbeitszeit; Sie wissrtj, 
daß damals in ganz großem Maßstabe die öffentliche Meinung be¬ 
einflußt worden ist, die Regierungen, die Parlamente bestürmt, 
auch die Gewerkschaften berannt worden sind, endlich einzusehen; 
daß es nicht anders geht. Damals ist diese ganze Attacke immer 
nur unter dem Hinweis auf die augenblicklichen Zustände be¬ 
gründet worden, nicht von der Zukunft wurde gesprochen, im 
Gegenteil, es hieß, sowie die Wirtschaft wieder läuft, könnt ihr 
alles wieder haben, aber erst muß die Wirtschaft laufen, und das 
können wir nur erreichen, wenn wir jetzt die Sozialpolitik etwas 
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beiseite schieben und uns ausschließlich der Wirtschaftspolitik 
zuwenden: mehr Arbeit, billigere Arbeit, damit wir wieder auf die 
Beine kommen. Wir haben uns gewehrt, und schließlich haben 
die Unternehmer, was sie auf dem Verhandlungswege mit uns 
nicht erreichen konnten, auf dem Boden der politischen Macht er¬ 
rungen. Die Demobilmachungsvorschriften, namentlich diejenigen, 
die den Entlassungsschutz enthielten, die den Unternehmern nicht 
die Möglichkeit boten, ihre Betriebe von unproduktiven Arbeitern 
zu reinigen, wie sie sagten, wurden beseitigt. Die Unternehmer 
bekamen die Möglichkeit der Säuberung der Betriebe, und sie 
haben von diesen Möglichkeiten ja auch den weitgehendsten Ge¬ 
brauch gemacht Dazu kam die Beseitigung der Arbeitszeitreglung. 
Das war der erste Kampfabschnitt. 

Die zweite Periode, der Wiederaufbau der Wirtschaft, sollte be¬ 
ginnen. Was ist gekommen? Ein maßloser Angriff gegen die 
Arbeiterschaft, gegen die Gewerkschaften mit dem offensichtlichen 
Zweck, den günstigen Augenblick auszunutzen, um die Gewerk¬ 
schaften niederzuzwingen. Die Unternehmer wußten und wissen 
natürlich, daß wir aus der Inflationszeit ohne Geldmittel hervor-v 
gegangen sind und dadurch in der Kampfführung maßlos ein¬ 
geengt waren. Se kennen die Folgen der kommunistischen Wühl¬ 
arbeit, die Lockerung der Organisationsdisziplin. Riesenkämpfe, 
nicht mit einem praktischen Ziele, sondern nur, um die Arbeite!' 
zu ducken, um die Gewerkschaften herunterzudrücken, sind geführt 
worden. Sie haben der Wirtschaft ungeheure Wunden geschlagen. 
Der Erfolg dieses zweiten Kampfabschnitts ist durchaus nicht 
nach dem Wunsche der Unternehmer. Sie haben den Gewerk¬ 
schaften schwere Wunden beigebracht, aber die Gewerkschaften 
sind daran nicht gestorben, sie denken gar nicht daran. Der Er¬ 
folg ist unterschiedlich. Es gibt Industriegruppen, wo tatsächlich 
der Achtstundentag zum größten Teil beseitig ist, es gibt Indu¬ 
striegruppen, wo dre Unternehmer die Unterlegenen sind. Im 
Baugewerbe, im Holzgewerbe, in einer Reihe anderer Industrien 
ist der Achtstundentag im großen und ganzen erhalten worden^ 
Die Unternehmer sind aber auch ihrer Erfolge nicht froh, sie 
erkennen, daß es Augenblickserfolge bleiben, wenn sie erwarten! 
müssen, daß bei aufsteigender Wirtschaftskonjunktur die Arbeiter 
wieder auf den Kampfplatz treten, um sich den Achtstundentag 
wiederzuholen. 

Darum setzt jetzt die dritte Periode des Kampfes ein. Wieder 
wird die öffentliche Meinung berannt. Was in der letzten Zeit an 
Aktivität geleistet worden ist, ist bewundernswert. Die Reparations¬ 
frage ist das willkommene Agitationsstück. Wo soll das Geld für 
die Reparationen herkommen? Das kann doch nur erarbeitet 
werden! Also müssen die Arbeiter länger arbeiten, müssen sie sich 
den Hungerriemen enger schnallen. Ein neues Volksvermögen 
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muß zusammengespart werden. Und wer soll Besitzer dieses neuen, 
von den breiten Massen des Volkes zusammengehungerten Volks¬ 
vermögens werden? Den Unternehmern ist das selbstverständlich: 
dieses neue Vermögen muß Betriebskapital werden. Sie meinen, 
wir können nicht mehr die volle Lohnrate auszahlen, wie in einer 
normalen Wirtschaft, wir müssen die Lohnräte kürzen, damit wir 
wieder zu Betriebskapital kommen. Die Arbeiter sollen ein Kapital 
ersparen, das in den Besitz der Unternehmer kommt, eine ganz aus¬ 
gezeichnete und feine Idee der Unternehmerklasse! Das bedfeuteit 
nicht etwa nur die Wiederherstellung der alten volkswirtschaftlichen 
Verhältnisse; denn früher waren die Unternehmer nicht Besitzet 
des mobilen Kapitals, sie waren Besitzer des immobilen Kapital^;, 
der Betriebe, der Produktionsmittel. Das mobile Kapital haben sie 
im wesentlichen als Leihkapital aufnehmen müssen. Bei 30—35 
Goldmilliarden Leihkapital vor dem Kriege, die bei den Geld¬ 
anstalten vorhanden waren, sind allein 20 Milliarden Sparkassen>- 
einlagen gewesen. Der Unternehmer hat sie verzinsen müssen. 
Jetzt geht seine Idee dahin, wieder ein solches Kapital zu schaffen, 
aber nicht mehr in der alten Form, sondern das neue Kapital soll 
sich ohne Verzinsungszwang in den Händen der industriellen 
Unternehmer bilden. Die öffentliche Meinung muß begreifen, daß 
wir uns nicht mit unbeschränkter Begeisterung hinter diese Idee 
stellen können, sondern uns im Gegenteil mit allen Kräften da¬ 
gegen stemmen. 

Für die Arbeitgeber wäre es eine große Sache, wenn sie die 
öffentliche Meinung für ihre lohnpolitische Idee gewinnen könnten, 
aber niemand soll sich einbilden, daß sie ihre Idee aufgebien 
würden, für den Fall, daß die öffentliche Meinung sich nicht hinter 
sie stellt. Sie werden mit allen Mitteln diese Gedankengänge weiter 
verfolgen und mit allen Mitteln in den nächsten Monaten und 
Jahren versuchen, die Arbeiter niederzuhalten, ihre Organisationen 
zu knebeln, umzubringen. Darum wird die nächste Zeit angefüllt 
sein von schweren Kämpfen um den Arbeitslohn. 

m 

So stehen die ungeheuer schwierigen Fragen vor uns. Und 
statt unsere ganze Kraft für ihre Lösung einsetzen zu können, 
müssen wir bis über die Schultern im Sumpf des kommunistischen 
Stumpfsinns waten. Das ist das Elend unserer heutigen Arbeiter¬ 
bewegung. Die Befreiung von diesem Stumpfsinn — und er ist 
nicht bloß bei den Kommunisten, die Auswirkungen gehen weiter —, 
die Wiederherstellung von Ordnung und Disziplin in der Gewerk¬ 
schaftsbewegung ist auch eins von den Problemen, die noch zu 
lösen sind, und eins von den dringendsten. In der Gewerkschafts¬ 
bewegung brauchen wir mehr noch als in der politischen Partei für 
unsere Arbeit die Sachlichkeit an Stelle der Phraseologie. 
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Die Absatzkrise im Bergbau 

Von Heinr. Löffler 

Aus den Bergbaubezirken werden scharfe Absatzstockungen ge¬ 
meldet. Die Haldenbestände auf den Zechenanlagen mehren sich und die 
Produktion wird durch das Einlegen von Feierschichten gedrosselt. Ii* 
rheinisch-westfälischen Bergbaubezirk wurden in der letzten Juliwoche 
211 000 Feierschichten eingelegt. In der ersten Augustwoche war diese 
21ahl bereits auf 300 000 angestiegen. Die „Bergarbeiter-Zeitung“, das 
Organ des Verbandes der Bergarteiter Deutschlands, teilt mit, daß im 
Runrgebiet jetzt täglich mit mehr denn 50 000 feiernden Bergarbeitern 
zu rechnen sei. Eine trostlose Lage, im Gedenken an das, was die Ruhr¬ 
bergarbeiter nunmehr schon seit IV 2 Jahren haben erdulden müssen. Eine 
grenzenlose Verarmung hat die Bergarbeiterfamilien ergriffen, unter der 
sie zur Verzweiflung getrieben werden, wenn nicht bald eine Wendung 
zum Bessere« erfolgt. 

Auch in den Steinkohlenbezirken Nieder- und Oberschlesien, Sachsen 
und Niedersachsen und auch in den Gebieten des Braunkohlenbergbaues 
herrscht ein starker Absatzmangel mit Feierschichten. Der mitteldeutsche 
Braunkohlenbergbau, der bei gut gehendem Absatz täglich 10 500 WagTOn 
zum Abtransoprt der Produktion benötigt, fordert schon seit Wodien 
nur noch 6500 kn Tagesdurchschnitt an. 

In den genannten Tatsachen drückt sich die außerordentliche Schärfe 
der Wirtschaftskrise aus, von der Mitteleuropa, besonders aber Deutsch¬ 
land, erfaßt ist. weil noch immer kein wahrer Friede Einkehr halten 
konnte. Die Verantwortlichen für diesen Zustand haben bislang über¬ 
sehen, daß die Volkswirtschaften der einzelnen Staaten kein vonemander 
unabhät^iges Dasein führen, sondern mit ihren Lebensäußerungen auf 
das engste miteinander verbunden sind. Wenn die Reparationsfrage ge¬ 
löst und der Wahn verscheucht wird, der bislang einen wahren Friede« 
der Völker Europas verhinderte, dann dürfte eine Belebung der Wirt¬ 
schaft ekitreten und sich bald zeigen, daß wir keine Ueberproduktion 
an Kohle haben, wie manchmal aus den Erscheinungen der gegenwärtigen 
Absatzkrise geschlußfolgert wird. Für eine auch nur einigermaßen nor¬ 
male Wirtschaft — und wir wollen die Normalität gar nicht hoch schrau¬ 
ben — ist die Menge der aus deutscher Produktion zur Verfügung stehen¬ 
den Kohle entschi^en zu gering für den deutschen Bedarf. Das wird 
nicht nur mit allem Nachdruck gesagt, sondern soll auch sogleidi be¬ 
wiesen werden. 

Innerhalb der gegenwärtigen Grenzen der deutschen Republik und 
ohne das deutsche Saargebiet wurden 1013 benötigt 119 Millionen Tonnen 
Steinkohle. Diese Menge steht selbst nach den sehr angestiegenen Produk¬ 
tionsziffern für das 1. Vierteljahr 1924, umgelegt auf ein volles Jahr, nicht 
zur Verfügung. Im ersten Quartal 1924 wurden, infolge Ueberarbeit in allen 
SteinkohIengd)ieten der Republik, rund 29 Millionen Tonnen Steinkohle 
^fördert. Aufs Jahr übertragen erpfäbe dieses eine Förderung von 116 
Millionen Tonnen. Diese Menge wird aber aus verschiedenen Gründen 
nicht erreicht. Einmal war die Bergarbeitersdiaft des Ruhrreviers, Sach¬ 
sens und Oberschlesiens im Mai au^esperrt. Welche Wirkung diesle 
Aussperrung hatte, zeigen die Förderziffern. Der Ruhrbergbau förderte 
im März 8,22 Millionen Tonnen Steinkohle und im Aussperrungsmonat Mal 
aber nur 1,6 Millionen Tonnen. In gleichem Umfang ist auch die För¬ 
derung in Sachsen und Oberschlesien zurückgegangen. Nun wird die 
Produktion durch das Einlegen von Feierschichten weiter vermindert. 
Wenn auch die Förderung in den Herbst- und Wintermonaten wieder 
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regelmäßig sein sollte, dann dürften kaum mehr wie 105 Millionen Tonnen 
Steinkohle im Laufe dieses Jahres gewonnen werden. Hiervon sind, an 
erster Stelle rund 20 Millionen Tonnen für Reparationslieferungen ab¬ 
zusetzen, so daß für den Inlandsbedarf und die freihändige Ausfuhr 
nur noch 85 Millionen Tonnen zur Verfügung stehen. Rechnet man mit 
einem möglichen Einfuhrüberschuß von 10 Millionen Tonnen, dann beträgt 
das deutsche Steinkohlenhaben 95 Millionen Tonnen, gegenüber einem 
Verbrauch von 119 Millionen Tonnen in 1913. 

Es könnte nun g.efbrdert werden, daß zur Behebung der gegenwär¬ 
tigen Absatzkrise im deutschen Bergbau, jede Kohleneinfuhr zu unter¬ 
binden sei. Leider ist das nicht möglich. Zunächst verpflichtet das 
Genfer Abkommen zur Abnahme gewisser Kohlenmengen aus Ostober¬ 
schlesien. Dann sind die deutsche Norcücüste und audi Teile der Ost¬ 
küste immer auf den Bezug englischer Kohle eingestellt gewesen. Die 
Wassertransporte aus England erfordern geringere Frachtsätze wie die 
Bahntransporte aus dem Ruhrrevier, welches für die Versorgung der Nord¬ 
küste aus transportlichen Gründen nur in Betracht kommen kann. Die 
Mkumlasten haben weiter eine wirksam^ Konkurrenz der Ruhrkohle an 
der Nordküste verhindert. Um sie zu ermöglichen, müssen die Eisenbahn¬ 
frachtsätze für Kohlentransporte ermäßigt werden. Nach 'Zeitungsmeldun¬ 
gen soll der ständige Ausschuß des Eisenbahnrates auch eine Ermäßigung 
der Gütertarife, besonders aber der Tarife für Kohle gefordert haben. 
Hoffentlich wird dieser Forderung von der Reichsverkehrsbehörde- bald 
entsprochen, bevor sich die Kohlentransporte auf der Reichsbahn nodi 
weiter verringern. 

Wenn sodann die Micumlasten fortfallen, wird sich der Ruhrkohlen¬ 
preis den Konkurrenzverhältnissen voll anpassen können. Im Interesse der 
wirtschaftlichen Konkurrenzfähigkeit der deutschen Industrie auf dem 
Weltmarkt ist das auch erforderlich. Falsch wäre es aber, wenn die 
deutsche Exportindustrie ihre Konkurrenzfähigkeit von der Kohle allein 
erwartete. Es ist auch erforderlich, daß man in der Exportindustrie 
wieder kalkulieren lernt. Unter der sich fortsetzenden Geldentwertung 
der letzten Jahre ist die scharfe Kalkulation anscheinend ganz aus der 
Uebung gekommen. Man schwamm im Valutastrom gedankenlos dahin, 
denn die Geldentwertung sorgte immer für eventuell erforderlich wer¬ 
dende Korrekturen. Das hat jetzt aufgehört. In der Exportindustrie 
und im Käufmannsstand hat man nun wieder seine Tüchtigkeit zu beweisen, 
denn faule Köpfe werden im internationalen Wettkampf unterliegen. 
Auch von der Kohle allein kann nicht jede Konkurrenzmöglichkeit er¬ 
wartet werden, obgleich ihr Preisstand einen wesentlichen Faktor bildet. 

Die Bergarbeiter in allen Revieren leisten seit Monaten Ueberarbeit. 
Im gegenwärtigen Augenblick wäre dies, von der Menge der Kohlen¬ 
förderung aus betrachtet, gar nicht erforderlich. Es ist doch ein ge¬ 
waltiges Opfer, auf der einen Seite Ueberarbeit zu leisten und auf der 
anderen Seite Feierschichten hinnehmen zu müssen. Es ist im Interesse 
des Preisstandes erforderlich. Lohn- und Oehaltskosten sind unter nor¬ 
malen Produktionsbedingungen der wesentlichste Bestandteil der Pro¬ 
duktionskosten, die wiederum bestimmend sind für den Verkaufspreis. 
In solcher Situation ist es mehrfach geboten, dafür zu sorgen, daß die 
gewonnene Kohle Absatz findet, denn sonst darf nicht erwartet werden,i 
daß die Ueberarbeit fortgesetzt werden kann. Das wird zu einem xm- 
möglichen Verlangen bei längerer Fortdauer dieser Absatzkrise. Sie 
mildem zu helfen, ist nicht nur eine Aufgabe der Grubenunternehmlungen, 
sondern auch der verbrauchenden Industrie, indem sie sich mit ihren 
Warenpreisen so einstellt, daß sie auf dem Weltmarict konkurrenzfähig ist 
und auch der deutschen Arbeiter- und Beamtenschaft Anschaffungen er¬ 
möglicht werden. 
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Bei einer Lösung des Reparationsproblems und der zu erwartenden 
wirtschaftlichen Belebung, wenn sie audi nur gering sein sollte, wird 
sich recht bald erweisen, daß keine Ueberproduktion an Kohle in Deutsdi- 
land bestdit und die momentane Absatzkrise im Bergbau nur ein Ausdruck 
der Anormalität der wirtschaftlichen Verhältnisse ist. 


Die III. gegen die II. Internationale 

Von Akakij Kusnezow 

Eter Vorsitzende der HI. Internationale, Sinowjew, hat die Losung 
ausgegeben, daß die ausländischen Kommunisten in die 11. Internationale 
eintreten sollten, um deren Front von innen her auszuhöhlen. Um diese 
raffinierte Taktik seinen Zuhörern verständlich zu machen, argumen¬ 
tierte er folgendermaßen: 

„Es ist nicht nötig, in dieser Maßnahme irgendeinen prinzipiellen 
Wechsel der Ansichten zu sehen. Sie bedeutet nur eine Reinigung der 
,taktischen Waffe', die vorgenommen werden mußte, weil die Losung 
der sozialen Weltrevolution unter den ausländischen Arbeitern keine 
Popularität besitzt. Wir schlagen jetzt vor, den deutschen Arbeitern 
folgendes zu sagen: Ihr wollt nicht Kommunisten sein. Ihr sagt, daß 
der Kommunismus der Bürgerkrieg sei. Schlag^ ein, wollen wir uns 
auf die Bildung einer Arbeiterregierung einigen. Mögen in ihr Kommu¬ 
nisten, Sozialdemokraten und auch christliche Arbeiter vertreten sein. 
Wir stellen hierzu nur drei Forderungen: 1. Entwaffnung der Bour¬ 
geoisie und der Weißgardisten, das versteht jeder Arbeiter. 2. Bewaff¬ 
nung der Arbeiter, weil man sich doc;h verteidigen muß. 3. Vorschlag 
an die Arbeiter, daß die Steuern von den Reichen gezahlt werden 
müssen. Welch ein Arbeiterherz wird nicht solchen Anträgen zu¬ 
stimmen? Wir schlagen weder eine Sowjet-Regierung noch die Dik¬ 
tatur des Proletariats vor, sondern nur die Arbeiter zu bewaffnen und 
die Bourgeoisie zu entwaffnen und die Steuern von den Reichen zahlen 
zu lassen, ^id ihr einverstanden meine Herren Sozialdemokraten oder 
nicht? Was entstehen wird, ist-klar. Vor allem wird die Sozialdemo¬ 
kratische Partei zerfallen. Die Führer werden schreien: ,Perfide Bol¬ 
schewisten'. Im Kriege geht es aber kriegerisch zu, und eine solche 
Handlungsweise nennt man ein Manöver, und nur solch ein Manöver 
ist gut, das die Bourgeoisie und die Sozialdemokratie auf den Rücken 
hinstreckt." 

Mit diesen Vorschlägen, die die festgefahrene Weltrevolution wieder 
flott machen soll, stimmt auch die Resolution überein, die von dem Ge¬ 
werkschaftskongreß der III. Internationale (Profintern) angenotnmen 
wurde und die laut der offiziellen bolschewistischen Zeitung „Jsw." 
sich an das Proletariat der baltischen Staaten wendet. Es heißt dort 
unter anderem: 

„Arbeiter aller Länder! Nur dank der Macht des Weltkapitals 
und mit Unterstützung der Nationalverräter eurer Länder können sich 
diese im Innern faulen, angeblich selbständigen Staatsgebilde halten, 
die den Stützpunkt der Weltrevolution, die Sowjet-Macht, von dem 
gegenwärtigen Herde der europäischen Revolution Deutschland ab¬ 
sperren. Die Bourgeoisie eurer Länder braucht diese sogenannten demo¬ 
kratischen Republiken als Kettenhunde, um sie im gegebenen Moment 
auf die Arbeiter und Bauern der S.S.S.R. loszulassen. Während in Eng¬ 
land angeblich eine Arbeiterregierung am Ruder sitzt und in Frank¬ 
reich ein demokratischer Linksblock mit Unterstützung der Sozialisten 
die Geschicke des Landes leitet, während in Dänemark eine sozial- 
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demokratische Regierung die Macht in Händen hat und in der ganzen 
Welt die Sozial Verräter den Anbruch einer neuen Aera der Demokratie 
verkünden, wüten die Bourgeoisie-Ctemokratien in Estland, Lettland, 
Litauen, Finnland und Polen als gehorsame Vasallen des Weltimperia¬ 
lismus unter den Arbeiterorganisationen ihrer Länder.“ 

Jetzt haben die Bolschewisten in der Unterhöhlungstaktik noch 
einen Schritt weiter getan. Die russischen Gewerkschaften suchen auch 
in die II. Internationale einzudringen. Anfang Juni 1924 hatte in Wien 
der Kongreß der II. Internationale den Beschluß gefaßt, den russischen 
Gewerkschaften den Eintritt freizustellen, wenn sie das Statut und die 
Bedingungen der II. Internationale annähmen. Hierauf haben die Führer 
der russischen Gewerkschaften, Tomski und Dogadow, geantwortet, 
daß sie zwar die Bedingungen der II. Internationale ablehnen müßten, 
trotzdem aber vorschlügen, eine Aussprache zu veranstalten. Zu welchem 
Zweck diese Aussprache angefegt wird, darüber geben einige Bemer¬ 
kungen auf der vorhin schon erwähnten Moskauer Tagung der kommu¬ 
nistischen Gewerkschaften Aufschluß. Losowski bemerkte nach der 
„Prawda“ vom 20. Juli, daß „unsere Taktik darauf abzielt, die Amster¬ 
damer Internationale zu liquidieren“. Tomski führte diesen Gedanken 
weiter aus, indem, er laut „Prawda“ vom 22. Juli erklärte; 

„Zurzeit besteht das Vollzugskomitee der Amsterdamer Internatio¬ 
nale aus vier rechten, vier linken Mitgliedern und einem schwankenden. 
Falls die Linken mit uns gingen, d. h., wenn es uns gelänge, sie abzu-. 
reißen und hinter uns herzuziehen, so würde das keinen geringen Sieg 
bedeuten.“ 

Wie zielbewußt die Arbeiter "iier III. Internationale auf die Welt¬ 
revolution hinsteuern, zeigt auch die Meldung der offiziellen „Isw.“, 
daß auf der letzten Sitzung vom 25. Juli beschlossen ist, für den August 
den in den verschiedenen Staaten inhaftierten Revolutionskämpfern fol¬ 
gende Subsidien zu zahlen: 

,JDeutschland 15 000 Dollar, Bulgarien 6000, Italien 300, Litauen 
300, Estland 75, Lettland 150, Rumänien 500, Südslawien 250, Oesterreich 
und Ungarn lÖO. In Anbetracht der Zunahme der Repressalien in Polen 
wurde die Summe von 4000 auf 8000 Dollar erhöht. Aus den gleichen 
Gründen ist nach Südslawien eine ergänzende Unterstützung von 1000 
Dollar gesandt worden. Für Spanien wurden 500 Dollar ausgeworfen. 
Auch die von Europa aufgenommenen wirtschaftlichen Beziehungen zu 
Sowjet-Rußland müssen letzten Endes dazu dienen, die Propaganda für 
Weltrevolution zu fördern. Wie die „Prager Presse“ meldet, legt die 
Sowjet-Regierung besonderes Gewicht auf die Propaganda unter den 
ausländischen Matrosen, die die Schwarzemeerhäfen, Odessa, Batum und 
Noworossisk besuchen. In Odessa z. B. besteht ein spezieller Klub für 
die Interessen der ausländischen Matrosen. Im letzten Halbjahr er¬ 
streckte sich die Tätigkeit dieses Klubs auf die Matrosen von 90 aus¬ 
ländischen Schiffen — von ihnen waren 30 englische, 27 deutsche, 
25 italienische usw. In dieser Zeit fanden 61 Versammlungen statt, an 
denen 5354 ausländische Matrosen teilnahmen. Der Klub verfügt über 
eine internationale Bibliothek, ein Restaurant, einen Konzert- und Tanz¬ 
saal. Es werden auch Exkursionen und Sprachstunden erteilt, vor allem 
aber wird kommunistische Propaganda getrieben. Der Klub gibt auch 
Flugblätter heraus, von denen bisher 130 (28 in deutscher Sprache, 
25 in englischer und 77 in italienischer Sprache) erschienen sind. 

Jedoch nicht nur die Führer der III. Internationale sind leiden¬ 
schaftlich bestrebt, die Propaganda für die Weltrevolution nicht ein- 
schläfen zu lassen. Auch der Kriegskommissar Trotzki rührt nach seiner 
Rückkehr aus der Verbannung unaufhörlich die Kriegstrommel. Wie 
erinnerlich, sprach er kürzlich anläßlich der Stiftung eines Flugzeuges 
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durch lettische Kommunisten die Hoffnung aus, daß „es dem roten 
Flieger in nicht allzu ferner Zeit gelingen möge, die rote Fahne wieder 
über einer Stadt zu zeigen (Riga), die ich Ihnen aus diplomatischen 
Gründen nicht beim Namen nennen kann“. Kurze Zeit darauf über¬ 
reichte der Führer der tschecho-slowakischen Kommunisten Schmeral 
bei einer von Trotzki abgenommenen Parade einem roten Regiment einen 
Ehrensäbel, mit dem es sich „den Weg nach Prag bahnen“ solle. 

Wie man sieht, die III. Internationale und das Volkskommissariat 
für Krieg wetteifern miteinander in der Propaganda für die Weltrevo¬ 
lution. Europa scheint aber davon nichts zu sehen, sondern träumt 
nur davon, wie es mit Rußland gute Geschäfte machen kann. Diesen 
Handelsgeist nutzt die rote Diplomatie aus, indem sie einen Staat gegen 
den andern ausspielt. Aus den von mir reichlich angeführten Zitaten 
ist zu ersehen, daß in Sowjet-Rußland augenblicklich mehr als je der 
Gedanke der Weltrevolution die treibende Kraft darstellt. Es wäre 
endlich an der Zeit, daß der Bolschewismus auch von der Arbeiterschaft 
als der größte Feind der Sozialdemokratie erkannt wird, weil er, wie 
Kautsky schon festgestellt hat, einen Rückfall der Arbeiterbewegung in 
den Putschismus Bakunins darstellt. 


Der Zerfall Oesterreichs 

Von Hermann Wendel 

Von Viktor Bibis Werk „Der Zerfall Oesterreichs“ (Rikola-Verlag, 
Wren), dessen erster Band auf diesen Blättern (Die Glocke, VIII, 4ö. 
5. 2. 23) ausführlich gewürdigt wurde, liegt jetzt der abschließende zweite 
Teil vor. Wurde dort „Kaiser Franz und sein Erbe“ behandelt, so reicht 
dieses Budi „Von Revolution zu Revolution“, nämUdi von 1848 bis 1918. 
Die Vorzüge des ersten Bandes eignen aucli dem zweiten: leichter Fluß 
der Darstellung, lebendige Dokumentierung aus neu erschlossenen Akten 
oder bereits bdcannten Druckschriften, vorurteilslose Betraditung des so¬ 
zusagen angestammten Herrscherhauses. Aber wenn dem ersten Teil nach¬ 
gesagt wurde, daß er allzusehr im Persönlichen die Quellen des Histo¬ 
rischen sehe, so leidet der zweite an dem gleichen Fehler. Die soziale 
Spannung etwa, die sich in der Märzrevolution entlud, entgeht Bibi 
durchaus nicht, aber seltsam genug bezeichnet er dennoch den Gegensatz 
zwischen dem Staatskanzler Metternich und dem Minister des Innern 
Kolowrat als „die Hauptursache der Revolution“. Mit Recht gilt ihm die 
Nationalitätenfrage als der wundeste Punkt des Habsburgerreichs, als 
Oesterreichs eigentliches Problem, und sehr gut rückt er den sich schlau 
dünkenden Stumpfsinn der Herrschenden angesichts dieser Frage ins 
Helle: in einem offiziösen Artikel der „Augsburger Allgemeinen Zeitung“ 
stand am 12. Dezember 1838 zu lesen, daß Oesterreich die Aufgabe» 
die „heterogensten Bestandteile zu einem Ganzen auszubilden“, in 
„großartiger und liberaler“ Weise „glänzend“ gelöst, habe, und der 
„gute Kaiser“ Franz bekannte mit zufriedenem Lächeln: „Meine Völker 
sind eines dem andern fremd — um so besser. Ich schicke Ungarn nach 
Italien und Italiener nach Ungarn. Aus ihrer Antipathie ersteht die Ord¬ 
nung und aus ihrem wechselseiti^fen Haß der allgemeine Friede.“ 

Aber wo es gilt, sich in die Geistesverfassung der nichtdeutschen 
Nationalitäten zu versenken, versagt Bibl, zum! Teil deshalb, weil er die 
literarischen Ergüsse ihrer ringenden Seele nicht aus erster Hand zu 
schöpfen vermag. So urteilt er schon über die Rolle der Tscheche^ im 
Jahre 1848 sehr einseitig, denn in ihrem föderalistischen Glaubensber 
icenntnis steckte nidit Herrschsucht, sondern Friedensliebe eines unter¬ 
drückten Volkes; die Herrschsucht war, wie namentlich Redlkh in seinem 
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klassischen Werk über „Das österreichische Staats- und Reichsproblem“ 
darlegt, damals und bis 1918 durchaus bei den Deutschen, denen die 
Nationalitätenfrage eine reine Machtfrage blieb, während gerade die 
politische Ideologie der Tschechen im Revolutionsjahr auf den besten, 
den allmenschlichsten Ueberlieferungen der klassischen deutschen Dich¬ 
tung und Philosophie fußte. Noch unverdient schlechter kommen die 
Südslawen fort. Von dem serbischen Sprachreformer Vuk Stefanovic 
Karadzic weiß Bibi zu berichten: 

Im Jahre 1826 begründete Karadzic die „Matica Srbska“, ... die 
sich die Pflege des serbischen Volkstums zur Aufgabe stellte. Vuk 
Karadzic, der eigentliche Begründer der neuserbischen Sprache und 
Literatur, verstand es durch seine Werke, eine übertrieben hohe, bis 
zum Größenwahn sich steigernde Meinung von der großen Vergant- 
genheit und der glänzenden Zukunft des Serbenvolkes zu erwecken. 
Nach seiner „geschichtlichen“ Darstellung "hatten 
die Serben, das „größte Volk des Planeten“, eine 
alte Kultur von fünftausend Jahren hinter sich, in 
deren Rahmen die ganze Welthistorie sich abspielte. 
So war Jesus Christus gleich seinen Aposteln ein 
Serbe. 

Daß in Wahrheit Vuk mit der Gründung der „Matica Srbska“ nicht 
mehr zu tun hatte als Viktor Bibi, ist für einen sorgsamen Historiker ein 
peinlicher, doch nicht tragischer Irrtum. Aber starker Tabak ist die Be¬ 
hauptung von Vuks Phantasien über die Vergangenheit des Serbenvolkes. 
Zwar hat unlängst ein „Wissenschaftler“ aus der Schule des Dr. med. h. c. 
Ludendorff-Lindström namens Franz v. Wendrin dargetan, daß die letzten 
sechzigtausend Jahre Weltgeschichte einzig und überhaupt von der 
— Heil! — germanischen Kultur angefüllt sind, und schon vor der großen 
Verwirrung der Geister hat ein „deutschvölkischer“ Heldentenor wie 
Max Bewer Jesum Christum als blondlodkigen Arier und blauäugigem 
Rasse-Germanen vorgeführt, aber Vuk Karadzic, als ernster Geirrter 
von Goeäie, Jakob Grimm und Alexander v. Humboldt gwchätzt, ein 
wertvoller Mitarbeiter Rankes, hat nie und nirgends den Blödsinn voin 
sidi gegeben, den Bibi-ihm zuschreibt! Diese Kritiklosigkeit läßt ver-. 
muten, übei* welch trübe Quellen sich der o. ö. Professor für Geschidibe 
an der Universität Wien bei Betrachtu^ der Südslawenfrage gebeugt 
hat. In der Tat nennt er als Gewährsmänner jenen k. k. Kroaten Pilar, 
der noch 1918 unter dem Decknamen Südland an der Hand verstaubte^ 
Scharteken und verrückter Rassetheorien einem habsburgischen Trialis¬ 
mus zugunsten eines Großkroatien mit der Spitze gegen die Serben 
das Wort redete, imd jenen — auch k. k. — Leopold Mandl, der in diese 
Zeitschrift (Die Glocke, IX, 4. 23. 4. 23) als frecher Dokumentenfälschei* 
seine wohlverdiente Stäupung erhielt, ohne daß er zu muchen gewagt hätte. 

Noch mehr wird Bibi, je näher er der Gegenwart kommt, der Blick 
durch die Tatsache beengt,. daß er als Großdeutscher schwarr-weiß- 
roter Färbung die auswärtige Politik des Ballplatzes, namentlich im 
Juli 1914, nicht tadeln kann, ohne die geliebte Wilhelmstraße und diaf 
angebeteten Wilhelm iner zu treffen. So heißt • er wohl die agrarisdbe 
Schutzzollpolitik Oesterreich-Ungarns gegen Serbien wahnwitzig und zer¬ 
stört die Legende, daß der Paralytiker Franz Ferdinand durch seinei 
Thronbesteigui^ ein Erlöser der Völker auf dem Wege des Trialismus 
geworden wäre. Aber für den „Uebermut der Serben“ im Balkankrieg 
von 1912 führt er ausgerechnet die Affäre Prohaska an, die in Wirk-, 
lichkeit gar nicht existierte, sondern eine bübische Erfindung Wiener 
Schmodcs zum Zweck der Kriegshetze war und bei der die Serben nichts 
als die passive Rolle des Verleumdeten spielten; über das Attentat von 
Sarajevo sdhreibt er, als sei das Lügen-Memorandum der k. und k., Re¬ 
gierung vom Juli 1914 das letzte Wort dieser Angelegenheit; in dem 
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Verbrediericeller der Wiener Ministerratssitzung vom 7. Juli, die nadi 
Tiszas Ausdrude den Krieg gegen Serbien zu „provozieren“ besdiloß, 
wurde für Bibi nur eine unsäuldige „diplomatische Aktion“ in Er¬ 
wägung gezogen, und voller Schmalz und Pathos ruft er aus: „Niemalsl 
wira ein unparteiisdier Aräopag der Weltgeschichte jene 'Männer ver-« 
urteilen dürfen, die in der Schicksaisstunde der alten Monardiie, da durch' 
die Ermordung des Thronfolgers das Signal zu ihrer Zerstörung gegeben 
schien, das Aeußerste wagten, um den tödlidien Streich abzuweluen“. 
Aber von „jenen Männern“, den Berchtold und Konsorten, gilt Grill-* 
parzers Zomwort in Metternichs Tagen: „Die Rotte, die uns regiert, ist 
von einer Schlechtigkeit, die höchstens in ihrer Dummheit einige Enti 
schuldigung findet“, auf ihre frevle Brandstiftung durch das Ultknahun 
paßt TCS Grafen Mensdorff Meinung über den Kriegsbeschluß des 
österreidhisdien Kabinetts von 1866: „Nie wurde von ernsten Männern 
eine Frage von so großer Tragweite mit mehr Leichtfertigkeit behandelt“, 
imd immer noch war Oesterreich, wie es Moritz Hartmanns Dichteihlick' 
einst sah, „ein Sklavenschiff, beladen mit unglücklichen Völkern“, die nur 
befreit werden konnten, wenn es an einem Felsenriff scheiterte. 

Daß Bibi nicht fähig oder nicht willens ist, das alles zu sdien 
oder zu sagen, belastet sein sonst nicht wertloses Buch mit einer nicht 
zu tilgenden Hypothek. 


Die schimpfende Wissenschaft 

(Ein Nachwort zum Fall Spengler) 

Von Erich Kuttner 

Ein heller Sachse, Theodor Schulze geheißen und seines Zeichens 
Schriftleiter der „Dresdener Neuesten“, stellt sich! heldenmütig vor Herrn 
Oswald Spengler, der nach seiner hier vollzogenen Entlarvung als Ver¬ 
leumder den schweigenden Olympier markiert. 

Freilich: „die Zither ist entzwei, an der ist nichts zu halten“, — die 
Spenglersche Schrift „Neubau des Deutschen Reiches“ muß selbst der treue 
Knappe Schulze preisgeben, indem er für die deutschen Worte Lügerei 
und Schwindel die wohltönenderen Fremdworte „individuelle Art“, „Sub¬ 
jektivismus“, ,,durchgehendes Temperament“ usw. bildet. Na schön. 
Um über Ausdrücke zu streiten, sind Zeit und Raum zu kostbar. 

Da aber die Mohrenwäsche der Spenglerschen Schrift selbst dem 
stellvertretenden Sportredakteur Schulze aussichtslos erscheint, versucht 
er es in der seit jeher beliebten Art der Winkeladvokaten, die Sache „auf 
ein anderes Geleise zu schieben“. Der Sachverhalt ist so prachtvoll ein¬ 
fach : Oswald Spengler soll seine ehrabschneiderischen Behauptungen 
gegen nur unbestimmt bezeichnete Personen so spezialisieren, daß sie 
sich nachprüfen lassen, und er tut es nicht. Viel zu einfach für einetn 
Winkulanten! Deshalb unterschiebt mir Herr Schulze rasch einen finsteren 
Plan: um den unbequemen W i s s e n s ch a f 11 e r Oswald Spengler, der 
Marx zu verfinstern drohe, an dem ich aber anders nicht herankönne, 
zu erledigen, packe ich ihn bei einer schwachen Stelle, einer politischen 
Streitschrift. ... Das zeige nur, wie man den Wissenschaftler Spengler 
fürchte, aber das sei die Art der Pygmäen, große Männer zu bekämpfen 
usw. usw. 

Ach nein, die Sache liegt gerade umgekehrt: mein Angriff richtete 
sich allein gegen den Politiker Spengler. Den Wissenschaftler Speng¬ 
ler ließe ich in Frieden weiter dicke BüÄer schreiben, wenn er dafür die 
Politik in Frieden ließe. Aber dieses Exempel zu statuieren war not¬ 
wendig, weil — so paradox dies zunächst klingt — seit Jahr und 
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Tag das geistige Niveau unserer politischen Ausein¬ 
andersetzungen durch nichts tiefer herabgedrückt 
wird als durch die Einbrüche gewisser Repräsentanten 
derWissenschaft. 

Man klagt heute allgemein über die Verflachung des politisdien. 
Kampfes, über den Rüpelton, der feiner organisierten Naturen eine Be- 
teili^ng am politischen Ldien ganz unmöglich mache, natürlich immer 
mit dem ausgesprochenen oder stillschweigenden Hinweis auf die Be¬ 
rufspolitiker als die Schuldigen. 

Nun will ich gar nicht leugnen, daß in gewissen extremen Partei^ 
wie der völkischen und der kommunistischen, die politischen Führer gleich¬ 
zeitig Propagandisten des ekelhaftesten Knotentums sind. Um so mehr aber 
dürfte man erwarten und verlangen, daß die gepriesene, wegen ihrer 
CÄjektivität sich selbst Tag und Nacht beweihräudiernde deutsche 
Wissenschaft, sobald sie in die politische Arena herabsteigt, ein 
Beispiel vomdimer Kampfesweise, sachlicher Argumentation, ästhetischer 
Streitformen bieten würde. 

Weit gefeit! Gerade sogenannte „Männer des Wissens“ sehen ihren 
Stolz darin, sobald sie den Lehrsaal mit dem Versammlungssaal tauschen, 
sich als rohe Polterer aufzuspielen die ihre Unbildung mit jedem Wor^ 
jeder Geste herausschreien. Jawc^l Unbildung! Denn, wie mancher 
politisch vorzügliche Kopf die Anfangsgründe der Physik nicht be¬ 
herrscht, so kann ein mit dem Nobelpreis ausgezeichneter Physiker (wie 
z. B. Professor Lenard) in rein politischer Fassungsgabe unter jedemi 
Droschkenkutscher stehen. Und doch bilden sich diese Männer ein, sie 
könnten mit ein paar zusammenhangslos aufgeschnappten, Zeitungsphrasen 
sich als Politiker aufspielen. Sie ahnen nicht einmal, wie jeder Satz, 
den sie als „Politiker“ sprechen, verrät, daß ihnen die Gruncüiegriffle 
der Sache fehlen, über die sie andere belehren wollen. Irgendein persön¬ 
licher Tratsch über Ebert wird ihnen politisches Fundamentalereignis, 
jede agitatorische Geschichtsumfälschung, die ihnen in den Kram pa'ßtj 
nehmen sie als bare Münze und unterscheiden sich von den Demagogen, 
denen sie nachbeten, meist nur dadurch; daß diese wenigstens den Pro¬ 
zentsatz an Lüge einigermaßen kennen, den in ihrer Darstellung ist, wäh¬ 
rend die professorale Naivität von der hundertprozentigen Wahrheit des 
raffinierten Mischmaschs fest durchdrungen ist. Männer, die m ihrem 
Wissensgebiet führend sind, ermangeln in der Politik so sehr des Blickes' 
für das Wesentliche, daß ihnen die Perfidie gegen einzelne Personen als 
der hauptsächlidie Inhalt des politischen Kampfes erscheint. 

Ist , es nicht auffällig, daß ein UniversitätsprÖfessor wie Herr 
V. Freytag-Loringhoven nacheinander wegen pöbelnafter Schimpfereien, 
dann wegen Verleumdung verurteilt wird, gleich darauf wieder verleum¬ 
det, ohne daß die deutsdie Wissenschaft sich diesen — nicht einmal 
wissenschaftlich vollwertigen — Vertreter abwimmelt? Doch sie läßt sich 
widersprudislos bald durch die Paroxysmen eines Lenard, bald durdh^ 
die Bierbankphrasen eines Roethe vor allen politisch ernsthaft Denkenden' 
blamieren. Und in diesem Bild ist! der Fall Spengler nur ein Ausschnitt 

Ich denke gar nicht daran, dem Wissenschaftler Spengler ans ^der 
zu wollen. Selbst wenn Spengler in allem unrecht hat, was er als Wissen:- 
schaftler behauptet, so gehört er zu denen, die zu Nachdenken und. 
Selbstkritik zwingen. Schon das ist eine Leistung. Sie sei ihm ui^stritten. 

Aber muß ein solcher Mann, wenn ihn das Gelüsten treibt, in die 
aktive Politik einzugreifen, dann verfahren, wie das niederste und elendeste 
Geskidel, das sich marodierend auf den politischen Kampfplätzen herum- 
treü)t? Es ist eine alte Kunst, Verleumdungen zu verbreiten, ohne daß 
man gefaßt werden kann, indem man die Verleumdeten nicht bei Namen 
nennt, aber doch durch Andeutungen soweit bezeichnet, daß jeder unge¬ 
fähr weiß, wer gemeint ist. Nur war das eine Kunst, die der a n s t ä n - 
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di ge Politiker un« Journalist zu allen Zeiten verabscheute luid den Pre6- 
banditen und Revolverjournalisten überließ. Ist es nun wirklich — frage 
ich — eine Bereicherung des politischen Lebens, eine Hebung des 
geistigen Niveaus, wenn Wissenschaftler als Hetzdemagogen und Preß- 
banditen in die politische Arena einbrechen?! 

Ich schreibe diese Zeilen nicht, weil ich etwa die Vertreter der 
Wissenschaft aus der Politik verscheuchen mödite. Im Gegenteil! Ich 
bitte sie nur, sich so zu benehmen, daß sie nicht die anständigen; Menschen 
aus der Politik verscheuchen. 


Romain Rolland 

Von Kurt Offenburg. 

•Nicht der Erfolg, 

der Glaube.war sein Ziel.* 

Bis zum Ueberdruß oft ist es gesagt worden, daß in der Persönliche^ 
keit Romain Rollands Ethos urid Dichtung nicht zu trennen sind. 
Die Seele dieses Mannes war schon in der Kindheit so erfüllt von der 
Sehnsucht nach dem Großen und Moralischen, daß das edle und erhabene 
Sein gleichsam die Sphäre — wenn nicht der Ursprung — von Rollands: 
Schaffen geworden ist. Diese Einstellung hebt diesen Franzosen aus 
der Reihe der großen Romanciere Frankreichs. Alle anderen: Balzac, 
Flaubert, Maupassant, Zola, Frace wollen das Typische, 
das Allgemeingültige gestalten; selbst der Einzelfall wird ins gesetzlidv 
Gebundene, in das einfache Ldben, so bindend wie möglich eingeordnet.. 
Dagegen ist jeder Held in Rollands Büchern, mag er noch so schlichter! 
Bürger sein, ein pus der Reihe herausgehobener Mensch. Etwas vom! 
Glorienschein des Genies umschw^t sie alle: nicht nur die Michel,-! 
angele, Beethoven, Tolstoi, Johann Christof, sondern 
auch den weinfreudigen burgundischen Bildschnitzer Colas Breugnon, 
den Pazifisten Clerambault und die herbe A n n e"t t e. 

Rollands Ethik greift tief in sein Werk ein. Sein großes Vorbild! 
Tolstoi war ein Prediger in der Wüste; auch Michelangelosl 
Leben war ein Kampf gegen das Gemeine: aber die Menschen ihrer 
Werke haben nicht recht und nicht unrecht. Sie sind schicksalhaft Ge¬ 
triebene. Das Leben an sich ist böse, führt zum tragischen Niedergang. 

In Rollands Werk jedoch ist nichts von dieser fatalistischen Ver¬ 
zweiflung. Dieser Optimist mischt seine Hoffnungen, Träume, Wertua- 
gen in seine Gestalten ein. Wo er auch anfängt, sein Weg führt immer 
ins Moralische, ins Eihabene. * 

Zur Gestaltung reizt ihn, besonders in dem ersten Jahrzehnt seiner 
Arbeit, in den Dramen, die er in Italien konzipiert hat: die ideale 
Idee als Führer einer Gesamtheit oder der einzelne 
als Träger einer ewigen Aufgabe. Das Glaubensideal der 
Vorstellung gdit mit in die Gestaltung ein.. Die Diktion der Werke erhält 
ein Pathos, das trotz allem psychologischen Wahrheitsfanatismus die Fi¬ 
guren erhöht und manchmal fern rückt. 

Betrachtet man Rollands Bildnis, so begreift man erst, in seiner 
letzten Verborgenheit diesen friedlichsten aller Helden; diesen Menschen 
der reinen Gerechtigkeit, dessen Wesen ohne gefährliche und niedrige 
Wallungen zu sein scheint. Aber der Dichter muß alles als Möglichkeit i» 
sich h^en: die Reinheit des Kindes und die Verworfenheit des Ver¬ 
brechers, denn nur dann bekommen auch' die negativen Figuren ihre ab¬ 
solute Wahrheit, die tragische Notwendigkeit, das schreckliche Muß des 
dumpfen Instinktes. Bei Rolland ist das menschlich Niedrige, so realistisch 
es sein mag, immer ein Wenig leer und leicht, wie der Streit dieir 
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Schwestern in „Annette und Sylvia“ (dem ersten Band eines neuen 
Werkes „Verzauberte Seelen“), der furchtbare Tiefen aufrisse, wenn 
Hollands reine Seele sie zu erblicken imstande wäre. 

In „Johann Christof“, diesem bluthaftesten aller Werke Rollandsi, 
und in „Meister Breugnon“ wird von der großen Konzeption der Haupt-^ 
gestalt, von dem Wissen, den Qualen und Freuden des künstlerischejn 
Schaffens das ganze Buch erfüllt und durchströmt. Nicht nur Olivier (in 
„Johann Christof“) trägt die sensiblen Züge Hollands, auch in Christof, 
dem aus Kraft und Empfindsamkeit geformten Genie, sind die vitalsten 
Erlebülisse Romain Hollands. — Die leidenschaftliche ethisch-politische 
Einstellung Hollands, wird in diesen beiden Werken, gerade weil sie 
so verwebt ist mit dem Schicksal des großen Menschen, am stärksten 
wirksam. 

Man muß das Leben dieses Mannes kennen, um seine dichterische 
Entwicklung und seine Stellungnahme zu deUj Gesdiehnissen zu - ver¬ 
stehen. — Wir schrieben das Schidcsalsjahr 1914. In Paris, der euro¬ 
päischsten Stadt Europas, lebte unfern des Boulevard Montparnasse im 
Zentrum des Getriebes der Millionenstadt, einsam seiner Arbeit hin- 
gegd^en, Romain Holland; jahrzehntelang, in puritanischer Einfachheit. 
Jahre der Arbeit lagen hinter ihm, ungdcannt und unverstanden; die 
Aitieiten nur veröffentlicht in einer wenig, bekannten 2[eitsdirift, den 
„Cahiers de la Quinzaine“; verehrt von einer kleinen Gemeinde. Das' 
große Pariser literarische Publikum vergnügte sich in der' Com6die 
fran^aise mit geistreichen Lustspielautoren, bei denen die Ehe und der 
dazi^hörige Ehd>ruch der guten Gesellschaft Sinnenkitzel und Literatur-, 
bedürfnis stillte. Hollands Lebensweric „Johann Christof“ war bereits 
in den „Cahiers de la Quinzaine“ erschienen, und was der Dichter mit 
prophetischem Schauen gefürchtet hatte und in diesem Roman be¬ 
schwören wollte, brach über Europa herein. Und in diesem Augenblkk 
trat die Entscheidung an Romain Holland; heran, zu wählen zwisraen na¬ 
tionalem Haßgesang und der damit verbundenen Position ebes gefeierten 
Dichter seines Volkes, oder Treue an seinem Werk und damit Verlassen¬ 
heit als Flüchtling im Ausland. 

Wie in den Weihen so ist auch in Hollands politischer Ebstellung 
die gleiche merkwürdige Nähe und Ferne zum Leben. Er ist radikal 
bis zur Selbstaufopferung; die Idee der Gerechtigkeit erfüllt sein Leben. 
In den „Wölfen“, dem Drama, das die Dreyfus-Affäre inspiriert hat, 
unterli^t die Wahrheit und ist für Rolland doch nicht besiegt. Ob> 
das Gute, die Gerechtigkeit sich durchsetzt oder njdit, das beweist 
nichts. Eher beweist der Erfolg, daß; die Idee getrübt ist. 

Rolland hat während des Krieges seineif jungen, endlich errungenen 
Ruhm aufs Spiel gesetzt, um gegen Europa die Idee der Menschlidikeit 
zu verteidigen. Das Frankreich des Chauvinismus hat ihn ausgestpßen, 
und doch, wenn heute die Demokratie siegte gegen den Militarismus, — 
AVer weiß, ob Holland sich identifizierte mit der Idee, die in ihrer Ver¬ 
körperung etwas von ihrer absoluten Vollendung einbüßen müßte. 

Einmal müßte die Idee der Gerechtigkeit in Hollands Sinn zUr 
Wirklichkeit werden, wenn es eine moralische Entwidclung des Lebens 
gä^. Noch sbd keine Zeichen dieses’ ersehnten „tausendjährigeh 
Reiches“ spürbar. Aber er behält schon in unserer gegenwärtigen, trüben, 
Welt recht, indem er mit dem* reinen Atem seines Sems, seiner Idee dile 
Menschen umhüllt, die sidi ihm, seinem Werk nähern. Was von dieser 
Wirkung ins Leben zurück strömt, ist der Wesenhaftigkeit, der suggestiven 
Wahrhaftigkeit von Hollands Idealismus zu danken. 
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Die Hand an die Ottrgel der D.N.V. 

Jetzt ist die Stunde gekommen, 
da den Deutsch nationalen die Hand 
an die Gurgel gelegt werden muß. 
Sie demonstrieren: Keine Zustim¬ 
mung zu London. Sie wollen den¬ 
noch zustimmen. Man soll ihnen 
solche Zustimmung so schwer 
wie irgend möglich 
machen. Die Reichsregierung 
wird umgekehrt verfahren. Volks- 
arteiliches Ellbogengefühl wird 
chonung gebieten. Marx und 
Stresemann werden den Hergt und 
Westarp das Londoner Kompromiß 
verzuckern, werden den Theater¬ 
rebellen fettes Zollgeschäft anbie- 
dem und ihnen eines verborußten 
Preußens süßen Geruch vorgaukeln. 
Werden sie das wirklich tun? Po¬ 
litische Köpfe würden die umge¬ 
kehrte Taktik für richtig halten. 
Jetzt heißt es, kann es nur heißen: 
die Deutschnationalen aut die Knie 
zwingen. Diese armen Hascherl 
müssen tun, was R^ierung und 
Regierungsparteien von ihnen ver¬ 
langen. Wer glaubt ernsthaft, daß 
die vom Spaltpilz befallenen Hergti- 
aner (oder gibt es das gar nicht 
mehr?) einen Wahlkampf riskieren? 
Was könnten sie gewinnen? Einige 
Absplitterungen der demolierten 
Völkischen. Werden ihnen ge¬ 
gönnt. Was müssen sie verlieren? 
Alle Mitläufer und Stämmlinge, die 
nicht dumm genug sind, zu glau¬ 
ben, daß es irgendeiner deutschen 
Vertretung möglich sein würde, in 
einem neuen London oder sonstwie 
für Deutschland günstigere Bedin¬ 
gungen zu erzielen. Solche Illusio¬ 
nisten mag es geben; sie zählen 
nicht. Wer Weitblick hat, weiß, 
daß das Londoner Kompromiß ■— 
so wenig es uns immer gefallen 
mag — heut und morgen ein Maxi¬ 
mum dessen ist, was Deutschland 
gegenüber dem Weltkapitalismus 
und dessen staatlichen Macht- 
organisationen zu erreichen vermag. 
Ablehnung wäre Selbst- 
im o r d. Wenn schon Herr Hergt 
(Stolz in den Abgrund springen will; 
seine Wähler werden sich dafür be¬ 


danken. Also: was hat Herr Hergt 
zu bieten, was hat er hinter sich? 
Einen Dreck, ein Nichts! Darum, 
weil er tun muß, was die Stunde 
gebietet, bedarf es keiner Lieb¬ 
kosung, keiner geheimen Ab¬ 
machungen, keiner Verheißungen. 
Nie waren die sogenannten Natio¬ 
nalen schwächer, nie in einer fa¬ 
taleren Lage; jetzt gibt es ihnen 
egenüber nur mitleidlosen Griff an 
ie Gurgel. R. Br. 

* * 

4c 

Wir haben in diesen Blättern 
wiederholt betont, die Sozialdemo¬ 
kratie werde für das Dawes-Gut- 
achten nicht stimmen, um hinterher 
der Bildung des Bürgerblocks hilf¬ 
los lächelnd zuzusehen. Was sie 
im Reichstag verweigert, wird sie 
auch nicht außerhalb des Reichs¬ 
tags machen. Volksabstimmung für 
Dawes-Gesetze und Fortbestand des 
Reichstag vom 4. Mai hieße ja 
auch: Annahme der Gesetze mit 
Hilfe der Sozialdemokratie und 
dann Bürgerblock gegen die Sozial¬ 
demokratie. Und Bürgerblock ge¬ 
gen die Sozialdemokratie heißt 
Kampf gegen die Republik, heißt 
Abwälzung der Lasten auf die Ar¬ 
beiter, heißt Nichtratifizierung des 
Washingtoner Abkommens, heißt 
Agrarzölle, heißt bestenfalls 
schwankende Außenpolitik und da¬ 
mit Auferstehung Poincares. 

Und wie bequem ist diese neueste 
Methode für die Deutschnationalen! 
Nachdem sie draußen gegen das 
„zweite Versailles“ und seine Unter¬ 
zeichner gewettert haben, sinken 
sie ihnen im Parlament gerührt in 
die Arme. Wahrlich, gelingt dieses 
Verfahren, so hat der Parteivor¬ 
sitzende, der gegenwärtig die Ge¬ 
schäfte des Auswärtigen Amtes 
führt, verzeihende Milde verdient. 

Aber wir spielen zu diesem Tanz 
nicht auf, ihr Herren! 'Wenn es 
zur Volksabstimmung kommt, dann 
für Dawes-Gesetze und Auflösung. 

Aber ist nicht Abstimmung 
und dann Neuwahl ein ver¬ 
meidbarer Umweg? Warum nidit 
Volksabstimmung durch Neuwahl? 
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Der Inhalt der Volksabstimmung, 
der Inhalt der Neuwahl sind 
eins. Der Wiederaufstieg 
Deutschlands und die Rei¬ 
nigung der europäischen 
Atmosphäre ist nicht nur ab¬ 
hängig von der Annahme, son¬ 
dern auch von der Durchfüh¬ 
rung der Dawes-Oesetze, ist ab¬ 
hängig von der Niederwer¬ 
fung der Reaktion in 
Deutschland. Wir sind bereit, 
in einem Waffengang ohne 
Visier um Deutschlands künfti¬ 
ges Geschick zu kämpfen. Und ihr, 
ihr Marx und Stresemann und 
Koch? Ihr auch? H. W, 


Vötkisdter Parteitag in Weimar 

Der Parteitag der Nationalsozia¬ 
listen und Deutschvölkischen in 
Weimar hat volle Klarheit über 
die geringe politische Bedeutung 
dieser Rechtsradikalen gegeben. Die 
bekannten putschistischen Absich¬ 
ten, hat Ludendorff, der „Schirm¬ 
herr“, besser gesagt, das enfant 
terrible der Partei, offen ausge¬ 
sprochen: „Wir wollen die Macht 
im Staat!“ und: „Weisen Sie der 
nationalistischen deutschen Revo¬ 
lution den Weg, damit dereinst 
gesagt werden kann: ,Hier und von 
dieser Stelle aus beginnt eine neue 
Epoche der Weltgeschichte!‘ “ 

Glücklicherweise steht hinter 
diesen großen Worten keine Macht 
mehr; der Parteitag hat ganz deut¬ 
lich erwiesen, daß die Partei nie¬ 
mals mehr auch nur bedrohlich 
werden kann. Denn die finanzielle 
Zerrüttung der Partei ist nach den 
offenen Angaben der Parteiführer 
fast hoffnungslos geworden und 
der Kampf aller gegen alle um 
Mandate, Redaktionsposten u. a. 
Futternäpfe hat Ludendorff zu fol¬ 
genden pessimistischen Aeußerun- 
gen veranlaßt: 

„Persönlicher Ehrgeiz von Unter¬ 
führern führte sehr häufig zu einer 
falschen Einschätzung eigenen Kön¬ 
nens und zu einem Parteibonze.i- 
tum, das die Bewegung für per¬ 
sönliche Zwecke ausnützt; dies ist 
die verwerflichste Erscheinung in 
unserer Bewegung! Schwächlinge 


und Gift scheiden wir am besten 
möglichst sofort aus!“ 

Das neue Organisationsstatut, das 
dem Parteitag aufgezvsrungen 
wurde, soll nun die _ Rettung brin- 

E en. Ein unabsetzbares Triumvirat 
udendorff-Hitler-Gräfe mit dikta¬ 
torischen Vollmachten wird künftig 
die Landes Vorstände bestätigen 
bzw. absetzen und wird durch einen 
Reichsausschuß nur „beraten“ 
werden. 

Diese Eisenbartkur muß der tot¬ 
kranken Partei den Kest geben. 
Denn Ludendorffs Tollputschigkeit 
wird in Kürze überall Rebellionen 
gegen seine Befehle und Spaltungen 
Hervorrufen. Man wird sich Luden¬ 
dorffs Kreaturen nicht als „Führer“ 
aufzwingen lassen. Bei diesem 
Stand der Dinge muß der kom¬ 
mende Reichstagswahlkampf den 
Auflösungsprozeß ungemein be¬ 
schleunigen. 

Die Wahlgelder der Industriellen 
werden ausmeiben infolge der anti¬ 
kapitalistischen Phrasen, die auch 
in Weimar wieder munter ge¬ 
schwungen wurden und doch keinen 
Arbeiter mehr täuschen können. 
Alle Führer und „Unterführer“ 
werden an erster Stelle der Liste 
kandidieren wollen, die allein einige 
Aussichten bietet. Spaltungen, Auf¬ 
stellung getrennter Listen und Aus¬ 
scheiden aus dem Parlament — — 
alles naturnotwendige Folgen der 
inneren Hohlheit dieser „Partei“, 
die weder durch Organisations¬ 
statute noch durch Begünstigung 
feiger Brutalitäten, wie im Volks¬ 
haus zu Weimar, gerettet werden 
kann. v. PuUkamer., 


... Und völkisdte Erneuerung 
Ein wahrhaft klassisches Bild von 
der Zerrüttung der „Deutschvölki¬ 
schen Freiheitspartei“ gibt die 
„Badische Presse“ (Nr. 331) in 
einem Bericht über den badi¬ 
schen Parteitag der „Völ¬ 
kischen“ in Freiburg am 9. 
August: 

„Reichstagsabgeordneter Mergen- 
thaler (Stuttgart) überbrachte 
Grüße von General Luden- 
dorff. Dieser habe ihn beauf- 
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tragt, zur Schlichtung der 
Streitigkeiten in der badi¬ 
schen Parteibewegung beizutragen. 
Um dieses Ziel zu erreichen, habe 
man in der AusschuBsitzung den 
Beschluß gefaßt, es hätten sämt¬ 
liche Parteivorstände ihre Aemter 
niederzulegen. Desgleichen seien 
sämtliche Ausschließungen aus der 
Partei rückgängig gemacht worden. 

Bei der Aussprache kam es zu 
lebhaften, mitunter sogar zu stür¬ 
mischen Unterbrechungen und Aus¬ 
einandersetzungen. Berlinger (Karls¬ 
ruhe), der jedes Zusammengehen 
mit der Deutschvölkischen Frei¬ 
heitspartei ablehnte, entfesselte den 
Widerspruch des Abg. Ahlemann, 
der in dieser Ablehnung einen 
feindlichen Anschlag erblickte. Der 
badische Spitzenkandidat bei den 
Reichstagswahlen, Dr. Klotz, er¬ 
klärte, wenn man in Baden die 
Führung der Partei dem Frei- 
maurertum in die Hände zu spielen 
sich anschicke, könne von einem 
einigenden Zusammengehen keine 
Rede sein. Ein Anhänger von Dr. 
Klotz führte aus, es hätte eine 
Clique von Freimaurern und Re¬ 
aktionären ein verbrecherisches 
Spiel getrieben, um Dr. Klotz ab¬ 
zusägen. (Pfuirufe und Schlußrufe.) 
— Vorsitzender Dausser: „Wir 
lehnen Dr. Klotz ab.“ — Großer 
Lärm bei den Anhängern von Dr. 
Klotz und Rufe: „Ist das Dis¬ 
ziplin?“ — Abg. Mergenthaler be¬ 
merkt nach einem neuen Tumult: 
„Ich lehne es als deutscher Mann 
ab, in einer Versammlung zu blei¬ 
ben, in der es zugeht, wie in einer 
Kinderschule. So was habe ich 
noch nie erlebt!“) Bei den Wahl¬ 
vorschlägen kam es zu neuen Lärm¬ 
szenen. Viele schrien gegenein¬ 
ander, die meisten aufeinander ein. 
Minutenlang blieb der Vorsitzende 
machtlos. Nur mit Mühe gelang 
es, die Wahl der Landesleitung 
vorzunehmen, deren Vorstandschaft 
einstweilen nur provisorisch sein 
soll. Engelhardt, der gegen 12 
Stimmen zum 1. Vorsitzenden ge¬ 
wählt wurde, zog seine Zusage, 
das Amt anzunehmen, später wieder 


zurück. Darauf wurde als 1. Vor¬ 
sitzender Dr. Müller (Karlsruhe), 
zu seinem Stellvertreter Roth (Lie- 
dolsheim) und Wittmann (Pforz¬ 
heim) gewählt. 

Kommentar überflüssig... P. 


Die Linke und die Reihte 

Im Frühjahr, in der Vorgewitter- 
stimmupg der deutschen Reaktion, 
ein paar Wochen vor dem Deut¬ 
schen Tag in Halle, ist mir in Paris 
häufig von Parteigenossen gesagt 
worden: Daran seid ihr sdiuld, 
eure Lauheit, eure Schwäche, euer 
Schielen nach rechts hat das 
heraufbeschworen. Ich erwiderte: 
„Gewiß, wir waren zu sanft, wir 
haben Fehler gemacht. Aber ver¬ 
gebt nicht, daß Poincar6 den deut¬ 
schen Nationalismus großgezogen 
hat. Und noch eins: In allen Wahl¬ 
versammlungen des Linksblocks 
wird jetzt die Ruhrbesetzung be¬ 
kämpft, weil sie nur Kosten ver¬ 
ursacht und nichts bringt, die Fi¬ 
nanzen zerrüttet, die Engländer ab¬ 
stößt, die Deutschen unnachgiebiger 
macht. Wenn ihr am 11. Mai siegen 
werdet, werdet Bir nodi lernen, 
wie schwer es ist, der Menge den 
militärischen Popanz zu nehmen. 
Ihr werdet nicht am Tage eures 
Sieges mit klingendem Spiel von 
der Ruhr abzidien können.“ Man 
versicherte mir damals, die Fran¬ 
zosen seien stärkere Demokraten 
als wir, stärker gegen ihre Re¬ 
aktion. 

Nun sind sie auch der Sünde 
bloß. Und nun nehmen sie und die 
Welt vielleicht Gelegenheit, die 
deutsche Sozialdemokratie gerech¬ 
ter zu beurteilen. Denn immerhin 
drüben ist die Ruhrbesetzung nur 
eine Prestigefrage, während man¬ 
che Klage deutscher Nationalisten 
von uns ehedem so bitter emp¬ 
funden werden mußte, wie von 
ihnen. Abwdir des Nationalismus 
und das Durchsetzen des Vernünf¬ 
tigen und Moralischen war darum 
für uns so schwierig. Vielleicht 
aber wird schließlich hüben und 
drüben aus der Geschichte unserer 
Schwäche gelernt. H. W. 




Idierschau 
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Die staatspotitisdie Bedeutang des 
ridiferlidten Rechts zur materiellen 
hiachprüfang von Gesetzen 

Von Dr. Ludwig Dendix, Berlin 

Lieber das Recht und die Pflicht 
des Richters, die materielle Ver¬ 
fassungsmäßigkeit von Gesetzen zu 
prüfen, ist viel gesprochen und ge¬ 
schrieben worden. Noch kürzlidh 
ist aus der Kelsen sehen Schule 
in den von Kelsen herausgege¬ 
benen Wiener staatswissenschaft¬ 
lichen Studie als Band V der neuen 
Folge von Dr. Ludwig A d a m o • 
V i c h ein Buch über die Prüfung 
der Gesetze und Verordnungen 
durch den österreichischen Ver¬ 
fassungsgerichtshof veröffentlicht 
worden, das in einem recht brauch¬ 
baren ersten Teil über die .Ge¬ 
schichte und Dogmatik unserer 
Frage, insbesondere auch unter Be¬ 
rücksichtigung des Deutschen 
Reichs und seines Staatsrechts, 
wertvolles Material zusammenträgt, 
was wir zum größten Teil aus der 
1918 bereits erschienenen ersten 
Monographie größeren Stils zur 
Frage von Friedrich Schack 
schon kennen*). 

Danach läßt sich feststellen, daß 
die in den Verfassungen zumeist 
absichtlich nicht geregelten Frage 
von hervorragenden Schriftstellern 
und Gelehrten mit guten Gründen 
bejaht und verneint wird, auf die 
im einzelnen hier nicht eingegangen 
werden soll. Sucht man nach einem 
Kriterium für die Auswahl unter 
den Gründen und Gegengründen, 
und ist man sich klar darüber, 
daß der Wortlaut der Weimarer 
Verfassung seiner Bestimmung ge¬ 
mäß jede der beiden sich gegen¬ 
seitig ausschließenden Ansichten in 
sich aufzunehmen vermag, so führt 
eine Bemerkung bei Schack auf 
den richtigen W^. Er meint bei 
Besprechung der Theorien, die noch 
von dem Gedanken des vorkonsti¬ 
tutionellen Rechts beeinflußt sind, 
daß in der Ansicht, die Zustim- 

*) Ueber Literatur und Rechtsprechung bis 
in die neueste Zeit vergieiche des Verfassers 
Aufsatz fn der .Juristischen Wochenschrift', 
1924, S. 527. 


mung der Kammer sei nicht we- 
sentfich für den Erlaß eines Ge¬ 
setzes, auch ein starkes Stück 
absolutistischer Den¬ 

kungsart stecke. 

Das Kriterium liegt in der Tat 
in außerrechtlichen, ethisch¬ 
politischen Vorabentscheidungen, 
die bewußt oder zumeist unbewußt 
die Stellungnahme zu unserer Frage 
vorweg bestimmen. In ihnen allein 
wurzeln letzten Endes die Gründe 
und Gegengründe für die Bejahung 
oder Verneinung des . materiellen 
Prüfungsrechts der Gesetze durch 
den Richter. In der Regel ruht 
die Verneinung aut der obrig¬ 
keitlichen, die Bejahung auf der 
republikanisch-demokra¬ 
tischen Denkungsart. Für 
die erste Ansicht ist es unerträglich, 
daß die Staatsgewalt in ihren ge¬ 
setzgeberischen Funktionen einer 
die Souveränität beeinträchtigenden, 
richterlichen Kontrolle unterworfen 
sein soll, für die zweite Ansicht ist 
gerade diese Unterwerfung selbst¬ 
verständlich, weil die Souveränität 
vom Volke ausgeht una ihren 
eigentlichen Hüter in dem Richter 
hat, der nur so der wirkliche Ver¬ 
trauensmann des Volkes wieder 
werden kann. Freilich läßt die 
Eigenart des juristischen Denkens 
durchaus zu, daß die Vertreter der 
einen Denkungsart zu den Argu¬ 
menten der Gegner greifen, um 
ihren ethisch-politischen Vorabent¬ 
scheidungen zum Siege zu ver¬ 
helfen, und umgekehrt. Die hier 
allein in Frage kommende wis¬ 
senschaftliche Betrachtung 
sollte aber nur die letzten maß¬ 
gebenden Entscheidungsgründe für 
die entgegengesetzte Ste.lungnahme 
zu unserer Frage theoretisch auf¬ 
decken, ohne deshalb die eigen¬ 
artige Wirklichkeit zu verkennen, 
in der die typischen Vertreter der 
einen Auffassung aus praktisch¬ 
politischen Beweggründen der Ar¬ 
gumente der gegnerischen Auffas¬ 
sung sich bedienen, und vice versa. * 
Der Politiker, der glaubt, die 
Gesetzgebung nach seinem Willen 
gestalten zu können, will die Ver- 
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wirklichung seiner politischen Ziele 
nicht durä das richterliche Prü¬ 
fungsrecht beeinträchtigen lassen 
und wird es deshalb verneinen; 
wer dagegen fürchtet, daß die Ge¬ 
setzgebung einen ihm nicht er¬ 
wünschten Weg geht, wird für ihre 
Kontrolle durch das richterliche 
Prüfungsrecht eintreten. Dem 
praktischen Politiker dient es 
also als Mittel zu politischen 
Zwecken, seine Stellungnahme wird 
sich also je nach dem durch die 
politische Maditverteilung bestimm¬ 
ten Verhältnis dieser beiden ändern. 

Für die theoretische Be- 
traditung aber bleibt das materielle 
Prüfungsrecht des Richters bei der 
Verteilung der staatlichen Gewalten 
immer ein Gegengewicht gegen die 
Verwaltung und die Gesetzgebung, 
ist geradezu das Mittel, ihre et¬ 
waigen Uebergriffe in die verfas¬ 
sungsmäßigen Schranken zurückzu¬ 
weisen. Daraus folgt ohne weiteres, 
daß dieses Mittel einmal den Links-, 
das andere Mal den Rechtsparteien 
zugute kommen kann, je nachdem 
wer in Verwaltung und Gesetz¬ 
gebung die Uebergriffe begeht, 
vorausgesetzt freilich, daß wir zu¬ 
verlässige, verfassungstreue Richter 
haben, die in gewissem Sinne jeden¬ 
falls sich bemühen, über den Par¬ 
teien ihres, gerade auf dem erör¬ 
terten Gebiete besonders verantwor¬ 
tungsvollen Amtes zu walten. Wenn 
freilich diese Voraussetzung auch 
nicht zutrifft, was angesichts des 
Hitler-Ludendorff-Prozesses und 
vieler anderer Prozesse mit Recht 
bezweifelt werden kann, dann ist 
trotzdem in dem materiellen Prü¬ 
fungsrecht des selbst politisch ein¬ 
seitigen und beschränkten Richters 
in Anbetracht seiner unabhängigeren 
und objektiveren Stellung immer 
noch eine gewisse Möglichkeit des 
Schutzes der Volksrechte und -Inter¬ 
essen gegeben gegen die , wild¬ 
gewordene Geheimratsgesetzgebung 
unserer jüngsten Zeit. 

Sven Hedln 

entwickelt sich immer mehr zum 
Bücherfabrikanten. Neulich schrieb 



er ein dickleibiges Buch über d 
Mount-Everestexpedition — der an^l 
dem, heute lohnt es ihm 32®_ 
Druckseiten, wenn er auf ausgetre¬ 
tenen Pfaden durdi die Mongolei; 
autelt oder sieben Tage im Sdilaf<^ 
wagen der transsibirischen Bahii* 
veroringt. Dabei immer dicke Un-' 
terstreichung seiner Person und der 
Beachtung, die ihr allenthalben —, 
sogar ihm, dem Bourgeois, von den 
Bolschewisten — gezollt wird. (Sven'. 
Hedin: Von Peking bis Moskau». 
Brockhaus-Verlag). Mit diesem Zö^>; 
Sati Eitelkeit könnte man sich noctt 
abfinden, wenn nicht dazwischen- 
immer wieder Eidcurse ins Poli^^ 
tische kämen, deren Oberflächlich-^' 
keit. nur durdi ihre Arroganz über¬ 
troffen wird. Irgendwo beldirt; 
Herr Sven Hedin uns Deutsche- 
über die Verwerflichkeit der Novem¬ 
berrevolution — er gdiört nämlü^ 
zu den Gläubigen der DoldistoB- 
legende — mit Argumenten, die 
deutlich zeigen, daß seine Infor¬ 
mationsquellen die Schriften des 
borniertesten Alldeutschtums sindL 
Seine eigenen schwedischen Lands^* 
leute ernten Vorwürfe, weil sie sich^ 
nicht genügend am Wettrüsten be-:" 
teiligen, denn trotz Bolschewismus; 
drohe ihnen die ..russische Gefahr“,- 
und Herr Sven Hedin glaubt offen-;, 
bar, daß bei genügender Rüsttuijg.- 
6 Millionen Sdiweden gegen 1 ^ 
Millionen Russen schon einen kles^ 
nen Waffengang wagen könnten^-- 
Wohltuend wirkt allein, daß Hedin- 
wenigstens dort, wo er Tatsachett= 
aus Rußland berichtet, sich bemühV 
^zugunsten der BolschiwOci objeküs.- 
zu sein, sogar so objektiv, daß er' 
die 3 Millionen Tote des Hunger-jV 
jahrs 1922 als Bagatelle in der rus»' 
sischen Volksentwicklung ansieht, f 
Der Brochhaus-Verlag hat d»^. 
Reiseschriften des deutschen Re-^ 
pubiikaners Colin Roß verleg^- 
der mit besserem sozialen VerstäM4; 
nis um sich sieht als Sven Hedini 
und der vor allem auch als Refi. 
Sender die Strapazen abgelegene*?- 
Wege nicht scheut, um Unbehann», 
tes berichten zu können. i 

E. K-r. 
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cs ist hohen S}anhes wvert, 

daß ein deutscher Verlag es jetzt unternimmt, uns die Bekannt¬ 
schaft mit dem Historiker Wells zu vermitteln. 

„Politisches Literaturblatt" 
(Deutsche Hochschule für Politik, Berlin). 


Wett^esthidkie ist 
etwas mehr oder weniger 

als die uns geläufige Zusammenstellung von Nationalgeschichten. 
Dies Buch wurde geschrieben, um zu zeigen, daß die Geschichte 
als ein Ganzes eine umfassendere und verständlichere Behand¬ 
lung erfahren kann, als die Sondergeschichte einzelner Nationen 
und Perioden, wobei eben erst eine umfassende Kürze in jene 
Grenzen zurückführt, die der Zeit und der Arbeitskraft des ge¬ 
bildeten Durchschnittsmenschen gesetzt sind. Diese Grund¬ 
linien sind eine der interessantesten und originellsten Arbeiten, 
die in den letzten Jahren herausgebracht worden sind. 

„Deutsche Bürgerschulzeitung“, Brüx. 


9rei von „Setehrstunheif" 

Die Grundlinien halten sich frei von Gelehrsamkeit, sie sind 
weniger das Werk eines Gelehrten, als vielmehr eines schöp¬ 
ferischen Menschen. 

„Junge Republik“, Berlin. 
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Die Arbeiterjugendbewegung lii.Teil 

Einführung in ihre Geschichte. 136 Seiten. 0,75 M. 
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Vom Kampf um den Achtstundentag 

Von Hermann Müller-Liditenberg 

Seitdem die Gewericschaften sidi' entschlossen haben, durch 
Volksentscheid die deutsche Regierung zur Ratifikation des Washing¬ 
toner Abkommens über den Achtstundentag zu zwingen, ist der 
Kampf um den Achtstundentag in ein neues Stadium getreten. Es 
ist wohl kaum jemand in Deutschland, der nicht mit Bestimmtheit 
damit rechnet, daß der Volksentscheid für den Achtstundentag aus^ 
fällt Daran ändert auch nichts, daß die Stegerwald-Christen eine 
deutschnationale Extratour tanzen, denn auch die christlich organi¬ 
sierten Arbeiter werden für den Achtstundentag ebenso eintreten wie 
die Nachläufer der Kommunisten, die wieder einmal nicht recht 
wissen, was sie wollen und dürfen. 

Auch die Unternehmer rechnen mit einer Entscheidung für den 
Achtstundentag. Es ist ihnen gar nicht wohl. Das beweist die um¬ 
fangreiche Tätigkeit, die sie entfalten, lun auf die bisher von ihnen 
so von oben herunter behandelte OeiFfentlichkeit einzuwirken. 

Auch die Regierung fühlt sich nicht wohl. Es ist sehr leicht 
möglich, daß sie, ehe diese Zeilen gedruckt sind, im Reichstag bei 
der Beantwortung der beiden Interpellationen, die von den Sozial¬ 
demokraten und den Deutschnationalen eingebracht sind, schon die 
EAlärung abgegeben hat, daß sie beabsichtige, dem Reichstag ein 
Gesetz zur Ratifikation des Washingtoner Abkommens vorzulegen. 
Es gibt allerlei Anzeichen, die dafür sprechen, daß die Regierung 
dem Volksentscheid ausweichen will Damit wäre natürlich noch 
nicht viel gewonnen. Die besten Absichten der Regierung kann 
der Reichstag zunichte machen, und was der Inflationsreichstag, 
der, so jung er ist, in vielen wichtigen Lebensfragen nicht der Volks- 
meinung entsprechend zusammengesetzt ist, mit einem Gesetzent¬ 
wurf über den Achtstundentag macht, das ist immer erst abzuwarten. 

Auf jeden Fall haben die Gewerkschaften ihr Pulver trocken 
zu halten. Auch eine dem Washingtoner Abkommen günstige Re¬ 
gierungskundgebung bringt sie nicht weiter, sie ist vielleicht nicht 
viel, mehr als ein willkommener Stützpunkt. 

Auch sonst sind die Gewerkschaften nicht über den Berg hin¬ 
weg, denn ein Gesetzentwurf, der dem Washingtoner Abkommen 
entspricht, braucht nicht viel besser auszusehen als die viel be¬ 
kämpfte Verordnung über die Arbeitszeit vom 21. Dezember 1923. 
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Darüber müssen sich die Arbeiter im klaren sein: das Was>hingtoiier 
Abkommen ersetzt nicht die am 17. November 1923 abgelaufenen 
DemobilmachungsvercM'dnungen vom 23. November bzw. 17. De¬ 
zember 1918 und vom 18. März 1919. Es läßt weit größeren Spiel¬ 
raum, und wenn das neue Arbeitszeitgesetz nicht mehr bringt als 
im' Washingtoner Abkommen vorgesehen ist, dann bleibt für die 
Geweikschaften auf dem Wege der Selbsthilfe noch sehr viel zu 
tun übrig. ' 

Es ist ja kein Geheimnis, daß in den Ländern um uns herum 
defl* Achtstundentag auch tüchtig dtu-chlöchert ist Auch in Frank¬ 
reich, das sich anschickt, das Washingtoner Abkommen zu ratifi¬ 
zieren und glaubt, es auf Gnmd seiner Verhältnisse tun zu können, 
ist Loch an Loch. Es ist hier nicht angängig, im einzelnen nach- 
zuprüfen, ob sich nicht in Frankreich allerlei ändern muß, wenn 
das Abkommen ratifiziert ist, es mag die Feststellung genügen, daß 
dort geglaubt wird, das Washingtoner Abkommen lasse die dort 
vorhandenen Ausnahmen zu. Das allein schon ist ein Beweis dafür, 
daß das Washingtoner Abkommen nicht Ziele steckt, die wir als 
Endziele betrachten können. 

Es ist überhaupt die Frage, ob es gegenwärtig im Ausland 
viel besser aussieht, als bei uns in Deutschland, soweit die Arbeits¬ 
zeit in Frage kommt. Genaue Feststellungen zu machen, ist da 
außerordentlich schwer. Wir haben ja nicht einmal einen Ueber- 
blick über die Arbeitszeiten bei uns. 

Manchem mag da die Aufregimg recht überflüssig erscheinen, 
die unter den ausländischen Arbeitern über die ohne Frage einge¬ 
tretene Verlängerung der Arbeitszeit in Deutschland herrscht. Man¬ 
cher wird da geneigt sein, zu sagen, daß sie alle erst im eigenen 
Lande nach dem Rechten sehen möchten, ehe sie sich immer um 
uns zu bekümmern Veranlassung hätten. Aber das ist nicht richtig. 
Deutschland hat nun einmal im Kampf um den Achtstundentag 
eine ganz besondere Rolle gespielt, und schon das erklärt, daß 
die ausländischen Arbeiter Deutschland im Auge behalten. Sie 
haben um so mehr Ursache dazu, weil Deutschland einer der wich¬ 
tigsten Industriestaaten ist und bleiben wird. 

Den deutschen Gewerkschaften war es zu danken, daß schon 
vor dem Kriege der Achtstundentag nicht nur Theorie war, sondern 
in verschiedenen Berufen bestand. Den Gewerkschaften war auch 
das Abkommen mit den Unternehmerverbänden zu danken, das am 
12. November 1918 abgeschlossen wurde und den meisten deut¬ 
schen Arbeitern den Achtstundentag brachte. Die gesetzliche Fest¬ 
legung vom 23. November 1918 hinkte hinter den Tatsachen her. 
Damit soll nicht gesagt sein, daß sie überflüssig war, s<Mideriii 
lediglich, daß wir nicht ihr in Deutechland den Achtstundentag 
zu verdanken hatten. Deutschland war das erste Land, das diesen 
Schritt tat, und es machte Schule. Als im Herbst 1919 die erste 
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Internationale Arbeitskonferenz in Washington war, waren die Ver¬ 
hältnisse soweit gediehen, daß einstimmig beschlossen wurde, durch 
ein Abkommen den gesetzlichen Achtstundentag in allen Ländern 
der Welt einzuführen. 

Deutschland war also der Ausgangspunkt. Und seine Ver¬ 
ordnfungen waren auch so, daß wir wirklich sagen konnten, daßl 
wir den gesetzlichen Achtstundentag hatten. Wir waren zeitlich 
und materiell den anderen Ländern voraus. Der Grundstein für die 
Achtstundentaggesetzgebung winde in Deutschland gelegt. Noch 
ist nun das Washingtoner Abkommen nur in wenigen, und noch dazu 
untergeordneten Staaten ratifiziert, wodurch gezeigt wird, wie 
dürftig das ganze Gebäude noch ist, und da versackt der Grund¬ 
stein: der gesetzliche Achtstundentag in Deutschland. Er versackt 
zu einer Zeit, die für die Gewerkschaften so ungünstig wie nur 
möglich ist, und so kommt es hier zu umfangreichen Arbeitszeit-! 
Verlängerungen, die die ganze Achtstundentagbewegung gefährden. 

Dem steht nicht entgegen, daß es anderwärts nicht viel besser 
oder gleich schlecht aussehen mag wie bei uns. Der große Unter¬ 
schied ist eben der, daß wir in Deutschland den gesetzlichen Acht¬ 
stundentag hatten, daß er fünf Jahre lang streng durchgeführt und 
schließlich doch preisgegeben wurde. Das ist für die ganze Be¬ 
wegung viel gefährlicher, als daß der Achtstundentag anderwärts 
noch lückenhaft ist. Dort geht es aufwärts, wir gleiten, zurück und 
reißen womöglich mit um, was dort im Werden ist. Darum haben 
die Arbeiter der anderen Länder alle Ursache, die Vorgänge in 
Deutschland mit der größten Aufmerksamkeit zu betrachten und 
warnend ihre Stimme zu erheben. 

Oben wurde schon erwähnt, daß wir kein vollständiges Bild der 
Entwicklung der Arbeitszeit in Deutschland seit Dezember 1923 
haben. Das können auch die Tarife nicht geben, weil sie örtlich 
und auch betrieblich Spielraum lassen. Um ein Bild zu bekommen, 
muß deshalb Ort für Ort eine Aufnahme gemacht werden. Das 
wäre ein so großes Unternehmen, daß das Ergebnis lange auf sich 
warten ließe und zu einer Zeit festgestel'lt wurde, wo es schon 
lange nicht mehr zutrifft. 

Der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund hat den Ver¬ 
such gemacht, ein Teilergebnis festzustellen. Er hat (siehe Ge¬ 
werkschafts-Zeitung Nr. 25) das Baugewerbe, das Buchdruck-Ge!- 
werbe, die chemische Industrie, das Holzgewerbe, die MetaWindu- 
strie, die Schuhindustrie, und die Textilindustrie herausgegriffen 
und hat in vierzehn charakteristischen Gebieten 533 Ortsausschüsse 
über die am Ort bestehenden Verhältnisse befragt, ltn ganzen 
wurden 46122 Betriebe erfaßt, die 2 453 523 Personen beschäfti^n. 
Dabei ergab sich, daß in 3375 Betrieben 141 663 Personen weniger 
als 48 Stunden arbeiten, in 27 284 Betrieben arbeiten 968 650 Per- 
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sonen 48 Stuiulen in der Woche, so daß von den durch die Auf¬ 
nahme erfaßten Personen 1 110 313 noch den Achts^ndenta^^ 
hatten. Bis 51 Stunden arbeiteten in 2535 Betrieben 204 536 Per¬ 
sonen, von 51 bis 54 Stunden waren in 10 585 Betrieben 820 775 
Personen und in 2343 Betrieben 317 899 Personen mehr als 
54 Stunden wöchentlich tätig. Den 1110 313 Personen, die den 
Achtstundentag noch hatten, standen demnach 1 343 210 Personen 
gegenüber, die ihn verloren. 

Diese Zahlen zeigen zwar, daß es nicht stimmt, wenn gesagt 
wird, daß bei uns der Achtstimdentag nur noch auf dem Papier 
stehe. Es gibt immerhin noch viele Arbeitnehmer, die ihn haben. 
Trotzdem aber ist das Bild trübe genug; wenn die Zustände ver¬ 
glichen werden mit denen im Vorjahr, dann steht fest, daß die 
deutschen Arbeiter auf dem Gebiet der Arbeitszeit viel verloren 
haben. Es liegt im Wesen der deutschen Gewerkschaften, daß 
sie daraus kein Hehl machen, daß sie vielmehr bestrebt sind, das 
Verlorene so rasch als möglich wiederzugewinnen. 

Zwei Wege sind da gegeben: Gesetzgebung und Kampf. Ge¬ 
lingt es, durch die Gesetzgebung den alten Zustand wiederherzu¬ 
stellen, dann ist dieser Weg natürlich vorzuziehen. Er führt um¬ 
fassender ans Ziel. Reibungen bleiben auch da nicht aus, aber sie 
liegen nicht auf wirtschaftlichem Gebiet. Muß dagegen die Ver¬ 
kürzung der Arbeitszeit durch gewerkschaftlichen Kampf erreicht 
werden, dann heißt das, daß sie in den allermeisten Fällen wird 
erstreikt werden müssen, und dies bedeutet gewaltige Erschütte¬ 
rungen unseres Wirtschaftslebens. Läge wirklich den Unterneh¬ 
mern die Wirtschaft so am Herzen, wie sic gern sagen, dann 
müßten auch sie versuchen, die Konflikte zu vermeiden. Sie sagen, 
die deutsche Wirtschaft könne den Achtstundentag nicht tragen, 
Mehrleistung lasse sich niu durch Verlängerung der Arbeitszeit 
erzielen, sie haben sich aber nicht gescheut, Streiks in großem^ 
Umfange zu provozieren und zahlreiche langandauemde Aussper¬ 
rungen herbeizuführen. Es wäre interessant, wenn festgestellt wer¬ 
den könnte, wieviel Arbeitsstunden dadurch der deutschen Wirt¬ 
schaft verloren gegangen sind und wie lange dort, wo die Unter¬ 
nehmer erreichten, was sie wollten, über acht Stunden gearbeitet 
werden muß, um die verlorene Arbeitszeit wieder einzuholen. Aber 
wenn die Unternehmer von der deutschen Wirtschaft reden, dann 
meinen sie entweder ihren Profit oder ihr Herrenbewußtsein, oder 
auch beides zusammen. Daran liegt ihnen ganz allein, dem zu¬ 
liebe setzen sie sich, wenn es sein muß, auch auf einen Vulkan. 
Und daß sie auf einem Vulkan sitzen, das muß ihnen klar sein. 
Der deutsche Arbeiter wird sich den Achtstundentag, so oder so, 
wiederholen. Im Interesse der wirklichen deutschen Wirtschaft, 
nicht der Wirtschaft, die die Unternehmer so nennen, liegt’ natür¬ 
lich, daß der Weg der Gesetzgebung zum Ziel führt. 
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Nun wurde schon erwähnt, daß ein Gesetz, das nur dem 
Washingtoner Abkommen entspricht, die Wünsche der deutschen 
Arbeitnehmer auch nicht erfüllen wird. Trotzdem darf nicht be¬ 
fremden, daß zunächst von ihnen auf dieses Abkommen zurück¬ 
gegriffen wird. Es bildet international die Grundlage der Acht¬ 
stundentaggesetzgebung. Sie muß zunächst geschaffen werden. Es 
ist dann auch der Weg freier als heute zu weitergesteckten Zielen. 


Zur London-Debatte 

Von Dr. E. Wenck 

Die London-Debatte nn Reichstage wirft auf das politische Denken 
des deutschen Bür^rtums trübes Lidit. Die parteipolitische Situation be¬ 
stimmt dte Abmadiungen über das Dawes-Gutachten. Die Gesamtentr 
Wicklung des Reparationsproblems wird mißachtet. Selbst die Belastungs¬ 
frage wird nur nach den augenblidclichen innerwirtschaftlichen Motiven 
gewertet, ohne Vornahme einer gewissenhaften Prüfung der weltwirt¬ 
schaftlichen und vor allem der politischen Voraussetzungen für eine 
wirtschaftliche Wiederentfaltung. Hätten Herr Hergt und Genossen 
die Delegation geführt, und die Kriegsschuldfrage — eine aller¬ 
dings auch na(m unserer Meinung, ni^t nur für die Geschichte, son» 
dem audi für die Geltung Deutschlands ^r wesentliche Frage — in 
London an die erste Stelle der Erörterungen, gesetzt, sie hätten wahr¬ 
scheinlich mit diesem politischen Vorgehen die gesamte reparations- 
politisdie Entwicklung auf Jahre zurückgeworfen. Herr Hergt will rebus 
sic stantibus ablehnen, — d. h. wenn dde Deutschnationalen nicht noch' 
große politische Zusagen erhalten. Also selbst London soll ein inner- 
politisches Handelsgeschäft werden. Von zweiter Verhandlung unter, 
deutschnationaler Führung verspricht Hergt größeren Erfolg von den 
Führern der westlichen Demokratien zu erringen. Politische Hysterie 
oder demagogisches Verbrechertum — man weiß nicht, welches von 
beiden. 

Die Schuld an den Reparationskämpfen der letzten Jahre ist nicht 
allein dem Versailler Vertrag zuzuschreiben, wenn er auch in weiter-; 
gehendem Maße, als es mit der Forderung' in den Wilsonschen Punkten 
und ihrer Festlegung in dem Präliminarfrieden vom 5. November 1918 
vereinbai’ war, den Schadenersatzanspruch an Deutschland festlegt, so 
daß, wie Keynes berechnet, mindestens 100 Milliarden Goldmark weitere 
Wiedergutmachungsforderungen entstanden. Die gesamten Verwick¬ 
lungen bis zur Ruhr wurden in der Hauptsache nur dadurch möglich, 
daß die Beteiligung Amerikas an der Demobilisierung des Weltkrieges, 
an der Ratifizierung des Friedens unterblieb. Damit war das Gleich-, 
gleicht der Siegermächte gestört und den politischen imperialistischen 
Zielen Frankreichs und Belgiens freie Auswirkungsmöglichkeit gegeben. 
Auf der Brüsseler Konferenz im September 1920 gab der amerikanische 
Vertreter deutlich zu verstehen, daß Amerika genugsam mit sich zu 
tun habe, und die verarmten und notleidenden europäischen Staaten in 
sich allein Einigung und Wiederaufrichtung ^ finden müßten. Amerika 
verkannte die weltwirtschaftliche und weltpolitische Wirkung seines Vor¬ 
gehens. Die alliierten europäischen Staaten aber trieben bis zum Lon¬ 
doner Ultimatum lediglich die Politik der Festsetzung der Reparations- 
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sunune und des Anteilsdiachers unter sich. Erst die Weltwirtschaftskrise 
und die gewaltige englisdie Arbeitslosigkeit ließen zuerst in England, 
die Erkenntnis reifen, daß die politische Reparationslösung den 
weiteren wirtschaftlichen Niedergang und damit den weltpolitischen Zer¬ 
fall Europas darstelle. 

ln der raschen Erschlaffung der Kaufkraft der gesamten Welt zeigte 
sich, nachdem der Warenhunger zur Auffüllung der im Krieg geleerten 
Warenvorräte nur einigermaßen gestillt war, der Rückgang des Welt¬ 
konsums. Die Welthandelsziffer ging von Jahr zu Jahr zurück. Nicht 
nur kn europäischen Kontinent, sondern auch in, den kolonialen Gebieten 
wird die schwere Wirtschaftsdepression verspürt. Die Konferenzen von 
Cannes und Genua waren die ersten Versuche Englands (und Deutschlands: 
Rathenau), das Reparationsproblem von der europäisch-wirtschaftlichen 
Seite der Lösung n^er zu bringen. Aber die im Anschluß an Genua in 
Paris zusammengetretene Morgan-Konferenz wurde von Frankreich zum 
Scheitern verurteilt. Die Finanz vertagte sich, da noch die wirtsdiaft- 
liche Einsich: nicht über den verblendeten politischen Machtwillen (der 
französischen Hergts) siegen konnte. Das französische Volk, wirtschaftlich 
besonders durch das neu zugewachsene Gebiet und den Wiederaufbau in 
sich beschäftigt, spürte die Weltmarktkrisis noch wenig und ließ sich 
weiter täuschen. Der französisch-belgisdie Widerst^md in der Repara¬ 
tionskommission war nidit zu bredien, selbst als im Spätherbst 1922 
zum zweiten Male die internationalen Finanzsachverständigen ihr Gut¬ 
achten gegen die bisherige Reparationspolitik abgaben. England und 
die Finanzwelt mußten zurüchtreten vor dem machtpolitischen Vorgehen 
der Franzosen imd Belgier im Ruhrkampf. Nicht an der Erschöpfung 
EXeutschlands, sondern an der Gefährdung der französisch-belgischen 
Währung scheiterte dieses Vorgehen. Und damit kamen zum dritten Mat 
die Finanzsachverständigen zu Wort, um jetzt auch' von Frankreich und 
Belgien gehört zu werden. Die wirtschaftlichen Notwendigkeiten hatten 
sich erfüllt. Jetzt konnten auch die amerikanischen Interessen die Kauf¬ 
kraftzerstörung der alten Welt nicht mehr ertragen. Jetzt mußten sich 
die Rohstoffexporteure, die Landwirtschaft, die amerikanische Finanz 
interessieren. So schloß sich der Ring wieder, der durch die Leugnung 
der notwendigen weltwirtschaftlichen Zusammenhänge gesprengt worden 
war. Das Da we s-G u ta ch ten und London bedeuten die 
Wiedermanifestierung de*s weltpcilitischen Gleich¬ 
gewichts. Frankreich und Belgien können nicht mehr den führenden 
Ausschlag in der Reparationskommission geben. 

Dawes-Gutachten und London-Pakt bringen einen zweiten Vorteil. 
Reparationsleistungen werden nicht mehr als staatsfinanzielle Forderung 
an das Deutsche Reich angesehen, sondern vielmehr als 21ahlungen aus 
den Erträgnissen der deutschen Wirtschaft (Transfer). Mit der Aner¬ 
kennung dieser ^rücksichti^ng der wirtschaftlichen Möglichkeiten 
E)eutschlands sei allerdings nicht behauptet, daß die wirtschaftliche Be¬ 
urteilung des Dawes-Gutachtens den tatsächlichen Verhältnissen Deutsch¬ 
lands in allen Folgerungen gerecht geworden ist. Wird im Gut¬ 
achten von der deutschen Wirt^aft gesagt, ihr Motor sei in gutem, 
vielleicht außergewöhnlich gutem Zustancf, ihm fehle anscheinend nur 
die bewegende Kraft und das Schmieröl, so ist damit nur eine Seite der 
wirtschaftlichen Schwäche Deutschlands g^ennzeichnet: die durch die 
Inflation hervorgerufene Kapitalnot, das Fehlen der flüssigen Betriebs¬ 
mittel. Nicht ist aber dem Hauptproblem des Niedergangs der deutschen 
Wirtschaft nachgegangen, dem Rücdcgang der innerwirtsdiaftlichen Kauf¬ 
kraft in Deutschland. Die Kaufkraft ganzer Schichten (Mittelstand) ist 
nahezu verschwunden, die große Kauflcraft der Arbeiterschaft gewaltig 
vermindert. Die deutsche Produktionsmaschine kann also nicht mit der 
alten Tourenzahl vollbeschäftigt laufen, zumal, wenn der Außenabsatz 
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gegen früher um 50 Proz. zurückgegangen kt. Sowohl die innenwirt-. 
sdiaftliche wie die Zahlung^ilanz werden sich daher nur ganz all-' 
mählich und nach schwankeiraen Konjunkturen ausgleichen. Ob 'die Atem¬ 
pause des Dawes-Outaditens für die Aufbringung der Reparationslektun- 
^n lange genug, und ob nicht diese Lektungen selbst von zu groBekn 
Ausmaß für den deutschen Wirtschaftskörper sind, wird erst & Zu¬ 
kunft zeigen. Das Aufkommen und die Lektungsmöglichkeiten werden 
nicht mehr durch zufällige Kommksionen von draußen beurteilt, welche, 
wie die Dawes-Kiommksion, in einem relativ günstigen. Konjunktur-)’ 
moment in Deutschland eintreffen können (deutsche Konsumkonjunktur im 
Frühjahr), sondern sie werden dauernd von den verschiedensten Beob- 
achtimgs^sten verfolgt werden. Außerdem werden ausländkche Kapi-> 
talien sowohl bei den Industrie- wie Eisenbahnobligationen an gleidi- 
mäßi^n und dauernden Erträgnksen interessiert seip. 

Das Dawes-Gutachten und die Londoner Konferenz stellen deshalb 
eine neue Etappe in der Reparationsentwkklung dar. Es gibt keine 
vollen Lösungen in der Geschichte; aber politische Momente, welche 
Wendungen herbeiführen. Ein solches Mcmient kt zweifellosi mit London 
erreicht. Selbst wenn die militärische Besetzung des Ruhrgebiets nicht 
sofort aufhört und auch in Monaten noch nicht ihren Abschluß erfährt,, 
so kt die wirtschaftliche Einheit des Reich^biets, und — was nicht 
genug unterstrichen werden kann — die wirtschaftliche Verhandlungs¬ 
freiheit für 2^11- und Handekverträge in London wiederhergestellt* 
worden. Für die Hebung unseres Außenhandels kt der Abschluß von 
Handelsverträgen eine der notwendigsten Vorbedingungen. Diese Mög¬ 
lichkeit kt Deutschland endlich wieder gegeben. Die Frage ist also 
nicht so zu stellen: sofortige Aufhebung der Ruhrbesetzung, Lösung der 
Kriegsschuldfrage — oder Nichts; sondern: Sicherung der mit dem. 
Dawes-Gutachten und den Londoner Beschlüssen verbundenen wirtschaft¬ 
lichen und weltpolitischen Einstellung, wirtschaftliche Befreiung des 
Ruhrgebiets und, was bisher noch nicht ausgeführt wurde, endgültige 
Stabilisierung unserer Währung, Ermöglithung von Auslandskrediten durch 
Schaffung der Vertrauensgrundlage, Sicherung unserer Zollgrenzen, Han- 
delsvertragsfreflieit, — und damit, schon allein durch den Drude der 
Alliierten und der Amerikaner auf Frankreich, der notwendige Zwang 
des allmählichen Abbaus der militärischen Besetzung im Ruhrgebiet. 
Es ist Frage der weiteren Verhandlungen, ob der in London mißt. 

f flückte Versuch, günstige Handelsvertragsbeziehungen unter dem _ po- 
itkehen Drude der Bajonette herauszuholen, künft^ gelingt. Der Wider¬ 
stand der übrigen Mächte gegen eine längere &ibehaltung der mili- 
tärkchen Besetzung der Ruhr kann dadurch verstärkt werden. 

Daß das Dawes-Gutachten und die Londoner Beschlüsse auch große 
Nachteile mit sich bringen^ und daß die Belastung für die deutsche Kauf¬ 
kraft, insbesondere den Konsum tmd damit den Arbeiter aufs härteste 
treffen werden, ist vorauszusehen. Die Kommksionen und Kommissare 
werden viele für das deutsche Prestige harte' Prüfungen mit sich bringen.' 
Die Handhaben, insbesondere bei der Eisenbahn, können selbst nach den 
Londoner Gegensicherungen wirtschaftliche Interessen Deutschlands ge¬ 
fährden. Und trotzdem: in der Gesamtentwicklung gesehen, ist die An¬ 
nahme der Londoner Beschlüsse der einzig mögliche Weg, das Re¬ 
parationsproblem in einem für Deutschland günstigen Sinne weiterzu- 
fördem. Wird dieser Weg nicht eingeschlagen, so wird man die sicht-t 
baren Tendenzen zur Wi^eranknüpfung der Weltwirtschaftsbeziehungen 
wieder zerstören und diese allerersten Akte wirklicher Friedensbemühungen 
wieder zunichte machen. 
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Der wirtschaftliche Inhalt des Londoner 

Paktes 

Von Dr. C. Mierendorff 

1. Die Finanzkontrolle (das AUcommen mit der Reparations¬ 
kommission) > 

Es ist zu wenig bekannt, daß noch vor Abschluß des eigent¬ 
lichen Londoner Paktes zwischen der deutschen Regierung und der 
Reparationskommission schon am 9. August ein Spezial¬ 
abkommen getroffen wurde, um die Durchführung des Dawes- 
Planes zu sichern. Den Gegenstand des Abkommens bildet neben 
Bestimmungen über schiedsrichterliche Entscheidung in Streitfällen 
usw. in der Hauptsache der Teil des Dawes-Berichtes über die 
Leistungen aus dem Staatshaushalt, die Handhabung 
des Wohlstandsindex' und das Verfahren, das hinsichtlich der Auf¬ 
sicht über die verpfändeten Einnahmen gelten soll. Während in 
den ersten beiden Punkten fast wörtlich der Dawes-Bericht wieder¬ 
holt wird, zuzüglich eines Zusatzes, daß der Wohlstandsindex einer 
paritätischen Kontrolllaommission unterworfen wird, um seine „mög¬ 
lichst richtige und einwandfreie Berechnung*' (im Statistischen 
Reichsamt) zu sichern, sind die Aufsichtsbestimmungen über die 
verpfändeten Einnahmen ganz neu. Sie präzisieren die f^ormen der 
„Finanzkontrolle" und regeln genau das Zahlungsschema. 

Jeweils am 20. werden von den wichtigsten Kassen die im 
Vormonat aus Zöllen und den verpfändeten indirekten Steuern ein¬ 
gegangenen Beträge an den Kommissar abgeführt, aber 1924 und 
1925 in vollem Umfang sofort der deutschen Regierung wieder 
zur Verfügung gestellt. Späterhin behält der Kommissar auf seinem 
Konto anfänglich monatlich nicht mehr als ein Zehntel, später nur 
ein Zwölftel der Jahresrate zurück. Davon überweist er ein Zwölftel 
an den Agenten für Reparationszaihlungen, aus dem Rest bildet er 
einen Reservefonds (100 Millionen). Aus dem Reservefonds deckt 
man etwaige monatliche Mindereingänge und vor allem sollen 
daraus etwaige Fehlbeträge des Dienstes der Industrie- und 
Eisenbahnobligationen sichergestellt werden. Diese Be¬ 
stimmung ist sehr wichtig; sie bedeutet einen Fortschritt gegenr- 
über dem Dawes-PIan, zumal auch, wenn der Reservefonds zur 
Eteckung dieser Minderaufkommen nicht ausreichen sollte, auto¬ 
matisch von dem Kon.trolleiu' die Differenz von den an die Re¬ 
gierung zurücklaufenden Eingängen aus den verpfändeten Ein¬ 
nahmen einbehalten werden dürfen. 

Durch diese wechselseitige Garantie des Zinsendienstes wird 
die bisher bestehende Gefahr des Verlustes der Reichs¬ 
bahn gebannt. 




Ludendorffs Ehrenkgion 


70Q 


Und was geschielit, falls Deutschland auch in den Staatshaus¬ 
haltsleistungen in Verzug gerät? Zunächst sind die Termine für 
ein Eingreifen des Kommissars genau geregelt; erst wenn geraume 
Zeit (3—6 Monate) die Ikonlrollierten Einnahmen eine bestimmt 
fixierte Grenze überschredten, erhält der Kommissar erweiterte 
Rechte. Sie bestehen im Druck auf den Finanzminister, z. B. die 
Steuerstundungen usw. einzustellen, keine Tarifherabsetzungen vor¬ 
zunehmen, eine Enquete zu veranstalten usw. Ferner soll die deut¬ 
sche Regierung zusätzlich weitere indirekte Steuern so lange 
verpfänden, bis die Einnahmen aus den ursprünglichen Pfändern 
die Mindestgrenze wieder erreichen. Gehen aber trotzdem die Ein¬ 
nahmen (aus beiden) unter die Mindestgrenze zurück, so macht der 
Kommissar mit Hilfe des Agenten für Reparationszahlungen Vor¬ 
schläge zur Behebung. Erst wenn diese versagen sollten, kann 
eine Abtrennung gewisser Steuerzweige (die den Fehl- 
beh’ag verursacht haben) zwecks unabhängiger Verwaltung vom 
Staat erfolgen. Erst in diesem Augenblick beginnt die eigentliche 
Finanzkontrolle. Aber auch hier wieder kann die deutsche Regie¬ 
rung an ein Schiedsgericht appellieren. 

Von größter Bedeutung ist weiterhin die nunmehr ausdrück¬ 
liche Bestimmung, daß der Kommissar sich „jeder Ein¬ 
mischung in die ZolItarifpo'litik enthalten'* wird. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß durch die genaue 
Festlegung der Maßnahmen für alle ausdenkbaren Fälle sehr viele, 
wenn nicht alle Gefahren abgewandt sind, dje in diesem Teil des 
Dawes-Planes schlummerten. Die Möglichkeit eines Inkrafttretens 
der eigentlichen Finanzkontrolle ist auf ein Minimum reduziert. 
Denn die Bestimmungen über die Einnahmenkontrolle verdienen 
kaum diese viel weitergehende Bezeichnung. 


Ludendorffs Ehrenlegion 

Von Procurator 

In den letzten Monaten konnte man häufig in der kleinen Proviniz- 
presse Mitteilungen lesen, daß dieser oder jener brave Bürger die 
„Ehrendenkmünze des Weltkrieges“ verliehen erhalten habe und zum 
„Ritter der [>eutschen) Ehrenlegion“ ernannt worden sei. 

Wenn man sich nadi dieser deutschen Ehrenlegion uifd nach den 
Leuten, die trotz der Verfassung Orden verleihen, näher erkundigte, so 
konnte man zu den sonderbarsten Feststellungen kommen. 

Die Denkmünze Wird verliehen von einem „Arbeitsamt“, das sich 
in Buxheim an der Iller, selbstverständlich in Oberbayem, in einem' 
SAlosse eines Grafen Basenheün angesiedelt hat. Dieses Arbeitsamt ist 
die Geschäftsstelle einer Korporation, die sich „Ordensrat i. V.“, also 
„Ordensrat in Vertretung“ nennt; von dort aus erfolgt die Verleihung 
der Ehrendenkmün;% und die Ernennung zum Ritter der Deutschen Ehren¬ 
legion. Die Mitglieder des Ordensrates sind in weitesten Kreisen un¬ 
bekannt, legen auch im allgemeinen keinen Wert darauf, genannt zu 
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werden. Die Geschäfte des Ordensrates führt ein Ordenskanzler, der 
früher Hauptmann war und den schlichten Namen Hersing führte, den 
er später dadurch zu verbessern suchte, daß er dem Krieg etwas anhängte 
und sich Hersing-Deutschwehr nannte. Die Tätigkeit des Ordensrates 
ist sett)st von einzelnen Verbandsblättern der rechtsstehenden Organisa¬ 
tionen stark angegriffen worden. So hat die „Bayerische Kriegerzeitung'*, 
also gewiß kein linksgerichtetes Blatt, einmal festgestellt, chiß die Be¬ 
hauptung, daß es' sich bei der verliehenen Ehrendenkmünze um den Ent¬ 
wurf des deutschen ehemaligen Kaisers handle und daß dieser den Ordens¬ 
rat zur Herausgabe der E^nkmünze ermächtigt habe, unwahr sei. Das 
Blatt hat weiter festgestellt, daß sich lediglich eine Anzahl Herren aus 
eigener Initiative zusammengetan haben und eine Kontrolle über die 
Tätigkeit des Ordensrates von keiner Seite ausgeübt wird. 

Diese Feststellungen sind besonders deshalb von Interesse, weil der 
Ordensrat die Denkmünze nicht etwa umsonst verleiht, sondern gegen 
eine „Stempelabgabe“. Er geht dabei durchaus geschäftsmäßig, um mcht 
zu sagelT gewerbsmäßig, vor. In den einzelnen Städten sitzen sogenannte 
Vertrauensleute des Ordensrats, di^ selbstverständlich gegen Erstättung 
ihrer Unkosten, den Vertrieb der Ehrendenkmünze und die Propaganda 
übernommen haben. Wer sich würdig fühlt, sein Knopfloch mit dem 
Ordensband der Deutschen Ehrenlegion zu schmücken, hat lediglich ein 
unterschriebenes Antragsformular um vor allem natürlich den gerorderten 
Geldbetrag einzusenden. Für diejenigen Tapferen, die versichern, daß sk 
im Krfege an der Front bei der kämpfenden Truppe gewesen sind, wird 
der Orden <hne weitere Prüfung, mit einem besonderen Kampfabzeichen, 
mit Eichenlaub und Schwptem (!) ohne Kostenaufschlag geliefert. Der 
Orden wird, nach den feierlichen Bestimmungen des Ordensrats, ebenso 
wie die Kri^sauszeichnungen getragen, selbstverständlich am schwarz¬ 
weiß-roten Bande. Ueber die Eigenschaft als Ritter der Deutschen 
Ehrenlegion wird weiter eine besondere Urkunde vom Ordensrat aus¬ 
gefertigt und dem Ordensinhaber zugestellt. Der Orden wird hergestellt 
von einer großen bekannten Juwelierfirma in Berlin, die dadurch an der 
Veibreitung der Auszeichnung stark interessiert ist. Daß damit keine 
schlechten Geschäfte gemacht werden dürften, geht daraus hervor, daß 
nach den vom Arbeitsamt in Buxheim ausgehenden Zeitungsnotizen die 
Deutsche Ehrenlegion bereits über 300 000 Mitglieder zählt. Daß der 
verleihende ,jOrdensrat“ mit seinem „Kanzler“ und seinem „Arbeitsamtf' 
sich dabei emen amtlichen Anstrich gibt und den Anschein erweckt, als 
ob er die Denkmünze im Aufträge einer zwar nicht genannten, aber an¬ 
gedeuteten Person, nämlich der des Kaisers, verleihe, gibt seinem Un- 
temdimen einen eigenartigen Beigeschmadc. Geschäfte, die dem Treiben 
des Ordensrates in manchen ausschlaggebenden Putzten sehr ähnlich 
waren, pflegte man früher als Ordensschwindel zu bezeichnen und sie 
beschäftigten nicht selten den Staatsanwalt. Unter den Mitgliedern des- 
Ordensrates findet sich neben hochgeborenen Grafen, Generalen und 
dem Putschisten Roßbach auch ein Mann, der falsche Titel führt und sich 
dadurch der Hochstapelei verdächtig macht. Und die schon erwähnte 
bayerische Kriegerzeitung hat festgestellt, daß zu den Vertrauensleuten 
des Ordensrates der berüchtigte vorbestrafte Ordensschwindler Baron 
de Moser gehörte! 

Die Sache wird dadurch nicht besser, daß von seiten des Ordens¬ 
rates alles geschieht, um seinem Tun einen politischen Charakter zu' 
verleihen, uim neben dem anderen auch noch ein politisches Geschäft 
zu machen. In seinen Werbeblättem gibt er an, daß hohe und höchste 
Fürstlichkeiten, "bayerische und Hohenzollernprinzen, deutsche und aus¬ 
wärtige Potenteten, Feldherrn und Großadmirale die Denkmünze verliehen' 
erhalten haben. Antworten des Kaisers und preußischer Prinzen auf 
Glückwunschtelegramme des Ordensrates werden als Werbemittel be-< 
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nutzt. Bei den festli^en Versammlungen der Ordensinhaber sind gleich¬ 
falls Königliche Hoheiten und Generale vertreten. Ludendorff hat an- 
sdieinend so etwas wie das Amt eines Ehrenmarschalls der Ehrenlegion 
übernommen. Er tritt in den Versammlungen der „Ritterschaften*' als 
Festredner auf und ddcoriert eigenhändig, wahrsdieinlich auch „in Ver¬ 
tretung“, die neuen Träger des Ordens. 

Die Ritter der Deutschen Ehrenlegion werden je nach ihrer örtlichen 
Verteilung zu besonderen Organisationen, zu Ritterschaften zusammen¬ 
gefaßt, die nach den Bestimmungen des Ordensrates keinen Vereinscha¬ 
rakter haben dürfen. Die Herren Ritter werden indessen verpflichtet;i 
nach den Ordenssatzungen zu handeln. Statuten, Abstimmungen, Mehr-> 
heitsbeschlüsse sind streng verpönt: die Ritter hat^n den eingesetzten 
Oberen, den Vertrauensleuten zu parieren. Es ist 'klar, daß auf diese 
Weise die gesetzlichen Bestimmungen des Vereinsrechts umgangen werden 
sollen. Nachdem man harmlose Leute durch das bunte Bändchen einge¬ 
fangen und „zu Rittern“ gemacht hat, fesselt man sie durch die frei-) 
willige Diszijjlin des „Ritterordens“ und macht sie gefügig, abhähgig und 
für die politischen Zwecke der völkischen Drahtzieher verwertbar. 

Die Sache hat jedoch nicht nur eine innenpolitische, sondern auch 
eine außenpolitische Seite. Der Ordensrät schickt nämlich seine Werber 
auch ins Ausland, nach Holland, Skandinavien und Amerika, er hat be¬ 
sonders auch Deutsch-Oesterreich als Arbeitsgebiet ausersehen. In seinen 
Prospekten wird erwähnt, daß hochgestellte auswärtige Persönlichkeiten 
die Verleihung der Ehrendenkmünze angenommen haben, so der unga¬ 
rische Staatschef Horthy und der ungarische Weißgardistenführer Hejas, 
der russische Abenteurer und Talmifürst Awaloff-Bermondt und andere 
ähnliche mehr! Die Agenten werben nicht nur unter den Ausländsdeutschen 
für die Ehrenmünze, sondern sie sammeln auch für die bekannten na¬ 
tionalen Zwedce. Auch in Deutschland läßt der Ordensrat sammeln, an¬ 
geblich für ein Ordenshaus in Bayern, das er zu einem „nationalem: 
Oberammergau“ ausbauen will. E)arüber, wie die aus dem Inland und 
Ausland zusammengestellten Gelder verwendet werden, wird angeblich! 
einer „maßgebenden Stelle“ Rechenschaft abgelegt. Wer diese Stelle ist, 
wird nicht einmal angedeutet. Vielleicht wäre es empfehlenswert, das 
geschäftliche und politische Treiben des Ordensrates und der Deutschen 
Ehrenlegion einmal von Amts wegen unter die Lupe zu nehmen. Es 
könnte unter Umständen dadurch noäi verhindert werden, daß Deutsch¬ 
land sich mit seiner „Deutschen Ehrenlegion-G. m. b. H.“ vor dem 
Inland wie dem' Ausland eines Tages gewaltig blamiert. 


Die montenegrinische Frage 

Von Hermann Wendel 

Die Vereinigung Serbiens mit Montenegro, in welcher 
Förm immer, ist eme notwendige Etappe auf dem Wege 
der Befreiung der Balkanvölker und nicht zuletzt wegen 
der wirtschaftlichen Entwicklung des armen Berglandes 
selbst unerläßlich. 

„Die Glocke“, III, 39. 29. Dezember 1917. 

Das ,,Berliner Tageblatt“ druckte am 12. Juli d. J. den letzten Ar¬ 
tikel ab, aen kurz vor seinem: Tode der bekannte Fürsprech der Völker¬ 
verständigung, Prinz Alexander Hohenlohe, geschrieen hat; er be¬ 
handelt ,n5as Schidcsal der Montenegriner“. Diese Arbeit stützt sich nicht 
auf eigene Untersuchungen Hohenlohes, sei es auch nur vom Krankenbett 
aus, sondern beruft sich lediglich auf einen Brief des Generals Burn- 
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ham, des Präsidenten des kanadischen Weißen Kreuzes, den Morels Zeit-> 
Schrift f^orei^n Affairs“ in iirer Mainummer veröffentlicht hat. Aber 
audi wo Prinz Hohenlohe aus eigenem hinzufügt, daß das kleine 
Königreich Montenegro das tragisdiste und unverdienteste Schicksal von 
allen in den Weißerleg verstrickten Staaten)' gehabt habe, wo er von „dem 
unglQcklidien Volk der Montenegriner“, von der Vergewaltigung des 
Landes durch Serbien und von der „serbischen Okkupation Montenegros“' 
spricht, hat er sich nicht um die ursprünglichsten Voraussetzungen ziu^ 
Erkenntnis des Problems bemüht, denn seine Darstellung weckt den Ein¬ 
druck, als gehöre die Crnagora zu den seit 1Q18 unter grausame Fremd¬ 
herrschaft geratenen Gebieten Europas. Allzusehr freilich) ist Prinz 
Hohenlohe des höllischen Feuers nicht schuldig, da auch Berufenene. 
als er in diesem Punkt gegen die Sprache der Tatsachen harthörig sbkL 
Hans Delbrück etwa stellt es in seiner neuesten Sdirift „Der Stand der 
Kriegsschuldfrage“ noch immer als ungewiß hin, „ob die Jugoslawen 
wirklich eine Nation sind“ und meint, daß „Serben, Kroaten, Slowenen, 
Bosniaken, Dalmatiner, Monten^riner“ sehr wenig miteinander gemein 
hätten; er reiht sich damit den andern teutsdien Professoren an, die noch 
Ende der fünfziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts in Lombarden» 
Piemontesen, Venetiairern, Römern, Sizilianern nichts Gemeinsames zu 
entdecken vermochten und die italienische Einheit als „Hirngespinst“^ 
von oben herab abtaten. Wenn das am grünen Holz des wissenschaftli^en 
Historismus geschidit, läßt sidi von einem vorwiegend gefühlsmäßigen 
Pazifismus nicht mehr erwarten. 

Immeihin erkennen auch die Stäubdiensieber und Haarspalter, die,, 
den Finger an die Nase legend, nadisinnen, ob Serben, Kroaten imd Slo¬ 
wenen eine Nation seien, <Mine Umschweife an, daß die Bewohner Mon- 
ten^ros dem Stamm, der Sprache, dem Glauben und dem Siedlungsgebiet 
nach reinblütige Serben sind; von einer „montenegrinischen Nationalität“ 
oder einem „Volk der Montenegriner“ spredien, ist genau so sinnvoll, als 
wollte man eine „lippe-detmoldisdie Nationalität* verkünden oder das 
,,Volk der Sadisen-Altenburger“ in Gegensatz zu den Deutschen stellen. 
Jahrhunderte hindurdi, als auf der Serbenmasse das schwere Joch der 
Türkenherrschaft lastete, bildeten die Falken dieses unwegsamen und un¬ 
zulänglichen Felsennestes, in dem sidi die Osmanen nur blutige Köpfe 
holen konnten, sogar die Vorhut des gesamten Serbentums, uirf als „Wall 
der serbischen Freßieit“ wurde der Berggipfel des Loveen jm "Lied ge¬ 
feiert. Was die Serben der Sumadija und der Schwarzen ^rge vonein¬ 
ander sdiied, war einzig der historische Zufall, daß sich im Lauf des 
neunzehnten Jahrhimderts in Belgrad und in Cetinje je eine national 
Dynastie, dort abwechselnd die Obrenoviö und Karadjordjevic, hier die 
Petrovic, auftat. Aber da m den sechziger Jahren zum ersten Male der 
nationale Einigungsdrang der Serben stärker brauste, sah männigUch die' 
Torheit dieser dynastischen Zweiheit ein, und 1866 erklärte sidh Fürst 
Nikola von Montenegro in einem Vertrag bereit, gegebenenfalls durch' 
Thronverzicht zugunsten des Fürsten Mihailo von Serhnen der serbischen 
Einheit den Weg zu dienen; nach dem Dichterlorbeer seines Vorfahiren 
Peter II. greifend, feierte er gar in Vers und Reim den Zeitpunkt 
Befreiung und Einigung des Seibentums, da er selbst seine Krone zu 
Fußen des seibischen Herrschers niederlegen und vor jenes Zelt Wache 
stehen werde. Leider klang es in Prosa anders. Eine konzentrierte 
Säure von Selbstsucht, dachte der Nikola Petroviö keinen Augenblicke an 
anderes als seinen höchstpersönlichen Vorteil. Geris^n, wje er war, 
mußte er erkennen, daß sein Ländchen, noch im zwanzigsten Jahi^ndert 
eine lächerliche Staatsspielschachtel von neuntausend Quadratkilemeter 
Umfang mit zweimalhunderttausend Einwohnern, zu winzig, zurückge¬ 
blieben und abgelegen War, um je Kristallisationspunkt der mehr als 
fünf Millionen Serben zu werden. Gleichwohl träumte er lange davon. 
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einst an der Spitze des ganzen Serbentums zu stehen, sudite mit Ränkeni 
ohne 2[ahl die Stellung der Nachbardynastie zu unterhöhlen und sah, 
bitter enttäuscht, nach Ausrottung der Obrenovic 1903 mit der Wahl 
des Peter Karadjordjevic zum fönig von Serbien seine Felle davon-, 
schwimmen. Auf jeden Fall aber wußte er den Geheimfonds der Oroß-i 
machte, denen es auf Zersplitterung des Serbentums und weiterhin desi 
Südslawentums ankam, trefflich für die eigene Tasche auszunutzen. Die 
Türkei streichelte ihn in den fünfziger Jahren gelegentlich' dem Fürsten 
von Serbien zum Leide; Petersburg ermunterte ihn in den siebzigert 
Jahren, sich gegen ein zu enges Bundesverhältnis mit Serbien zu sperreriy 
und sah allezeit in Monten^ro sein Schilderhaus auf dem Balkan, und* 
später glaubte die habsburgi^e Politik des^ Teile und herrsche! Cetinje: 
als wertvollen Trumpf gegen Belgrad in Händen zu halten. Wie all 
das niemals ohne klingende Münze abging, so nahm der Unersättliche 
auch von dem napoleonischen Frankreich und von dem Italien seines 
Schwiegersohns; er hatte feste Preise und „sparte“ sich' vom Herrscher 
eines der ärmsten Länder des Erdteils zu einem der reichsten europäischen 
Monarchen empor. 

Alles, was im Lande gegen diesen heimtückischen Despoten die 
Jugend, die Bildung und die Zukunft verkörperte, war nicht nur seinem 
Schieber- und Willkürregime todfeind, sondern auch' für den notwendigen 
Zusammenschluß Serbiens und Montenegros begeistert; als 1905 endlich 
auch Cetinje ein Parlament erhielt, verlangte es geflissentlich die Be¬ 
nennung Serbische Nationalskupschtina. Aber wie der Selbstherrscher 
seit jdier unter den Anhängern demokratischer Gedanken fürchterliche 
Musterung gehalten hatte, so sprang er auch mit denen schonungslos um« 
die von der Vereinigung mit Serbien zu laut zu reden wagten; die klügr 
sten Köpfe, die feurigsten Herzen, die freisten Stirnen der Crnagora, 
mit einem W<^ ihre besten Männer wurden in dje Kerker geworfen, 
Sires Eigentums beraubt, zu Krüppeln geschlagen und hinterrücks ge¬ 
meuchelt oder irrten als Flüchtlinge nacht und bloß durch die Gassen des 
Auslands, ohne daß je ein Humanitätshahn in England oder Kanadav 
nach diesen gehäuften Missetaten gekräht hätte. Aber die Idee der na¬ 
tionalen Einigung war unauhialtsam auf dem Marsch, und als 1908 der, 
Abzug der Oesterreicher aus dem Sandzak Novi Pazar das territoriale 
Hindernis für eine Verschmelzung beider serbischer Staaten wegräumtey 
zwangen sich allerlei Vorbesprechungen und Verhandlungen üter eine 
Annäherung durch die Macht der Umstände auf, wenn das Ziel auch 
noch in weiter Ferne stand. 

Das zweite Jahr des Weltkriegs schuf mit der feindlichen Be¬ 
setzung Serbiens und Montenegros eine ganz neue Lage. Im Ausland be¬ 
fanden sich nicht mehr nur die Vorkämpfer demokratischer uncl natic>- 
naler Ideen, sondern auch den König hatte das Schicksal unter die Emä>- 
granten geschleudert. So schien die Partie für beide gleich, und zwil 
Mittelpunkte monten^rinischen Lebens bildeten sich im Ausland. In 
Neuilly bei Paris schlug Nflcola mit seinen Schranzen, Lakaien und Spitzeln 
sein Hoflager auf, und in Genf scharte sich das „junge Montenegro“ um 
den früheren Ministerpräsidenten Andrija Radoviö, der wegen seiner 
fortschrittlichen Gesinnung fünf Jahre in nikolinischen Gefängnissen ge¬ 
sessen hatte; dort verfocht im Stil der Legitimitätsprinzipien von 1815 
^Glas Crnagorca** (Montenegriner-Stimm6) die „Souverämtät“ der p^r 
Geviertruten Karsibodens, die Montenegro hießen, hier trat „Ujedinjenje‘‘ 
(Einigung) im Namen des zwanzigsten Jahrhunderts für den staatlichen 
Zusammenschluß des Ländchens mit Serbien ein; immer wieder wurde 
dabei dem Fürsten aufs Brot geschmiert, daß er, vom Gold der Mittel¬ 
mächte gekauft, Ende 1915 den Lovöen verräterisch preisgegeben habe. 
Nach dem Zusammenbruch Oesterreich-Ungarns und Deutschlands! standen 




714 


Die montenegrinische Frage 


die Nationalisten eine halbe Stunde früher auf als die LeeHünisten; den 
abrückenden k. und k. Truppen auf dem Fuß folgte ein Aktionsausschiißi 
der Genfer Richtung, ..Provisorisches Zentralexekutivkomitee für die 
Vereinigung Serbiens unci Montenegros“ genannt, der am 7. November 
Wahlen für eine Velika Narodna SkupHina, eine große Nationalversamoi- 
Itmg, ausschrieb. Am 26. November trat dieses Parlament in Podgorica 
zusammen und nahm einen Beschluß an, der die nationalen und wärt- 
schaftlidien Gründe für eine Vereinigung auseinandersetzte: 

Die serbische Bevölkerung Montenegros ist gleichen Bluts, gleidier 
Zunge, gleichen Glaubens und hat dieselben. Bestrebungen und Bräuche 
wie das Volk, das Serbien und die anderen serbismen Gebiete be- 
,wohnt. Sie haben die gleiche glorreiche Verg:angenheit, deren Er-, 
innerung sie begeistert, die gleichen Ideale, sie verehren dieselben 
Nationalhelden, sie haben dieselben Leiden erduldet. Kurz, alles^ 
was ein Volk charakterisiert, ist üinen gemeinsam. ... Die wirtschaft¬ 
lichen Interessen Montenegros sind eng mit denen Serbiens und detr 
anderen serbischen Gebiete verknüpft. Getrennt von ihnen, hat Mon-' 
tenegro, dessen Boden zu den ärmsten Gegenden der gimzen Welt* 
gehört, kein Mittel zur Sicherung seiner Unabhängigkeit Isoliert 
ist es von vornherein verurteilt, unterzugehen. ... Also heischen die 
wirtschaftlichen Interessen Monten^ros gebieterisch seine Vereinigung 
mit Serbien und den anderen serbischen Gebieten. 

Und also beschloß die Skupschtina einstimmig in aller Form» „die 
Thronentsetzung des Königs Nflcola Petrovic ’Njeg^S und seiner Dynastie“ 
und „den Zusammenschluß Serbiens und Montenegros in einen einzigen 
und einigen Staat unter den Karadiordjevic, auf daß Montenegro in dem 
gemeinsamen Vaterland unseres Volkes mit den drei Namen Serben, Kro¬ 
aten und Slowenen aufgehe“. Das war „das tragische und unverdiente 
Schicksal“, das nach dem Prinzen Hohenlohe Mcmtenegro bei Kriegsende 
erlitt. 

Aber die Begeisterung der Montenegriner wurde sdir rasch sauer. 
In der Tat ist die Crnagora eines der unfruchä>arsten und armseligsten 
Länder der Welt. Wohl hat es Kreise wie Podgorica und Niksic mit 
fetterer, ertragreicherer Erde, imd am Meer um Dulcigno gedeiht Tabak 
und Olive, aber weite Strecken sind eine einzige Steinwüste, trostloser^ 
grauer Karst, auf dem kein Hälmchen sprießt. Unendliches hätte schon 
un Frieden geschehen müssen, um die Bevölkerung ökonomisch auf eigene 
Füße zu stellen, aber der Tyrann Nikola sah kaltblütig der Auswanderung 
zu, die — eine latente soziale Revolution! — nach und nach dreißig¬ 
tausend Montenegriner, rund ein Siebentel der Einwchnerschaft vor den 
Balkankriegen, auf Arbeitsuche in die weite Welt führte. Vollends 
hatten die drei Jahre feindlicher Besetzung die spärlichen Nahrung9-> 
quellen verschüttet, und als die Freiheit kam, sah sie hungernde Menschen 
vor sich, die nach Brot schrien. Auch alle Golddollarmillionen Amerikas 
hätten nicht ausgereicht, diesen verwahrlosten, ausgepowerten Erdenwinkel 
über Nacht in ein Paradies zu vörwandeln, aber unter den neuen Verhält¬ 
nissen geschah nicht einmal alles, was geschehen konnte. Wohl wiuden 
Hunderte von Eisenbahnwagen mit Mehl, Mais, Weizen, Fett, Speck und 
Zucker nach Monten^ro geschickt, aber im übrigen war der Himmel hoch 
und Belgrad weit. Den Zentralstellen brannten andere Sorgen auf den 
Nägeln als der Hunger des kleinen, abgelegenen Berglandes; dazu kam' 
das ,yJava§luk“, das leidige Phlegma des Gewährens und Gehenlassens, 
das ein halbes Jahrtausend Knechtschaft unter den fatalistischen Türken 
den südosteuropäischen Völkern eingeimpft hat; endlich fehlte es viel-, 
fach wirklich an den nötigen Geldern. So versäumte man es, durch offenin 
liehe Bauten Arbeitsgelegenheit für die vielen müßigen Hände zu schaffen; 
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so dadite man nicht daran, durch Ausbesserung der verfallenen Straßen 
Vericdir und Wirtschaft zu beleben; so ließ man in einem Land, das nur 
wenige Kilometer Eisenbahn hat, die von österreichischem Militär ange¬ 
legten wertvollen Drahtseilbahnen verkommen und verrosten. Die Kriegs¬ 
waisen und -Witwen klagten, daß der Staat sie dem Elend überantworte; 
die Landeswährung, der Perper, wurde gegen Dinar in einem Veriiälitf- 
nis umgetauscht, das viele eine Ungerechtigkeit dünkte, imd endlich 
besorgten, da sich nidit gerade die Blüte des serbischen Beamtentums 
in diese als Sibirien vers^riene Gegend arän^te, bestechliche und ge¬ 
walttätige Amtsvorsteher und Polizeisdireiber, ein Uebriges, um die Be¬ 
völkerung gründlich zu ernüchtern. Wenn in Ländern mit höherer poli¬ 
tischer Schulung wie Deutschland verhetzter Stumpfsinn alle schlimmen 
Folgen der NiMerla^ dem Wechsel der Regierungsform in die Schuhe 
schiebt, war erst remt der politisch naive Montenegriner der Argument 
tation des: Post hoc, propter hoc! geneigt. Statt der Nachwirkung desl 
Krieges und einer mangelhaften Verwaltung die Schuld an seinen Ent¬ 
behrungen beizumessen, sah er vielfach das Aufgehen des Ländchensi 
im südslawischen Staatsverband als Quelle des Uebels an, und den wald¬ 
ursprünglichen Protestformen der Crnagora entsprechend, blieb es nicht 
beim Raunzen auf den neuen Stand’ der Dinge, sondern von Hunger und 
Verzweiflung gepeitscht, schlug sich mancher Montenegriner in die 
Berge, um als Räuber sein nachtes Leben zu fristen und den verhaßten 
Behörden mit Flintenschüssen seine Meinung zu sagen. 

Diese Banden, wie ähnliche Ursache sie auch in Makedonien auf 
die Beine bringt, hätten sich aber nie zu der Landplage entwickelt, die 
sie zu Zeiten waren, wenn nicht der entdironte Nikola ihr großherziger 
Nährvater gewesen wäre. Lange spielten die Ententeregierungen mm’ 
und Südslawien g^enüber eine keineswegs eindeutige Rolle. Die Kosten 
der Hofhaltung in Neuilly in Höhe von Zweimalhunderttausend Francs 
monatlich wuraen während des Krieges gemeinsam von England und 
Frankreich bestritten, und Poincare als Präsident der Republik be¬ 
handelte den Petrovic als seinen „tris eher et grand ami“. Aber wie 
später aus dem Buch des Prinzen Sixtus von Bourbon erhellte, entr 
hielten schon die französischen Friedensbedingungen, die im August 1^17 
dem habsburgischen Unterhändler Grafen Revertera überreicht wurden, 
die Verschmelzung Serbiens und Montenegros, und als sich der ,,seh'r 
liebe und große Freund“ im November 191S nach seinem Königreich auf¬ 
machte, wurde ihm von der Regierung Clemenceaus mit Abbruch der diplo¬ 
matischen Beziehui^en gedroht, wenn er Frankreich verlasse. Das war 
nicht loyal gegen den Gast, der so plötzli^ ein Gefangener gewordlen 
war, dran der Aktionsausschuß zur Vereini^ng mit ^rbien hatte so 
in den Schwarzen Bergen die Vorhand. Allerdings bekam Nikola die 
bittere Pille mit der offiziellen Versfcherung gesüßt, daß Montenegro 
nach wie vor als „Etat allU*‘ gelte und die einzig legale Autorität im 
Lande die des Königs sei, un<t in einer Entscheidung vom 13. Januar 1919 
erkannte der Oberste Rat, ui^kümmert um den wschluß cler Skupsch- 
tina von Pcxigorica, Monten^ro gar das Recht der Vertretung auf der 
Friedenskonferenz zu und versprach neun Tage später, daß „das monte¬ 
negrinische Volk“ Gelegenheit haben werde, sich frei über seine künf-.- 
tige Regierun^form auszusprechen. Die Ententemächte behandelten den 
letzten Petrovic auch weiter als rechtmäßigen regierenden Herrscher, 
zahlten ihm seinen Monatswechsel aus und unterhielten ihre Gesandten 
an seinem Hof. Das wiederum war. wenig loyal gegen den südslawischen 
Staat, denn so hatte Nikola die Möglichkeit, alte Jeremiaden über ver¬ 
ratene Legitimität in die Welt zu, senden, die sie nach 1792 aus Koblenz^ 
nach 1866 aus Hietzing vernommen hätte. Ueberdies war es ihm derart 
ein Leichtes, durch die Schmarotzer, die aus seinen Näpfen gefressen 
hatten und danun auf seine Rückkdir rechneten, die aus der bürgerlichen 
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Ordnung ausgebrochenen, in die Berge geflüditeten und gegen die neuen 
Behörden plänkelnden Landsleute zu ermuntern und zu unterstützen: wie 
nach der Einigung Italiens und der Vertreibung der Bourbonen aus Ne¬ 
apel das Räuoerhandwerk auf Sizilien, so bekam jetzt die Bandenbewie- 
giing in der Crnagora einen legitim istischen Aufputz. 

Aber auch zu dieser Finanzierung des Kleinkrieges hätten dem Pe- 
troviö auf lange Sicht die Mittel gefehlt, zumal ihm im Dezember 1920 
endlich auch Frankreich mit Berufung auf den Ausfall der südslawischen 
Konstituantewahlen den Stuhl vor die Tür setzte, wenn nicht seine besten 
Hilfsquellen in Italien geflossen wären. Der italienische Imperialismus 
hatte schon lange sein Auge auf die Sdiwarzen Berge geworfen, die äls 
bequemes Sprungbrett zu einer Eroberungspolitik auf dem Balkan er¬ 
schienen. Nicht umsonst hatte sich die Dynastie Savoyen durch die Heirat 
Vittore Emanueles mit einer Tochter Nikolas dem Hause Petrovic versippt; 
nicht umsonst vennittelte eine italienische Dampferlinie den Verkehr 
zwischen der albanischen und der montenegrinischen Küste des Skutart' 
Sees; nidit umsonst war einer italienischen Gesellschaft das montenegri¬ 
nische Tabakmonopol verpfändet. Nach Weltkriegsende aber lag <Km> 
italienischen Imperialismus alles daran, daß aus Montenegro ein Pfahl 
im Fleische Südslawiens werde, mit dem die Rechnung wegen der dalma¬ 
tinischen Adriaküste noch unb^lichen war. Darum ward die montene¬ 
grinische Regierung in partibus infidelium zu Rom gastfreundlich a(uf- 

B mommen; auch nadi dem Tode des Exilierten erschien in der italienischen 
auptstadt „G/os Crnngorca** mit Hofnachriditen wie dieser: Dem Trauer¬ 
gottesdienst am Jahrestag des Hinscheidens des hochseligen Königs NScola 
wohnten bei 1. M. Königin-Regentin Milena, S. M. König Danilo und 
Königin Milica, I. Kgl. Hoheiten die Prinzessinnen Ksenia und Vjera usw.; 
in Gaeta sammelte sich, mit Geld und anderem gut ausgerüstet, eine mon¬ 
tenegrinische „Armee*', und im Sdiatten der Konsulta bildete sich mit 
stark fascistisihem Einschlag das Komitee Pro Montenegro mit kaum 
zweifelhaften Zielen; es spricht nicht gerade für die Objektivität des 
vom Prinzen Hohenlohe als Gewährsmann bemühten Kanadiers Burnham, 
daß er der Gründungsversammlung dieses Ausschusses ein Glückwunsch¬ 
telegramm sandte. 

Gegenstand der Entrüstung der britischen und der andern Berichte 
ist die schonungslose Art, mit der das Räuber- und Freischärlerunwesen 
imterdrückt wird. Da es sich dabei um ein Stüde Bürgerkrieg handelt^ 
lehren die Erfahrungen in Deutschland seit 1918, daß ein bellum Cfvite 
in noch stärkerem Maße als Kri^ sonst die gemeinen und grausamen 
Triebe der Menschenbrust entkettet. Was kaim man da von einer Ecke des 
Balkans erwarten, deren unsentimentale Recken noch vor zwei, drei 
Menschenaltern dem gefallenen Feind als Trophäe den Kopf, zum müih 
desten die Nase luid Ohren abzuschneiden liebten! M^ in den Greuel- 
meldungen wie in allem, was durch mündliche Ueberlieferung in einem 
südlich phantasiereichen Lande zusammengetragen wird, auch viel Ueber- 
treibung stecken, wenn nur ein Zehntel von dem wahr ist, was einander 
in offenherzigen Preßfehden die Regierungsparteien von, gestern und 
heute, Demokraten und Radikale, vorwerfen, so bleibt allzuviel übrig, 
und wo er von willkürlichen Einkerkerungen und grundlosen Erschießun- 

g n der Männer, von perversen Folterungen der Frauen, von wahlloser 
rstörung der Dörfer hört, wendet sich der Freund der Gerechtigkeit 
und Menschlichkeit mit Recht angewidert ab. Der Bevölkerung Monte-, 
negros selbst jedoch erweist er einen schlechten Dienst, sobald er ihre 
Sache mit der einer rechtens davongejagten, verfaulten Dynastie verquidet, 
in der Crnagora wiexler auf den l^pf stellen möchte, was der November 
1918 auf die Füße gestellt hat, oder gar einem fremden Imperialismus 
die Hasen in die Küche jagt. 
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Für die montenegrinische „Regierung“ ist der Beschluß der Großen 
^cupschtina von Poc^orica nur eine erzwungene; Komödie. Aber in¬ 
zwischen hat bei zwei Parlamentswahlen unter dem allgemeinen, gleichen 
und geheimen Recht Montenegro seine Stimme abgegeben. Die Kon¬ 
stituantewahlen von 1920 schienen in etwa die Behauptung der niko- 
linischen Agenten zu bestätigen, daß sich' die Mehrheit der ^völkerungi 
nach der alten Regierungsform zurücksehne, denn wenn von 43 370 WahU 
berechtigten 28 612 zur Urne gingen und davon in einem Ländchen ohne 
Fabriken, ohne Industrieproletariat, ohne politische Tradition 15 482, 
also die Mdirheit, Kommimisten imd Republikaner wählten, so war das 
ein deutliches Zeiten tiefgehender Unzufriedenheit mit dem herrschenden 
Regime; immerhin ließ sich nicht mit gleicher Sicherheit sagen, ob dieses 
Votum auch eine Huldigung für die Dynastie Petrovic umschloß, denn 
eine Verordmmg der Regierung hatte einer rein montenegrinischen Partei 
die Listenaufstellui^ verwehrt Aber bei den ordentlichen Parlaments^ 
Wahlen des Jahres 1923 traten die montenegrinischen Föderalisten, zu der 
sich wohl alle Legitimisten schlugen, mit eigenen Kandidaten auf den 
Plan, und siehe da! sie erhielten von insgesamt abgegebeneni 32 545 
Stimmen nur 7912, noch nicht ein Viertel; für Radikale, Demokraten und. 
Landwirtsbündler dagegen, die stramm auf demi Boden der südslawischen 
Einheit stehen, warfen 18 407 Wähler ihre Gummikugel in die Urne, und' 
wenn neben den 1778 kommunistischen Stimmen auch die Republikaner 
2257 Stimmen heimbrachten, so sind auch' sie zwar eine antimonarchisdie, 
aber streng südslawisch - einheitliche Partei. Daß trotz aller Misere 
und Unzufriedeidieit die Vereini^ng mit den andern Südslawen von zwei 
Dritteln der Montenegriner bejaht wurde, ist eine nicht mehr umzur 
stoßende Tatsache. i 

Das rüdct auch das Wesen der montenegrinisdien Frage ins redite 
Lidit. Es ist eine dvnastisdie Frage für die Nachkommen Nikolas und eine 
Handvoll seiner Leibwächter und Kammerdiener, es ist eine imperialistische 
Frage für die italienischen Eroberungspolitiker, es» ist eine soziale Frage 
für die Masse der Montenegriner, aber es ist für niemanden eine nationale 
Frage. Die dynastische Frage wird dadiudi erledigt, daß seit dem Fiume- 
Abkommen zwischen Belgrad und Rom keine Lire mehr für die Propa¬ 
ganda der Petrovic spritzen und die Bandenbewegung der nahrhaften 
Zufuhr von außen ermangelt; sie ist denn in den letzten Monaten schon, 
statk eingeschrumpft. Durch die italienisch-südslawische Verständigung 
ist auch dfe imperialistische Seite des Problems vorläufig Ins Dunk^t 
gerückt, denn Rom ist Loyalität gegen den andern Anrainer der Adria 
zu üben verpflichtet. Aber als soziale Frage wird die montenegrinische 
Frage in den Belgrader Amtsstuben noch manches Kopfzerbrechen hervor- 
rufen, denn erst wenn der Bau von Straßen und Eisenbahnen Arbeits^- 
gelegenheit schafft und die Bevölkerung an größere Märkte anschließt, 
wenn die Pflege der Rebe und des Oelbaums in den gesegneteren Land¬ 
strichen, die Aufforstung des Karstes und die Ausnutzung der vorhandenen, 
Wälder in den ärmeren Teilen neue Erwerbsmöglichkeiten bietet, wenn 
die R^ulierung der Bojana weite Strecken Sumpfes in fruchtbares Acdcer- 
Land verwandelt, wenn überschüssigen Arbeitskräften die Ansiedlung in 
der benachbarten Metohija oder auf dem Kosovo Polje Brot gewährt 
und wenn die heilende Macht der Zeit die bösesten Kriegswunden ver-- 
harschen läßt, erst dann ist dem Problem beschieden, von der Tagest 
Ordnung zu verschwinden. ‘ 
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Sudan und Südamerika 

Von Atbin Michel 


I. 

Der Sudan. 

In diesem Lande ist ein Aufstand ägyptischer Soldaten ahsgebrocfaen^ 
der sidi gegen England richtet und der, wie audi in der englischen Pres^ 
zi^geben wird, eine ziemlich ernste Lage gesdiaffen hat. Damit ist 
die Aufmerksamkeit auf ein wichtiges und vielleicht auf das mteressanteste 
Gebiet Afräcas hingelenkt worden. Der Sudan, jener Landgürtel Nord¬ 
afrikas, der die wüste der Sahara vom tropischen Mittelafrika tretmt, 
war von jeher zwischen Nordafrika und Mittelafrika die Verbindungs¬ 
brücke. wie das Klima des Sudans den Uebergang vom regenarmen Nord¬ 
afrika zum regenreichen Mittelafrika bildet, so war der Sudan auch von 
alten Zeiten her das Sammelbecken für die großen Völkerwanderungen,) 
die audt in Afrika, von Nord nach Süd und vom Süden nach denr 
Norden, vor skh gegangen sind. Im Sudan trafen sich und vermischten 
sich die nordafrikanischen Völker mit ihren helleren Nuancierungen mit 
den dunklen Völkern aus dem Mittelpunkt des „schwarzen Erdteils“, hier 
entstand ein Völkergemisch, wie es wohl nur noch in wenigen Teilen 
der Erde vorgekommen ist. Die mannigfachen Einflüsse, die schon im 
Altertum von Europa und Asien aus auf die Völker Nordafrikas ein¬ 
wirkten, drangen in Wellenlinien auch schon bis zum Sudan vor. Dort 
entstanden auch sdion frühzeitig Reiche, die nach den Begriffen, die 
man für Afrika gelten lassen muß, als ziemlich mächtige und teilweise 
auch nicht ganz kulturlose Staatswesen angesehen werden müssen. Rind, 
Pferd, Schaf und Ziege sind über den Sudan weiter nach Süden in das 
Innere AfrScas eingedrungen. 

Der westliche Sudan ist heute unter die europäischen Mächte aufr 
geteilt, auf neueren Karten erscheint nur noch der östliche cxler ägyp- 
tisch-englisdie Sudan, und dieser ist heute ein ägyptisch-englisches Kon- 
dominium, ein Land, in dem England und Aeg^ten gleichberechtigt 
herrschen sollen, wo auf den Regierungsgebäuden überall zwei Flaggen 
wehen, die ägyptische und die englische. Ein solches Kondominium, das 
wir audi bereits einmal, in Deutsdiland hatten, nach 1864 in Schles:^^- 
Holsteki, birgt knmer gewisse Gefahren in sich, auch hier, wo es skh, 
wie in A^^tei^ um ein Land handelt, in dem, trotz der Unabhängig^eits- 
ericlärung, englischer Einfluß noch von überragender Bedeutung ist, wo 
man also daran gewöhnt ist, die Souveränitätsrechte nicht voll zu be¬ 
sitzen. Die Nationalisten in Aegypten dringen darauf, daß der ägyptische 
Sudan eine ägyptische Provinz oder ein autonomes Land wird, England 
aber will seine Rechte im östlichen Sudan auf keinen Fall preisigeben. 
Hier li^en Gegensätze, die noch lange auf das Verhältnis zwischen 
England imd Aegypten einwirken müssen und die, solange die gesamte 
Konstellation in den internationalen Bedehtmgen der Völker keine an¬ 
dere wird, vielleicht nie zur Ruhe kommen. Denn je mehr in 'Aegypten 
das Nationalgefühl erstarkt, desto weniger wird man dort geneigt sein, 
die Ansprüche Englands auf die Mitherrschaft im Sudan anzueihennen. 
Aegypten hat einen Teil des Sudans schon in den ältesten Zeiten be¬ 
herrscht imd will diese Herrschaftsrechte schon aus historischen Gründen 
nicht aufgeben. Weiter hat Aeg^ten im östlichen Sudan auch recht 
reale Interessen wahrzunehmen. LÜe Objektivität gebietet jedoch, anzu¬ 
erkennen, daß auch England im östlichen Sudan wichti^^ wirtschaft¬ 
liche und koloniale Interessen zu verteid<igen hat, auf die es kaum 
ohne zwingende Gründe verzichten kann. 

Der ägyptisch-englische Sudan hat eine Ausdehnung von 2 618 000 
Quadratkilometer, ist demnach mdir als byi mal so groß wie das jetz%e 
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Deutschland. Seine Einwohnerzahl wird auf annähernd 6 Millionen ge¬ 
schätzt. Die Eisenbahnlinien haben eine Läng^ von 2400 Kilometern,' 
Telegraphenlinien bestehen in einer Ausdehnung von mehr als 7000 KL- 
lometem. Die wirtschaftliche Bedeutung ist zumindest heute nodi 
nicht groß, aber nidit Einfuhr und Ausfuhr, Bodenreichtum und Zahl 
der Bevölkerung madien die Wichtigkeit des ägyptisch-englischen Sudan 
aus, sondern seine Lage als Durdigangsland Vom Norden in das Innere 
Afrikas und der Umstand, daß sicm der östliche Sudan bis nach Fran- 
zösisdi-Afrika und bis nach Britkch-Afrika vorschiebt. Aegypten legt 
großen Wert auf die alleinige Beherrschung des Sudans, weil nätiona- 
listische Träume auf eine Ausweitung der Herrschaft Aegyptens abzielen 
und vor allem, weil der Sudan das Gebiet ist, in dem eine gründliche 
Regelung der Fluten des Nils ihren Ausgangspunkt nehmen muß. An» 
Blauen Nil, gerade im Mittelpuiüct des östlichen Sudan, wird ein großer 
Staudamm angelegt, durch den diese Regelung erreicht werden soll. 
Daß Aegypten dieses Gebiet nicht gern unter der Mitverwalhmg einesj 
anderen Staates und noch dazu einer solchen Kolonialgroßmadit wie' 
England ist, belassen will, kann vom ägyptischen Standpunkt aus ver¬ 
standen werden. 

Aber audi die Interessen Englands im. Sudan sind nicht gering, be¬ 
sonders unter dem Gesichtspunkt betrachtet, daß Frankreich sein afris 
kanisches Gebiet in einer riesigen Weise vergrößert hat. Bei dem Aus¬ 
dehnungsdrange Frankreichs in Nordafrika mag in England nicht mit 
Unrecht angenommen werden, daß eine Preisgabe des östlichen Sudan auf 
nichts anderes hinau^ehe, t^Is auf einen Verzicht zugunsten Frankreichs, 
^uf eine weitere Verstärkung der französischen Machtstellung im Norden 
Afrikas. Schon das Vordringen der Franzosen bis an den Nil im Jahre 
1899, bis nach Faschoda, zeigt deutlich, daß diese Befürchtung Eng^ 
lands nicht ohne Berechti^ng ist. Weiter wird England seine Rechte im 
östlichen Sudan nicht aufgd)en, weil die Kap-Kairo-Bahn quer durch 
dieses Gebiet führt. 

Der ägyptisch-englische Sudan bedeckt nur eine Fläche, die noch 
nicht 9 Proz. des gesamten afrScanischen Erdteils ausmacht, eines Erd¬ 
teils, der heute noch im internationalen Wirtschaftsleben der unwich¬ 
tigste ist, aber auch der Streit um dieses Gebiet ist nicht ohne Interesse, 
zeigt ims, wie oft koloniale Fragen und Angelegenheiten der auswärtigen 
Politflc miteinander verzwickt sind und wie Streitfragen, die ohne jede 
größere Wichtigkeit erscheinen, doch oft einen recht bedeutungsvollen 
Hintergrund haben. Derartige Fragen der auswärtigen Politik, die immer¬ 
hin als solche zweiten und dritten Ranges angesehen werden müssen, 
ließen sich am besten durch internationale Schiedsgerichte lösen. So¬ 
lange jedoch noch die Möglichkeit besteht, an die Waffen zu appelllereni, 
soldie Angelegenheiten durch Kriege zu entscheiden, unmittelbar aus 
eigenen militärischen Siegen und mittelbar aus militärischen Niederlagen 
anderer Mächte Vorteile zu ziehen, solange werden sich große Staaten 
kaum dazu verstdien können, erworbene Rechte und seien es selbst 
solche, die das Ldiensinteresse der Nation nicht berühren, freiwillig! 
aufzugd>en. So wird auch England unter den heutigen Verhältnissen 
seine erworbenen Rechte im ägyptisch-englischen Sudan kaum aufgeben 
können. Auch die Arbeiterregierung kann dies nicht tun, und so hat Mac 
Donald denn auch bereits im englischen Unterhaus erklärt, daß England 
die ihm vertragsmäßig zustehenden Rechte nicht aufgeben könne. 

II. 

Südamerika. 

Die Revolution in Brasilien, die nun wieder niedergeschlagen scheint, 
läßt es angezeigt erscheinen, einmal einen kurzen Ueberblkk zu geb^ 
über jenes bunte Staatengewimmel, das sich/ südlich der Vereinigten 
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Staaten von Amerika ausdehnt. Mexiko soll dabei ausgenommen werden, 
weil dieses Land erst vor kurzem einmal, in Nr. 50 der „Glocke“ vom 
12. März d. J., behandelt worden ist. 

Alle diese zentral- und südamerikanischen Staaten, von Guatemala 
im Norden bis nach Argentinien und Chile im Süden, müssen als Gebiete 
mit auBeroidentlich großen Zukunftsmöglidikeiten angesehen werden. 
Welche riesigen Ländermassen dabei in Frage kommen, dafür sollen 
nur wenige Ziffern angeführt werden. Der Umfang Deutschlands ver¬ 
hält sidi zu Brasilien wie 1:18, zu Argentinien wie 1:6,4, zu BolivienI 
wie 1:3,5 zu Peru wie 1: 2,9, zu Kolumbien wie 1: 2,5, zu Venezuela wie 
1:2,1 und zu Chile wie 1:1,6. Allein die aufgeführten Länder sind an¬ 
nähernd 37 mal so groß wie Deutschland, haten aber nur 59 Millionen 
Einwohner, wobei es noch recht zweifelhaft ist, ob die einzelnen Länder 
wirklidi so viele Einwohner haben, wie in den offiziellen Statistiken 
ahgegeben ist. 

Die eigenartigsten Länder sind jene, die auf dem verhältnismäßig 
schmalen Landrüwen gelegen sind, der den nördlidien Teil Amerikas 
mit dem südlichen veihindet. Das sind die Staaten Guatemala, Honduras, 
San Salvador, Nikaragua und Kostarika. Diese fünf Staaten nehmen un¬ 
gefähr vier Fünftel der Größe Deutschlands ein. Die Einwohnerzahl wird 
in den offiziellen Statistycen mit insgesamt] 4,8 Millionen angegeben. 
Schon sechsmal ist im Laufe der vergangenen himdert Jahre versucht 
worden, diese Staaten in einen Bundesstaat umzuwandeln, aber stets sind 
die Versuche auf Errichtung der Estados Unitos de Centro Americo, der 
Vereinigten Staaten von Mittelamerika, kläglich gescheitert. Von diesen 
fünf Staaten muß Kostarika, der an Bevölkerung kleinste Staat, dem 

g anzen Auft>au nach als der am besten gefestigte angesehen werden. 

tie Einwohnerschaft von Kostarika, weitaus überwiegend Nachkommen der 
Spanier, steht auch an Bildung den Bewohnern aller anderen zentral- 
amerikanisdien Staaten voran, ln den übrigen Staaten Zentralamerikas 
überwiegen zahlenmäßig die Indianer und die Mischlinge. Nur ein 
ganz kleiner Teil dieser Bevölkerung kann lesen und schremen. Zentral- 
amerüca ist von der Natur sehr gesegnet und enthält in seinen Bergen 
noch Erze der verschiedensten Art. Es hat noch riesige Wälder, und 
der Bcxlen bringt bei einigermaßen rationeller Ausnutzung überaus reiche 
Erträgnisse. Aber die Bevölkenmg ist sehr indolent und neigt immer 
wieder zur Revolutionsspielerei hin, wobei freilich meistens nur Zaun¬ 
gäste getötet werden. Neugierige, die sich eine Revolution einmal aus 
nächster Nähe betrachten wollen. 2Ientralamerika ist stets besucht von 
hunderten Abenteurern luid Kapitalsagenten aus Nordamerika, die in 
den Bergen nach Gold, Silber, anderen Erzen, nach Erdöl und sonstige^ 
Naturreichtümem Umschau halten, auch die vielen wertvollen Hölzer 
reizen zur Ausbeute. Es hat schon Zeiten gegeben, wo in Zentralamerika 
eine regelrechte Minenspekulation im Gange war. Aber alle Versuche 
zur Ausbeutung der Na^rreichtümer scheitern an den Verkehrsschwierig¬ 
keiten. Die wenigen und kurzen Stichbahnen können zur Aufschlleßung 
noch wenig beitragen. Die Arbeiterverhältnisse sind in allen Ländern 
Zentralamerikas noch überaus traurig. Ud>er den Peon, über den 
Tagelöhner und Knecht, wird dort im wahrsten Skine des Wortes nodi 
die Peitsche ^Schwüngen, und recht oft schlägt die Peitsche auch zu. 

Wesentlich besser haben sich bereits die Staaten in SüdamerSca 
konsolidiert. Gewiß hat es auch dort nicht an Revolutionen gefehlt — 
so wurden in Uruguay seit 100 Jahren ungefähr sechs Dutzend Revo-! 
lutionen gezählt — aber im ganzen betrachtet, sind die Zustände in Süd¬ 
amerika doch bereits bedeutend gefestigter als in Zentralamerika. Aller¬ 
dings brachte der europäische Krieg mit seinen Nachwirkungen auch allen 
Ländern Südamerikas wirtschaftliai schwere Einbußen. Wie in Bra¬ 
silien Kaffee, Baumwolle, Kakao, Gtunmi usw. unverkäuflich blieben, so 
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konnte Argentinien sein Vidi und seine Gäuk nidit verfrachten, in 
Chile trat m der Salpeterproduktion eine schwere Krise ein, ebenso litten 
Uruguay, Paraguay, Ekuador, Kolumbien unter der Abschließung von 
Mitkleurora. Die Ungunst des geschäftlichen Lebens' übertrug sich auch 
auf die Budgets der Staaten, es vergrößerten sich die Fehlbeträge. 
Pläne zum Bau neuer Eisenbahnen mußten überall zurückgestellt werden, 
dafür aber stieg der Einfluß nordamerikanischer und' englischer Kapitals¬ 
magnaten. Argentinien hat rund 36 000 Kilometer Eisenbahnen, aber nur 
6000 Kilometer davon sind Staatsbesitz. Die übrigen Linien gehören Ge¬ 
sellschaften, deren Kapitalien fast ausschließlich aus England stammdi. 
Dabei haben sich die privaten Gesellschaften die besten Lmien zu sichern 
verstanden. Keine einzige Staatsbahnlinie berührt das wirtschaftliche 
2tentrum des Landes, die Hauptstadt Buenos Aires. Dagegen gehen die 
Bcdinen der privaten Gesellschaften alle von der Hauptstadt aus. Auch 
in Brasilien sind die besten Bahnlinien im Besitz von Privatgesellschaften. 

Währena des europäischen Krieges war zunächst die englische 
Geschäftswelt bemüht, den Marict Südamerikas vollständig für sich zu 
erobern. In der zweiten Hälfte des Krieges, als auch England eine 
einzige Wericstätte zur Produktion von Kriegsmaterialien der verschie¬ 
densten Art geworden war, konnten die Engländer auf die kommerzielle 
Eroberung der südamerikanischen Länder nur noch wenig Aufmerk¬ 
samkeit verwenden, und nun waren es die Nordamerikaner, die den 
Süden Amerikas mit Waren überschwemmten, die dort Banken gründeten^ 
Industrien schufen, Gelder vorstreckten. Im Handel sind die Nord¬ 
amerikaner in Brasilien, Argentiniien, Uruguay und Paraguay teilweise 
wieder verdrängt Worden, in. der Industrie BrasUJens haben sie sich 
aber so festgesetzt, daß auf absehbare Zeit eine Wiederverdrängung 
kaum gelingen dürfte. So hat ein Konsortium' aus 'den Vereinigten Staaten 
in Brasilien Schuhfabriken errichtet, die so groß angelegt sind, daß die 

S nte Bevölkerung Brasiliens mit Schuhen versorgt werden kann. 

in der brasilianischen Gefrierfleischindustrie dominiert jetzt Kapital 
aus der Union. Dagegen scheinen dfe Engländer äiren Einfluß in der. 
Gefrierfleischindustrie Argentiniens behalten zu haben. Häufig wird 
darüber geklagt, daß die großen Fleischtrusts ihre Macht zuungunsten 
der VidiTCsitzer ausnutzen. Im vergangenen Jahre z. B. waren die Vieh¬ 
preise in Argentinien so niedrig, daß die Viehzucht unlohnend zu werden 
drohte. Die argentinische Regierung suchte dem entgegenzuwirken, indem 
sie nach dem Lebendgewicht für Vieh Mindestpreise festsetzte. Aber“ 
die Frigorificos, die großen Fleischfabriken, die England mit Gefrier¬ 
fleisch versomen — in einem straffen Trust zusammengeschlossen — 
ließen daraufhin die Viehmäricte nicht mehr besuchen, und so blieb 
die Bestimmung ein Schlag ins Wasser. 

Noch kann die Krise in Südamerika nicht allgemein als überwunden 

f eiten, aber es regt sich doch überall wieder neues Leben. In allen 
taaten Südamerikas, von Kolumbien und Venezuela bis hinunter zur "Süd- 
spitze des Erdteils werden Pläne zum Ausbau der Eisenbahnen bearbeitet, 
und bereits wird der Ausbau einer Nordsüdbahn erwogen, die auf einer 
Streche von 16 000 bis 17 000 Kilometern New York mit Buenos Aires) 
verbinden soll. Mit den Anschlußlinien von New York nach Kanada 
würde diese Bahn fast den gesamten amerikanischen Kontinent von 
Norden nach Süden durchqueren. In großen Massen strömen wieder 
Einwanderer aus Europa, namentlich aus Italien, nach Südamerika ein, 
so daß die Regierungen große Ansiedlungspläne durchzuführen geclenken. 
Amerikanische Großkapitalisten wollen im Norden Perus ein Gebiet ko¬ 
lonisieren und mit Ansiedlern besetzen, das mehr als 42 Proz. der Größe 
Deutschlands ausmacht. 

Ein so fruchhares Ländergebiet wie Zentral- und Südamerika, das 
die doppelte Größe des europäischen Kontinents ausmacht, hat noch ganz 
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gewaltige Möglidikeiten der Entwidclung und wird voraussiditlidi den 
NahrungsmitteTspielraum der Erde nocb sehr stark beeinflussen und au»- 
weiten, aber der Traum vieler Auswanderer, dort schon in kurzer 2^it 
zu Reichtum zu kommen, geht von zehntausend Fällen nur einmal in 
Erfüllung. Nur robuste und zugleidi sehr bewegliche und anpassungs¬ 
fähige Europäer können vorläufig hoffen, sich in Südamerika eine einiger¬ 
maßen gesicherte Existenz zu schaffen. Die Länder ZentralamerBcas 
können, von Einzelfälien abgesehen, überhaupt noch nicht als Auswan¬ 
dererländer für Europäer gelten. 


Das Tagebuch des Generals Allen 

Vier Jahre französische Rheinpolitik 
Von Q. Beyer (Köln) 

Es war im März IWI. Herr* Tirard, der Präsident der Rheinland¬ 
kommission, hatte die Redakteure des besetzten Gebiets zu einer Konfe¬ 
renz nach seiner Residenzstadt Koblenz eingeladen: es sollte eine große 
Aussprache über die Klagen der Presse werden, die sich dauernd über 
Repressalien beschwerte. An dem einen Teil der riesenhaften, quadra¬ 
tisch aufgebauten Tafel saßen die Männer der Feder, an dem andern 
die Delegierten der Kommission mit einer kriegsstarken Kompagnie von, 
Sachverständigen und Hilfskräften, in der Mitte Herr Tirard, der Sdiöpfer 
dieser unendlich geschickten Regie. Bald rollten die Wogen des liebens¬ 
würdigsten, des schmiegs^sten Französisch über den Hohlraum in den 
Mitte. Die Presseleute hielten ihre Reden, trugen ihre Beschwerden vor, 
Herr Tirard hörte sie an und fuhr mit schncKÜgem Florett dazwischen,- 
wcnn „rein politische Fragen“, wie schwarze Soldaten und Besatzungs¬ 
fragen, von einem Vorwitzigen berührt wurden. Man redete stundenlang 
— man redete aneinander vorbei. Während dieser ganzen Besprechung 
saß rechts vom Präsidenten ein auffallend großer amerikanischer Offizier, 
blaue, blitzende Augen, das braune Gesicht von kühnen Falten durch- 
furdit. Er redete kein Wort, steinern-unbeweglich hörte er zu. Nur 
einige Male, wenn von den Lippen des Herrn Tirard eine allzu kühne 
Floäel des Wohlwollens und der Gerechtigkeit floß, dann zudcte ein 
ganz feines, spöttisches Lächeln um die Lippen des alten Militärs. Ed 
war der General Henry T. Allen, der Oberbefehlshaber der amerOca- 
nisdien Besatzungsarmee von 1Q19—1923, seit 1921 als Nachfolger von 
Noyes audi amerikanisdies Mitglied der Rheinlandkommission. 

Hat damals jemand geahnt, daß dieser ergraute Soldat, der fast 
jeden Tag Gast d^ französischen und englischen Generale war und sie 
bei sich sah, der jeden Tag in die verborgenen Seelenfesten verantwort¬ 
licher Männer der Entente blickte, ein Tagebuch voller Offenheiten und 
Intimitäten geführt hat? Jetzt ist dieses „R he in 1 a nd-Tagebu ch“ 
in deutscher Uebersetzung bei Reimar Hobbing in Berlin ers(mienen, — 
ein Werk, das mit chronologisdier Präzision die Hintergründe der großen 
europäischen Konflikte seit Versailles erhellt. Es ist ein Dokument dei' 
französischen Rheinlandspolitik, der Zielsicherheit des französischen Im¬ 
perialismus, der zum System erhobenen Bedrückung Deutschlands, und 
es sagt viel mehr als alle diplomatischen Enthüllungen, weil diese Auf¬ 
zeichnungen ein Freund Frankreichs unter dem Zwang des Selbsterld)- 
nisses geschridien hat. 

Allen ist ohne Sentimentalität, — ein Amerikaner. Er hat mit den 
Franzosen gdcämpft, er steht an ihrer Seite. Er sitzt mit seinen Truppen- 
in Koblenz, auf Grund der Verträge, des Rheinlandsabkommens. Es gefällt 
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ihm gut am Rhein; mit allen, zu TiraM, zu den Generalen Mangin in 
Mainz, O^rard in der Pfalz, zu den englischen Hödistkommandierenden 
unterhält er die besten Beziehungen. Man besucht sich, man l>esichtigt 
Truppen, man tafelt grandios — auf Kosten Deutschlands. Aber am 
6. August 1919 schrieb Allen zum ersten Male einen Satz wie den fol¬ 
genden in sein Tagebuch: „Die Franzosen lassen in der Rheinland.'- 
frage jene Offenheit vermissen, die erwartet} werden darf.“ Er erzählt, 
daß die Qeneralstabsoffiziere des Generals Mangin offen die Loslösung 
des Rheinlandes fordern; sie hoffen ernstlich auf eine „Verbrüderung, 
der Soldaten mit der rheinischen Bevölkerung“. Er empfindet die Be*- 
mühungen der Franzosen, das Rheinland zu ^herrschen, „geradezu auf- 
dringlidi“ und beriditet, daß General Gerard, der Befehlshaber in der 
Pfalz, offen eine „Pfalz-Republik“, eine „Republik Mainz“, eine „Re¬ 
publik Köln“ propagierte. Auch Poincare sei dafür, aber „er setze sidr 
nidit offen dafür ein, weil eine solche Erklärung bei Lloyd George unjd' 
Wilson unerwünschten Eindruck machen müss^L (29. August 1919.) 
Am 27. April 1920 verzeichnet Allen bemerkenswerte Aeußerungen des 
Generals D^goutte, der damals französischer Truppenführer am Rhein 
war: „ohne offen die Abtrennung des Rheinlandes von Preußen zu be¬ 
fürworten, ist er doch ein Anhänger der napoleonischen Po¬ 
litik, Deutschland in kleine Staaten zu zersplittern“. 

Als Allen amerikanischer Delegierter bei der Rheinlandkommission 
war, gewinnt er immer tieferen Einblick in die Methoden französischen 
Politik. Und er wird immer zorniger. Er wendet sich gegen die Be- 
schützung des Separatisten Smeets, weil das eine Uebergenung und Ver¬ 
gewaltigung der deutschen Justizhoheit sei. Er sieht in den Konferenzen, 
die Tirard mit Vertretern von Handel, Gewerbe und Industrie des Rhein¬ 
landes abhält, nur ,,Einwiricungen zugunsten des Separatismus“. (14. De¬ 
zember 1921.) Die „Fanfaren des Siegers“ blasen ihm zu aufdringlich: 
Am 22. Dezember 1922 schreibt er: 

„Kurz, Ln Frankreich herrscht die Angst vor, und ich möchte hin- 
zufüg^, daß die französische .Rheinlandpolitik an die Kriegstaten 
Ludwigs XIV. und Napoleons erinnert .... 

Von der Kunst der französischen Verhandlungsdiplomatie gibt Allen 
folgende treffende Charakteristik: 

„Unsere Erfahrungen mit den iFranzosen haben zu oft gezeigt, daß 
ein Kompromiß bei ihnen kein Abschluß einer Frage, sondern nur die 
Erreichung eines Zieles bedeutet, das zur Erreidiung des EndzieKs 
später ausgenutzt werden kann .... 

Mit größter Schärfe wendet er sich gegen die Aufbauschung der 
Waffenfunde in Deutschland, wobei er sich^ auf Nollet beruft: 

y,General Bitham bestätigt, was viele von uns schon wissen, daß 
Deutschland entwaffnet und unfähig ist, Krieg zu führen, da es weder 
Mittel noch Geschütze hat. Er spricht damit auch in Nollets Sinn, doch 
die französische Presse fährt fort, jeden kleinen Waffenfund, der von 
der Kontrollkommission berichtet wird, aufzubauschen und führt ihn 
zum Beweis an, daß Deutschland noch nicht entwaffnet ist. Er hält 
die Londoner Polizei für besser imstande, Krieg 
zu führen, als die Reichswehr .... (19. Mai 1922.)“ 

Aus dem Militär Allen wird ein Politiker, der nicht nur von der Ko¬ 
blenzer Persp^tive die Wurzel der europäischen Konflikte überblicht. 
In der französischen Machtentfaltung am Rhein erkennt er auf einmal 
die Ziele des französischen Imperalismus, der die Macht des Militarismus 
weiter über die Grenzen der Verträge zwingen will, um den besiegten 
Gegner zu schwächen. Er klagt ihn an, ,,m aller Stille Truppen ins 
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Rheinland zu sdiaffen, die von dem verarmten Deutschland bezahlt werden 
müssen'^ Mit systematischer Sicherheit sagt er den Ruhr-Einmarsch 
voraus. Am 29. September 1921, eineinhalb Jahre vor der französischen 
Aktion, verzeichnet er folgende Aeußerungen des Generals Degoutte: 

.... daß — wenn Frankreich nicht wiederaufgebaut würde und seine 
Reparationssummen gemäß dem Versailler Vertrage nidit erhielte — 
Deutschland Wälder, Fabriken, Bergwerke nötigenfalls besdilagnaiunt 
und von deutschen Arbeitern unter französischen 
Aufsehern ausgebeutet werden müßten. 

Der Einmarsch kommt, im Januar 1923. Die ,,friedlichen Ingenieur- 
Kommissionen“ tragen Kanonen und Tanks. Bradbury, das englische 
Mitglied der Reparationskommission, die ihre Aktion mit der Nichtliefe¬ 
rung von Kohlen und Holz begründete, sagt am 7. Januar 1923 zu Allen: 
„Seit den Ta^en des Trojanischen Pferdes ist Holz nie wieder zu soldi 
einem bösartigen Vorwand verwandt worden.“ 

Was für diesen General immer wieder einnimmt, ganz abseits von 
seiner politischen Haltung, ist die Warmherzigkeit, das helle Au« für 
die Leiden des rheinischen Volkes, das so „zahlreich, kraftvoll und ganz 
deutsch ist“; das an den Sonntagen singend seine Not vergißt. Er orga¬ 
nisiert in Koblenz Speisungen für die Armen; er tritt zu den deutschen 
Beamten des Reichskommissariats in ein Verhältnis, das auf Mitversiehen 
beruht. Als Allen mit den amerikanischen Truppen auf Befehl seiner 
Regierung im Februar 1923 Koblenz verläßt, sagt der deutsche Reichs* 
kommissar Fürst Hatzfeldt, daß die Amerikaner als Feinde gekommen 
seien und als Freunde scheiden — „was ein seltener Fall in der Geschichte 
wäre“. Damit schließen Aliens Aufzeichnungen. Seine erste Tat nach 
semer Rückkehr ist, die ,,Allen-Drive“ zugunsten Millionen armer 
deutscher Kinder zu organisieren und Millionen dafür zu sammeln. Und 
dann sein „Tagd>uch“ herauszugeben, die Rechenschaftslegung einesl 
graden Mannes, dessen nüchterne Wahrheitstreue überzeugender wirkt, 
als die Künste von tausend dialektisch geschulten Zungen. Allen hat 
das bisher wichtigste Buch über den Herzpunkt europäischer Politik, den 
Kampf am Rhein und um den Rhein, geschrieben, und es redet für 
Deutschland. Seine Abweisung des rheinischen Separatismus, der von den 
Franzosen beschützten „Freiheits“-Bewegung ist gleichzeitig ein Doku¬ 
ment von durchschlagender Beweiskraft dafür, daß die rheinische Sozial¬ 
demokratie recht daran tat, zuerst und in vorderster Front den geplanten 
Einbruch in Deutschlands Einheit zu verhindern. 

• • 

Trotz allem: liest man dieses Buch, so hat man zuletzt ein nieder-, 
drückendes Empfinden. Viele deutsche Militärs und Diplomaten haben 
Lebens- und Knegserinnerungen geschrieben, die Hindenburg, Luderidorff, 
die Tirpitz, Hoffmann und Lettow-Vorbeck. Wo ist das Buch eines deut¬ 
schen Kriegsmannes, das an innerer Würde, an Gerechtigkeitsliebe, an 
Weite weltpolitischen Denkens an die Betrachtungen Aliens heranreicht? 
Wie frei ist Aliens „Tagebuch“ vorn eitler Selbstgerechtigkeit, von Steges¬ 
übermut; wo ist darin «n Wort von der Steife des Gamaschenknopfs, des 
Glückes am Uniformflitter? Dieser Mann hat sich die ganze Kincllichkeit 
eines Amerikaners im grauen Kopf bewahrt. Glücklich, „über den Dingen“ 
im verrückten, vom Nationalitätenkampf zerrissenen Deutschland zu stehen, 
ist er ein Mensch in seiner Güte geliehen. Wer in seinem Antlitz ge¬ 
lesen, kann die verzerrten Grimassen derer um Ludendorff nie mehr er¬ 
tragen. 
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Von Wolfgang Qoetz 

Vor hundertundfünfzig Jahren zog auf sehr unmythischem Wege 
einer unter dem Geläute der Glocken in die alte Kaiserstadt Frankfurt 
ein, um in dreiundachtzig Jahren wahrhaft die Pyramide seines Lebens, 
eines Menschenlebens überhaupt zu höchst zu spitzen. In Europa sind 
nur zwei noch, die ihm an Größe gleich kommen: Lionardo und Plato. 
In Asien mögen noch awei oder drei Menschen gelebt haben, die sid* 
neben ihn wagen dürfen, insofern wir Abendländer je zu ihren tiefsten 
Tiefen zu dringen vermögen. 

Zwischen diesem Gipfelpunkt der Menschheit und seinem Volk, 
dessen Sprache er sprach, ist eine innige Beziehung nicht hergestellt, 
hierüber dürfen wir uns einem Zweifel nicht hingeben. Wo sind die 
Gründe für diese so unverständliche wie tragische Fremdheit zu suchen? 
Ganz gewiß ist in erster Linie die geistige Trägheit und, in ihrem Ge¬ 
folge, das andere Nationallaster der Deutschen, die Undankbarkeit zu 
nennen. Im Lande der Dichter und E)enker setzt man sich gerne mit 
dreißig Jahren zur Ruhe und die geistigen Bedürfnisse werden besten¬ 
falls mit Durchschnittsware befriedigt. Und da ist ein Wort, dessen 
Erzeuger entweder ein Narr oder ein Verbrecher war, nämlich das so 
verwünschte wie dumme: Goethe ist schwer. Man kommt auf den 
Gedanken, daß es von Düsterlingen geprägt wurde, denen die lichten 
und freien Ideen des alten Heiden recht unerwünscht scheinen mögen. 
Der Deutsche ließ sich das, wie so unendlich vieles, gern und fröhlich 
einreden, 

Eme unsdiuld^e Schuld trifft auch die Goethe-Philologie, die auf 
der anderen Seite viel zu viel geschmäht wird. Sie hat bei allem hohen 
Verdienst, das mit vollem Recht nichts noch so Kleines an diesem vor¬ 
bildlichsten Leben als zu klein rechnete, dennoch durch die unsägliche 
Fülle von Analysen, Kommentaren, Biographien, „Goethe und“- 
ScHriften einen Wall vor der Quelle des Heils aufgebaut, der den Leuten 
undurchdringlich scheint. Ihn für ein Nichts zu achten und ihn zu 
überspringen, ist ein zu einfacher Gedanke, als daß viele darauf kämen. 
Dieser Bücherhauf macht stutzig, und der Durchschnitt fühlt sich in 
seiner Trägheit angerührt: wenn so viele und so gelehrte Leute sich den 
Kopf zerbrechen, so würde er sicherlich gleich gar nicht zu Rechte 
kommen, eine trügerische, aber begreifliche Ausrede. Es ist seltsam, 
daß ein Volk, das aus so viel tüchtigen Individualitäten, wie kaum ein 
anderes, besteht, den Mut zum Selbst so wenig besitzt und ständig des 
Mitlers bedarf. Nun kann man gewiß sagen, daß die Goethe-Interpreten 
ihr redlichstes tun, aber man weiß nicht, ob man lachen oder fluchen 
soll, wenn man bei dem sonst recht braven Bielschowsky liest, daß nur 
der den eigentlichen Genuß an Goethes Gedichten haben kann, der ihre 
Entstehungsgeschichte kennt. Ein Irrtum ist um so gefährlicher, wenn 
er ein Fünkchen Wahrheit enthält; denn ganz selbstverständlich ist es 
ein Genuß besonderer Art, wenn wir in die geheime Werkstätte des 
Genius blicken dürfen, nur daß dieser Genuß mit dem Genuß eines 
dichterischen Kunstwerkes schlechterdings nichts zu tun hat. 

Endlich hat man das werktätige Volk von Goethe abgedrängt mit 
dem Schlagwort, Goethe sei ein Fürstendiener gewesen. Selbstverständ¬ 
lich war er ein Diener seines Fürsten, der als einer der ganz: wenigen 
diesen Namen tragen durfte, und es mag freilich heutzutage als mann¬ 
hafter angesehen werden, nach empfangener Wohltat ohne Gruß und 
Dank den Rücken zu kehren oder bei dem ersten Zusammenstoß das 
Feld kampflos und unlust^ zu räumen. Denn ein stetiger Kampf 
zwischen dem leidenschaftlichen und eigensinnigen Karl August und 
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seinem Dichter war diese seltsame Freundschaft. Goethe aber hielt aus 
und schenkte Treue um Treue, so oft auch die Klage und Sorge mehr 
oder weniger laut wurden. Als der fürstliche Freund ihm genommen 
wird, da gräbt sich der Greis in die undurchdringliche Einsamkeit der 
Dornburg ein, und was er dort durchrungen hat, das können wir nur 
ahnen. Und allzu fürstendienerisch ist nun eben auch nicht, wenn der 
Staatsminister Geheimde Rat von Goethe Exzellenz die kleine Fabrik¬ 
arbeiterin in sein Haus nimmt, sie gesellschaftlich durchsetzt und end¬ 
lich zur Frau Geheimrätin macht. Man stelle sich nur einmal eine 
Dtiodezresidenz um die vorletzte Jahrhundertwende und den Klatschsud 
darin vor, und schlage an seine Brust, ob man diesem Wogenprall von 
Schmutz standhalten würde, wenn man zehnmal Goethe wäre. 

Aber nicht nur, wenn ein „kleines Naturwesen“ mit der Fülle 
jugendlicher Reize aufwartete, war dieser Mensch geneigt, dem Volke 
nahe zu sein. Die Harzreise im Winter unternimmt er, um einen men- 
schensdieuen Sonderling herauszureißen aus seinem verderblidien Netz. 
Dem Peter im Baumgarten, dem Philipp Seidel, dem braven Götze 
hilft er, two er nur kann, fördert sie und besorgt den treuen und tüchtigen 
Seelen angesehene Stellungen', und so der Reihe nach, bis er, ein Greis 
schon, noch den alten rührenden Saufaus Stadelmann mit Teünahme be¬ 
lehrt, und auf der Reise herrscht zwischen Herr und Diener ein nahezu 
kameradschaftliches Verhältnis. 

Ihm war keiner zu klein, jeder schien ihm der lebhaften Beachtung 
wert. Nur ebies verlangte er unerbittlich: daß der andere tätig, daß 
ihm die Welt nicht stumm sei. Wer das nicht vermag, der trifft auf 
einen eisigen, zugeknöpften Geheimrat. 

Dieser Geheimrat, dieser „steife Olympier“, nun ist vor allem eine 
jener weitverbreiteten Lügen, die den Deutschen von seinem Genius ab- 
schrecken. Denn der junge Stürmer und Dränger hat sich schon mehr 
der Herzen gewonnen. Aber so wundervoll das Brausen der Freiheit im 
Götz — freilich in ganz anderem und faßlicherem Sinne als etwa bei 
Schiller —, ein so vollendetes Kunstwerk, unsterblich, weil jeder Mensch 
diese Epoche erleben muß, der Werther ist: es gilt, den nachitalienischen 
Goethe zu erobern. Die neunziger Jahre sind nun freilich die Jahre des 
Unmuts, veranlaßt, aber auch wundervoll durchlichtet von eben dem 
kleinen Naturwesen Christiane. Man versteht den Heimgekehrten nicht 
mehr. Nur der eine, sein Gegenpol, der noch eben mit seinem Sturm¬ 
und Drangruf den Unmut Goethes erregt hatte, Schiller, begreift ihn. 
Und die zwei Menschen, die unter anderen Umständen erbittertste Feinde 
werden mußten, schließen den seltsamsten und vornehmsten Bund, den 
wir kennen. Beide, fest auf den eigenen Füßen, hüten sich, die Bezirke 
des andern zu stören. Beide drängen in sich das Fremde des andern bei¬ 
seite, und wo der gewöhnliche Sterbliche ein kaltes Nein gerufen hätte, 
klirrt überwindend zweistimmig ein hellstes Ja zum deutschen Himmel, 
wahrhaft eine Ueberfreundschaft. Aber Goethe bleibt einsam, der Waffen¬ 
lärm der Romantiker zieht die Aufmerksamkeit auf sich und der 
Kanonendonner von Austerlitz und Jena brüllt noch viel mächtiger. 
Erst mit dem Faust, dessen unnachgiebiger Anreizer den Freund scnon 
lange verließ, beginnt sein Ruhm, und nun immer gewalti^r, zu steigen. 
Besuch um ^such drängt heran. Der Arbeitsame weiß sich kaum noch 
zu retten. Was wunder, daß er kühl abwartet, ob der oder jener etwas 
bringe. Die Abgewiesenen schreien lauter als die freundlich Aufge¬ 
nommenen. Und endlich nähert sich bescheiden, brav und rührend 
der Mann, der das Bild des alternden Weisen so sonderbar verzeichnete, 
Johann Peter Eckermann. Er hat den spätesten Goethe gesehen, wie er, 
als eine so durchaus subalterne Seele, sehen konnte, und sein Verdienst 
soll ihm nicht geschmälert werden. Allein, so wundervolle Worte in 
seinen berühmten Gesprächen uns aufbewahrt sind, letzten Endes ist 
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dieser Edcermannsdie Goethe ein etwas überlebensgroßer Professor, 
der sehr viel weise und tiefe Worte von sich gibt, aber völlig un¬ 
lebendig ist, wahrlich Geheimrat, wahrlich Olympier. So sah der deutsche 
Mensch hundert Jahre hindurch Goethe. Hätte der Deutsche sich die 
Mühe genommen, die andern Zeugen zu vernehmen, er hätte ganz andere 
Gestalt geschaut So ist Eckermann ein gefährliches Hindernis für 
das Verständnis des „alten Merlin“. Der war nicht lehrhaft, der war 
im Gegenteil wie sein ganzes Leben ein Lernender, ein heiterer, ja 
schelmischer, ein gütiger Greis, ein Unermüdlicher, der selbst, da der 
Tod ihn hart antritt, die namenlose Angst der Kreatur überwindet und 
das Phänomen studiert. 

Was an Dämonien in ihm wogt, das vernehmen wir nur selten. 
Aber erschütternd berichtet uns Kräuter, wie wir aus dem köstlichen 
Jahrbuch der Sammlung Kippenberg kürzlich erfahren durften, von 
dem Einsamen, wie er Worte vor sich hinmurmelt, sich selbst zur Ruhe 
mahnend. Von den Qualen beim Tod der — man rede doch, was man 
wolle — heißgeliebten Frau, beim „Ausbleiben“ des Sohnes- und bei 
seines Fürsten Heimgang wissen wir so gut wie nichts. Was dies alles 
in ihm erregt haben mag, können wir an'der Marienbader Elegie des 
liebenden Siebzigjährigen von weitem ermessen. 

Denn das Glückskind Goethe ist auch eines jener verantwortungs¬ 
losen Schlagwörter, mit dem man Neid oder hoffnungslose Verstumpfung 
weckt und so das Volk von seinem Heilbringer abhält, sagen wir nur, 
abhalten will. Was er litt, hat ihm ein Gott zu sagen gegeben) doch 
erkennen wir die Größe seiner Glücksarmut nicht nur an dem, was er 
aussprach. Sein ganzes Riesenwerk nur -kann es uns veranschaulichen. 
Jedoch er flüchtete nicht, wie der bequeme Mensch, in seine Arbeit, 
sondern er warf sich mit aller Inbrunst, mit offener Brust mitten ins 
Leben, und so in rastloser Hingabe erfocht er einen Sieg, wie keiner 
vor ihm und nach ihm, und wurde zum Vorbild, zum Segen, zum Heiland. 

Oder, beschränken wir uns bitter, er könnte es werden, wenn sein 
Volk ihm nacheiferte, wenn seih Volk mit ihm ginge, wenn es ihn nicht 
beiseite stehen ließe, den großen Einsamen, der sich doch so verzweifelt 
gegen Einsamkeit gewehrt hat. Sein Schaden ist es nicht, wohl aber 
der unsere; Es wollen ganz Dumme uns gar einreden, er möchte doch 
ein wenig mehr um unsere Gunst buhlen. Wir freuen uns, daß er, 
wahrhaft Olympier, warnend droht und sich anzeigt mit Zeichen, so 
mäditig, daß unendlich viele sie gar nicht vernehmen, wie wir armen 
Menschen das Brausen der Gestirne nicht hören können. 

Und ist dodi so kinderleicht, üim zu nahen. Er fordert nicht, wie 
anderwärts, Glauben, nicht einmal Hingebung fordert er oder gar ver¬ 
stummendes Urteil, er will nur ein offenes Herz, nicht einmal ein reines 
heischt dieser Kenner der Höhen und Tiefen. 

So nehmt doch, Deutsche, von diesem ungeheuren Reichtum, sättigt, 
nährt und kräftigt euch an ihm. Werft auf das Panier mit dem' fünf- 
zackigen Stern und Goethe sei das Feldgeschrei. Ist es vvahr, daß 
neulich in Weimar ein abgründiger Narr gesagt hat: Welch ein Weg 
von Goethe zu Ludendorff! Wo ist euer Zorn, Deutsche? Wo 
war Ihr Zorn, Herr General, wenn dies Wort wahr ist? Ihre Faust 
wäre mit Recht auf den Tisch niedergepoltert und Ihr Säbel hätte zu 
Recht auf den Boden gestoßen. Ihr aber habt gelacht, Deutsche! Ver¬ 
legen habt ihr gelacht, weil ihr ein schlechtes Gewissen habt, weil ihr, 
ob ihr den Krieger nun bekämpft oder bejubelt, nicht ahnt, welcher 
Verderb, welche Entwürdigung deutschen Geistes in solchen Worten 
ganz gleich, ob die Verdienste des Generals riesengroß oder 
winzig klein sind. Weil ihr die eurem Höchsten und Eigensten ange¬ 
tane Schmach solchen Wortes nicht ermessen könnt, darum habt ihr 
gelacht, anstatt daß Schmach und Zorn auf eurer Stirn blutrot kochten! 
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Da heute vor hundertundfünfundsiebzi? Jahren einer unter dem Ge¬ 
läute der Glocken in Frankfurt einzog, scherzte der Gott und ließ um 
etliches die Frage offen, ob dies Kindlein länger als ein paar Atemzüge 
die Luft einsaugen möchte, bis der Großmutter Ruf: Rätin, er lebt, 
die mütterlichste aller Mütter lächeln machte, lächeln für ein ganzes, 
gesegnetes Leben. Und hätte sich die Textorin weinend abwenden 
müssen von der Wöchnerin...? Hütet euch um der Seele eures Volkes 
willen, daß es heutzutage nicht viel anders aussähe in dieser Welt 
Ein jeder von euch trägt die Verantwortung. Keine Mauer trennt euch 
von dem Einzigen. Nehmt, rafft, scheffelt seinen Reichtum und der 
friedlichste Sieg über die Welt ist euer. 

Denn nur bisweilen scherzt der Gott. 


WIRTSCHnFTLICHER RUHDRUCR 

Ist unsere Industrie industrielle Deutschland der Vorkriegszeit Iwt 
V V Semen Platz an der Sonne m mühseligen Rm- 

KonKurrenzianigr g^j,^ doch begünstigt von besonderen Umständen, 
erkämpfen können. Nach' dem spekulativen Aufstieg der Jahre nach 1870 
kamen für unsere junge Großindustrie zwei bitter;e Jahrzehnte. Eine 
harte Krise gab den damaligen Wirtschaftsleitern manche harte Nuß zu 
knacken. Sie spornte sie an, wirtschaftsorganisatorisch und arbeiitstechniscfa 
mit sichtbarem Bemühen ihre Betriebe zu verbessern. Es waren Jahre, dfe 
nach Werner Sombart ohne lyrischen Schwung, ohne spekulativen Rausdi' 
verliefen, „in denen aber wiederum um so mehr gerechnet und gearbeitet 
wurde und in denen die Technik die größte Vollkommenheit erfährt“. 
Uns scheint, daß die Eigenschaften, die nach Sombart den grandiosen 
Aufstieg der deutschen Industrie gewährleisteten, unseren Industriellen 
von heute täglich in die Ohren geschrien werden müßten. 

So sehr auch die heutige Krise derjenigen von vor 50 Jahren zu 
ähneln scheint, so bestehen doch himmelweite Unterschiede in den Aus¬ 
sichten von damals und heute. Der Weltmarkt von ehedem bot Raum 
nach jeder Richtui^. Massenproduktion und Volksbedarf, diese beiden 
sich ergänzenden Dinge standen erst noch in den Anfängen ihrer Ent¬ 
wicklung. Der tüchtige Kaufmann fand in allen Erdteilen jungfräulichen 
Boden; aufstrebende Kulturen, Warenhunger, wohin man blickte. In¬ 
dustrien, wie dk Elektrizität, dk Telegraphie u. a. befanden sich noA 
in den Anfangsstadien ihrer Entfaltung. bchöpferisAe Köpfe, wk Emil 
Rathenau oder dk Siemens, wurden überall mit offenen Armen empfangen, 
ln Rußland, Oesterreich, Italien, Spanien und anderen Ländern übergab 
man lihnen bereitwilligst Konzessionen zur Errichtung von Elektriziöts- 
werken, zum Bau von Straßenbahnen usw. Die Produktionsbetriebe daheim 
waren manchmal nur mit Mühe in der Lage, dkjeniren Produkte fertig 
zu stellen, die draußen verlangt wurden. Mittels im Auslande angelegten 
Holdinggesellschaften und mit Hilfe ausländischer und deutsAer Banken 
war es der deutsAen Industrie mögliA, die Kapitalmärkte der ganzen 
Welt in AnspruA zu nAmen. Kredite wurden ihnen bereitwilligst erteilt, 
sahen doch dk ausländisAen Kapitalgeber überall schöpferische Initiative. 
So wirkten mArere günstige Umstände an jenem gut und siAer fun- 
dkrten Aufstkg der deutsAen WirtsAaft, wk sie in den letzten Friedens- 
jAren vor unseren Augen stand. 

Die Welt hat sich geändert. Tore, die ehedem weit für den Ein¬ 
zug deutsAer Waren offenstanden, sind heute vollständig verschlossen. 
Von den lähmenden Einwirkun^n eines verlorenen Krkges ganz ab¬ 
gesehen, türmen skh SAwierigkeiten über Schwierigkeiten. Der Krieg 
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peitschte die Industrialisierung' selbst in den entferntesten Ländern. Auf 
sich selbst gestellt, teilweise von den alten Bezugsländern vollständig 
ab^schnitten, suchte jeder Staat durch die Errichtung eigener Industrien 
si(h unabhängig zu machen. An Stelle von Waren führte man Werkzeug¬ 
maschinen ein, mit dem Ziele, die Waren selbst herzustellen. Junge In¬ 
dustriestaaten wie Japan, Kanada, Australien blühten auf und eroberten 
mit Leichtigkeit Absatzmärkte, die von den europäischen Ländern uicht 
beliefert werden konnten. Von dem größten Industriestaat der Welt, 
Nordamerika, ganz zu schweigen. Mit guter und billiger Stapelware 
überschwemmte Onkel Sam die halbe Welt, dieweil Europa sidi wegeh 
Lapalien verblutete. Die Nachkriegszeit hat die Tendenz des geschlosse¬ 
nen Handelsstaates, das Bestreben, sidi in jeder Beziehung unabhängig) 
zu machen, verstärkt. Und es scheint, als sollten erst empfindliche Rück¬ 
schläge die Erkenntnis veibreiten, daß es besser ist, Spezialartikel aus 
dem Auslande zu bezidien, als sie im eigenen Lande unter erheblichen 
Opfern selbst zu erzeugen. Doch sei dem wie ihm sei: für die deutsche 
Industrie steht das harte Problem noch zu lösen, sich trotz der über¬ 
natürlichen Schwierigkeiten durchzusetzen, den deutsdien Waren Ab- 
satzmäikte zu erschließen, ein überindustrialisiertes Land von bO Millionen 
Menschen zu ernähren. Wie ist hier die Situation? 

Zuerst haben wir die Feststellung zu machen, daß das Ausland 
nicht -nur in der Menge, sondern auch in der Qualität seiner Industrie¬ 
produkte riesige Fortschritte aufzuweisen hat. Amerikabesucher berichten 
von Wunderdingen technischer Entwicklung. Ihre Berichte lesen sich wie 
Traumbilder. Die große britische Ausstellung in Wembley ist eine 
Manifestation des britischen Imperiums. Sie ist der Ausdruck des lange 
genährten Bestrebens, die Wirtschaftseinheit des Imperiums darzuhm; em 
sich selbst genügsames Ganzes, in dessen Grenzen nicmt nur nicht die Sonne 
untergeht, sondern wo auch alles erzeugt wird, was zum menschlichen! 
Leben notwendig ist. Doch auch in technischer Hinsicht soll die britische 
Ausstellung auf der Höhe stehen, sie soll von riesigen Fortschritten des 
letzten Jahrzdints zeugen, von technischen Fähigkeiten, wie sie bei uns 
heute kaum zu verzeichnen sind. 

Das alles sind Dinge, die die Schwierigkeiten unseres Aufstiegs! 
grell beleuchten. Was haben nun unsere Wirtschaftsleiter bisher getan, 
um diesen Schwierigkeiten zu begegnen? Es ist leider noch sehr wenig 
wahrnehmbar, was als befreiende Tat anzusprechen wäre. Von der soi 
viel gerühmten Initiative des deutschen Unternehmertums ist noch sehr 
wenig zu spüren. Es war ein Fehler, daß unsere Wirtschaftskapazitäten 
sich zehn lange Jahre hindurch der rauhen Luft des freien Wettbewerb® 
auf dem Weltmärkte entziehen konnten. Sie konnten sich auf dem Faulbett 
der Kriegswirtschaft und der Inflation recken und waren 
der ehernen Notwendigkeit enthoben, ihre Betriebe zu mcxlernisieren. 
Die Waren wurden ihnen aus der Hand gerissen, selbst an Schund war 
Geld zu verdienen. Jahre hindurch konnten Löhne gezahlt werden, 'die 
nur einen geringen Bruchteil des Friedenslohnes, in Gold gerechnet, dar¬ 
stellten. Aus öffentlichen Mitteln wurden zur Verbilligung der Lebens¬ 
mittel usw. riesige Summen aufgewandt, die letzten Endes den Unter¬ 
nehmern zugute kamen. Es prägten sich Begriffe vom deutschen: 
Dumping, gegen die sich jeder Staat zu schützen habe. Und als diese 
Herrlichkeiten mit dem Zusammenbruch der Inflationswirtschaft ihr Ende 
nahmen, da zeigte sich gähnende Leere. 

Was Walther Rathenau gepredigt hatte, wurde in den Wind ge- 
äcdilagen. Seine Gedanken von der Normalisierung und Typisierung der 
Produktion, von der planmäßigen Durchorganisierung des aufgeblähten 
leutschen Wirtschaftskörpers wurden verlacht. Man fühlte sich über 
solche Dinge erhaben, wo der Segen des Profits so reichlich aus allen 
Hixmneln sprudelte. Und doch sind die Gedanken Rathenaus gerade heute 
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so aktuell, bieten sie den einzig richtigen Ausblick aus der Krise. Dr. 
R. V. Ungern-Sternberg hat letztens im Berliner Tageblatt einen 
instruktiven Artikel veröffentlicht, der die Gedanken Rathenaus, auf die 
heutige Zeit angewandt, in sinniger Weise weiter spinnt. Statt soldie 
Ideen aufzugreifen und sie konsequent durdizuführen, verfiel man auf 
die so bequemen Mittel Lohnabbau und Verlängerung der 
Arbeitszeit. letzt setzt man dem die Krone auf, indem man sich 
für industrielle Schutzzölle einsetzt. Mit diesen primitiven 
Mitteln sdhidet man sidi an, die Welt zu erobern, wo konstruktive 
Gedanken tedinischer und organisatorischer Art am Platze wären. 
Die deutsche Industrie von heute kann nicht den Anspruch erheben, in 
allen Teilen konkurrenzfähig zu sein. Möge man die geistigen Kräfte 
mobilisieren, die fan deutschen Volke sicher vorhanden sind, möge man 
das Heil nicht in hohen Profitraten sehen, sondern in der Verbesserung 
des Produktionsapparates. Dann kann es vielleicht gelingen, die Krise 
zu überwinden, anders nicht. Mercur. 


RHHDBEmERKUHGEH 


Magische Veränderangt 

Herr Poincare wehrt sich da¬ 
egen, daß gesagt wird, Frankreich 
abe sich nach seinem Abgang ma¬ 
gisch verändert. Das wird ihm 
nichts helfen. Ganz Europa spürt 
die Veränderung des 11. Mai. Nur 
vor dem Haus am Königsplatz hat 
sie Halt gemacht. Dort wird in 
dem unter Poiqcards Schatten ge¬ 
wählten Deutschen Reichstag mit 
eklem Eifer versucht, zwecks un¬ 
gestörtem „Wiederaufbau“ — un¬ 
gestört von Arbeiterrechten und 
Arbeiteransprüchen — Deutschland 
wieder den preußischen Junkern 
auszuliefern, — wie einst .im Vor¬ 
november. 

Aber schon im Mai gab es 
trotz aller Geburtshelfer keinen 
Bürgerblock, und wahrscheinlich 
kommt er auch diesmal nicht zur 
Welt, denn dieser Reichstag ist 
— möge, wenn diese Blätter hin¬ 
ausgehen, riciitig sein: war — ein 
durch Poincar^ verzerrtes Bild des 
deutschen Volkes. Es entspricht 
nicht der wirklichen Kräftevertei¬ 
lung. Darum muß es schnellstens 
verföscht werden. Sonst ist das 
nachrevolutionäre Deutschland neben 
Ungarn und — wer weiß, wie 
lange noch — Italien das Land der 
Reaktion in Europa. 

Die Demokratisierung Deutsch¬ 
lands am 9. November war noch 


eine deutsche Angelegenheit. Jetzt 
ist sie zur europäischen gewogen. 
Ein verändertes Deutschland nach 
den MacDonald- und Herriot- 
Wahlen in England und Frankreich 
— — auf soldiem Untergrund 
könnte wahrlich die magische Ver- 
ändenmg Europas begonnen werden. 

H.W. 


Deatseknationaie F&hreraaslese 

Die Unfähigkeit des deutsch¬ 
nationalen Reichstags-Präsidenten 
Wallraf bildet erneut das Entsetzen 
nicht nur der bürgerlichen Par¬ 
teien, die Wallraf dem Genossen 
Lobe vorzogen, sondern auch der 
deutschnationalen Reichstagstraktion 
selbst. Der deutschnationale Reichs-; 
tagsabgeordnete Schultz-Bromberg, 
der als langjähriger Parlamentarier 
und früherer Vizepräsident des 
Reichstags die Geschäftsordnung 
kennt, hat, wie Frau v. Oheimb zu 
erzählen weiß, „in schärfster Form 
seine Unzufriedenheit über seinen 
Parteikollegen geäußert“. 

Warum haben wohl im Frühjahr 
die Deutschnationalen nicht den 
Fachmann Schultz-Bromberg präsen¬ 
tiert, sondern ausgerechnet Herrn 
Wallraf, der eben zum ersten Male 
in den Reichstag gewählt war und 
nur eine dreijährige parlamentari¬ 
sche „Erfahrung“ als preußischer 
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Landtagsabgeordneter aufzuweisen 
hatte? 

Die Antwort ist bezeichnend ge¬ 
nug: In jenen Tagen der Rei(Ss- 
tagseröffnung wurde über den Bür¬ 
gerblock gekuhhandelt. Herr Hergt, 
der als Vorsitzender der größten 
Fraktion des Bürgerblocks „kanz- 
lerte“, hatte nur einen ernsthaften 
Rivalen, und das war nicht der 
außenpolitisch unmögliche Tirpitz, 
sondern Wallraf! Ebenso wie 
Hergt Minister des alten Regimes, 
dazu Oberbürgermeister von Köln 
(besetztes Gebiet!), Katholik und 
als einigermaßen maßvoll bekannt, 
schien Wallraf einige Chancen zu 
haben. 

Darum schob Hergt den unbe¬ 
quemen Wallraf auf den Präsi¬ 
dentenstuhl ab und hat damit zwar 
nicht im Frühjahr sein Ziel er¬ 
reicht, jedoch immerhin Wallrafs 
Unfähigkeit so deutlich werden las¬ 
sen, daß dieser für immer den 
Nimbus eines führenden Politikers 
eingebüßt hat. 

Das Ansehen des Deutschen 
Reichstags ist allerdin|^s durch die¬ 
ses Kapitel deutschnationaler „Füh¬ 
rerauslese“ stark gemindert worden. 

P. 


Es ist Arznei, nicht Gift, was Uh 
dir reidie! 

Als Paul Levi unter dieser Devise 
den kommunistischen Märzputsch, 
der ja eigentlich die logische Kon¬ 
sequenz auch der damaligen Poli¬ 
tik der K.P.D. war, verurteilte, be¬ 
stachen uns seine Gründe. Inzwi¬ 
schen haben wir erfahren, daß, 
wenn er zur Feder greift, es in 
neun von zehn Fällen geschieht, 
um kritisch zu würdigen, was andre 
getan haben. 

Als die Berliner Jungmannschaft 
des „Reichsbanners“ am 10. Au¬ 
gust durch Berlin schritt und die 
Menschen den Hut zo^n vor ihren 
schwarz-rot-goldenen rahnen, und 
als am 11. August in ganz Deutsch¬ 
land das schwarz-rot-goldene Ban¬ 
ner siegte, war das für viele Hun¬ 


derttausende von Republikanern ein 
glückliches Erlebnis. Die republi¬ 
kanische Wehr war da, aus der 
Erde gewachsen, bereit und fähig, 
der Reaktion zu begegnen. Was 
1918 mißlungen, gescheitert war 
an der Disziplinlosigkeit gewisser 
Führer- und Arbeiterkreise und 
dann in langen gefährlichen Jahren 
schmerzlich entbehrt worden war, 
stand jetzt wuchtig da, spät, aber 
noch rechtzeitig. 

Was wunder also, daß der dies¬ 
malige Leitartikel aer Levi-Korre¬ 
spondenz aus der Hand ihres Her¬ 
ausgebers das „Reichsbanner 
Schwarz-Rot-Gold“ annagt, so ein 
bißchen nur, aber gerade genug, 
um bei den Gläubigen der Korre¬ 
spondenzgemeinde Mißtrauen zu 
säen, Partekliskussionen zu ent¬ 
fachen — kurzum, Schwierigkeiten 
zu bereiten, die bisher zu unser 
aller Freude fehlten. 

Und welche Vorschläge hat zum 
Schluß der immer bereite Kritiker 
zu machen ? „Aber wir glauben, 
daß die Organisation dem Prole¬ 
tariat nur gedeihlich sein kann, 
wenn auch in der Organisation 
jeder Sozialdemokrat erst und vor 
allem ein Sozialist und proletari¬ 
scher Klassenkämpfer ist.“ Nun, 
w i r glauben, daß zu diesem 
letzten Schluß nicht erst die Weis¬ 
heit von Paul Levi bemüht werden 
mußte. Er ist für jeden Genossen 
im Reichsbanner selbstverständlich. 
Gerade weil er Sozialist ist, schützt 
er im Reichsbanner die Republik, 
Weil er Sozialist ist, hält er Diszi¬ 
plin, kann er sich um der Sache 
willen einordnen. Eine schätzens¬ 
werte Eigenschaft für große 
Kämpfe. Daß gerade Paul Levi 
sie mißversteht, wundert uns nicht. 

Das Schweigen des Herrn 
V. Seeckt zum Reichsbanner soll be¬ 
sonders verdächtig sein. Was könnte 
er anderes tun, selbst wenn er 
wollte, wenn 2 Millionen Menschen 
ihm die Fahne der Republik in der 
Faust entgegenhalten? Diese zwei 
Millionen aufzuwecken, war eine 
Leistung. Kritische Leitartikel ma¬ 
chen sie nicht wett. V. R. 
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BOCHER 

Ein heiliges Brevier 

Wie selten in Sammelwerken, die 
meistens eine böse Qeschmacksver* 
irrung repräsentieren, sind in „G e • 
ragte Form“ (Hanseatische 
erlagsanstalt, Hamburg 1924) die 
grandiosesten Ersdieinungen der 
Dichtung und der bildenden Kunst 
zusammengefügt. Beiträge aus der 
Edda, aus den Werken von Ekke- 
hart, Wolfram von Eschenbach, 
Grimmelshausen, Goethe, Hölderlin, 
Hebbel, Kleist, Novalis, Rilke 
u.a.m., bei Malern v. Dürer, Rem- 
brandt, Meister Franke, Grünewald, 
Mardes, Nolde, Modersohn, Thyl- 
man, Marc, Klee stellen eine Ver¬ 
dichtung des Schöpferischen dar, 
die fast die Heiligkeit eines Bre¬ 
viers ausstrahlt. Solch konzentrierte 
Kost kann man nicht, wie „Das xte 
Buch der Ernte“ oder „Vom gol¬ 
denen Ueberfluß“, in großen Men¬ 
gen aufnehmen. 

Die Auswahl ist vorzüglich, wenn 
auch eingewendet werden muß, daß 
manche Werke die bruchstückhafte 
Wiedergabe nicht ohne Abbruch er¬ 
tragen können. Die Zerreißung 
verschiedener Dichtwerke in Einzel¬ 
abschnitte, die im Buch zerstreut 
sind, sdieint uns um der Sammlung 
des Lesers willen nicht ganz glück¬ 
lich zu sein. Was der Heraus¬ 
geber, Ludwig Benninghoff, im 
Vorwort und in einem umfang¬ 
reichen Aufsatz „Vom Wesen der 
Kunst“ an Zusammenfassung und 
Ueberblick gibt, kann naturgemäß 
weder inhaltlich noch künstlerisch 
vor den ungeheuren Maßen stand¬ 
halten, die durch die Auswahlstücke 
gegeben sind. Das Vorwort klingt 
allzu zeitlich und kastenmäßig ge¬ 
bunden, um neben den übrigen 
Dichtungen und Bildwerken nicht 
schwach erscheinen zu müssen. 

Verdienst Benninghoffs bleibt die 
Auswahl so weit in Zeit und Stil 
auseinanderliegenderWerke, die alle 
das Gemeinschaftliche haben: große 
Kunst zu sein. Sich hier nicht zu 
täuschen (auch in der Kunst der 
Gegenwart, besonders in der Male¬ 
rei, wo keine geschichtlichen Be¬ 


stimmungen gefunden sind), ver¬ 
bürgt ein siimeres und reines Oe- , | 
fühl für das Echte. Diese Tatsache 
gibt dem Herausgeber das Recht | 
zu dieser einzigartigen Sammlung, i 
Kurt Offenburg t 


Essayistisches 

Willy Haas ist eine ganz be¬ 
sondere Erscheinung unter den ' 
Essayisten der Zeit: eine Begabung, 
die den Mut und die Konsequenz 
hat, sich zu ihrer eigenen Stärke j| 
und Schwäche zu bekennen. Dieser 1 
Schriftsteller ist reinste Intellek- j 
tualität. Seine logischen Konstruk- | 
tionen sind ganz ohne körperli^e 1 
Fundamente, aber von mathemati- I 
scher Schlußsicherheit. Zum An- | 
stoß dieser Produktion scheint uns I 
ein aufblitzender Gedanke zu ge- 1 
nügen; um den Kern baut sidi . I 
dann zwingend und folgerichtig das 1 
gedankliche Gebäude. Wie wenig 
diese Aufsätze „D a s S p i e 1 m i t 
dem Feuer“ (Verlag Die Schmiede, 
Berlin) auch naturhafte Anschauung • 
des gegebenen Stoffes haben, als 
Dialektuc sind sie von letzter Ab¬ 
rundung. 

Bei Hofmannsthal z. B. 
knüpft sich die Deutung' ahasveri- 
scher Problemkreise an einzelne Ge¬ 
dichte, in denen bei der objektiven ' 
und klassischen Haltung Hotmanns¬ 
thalscher Dichtung nicht auf die 
grundlegende psychische Einstel¬ 
lung geschlossen werden kann. Auch 
Rudolf Borchardt wird in dem 

f geistreichen Essay „Zur Morph> 
ogie des dichterischen Selbsthasses“ 
seiner besten und lebendigsten 
Kräfte beraubt. Die Schönheit und 
Beglückung dieser Gedichte ist nicht 
mit einer negativ psychoanalytischen 
Deutung auszuschöpfen. — Ebenso 
verwischt sich die Gestalt Oerhart 
Hauptmanns in der überkom¬ 
plizierten dialektischen Logik des 
Verfassers. 

Die Satiren entsprechen mit ihrer 
scholastischen Schärfe dem Gesamt¬ 
bild der größeren und tieferen kri¬ 
tischen Aufsätze. Kurt Offenburg 
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4. SEPTEMBER 1924 „DIE GLOCKE*« 


Staatsmänner und Politiker 

Won Rad. Breitscheid 

Im Laufe der Debatte über die Dawes-Oesetze ist Herr Dr. 
Stresemann auch auf die große Kammenrede unseres französischen 
Genossen Leon Blum zu sprechen gekommen. Er fand es merk¬ 
würdig, daß der Führer der französischen Sozialisten, die doch der 
Besetzung des Ruhrgebiets grundsätzlich widersprochen hätten, er¬ 
klärt habe, auch seine Partei würde, wenn sie die Regierung führe, 
die Ruhr nicht sofort räumen. 

Die sozialdemokratische Fraktion 'hat darauf verzichtet, sich 
mit dem Außenminister über diesen Punkt auseinanderzusetzen. Sie 
hätte sonst zunächst den Wortlaut der Blumschen Ausführungen 
feststellen können, die dahin gingen, daß auch die Sozialisten Frank¬ 
reichs den Befehl zum Verlassen des Ruhrgebiets nicht innerhalb 
von vierundzwanzig Stunden geben könnten, da die Gefahr bestehe, 
daß ein solcher Akt von den deutschen Nationalisten als ein Erfolg 
ihrer Agitation gebucht werde. Man müsse braücksichtigen, daß 
die deutschen Wahlen vom 4, Mai die Mehrheitsverhältnisse nach 
rechts verschoben hätten, wobei freilich nicht vergessen werden 
dürfe, daß die Politik des nationalen Blocks einen großen Teil der 
Schuld an dieser Entwicklung trage. 

Es läßt sich darüber streiten, ob eine solche Argumentation, 
die die Beantwortung einer reinen Rechtsfrage von politischen Er¬ 
wägungen abhängig macht, angebracht und grundsätzlich stichhaltig 
ist, aber das ändert nichts an der Tatsache, daß praktisch unsere 
französischen Freunde nicht wohl anders handeln konnten, als sie 
gehandelt 'haben. Sie gehören zwar dem Kabinett Herriot nicht an, 
sind aber seine stärkste und zuverlässigste Stütze. Hätten sie nun, 
nachdem sich die deutschen und die französischen Vertreter in 
London über die Maximalräumungsfrist von zehn Monaten geeinigt 
hatten, auf der sofortigen Freigabe des Ruhrgebiets bestehen und 
dem Ministerpräsidenten ihr Vöfrauen versagen sollen? Die Folge 
wäre der Sturz der Regierung Herriot und ihre Ersetzung durch 
ein mehr oder weniger unter poincaristischem Einfluß stehendes 
Ministerium gewesen. Alle Vereinbarungen der Konferenz wären 
hinfällig geworden, und die Gewaltpolitiker hüben und drüben 
hätten triumphiert. 

Außerdem aber waren in Paris die Bedingungen, die die 
Deutschnationalen vor der Abreise der deutschen Delegation ge¬ 
stellt hatten, und zu denen als eine der wesentlichsten die sofortige 
Räumung gehörte, genau so bekannt wie bei uns, und es war weiten 
klar, daß die Erfüllung dieser Forderungen die Zustimmung der 
Deutschnationalen zu den Gesetzen bewirkt und damit die Bahn 
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für ihren unmittelbaren Eintritt in die Regierung freigemacfat hätte. 
Darin sahen ebenso wie die anderen Parteien die französischen So¬ 
zialisten eine große Gefahr für die Durchführung der Gesetze so¬ 
wohl wie für die deutsch-französische Verständigung ganz allge¬ 
mein, und die Abneigung gegen ein Vorgehen, das Herrn Heigt 
und seinen Freunden die Verwirklichung ihrer Sehnsüchte erleichtert 
hätte, läßt sich sehr wohl begreifen. 

Oder sollen wir uns etwa auf den Standpunkt stellen, daß ein 
Land jeden Versuch zu unterlassen hat, bei seiner auswärtigen Po¬ 
litik nicht nur die auf der Gegenseite wirksamen Kräfte zu beob¬ 
achten, sondern ihre Verteilung unter Umständen auch zu beein¬ 
flussen? Wer den völkerrechtlichen Grundsatz der Nichtintervention 
so auffaßt, der braucht nur an das Verhalten erinnert zu werden, 
das Bismarck nach dem siebziger Krieg Frankreich gegenüber be¬ 
obachtete. In dem Bestreben, den geschlagenen Gegner zu isolieren 
und die Parteien, in denen er die vornehmsten Träger des Re¬ 
vanchegeistes säh, am Boden zu halten, tat er alles, was in seinen 
Kräften stand, um Thiers und die Republik zu unterstützen, und 
heute, wo die Rollen zwischen Frankreich und Deutschland einiger¬ 
maßen vertauscht sind, können wir mit Nutzen die Worte lesen, 
die in einem vom 29. Juni 1877 datierten Erlaß des damaligen 
Reichskanzlers an den deutschen Botschafter in Paris enthalten 
sind: „Wir können natürlich uns amtlich' nicht in die inneren An¬ 
gelegenheiten Frankreichs mischen, gewiß aber sind wir vollkommen 
berechtigt, unsere Sympathien für diejenigen Personen und Ein¬ 
richtungen auszusprechen, von denen wir die Erhaltung des Friedens 
erwarten, den wir wünschen. Soweit wir durch unsere Attitüde 
zum Sieg derselben bei den Wahlen in erlaubter Weise beitragen 
können, ist das meines Erachtens durch die Pflichten gegen das 
eigene Land geboten.*^ 

Diese Pflichten gegen das eigene Land haben auch L&>n Blum 
und die französischen Sozialisten im Auge, aber eben weil sie So¬ 
zialisten sind und international zu denken gelernt haben, sehen sie 
nicht nur das Interesse Frankreichs, sondern gleichzeitig auch das¬ 
jenige Deutschlands und Gesamteuropas. Nach ihrer Meinung, die 
sich mit der unsrigen deckt, würde eine Beteiligung der Deutsch¬ 
nationalen an der Regierungsgewalt mit jenen auf Frieden und 
Verständigung gerichteten Tendenzen in Widerspruch stehen, die 
in Frankreich bei den Wahlen vom 11. Mai zum Durchbruch ge¬ 
kommen sind und bei der Londoner Konferenz trotz allem einen 
ersten Triumph gefeiert haben. 

Herr Stresemann hat in seiner Rede Leon Blum in einer etwas 
eigenartigen Weise charakterisiert. Er nannte ihn den Politiker und 
zukünftigen Staatsmann. Diese belustigende Unterscheidung ruft 
eine spöttische Bemerkung Ludwig Bambergers ins .Gedächtnis, 
nach der man in Deutschland erst ein Staatsmann wird, wenn man 
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das Prädikat Exzellenz erhalte. Von dann ab bleibe man es freilich 
unbedingt. Die deutschen Minister erfreuen sich amtlich dieses er¬ 
hebenden Prädikates nicht mehr, wenn es auch einzelne unter ihnen 
geben soll, die sich im Gefühl ihrer Würde im IVivatgespräch gern 
mit ihm belegen lassen. Nach Herrn Stresemann aber scheinen sie 
auch heute noch davon überzeugt zu sein, daß ihnen das Amt die 
Weihe des Staatsmannes verleiht, die dem gewöhnlichen Sterblichen, 
der sich im Bewußtsein seiner Verantwortung gegenüber Volk und 
Staat mit politischen Dingen beschäftigt, nicht zuteil wird. Lassen 
wir sie einmal in diesem beseellgenden Glauben. Aber die Frage 
muß doch aufgeworfen werden, ob und inwieweit ein deutscher 
Staatsmann zu einem andern Urteil über die Beteiligung der Deutsch¬ 
nationalen an der Regierung gelangen kann, als der französische 
Politiker Leon Blum. f ' 

Hier ist eine Partei, die sich durch ihr Verhalten bei der Ab¬ 
stimmung über die Dawes-Gesetze vor Gott und aller Welt bis auf 
die Knochen blamiert hat. Sie hat sich nicht nur lächerlich, sondern 
auch verächtlich gemacht. Sprach von der Schande und der Schmach 
des Sachverständigengutachtens, brandmarkte seine Befürworter als 
Landesverräter, schwor bei allem, was ihr heilig ist, unerbittlichen 
Widerstand und sorgte dann doch schließlich für das Zustande¬ 
kommen der Gesetze, nachdem sie sich von der Geneigtheit ver¬ 
gewissert hatte, ihr die Zustimmung zu dem „zweiten Versailles“ 
mit Ministerportefeuilles, Verwaltungsposten und ähnlichen Liebes¬ 
gaben zu bezahlen. Ueber diese Erbärmlichkeit braucht kein Wort 
mehr verloren werden. Aber was soll man zu denen sagen, die mit 
dem Hausierer Hergt über den Kaufpreis für seine Gesinnungswane 
verhandelt haben? Das waren nicht nur Politiker der Deutschen 
Volkspartei und des Zentrums, sondern das waren auch bestallte 
Staatsmänner, wie Herr Stresemann selbst, der das Begehren der 
Deutschnationalen nach erfolgter Zustimmung zur „Futterkrippe“ 
zugelassen zu werden, als nicht unbillig bezeichnete. 

Sie alle begründeten ihr Verhalten mit dem Wunsch, Gutachten 
und Gesetze unter Dach und Fach zu bringen und das sofortige 
Laufen der Fristen zu ermöglichen. Nehmen wir an, daß dieser 
Gedanke wirklich einzig und allein ausschlaggebend war, und die 
Sehnsucht nach dem Bürgerblock nicht ins Gewicht fiel, so sind 
doch lebhafte Zweifel am Platze, »ob hier wirklich staatsmännischer 
Geist das Handeln diktierte. Das Interesse das Staates und des 
Volkes verlangte doch auch nach Ansicht der Regierenden die An¬ 
nahme der Gesetze. Es war nicht nur eine Verfehlung gegen die 
politische Moral, sondern ein Verbrechen gegen die Zukunft der 
Nation, daß man mit Versprechungen und Verheißungen aller Art 
die Zustimmung derjenigen erkaufen wollte, die das Gutachten auf 
das gehässigste bekämpft hatten. Der Appell an das Volk stand 
frei. Daß er im Sinne der Annahme ausgefallen wäre, ist so gut 
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wk sicher, und wer sich trotzdem auf den Kuhhandel einließ, mußte 
sich dem Vorwurf aussetzen, dem Geist, aus dem das Gutachten 
sowohl wie die Beschlüsse der Londoner Konferenz geboren waren, 
zuwider zu handeln. Wer anerkannte, daß mit London eine neue 
Epoche in der europäischen Politik begonnen habe, daß der erste 
Schritt auf dem Wege von der Gewalt zu friedlichen Ver¬ 
ständigung getan sei, der durfte denjenigen nicht den Weg zur Re¬ 
gierung öffnen, die im Inland und Ausland als Anhänger und Ver¬ 
treter der Gewaltpolitik angesprochen werden. 

Und nun hat von den Deutschnationalen die Hälfte in einem 
kläglichen Komödienspiel das Zustandekommen der Gesetze er¬ 
möglicht, während die andere Hälfte es sich leisten konnte, auf 
der ursprünglich einge'haltenen Linie zu verharren. Aber statt daß 
man nun wenigstens die Partei der Verachtung überläßt, die sie 
verdient, sind diejenigen, die ihr vor Tisch einen Preis für ihren 
Umfall in Aussicht stellten, nach wie vor bereit, die Belohnung 
auszuhändigen. Sie sehen nur das Gestern und das Heute. Sie sehen 
nicht die Gefahren, die der Auswirkung der neuen Ideen in der 
internationalen Politik erwachsen müssen, wenn in Deutschland die 
Männer ans Ruder kommen, die seit 1Q18 nichts gelernt und nichts 
vergessen haben. Sie sehen nicht einmal die Schwierigkeiten, die 
uns in der sogenannten Sicherungsfrage und bei der Festsetzung 
der Räumungstermine innerhalb der Maximalfrist erwachsen. Sie 
bilden sich ein, staatsmännisch zu handeln und treiben doch nichts 
anderes als eine von kleinlichsten Rücksichten bestimmte, auf den 
Tag berechnete Parteipolitik. 
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.Unser Banner bat nie geschwankt!* 

Hergt auf dem Parteitag der Deutschnationalen Volkspartei 
in Hamburg. 

.An der nötigen Klarheit und Eindeutigkeit der' deutschnatio* 
nalen ErklSrungen hat es nicht gefehlt Es kommt nun also auf die 
Olaubwürdlgkeit an, die man ihnen beimifit, und auf den höheren 
oder geringeren Grad des Vertrauens ln ihre Festigkeit* 

Graf Westarp am IZ August in der .Kreuzzeitung*. 

18. April. — Helfferich in der „Deutschen Tageszeitung“. Der 
Aufsatz trug die Ueberschrift „Das zweite Versailles“. 
Aber auch die Verantwortung .für die Annahme der Expertenvor¬ 
schläge ist ebenso groß, wie es die Verantwortung für die Unterzeichnung! 
des Versailler Diktats war. Der Fluch der Unterzeichnung unerfüllbarer 
Verpflichtungen und der Fluch der Sünde wider den Oeist hat fünf Jahre 
lang auf Deutschland gelastet und das deutsche Volk hart an den Rand 
des Untergangs geführt. Das deutsche Volk ist ohne Rettung verloren, 
wenn es heute diesen Fluch von neuem auf sich lädt. 

18. April. — Reichstagsabgeordneter Paul Baecker in der „Dtsch. 
Tageszeitung“. 

Im ganzen aber kann und muß schon heute mit allem Nachdruck ge¬ 
sagt werden, daß die Vorschläge der Sachverständigen wirtschaftliche Zu- 
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mutun^n an E)eutschland stellen, die zum größten Teile heller Wahnsinn 
sind. Daß sie nicht einmal in einer Gesamtbegrenzung der Reparationen 
letztes Ziel und letzte Grenze ze^en, macht sie unter diesen Umständen 
noch unerträglicher. Wenn es deshalb in dem Schreiben des Generals 
Dawes heißt, die Zurückweisung dieser Vorschläge durch Deutschland 
würde im Endergebnis das deutsche Volk in hoffnungsloses Elend ver¬ 
stricken, so können wir nur sagen: Ein grauenvolleres Elend, als Deutsch¬ 
land durch die Zustimmung zu. derart wahnwitzigen Vorschlägen auf sich 
laden würde, ist nicht denkbar. Ihnen gegenüber kann es nur heißen: 
Lieber ein Ende mit Schrecken, als ein Schrecken ohne Ende! 

12. August. — „Deutsche Tageszeitung**. 

Der Nährstand liegt am Boden, der Wucher- und Händlergeist trium¬ 
phiert, und schon rüstet sich auch aas internationale Kapital, sidi auf dem 
Wege des sogenannten Dawes-Gutachtens an dem allgemeinen Raub gegen¬ 
über dem landwirtschaftli^en Produktionsstand zu beteiligen. Ctesnalb 
kämpft das Landvolk gegen das Dawes-Gutachten mit aller Kraft, die ihm 
innewohnt. 

12. August. — Resolution des Landbundes Oberbarnim. 

Wir lehnen es ab, durch Annahme des Dawes-Gutachtens zu Sklaven 
der Feindstaaten zu werden, und verlangen Ablehnung des Schandgut- 
achtens, in dem wir ein zweites, noch vernichtenderes Versailles sehen. 

16. August. — „Deutsche Tageszeitung**. 

Aus leitenden Kreisen der Deutschnationalen Volkspartei erfahren wir: 
Die Deutschnationale Volkspartei hat bis in die letzten Tage mit dem 
größten Ernst die leitenden Stellen der Reichsregierung darauf aufmerk¬ 
sam gemacht, daß eine Lösung, die den bekannten sieben Mindestforde¬ 
rungen der deutschnationaien Reichstagsfraktion nicht entspricht, auf die 
deutschnationale Billigung nicht zu rechnen habe. 

Nach alledem ergibt sich die Stellung der deutschnationalen Fraktion 
von selbst. Sie kann nur auf Ablehnung lauten. 

16. August. — Major Foertsch in der „Kreuzzeitung**. 

Bei den Herren Marx und Stresemann konnte darüber doch kein 
Zweifel bestehen, daß die Deutschnationalen das Dawes-Gutachten in der 
jetzigen Gestalt mit Beibehaltung der Besetzung a limine ablehnen müssen. 
Das sind sie dem deutschen Volk, der deutschen Ehre, dem besetzten 
Gebiet und der deutschen Wirtschaft schuldig. Im übrigen wird man 
gut tun, die weitere Entwiddung der Dinge zunächst abzuwarten. Wir 
möchten aber eins doch nochmals auf alle Fälle betonen: Die Herren: 
Marx und Stresemann mögen nicht etwa glauben, daß sich an unserm ab¬ 
lehnenden Standpunkt etwas ändern wird. 

16. August. — „Kreuzzeitung**. 

Unsere Stellung zu dem voraussichtlichen Entschluß der Re^erung 
brauchen wir nicht mehr auseinanderzusetzen. Für uns bleibt das Dawes- 
Gutachten schon allein wegen def einjährigen Räumungsfrist unannehmbar. 

18. August. — „Deutsche Tageszeitung**. 

Das Ergebnis von London ist aus all diesen Gründen durchaus un¬ 
befriedigend; es entspricht nicht den Zusagen der deutschen Reichsregie¬ 
rung; es legalisiert einen der erbärmlichsten Raubzüge der Weltgeschichte 
und bildet dadurch einen Anreiz für spätere neue Gewalttaten und es 
bietet keinerlei ausreichende politische Gegenleistung für die Annahme der 
größten finanziellen Versklavung, die jemals durchgeführt worden ist, 
des Dawes-Planes. 

21. August morgens. — Reichstagsabgeordneter Wilhelm Lav e r • 
renz in der „Deutschen Zeitung**. 

Nachdem die Deutschnationale Volkspartei noch vor London in nicht 
mißzuverstehender Weise ihre Forderungen in den bekannten sieben 
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Punkten unter einmütiger Zustimmung der Reichstagsfraktion formuliert 
hat als conditionCs sine quibus non, nachdem weiter die Partei in ihrer Er¬ 
klärung nach Rückkehr der deutschen Abordnung zum Ausdrude ge¬ 
bracht hat. daß ihre Haltung nur auf „Ablehnung^' lauten kann, muß 
sich Inlana wie Ausland darüber klar sein, daß hiermit das letzte Wort 
gesprochen ist. Weder vor der Geschichte, noch vor ihrer eigenen Ueber- 
zeugung kann es die Deutschnationale Volkspartei verantworten, von 
diesem Standpunkt abzugehen. Sie wird ihn unbeugsam vertreten und 
ist davon überzeugt, daß sie damit nicht nur dem Willen weitester, über 
die Reihen ihrer eigenen Gefolgschaft hiitausgehender Volkskreise Aus¬ 
druck verleiht, sondern für die Zukunft des Vaterlandes mehr tut als 
diejenigen, die — um mit den Worten Helfferichs zu sprechen — „dem 
zweiten Versailles'' zustimmen. (Fortsetzung folgt.) 


Dem Führer Frank 

Von Wilhelm Sollmann 

Das Wort ist wie im Meer ein Pfad, 

Doch eine tiefe Wegspur 116t die Tat Ibsen. 

Am 3. September 1914 ist Ludwig Frank als Kriegsfreiwilliger 
im Sturmangriff bei Luneville gefallen. Sein Grab ist imbdcannt. 
Irgendwo ruht er vereint mit Kameraden. Der junge geistige Fübrer, 
dessen Gedanken und früher politischer Ruhm einen Erdteil um¬ 
spannten, mit unbekannten, ungeschulten Arbeitern und Bauern. 
Irgendwo weht der Spätsommer goldene Blätter auf das Soldaten¬ 
grab. Wir kennen es nicht Nie werden es unsere Augen sehen, aber 
die tiefe Treue, die wir dem Toten bewahren, weiß es zu finden, 
und grüßt den unvergeßlichen und unersetzlichen Genossen. 

Die Masse der sozialdemokratischen Arbeiter hat das Führer¬ 
schicksal Ludwig Franks nicht begriffen. Noch legt sie viel zu 
geringe Maßstäbe an die, die ihr führend voranschreiten, als daß 
sie den Entschluß Ludwig Franks in jenen Augusttagen zu würdigen 
verstünde. Welche erbärmliche Beweggründe sind ihm von deut¬ 
schen Arbeitern angedichtet worden. Wie viele hätten ihn eher und 
besser verstanden, wenn er fern der Schlacht in politischen Reden 
und Schriften gewirkt hätte; und doch war er der einzige von uns, 
der sich ganz als Führer erwies, in dem die Ueberzeugung und 
der Wille zu der Tat emporwuchsen, die allein des Mannes würdig 
war, der am 4. August sein deutsches Ja gesprochen hatte. . Er 
ließ nicht andere das Gewehr schultern, um sich selbst an Wün¬ 
schen und Hoffnungen zu genügen; er marschierte mit. Er gab den 
Massen das Vorbild, das allein den Führer macht. Sagt meinet¬ 
halben, seine Politik sei verkehrt gewesen. Das halte jeder, wie 
er mag. Aber er ging für sie in den Tod, und das hebt ihn hoch 
über uns alle. Sein Glaube war sein Leben. Seine Hingabe war 
stärker als der Tod. Die lichteste Wahrheit muß in ihm geglüht^ 
das tiefste Mitlieben und Mitleiden zu denen, die er führte, muß 
ihn erfüllt haben. Das zwang ihn, von sich mehr zu verlangen 



Dem Fühjer Frank 


739 


als von den andern. Nur so ist zu verstehen, was er tat: ein Mann 
unter Männern, ein Kamerad unter Kameraden, alles zu tragen wie 
sie. Wer an solchem Wollen klügelt und rechnet, der ist nicht ge¬ 
schickt zu dem Führertum, das wir ersehnen, und das nur aus freien 
großen Seelen, nicht aus politischen Schriftgelehrten und selbst¬ 
gerechten Parteipharisäem erwachsen kann. Gewiß, er fehlt uns, 
dieser Ludwig Frank; aber wer weiß, ob nicht noch die Kraft 
seines Vorbildes in jungen Menschen Feuer zu entzünden vermag, 
die verzehrend und läuternd durch unsere Bewegung flammen 
werden. ' 

Denn er ist der Jugend! Nicht nur, weil er mit Karl Liebknecht 
unserer Jugendbewegung Bahn brach, sondern weil ein Geist aus 
ihm spricht, der erst von den jungen ^zialisten unserer Tage recht 
gehört werden wird. „Um uns und i n u n s wächst eine neue Welt!“ 
Dieses „in uns“ ist revolutionärer als das ganze Gerassel von bol¬ 
schewistischen Phrasen, das seit fünf Jahren über uns nieder¬ 
gegangen ist. CHeses „in uns“ ist viel zu lange totgeblieben. Es ist 
bespöttelt worden, wo es sich regte, und ist scheu geblieben, wo es 
werbend und wii^end uns hätte dienen können. Dieses „in uns“ 
darf’ nicht ertötet werden durch döi Lärm der politischen Gegen¬ 
wart und das Ringen um den Vorteil des Tages. Dieses „in ims“ 
ist nicht die Forderung an Staat und Gesellschaft und an die andern, 
sondern das Gebot an uns selbst, dem Sozialismus zu leben, ehe er 
noch in seinen großen kommenden Wirtschaftsformen alle be¬ 
glücken kann. 

Wie ist dieser Frank sich treu geblieben! Der neunzehnjährige 
Abiturient sagt in seiner Abschiedsrede an Lehrer und Mitschüler: 

Nach Jahren, wenn die Schule des Lebens hinter uns liegt, wollen 
wir einer den anderen fragen: Hast du im Geiste Lessings gelebt 
und gewirkt? Bist du den Unterdrückten und Not¬ 
leidenden beigesprungen und hast du ihnen die 
helfende Hand gereicht? 

Alles, was er tat, war aiis diesem Geist geboren, aus diesem Willen 
zum Dienen, der keine Ueberhebung zuläßt Blättert man seine 
Reden und Aufsätze durch, so findet man Schroffheiten und 
Schärfen, freilich auch sie stets in geschliffener Form, nur 
dort, wo er mit sozial Gleichgestellten geistig ringt oder 
den Großen des Reiches entgegentritt. Wie anders, wenn er von 
den Mühseligen und Beladenen spricht. So, wenn der längst zum 
führenden Parlamentarier Emporgewachsene in einem vertrauten 
Briefe schreibt: „Es ist mir eine rechte Erholung, nach all dem 
Zank über Verfassung und Versicherung die kleinen Schmerzen der 
kleinen Leute zu untersuchen und zu heilen.“ Und die wundervoll 
frommen Worte, die er für die russische Revolution des Jahres 
1Q05 zu finden weiß: ' 
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Wenn einst der große Künstler kommen wird, der das Gewaltige 
und Schöne unserer Zeit im Bilde festhalten kann, wird er auch 
die russische Revolution als Erlösergestalt darstelilen müssen, die 
den Tempel reinigt, und i«n die Hände, die tapferen, braven 
Arbeiterhände wird er den Heiligenschein malen müssen. E>enn 
die Arbeiter sind es, die Rußland und die Welt erlösen! 

Welch eine Ehrfurcht vor der harten, rissigen Proletarierhaud! 
Welch ein demütiger Glaube an ihr Werk. Welch eine Liebe zu 
den Kreuzträgem dieser Zeit! 

Auf einem Abend im Herrenhause im Frühjahr 1912 hörte ich 
Ludwig Frank vor bürgerlichen Jugendführern die Arbeiterbewe¬ 
gung eine „religiöse“ nennen ob ihres Drängens nach oben imd 
ihrer tiefen Sehnsucht; „eine Bewegung von religiöser Inbrunst 
und. Kraft wenn auch nicht in kirchlichem Sinne“. Durch diesen 
Gefühlsstrom riß Ludwig Frank uns mit wie der Prophet die 
Gläubigen, nicht nur uns damals noch so Junge, sondern auch 
die Alten, wie außer August Bebel kein deutscher Sozialist vor 
ihn\ und keiner nach ihm; denn in keinem loderte wie in ihm die 
Flamme, die Köpfe imd Herzen in Brand setzt 

Nach Nietzsche machen heißes Herz und kühler Kopf den 
Erlöser. Ludwig Frank war ein Mensch solcher Art Kein grü¬ 
belnder Gelehrter, kein suchender Buchstabentheoretiker, sondern 
ein klar denkender Willensmensch mit einem unendlichen Gefühls¬ 
reichtum, aus dem tiefere Kräfte wachsen, als aus der Wissenschaft 
großer Bibliotheken. Und in diesem großen politischen Führer 
eine an Zartheit grenzende Güte. Seine polemischen Reden sind 
Perlen feiner politischer Kultur. Wie hoch steht seine Rechtferti¬ 
gung der badischen Budgetbewilligung auf dem Magdeburger 
Parteitage über vielen nicht selten durch Haß herabgezogene wilde 
Reden Bebels. Welche Kameradschaft die nm- ganz selten bissig 
wird gegen den Genossen, und auch dann meist gemildert durch 
den prachtvoll bodenständigen alemannischen Humor. Der Hieb, 
der entwaffnet und doch nicht Bitterkeit bei dem Ueberwundenen 
zurückläßt 

Seine Politik? Lest die Reden nach, die Hedwig Wachenheim 
in dem Bande gesammelt hat den zum zehnjährigen Todestage der 
Verlag für Sozialwissenschaft herausgibt*) Ihr werdet finden, wie 
unheimlich zeitgemäß vieles davon ist vor allem der Grundtrieb 
seines politischen Handelns: den Massenwillen der So¬ 
zialdemokratie sich machtvoll auswirken zu lassen 
in der Gestaltung des Staatswillens. Seine breite 
kräftige Hand riß Schranken nieder, die in Jahrzehnten aufgerichtet 

•) Ludwig Frank, Reden, Aufsätze und Briefe, ausgewählt und 
eingeleitet von Hedwig Wachenheim. Große Aesgabe, 221/2 Bogen, 10 M., 
kleine Ausgabe, für die Jugend, 81/2 Bogen, 2,50 M. Verlag für Sozial- 
wissenschaft, Q.m.b.H., Berlin SW 68, Lindenstr. 114. 
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wairen, weil er sah, daß sie unseren Vormarsch hinderten. Seine 
Rufe zum Massenstreik kamen aus der Sehnsucht, die deutschen 
Arbeiter nach dem Niederwerfen des Feudalismus die Staatsgewalt 
durch das Parlament beeinflussen und erobern zu lassen. Diese 
Aufrufe des „Revisionisten“ schienen denen, die alles in Richtungen 
schachteln müssen, „radikal“, und es war doch nur das Selbstver¬ 
ständliche seiner Persönlichkeit, das er zu anderer Zeit in die Worte 
formte: „Die Tätigkeit ist das Größte, was ich in der Welt 
kenne.“ Die Tätigkeit, nicht die Beschaulichkeit, und beschaulich 
sind oft gerade die, die aus alten Gleisen nicht herauskommen, auch 
wenn sie noch so polternd und mit großen Worten dröhnend sich 
gebärden. ' 

War in diesem Manne Haß? Ich weiß es nicht. Nirgends 
findet man eine Spur. Sicher war in ihm kein Völkerhaß. Er liebte 
Frankreich, wie wir alle dieser Mutter der Revolution unsere 
Anhänglichkeit bewahren. Wie stolz schreibt er von seinem deutsch¬ 
französischen Verständigungswerk, das bis an den Ausbruch des 
Krieges heranreichte, und das erst die Mobilmachung zerschlug. 
Dieser Schöpfer der deutsch - französischen Friedenskonferenzen, 
dieser eine muß am bittersten und tiefsten die Tragik durchlebt 
haben, die uns im August 1Q14 zerriß und noch nicht voll über¬ 
wunden ist. Wird die Zeit kommen, da die Gräber der Millionen 
Soldaten von den Vogesen bis zum Meer die tiefe Trennungsspur 
überwinden, die der Rhein durch Jahrtausende zwischen den beiden 
Völkern aufgerichtet hat? 

Vaterlandsliebe, wie sie Frank erlebte, scheidet die Völker nicht, 
sondern verbindet sie. Dieser badische Jude konnte mit Bröger 
von sich sagen: „Land, mein Land, wie leb’ ich tief aus dir!“ 
Es ist ein anderes, ob einer kaum den Winkeln eines Gettos 
entronnen ist oder wurzellos durch die Länder schweift, uiid ein 
anderes, ob einer durch Urväter in der Scholle seiner Heimat ver¬ 
wurzelt steht. Wem dies Glück beschieden, den reißen keine 
blassen Theorien und kein seelenleerer Spott aus seinem Wurzel¬ 
boden los. Wie spricht aus diesem Europäer Frank mit der Liebe 
zu Hellas und zu Rom mit der Bewunderung für große fremde 
Kulturen doch die Innigkeit zu seinem Vaterlande und den kleinsten 
Freuden seiner Heimat! 

Ein Mann, ein Kämpfer, ein Dichter, ein Sdier und ein Glau¬ 
bender, ein gütiger und darum großer Mensch. Ein Führer. Viel¬ 
leicht: der Führer. 

Bin ich überschwänglich? Ich schäme mich dessen: nacht, 
weil diese Stunde des Gedenkens einem gilt, der treu war und der 
Treue verdient. Mögen die Lauen und die Kalten lächeln, wenn 
ich nur Herzen der Jugend wecke für den Sozialisten und Soldaten 
Frank, wenn nur junge Seelen sich an dem Willen entzünden: 
mit dir, Ludwig Frank, mit dir! 
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Unter dem Joch und vor verschlossener Tür 

Von Robert Breuer 

„Die Nationalen müssen unter das Joch (schon stehen sie halb 
darunter) und dann muß die Tür zur Regierung vor ihnen zuge¬ 
schlagen werden.“ So schrieben wir anfangs Mai, nachdem Herr 
Hergt deutlich genug bestätigt hatte, was schon während der voran¬ 
gegangenen Wahlkampagne selbstverständlich geworden war: daß 
nämlich die Deutschnationalen das Dawes-Gutachten unterschreiben 
und Erfüllungspolitiker werden würden, wenn ihnen für solche 
Wandlung ein tüchtiger Kaufpreis gezahlt würde. Damals bekamen 
die Nationalen ob solcher dreisten Offenherzigkeit Krampfanfälle. 
Die „Deutsche Tageszeitung“ zum Exempel schrieb: „Reizvoller 
als der knoblauchduftende Grenadierstraßenton des Herrn Breuer 
ist die Naivität oder, um in seiner Muttersprache zu reden, die 
Chuzpe, in der er auf die Dummheit der andern spekuliert Er ist 
der Meinung, aus seinem sozialistischen Milieu heraus, die Deutsch¬ 
nationalen wären so läufig nach Ministersesseln, wie es seine 
engeren politischen Freunde zu sein pflegen, und sie würden in 
dieser ihrer Brunst Opfer des Intellekts bringen, um deren Gegen¬ 
leistung man sie betrügen könne. Obwohl die Leute seiner Rasse 
mit Fug und Recht im Betrügen auf eine besonders gute Note 
Anspruch erheben können,, möchten wir doch hoffen, daß in diesem 
Fall die Erfolge nicht seinen Erwartungen entsprechen. Und zwar 
um deswillen nicht, weil die schlaue Rechnung ein Loch hat 
Dies Loch besteht in der andern Einstellung der Deutschnationalen 
zu den Fragen des Schicksals ihres Volkes. Ihnen geht es nicht 
in erster Linie wie den Sozialdemokraten um innenpolitische Macht¬ 
positionen, und sie werden sich schwerlich durch das Schielen nach 
solchen leichten Herzens über außenpolitische Probleme hinweg¬ 
setzen.“ 

Wenn der Hauptschriftleiter der „Deutschen Tageszeitung“ 
heute diese monumentalen Sätze noch einmal liest und dann den 
Leitartikel zur Hand nimmt, den er nach dem Umfall der Fraktion 
Null (-{- 50 —50 == 0) geschrieben hat, so dürfte ihm seltsam 
zumute werden. Dieser Leitartikel soll dazu dienen, die Zustimmung 
zum zweiten Versailles vor den deutschnationalen Wählern zu recht- 
fertigen: er zeigt eine einzige Kette vob innenpolitischen Vorteilen^ 
die durch die Zustimmung erreicht worden sind. Eine verhängnis¬ 
volle Linksdrehung der deutschen Poilitik sei vermieden worden; 
einer neuen großen Koalition sei man ausgewichen; man hätte ver¬ 
hütet, daß die Sozialdemokraten wieder Herren der Situation ge¬ 
worden wären, daß die Sozialdemokratie und die Linksrichtung 
in den bürgerlichen Mittelparteien im Reiche und in Preußen sich 
fest in den Sattel gesetzt hätten und ihren Einfluß maßgebend 
über die vor der Tür stehende Neuregelung der deutschen Zoll- 
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und Handelspolitik zur Wirksamkeit brächten! Dergleichen dürfte 
ungefähr das sein, was man innenpolitische Machtstellung nennt, 
und somit dürfte feststehen, daß Herr Baecker heute in aller Offen¬ 
heit seinen Wählern erklärt, daß der Erfüllungspolitik zugestimmt 
wurde, um eben solche Machtstellungen zu sichern. In dem von 
ihm so verpönten, aber durch die eigenen Taten plastisch reali¬ 
sierten Jargon würde Herr Baecker das ein Schachergeschäft nennen 
müssen. Er wird jedenfalls nicht mehr bestreiten können, daß die 
Fraktion Null unter das Joch getreten ist, zwar nur mit 50 Prozent 
ihrer Beine, aber doch wirksam genug, um für alle Zeiten für die 
Folgen dieses neuen Versailles verantwortlich gemacht zu werden. 

Um unsere Prophetie nun aber vollkommen zu machen, kommt 
es darauf an, daß den Unterjochten die Tür zur Regierung zuge¬ 
schlagen bleibt Heftig genug haben die Nationalen an dieser Tür 
gerüttelt, und die ministerielle Askese, die Herr Baecker an seinen 
Freunden so sehr rühmt, reichte immerhin aus, um zu verlangen, 
daß noch vor der entscheidenden Abstimmung Herr Marx zurück¬ 
trete, um einen Deutschnationalen an die Kanzlerschaft zu lassen. 
Dieser Ansturm ist abgeschlagen worden, und für's erste ist die 
Tür, wenn auch nicht gerade luftdicht, so doch einigermaßen zu¬ 
getan. Es ist also genau so gekommen, wie wir vorausgesagt haben. 
Herr Baecker wird sich nicht wundern, wenn wir uns darüber 
freuen, und wenn wir alles dazu tun wollen, um auch künftighin 
der Parole, unter der wir gegen die sogenannten Nationalen den 
Kampf führen, zur vollen Auswirkung zu verihelfen: unter dem 
Joch und vor verschlossener Tür. 

Noch eins: Herr Baecker hat zur Beschwichtigung seiner ent¬ 
täuschten Wähler ein Argument anzuführen, von dem er sich an¬ 
scheinend zauberhafte Wirksamkeit verspricht. Die Deutschnatio¬ 
nalen hätten durch ihre Zustimmung die Reichsregierung veranlaßt, 
den schlimmsten Schandfleck auszutilgen, der seit dem Vertragt 
von Versailles auf der deutschen Ehre lag, nämlich die Schuldlüge 
zu widerrufen. Herr Baecker muß seine Leser ja richtig einzu¬ 
schätzen wissen. Andere Leute werden sich erinnern, daß das, 
was der Reichskanzler Marx nach der Annahme des Londoner Ab¬ 
kommens über die Schuldlüge zu sagen hatte, bereits am 22. Juni 
1919 von dem damaligen Reichsministerpräsidenten Bauer, einem 
Sozialdemokraten, vollkommen erledigt worden ist. Marx hat er¬ 
klärt: „Die uns durch den Versailler Vertrag unter dem Druck 
übermächtiger Gewalt auferlegte Feststellung, daß Deutschland 
den Weltkrieg durch seinen Angriff entfesselt habe, widerspricht 
den Tatsachen der Geschichte. Die Reichsregierung eiklärt daher, 
daß sie diese Festlegung nicht anerkennt.“ Am 22. Juni 1919 sagte 
Bauer vor der Nationalversammlung: „Wir legen weiterhin den 
größten Nachdruck auf die Erklärung, daß wir den Artikel 231 
des Friedensvertrages, der von Deutschland fordert, sich als allein!- 
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ger Urheber des Krieges zu bekennen, nicht annehmen können und 
durch die Unterschrift nicht decken.“ Die Formel, die für die 
Unterzeichnung seitens der Regierung Bauer der Natioi<alversamm- 
lung vorgeschlagen win-de, erklärte gleichfalls: „Die Regierung der 
deutschen Republik ist bereit, den Friedensvertrag zu unterzeichnen, 
ohne jedoch damit anzuerkennen, daß das deutsche Volk der Ur¬ 
heber des Krieges sei.“ Es wird Herrn Baecker schwer fallen, 
nachzuweisen, um wieviel Grade die Erklärung des Herrn Marx 
über das, was Bauer zur Schuldfrage schon 1919 feierlich erklärte, 
hinausgeht. Und so wird auch dies große Verdienst, das die 
Fraktion Null zur Entschuldigung ihres Umfalls für sich in An¬ 
spruch nimmt, nur dazu dienen, den verblüfften Wählern zu zeigen, 
wie billig die stolze schwarz-weiß-rote Phalanx sich unter das 
Joch und vor verschlossene Türen stellen ließ. 


Der Kampf um die Aufwertung 

Von Wilhelm Ke 'd, M. d. R. 

Die beispiellose Verschiebung, die die Geldentwertung in den Ver¬ 
mögensverhältnissen des deutschen Volkes herbeigeführt hat, in ihrem 
vollen Umfange rückgängig zu machen, ist ebenso unmöglich wie das 
Festhalten an der Lösung der Aufwertungsfrage, die die III. Steuer¬ 
notverordnung gefunden hat. Von den Staaten, in denen die Auswir¬ 
kungen des Weltkriegs die Währung zerstörten, haben bisher nur Polen 
und Danzig sich ernsthaft an der Aufwertung entwerteter Geldforde¬ 
rungen versucht. Ueber die Erfolge liegen maßgebliche Mitteilung^en 
noch nicht vor. In Oesterreich, wo die Geldentwertung zahlenmäßig 
zwar nicht den Grad erreicht hat wie in Deutschland, praktisch aber 
den Wert der Vorkriegsforderungen auch auf den kleinen Bruchteil eines. 
Prozents herabgesenkt hat, findet der Aüfwertungsgedanke erst neuer¬ 
dings, wohl gefördert durch die Vorgänge in Deutschland, stärkeren 
Widerhall. In England, wo der Wert des Oeldes nur um wenige Prozent 
gesunken ist, denkt man selbstverständlich nicht an eine Aufwertung. 
Auch die Länder, ln denen der Wert des Geldes auf ein Drittel bis ein 
Fünftel der Vorkriegsparität gesunken ist, sind der Aufwertungsfrage 
bisher ausgewichen. Anders in Deutschland, das auf der einen Seite den 
Rekord in der Währungszerstörung geschlagen, auf der andern Seite 
aber auch, als ihm das Wasser am Halse stand, durch radikale Maßnahmen 
sich rasch eine neue Währung auf der Grundlage der Vorkriegsparität 
geschaffen hat. 

Zwar reicht die Aufrollung des Streits um die Aufwertungsfrage 
bis weit hinter den Zeitpunkt zurück, an dem die Rentenmark geschaffen 
wurde, eine Art Volksbewegung aber ist aus der Forderung der Auf¬ 
wertung doch erst geworden, nachdem die Papiergeldflut mit dem ge¬ 
glückten Rentenmarkexperiment abgedämmt war. Starke Unterstützung 
hat diese Bewegung erfahren auf der einen Seite durch das Reichs¬ 
gerichtsurteil vom 23. November 1923, das die Frage nach der Aufwertung 
unter Berufung auf den im BOB. festgelegten Grundsatz von Treu und 
Glauben prinzipiell bejaht und das Maß der Aufwertung im Einzelfall 
von den individuellen Verhältnissen des Schuldners abhängig macht, 
auf der andern Seite durch die unhaltbaren Aufwertungsvorschnften der 
III. Steuernotverordnung. 
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Die Reichsregierung nahm bis zur Jahreswende 1923/24 eine scharf 
ablehnende Haltung gegenüber allen Aufwertungsbestrebungen ein. 
Reichsjustizminister Dr. Heinze war noch um die Jahresmitte 1923 mit 
dem Aufgebot seines ganzen juristischen Scharfsinns seinem Parteigenossen 
Dr. Düringer entgegengetreten, als dieser sich zum Fürsprecher der For¬ 
derungen der geschädigten Gläubiger machte. An dieser ablehnenden Stel¬ 
lungnahme hielt auch Reichsfinanzminister Dr. Luther zunächst entsdiieden 
fest, als nach Schaffung der Rentenmark dem Wirtschaftsleben eine sta¬ 
bile Grundlage gegeben und die Reichseinnahmen beschafft werden 
mußten, die zur Herstellung des Gleichgewichts im Reichshaushalt er¬ 
forderlich waren. Beim bebauten Grundbesitz wollte Herr Luther den 
berühmten „Hohlraum“, der durch die Abstoßung der entwerteten H^po- 
thekenschulden einerseits und stufenweise Steigerung der Wohnungsmieten 
andererseits entstand, für Steuerzwecke ausnützen. Obgleich Dr. Luther 
seine vor dem Reichswirtschaftsrat und dem Reichskabinett sehr nach- 
drücklich vertretene grundsätzlich ablehnende Haltung in der Aufwertungs¬ 
frage im heftigen Ringen mit andern Kabinettsmitgliedern schließlich auf¬ 
gab, verliebte er sich m diesen „Hohlraum“ so sehr, daß er den Ländern 
und Gemeinden die Erhebung einer „Oebäudeentschuldimgssteuer“ vor¬ 
schrieb, die nicht etwa ausschließlich dem naheliegenden Zweck der 
Förderung des Wohnungsbaues dient, sondern zum sehr erheblichen Teil 
zur Deckung allgemeiner Staats- und Gemeindeausgaben verwendet wird. 
Für den „Hohlraum“, der bei den nichtbebauten (landwirtschaftlichen) 
Grundstücken durch Abstoßung der Hypotheken entstanden ist, hatte 
Herr Luther nicht ganz dasselTO Interesse. Hier räumte er den Ländern 
nur das Recht zur Erhebung einer Grundstücksentschuldungssteuer ein, 
schrieb sehr mäßige Höchstsätze vor und verfügte, daß die erste Zahlung 
dieser Abgabe nicht vor dem 1. November 1925 fällig sei. Bei gewerb¬ 
lichen Unternehmungen schließlich wurde der durch die Entwertung von 
Schuldversdireibungen (hauptsächlich Industrieobligationen) entstandene 
„Hohlraum*‘ in dem bescheidenen Maße von 2 Proz. des Goldmarkbetrags, 
der nach Abzug des gesetzlichen Aufwertungsbetrags verblieb, direkt für 
das Reich in Anspruch genommen. 

Zu diesen Hohlraumbelastungen trat die ISprozentige Auf¬ 
wertung, die Herr Dr. Luther sich abringen ließ, nachdem er sich 
mit dem anfänglichen Zugeständnis von 10 Prozent im Reichskabinett 
nicht durchgesetzt hatte. 

Die schweren Fehler, die dieser Lösung des Aufwertungsproblems an¬ 
hafteten, waren die folgenden: 

1. Nachdem man den Boden der generellen statt der individuellen 
Aufwertung betreten hatte, bedeutete der Satz von 15 Proz. eine zu weit¬ 
gehende Sdionung des Schuldners zu Lasten des Gläubigers. 

2. Die Ausschließung aller vor dem 14. Februar 1924 (dem Tag des 
Inkrafttretens der Verordnung) in Papiermark heimgezahlten Forderungen 
von der Aufwertung mußte als schwere Härte empfunden werden, um so 
mehr, als die frühere prinzipielle Ablehnung des Aufwertungsgedankens 
durch die Reichsregierung sehr viele Gläubiger veranlaßt hatte, die Papier¬ 
markangebote ihrer Schuldner als Erfüllung anzunehmen. 

3. Die Aufhebung jeder Zinspflicht für die aufgewerteten Beträge 
bis zum 31. Dezember 1924, die Festsetzung eines erst in den Jahren 
1925 bis 1928 von 2 auf 5 Prozent steigenden Zinssatzes und die Flinaus- 
schiebung des Termins, an dem frühestens die Zahlung der aufgewerteten 
Kapitalbeträge verlangt werden kann, bis zum 1. Januar 1932 verstieß 
gegen die soziale Moral und ließ sich mit der gebotenen Rücksichtnahme 
auf das allgemeine wirtschaftliche Interesse nicht durchschlagend be- 

• gründen. 

4. Die Gläubiger der Sparkassen, der Hypothekenbanken und Ver¬ 
sicherungsunternehmungen wurden viel ungünstiger behandelt als die 
Hypotheken- und Obligationengläubiger. Denn da die genannten Institute 
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nur einen Bruchteil der ihnen von ihren Gläubigem zur Verfügung ge¬ 
stellten Gelder in Hypotheken angelegt haben und daher nur diesen 
Bruchteil zu dem gesetzlichen Satz von 15 Prozent aufgewertet bekommen, 
sind sie außerstande, ihre gesamten Einlagebestände auf 15 Prozent auf¬ 
zuwerten. Im Durcnschnitt schätzt man den Aufwertungssatz, zu dem 
die Sparkassen durch die 15prozentige Aufwertung ihrer ausgeliehenen 
Hypotheken befähigt werden, auf 2—3 Prozent, bei manchen Spar¬ 
kassen sinkt er unter 1 Prozent herunter. 

5. Die Aufhebung jeder Zins- und Til^ngspflicht für öffentliche 
Anleihen „bis zur Erlraigung sämtlicher Reparationsverpflichtungen*' 
wird jedenfalls von den kleinen Anleihezeichnera mit Recht als bitteres 
soziales Unrecht empfunden. 

. Auf diese Punkte insbesondere bezogen sich die Verbesserungsanträge, 
die von der sozialdemokratisdien Reichstagsfraktion sofort nadi Er¬ 
scheinen der in. Steuernotverordnung gestellt wurden. Die Anträge 
fielen indessen unter das Fallbeil der Reichstagsauflösung. 

Während sich nun im Wahlkampf die Kritik der ^zialdemokratie 
im Rahmen dieser Anträge bewegte, kannte die auf die Stimmen der 
Inflationsopfer spekulierende Agitation der bürgerlichen Parteien keine 
Grenzen. Selbst die Parteien, auf die sich das für die III. Steuernotver¬ 
ordnung verantwortliche Kabinett Marx stützte, machten weitgehende 
Versprechungen; die Deutschnationalen aber ließen an der ganzen Ver¬ 
ordnung keinen guten Faden und erweckten in den Kreisen der ente^- 
neten Mittelschi(£ten die Hoffnung, daß sie wieder in den Vollbesitz 
ihrer genommenen Vermögen gelangen würden. 

Sofort nach dem Zusammentritt des neuen Reichstags ergab sich, 
daß diese Hoffnungen trügerisch waren. Die Anträge, die von den ver¬ 
schiedenen bürgerlichen Parteien zur Aufwertungsfrage gestellt wurden, 
waren weit davon entfernt, den Erwartungen der Gläubiger und Sparer 
zu entsprechen. Zum Teil beschränkten sie sich auf den resolutions¬ 
mäßigen Ausdruck unbestimmter Wünsche, wie, daß der Aufwertungssatz 
„angemessen erhöht", für die öffentlichen Anleihen „eine gereditere Be¬ 
handlung in Aussicht genommen" werden möchte u. dgl. Da jedoch die 
Wahlversprechungen nicht vergessen zu machen waren, setzte man einen 
besonderen Aufwertungsausschuß ein. 

Auch in diesem Ausschuß herrschte zunächst allgemeine Ratlosigkeit, 
die weder durch die Erklärung der Regierung, daß sie aus allgemeinen 
finanz- und wirtschaftspolitischen Erwägungen jeder Aenderung der Ver¬ 
ordnung entschieden widerrate, noch durch die Auskünfte, die dem Aus¬ 
schuß von den zahlreichen von ihm eingeladenen „Sadiverständigen" 
gegeben wurden, zu beheben war. Natürlich waren die Sachverständigen 
überwiegend Interessenten: Vertreter der verschiedensten Wirtschafts¬ 
zweige, der Gläubiger- und Sparerverbände, die sich in allen Teilen des 
Reichs gebildet haben, der Mieterorganisationen, der Spitzenverbände der 
Gewerkschaften, der Hausbesitzervemände usw. Und doch war es nütz¬ 
lich, die Herren anzuhören, da sich nur so die Verschiedenartigkeit der 
Interessen und die großen Schwierigkeiten des Problems in ihrem ganzen 
Umfange aufrollen ließen. Hier zeigt sich nun, daß die parteipolitisch 
fast durchweg zu den Deutschnationalen zählenden Vertreter der großen 
Unternehmerverbände der Frage ganz anders gegenüberstehen, als die 
deutschnationalen Wahlagitatoren ihr scheinbar gegenüberstanden. Der 
Zentralverband der deutechen Industrie, der Zentralausschuß der deut¬ 
schen Landwirtschaft, der Zentralverband des Großhandels, die Banken 
usw. warnten wegen der Gefahren, die sich aus einer Aenderung der 
III. Steuernotverordnung für die Sicherheit des Wirtschaftslebens er¬ 
geben würden, dringend vor einer solchen. Die Frage, ob neben den 
Reparationslasten eine nennenswerte Erhöhung des Aufwertungssatzes 
wirtschaftlich tragbar sei, wurde von den Unternehmervertretem durchweg 
verneint. Nur der Vertreter der Landwirtschaft wollte sich freigebig auf 
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eine Erhöhung der Aufwertung einlassen, wenn zuvor eine Reihe von Vor¬ 
bedingungen erfüllt würden, nämlich 1. Ausreichender Zollschutz, 
2. Rückzahlung der gezeichneten Kriegsanleihe, 3. Steuerermäßigung, 
4. Frachtermäßigung, 5. Gewährung billigen Kredits. Man sieht audt 
hier wieder, daß die Vertreter der Qroßlandwirtschaft mit Kleinigkeiten 
sich nicht abzugeben pflegen. 

Die Vertreter der Arbeiterverbände äußerten sich rein sachlich vom 
Standpunkt der Arbeiterinteressen aus zu den ihnen vorgelegten Fragen. 
Uebereinstimmendl verneinten die drei Spitzenverbände (Allg. Deutscher 
Gewerkschaftsbund, Gewerkschaftsring und Deutscher Gewerkschafts¬ 
bund) die Frage nach der Möglichkeit der Herbeiführung eines um¬ 
fassenden grown Ausgleichs zwischen Gläubiger und Schuldner. Am 
eingehendsten war die Aeußerung des die „christlich-nationalen“ Arbeiter 
umschließenden Deutschen Gewerkschaftsbundes. Schreite man zu einer 
grundlegenden Neuregelung, so meinte er, dann dürfe man an den großen 
Inflationsverlusten der Versicherungstr^er nicht vorübergehen; das 
gleiche gelte von den kleinen Sparern, besonders von denen, die — nicht 
immer ganz freiwillig — ihre sauer verdienten Groschen den Fabrik¬ 
sparkassen anvertraut haben; man werde nicht unterscheiden dürfen 
zwischen gelöschten und nichtgelöschten Hypotheken, weil sonst gerade 
die kleinen, meist weniger langfristigen Forderungen benachteiligt 
würden. Aber der Berücksichtigung dieser und anderer wichtiger Ge¬ 
sichtspunkte stünden schier unüberwindliche Schwierigkeiten ‘ im Wege. 
Esi entstehe die Gefahr einer Ueberbelastung der Wirtsdiaft, worunter 
die Arbeiter zu leiden haben würden, und nicht minder die Gefahr einer 
neuen Inflation. Vor allem aber sei zu befürchten, daß die Aufwertungs¬ 
last nach dem Punkte des geringsten Widerstandes, der in der heutigen 
Situation! bei den Arbeitnehmern liege, abgewälzt werde. Das Ergebnis 
würde sein, daß die kleinen Gläubiger und Sparer, die sozial Schwachen, 
zwar eine Aufwertung ihrer Forderungen erhalten, zugleich aber die 
Kosten der gesamten Aufwertung zu tragen haben würden. 

Diese Gesichtspunkte werden bei den ferneren Beratungen, die zu¬ 
nächst in einen Unterausschuß verlegt werden, nicht unbeachtet bleiben 
dürfen. Einstweilen sind Versuche im Gange, auf dem' Wege einer Neu¬ 
gestaltung der Zinspflicht, sowohl für die privaten als für die öffent¬ 
lichen Schulden, den Geschädigten etwas mehr zu bieten, als die dritte 
Steuernotverordnung vorsieht. Man braucht sich aber nur zu vergegen¬ 
wärtigen; daß die Verzinsung allein der noch bestehenden Reichsschuld 
vot^ 70 Milliarden (einschließlich der Eisenbahnschuld) zu einem halben 
Prozent, wie sie Zentrum und Deutschnationale angeregt haben, einen 
Mehrbedarf an Steuern von 350 Millionen erfordert, um sich eine Vor¬ 
stellung vön der Tragweite aller Lösungsversuche zu machen. 

Der zweckmäßigste Vorschlag dürfte immer noch der sozialdemo¬ 
kratische sein, der die Entschädigungspflicht gegenüber allen auf Papier¬ 
mark lautenden Forderungen aus Hypotheken, Reichs-, Staats- und Kom- 
munalanleihen, Sparkasseneinlagen und Lebensversicherungen anerkennt, 
die Aufwertung der Hypotheken auf 25 Proz. erhöhen, das Plus von 
10 Proz. gegenüber dem geltenden Satz von 15 Proz. einem Sozialfonds, 
inf den auch eine besondere Abgabe von den bis zu einem gewissen 
Grad geretteten oder den gewachsenen Vermögen fließen soll, zuweisen 
und aus diesem Sozialfonds Beiträge zur Erhöhung der Aufwertung 
der Sparkasseneinlagen und zur Verzinsung der öffentlichen Anleihen 
kleiner bedürftiger Zeichner gewähren will. Diesem Vorschlag lieget der 
soziale Gedanke zugrunde, daß die Opfer der Inflation möglichst gleich 
zvt. behandeln sind, daß die Lasten in erster Linie von denen getragen 
werden müssen, die trotz Inflation nicht verarmt sind, und daß sowohl 
jede Gefährdung der stabilen Währung als auch neue wirtschaftliche 
Zerrüttungen vermieden werden müssen. Ob dieser Gedanke Gnade 
bei den bürgerlichen Parteien findet, muß sich erst noch zeigen. 
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Der wirtsdiaitliche 
Inhalt des Londoner Paktes 

Von Dr. C. Mierendorff 
2. Die Sachlieferungen. 

Die zweite Anlage des Londoner Protokolls enthält neben 
einer Bestimmung über das im Abkommen mit der Repko vorge¬ 
sehene Schiedsgericht und zwei Bestimmungen, die die Arbedts*- 
weise des Transfer-(Uebertragungsi-)komitees bei einigen strittigen 
Fällen betreffen, vor allem eingehende Bestimmungen bezüglich 
der Sachiiefeningen. 

Schon aus den Beschlüssen der dritten Kommission der Lon¬ 
doner Konferenz, die die Basis des Abkommens schuf, war ersicht¬ 
lich, daß französischerseits die SachHeferungsfrage sehr gründlich 
ins Auge gefaßt wurde. Offenbar glaubte man sich gegen etwaige 
Unmöglichkeit der Transferierung von Barbeträgen von vornherein 
weitestgehend sichern zu müssen. Leider ist mit diesem Gedärmen 
der Transferunmöglichkeit von manchen deutschen Befürwortern 
des Dawes-Planes angesichts der starken Passivität der Handels¬ 
bilanz während der ersten sechs Monate dieses Jahres etwas sehr 
stark gespielt worden, so sehr, daß französischerseits Bedenken, 
bezahlt zu werden, entstehen mußten. Würde doch jedes Aus¬ 
bleiben anse'hnlichier Reparationssummen die französische Finanz¬ 
lage noch prekärer gestalten, als sie ohnehin ist Im Interesse 
Deutschlands Jdi^ es, daß eine solche Komplikation ver¬ 
mieden wild. Man vergißt bei uns leider immer wieder, daß Herriots 
Position in nicht geringem Maße sozusagen eine, Funktion der 
Wechselkurse des Francs ist, wenn eine solche despektierliche 
Wendung einmal erlaubt ist. 

Die französische E>elegation hatte bei alledem sicherlich nicht 
die prinzipielile Feststellung des Sachverständdgenberichts über¬ 
sehen, wonach es letzten Endes in seiner Wirkung auf die Stabilität 
der Währung auf dasselbe hinauskommt, ob Bar- oder Sachleistun¬ 
gen verlangt werden. Andrerseits hat der Dawes-Bericht auch 
betont, daß Sachlieferungen bis zu einem gewissen Grade einen 
Anreiz zur Erhöhung des Ausfuhrüberschusses bilden und ver¬ 
hindern helfen können, daß etwaige deutsche Auslandsgewinne 
dem Reparationsdienst vorenthalten werden. Vielleicht ist das fran¬ 
zösische Vorgehen solchen theoretischen Erwägungen zuzuschreiben. 

Da die Finanzierung der Lieferungen aus dem Konto des Re¬ 
parationsagenten erfolgt, wurde nunmehr festgelegt, daß es dem 
ihm zur Seite stehenden Uebertragungskomitee überlassen bleibt, 
in welchem Umfange Sachleistungen den Bezahlungen vorgezogen 
werden. Die Bezahlung erfolgt auf ,gfewöhnlicher ge¬ 
schäftlicher Grundlage“, überhaupt wird diese Basis der 
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Lieferungen durchgehends betont Es werden Lieferungspro¬ 
gramme aufgestellt, die von Zeit zu Zeit der Nachprüfung unter¬ 
worfen weiden, und Deutschland erkennt an, daß darin auch Ge¬ 
genstände aufgenommen werden können, die bis¬ 
her auf Grund des Versailler Vertrages ausge¬ 
schlossen waren. Die deutsche Ri^ierung erleichtert 
soweit als möglich die Durchführung dieser Geschäfte und sorgt 
für die Erhaltung der Voraussetzungen, daß sie „unter 
gewöhnlichen geschäftlichen Bedingungen^* Zustandekommen kön¬ 
nen. Andererseits verpflichten sich die Alliierten, soweit als 
möglich Wiederausfuhr der Sachlieferungen zu verhin¬ 
dern. Sie werden auch alles tun, um die Lieferung auf „unmit¬ 
telbare m“ Wege zu erzielen, d. h. also möglichst das Ein¬ 
schieben von Z wi sche nhandelso rgan e n zu vereiteln 
suchen. 

Für die Bearbeitung des gesamten Sacblieferungskomplexes 
wird eine neue Instanz gebildet, ein sechsköpfiges, paritätisch be¬ 
setztes „Sonderkomitee“. Ihm wird die eigentliche Orga¬ 
nisation der Lieferungen übertragen, immer vorbehaltlich 
der Zustimmung der eigentlich dafür zuständigen Reparaions- 
kommission, der sie untergeordnet bleibt. Das Komitee hat die 
Aufgabe, das Verfahren über die Verteilung von Aufträgen 
und die Bedingung für ihre möglichst zufriedenstellende Aus¬ 
führung festzustel’len, außerdem u. a. die Maßnahmen gegen 
solche Personen zu empfehlen, die das Wiederausfuhrver¬ 
bot verletzen. Laut Schlußabsatz der „Bestimmung 2“ 
hat das Komitee die sehr wichtige Befugnis bezügldch der Pro¬ 
dukte, die nicht Kohle und Koks usw., Ammoniak und chemische 
Produkte sind, aber als Sachlieferungen in Frage kommen, eine 
detaillierte Liste aufzustellen, dabei Höchstmengen nach 
Gewicht und Wert festzusetzen und Gegenstände auszuschließen, 
die nachweisbar für die deutsche Wirtschaft imentbehrlich sind. 
Durch die Zwischenschaltung dieser (paritätischen) Instanz hat 
Deutschland sich zweifellos die wichtige Möglichkeit der Mitarbeit 
und Mitwirkung bei der Abwicklung der Sachfieferungsgeschäfte 
gesichert. Sie war keineswegs im Dawes^Bericht vorgesehen. 

•Was die Art der zu liefernden Waren angeht, so ist wichtig 
zu wissen, daß die für Kohlen- und Kokslieferung im 
Versailler Vertrag vorgesehene Frist von 10 Jahren i n Fort- 
fall gekommen ist; die besonderen Garantieleistungen 
der R^ierung und die sonstigen besonderen Abmachungen betr. 
die Farbstofflieferungen, treten am 15. August 1928 außer Kraft, 
während die Lieferungsverpflichtung für Farbstoffe bestehen bleibt 

Von g^ßer Bedeutung ist die Einschaltung eines Schieds¬ 
gerichtsverfahrens auch hier und die Garantierung 
der Lieferung durch die deutsche Regierung bei 
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gewissen Umständen. Das Schiedsgericht („Schiedskommds^a^*) 
greift bei Meinungsverschiedenheiten über dde UeferungsprogramiiHe 
ein, Vorsitzender ist ein amerikanischer Bürger. Die Garantie¬ 
leistung der deutschen Regierung hat zu erfolgen, weim 
durch die Schiedskommission festgestelJt worden ist^ daß infolge 
„tatsächlicher Maßnahmen absichtlicher DiskiimdiMerung oder ab¬ 
sichtlicher Obstruktion seitens der deutschen Regierung oder 
Lieferanten“ geschäftliche Lieferungen nicht in dem geplanten 
Umfange abgeschlossen werden konnten. In diesem Fall hat die 
deutsche Regierung die Lieferung nach Menge und 
Preis „sicherzustellen“. 

Alle diese Bestimmungen tasten nicht den 
Grundriß des Da wes-Planes an. Die Befugnisse des 
Transferkomitees gelten nach wie vor, an der Stabilität der Wäh¬ 
rung haben alle Sachlieferungswün^e ihr natürliches Ende. 
Die Sachverständigen hatten schon ausdrüdclich zur Bedingung ge¬ 
macht, daß die SachJieferungen sich auf die natürlichen Er¬ 
zeugnisse Deutschlands beschränken müssen, keines¬ 
falls Waren betreffen dürfen, die einen wesentlichen Prozentsatz 
erst importierter Rohstoffe enthalten. Dies gilt ebenfalls ausdrück¬ 
lich nach wie vor. Darüber hinaus ist aber noch folgende Bedüngung 
zum Grundsatz gemacht: Die Sachlieferungen sollen „den Pro¬ 
duktionsmöglichkeiten Deutschlands, der Lage 
seiner Rohstoffversorgung und den notwendigen 
inneren Bedürfnissen zur Aufrechterhaltung sei¬ 
nes sozialen und wirtschaftlichen Lebens ... 
Rechnung tragen“. 


Die Roggenwährung 

VöÄ Wilh. Nöllenburg 

Bekanntlich rühmen sidi die Deutschnationalen, daß die Rentenmaric 
eigentlich gar nicht von dem Demokraten Schacht, sondern von ihrem 
Leithammel Helfferich erfunden sei. Ohne weiteres wird zugegeben, 
daß H. allerdings eine Roggenwährung habe einführen wollen. Es ist 
nun interessant festzustellen, was aus einer Roggenwährung geworden 
wäre. Eine Handhabe hierzu geben die Kurse der Roggenwertanleihen. 

Geschaffen in den Zeiten des größten Währungsverfalles als wert¬ 
beständige Kapitalanlage unterliegen sie heute schon außerordentlichen 
Kursschwankungen. Schon an und für sich lag der Roggenpreis am 
1. Juli 1924 etwa 33 Proz. unter dem Preise vom Juli 1914 (6,50 M. 
gegen 8,25 M.), mit der „Wertbeständigkeit“ des Roggens ist es also 
niäts. Aber nodi böser sieht es mit den Kursen der Roggenwertpapiere 
aus. Bekanntlich lauten die RoggenwertanleBien über 1 Zentner Roggen, 
d. h. sie werden bei Verfall zu dem Geldbetrag zurückgezahlt, der an 
der Börse für 1 Zentner Roggen notiert wurde. Die Verzinsung beträgt 
im allgemeinen 5 Proz. Da nun aber dieser Zinssatz für heutige Ver¬ 
hältnisse viel zu gering ist, so ist hierin schon eine Minderbewertung 
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von 20—30 Proz. begründet. Nun beträgt aber die Minderbewertung 
nicht nur 20—30 Proz., sondern 40—70 Proz., d. h. also riiit anderen 
Worten, die Roggenrentenanleihen werden nur mit ein Drittel bis zui? 
Hälfte ihres Wertes gehandelt. Von 20 untersuchten Anleihen hatten 
einen Kurs am 1. Juli 1924: 

zwischen 30 und 40 Proz. 9 Anleihen, 
zwischen 40 und 50 Proz. ebenfalls 9, 
zwischen 50 und 60 Proz. 2 Anleihen. 

Am i^ringsten bewertet werden die Roggenpfandbriefe der land¬ 
wirtschaftlichen Körperschaften. So notiert z. B. der Roggenpfandbrief 
der Landschaft der Provinz Sachsen mit 2,20 M. pro Zentner Rc^gen^ 
der der Provinz Schlesien mit 2,25 M. Die Roggenwerte der Stadt Berlin 
wurden mit 5,25 M. gdiandelt, und es verdient hervorgehoben zu werden, 
daß der sozialistische Magistrat der Stadt Berlin, um sein Wort ein- 
Tulösen, die WerÜieständigKeit durch Kursstützimgen sichert, wohingegen 
die feudalen Herren der Landschaften sich weiter nicht um den Stand 
ihrer Anleihen kümmern. 

Aus dem Fallen der Roggenrentenbriefe ericennt man aber, was es 
mit 'der Wertbeständigkeit der Helfferichschen Roggenwährung auf sich 
gehabt hätte. Man hatte sie nur halten können durch künstliches Ver¬ 
teuern der Getreklepreise, also Einführung von Getreidezöllen und Aus¬ 
fuhrprämien. Zweifellos haben diese Hintergedanken bereits bei Vor¬ 
schlag der Roggenwährung bestanden, sie sind auch würdig der Er¬ 
finder der „Dolchstoß-Legende“. — 


Paris neben der Politik 

Von Alfons Fedor Cohn 

Man kann auch zu seiner Erholung nach Paris fahren, wenn man 
von vornherein auf die Politik, die Baedeker-Sehenswürdigkeiten und die 
sogenannten Amüsements verzichtet. Erinnerungen an frühere Aufent¬ 
halte — vor sechzehn, vor zwölf Jahren — lochen mit den Bildern un¬ 
vergleichlicher großstädtischer Idylle für die Sinnej die das Aufnahme- 
bedürhiis der Ruhe haben. Von Zeit zu Zeit springt die Empfindung, 
auf: diese Großstadt, die es doch seit Jahrhunderten ist, mit ihren lasten¬ 
den geschichtlichen Denkmälern in Wort und Stein, mit ihren zahlreichen 
verschachtelten, Ikht- und luftversperrten Vierteln, ihren lärm- und be- 
wegungerfüll'ten Boulevards und Vorstadtavenuen, liegt eigentlich' „in 
der Landschaft“. Am stärksten mahnt daran die Seine; an verhangenen 
nebeligen Wintertagen, in der stickigsten, bewegungslosesten Sommer¬ 
schwüle wird man sich unten am Fluß des Hügellandes bewußt: stets 
streicht eine frische, befreiende Brise durch das Tal. Der Himmel hat 
eine spiegelnde, durchsichtige Höhe, wie sie sonst eine Tag und Nacht 
Rauch atmende Großstadt nicht zuläßt; die Schwärme der gereckten 
Schornsteinhälse, für die zerklüftete Pariser Dachkontur so kennzeich¬ 
nend, scheinen destillierend zu wirken. Die breiten kiesbedeckten, batun- 
bestandenen Promenaden, die jetzt als Außenboulevards die alte Stadt 
umschlieBen oder als Vorstadtavenuen aus ihr herausleiten, gleichen 
Landstraßen vor der Stadt zwischen Gartenhäusern oder ahmen sie un¬ 
bewußt nach. Die Parks vollends haben nichts von jenen kommunalen Er¬ 
holungsstätten, wie bei uns und in Nordeuropa, sorgfältig und unver¬ 
mittelt aus dem Steinmassiv herausgeschält. Gewiß sind auch sie für das 
Volk da, mehr dessen ausgesprochenes Eigentum als irgendwo; aber sie 
sind nicht dafür erdacht, noch immer sind sie die vergangenen und doch 
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unvergänflidien Lustgärten der Herren, die einst in den dazugehörigen 
Palästen Haus hielten. Nie und nirgendwo kann und darf man die schwer 
wandelbare Tradition dieser Stadt vergessen. 

Diese Tradition regelt den Alltag bis auf die Stunde. Man früh¬ 
stückt zwischen 12 uiu 2, man ißt Mittag zwisdien 6 und 8, mit 
wenigen Ausnahmen, in allen Ständen. Um Mitternacht geht die Stadt 
zur Ruhe, daran hat der Krieg nichts gebessert, nichts verschlechtert, 
das berüditigte Berliner Nachtleben der Vorkriegszeit hat Paris nie 
gekannt. Soweit es ein Nachtleben in Restaurants gibt, ist es vielfach 
harmlos, wie kn Studentenviertel, wo man bei einem Glase Bier, einem' 
Schinkenbrot oder Würstchen mit Kraut, ohne Musik, Gebrüll und 
Trunkenheit, noch beieinander sitzen kann; soweit es nicht harmlos Ist, 
wie besonders auf dem Montmartre, ist es eine traurige übelschmeckende 
Fremdenindustrie. Das sogenannte Laster, das stets und überall der 
Ausdruck der männlichen Sitte in Geist und Geste ist, verkriecht sich 
auch hier nicht, wahrt aber ein Mindestmaß von Form, um die Gemeinf- 
schaft nicht von vornherein zu einem Stoffwechselhandel zu degradieren. 
Das börsenartige Straßenangebot, das andersorten fast gesellschaftsfähig 
auftritt, muß man hier schon als außerordentlichen Unglücksfall ver- 
mericen. 

Am Abend meiner Ankunft gehe ich in mein altes Wohnviertel beim 
Od^ontheater nahe dem Luxembourggarten. Das kleine möblierte Hotel 
mit demselben Namen liegt unveräi^ert, hinter der erleuchteten Scheibe 
des Empfangsraums muß es genau so aussehen wie vor anderthalb Jahr¬ 
zehnten. Die Wäscherei und der Kolonialwarenhandel daneben sind noch 
zu finden, aus dem Theater treten in der Pause die Besucher, gerade 
hier, von jdier mehr künstlerische Enthusiasten als Zerstreuungsb^ürftige 
oder Gesellschaftssklaven. Bei diesem Publikum ist etwas international 
Verbindendes, obwohl darunter sicherlich viel weniger Fremde sind als 
in den Theatern des rechten Ufers. Das linke Ufer ist ja das eigentliche 
Paris, sein Hirn, hier liegen Kammer und Ministerien, die Universität und 
die Künstlerwerxstätten, die längst vom Montmartre abgewandert sind. 
Das rechte Ufer hat gewiß die meisten Theater, die großen Hotels und 
die teuren Restaurants; aber das ist doch eben die Fremdenstadt, die 
jetzt besonders auf die Bedürfnisse der Amerikaner zu^schnitten er¬ 
scheint, doch nicht diejenige Eigenart von Paris bewahrt hat, weswegen 
man sie als Frankreichs größte Provinzstadt bezeichnet hat. 

Am andern Tage, als ich mein altes Frühstückslokal am Boulevard 
St. Michel aufsuche, finde ich fast alles unverändert an seinem Platz. 
Die Buchhandlung Flammarion, die auch unter den Odfonarkaden ihren 
Stand hält, hat sich etwas ausgedehnt, auf der andern Seite wohnt noch 
der Papieihändler, der Bandagist, hier der Bäcker, dort der Konditor, 
die Restaurants haben dieselben Namen, haben dasselbe Gesicht. Man 
ist frappiert von der Einsicht: der Krieg, der seine bedrohliche Front 
näher als 100 Kilometer an die Stadt herangedrängt hatte, hat das bür¬ 
gerliche Erwerbsleben bei weitem nicht so ausmergeln und durchein¬ 
anderwerfen können wie bei uns. Die wenigen Renommierspuren, .die 
von Fliegerangriffen geblieben sind, muß man aufsuchen, um sie zu 
bemerken, wie am Kriegsministerium. 

Ja, nicht nur scheint die soziale Erschütterung nicht so tief ge¬ 
gangen zu sein, es sind vielmehr konsolidierende Elemente entstanden 
cxler sichtbarer geworden. Die anglo-amerikanische Invasion hat, wohl 
schon während des Krieges;, ein Mindestmaß von hygienischem Komfort 
in den Logierhäusern erzwungen, man hat überall besondere Wasch¬ 
räume mit fließendem Wasser in den Zimmern, Kanalisation und Zentral¬ 
heizung. Die Hauptstraßen wirken gegen die Berliner und gegen ihre 
eigene Vergangenheit geradezu sauber. Der ganze Verkehr ist musterhaft 
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und vor allem seinem Zweck gemäß, d. h. er dient dem Publikum und 
mißbraucht dies nicht als willenloses Objekt. Die Untergrundbahn, die 
jetzt in beinahe einem Dutzend Linfen die ganze Stadt durchzieht, soi 
daß man im allgemeinen in höchstens einer halben Stunde von jedem 
Punkt der Stadt einen andern erreichen kann, führt in jedem Zuge drei 
Wagen zweiter, einen Wagen erster Klasse. Raucher sind ausgeschlossen. 
(Dagegen raudit man in den Kinos genau so wie in Restaurantsr oder 
Revuettieatern, ohne daß man von einer erhöhten Feuersgefahr gehört 
hätte.) Die erste Klasse hält stets an einer bestimmten Stelle, so daß man 
bei den drei Doppelschiebetüren an jeder Wagenseite jedesmal sofort 
seinen Platz in beiden Klassen findet. Der Aufenthalt kann auf wenige 
Sekunden beschränkt werden, die Türen schließen sich hydraulisch vom 
Führerstand aus, bei wirklichem Andrang verriegelt der Billeteur den 
Bahnsteig, so daß niemals ein Gedränge an den Wagen selbst, geschweige 
im Innern entstehen kann. Aehnlkh ist der Zugang bei den Autobussen^ 
die den oberirdischen Verkehr in der inneren Stadt besorgen, und bei 
den elektrischen Straßenbahnen, die an der Peripherie und nach den 
Vorstädten laufen und nicht, wie bei uns, die innere Stadt blockieren; in 
der Reihenfolge der Nummern, die man bei starkem Verkehr an den 
Haltestellen entnimmt, ste^t man auf. Auf diese Weise wird das Fahren, 
was es bei uns fast nie ist, zu einer Ruhepause zwischen den Arbeits¬ 
zeiten, und es ist keineswegs zu unterschätzen, was das bei den Hun¬ 
derttausenden täglich an Kraftersparnis, an Nervenschonung und damit an 
Förderung des allgemeinen Gleichgewichts bedeutet. 

Die Pflichten des Verkehrspublikums werden nicht so sehr nach 
rechtlichen und technischen Gesichtspunkten reglementiert, sondern mit 
psychologischer Elastizität zwischen persönlicher Bewegungsfreiheit und 
allgemeinem Sicherheitsbedürfnis eingepaßt. Das Fahren der Autos, die 
die Pferdewagen nun völlig verdrängt haben, erscheint zunächst volN 
ständig wild und lebensgeföhrlich. Höchstgeschwindigkeit, wenn über¬ 
haupt festgesetzt, wird nirgends eingehalten, ln den breiten Haupt¬ 
straßen jagen die Fahrzeuge in drei, vier Reihen neben, hinter, urn-i 
einander her, nicht wie ein technisch gelenkter Wagenpark, sondern wie 
eine aufgelöste Reiterfantasia, weichen aus und; übeniolen einander blitz¬ 
schnell mit Zentimeterkurven wie ein Zweirad, sausen an den Fußg^ger- 
passagen rücksichtslos vorbei, wenn nicht zufällig hier und da ein Polizist 
mit seinem Stabe ein kurzes Halt veranlaßt. Auf der Avenue-dest- 
Qiamps-Elysfes, die Octave Mirbeau schon vor zwanzig Jahren in seinem 
Automobilbuche das wahre Vaterland der Automobilisten genannt hat, 
in den Nachmittagsstunden, muß man oft minutenlang nach einer Furt 
im Autostrome suchen. Und dennoch sind Körperverletzungen oder gar 
Todesfälle, durch Autos verursacht, äußerst selten. In diesem Falle 
nämlich, wissen die Fahrer, setzt es unerbittlich exemplarische Strafen; 
zwischen dieser Drehung und ihrer Geschicklichkeitsleistung läßt man 
ihnen j^liche Freiheit. 

So steht es auch bei der Eisenbahn und der Straßenbahn. Wirkliche 
Uebertretungen werden fühlbar geahndet. Die Bußen, die deswegen in den 
letzten Jahren verhängt wurden, sind überall auf den Bahnhöfen und in 
den Straßenbahnwagen warnend plakatiert. (Auf Banknotenfälschung steht 
großzügig lebenslängliches Zuchthaus.) Aber wie sich der traditionelle 
plttore^e Schmutz sichtlich verringert hat, so ist auch, der landläufige 
Kleinbetrug in den Gaststätten und im Ladenverkauf ganz selten geworden. 
Die Differenz zur Valuta der andern Länder der lateinischen Münz¬ 
konvention hat die nichtfranzösischen Franken und Centimes verbannt 
und schließt damit die früher beliebten „Unregelmäßigkeiten“ mit ge¬ 
fälschtem oder außer Kurs gesetztem Metallgelcl aus. Wenn man heute 
mit französischem Geld betrogen wird, so geschieht das von denjenigen 
Stellen, die die Saar- und Regiefranken des besetzten Gebiets eingeführt 
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haben und flire Landsleute nicht dazu zwingen können, diese Assignaten 
im eigenen Lande einzulösen. 

Dieser äußerlichen Säuberung, die wohl kaum bis auf das Groß¬ 
geschäft eingewirkt hat, sind manche Typen im Straßenbilde zum Opfer 
gefallen. Seltener geworden ist die uniforme Schontradit der Schul? 
Kinder, die schwarze Alpakaschürze, die ihnen unwillkürlich einen geist¬ 
lichen Schatten gab, verschwunden sind die Rapins, die einheitlich kostü¬ 
mierten Künstler mit Kalabreser, Busenschleife und Hosen ä la kopfge¬ 
stellter Zuckerhut, verschwunden die roten Leibbinden der Arbeiter und 
die Samtbarrets, und nur ganz vereinzelt zeigen sich noch die Straßen¬ 
sänger an einer Straßenecke oder vor kleinen Restaurants, die mit einer 
klassischen Konservatorienausspradie die sentimentalsten Lieder schmelzen 
ließen und von deutschen Literaten oftmals als romantisch-proletarisierte 
Halbbrüder betrachtet wurden. Die Arbeitstracht wie das „Kostüm^^ bei 
denen, die damit wirken wollen, beginnt sich zu amerikanisieren; der 
Arbeiter trägt jetzt, wie fast überall, den Sixpence auf dem Kopf, und 
die Kunstjünger des Montparnasse Laufen in Sportanzügen über die Straße. 

Auf dem 'Boulevard Montparnasse, einaiiKler gegenüber wie Scylla 
und Charybdis für jeden, der es irgendwie, irgendwann mit den Schreibern, 
Pinslern und Meißlern gehalten hat, liegen die beiden berühmten, nun 
auch stark verbürgerlichten Cafes „Du Dome“ und „La Rotonde“ mit ihren 
enggedrängten Terrassentischchen. Hier gibt es, wenn man einer bos¬ 
haften Uebertreibung glauben darf, überluupt keine Franzosen, sondern 
nur Ausländer. Gewiß ist hier manches von der Inflation hereinge; 
schwemmt worden: Deutsche und Skandinavier, die hier für die wenigen, 
daheim verfügbaren Mark oder Kronen das vielfache an Franken ein- 
tauschen und, wie es bei manchem Entgleisten vor dem Kriege üblidi war, 
unbemerkt untertauchen können. Die unbestrittenen Herren sind aber, 
wie in der ganzen Stadt, wo Fremde erscheinen, die Amerikaner, junge 
Bürschchen vielfach und klassenunbestimmte Figuren, von übelsten Ma¬ 
nieren, Kunstweiber mit Männerköpfen und Hornbrillen oder verhutzelte 
r^pektheischende Familiendamen, die sich wie Neger mit den teuersten 
Schaustücken des Pariser Luxus behängen. Wenn bei den Parisern ein 
gewisser Unwille gegen Fremde besteht, sö gegen die rücksichtslose und 
geschmacklose Aufgd^lasenheit; Mißstimmung gegen den einzelnen Deut¬ 
schen habe ich wraer erlebt noch trotz eifriger Nachfrage je berichten 
hören. 

Eines Tages, um die noch taghelle Dinerstunde, sitzen vor der 
,,Rotonde“ zwei Paare in altgriechischer Tracht, mit Augengläsern imd 
Zigaretten im Munde. Ein paar Kindetl bleiben erstaunt stehen, die Vor¬ 
übergehenden werfen einen flüchtigen Blick, ohne Wort imd Grimasse,- 
darauf; denn man wird hier nur bemerkt, wenn man durchaus bemerkt 
werden will. Niemand fällt es ein, sich den Hals zu verrenken, seinem 
Begleiter mit dem Ellenbogen zu stoßen oder aufzuwiehern, wenn man 
einer in Gesichtsschnitt, Haltung oder Kleidung ungewöhnlichen Er- 
scheinui^ begegnet. Man beläßt jedem seine Eigenart und kann sie daher 
auch für sich fordern. Nach einer Stunde entsteht in einer Nebenstraße 
lautes Halloh. Eine ganze Schar Kostümierter, hellenisch, ägyptisch, in¬ 
dianisch, in freier Kombination aller Stile, manche dreiviertel nackt, rot 
und braun die Haut bepinselt, bringen vor einem stillen, vornehmen Hause 
eine wilde Huldigung. Gegen Abend taucht eine noch größere Gruppe 
afn Bahnhofsplatz auf, entert einen Autobus, bn brüllenden Takt den 
Chauffeur rufend, ein Schutzmann betrachtet sich den Ulk von fern 
tmd geht lächelnd seines Weges, der Kondukteur, dem ma;n die Mütze 
vom Kopf gezogen hat, findet sich gutmütig darein utid gibt das Ab¬ 
fahrtszeichen. Immer neue Trupps zu Fuß, und in Autos ziehen über den 
Boulevard Montparnasse — in der Nacht findet der Ball der Kunstjünger, 
Bai des Quat’-z-Arts, draußen im Lunapark an der Porte Maillot statt. 



Paris neben der Politik 


755 


Am nächsten Vormittag gegen elf sitzt ein einsamer ägyptischer Krieger, 
mit LendetKchurz und die Lanze in der Faust, bleich, aber würdig in 
einem Straßenbahnwagen, ohne daß sich auch nur ein boshafter Blick, 
ein schadenfroher oder entrüsteter Zuruf gegen ihn richtet. 

Solche Ausgelassenheit der Jugend erhält doch ihre besondere Farbe 
durch die Art, wie sie allenthalben aufgenommen und toleriert w'ird. 
Diese sichtliche Kindlichkeit der ganzen Bevölkerung ist nicht so sehr 
Qutmütigjceit, als eine engere Naturverbundenheit, ein unmittelbares Leben 
imd Erleben mit den Sinnen« Wir unsererseits neigen allzusehr dazu, 
das konkrete sinnliche Erlebnis zu spiritualisieren, es zu verallgemeinern 
oder moralisch zu zerlegen. Grade nicht der hemmungslose Lebensgenuß, 
wie die allgemeine Vorstellung nach den sichtbarsten Exponenten der 
Fremdenindustrie ihn den Eingeborenen selbst angedichtet hat, ist beim 
Franzosen das vorherrschende, sondern ein wohl abgewogenes Audcosten 
jeder, auch der bescheidensten Sinnenfreude. Der Durchschnitt ist außer¬ 
ordentlich genügsam, was sich nicht mu" in dem verbreiteten Kleinrentner¬ 
wesen ausdrüdct, sondern auch in der oft übel ausgenutzten, unbegrenzten 
Arbeitsdauer der Angestellten. In den Backwarenläden, die oft einen be¬ 
liebten Abschluß eines abendlidien Caf^besuchs bilden, hocken bisweüen 
bis Mitternacht die Verkäuferinnen, um ein paar Franken einzunehmen, in 
den Arbeitervierteln halten nicht nur die Geschäfte für den dringendsten 
Tagesbedarf, sondern sogar die Warenhäuser am Sonntag Vormittag offen, 
in meinem letzten Hotel saß der Chef jede Nacht bis 2, 3 Uhr im 
Empfangsraum, empfing die Gäste und schloß seine Rechnungen ab. 

Dafür wild jede Arbeitspause ganz naiv genossen; es ist die reine 
Freude am Dasein, die hier das Beherrsdiende ist. Man nehme nur 
das Essen in den einfachsten Restaurants. Bei uns gipfelt die Essensfreude 
darin, daß man sich den Teller mit allem, mit Fleisch, Gemüse, Kartoffeln, 
womöglich noch Salat oder Kompott möglichst vollpackt. Der Pariser, 
auch an den einfachsten Gaststätten, genießt dasselbe, indem er es in 
lauter einzelne Gänge zerlegt. Er beginnt etwa mit einer Sardine oder 
ein paar Radieschen mit ^tter, nimmt eine Scheibe Braten, dann ein 
Gemüse und vielleicht noch einen Gang Röstkartoffeln für sich, um mit 
einem Käse oder einem Kompott zu schließen. (Das kostet mit Wein 
und Brot im Menu etwa 4 Franken oder 90 Pfennig.) Natürlich spricht 
hierbei das Klima ebenso mit wie bei der Erscheinung, daß sich ein 
großer Teil, auch des geschäftlichen Lebens, in der doch sehr ausge¬ 
dehnten warmen Jahreszeit, auf der Straße abspielt. Die meisten Ge¬ 
schäfte bis zu den feinsten Warenhäusern haben Warenauslagen auf der 
Straße wie bei uns auf den Jahrmärkten, auf den großen Plätzen sind 
dauernd fliegende Stände in geschlossenen Gruppen aufgebaut. Auf 
der Place de la Republique, den. man nach Lage und Verkehr etwa dem 
Berliner Alexanderplatz vergleichen könnte, spielt der kleine Mann auf 
dem Frühstückspausenweg ein Glücks^iel, dessen Gewinn eine Weckeruhr 
oder ein Paket Schokolade ist. Eter Einsatz ist so gering, daß er selbst 
bei dem kleinsten Angestellten kein fühlbares Loch reißt, und der Gewinn 
so selten, daß es darum allein nicht gehen kann. Es ist ein reiner Zeit¬ 
vertreib, ein paar Minuten billiger Spannung. 

Man muß sich jedoch bewußt sein, daß man mit solchen Beob-i 
achtungen, ob man sie nun zwei Wochen, wie diesmal, zwei Monate 
oder zwei Vierteljahre fortsetzt, immer nur an der Oberfläche bleibt, 
bestenfalls in der Unterklasse heimisch wird. So ist das Volk, wie Wir 
es sehen können, das in den rein materiellen Bedingungen vielfach soi 
lebt wie unser früherer Mittelstand. Der ganze soziale Oberbau hat 
damit vielleicht einen oder den anderen Wesenszi^ gemein, entzieht sich 
aber unserer Kenntnis und ganz bestimmt unserer Zuneigung. Die brutale, 
rein plutokratische Scheidung in Ober- und Unterklasse hat unsereins 
schon vor Jahrzehnten aufs herbste enttäuscht, als man noch mit dem 
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Glauben an ein demokratisches Gemeinwesen und die Souveränität des 
Geistes über den Rhein reiste. Daß der Krieg daran nichts gebessert hat, 
dürfte nadi allen sonstigen Erfahrungen sicher sein; ob eine neue Enb', 
Wicklung in dieser Beziehung möglidi sein wird, dürfte dagegen von dem* 
allgememen wirtschaftspolitischen Kurse des Landes abhängen. 


WIRTSCHHFTLICHER RDHDRUCR 


Aktive Handelsbilanz, 
Ein Sieg Dr. Schachts 


Im Juli war die deutsche Handelsbilanz aktiv. 
Immerhin ein kleiner Lichtblick in den Nebel¬ 
schwaden der Wirtschaftskrise. Die Monate des 


ersten Halbjahrs 1924 waren durch eine starke Passivität in der Han¬ 
delsbilanz gekennzeichnet. So betrug z. B. im Mai der Ueberschuß der 
Einfuhr gegenüber der Ausfuhr 354 Millionen Goldmark. Diese Ziffer 
verminderte sich im Juni auf 278 Mill. G.M. Nun sind diese Feststel¬ 
lungen des zuständigen Reichsamts keineswegs als sicher anzusehen. Die 
Besetzung der wichtigsten Exportgebiete im Westen des Reichs hatte ein 
unkontroTlierbares Loch geschaffen, wo die Waren auf geraden und auf 
krummen Wegen hinein- und herausströmten. Insofern war die Statistik sehr 
mangelhaft, während sie früher als genauer Gradmesser der Handelsbilanz 
angesehen werden konnte. Aber auch sonst waren die offiziellen Publika¬ 
tionen auf diesem Gebiete aus besonderen Gründen stark frisiert. Nun 


ist im Monat Juli ein Ausfuhrüberschuß in Höhe von 17 Mül. 
Goldmark errechnet worden. Diese günstige Wendung entspringt ver¬ 
schiedenen Ursachen. So war z. B. gleich nach der Stabilisierung der 
deutschen Währung ein Hereinströmen von sogenannten Genußmitteln in 
beängstigender Fülle wahrnehmbar. Apfelsinen türmten sich in deutschen 
Großstädten zu Bergen. Man freute sich, wieder uneingeschränkt in den 
Besitz solcher Südfrüchte zu gelangen. Doch mit der Verschärfung der 
Wirtschaftskrise ließ auch die Kaufkraft der großen Masse nach. Kein 
Wunder, daß dies im Konsum von Genußmitteln am ersten in Erschei¬ 
nung trat. Der wichtigste Grund der passiven Handelsbilanz tag aber in 
der Preisentwicklung unserer Exportartikel. Die Kanäle, aus denen deut¬ 
sche Waren auf den Weltmarkt hinausströmten^ waren aus mannigfachen 
Ursachen verschüttet. Die Gründe hierfür sind an dieser Stelle des 


öftern dargelegt worden. Vor allem waren unsere Preise zu hoch, um 
ausländische Käufer für unsere Waren zu interessieren. Unsere Fabri¬ 


kanten und Exporteure bewahrten in der Preisfestsetzung einen so hart¬ 
näckigen Konservativismus, an dem gute Vorschläge wirkungsvoll ab¬ 
prallten. Der Ratschlag des Reichsbankpräsidenten, daß Besitz nichts 
und Erwerben alles sei, wurde in den wind geschlagen. Man wollte 
sich an den Gedanken nicht gewöhnen, daß nur durch einen rück¬ 
sichtslosen Preisabbau der Wiederanschluß an den Weltmarkt 


zu erreichen sei. Man saß auf vollen Warenlägem und schrie wie be¬ 
sessen: Kredit! Kredit! Da setzte jener charakteristische und für 
die zukünftige Entwicklung äußerst heilsame Kampf zwischen der kredit¬ 
hungrigen Geschäftswelt und der neuen Reichsbankleitung ein, der 
schließlich mit dem Siege der letzteren endete. Ein Glück für die deut¬ 
sche Wirtschaft, daß es so kam. Hätte man dem Teufel auch nur den 
kleinen Finger gereicht, dann wäre alles, auch die Stabilität des deutsdien 
Geldes verloren gegangen. So mußten unsere Sachwertbesitzer herunter 
von dem Juliusturm ihrer Warenbestände. Deutsche Waren wurden wieder 
exportfähig und vermochten auf dem Weltmarkt als Konkurrenz aufzu¬ 
treten. Die Einfuhr verminderte sich im Juli gegenüber dem Vormonat 
von rund 753 auf 556 Mill. G.M. Demgegenüber stieg die Ausfuhr von 
rund 475 auf 573 Mill. G.M. Erfreulich an diesen Ziffern ist der Um- 
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stand, daß die Artikel, die in dem Begriff „Fertige Waren“ zusammen¬ 
gefaßt sind, in der Einfuhr von 216 aut 140 Mill. O.M. herunter- und 
in der Ausfuhr von 383 auf 445 Mill. O.M. hinaufgingen. Ungünstig! 
mutet das Resultat der Statistik in dem Kapitel „Rohstoffe“ an. Hier 
wich die Einfuhr von 303 auf 198 Mill. O.M. Da die Rohstoffausfuhr 
infolge Verlustes wichtiger Rohstoffquellen (Oberschlesien, Saargebiet, 
Elsaß-Lothringen usw.) naturgemäß gegenüber dem Friedensstand nach- 
lassen muß, ist die Ausfuhr von Fertigfabrikaten, in denen menschliche 
Arbeit in hohem Maße entlulten ist, das Oebot der Stunde. — Das Re¬ 
sultat der deutschen Hande^bilanz für den Monat Juli war nur möglich, 
weil die Reichsbank an ihrer Kreditbeschränkung festhielt. Möge sie 
weiter allen Einflüsterungen widerstehen! 


Deutsch-französische Ge¬ 
meinsamkeitsgeschäfte 


Nachdem die politische Atmosphäre zwischen 
Deutschland und Frankreich bereinigt ist, wird 
eine Periode der wirtschaftlichen Verhandlungen 


zwischen privaten Oruppen der ehemaligen Kriegsgegner ihren Anfang 
nehmen. Eine sich g^enseitig ergänzende und befruchtende Tätigkeit 
der deutschen und französischen Industrie bildet die einzige Möglichkeit, 
den Druck der Zangenschenkel zu lockern, in weldie die deutsche Wirt¬ 
schaft durch den Ausgang des Krieges eingeklemmt wurde. Die Oroßi 
Industrie östlich und westlich der deutschen Orenzen ist französisch 


orientiert. In Elsaß-Lothringen, an der Saar, in Luxemburg, in Ober¬ 
schlesien, alles Oebiete, wo ehemals deutsches Kapital dominierte, übt 
jetzt französisches den bestimmenden Einfluß aus. Diese Industrie¬ 
gebiete bildeten mit den danebenliegenden deutschen Bezirken ehedem 
ein blühendes Oanzes."* Der Friedensvertrag hat sie zerschnitten. Die 
gegenwärtige Krise beweist bereits, daß sie ohne gegenseitige Fühlung¬ 
nahme, öhne gegenseitige Unterstützimg, ja ohne eine weitgehende In¬ 
teressengemeinschaft nidit zu leben vermögen. Der gemeinsame Aus¬ 
tausch von K<Ale, Koks, Zink, Erz, Roh- und Halbfabrikate wird in der 
Zukunft den Ldiensnerv zum Aufstieg bilden. Bereits in London wurde 
offen und versteckt der Wunsch der Franzosen laut, auf gewisse deutsche 
Industrien Einfluß zu gewinnen. Hierher gehört die chemische Industrie, 
der Ruhrkohlenbergbau und im gewissen Sinne auch die Eisen- und 
Stahlindustrie. Aktienkäufe an deutschen Börsen, die zurzeit zu beob¬ 
achten sind, gehen damit einher. Bereits sind große Zechen des Ruhr^ 
gebiets in den Händen französischer Oruppen. Das Wurmgebiet bei 
Aachen ist mit Einschluß der dortigen großen Ei^nwerke fast restlos 
in französisch-belgisch-luxemburgischem Besitz. Diese Kämpfe um die 
Durchdringung der deutschen Industrie werden, so darf man voraus- 
sehen, von gegenseitigen Abmachungen abgelöst. In der chemischen In¬ 
dustrie sind Interessengemeinschaften zwischen dem deutschen Anilin¬ 
konzern und den Engländern und den Franzosen bereits hergestellt. An¬ 
dere, namentlich solche für Eisen, Erz und Kohle, werden folgen. — 
Bemericenswert in dieser Beziehung ist der vor einigen Tagen zum Ab- 
sdiluß gekommene Vertragderdeutsch-französischen Kali¬ 
industrie. Bekanntlich befinden sidi im Elsaß 17 Kalischächte, die 
hochwertige Pnodukte liefern. Als diese dem Bereich des deutschen Kali¬ 
syndikats entzogen wurden, setzte ein hartnäckiger Preiskampf zwischen den 
beiden Oruppen auf den ausländischen Märkten ein. Namentlich in 
Amerika vermochten die elsässisdien Oruben, unterstützt durch staatliche 
Subventionen, dem deutschen Kalisyndikat wichtige Absatzgebiete zu 
entwinden. Was dies bedeutet, ist daraus ersichtliai, daß der deutsche 
Kaliexport in der Vorkriegszeit zu 45 Proz. nach Amerika ging. Nun¬ 
mehr ist zwischen dem Kalisyndflcat und der Societe Commerciale des 
Fkitesses d'Alsace ein Abkommen getroffen, wonachl beide Oruppen 
sich verpflichten, auf dem amerikanischen Markte Hand in Hand zu 
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? ehen. Den elsässischen Gruben mußte dabei eine hohe Quote — ein 
>rittel des nach Amerika gehenden Kali-Absatzes — zügebilligt 
werden. Ein hoher Preis gewiß, doch ist der gegenseitimn Unterbietui^ 
wenigstens ein Riegel vorgeschoben. Vorläufig erstrewt sidi das Ab¬ 
kommen nur auf Amerika. Die Ausdehnung; auf die übrigen Absatzmärkte 
steht ün Bereiche der Möglidikeit. Eine weitere Koo^ration zwischen 
Privatunternehmungen diesseits und jenseits der Vogesen liegt vor. Man 
kann der ferneren Entwicklung auf diesem Gebiete mit Interesse ent¬ 
gegensehen. 

Die Auswirkung dieses deutsch-französis^en Vertrages für die deut¬ 
sche Kali-Industrie zeigte sidi sofort darin, daß amerikanische Finanzkreise 
den deutschen Kaliwerken einen Kredit von 6 Mill. Dollar gewährten. 
Die bisher dem Kalisyndikat zugegangenen Aufträge aus der Union be¬ 
laufen sich auf 26 Mill. E>ollar. Dadurch war es möglidi, die stilliegenden 
Kalischächte wieder in Betrieb zu setzen. Die Wrschiffung nach der 
Union hat bereits begonnen. Mercar. 


RHHDBEMERKUHaEH 


Noth ein Entlarvter 

Oswald Spengler, der olympische 
Schweiger, hat einen Kollegen ge¬ 
funden. Kurz vor der Reichstags¬ 
wahl erschienen zwei Nummern der 
„Süddeutschen Monatshefte“ (Nr. 
7 und 8) unter den Spezialtiteln 
„Der Dolchstoß“ und „Die Aus¬ 
wirkung des Dolchstoßes“. Her¬ 
ausgeber und Verleger war Herr 
Protessor Nikolaus CoßmanJi, eifri¬ 
ger Vorkämpfer der süddeutschen 
Nationalisten, Haupthetzer gegen 
Eisner und Fechenbach. 

Ich habe damals in einigen Ar¬ 
tikeln der „Glocke“ (Nr. 7 vom 
15. Mai, Nr. 11 vom 12. Juni) 
Herrn Coßmann eine erkleckliche 
Zahl glatter Fälschungen nachge¬ 
wiesen. Ebenso hat Genosse Kon- 
rad Haenisch im „Vorwärts“ den 
Nachweis geführt, daß ein ihm von 
Coßmann zugeschobener Ausspruch 
in einer Weise aus dem Zusammen¬ 
hang gerissen worden ist, die einer 
völligen Veränderung des Sinnes 
und damit einer Fälschung gleich¬ 
kommt. Dasselbe hat die Redak¬ 
tion des „Vorwärts“ bezüglich 
eines ihr zugeschobenen Zitates 
getan. 

Damit Herr Coßmann etwa nicht 
auf die Ausrede verfiele, von diesen 
Nachweisungen keine Kenntnis er¬ 
langt zu haben, habe ich seinerzeit 
veranlaßt, daß ihm sämtliche hier 
erwähnten Artikel zugesandt wur¬ 
den. Darauf ist eine große 


Stille eingetreten. Nadidem nun 
einige Monate vergangen sind, 
habe ich von dritter Seite — ein 

K :rsöniicher Schriftwechsel mit 
errn Coßmann widersteht mir — 
bei den „Süddeutschen Monats¬ 
heften“ anfragen lassen, ob eine 
Entgegnung erfolgt seL Die Ant¬ 
wort sieht folgendermaßen aus: 
München, den 16. Aug. 1924. 

„Wir erhielten Ihr Schreiben 
K./Gd. vom 5. August. Indem 
wir dankend den Empfang der 
uns im Aufträge des Herrn 
Kuttner übersandten Nummern 7 
und 11 der „Glocke“ bestätigen, 
teilen wir Ihnen mit, daß bis 
jetzt eine Erwiderung auf diese 
Artikel in unserer Zeitschrift 
nicht erfolgt ist. Sobald das der 
Fall sein sollte, werden wir 
Ihnen die betreffende Nummer 
zugehen lassen. 

Hochachtungsvoll 
Schriftleitung der „Süddeutschen 
Monatshefte“, 
gez. Dr. Hasinger.*' 

Fazit: Gegen Herrn Coßmann 
ist von mehreren Seiten der Vor¬ 
wurf allerschwerster Fälschung er¬ 
hoben worden. Herr Coßmann, 
der literarisch sonst so Rührige, 
erträgt diesen Vorwurf schweigend 
ein Vierteljahr, ohne auch nur 
Muck zu sagen. Er, der Vor¬ 
kämpfer gegen die „Eisnersche 
Fälschung“ findet offenbar nichts 
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dabei, selber mit dem Makel der 
Fälschung behaftet, herumzulaufen. 

Herr Spengler, reichen Sie Herrn 
Coßmann die Hand! 

Erich Kuttner 


Die Revue 

In Berlin ist jetzt ein Wettkampf 
in der Aufführung von „Revuen“ 
entbrannt. Drei große Theater 
spielen bereits derartige Revu^en, 
zwei oder drei weitere rüsten 
sich dazu, ganz zu schweigen von 
den kleineren, kabarettmäßigen 
Bühnen, die sich in Revuen ver¬ 
suchen. Unter jenen Theatern, die 
in Kürze mit einer Revue auf dem 
Plan erscheinen werden, befindet 
sich auch das Große Schauspiel¬ 
haus, Sic transit gloria munui. 

Will man richtig würdigen, wel¬ 
chen Gipfel der Kunst unsere 
Bühnen mit diesen Revuen erklom¬ 
men haben, so braucht man nicht 
erst hinzugehen und sie sich an¬ 
zusehen (was nebenbei kein billi¬ 
ges Vergnügen ist). Man braucht 
nicht einmal die Kritiken zu lesen, 
die „sachkundige“ Männer und 
Frauen darüber geschrieben haben 
und schreiben werden. Den besten 
Einblick erhält man wohl, wenn 
man die Reklame verfolgt, mit der 
dem Publikum diese Revuen ange- 

E riesen werden. Den Vogel schoß 
is jetzt hier Herr James Klein 
von der Komischen Oper ab. Man 
konnte während der letzten 
Wochen kein Zeitungsblatt zur 
Hand nehmen, ohne eine min¬ 
destens handflächengroße Anzeige 
von ihm zu finden. 

Besagte Anzeigen stachen be¬ 
sonders durch ihr Deutsch hervor: 
„Casanova in ihren spanischen 
Tänzen und schönste Frau Spa¬ 
niens.“ „Zum ersten Male werden 
in Deutschland die Originalpracht¬ 
kostüme vorgeführt und sind die 
Kostüme neu für die Berliner Auf¬ 
führungen angefertigt.“ Dann 
mußte die Bescheidenheit in den 
Ankündigungen auffallen: ^,OewaI- 
tigste Revue aller Zerten und Län¬ 
der!“ „Größte internationale Aus¬ 
stattungsrevue!“ „Unleugbar die 
gewaltigste und größte Revue der 
Welt!“ — Höher ging's nimmer. 


Dafür wußten die Inserate aber 
auch etwas an Einzelheiten zu mel¬ 
den! Am erstaunlichsten wohl die 
Zahl und die „Arbeitsteilung“ 
ihrer Väter; erfuhr man doch aus 
einem der Inserate über die Her¬ 
kunft der angekündigten 40 Bilder, 
sie seien „verfaßt“ von James 
Klein selber, „Worte“ von Paul 
Morgan imd Karl Bretschneider, 
„Texte“ von Alfred Berg, „Musik“ 
von Hugo Hirsch; dazu noch die 
Erfinder der Tänze. Wenn es der 
Literaturgeschichte dermaleinst nur 
gelingen wird, genau festzustellen, 
was auf das Konto des „Ver¬ 
fassers“ kommt und was auf das 
Konto der Wort- und Textdichter, 
ganz zu schweigen der Schwierig¬ 
keiten, bei den „Worten“ zu er¬ 
gründen, welche von ihnen Herr 
Morgan und welche Herr Bret¬ 
schneider ersann. 

Dann all die „Attraktionen“ 
dieser Dichtung^! »Die Perlen mit 
dem lebenden Perlen-Kolossal-Dia- 
dem!“ „Die Prachtausstattui^ im 
Werte von über 2 Millionen Gold¬ 
mark !“ „Die Straußenfeder- 
Kostüme, hergestellt aus tausenden 
echter Straußenfedern und Para¬ 
diesreihern I“ „10 Tänzerinnen aus 
Sevilla!“ 12 Mannequins aus 
Paris!“ „Blamla und Tosla, akro¬ 
batische Tänze!“ „Mister Alfred 
Jackson mit seinen englischen 
Girls!“ „Casanova, die schönste 
Frau Spaniens!“ „Der Chamäleon- 
Trick!“ Und wörtlich heißt es in 
einer Klammer zu diesem „Cha¬ 
mäleon-Trick“ : „Verblüffende Ver¬ 
wandlung aller Personen auf der 
Bühne in Neger und Cowboys. 
Geschützt durch D. R.-Pa¬ 
te n t. Alleinrecht auf Komische 
Oper übertragen.“ Wahrlich, es 
waren vier Wort- und Textver¬ 
fasser nötig, um ein Werk mit 
so viel dichterischem Gehalt zu¬ 
wege zu bringen! 

Am interessantesten ist wohl die 
Anordnung der Attraktionen 
in den Inseraten. „Keine Gegen¬ 
propaganda ist in der Lage, fol¬ 
gende Tatsachen zu widerlegen“, 
beginnt eine Riesenannonoe. Und 
dann werden diese Tatsachen aut- 
geführt, in folgender (ausdrücklich 
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numerierter) Reihenfolge: 1. die 
„Originalkostüme der weltberühm* 
ten Pariser Revuebühnen“, die vor¬ 
geführt werden sollen; 2. das Auf¬ 
treten der ,,ersten Mannequins“ 
der Pariser Theater; 3. die Mit¬ 
wirkung der „schönsten Frau Spa¬ 
niens“, mehrerer anderer spani¬ 
scher Tänzerinnen, amerikanischer 
„Stepper“ tmd englischer Girls; 
4. die Verpflichtung des „Kammer¬ 
sängers Leo Slezak“ für so und 
so viele Abende; 5. die Gewinnung 
der „bekannten Berliner Ope¬ 
rettenstars“ X., Y., Z. als Haupt¬ 
darsteller. Nun ja: Bruno Kästner, 
Lotte Werkmeister, Leo Slezak in 
allen Ehren; aber gegen die 
schönste Frau Spaniens, gegen 
„erste“ Pariser Mannequins und 
gar gegen „Original - Pracht¬ 
kostüme“ aus Paris kommen sie 
natürlich nicht auf. — 

Im Ernst: Ist es nicht ein kläg¬ 
liches Bild, das sich da dem Auge 
von der „Berliner Kultur“ ent¬ 
rollt? Ueberall Not und Sorge, 
— und hier werden Millionen und 
nochmals Millionen für einen sol¬ 
chen Plunder vergeudet, weil der 

g ute Kenner seines zahlungsfähigen 
ublikums (der Herr James Klein 
gewiß!) sich sagen darf: es lohnt 
sich schon! Ernsthaft künstlerisch 
strebende Theater ringen’ um ihre 
Existenz, brechen wieder und 
wieder zusammen, — aber so 
etwas kann aus dem Vollen wirt¬ 
schaften. Schauspieler, Sänger vjn 
Ansehen und Können werden det 
ernsten Bühne entzogen und geben 
sich her, bescheiden zwischen den 
nackten Beinen der Tänzerinnen 
hervorzugucken. Theaterunterneh¬ 
mungen mit ehrlichem, künstleri¬ 
schem Programm finden kein Heim 
und müssen den Gebrüdern Rotter 
Wuchermieten zahlen, — während 
von den „besseren“ Theatern eines 
nach dem andern zur Revue über¬ 
schwenkt. 

Am jämmerlichsten aber viel¬ 
leicht dieses: Zeitungen mit einer 
Auflage von Hunderttausend in, 
Zeitungen, die gerne damit prun¬ 
ken, wie sehr sie um Kunst und 
Kultur bemüht sind, haben sich 
nicht darauf beschränkt, die von 


den Herren James Klein und seinen 
Revue-Konkurrenten aufgegebenen 
und bezahlten Inserate zu bringen. 
Sie schickten, gehorsam den er¬ 
gangenen Ladungen, ihre Reporter 
u» dite Proben der Revue-Theater, 
und diese Reporter berichteten 
dann in spaltenlangen Feuilletons 
mit krampfhaft-geistreicher Wich¬ 
tigtuerei von den Geheimnissen der 
Proben, von der heiteren Laune 
der entzückenden Tanzgirls, von 
dem Schweiß der „Dichter“ in der 
Suche nach dem Füllwort eines 
Refrains, und was es da des Groß¬ 
artigen noch mehr gab. 

Wenn eine Bühne in woch-en- 
langem Ringen alle Kraft einsetzt 
um ein wirkliches Dichterwerk, 
langt’s bestenfalls zu einer von der 
Theaterleitung eit^esandten drei¬ 
zeiligen Vornotiz im letzten Win¬ 
kel des Feuilletons und dann zu 
einer Besprechung von fünfzig, 
sechzig Zeilen. So eine Revue 
aber, — ja, das ist etwas anderes! 
Das bringt Inserate und Geld, das 
ist ein gesellschaftliches Ereignis! 
Da ist kein Raum zu schade! 

Im Namen der Kultur! Nepomuk 


Kähte Köpfe 

scheint es jenseits des Ozeans 
in Amtssteflungen zu geben, in 
denen sie in Deutschland nicht tätig 
sem könnten, ohne sich der ge¬ 
legentlichen Ausgestaltung zum Steb 
durch nationale Maschinenpistolen¬ 
schützen auszusetzen, ln clen Ver¬ 
einigten Staaten wird gegenwärtig 
nach berühmten Tirpitz-Mustern 
für den Flottenbau Stimmung ge¬ 
macht, und das Marineamt versuoit, 
die Amtsstellen der Einzelstaaten in 
den Dienst dieser Propaganda zu 
spannen. Der Gouverneur des 
Staates Maine hat sich jetzt gewei¬ 
gert, den für diese Propaganda 
inszenierten „Flottentag“ mitzu¬ 
machen, und bei einer zweiten Ge¬ 
legenheit hat er sich gegen die 
vom Kriegsministerium betriebene 
Abhaltung eines „nationalen Vertei¬ 
digungstages“ ebenfalls auf die Hin¬ 
terbeine gesetzt. Bei dieser Ge¬ 
legenheit hat er den jenseitigen 
Militaristen u. a. folgendes ins ^- 
sicht gesagt: 
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„Unter den gegenwärtigen Um¬ 
ständen halte ich es für unange¬ 
bracht, daß wir unsere Heeres¬ 
macht in Parade vorführen, wenn 
audi nur für „Verteidungszwecke“ 
allein; denn wenn wir so tun, so 
erregen wir das Mißtrauen unserer 
Nachbarn gegen uns. Unser Volk 
sollte führend sein in der Be¬ 
wegung für die Schlichtung unserer 
Streitigkeiten mit anderft Völkern 
durch den vorgeschlagenen Welt¬ 
gerichtshof anstatt durch Krieg. 
Eine allgemeine Mobilisierung 
unserer bewaffneten Kräfte kann 
von andern Völkern als Drohung 
oder wenigstens als Warnung ver¬ 
standen werden. Sie würde ihnen 
eine Entschuldigung für ebensolche 
Mobilisierung liefern, wenn sie nach 
einer suchen. Das Kennen um die 
Oberhand könnte so von neuem 
beginnen und zu einem noch viel 
schrecklicheren Kriege als Ergebnis 
führen.“ 

Es ist ein Jammer, daß das 
deutsche Volk seine Hoffnung 
darauf setzen muß, daß im Aus¬ 
land solche Worte der Vernunft 
Gehör finden, denn in Deutschland 
scheint das unmöglich zu sein, 
und unser Glück ist nur, daß das 
Revanchegebrüll in Deutschland 
und die Rüstungsspielerei der 
nationalen Verbände Lieblingsbe¬ 
schäftigungen von kleinen Kindern 
sind, die zwar das eigene Haus 
gefährden, den Nachbarn aber nicht 
weiter schaden können. Wenn man 
nämlich solch einen Zustand für ein 
Glück halten will! 

Englisdie Arbeiter-Faßballspieler 
zum ersten Male in Dentsdilandl 

Kiel, das in seihen Mauern einen 
guten bürgerlichen Fußballverein, 
der sogar einmal die Würde des 
deutschen Meisters errang, beher¬ 
bergt, hat den Besuch mancher 
ausländischen Fußballmannschaft, 
die auch jedesmal von einigen 
Sportsfreunden begeistert begrüßt 
wurde, zu verzeichnen. Welch einen 
Gegensatz zu diesen rein internen 
Vereinsveranstaltungen bildete da¬ 
gegen der erste Empfang einer 
englischen Arbeiterfußballmann¬ 


schaft, und zwar der Landesver- 
bandsmannschaft The Clarion, in 
Kiel und somit zugleich in Deutsch¬ 
land! Trotz strömenden Regens 
hatten sich zur Begrüßung der 
englischen Gäste Tausende von 
Menschen, alle jütischen, gewerk¬ 
schaftlichen und Sportorganisationen 
der Arbeiter, mit Fahnen und Mu¬ 
sikkapellen eingefunden. Schon hier 
am Bahnhof zeigte es sich, daß sich 
nicht nur Freunde des Fußball¬ 
sports gegenseitig begrüßten, son¬ 
dern zugleich, politische Gesin¬ 
nungsgenossen, Arbeiterbrüder und 
-Schwestern. Dies war aber zu- 
gleich^ie Qrundstimmung der offi¬ 
ziellen Begrüßungsfeier. Hier wurde 
hingewiesen auf die gemeinsame, 
alle verbindende rote Fahne, hier 
wurden die Engländer gefeiert als 
Söhne des klassischen Landes des 
Sports und der Demokratie. Diese 
Qrundstimmung unterstrich der 
Führer der Engländer, Oen. Groom, 
noch einmal in seinen Dankesworten i 
Wir sind nicht nur gekommen, um 
Fußball zu spielen, sondern um als 
Avantgarde an der Völkerverständi¬ 
gung undVersöhnung mitzuarbeiten. 
So hat die Kieler Feier die Wahr¬ 
heit des alten Satzes demontriert, 
daß für die Arbeiter der Sport nie 
Selbstzweck, sondern nur Mittel 
zum Zweck im Dienste der Befrei¬ 
ung der Arbeiterschaft ist. So wer¬ 
den diese Stunden zugleich dem 
Politiker wie dem Sportler unver- 
eßlich bleiben. Denn auch der 
portier konnte aus dieser Feier 
vollen Gewinn ziehen. Die Kieler 
Arbeiter zeigten durch Turn- und 
Tanzaufführungen wie durch Musik¬ 
vorträge, was sie zu leisten ver¬ 
mögen. Und am andern Tage führ¬ 
ten die Engländer ein glänzendes 
Fußballspiel vor und zeigten so, 
daß sie den besten deutschen Mann¬ 
schaften voll gewachsen sind. Der 
6:1-Sieg über die Kieler Victoria- 
Mannschaft war wohlverdient. Das 
Ganze war ein würdevoller Auf¬ 
takt zur Arbeiter-Olympiade in 
Frankfurt im Jahre 1925, die hof¬ 
fentlich von derselben Qrundgesin- 
nung getragen sein wird. 

Wilhelm Orotkopp 
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Joseph CaHlaax 

Vor seiner Abreise nach London 
hat Herriot noch einen Parlaments* 
beschluB herbeigeführt, der infolge 
des augenblicklich vorwiegenden 
außenpolitischen Interesses ziemlidi 
unbeachtet geblieben ist: die Auf¬ 
hebung des Verbannungs¬ 
edikts gegen Malvy und 
C a i 11 a u X. Ob damit auch eine 
Rückkehr der beiden Persönlich¬ 
keiten ms politische Leben ver¬ 
knüpft ist, wird die Zukunft er¬ 
weisen, doch schon zur A^chät- 
zung der innerpolitischen Bedeu¬ 
tung dieser Rehabilitierung wird es 
vorteilhaft sein, die Memoiren 
zu beachten, die Caillaux 1921 
geschrieben und im vorigen 
Jahre in englischer Sprache veröf¬ 
fentlicht hat. Wir kennen in 
Deutschland allerdings außer dem 
kühnen Titel: „Frankreich oder 
Europa“ bisher nur die Auszüge, 
die vor einiger Zeit die „Foreign 
Affairs“ veröffentlichten, dmdi 
schon diese beweisen den Wider¬ 
sinn der Beschuldigungen, mit deren 
Hilfe Clemenceau einst diesen un¬ 
erschrockenen „europäischen QeisF* 
exportieren durfte, und sie bezeugen 
andrerseits, daß auch hier ein Po¬ 
litiker seines wirtschaftlichen Weit¬ 
blicks wegen wenigstens zeitweise 
mundtot gemacht wurde. 

Diese Memoiren verzichten 
auf Selbstverteidigung 
und eine pharisäische An¬ 
klage eines einzelnen Volkes in 
der Frage der Kriegsschuld, und 
damit ist schon der Wert dieses 
Werkes inmitten der Flut der dies¬ 
bezüglichen Nachkriegsliteratur ge¬ 
kennzeichnet, doch die Betrach¬ 
tung der Ereignisse unter 
rein wirtschaftlichen Ge¬ 
sichtspunkten ist nicht min¬ 
der neuartig und reizvoll. 

Wie kam es zum Ausbruch 
des We 11krieges? Mit dieser 
Frage beschäftigt er sich zuerst: 
Die Kartellbildungen innerhalb der 
einzelnen Industriegruppen jedes 
Landes hatten ohne Zweifel eine 
relativ geordnete Wirtschaft zur 


Folge, doch ebenso wie sie die 
Konkurrenz innerhalb des eigenen 
Landes ausschalteten, verstärkten 
sie die wirtschafts-imperialistisdien 
Reibungen zwischen den einzelnen 
Völkern. Als Korrektiv hiergegen 
wäre nach seiner Ansicht eine 
ebensolche Zusammenballung des 
Großhandels notwendig gewesen, 
da dieser nicht auf Zerstörung, 
sondern auf Gewinnung neuer Ab¬ 
satzgebiete, auf eine Lockerung der 
Zollschranken und damit eine wirt¬ 
schaftliche Vereinigung Europas be¬ 
dacht sei. Die Schwerindustrie 
wußte der Gefahr zu begegnen, in¬ 
dem sie sich der Presse bemächtigte 
und politischen und wirtschaftlichen 
Imperialismus verquickte. So tau¬ 
melte Europa in den Krieg, der 
diesem Streun mit dem Rufe nadi 
„Omniproduktion“, der Herstellung 
aller Erzeugnisse im eigenen Lande, 
Vorschub leistete. Eine Profitgier 
sondergleichen erwachte, und „Wirt¬ 
schaftspiraten“ — er nennt Stinnes, 
Klöckner, Thyssen usw., auch die 
Union Europdenne industrielle et 
financi^re — errichten aut den 
Ruinen „Gebäude, die mit den fünt- 
undvierzigstöckigen Häusern Ameri¬ 
kas vergleidibar sind, die den 
Menschen auf der Straße Licht und 
Sonne rauben.“ 

Diese Entwicklung ist nach Cail¬ 
laux’ Meinung (1921) am deutlich¬ 
sten in Deutschland, doch Frank¬ 
reich erscheint ihm am meisten ge¬ 
fährdet infolge seiner nationalisti¬ 
schen uikI plutokratischen Politik, 
die obendrein durdi innerpolitische 
Versprechungen festgelegt ist. Die 
verlangte Reparationssumme nennt 
er phantastisch und überschreibt 
das diesbezügliche Kapitel „Illu¬ 
sionen und Wirklichkeiten“. Mit 
dieser Politik gegenüber Deutsch¬ 
land isoliert sich Frankreich in der 
Welt und muß an diesem Nationa¬ 
lismus zugrunde gehen, der mit 
seinen industriell-imperialistischen 
Tendenzen seine kommerziellen 
Interessen untergräbt und nur mit 
Hilfe einer Inflation und einer Re¬ 
duzierung der Arbeitslöhne export- 
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fähig ist. Caillaux sucht nach einem 
Ausweg: „Wie sollen wir die poli¬ 
tischen Institutionen, die wir von 
unsern Vätern übernommen haben, 
den wirtschaftlichen Kräften an¬ 
passen, die unsere wirklichen Be- 
nerrscher geworden sind?“ Resig¬ 
nation gegenüber der Entwicklung 
zeitigt naä seiner Auffassung eine 
Anarchie des wirtschaftlichen Feu¬ 
dalismus, ein radikaler Umsturz 
den Kommunismus „mit all seinem 
Elend, Zusammenbruch, Unmöglich¬ 
keiten“. Doch Kompromisse lehnt 
er ebenso ab, „es gibt Zeiten, und 
diese ist eine davon, in der Flick¬ 
werkmethoden schlimmer sind als 
keine guten“, und so kommt er 
schließlich zu seiner Lösung: .„In 
jedem Land muß ein wirtschaft¬ 
licher Staat in dem politischen ge¬ 
bildet werden, nicht über ihm, wie 
versucht worden ist, sondern völlig 
untergeordnet. Der nächste Schritt 
— fast noch wichtiger — wird 
sein, diese ökonomischen Staaten zu 
verbinden.“ — Schon diese kurzen 
Zitate rufen die Erinnerung an 
den Mann wach, der sich in ähn¬ 
lichen Problemen der Produktions¬ 
politik daheim fühlte^ nur eben 
dank der radikaleren Methoden der 
deutschen Nationalisten nicht mehr 
zurückgerufen werden kann. Wenn 
Caillaux ins politische Leben zu¬ 
rückkehrt, wird Frankreich be¬ 
weisen können, daß es seine Wirt¬ 
schaftspolitiker besser zu schützen 
weiß als wir unsern — Rathenau. 

Dr. Adolf Schwarz 


Unromantisäies Morgenland 
Schon die beigegebenen Hiotos: 
Wüste,- Palmen, Kamele, Moscheen, 
Derwischklöster, Nil - Kanäle und 
Kalifengräber umschreiben den 
Stoffkreis des Fahrt- und Wander¬ 
buchs von eigenem Wuchs und Duft, 
das uns Leopold Weiß unter 
dem Titd „Un rom a n t isch e s 
Morgenland“ (Frankfurter So- 
cietätsdrudcerei O. m.b. H., Frank¬ 
furt a. M., IQ'24) auf den Tisch legt. 
Zu Sdiiff, im Auto, mit der Bahn, 
zu Fuß audi geht die Reise durdi 
Palästina, Aegypten, Transjordanien 
und Syrien; durch das Medium sehr 


empfänglicher Nerven werden die 
Farben urtd Formen, die Geräusche 
und Gerüche von Kairo und Jeru¬ 
salem, von Damaskus und Beirut, 
von Smyrna und Konstantinopel 
festgehalten; die in der biblischen 
Geschichte auswendig gelernten 
„heiligen Stätten“ Bethanien, Je¬ 
richo und Nazareth tauchen auf und 
zerfließen wieder; die Wüste Sinai 
ist so gut zwischen den beiden 
Buchdeckeln wie der Suez-Kanal. 
Dabei bewährt sich Weiß als Schil- 
derer nicht nur des Gesehenen, 
sondern auch seiner „Gesichte“, 
wie es neben Paquet wenige in 
deutschen Landen gibt. Wenn sich 
eine Landschaft, eine Stadt in sein 
Blickfekl schiebt, wird sie Erlebnis; 
da ist etwa, entzückend, die Strich¬ 
zeichnung einer Kurtisanengasse in 
Kairo, die der Kenner am liebsten 
einrahmen möchte. Eine Probe: 
,,Immer wieder mußt du die Fan¬ 
faren von buntem Licht sehen und 
die Freude hören, die wie in zarten 
Metallseiten erklingt — die Freude 
der tierhaft-sinnliihen, tierhaft-ver- 
dorbenen, tierhaft - keuschen Mäd¬ 
chen in ihren hellblauen, gelben, 
roten, grünen, weißen, goldglitzern- 
den Kleidern aus Seide, Tüll, Voile 
oder Damast — und ihr kleines 
Lachen vernehmen, das wie mit 
Katzentritten über die Straße läuft, 
verrinnend, wieder aufsteigend in 
einem anderen Mund ... — um zu 
wissen, daß es Bilder und Gesichte 
gibt, die zu den vollkommen be¬ 
friedigenden zählen.“ Aber das 
Buch schwirrt auch von Problemen 
wie ein Hummelnest. Was tut es, 
daß Weiß sie sehr subjektiv erfaßt 
und in Ideologien schwelgt! Die 
ganze europäisCTe Orientpolitik etwa 
dreht Sich ihm nicht darum, daß der 
Großkrämer unseres Erdteils die 
gelberen und bronzierteren Rassen 
zu Kunden seiner Ware pressen 
will, sondern darum, daß Europa 
das eigene Leiden, um sich nicht 
offen mit ihm auseinandersetzen zu 
müssen, auf einen Ueberrumpelten 
projiziert und dann aus der „Zi¬ 
vilisation heraus bekämpft; das 
jüdische Leiden ist für ihn das 
Leiden um den Verlust der- ethi¬ 
schen Bindung; die russische Revo- 




lution bedeutet ^en Willen der 
Welt, Anschluß an das Unmittelbare 
zu finden, und den Sinn der poli* 
tischen Freiheit erblickt er in der 
persönlichen Grenzenlosigkeit des 
tinzellebens; das alles erscheint als 
heillose Konstruktion a priori, als 
Problematik, „gesehen durch ein 
Temperament“. Ein wenig steht es 
wohl auch so mit seiner — sachlich 
sicher berechtigten — Ablehnung 
des Zionismus, da dieser Jude ge¬ 
fühlsmäßig für den Widerpart der 
Palästina-Siedler, den Araber, ein¬ 
genommen ist. Doch all das wird 
aus den Windungen eines über¬ 
schärften Intellekts mit so reinen 
Augen vorgebradit, daß man zwar 
in Gedanken öfters unterbricht: 
Aber, lieber Weiß!!!... indeß so¬ 
fort wieder lädielnd und begierig 
ermuntert: Bitte, weiter, weiter! 

Hermann Wendel 

Vom religiösen Kommunismus 

Die Bewegung der mönsteris±en 
Wiedertäufer ist ein Aus¬ 
schnitt aus der allgemeinen revolu¬ 
tionären Auflehnung des Mittel¬ 
alters gegen das Bestehende, die 
nach der kirchlichen Seite hin als 
Reformation, nach der politischen 
Seite als Bauernkrieg in der Ge¬ 
schichte des deutschen Volkes 
ihren Ausdruck gefunden hat. Es 
entspricht der Mentalität jener Zeit, 
daß politische und wirtschaftliche 
Forderungen religiös begründet, 
mindestens gerechtfert^t wurden. 
Damit ist nichts gegen die letzte 
Ableitung aller dieser Vorgänge 
aus dem (ebenso revolutionären) 
Einbruch neuer Wirtschaftsnotwen¬ 
digkeiten in die Formen des Feuda- 
li^us gesagt; man lese das bei 
Beer in seiner „Geschichte des So¬ 
zialismus und der sozialen Kämpfe“ 
(Verlag für Sozialwissenschaft) nach 
und wird in diesem beeten Buche 
über jene Zusammenhänge den be¬ 
gründenden Nachweis finden. Im¬ 
merhin w^r es bis jetzt für den 
Laien schwierig, zu den Quellen 
jener Zeit uno im besondern zu 
denen der münsterischen Wieder¬ 
täuferbewegung zu kommen. Auch 
Kautskys eingehende kritische Dar¬ 


stellung („Vorläufer des Sozial 
mus“) war dafür kein Ersatz, 
derlich heute mag es für mam 
von Wert sein, über jene Beweg' 
näheres zu wissen; denn sie 
letzte, radikalste Folgerung aus d 
revolutionären Ideen des Mitt 
alters. Unwesentlich ist das, w 
ihr den Namen gab: die Wied 
taufe. Wesentlich der Gedanke < 
Herstellung reiner Gemeinden v 
Heiligen auf Grund, des biblisch 
Gesetzes nach dem Vorbild d 
ersten Christen mit nidit bloß 
nerer, sondern auch äußerer Sehe' 
düng der „Welt“, gemeinsame 
Leben und Gütergemeinschaft; w 
sentlich der Glaube an unmittelba 
Offenbarung Gottes an einzelr 
wesentlich die Erwartung des ko 
munistiSchen Gottesreiches als 
mittelbar bevorstehende Tatsache. 

In der Diktatur dieser Sekte 
Münster 1534/35 erleben wir d 
Versuch, den Kommunismus auf 
ligiöser Grundlage, unter d 
Saiutze einer bewaffneten Ma 
gegen äußere und innere Feinde 
errichten. Dieser Versuch muß 
scheitern; die Grunde liegen a 
der Hand. Immerhin bleibt es w 
voll, das Werden dieser Bewegu 
im einzelnen kennen zu lernen, u 
wenn auch vieles dem Denke 
unsrer Zeit vollkommen fremd gc^ 
worden ist, als politisch-radikaR|j 
Bewegung bleibt sie — vom Inhal 
ganz abgesehen — als Form gc-wj 
schichtli<men Werdens ebenso intei^ 
essant wie jede andere revolutioj 
näre Entwicklung der Geschieht 
Von besonderer Bedeutung aber i 

f gerade dieser Versuch einer rev 
utionären Machtentwicklung, wei 
hier religiöse Idee, Staat und Wirt 
Schaft in engster Verflochtenhei 
in Erscheinung treten. Deshai 
wird man die Urkundensammlun, 
die Klemens Löffler herau 
gegeben hat*) und die Veranlas 
sung zu diesen Bemerkungen gabj 
dankbar begrüßen; sie ist eine wert< 
volle Ergänzung zu Beer ui 
Kautsky. R. Q. Haebler 

*) Die Wiedertlufer zu Mflnster t 
bis 1535. Berichte, Aussagen und Aktenstfle 
von Augenzeugen und Zeitgenossen. Ve 
E. Diederichs, Jena. 
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„DIE GLOCKE“ 


Nun erst recht Auflösung! 

Von Victor Schi!j 

Genf, den 8. September 1924 

Die Deutschnationalen haben sich wohl eingebüdet, daß die 
Frage der Reichstagsauflösung endgültig dadurch aus der Welt 

S äschafft wäre, daß sie im rechten Augenblick ihre sogenannte 
eberzeugung samt Ehrenpunkt preisgegeben, oder vielmehr ver-< 
kauft haben. Es hat den Anschein, als bestehe ein geheimer Pakt 
zwischen der Regierung, resp. einem Teil der Regierungskoalition, 
und den Deutschnationalen, wonach bei einer deutschnatio¬ 
nalen Kapitulation eine Reichstagsauflösung jedenfalls unter¬ 
bleiben müßte. Bei der Gerissenheit der deutschnationalen ünteir- 
händler und bei der Charakterschwäche maßgebender Elemente in 
den Regierungsparteien ist eine solche Vereinbarung keinieswegs 
ausgeschlossen, sondern sehr wahrscheinlich. 

Aber ganz abgesehen von den innerpolitischen Gründen, die 
eine Reichstagsauflösung gebieterisch erhesschen, ist das schleunige 
Verschwinden dieser sogenannten Volksvertretung eine außen¬ 
politische Notwendigkeit 

Die französische Verfassung sieht zwar die Möglichkeit einer 
Auflösung der Deputiertenkammer ausdrücklich vor, aber eine 
fünfzigjährige Tradition steht der Ausübung dieses Rechtes durch 
den Präsidenten der Republik im Wege. Uml so konnte sich Mdlle- 
rand auf diese Tradition berufen, als er sich weigerte, die Kammer 
des Nationalen Blocks aufzulösen, obwöl^l tausend Symptome längst 
bewiesen, daß dieses Parlament nicht mehr den Willen des Volkes 
vetkörperte. Die Fortdauer der früheren Kammer erwies sich jedoch 
als ein Unglück für ganz Europa, nicht zuletzt für Deutschland 
und für Frankreich selbst. Poincare konnte bis in das Frühjahr 
1924 hinein solange wüten, bis in Deutschland Nationalismus und 
Kommunismus stark genug waren, um ihrerseits eine vernünftige 
Außenpolitik zu gefährden. Als am 11. Mai der Umschwung ini 
Frankreich endlich erfolgte, war es um acht Tage zu spät 

Zum Glück gestattet nicht nur die deutsche Reichsverfassung, 
sondern auch die deutsche parlamentarische Tradition jederzeit 
eine Auflösung des Reichstags. Das letzte Mal ist sogar von diesem 
Recht ein im Hinblick auf die bevorstehenden französischen Wahlen 
höchst unzeitgemäßer Gebrauch gemacht worden. Jetzt liegen aber 
die Dinge umgekehrt so, daß eine unverzügliche Reichstagsauflösung 
eine Lebensfrage für das deutsche Volk geworden ist. Man 
wird nie oft und nachdrüdclich genug wiederholen können, daß 
eine europäische Friedens- und WiiOTerajufbaupölitik mit einertr 
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Reichstag; ohne feste republikanische und friedensfreundliche Mehr¬ 
heit unmöglich ist. Unter dem jetzigen Stärkeverhältnis der ein¬ 
zelnen Radien ist. ein konsequenter Kurs deutsch-französischer 
Entspannung und Annäherung undenkbar. Eine einheitliche Linie 
in der auswärtigen Politik setzt eine feste Mehrheit von Männern 
voraus, die sich nicht bei jeder Gelegenheit von einem xbeliebigen 
Provinzstammtisch „nationaler** Heimkrieger ins Boxhorn jagen 
lassen. Schlimm genug, daß Stresemann immer wieder auf die 
„Stimmungen** in seiner Partei Rücksicht nehmen muß, die selbst 
mit Reichslandbund, Stahlhelm, Jungdo und sonstigen Bürgerblock- 
Blüten verfilzt ist. Wie würde es erst werden, wenn die Deutsch¬ 
nationalen in die Regierung einträten, wovon ja neuerdings als Preis 
für den Verkauf ihrer Ehrenpunkte b^timmter denn je die Rede ist! 
Ein Eintritt der Westarp-Partei in das Reichskabinett wäre eine 
Herausforderung nicht nur der deutschen Demokratie, nicht nur 
der französischen und englischen Regierungspolitik, sie wäre über¬ 
haupt eine Kriegserklärung an den gesunden Menschenverstand der 
ganzen Welt. 

Erst jetzt wieder hat Frankreich seine Poincare-Müdigkeit mit 
noch grö^rer Deutlichkeit bewiesen, als bei dem Wahlumschwung 
vom 11. Mai. Herriots Gegner in der Kammer sind glatt abgefallen, 
Poincares fünfstündige Rechtfertigungsrede hat selbst den Senat 
nicht zu erwärmen vermocht Frankreich will die Vergangenheit 
endlich und endgültig liquidieren. Aber dieser deutsche Reichstag 
zeigt außenpolitisch und innenpolitisch die umgekehrte Tendenz 
einer Rückkehr zu dem Schlamm wilhelminisch-ludendorffischer Ver¬ 
gangenheit. 

Dieser Reichstag ist aber bereits nach vier Monaten jämmer¬ 
licher Existenz längst nicht mehr mit dem deutschen Volke identisch. 
Auch Deutschland will Frieden und Fortschritt Und es will sich 
nicht länger durch das Wallrafsche Irrenhaus entehren lassen, 
in dem Scho-lemiten und Wulleaten den Sauherdenton, an^ben, jede 
sachliche Arbeit verhindern und jede konsequente Politik ^rch- 
loeuzen. 

Am stärksten empfindet man die Notwendigkeit einer Auflösung 
des jetzigen Reichstags hier in Genf, wo sich die Staatsmänner, 
und Pressevertreter fast der ganzen Welt zusammengefunden haben. 
Noch nie ist die Erkenntnis der Notwendigkeit der Teilnahme 
Deutschlands am Völkertmnd so stark gewesen als auf dieser 
Tagung. Das letzte Hindernis der vergangenen Jahre, der Poincaris- 
mus, ist for^fallen. Allgemein sieht man ein, daß Deutschland 
nicht mehr Objekt, sondern Subjekt des. Völkerbundes sein muß. 
Durch die bloße Tatsache des weiteren Fernbleibens DeutschlarKls 
erhalten alle Fragen, die hier zur Debatte stehen, insbesondere das 
Abrüstungsproblem, eine Spitze gegen Deutschland, auch dann, 
wenn diese Absicht den einzelnen R^nem ganz fern li^. Schließt 
sich aber Deutschland weiter mutwillig aus der Gemeinschaft des 
Völkerbundes aus, dann wird sich diese Tendenz ganz automatisch 
verschärfen; dann werden die künftigen Schicksalsfragen der Völker 
nicht nur ohne, sondern sogar immer mehr gegen das deutsche 
Volk entschieden werdea 
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Das einzige Bedenken, das auch die aufrichtigsten Freunde deis 
deutschen Volkes im Völkerbund gegen den Eintritt Deutschlands 
hegen, ist unsere ungeklärte innerpolitische Lage. Man möchte nicht, 
daH die Aufnahme Deutschlands, die in früheren Jahren unter links-» 
stehenden Reichsregierungen nicht ermöglicht wurde, jetzt ge¬ 
wissermaßen als eine Prämie für eine Bürgerblock-Regierung auf- 
gefaßt werde. Hinzu kommt noch folgender Einwand: man be¬ 
trachtet es zwar als eine Selbstverständlichkeit, daß Deutschland 
einen Sitz im Völkerbundrat — und zwar einen ständigen — erhalte, 
aber da die meisten und wichtigsten Beschlüsse des Rates der Ein¬ 
stimmigkeit bedürfen, sieht man mit ^rge der Gefahr entgegen, daß 
ein Bürgerblock-Deutschland unter nationalistischem Einfluß die 
Arbeiten des Rates absichtlich sabotiere. Es ist daher ganz aus¬ 
geschlossen, daß Deutschland einen ständigen Sitz im Rate er¬ 
hält, solange auch nur die Möglichkeit einer Rechtsentwicklung, 
in Deutschland besteht Solange dieser Reichstag am Werke ist, 
wird Deutschland ein ständiger Völkerbundratssitz glatt verweigert 
werden. Wie man überhaupt Deutschland gegenwärtig mit kühlem 
Mißtrauen gegenübersteht und seine Zulassung noch im Laufe dieser 
Tagung lediglich deshalb wünscht, damit nicht wiederum; ein volles 
J^r verloren gehe, und weil man hofft, daß durch das Aufgehen 
Deutschlands in der Völkergemeinschaft die zerstören<jten Einflüsse 
der beiden Extreme zurückgedrängt werden. 

So war die Stimmung in Genf bereits vor dem Eintreffen des 
Briefes von Marx an Herriot und Mac Donald über die Kriegsschuld¬ 
frage. Ueber die verheerende Wirkung dieser Nachricht besonders 
in Genf ist bereits in der Tagespresse ausführlich berichtet worden. 
Es genügt daher, wenn hier nur folgendes festgestellt wird: 
zwischen Mac Donald und Herriot war am Freitag nachmittag ver¬ 
einbart worden, daß in der Sonnabend-Sitzung nacheinander, Hender- 
son und Briand das Wort ergreifen sollten, Henderson, um den 
Wunsch Großbritanniens zu wiederholen, daß Deutschland in den 
Völkerbund noch in diesem Monat eintrete, Briand, um das Einver¬ 
ständnis Frankreichs in deutlicherer Form zum Ausdruck zu bringen, 
als es Herriot getan hatte. Die betreffenden» Stellen der Rede Her- 
riots, die kühl und fast abweisend geklungen hatten, richteten sich 
nicht gegen Deutschland, sondern gegen den unvereinbarten Vor¬ 
stoß Mac Donalds, der so wirken mußte, als ergreife England in 
dieser Frage die Initiative g^en einen französischen Widerstand. 
Dieser Widerstand war in WirkMchkeit gar nicht vorhanden, aber 
da Druck stets Gegendruck erzeugt, hatte Herriots Rede wie eine 
französische Ablehnung geklungen. Nun sollte dieser rein englisch¬ 
französische Zwischenfall durch das vereinbarte Zusammenspiel 
Henderson-Briand aplaniert und die sofortige Aufnahme Deutsch¬ 
lands ermöglicht werden. • 

Die erste Wirkung des Marx-Briefes war, daß sich Henderson 
von der Rednerliste streichen ließ, und wir können noch von Glück 
reden, daß auch Briand auf das Wort verzichtete, denn die Kriegs-, 
schuldrede, die er gehalten hätte, würde wahrscheinlich nicht nur 
den Eintritt Deutschlands unmöglich gemacht, sondern die gesamten 
deutsch-französischen Beziehungen erneut zu^spitzt haben. Dies- 
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mal aber hätte die ganze Welt, einschließlich der vernünftigen 
Leute in Deutschland, erklärt: ausschließlich durch Deutsch¬ 
lands Schuld. 

Denjenigen, die sich einbdlden, daß England, zumal nach der 
Rede i^c Donalds, seine Hand daoi bieten würde, die Kriegsschuld¬ 
frage der deutschen Reaktion zuliebe aufzurollen, sei gesagt: gerade 
die englische Delegation hat die Ankündigui^ von der NotifizKrung 
der Kriegsschulderklärung als einen Wahnsinn empfunden und auf 
das schärfste dagegen reagiert 

Mac Donald und Herriot haben den beabsichtigten Schritt 
Deutschlands als eine Illoyalität der Reichsregierung 
ihnen gegenüber empfunden, nachdem sich Marx und Stresemami 
wohl gehütet hatten, während der ganzen Londoner Konferenz 
auch nur eine Andeutung dieser Absicht zu machen. Und welcher 
objektive Deutsche wird behaupten wollen, daß dieses Verhalten 
loyal oder auch nur mutig war? Der Reichskanzler selber hat dies 
am allerbesten enrnfunden, denn sein Schreiben soll alle Merkmale 
eines schlechten Gewissens und eines ihm g^en bessere Ueber- 
zeugung aufgezwungenen Schrittes tragen. 

So ist innerhalb weniger Stunden unter den Delegierten aller 
in Genf vertretenen Nationen ein völliger Umschwui^ dingetreten. 
jetzt heißt es allgemein: Ist es überhaupt möglich, mit Deutschland 
ehrlich und offen zusammenzuarbeiten? Zum Glück ist die Antwort 
naheliegend: Dieses Deutschland des Bürgerblocks ist nicht das 
deutsche Volk. Das deutsche Volk will von dieser hinterhältigen 
und blödsinnigen Bürgerblockdiplomatie auch nichts wissen. 

Indessen verkörpern in den Augen der ganzen demokratischen 
Welt die jeweilige Volksvertretung und die aus ihr hervorgegangene 
Regierung stets den Willen eines Volkes. So galt unter Poincare 
und der Kammer des Nationalen Blocks Frankreich in der ganzen 
Welt als nationalistisch und imperialistisch, auch dann, als tausend 
Symptome dafür sprachen, daß das französische Volk läi^st nicht 
mehr hinter ihnen stand. Und so gilt auch der jetzige Reichstag 
als die Verkörperung des Willens des deutschen Volkes. Der 
Protest aller deutschen Republikaner gegen den deutschnationalen 
Schildbürgerstreich Stresemanns wird allein und auf die Dauer 
nicht verhindern können, daß sich ganz Europa wieder gegen uns 
^sammenschließt. 

Vor mehr als zwei Monaten wurde hier bereits die Parole: 
„Fort mit diesem Reichstag!** ausgegeben und vor allem mit außenr- 
politischen Argumenten begründet. Wir schrieben damals u. a.: 
„Die Deutschnationalen sind eine P e s t.** Die Entwicklung der 
Dinge hat uns leider nur allzu sehr recht gegeben. Die erste, 
deutschnationale Einwirkung auf die deutsche Außenpolitik hat 
prompt zu einer moralischen Katastrophe geführt, die um so empö¬ 
render ist, als sie absolut überflüssig war und lediglich dem Zweck 
diente, den Deutschnationalen aus ihrem Parteiwirrwarr herauszn- 
helfen und den Bürgerblock vorzubereiten. Wieviel Katastrophen 
sollen denn noch mutwillig provoziert werden, ehe man auf 
diesem verhängnisvollen Weg kehrt macht? Werden die einsichtigen 
Teile des deutschen Bürgei^ms wieder einmal zu feige sein, um 
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die Konsequenzen aus ihren Erkenntnissen zu ziehen? Soll der ka¬ 
pitalistische Egoismus, der an der Aufrechterhaltung^ diieses Bürger¬ 
block-Reichstags Interesse hat, um die Probleme der Lastenvertei- 
hing im arbeiterfeindlichen Sinne zu lösen, den Vorrang’ haben vor 
dem offenkundigen nationalen Interesse des deutschen Volkes? 

Für alle ehrlichen und wirklich nationalen Deutschen lautet 
das Gebot der Stunde: Fort mit diesem; Reichstag, diesen^ reaktio¬ 
nären Geschwür an dem überall sonst gesundenden Körper des de¬ 
mokratischen Europas! Nun erst recht Auflösung, bevor 
noch größeres Unheil am deutschen Volke durch deutschnationale 
und kommunistische Hanswürste angerichtet wird! 


Was wird in Preußen? 

Won Borussus 

Die große Feldschlacht im Reichstag ist vorbei Auf der Strecke 
geblieben ist in der Hauptsache die moralische Reputation und das 
politische Ansehen der Deutschnationalen Volkspaitei, die sich von 
des letzten Preußenkönigs letztem Finanzminister in eine Situation 
hat hineinmanöviieren lassen, aus der als einziger Ausweg nur die 
klägliche Halbierung der Partei bei der Abstimmung blieb. Es sei denn, 
daß man sich bei Neuwahlen 30 bis 40 Mandate von der Deutschen 
Volkspartei mit den Wahlgeldem der schwer verärgerten Industrie 
hätte ab jagen lassen. In der Deutschnationalen Volkspartei selbst tobt 
der Kampf. Diese Partei ist bisher von inneren Krisen fast stets 
verschont geblieben, aus dem einfachen Grunde, weil starke geistig 
ringende Kräfte in ihr fast gar nicht vorhanden sind, weil in ihr 
das robuste Landjimkertum und das politisch imd geistig niemals 
individualistisch, sondern durchaus uniformiert denkende Offiziers- 
tum die Leitung beherrschen, und weil ferner die Politik der 
Deutschnationalen Volkspartei bisher stets auf das demagogische 
Hineinhämmern gewisser leichtverständlicher und faszinierender 
Schlagworte in die Köpfe einer in ihrem nationalen Ehrgefühl ge¬ 
kränkten, im übrigen aber nicht sehr urteilsreifen Menge bestanden 
hat. Und weil schließlich und endlich, die Partei auch noch nie^ 
mals in die Notwendigkeit versetzt war, eine wirkliche Verant¬ 
wortung zu übernehmen und bei dieser Gelegenheit Verantwortlich¬ 
keitsgefühl gegen politisches Demagogentum abwägen zu müssen. 
Jetzt, bei der ersten Situation, in der die Deutschnationalen zeigen 
mußten, ob sie imstande seien, neben und außer der Parteipolitik 
auch Volkspolitik zu machen, brach die Fraktion mitten auseinander, 
und der radikale Flügel der Parteipresse, voran „Kreuzzeitung*^, 
„Pommersche Tagespost“ und ähnliche Agrarblätter mehr, steht 
in wütendem Kampfe gegen die „Ja“sager. Wären diese nicht so 
klug gewesen — es war wahrscheinlich die conditio sine qua non 
für ihre Abstimmung—, sich auch den Namen des Fürsten Bismarck, 
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Wallrafs und des Großadmirals v.Tirpitz zu sichern, die alle drei i 
für deutschnationale Parteianhänger doch ganz gro^ Götter des • 
nationalen Olymps sind, so würde wahrscheinlich die radikale 
Presse noch mit ganz andern Bannflüchen gegen die „Verräter^' 
arbeiten. 

Es^ist ungemein interessant, daß ganz langsam und zaghaft 
in deutschnationalen Kreisen und Blättern das Gefühl durchbricht, 
als ob trotz gewisser Versprechungen des Zentrums und trotz des 
unermüdlich fortgesetzten Liebeswerks der Deutschen Volksparteiler 
es mit der Aussicht auf den Bürgerblock und die Ministersitze 
nichts zu sein scheine. Leise flüstert man sich die bittere Wahrheit 
zu: „Nous sommes traites, nous sommes vendus.'^ Es ist eben un¬ 
verkennbar, daß das Ansehen der Deutschnationalen Volkspartei 
durch ihr jämmerliches Intrigenspiel und vor allem durch die die 
innere Schwäche ihrer Position offenbarende Angst vor den Neu¬ 
wahlen arg geschwächt worden ist So, daß auch die bürgerlichen 
Parteien in den hundert Deutschnationalen nicht mehr ein Furcht 
und Schrecken erregendes Gespenst sehen, sondern eine Verwirrte, 
uneinige, ratlos durcheinanderwirbelnde Gruppe von Menschen, 
die auch nur mit Wasser kochen und denen gegenüber man es erst 
mal „darauf ankommen lassen^' kann. 

Von ausschlaggebender Bedeutung ist diese Entwicklung für 
Preußen. Noch vor ganz kurzer Zeit, bis in die Stunden der 
Abstimmung im Reichstag hinein, erzählte man sich in den politi¬ 
schen Kreisen, daß der Reichskanzler Marx entschlossen sei, im 
Oktober zurückzutreten, um den Deutschnationalen das Feld für 
die Kabinettsneubildung zu überlassen. Die selbstverständliche 
Schlußfolgerung aber, die jeder politisch Geschulte aus dieser Mit¬ 
teilung zog, war, daß das auch das Ende der großen Koali¬ 
tion in Preußen bedeuten müsse. Denn darüber hatten die 
Deutschnationalen niemals einen Zweifel gelassen, daß sie die Mit¬ 
verantwortung im Reiche nicht übernehmen würden, wenn sie nicht 
auch die Macht in Preußen erhielten. Was wollen die 
Deutsch natio n a 1 en in Preußen? Die Bedeutung einer 
Beteiligung an der preußischen Regierung liegt auf zwei Ge¬ 
bieten: Einmal handelt es sich um die große, ja entscheidende 
Macht, die der in der Hand hat, der den preußischen V e r w a; 1 - 
tungsapparat und die Polizei beherrscht. Es kann heute 
ruhig und ohne Ueberhebung gesagt werden, daß, wenn m'cht etwa 
die Reichswehr — was unter v. Seeckt nicht anzunehmen ist — sich 
auf die Seite der Urheber eines Rechtsputsches stellen sollte, die 
Republik gegen die preußische Schutzpolizei auf gewaltsamem 
Wege nicht gestürzt werden kann. Das preußische Ministerium 
des Innern als oberste Instanz der preußischen Schutzpolizei in den 
Händen Severings bedeutet Sicherung, Konsolidierung der Re¬ 
publik; in den Händen eines v. Lindeiner-Wildau oder eines 
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Dryander kann und wird das preußische Innenministerium zum 
Ausgangspunkt der Gegenrevolution werden. Neben 
der Polizei ist es der Verwaltungsapparat, der dem Ministerium des 
Innern eine große Bedeutung gibt: Oberpräsident, Regierungspräsi¬ 
dent, Landrat sind die Glieder der Kette der politischen Beamten, durch 
die die Anordnungen des Innenministers ins Land geben. Unter diesen 
politischen Beamten hat in vierjähriger, unendlich mühevoller 
Arbeit, stets behindert nicht nur durch die deutschnationale Presse 
und Fraktion, sondern auch durch deutschvolksparteiliche Aengst- 
lichkeit und Engherzigkeit, aber doch mit Elan und mit Erfolgen 
Severings Personalpolitik denn doch schon sehr erhebliche Be¬ 
standsveränderungen erreicht Nicht einer der alten Oberpräsidenten 
ist mehr im Amte, und tmter den Regierungspräsidenten und Land¬ 
räten finden wir — wenn auch noch lange nicht in einer der politi¬ 
schen Bedeutung der Sozialdemokratie, des Zentrums und der Demo¬ 
kraten entsprechenden Zahl — doch schon einen sehr erheblichen 
Prozentsatz überzeugter Republikaner von fachmännischer Aus¬ 
bildung. Diese ganze Entwicklung würde innerhalb weniger Wochen 
und Monate rücksichtslos umgedreht werden, sämtliche sozialdemo¬ 
kratischen politischen Beamten zum mindesten würden zur Dis¬ 
position gestellt werden, wenn deutschnationaler Einfluß sich das 
preußische Innenministerium dienstbar machen dürfte. Die deutsch¬ 
nationale Fraktion hat oft genug und unverhüllt dies als ihr Pro¬ 
gramm angekündigt. Aber nicht nur das Innenministerium lockt 
die Deutschnationalen. E)er Posten des Ministerpräsidenten, dessen 
Inhaber die allgemeinen Richtlinien der preußischen Staatepolitik 
zu bestimmen hat und dessen Einfluß Odo Braun oft und ge¬ 
schickt genug in Augenblicken verhängnisvollen Schwankens der 
Reichsregierung in die Wagschale geworfen hat, ist nicht minder 
ein Preis, von dem es heißt, daß er eine Messe wert sei. Und end¬ 
lich, neben manch anderm noch, ist seit 1918 das preußische Land¬ 
wirtschaftsministerium Ziel des heißen Sehnens der „nationalen“ 
Junker, die gegen die beiden republikanischen Inhaber des Land- 
wirtechaftsministerpostens, erst Otto Braun und dann Wen¬ 
do r ff, in erbittertem, zähem, verleumdungsreichem Kampf standen. 
Die mutige Politik Brauns, der einmal in Weimar erklärte, er sei 
stolz darauf, das Vertrauen der Millionen Landarbeiter zu besitzen 
und pfeife darauf, wenn ihn die Agrarier den Minister gegen die 
Landwirtschaft nennen, die von ihm begonnenen und von Wendorff 
fortgesetzten — von den von deutschnationaler Seite beherrschten 
Landlieferungsverbänden allerdings immer wieder zum Teil sabo¬ 
tierten — Bemühungen zur Aufteilung der Latifundien und zur An¬ 
setzung neuer Siedler, — all das und der Wunsch, eine einheit¬ 
liche Produzenten Politik vom preußischen Landwirt¬ 
schaf teministerium aus mit dem Reichsernähnmgsministerium 
treiben zu können, läßt es begreiflich erscheinen, daß sich mancher 
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deutschnationale Agrarierführer in das Haus am Leipziger Platz 
hineinsehnt, in dessen prächtigem Ministerarbeitszimmer unter dem 
großen Bilde seines geliebten Nenndorf einst der dicke Podbielski 
stramm konservative Landwirtschaftspolitik machte. 

Und dann die zweite Seite der preußischen Angelegenheit: 
Heute noch, unter der Herrschaft der großen Koalition, kann 
Preußen im Reichsrat sehr häufig allzu arge Ausschläge des 
Reichspolitikpendels nach rechts verhüten. Wenn auch leider oft 
durch die höchst unglückliche Bestimmung der Reichsverfassung, 
daß die Hälfte der preußischen Stimmen von den Provinzen selb¬ 
ständig abgegeben werden muß, die preußische Gesamtabstimmung 
sozusagen aufgehoben werden kann, so wird doch das Unglück 
erst dann da sein, wenn einmal nach dem Eindringen der Deutsch¬ 
nationalen in die preußische Regierung die 13 preußischen Re¬ 
gierungsstimmen zum Reichsrat im Sinne der Rechten instruiert 
werden und mit der Majorität der Provinzstimmen zusammen in 
antirepublikanischem Sinne sich auswirken. Das ganze Sehnen der 
Deutschnationalen, in die preußische Regierung hineinzukommen, 
wird schon aus der einzigen Tatsache vollkommen klar, daß die 
26 preußischen Stimmen plus der einen von Waldeck, die von 
Preußen geführt wird, zusammen mit den 10 bayerischen genügen, 
um die Reichsregierung vollkommen zu majori- 
sieren, sehe die Reichsregierung auch aus, wie sie wolle. Denn 
im Reichsrat wird mit absoluter Majorität entschieden; 34 Stimmen 
der 66 Oesamtstimmen bilden diese Majorität. Preußen, Waldeck 
und Bayern zusammen haben bereits 37. Etwaige preußische Pro¬ 
vinzialstimmen, die im demokratisch-republikanischen Sinne ab¬ 
gegeben werden, könnten durch die reaktionär regierten kleinen 
Länder Thüringen, Mecklenburg, Bremen usw. wieder paralysiert 
werden. 

All das Gesagte zeigt die ungeheure politische Ge¬ 
fahr auf, die ein Auseinanderfallen der großen Koalition in 
Preußen durch die Schuld etwa der Deutschen Volkspartei und eine 
Wendung des Steuers nach rechts bedeuten würde. Auch die beste 
Reichsregierung wäre vollkommen hilflos in den Händen der reak¬ 
tionären preußisch - bayerischen Reichsratsmajorität. Aus Schutz¬ 
polizei und politischem Beamtentum flögen die republikanisch Zu¬ 
verlässigen in weitem Bogen hinaus, und das preußische Landwirt¬ 
schaftsministerium würde eine neue, nicht sehr gloriose Aera der 
Knechtung der Landarbeiter und einer reinen Produzentenpolitik 
auf Kosten der Konsumenten einleiten. 

Die einzige Gefahr für die preußische Koalition bestand bisher 
eigentlich in der geradezu mitleiderweckenden Furcht der Deutschen 
Volkspartei vor ihren Nachbarn von rechts. Die Volksparteiler 
wollten mit aller Gewalt noch vor der regulär im kommenden 
Januar stattfindenden Neuwahl zum Landtag aus der preußischen 
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Regierung heraus, um dann — eine strafbar naive Anschauung — 
leichter im Wahlkampf gegen rechts bestehen zu können. Als ob 
vier Wochen Abstinenz eine vierjährige Mitarbeit in der Koalitions¬ 
regierung ungeschehen machen könnten! Jetzt aber sollte selbst die 
Deutsche Volkspartei eingesehen haben, daß sie sich vor einem 
Popanz gegrault hat, daß der furchtbare, in schimmernde Wehr 
gekleidete, erzbewehrte deutschnationale Ritter in Wirklichkeit nur 
eine Papprüstung trägt und keineswegs unüberwindlich ist. Wenn 
die Deutsche Volkspartei das wirklich einsieht, und wenn außerdem 
die preußische Regierung tmter Brauns Führung sich in den 
kommenden Debatten des Landtags über den preußischen Stand¬ 
punkt zur Oetreidezollfrage kein Bein stellen läßt, sondern 
auf dem Wege fortschreitet, den sie bereits eingeschlagen hat, näm¬ 
lich der Landwirtschaft durch Erntekredite und ausrei¬ 
chenden billigen Realkredit mehr und Besseres, zugleich 
volkswirtschaftlich Gesünderes zu bieten, als der, zumal auf Kosten 
der Konsumenten gehende, Getreidesoll ihnen bieten kann, 
dann ist keine Gefahr für die große Koalition in Preußen. Dann, 
wird Preußen auch in der kommenden Zeit seine Rolle als Ord¬ 
nungszelle im Reiche, als Grundstein der Republik und als fester 
Sturmbock gegen den reaktionären Anprall behaupten. 


Die Fahne der Republik — die Fahne 

der Partei? 

Von Theodor Haubach 

Die Arbeiter haben kein Vaterland. Man kann ihnen nicht nehmen, was sie nicht 
haben. Indem das Proletariat zunächst sich die politische Herrschaft erobern, sich zur 
nationalen Klasse erheben, sich selbst als Nation konstituieren muß, ist es selbst noch 
national, wenn auch keineswegs im Sinne der Bourgeoisie. 

(Aus dem „Kommunistischen Manifest.*) 

Ein bedeutsames Problem, das mehr und mehr in unserer Partei 
sichtbar wird, ist durch unsere re]}ublikanische Politik aufgeworfen. Man 
kennt die Alternative: Staatspolitik oder Arbeiterpolitik. Aber es gibt 
noch eine ganze Reihe weiterer Alternativen, die alle dem gleichen Pro¬ 
blem zum Ausdruck dienen: Klassenkampf — Volksgemeinschaft, Inter¬ 
nationale — Vaterland, revolutionäre — staatliche Aufgabe. Merkt man, 
daß dieser Konflikt sehr, sehr ernst ist? Gibt man zu, daß zu seiner 
Klärung bislang kaum etwas geschehen ist? Empfindet man es mit uns 
peinlich, daß die praktische Spannung dieses Konflikts (die schon längst 
und ernstlich vorhanden) noch keine genügende theoretische Bearbeitung 
gefunden hat? 

Es handelt sich auch, wenn man will, um den Konflikt zwischen 
rechtem und linkem Flügel der S.P.D. Es scheint uns, daß die (für uns 
wenigstens) unzweifelhaft vorhandene augenblickliche Unsicherheit, ja 
Unbeholfenheit der Partei durch diesen Konflikt recht eigentlich und zu¬ 
tiefst bestimmt sei. Die Partei steht praktisch am Schnittpunkt der 
revolutionären und nationalen Kräfte. Sie steht hier praktisch — d. h. 
nicht mit Wissen und Willen, sondern durch eine wahrhaft zwangsläufige 
Entwicklung getrieben —, und dieser Standpunkt bereitet ihr viele Ver- 
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legenheit. Und doch, so scheint uns, dürften von diesem Standpunkt 
aus geradezu ungeheure Chancen für die Partei gegeben sein, falls sie 
nicht nur faktisch, sondern wissentlich>willentlich und mit-aller (ihr ehe* 
mals gewohnter) theoretischer Präzision diesen Standpunkt wählt und hält 

Es ist hier nicht der Ort, die hier angeregte theoretische Bearbeitung 
in Bausch und Bogen zu leisten. Nur im Sinne einer Einleitung und 
Vorbereitung wollen nachfolgende Ausführungen verstanden werden. Zu¬ 
nächst: ein groBer Teil der angedeuteten Schwierigkeiten stammt aus der 
Gewohnheit, Alternativen (siehe oben) antithetisch zu fassen und inner¬ 
halb dieser Antithesen nacn dem Satze vom Widerspruch zu entsdieiden. 
Das aber bedeutet eine ungeheuerliche Verderbnis der marxistischen 
Denkvoraussetzungen, wie sie in der Hegelschen Dialektik gegeben sind. 
Hegels enorme Leistung besteht ja in der Kritik des abstrakten Satzes 
vom Widerspruch, besteht ja in dem Nachweis, daß der Widerspruch 
den widersprochenen Satz nicht vernichtet, sondern ergänzt. Die Dialektik 
besteht doch in der Ausnutzung des Widerspruchs als dem eigentlich 
schöpferischen Vehikel des Denkens. Wenn man uns zugeben will, daß 
der eigentliche und letzte Sinn der marxistischen Soziologie in der Aus¬ 
nutzung der Dialdctik für das soziologische Denken liegt, dann muß 
man auch zugeben, daß antithetische Formulierungen wie „Entweder 
Klasse oder Staat“, „Entweder Internationale oder Volk“ im methodi¬ 
schen Sinn des Marxismus einfach falsch sind. Zudem handelt es sich 
bei diesen auf die Kante gestellten Fragen gar nicht um reine Antithesen; 
die nach dem Schema des „Entweder — Oder“ nicht gelöst, sondern 
nur entschieden werden können. Die soziologische Realität des Volkes 
gehört einer begrifflich viel höheren und komplexeren Ordnung an als 
die soziologische Realität der Klasse. Einfacher ausgedrückt: Man kann 
nicht, wie es heute wohl weite Kreise unseres linken Flügels möchten, 
sagen, daß bei der zugegebenen Realität der Klasse (zum mindesten 
der proletarischen Klasse) mit einer politisch relevanten Realität des 
„Volkes“ nicht gesprochen werden könne. Oder umgekehrt, wie es wohl 
wiederum weite Kreise unseres rechten Flügels mehr oder weniger be¬ 
wußt möchten, kann man nicht sagen, daß die Realität des Volkes die 
Realität der Klasse aufhebe oder mildere. Das Volk, jedes Volk ist in 
Klassen, Schichten und Gruppen gegliedert, die unter sidi wieder ver¬ 
bunden sind. Die reine Betrachtung kann hier keine Widersprüche mit 
ausschließender Wirkung entdecken. Konflikte entstehen erst drastisch 
bei der politischen Willensbildung. Eine Theorie, die hier klärend ein- 
greifen soll, hat nun zunächst die Begriffe von Klasse, Volk, Staat, 
Internationale einer gehörigen kritischen Durchsicht zu unterziehen. Sie 
hat die oben erwähnten andauernd irreführenden Antithesen als die 
Spannungen zwischen allgemeineren und mehr besonderen Ordnungsresten 
aufzuklären. Sie hat an Stelle der verloren gegangenen vollen Identität 
zwischen Klasse und politischer Partei eine exakte Darstellung der Be¬ 
ziehungen und Unterschiede zu geben. Sie hat das Verhältnis zwischen 
soziologischer und (mlitischer Betrachtungsweise neu zu klären und der 
andauernden scheußlichen Vermischung leider ein Ende zu machen. 

Wir wollen an dieser Stelle solrae theoretische Arbeit nur fordern, 
nicht leisten. Wir setzen dafür ganz abgekürzt und nur behauptend 
folgende Feststellungen. Die Arbeiterschaft aller Länder wird im Ver¬ 
laufe ihres kämpferisch durchgeführten Aufstiegs nationalisiert. Auf 
ihrer untersten Stufe, wo sie, reine, unterdrückte Klasse, ohne Bewußtsein 
von ihrer Lage, auf Druck nur instinktivisch dumpf reagiert — hat sie 
kein Vaterland, ln dieser Lage sind nationale Merkmale, wie Sprache, 
körperlicher Typus, rein äußerlich und zufällig. Wenn sie aber, poli¬ 
tisch organisiert, clen Kampf gegen ihre Unterdrücker beginnt, richtet 
sich ihr Blick auf die konkreten Situationen ihres Landes. Sie nimmt sidi 
bei dieser politischen Organisation ein ganz allgemeines Ziel oder, besser, 
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eine regulative Idee: den Sozialismus. Sie verfolgt dieses Ziel, sie will 
es verwirklichen. Verwirklichen nicht irgendwo, nicht im leeren Raum, 
nicht in Lappland oder China, sondern m ihrem eigenen Land; Sie be¬ 
ginnt also mit der Erfahrung, daß es ein „eigenes Land*' gibt. Sie, die 
kein Vaterland hatte, beginnt es zu betreten, zu erobern. Das zu Anfang 
durchaus vaterlandslose Proletariat beginnt, national gegliedert, sich sein 
wweiliges Vaterland zu erobern. Und je mehr es sich Einfluß verschafft. 
Rechte erobert, sein soziologisches Oewicht in politisches Gewicht um¬ 
wandelt — je mehr wird es nationalisiert, je mehr wird es nationaL 
Mit der Eroberung von Rechten fing es an. Mit der Ableistung natio¬ 
naler Pflichten hört es konsequenterweise auf. (Damit ist gar nicht ein 
Hereinfallen auf angeblich nationale Pflichten gepriesen.) Die politisch 
organisierte Arbeiterschaft wird von einem bestimmten Moment ihres Auf¬ 
stiegs an zur Sachwalterin der gesamten nationalen Gesellschaft. Sie 
wird bei siegreicher Durchführung dieses Prozesses „die“ nationale 
Klasse — wenn auch keineswegs im Sinne der Bourgeoisie. Hier ist der 
Moment, auf die ungeheure theoretische Tragweite jenes Zitats aus dem 
Kommunistischen Manifest hinzuweisen, das wir diesem Aufsatz voran¬ 
gesetzt haben. Man muß erkennen, wie dieser Marxsche Satz von geradezu 
unerhörter Fruchtbarkeit für unsere jetzige Lage ist. Was wir an anderer 
Stelle formulierten: „Die Sozialdemokratie am Schnittpunkt der revolutio- , 
nären und nationalen Kräfte“ — ist hier auf andere weise schon vorweg 
gesagt. Die Arbeiterschaft wird zur nationalen Klasse — „wenn aucn 
keineswegs im Sinne der Bourgeoisie“. Dieser Nachsatz ist von beson¬ 
derer Bedeutung. Das Nationale wird nicht einfach übernommen und 
nachgemacht — es selbst wird Objekt des revolutionären Prozesses. 
Damit verliert dieser Prozeß seinen bloß ökonomischen und politischen 
Charakter. Er wird revolutionär im ganz universalen, also geistigen 
Sinne. Er frißt Schlacken und Staub, vernichtet Verzerrung und Ent¬ 
artung, er drängt zurück auf die göttliche Reinheit des Urbildes, er 
stößt durch alle Materialisationen hindurch auf die Idee selbst. I>er be¬ 
deutende Schilderer Nietzsches, Ernst Bertram, hat das tiefste Wesen der 
Revolution dahin beschrieben, daß ihr Haß und Abscheu allem Ver¬ 
zerrten, Verderbten und Entarteten gelte, ihre letzte Ehrfurcht aber (oft 
uneingestanden und dumpf) den ewigen Normen. Eben darum handelt 
es sich hier. Das Nationalwerden des Sozialismus bedeutet, daß er 
das Nationale revolutioniere, bedeutet also, daß er es in seiner ungeheuren 
jetzigen Verderbtheit vernichte, um es durch einen heroischen Vorstoß 
in das Herz seiner Idee verjüngt zu verlebendigen. Damit bekommt die 
ökonomisch-politische Revolution der sozialistischen Bewegung den An¬ 
schluß an jenen revolutionären Kampf, den die beste deuts^e Jugend 
(mehr oder weniger sicher und glücklich freilich) um die Läuterung 
und Neuverwirklichung des nationalen Gedankens kämpft. 

Und was ist mit der'Internationale? Sie ist zu Anfang der Arbeiter¬ 
bewegung Ausdruck der dumpfen, unterschiedslosen Homogenität des 
durchaus vaterlandslosen, vaterlandsberaubten Proletariats. Sie wird dann, 
bei fortschreitender Eroberung der Vaterländer durch die nationalen 
Arbeitergruppen, Ausdruck der Homogenität der Bewegung — sie erhebt 
sich von einer soziologischen Tatsache zum organisatorischen Instrument, 
das erst noch dumpf mehr mit Resolutionen das Gefühl, später aber mit 
Direktiven den politischen Willen aller tatsächlich in gleicher Richtung 
marschierenden Arbeitergruppen in Bewegung bringt. Gar nicht zu 
denken, daß sie abstürbe. Im Gegenteil! Sie steigert ihre organisatorische 
Aufgabe geradezu funktionell mit der nationalen Differenzierung der 
„Arbeiterschaften“. Sie wird sozusagen politisches Clearinghouse, poli¬ 
tische Oleichrichterstation. Ihre Aufgaben in diesem Sinne wachsen sogar 
stündlich. Der nationalen Differenzierung der Arbeiterschaften entspricht 
eine integrierende Bewegung der Nationen selbst. Die revolutionär um- 
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geschmolzene Nationalität drängt auf Rückeinordnung in die nächst 
höheren Gruppen. Europas Völker, gerade wenn sie im Nationalen neu 
bestimmt und sicher sind, beginnen wieder europäische Glieder zu werden. 
Und diese Bewegung wird von den national gewordenen Arbeitergruppen 
geführt. Die Rolle der Internationale hört dann auf, bloß allegorisdi 
zu sein. Die Rolle der Internationale wird strategisch führend, sie wird 
schiedsrichterlich und konstruktiv für die sich neubildende übernationale 
Gruppierung der Nationen. 

An der Spitze dieses Aufsatzes steht die Frage nach der Flagge. 
Flaggen sind mehr als (^tische Unterscheidungszeichen, sind Symbme, 
d. h. sichtbar werdender Sinn. Man soll sie sehr ernst nehmen. Gerade 
wir deutsche Sozialisten und Republikaner haben aus bitteren Erfahrungen 
heraus allen Grund, dies zu betonen. Wir glaubten, die Macht der poUti* 
sehen Symbole, die Macht der sichtbaren Außenseite vernachlässigen 
zu dürfen. Wir überließen diese Dinge unsem Gegnern, und unsere 
Gegner, als alte politische Medizinmänner wohl vertraut mit diesem 
Zauber, haben daraus eine furchtbare Waffe gegen uns gemacht. Wir 
werden also (hoffentlich) jetzt wissen, daß die Frage der Flagge für 
die Partei mehr ist als eine Spielerei. Nun liegen die Dinge so: Ein Teil 
der Partei beginnt die schwarz-Mt-goldene Flagge zu zeigen. Man be- 
. ruft sich dabei mit Recht darauf, daß die republikanische Staatspolitik 
für die deutsche Partei gerade zu einem Eckpfeiler für jedes zukünftige 
Gebäude geworden sei. Man wird aus obigen Ausführungen entnommen 
haben, daß uns diese Auffassung auch im marxistischen Sinn konsequent 
und notwendig erscheint. Die Partei muß in einem bestimmten geschicht¬ 
lichen Moment selbst Staatspartei werden. Die heutige Situation ist dafür 
von außerordentlicher Gunst. Die Republik wird dem gehören, der sie 
durchsetzt. Der Kampf für diese ist durchaus der Kampf mr die Eroberung 
der gesellschaftlichen und politischen Madit. Es ist im sozialistisdien 
Sinne konsequent, die Farbe des neuen deutschen Staates zu zeigen. Und 
doch kann und darf die rote Fahne darüber nicht fallen. Wir h^djen 
uns bemüht, zu zeigen, daß die „Nationalisierung'' nicht das Ende, 
sondern die Vorbereitung des von ims zu führenden revolutionären Pro¬ 
zesses ist. Das Nationale wird Gegenstand der Revolution, wird ge¬ 
läutert, wird neu verwirklicht. Wenn die rote Fahne das Symbol der 
Revolution ist, so widerspricht sie nicht der nationalen Flagge des neuen 
Cieutschlands. Aber die rote Fahne ist audi das Zeichen der Internatio¬ 
nale. Da müssen wir daran erinnern, was wir oben über die Internatio¬ 
nale sagten. Die Internationale, so sagten wir, stirbt nicht bei der fort- 
sdireitenden nationalen Differenzierung der Arbeiterschaften aller Länder, 
sondern sie steigert ihre organisatorische Bedeutung. Sie organisiert die 
Integration der neu gewonnenen Gruppierungen. Die rote Fahne als 
SymTOl der Internationale widerspricht nicht der nationalen Flagge des 
neuen Deutschlands. Darum sagen wir: Die Fahne unserer Partei muß 
zeigen, daß wir am Schnittpunkt der revolutionären und nationalen 
Kräfte stehen. Sie muß optisch demonstrieren, wie das Verhältnis zu 
Revolution und Internationale einerseits, zu Volk und Staat andrerseits 
sich darstellt. Beide Seiten dieser Alternative stehen ja nicht im Ver¬ 
hältnis der sich in sich vernichtenden Antithese. Beide Seiten dieser 
Alternative stehen im Verhältnis des Allgemeinen zum Besondem, im 
Verhältnis der höheren und abstrakteren Ordnung zur engeren und kon¬ 
kreteren Ordnung. Daher zeige unsere Flagge den großen roten Grund 
und bezeichne damit die zwar abstrakte, aber hohe Allgemeinheit des 
revolutionären und internationalen Gedankens, und sie zeige auf diesem 
Grund die nationalen Farben des neuen Deutschlands und bezeichne damit 
die zwar engere, aber konkrete deutsche Aufgabe der deutschen Sozialisten. 
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Der wirtschaftliche Inhalt des Londoner Paktes*^ 

Von Dr. C. Mierendorff 

3. Die wirtschaftliche Räumung. 

Anlage III des Londoner Schlußprotokolls enthält das eigent¬ 
liche Abkommen zwischen den Alliierten und Deutschland (ihm- 
folgt als letzte Anlage das Abkommen zwischen den Alliierten). Es 
enthält die Bestimmungen über die UebergangsmaBnahmen, die 
getroffen werden mußten, um reibungslos vom gegenwärtigen Zu¬ 
stand auf die Basis des Dawes-Planes hinüberzukommen, ß regelt 
die sog. wirtschaftliche Räumung. Die ursprünglich darin festge-i 
legten Termine, erstes vorgesehenes Ckitum war der 15. August, 
werden (da die Konferenz erst am 16. August ihren Abschluß fand) 
gemäß dem Vermerk im Schlußprotokoll selbst um jeweils 17 Ta^ 
ninausgeschoben, so daß der erste Termin auf den 1. September fällt. 

Die wirtschaftliche Räumung ist als eine Art Zug-um-Zug-Ge- 
schäft genau geg'liedert. Am 1. September spätestens soll die 
Reparationskommission die Publikation der erforderlichen Gesetze 
und den Beginn der Tätigkeit des Generalagenten für Reparatiorts- 
zahlungen feststellen. (Sogenannte „erste Feststellung“.) Sodann 
erfolgt: 

Am 9. September Beendigung der Zollerhebungen 
an der Ostgrenze des besetzten Gebiss (gegen, das unbesetzte 
Deutschland hin). 

Am 21. September (wenn möglich früher) Einschrän¬ 
kung (!) der Hemmungen des Personen-, Güter- und Wagenver¬ 
kehrs besonders zwischen dem besetzten und unbesetzten Deutsch¬ 
land. Beseitigung der östlichen Zollgrenze. Von jetzt an Er¬ 
hebungen jeder Art (Steuern, Abgaben, auch im Außenhandel) auf 
Grund der deutschen Tarife und Gesetze, ausgenommen Eisenbahn¬ 
regie, die ihre Tarife noch beibehält. 

Am 7. Oktober erfolgt die „zweite F;eststellung“ 
der Reparationskommission. Sie betrifft: 

1. Die Einsetzung der Ausführungs- und Ueberwachungsorgane, 
die im Dawes-Plan vorgesehen sind. 

2. Die endgültige Errichtung der Bank und der dfeutschen Reichs- 
bahn^sellschaft. 

3. Die Uebergabe der Eisenbahn- und Industrieschuldverschrei- 
bungen an die Treuhänder. 

4. Den Abschluß von Verträgen, welche die Zeichnung der An¬ 
leihe gewährleisten. 

(Der Termin dieser zweiten Feststellung kann unter Umständen 
vorgerückt oder hinausgeschoben werden.) 

*) In der vorigen Abhandlung über die Sachlieferungen ist bezüg¬ 
lich der Farbstofflieferungen ein Irrtum enthalten. Am 15. Au^st 1928 
enden für die Farbstofflieferungen nur die besonderen Bestim¬ 
mungen betr. Schiedsverfahren und Garantieleistung 
seitens der deutschen Regierung. Die Verpflichtung zu 
Farbstofflieferungen an sich bleibt bestehen. Ueber Maßnahmen im Fall 
von Konflikten fehlen allerdings Bestimmungen. 




778 


Der wirtschaftliche Inhalt des Londoner Pakt# 


Innerhalb 14 Tagen nach dieser zweiten Fest* 
Stellung, d. h. bis 22. Oktober, muß von Belgien und 
Frankreich laut Verpflichtung das Programm für 
die Wiederherstellung der wirtschaftlichen (und 
fiskalischen) Einheit Deutschlands durchgeführt 
werden. Gleichzeitig erfolg noch an demselben Termin (7. Ok¬ 
tober) nach dieser zweiten Feststellung die Uebertragung wr ge¬ 
samten bisherigen Reichsbahnstrecken (unbesetztes Gebiet) an die 
neue Gesellschaft 

Das Programmder Wiederherstel lung der wirt¬ 
schaftlichen (und fiskalischen) Einheit Deutsch¬ 
lands, die wirtschaftliche Räumung im engeren 
Sinne, enthält folgende Punkte: 

1. Beseitigung aller Beschränkungen der wirtschaftlichen und fis¬ 
kalischen Gesetzgebung seit dem 11. Januar 1923; 
Wiedereinsetzung der deutschen Behörden in ihre vollen Be¬ 
fugnisse (Zoll- und Finanzverwaltung, Außenhandel, Forsten, 
Eisenbahnen). 

2. Rückgabe aller in Regie genommenen oder gepachteten Betriebe 
(Bergwerke, Kokereien, Industrie-, Landwirtschafts-, Forstwirt¬ 
schafts- und Schiffahr^nternehmungen). 

3. Zurückziehung der Micum. 

4. Beseitigung der Beschränkungen des Personen-, Güter¬ 
und Wagenverkehrs, soweit sie das Rheinlandabkommen über¬ 
schneiden. 

Am 22. Oktober stellt die Reparationskommission fest, ob dieses 
Räumungsprogramm „voll aus^führt" ist 

Am 22. Oktober, nicht später als an diesem Tage, 
soll der Dawes-Plan voll in Gang gesetzt sein. 

Gleichzeitig übernimmt das Eisenbahnorganisationskomitee „für 
Rechnung der neuen Gesellschaft“ den Betrieb der Regiestrecken. 

Am 17. Dezember Beendigung der tatsächlichen Uebergabe 
der Regiestrecken an die Gesellschaft, die Schritt vor Schritt gemäß 
besonderer Vereinbarung geschehen soll. 

In diese Räumungsphasen sind verschiedene Zahlungster¬ 
mine für die deutsche Regierung eingegliedert Die Zah¬ 
lungen gehen an den Generalagenten. Sie belauren sich während 
der Uebergangsperiode (35 Tage) auf monatlich ein Zwölftel der 
ersten Jahresleistung zuzüglich monatlich 2 Goldmiilionen (Deckung. 
der Ernebungskosten der nach dem 1. September noch für deutsche 
Rechnung erhobenen Steuern und Abgaben). Danach zahlt Deutsch¬ 
land am 1. September 20 Goldmiilionen. Die monatlichen Zahlungen, 
erfolgen alle in Abständen von 10 Tagen und betragen monatlich 
83 Goldmillionen, abzüglich des monatlichen Betrags der eng¬ 
lischen Ausfuhrabgabe (Recovery-Act), Besatzungskosten usw. Sie 
dienen der Sicherung der Sachlieferungen während der Uebergangs¬ 
periode. Sie werden ä conto der Anleihe gezahlt, d. h. nach 
Emission der Anleihe der deutschen Regierung zurückgestellt (Vor¬ 
ausgesetzt, daß die deutsche Regierung ihre Zahlungsfristen einge¬ 
halten hat) Andererseits zahlt die französische und belgische Re¬ 
gierung — erstmalig am 11. September — die Einnahmen aus den 



Die neue Aera der Handelsverträge 


779 


von ihnen erhobenen Steuern und Abgaben einschließlich des Rein- 
^winns aus der Regiebahn (abzüglich 2 Goldmillionen Erhebungs¬ 
kosten). Empfänger ist der Generalagent für Reparationszahlungen. 
Diese Zahlungen endigen mit der Öebergangs^riode, am 7. Ok¬ 
tober, bzw. dem Tag der Wiedereinsetzung wr deutschen Verwal¬ 
tungsbehörden (spätestens 22. Oktober). 

Was die Räumung der Zone Dortmund-Hörde betrifft, so erfolgt 
die Anordnung dazu vereinbarungsgemäß am 1. September. Die 
Räumung selbst aber vollzieht sich im Tempo der wirtschaftlichen 
Räumung, endet also spätestens am 22. Oktober. 


Die neue Aera der Handelsverträge 

Von Arthur Saiernus 

Mit dem gegenwärtig heiß umstrittenen deutsch-spanischen Han¬ 
delsvertrag hat für Deutschland eine neue Aera der Handelspolitik be¬ 
gonnen, die sich von allen früheren gleichartigen Perioden grundsätzlich 
unterscheidet. Das Deutschland von 1871 stand zunächst ganz im 
Zeichen des Freihandels. Weltwirtschaftliche Komplikationen, t^sonders 
das massenhafte Auftauchen billigen amerikanischen und russischen Ge¬ 
treides leitete dann die Bismarcksche Schutzzollpolitik ein, die durchaus 
innenpolitisch und binnenwirtschaftlich eingestellt war, nur autonome 
Zölle brachte und zollpolitische Zugeständnisse an das Ausland nicht 
kannte. Das jetzt wieder aufgewärmte Schlagwort vom „Schutz der 
nationalen Arbeit“ beherrschte damals die öffentliche Diskussion. Die 
mnere Auflehnung der Feudal aristokratie gegen die wachsende Macht 
der industriellen TOurgeoisie paarte sich mit dem Wunsche der durch 
Rohstoffversorgung zwar monopolartig gesicherten, aber im Konkurrenz¬ 
kampf mit dem üt^rlegenen England noch schwachen Eisenindustrie nach 
Schutz gegen den Wettkampf mit dem Ausland. Als die Aera der 
Caprivischen Handelsverträge einsetzte, lebte der Kampf von neuem auf. 
Ausländische Gegenmaßnahmen und besonders der Ablauf der Na- 
poleonischen Handelsverträge, dazu das mit der Erstarkung der deut¬ 
schen Industrie gewachsene Bedürfnis nach Absatz im Auslande — 
das alles erzwang die Umstellung der deutschen Handelspolitik von 
der selbstherrlichen zur gebundenen Zollpolitik, von der Autarkie, der 
Selbstgenügsamkeit, zur Verständigung mit den Staaten, auf die man 
im Warenbezug und Warenabsatz angewiesen war. Als nach Ablauf 
der von Caprivi abgeschlossenen Handelsverträge die Bülowsche Zoll¬ 
tarifreform erfolgte, hatte die Gegenaktion gegen die nach Meinung 
der Interessenten allzu weit gehenden Zugeständnisse Deutschlands an 
seine Vertragsgegner bereits ihre Früchte gezeigt. Zwar bekannte man 
sich grundsätzlich zur Fortführung der Handelspolitik. Gleichzeitig 
wurden aber die Zollsätze für wichtige Lebensmittel erhöht, der in¬ 
dustrielle Zollschutz ausgebaut. Damit setzte sich die neumerkantilisti- 
sche Richtung durch; &r Bülowtarif war ein Kompromiß von frei¬ 
händlerischen und schutzzöllnerischen Bestrebungen, dessen Charakter 
letzten Endes durch die Vormachtstellimg der a^arischen und in¬ 
dustriellen Reaktion in Deutschland bestimmt war und das außenhandels¬ 
politische Zugeständnisse nur machte, wo diese sich mit der Gesamt¬ 
richtung protektionistischer Wirtschaftspolitik, vertrt^en. 

Der Krieg zerriß das Netz der Handelsverträge. Die Handels¬ 
politik Deutschlands nach dem Kriege war ein Torso. Dem Reiche, 
das im Versailler Vertrag die Veipflichtung zu einseitiger Meistbe¬ 
günstigung an die Ententestaaten eingehen mußte, fehlte die Möglich- 
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keit einer Wahrung seiner handelspolitischen Rechte. Die Besetzung 
des Ruhrgebiets zerschlug vollends die wirtschaftliche Einheit des deut« 
sehen Zollgebiets. Zum anderen zwang aber die Rücksicht auf den 
Währungsverfall und die daraus entspringenden Gefahren für die deut¬ 
sche Handelsbilanz zu polizeilich wirkenden Schutzbestimmungen, Ein- 
und Ausfuhrbeschränkungen und ähnlichen Maßnahmen, • die mit dem 
Wesen einer auf Gegenseitigkeit gestellten Vertragspolitik nicht zu 
vereinbaren war. Trotzdem kam es zu einer Reihe von Handels¬ 
abkommen verschiedener Art. Diese waren jedoch mehr Freundschafts¬ 
verträge und Abmachungen über die Wie^raufnahme der Handels¬ 
beziehungen, die obendrein kurzfristig kündbar sind. Zollbindungen 
enthielten sie nicht. Auch der deutsch-amerikanische Handelsvertrag, 
der am 8. r>ezember 1923 abgeschlossen wurde, ist, obwohl auf längere 
Fristen berechnet, nur ein Meistbegünstigungsvertrag, der keine Zoll¬ 
bindungen enthält. Der eingangs erwähnte deutsch-spanische Handels¬ 
vertrag steht bereits im Zeichen der am 10. Januar kommenden Jahres 
wieder beginnenden ^Ibständigkeit Deutschlands. Mit diesem Datum 
tritt die Meistbegünstigungsklausel des Versailler Diktats außer Kraft. 
Noch ehe die Frist abgelaufen ist, bemühen sich die Fremdstaaten, ihre 
Forderungen anzumelden und Verhandlungen für neue Vertragsabschlüsse 
einzuleiten, ln diesen Tagen beginnen die Besprechungen zwischen 
Ckutschland auf der einen, und Frankreich, sowie Belgien und Luxem¬ 
burg auf der anderen Seite. Vorarbeiten für Handelsverträge mit einer 
Reihe von anderen Ländern sind, wie man weiß, schon seit längerer Zeit 
im Gange. Innenpolitisch hat die Reichsregierung den Verhandlungen 
dadurch Vorarbeiten zu müssen geglaubt, daß sie in der bekannten 
Zollvorlage die Ermächtigung verlangte, auf dem Wege der verein¬ 
fachten Gesetzgebung einzelne Zollpositionen zu erhöhen. Dieser Ver¬ 
such, die parlamentarische Mitarbeit bei der Schaffung der Voraus- 
setziuigen für Handelsverträge weitgehend zu beschränken, erinnert 
peinlich an jene Behandlung des Bülowschen Zolltarifs, die auf die 
Wünsche der Minderheit keine Rücksicht nahm und selbst vor Ge¬ 
schäftsordnungsbrüchen nicht zurückschreckte. Denn darüber kann es 
heute keine Unklarheit geben: die große Linie der kommenden Hand- 
delsVertragspolitik festzustellen, darf weder der Re^rungsbürokratie 
noch dem Interessentenschacher überlassen bleiben. Dazu ist die Auf¬ 
gabe, die in der Zolltarifreform geteilt ist, zu groß und zu entscheidend 
mr die gesamte Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik der nächsten 
Jahrzehnte. In dem Problem der Handelspolitik scheiden sich nicht nur 
die Geister der Vertreter von Konsumenten- und Produzenteninteressen, 
auf seiner Lösung beruht auch zu einem wesentlichen Teil die Lasten¬ 
verteilung aus dem Dawes-Plan, durch sie wird die Frage des Acht¬ 
stundentages wie die Richtung der kommenden Industrie- und Agrar¬ 
politik vorweg bestimmt. 

Das ist der große Unterschied aller Handelsverträge, die vor dem 
Kriege abgeschlossen wurden und denen, die jetzt zur Diskussion stehen. 
Damals blieb trotz der unerhörten technischen und gesellschaftlichen 
Neubildung auf allen Gebieten der Wirtschaft ein Faktor der Handels¬ 
politik durch Menschenalter hindurch unverändert: Deutschlands Stel¬ 
lung als Industrieland war durch seine Rohstoffgebiete, seine Verkehrs¬ 
lage und den Stand seiner Produktion vorgezeiennet, seine Produktions¬ 
bedingungen blieben die gleichen. Heute dagegen kennen wir infolge 
der nationalen und internationalen Kriegsnachwirkungen weder den tat¬ 
sächlichen Leistungsgrad der eigenen Produktion noch die Stellung, 
die die deutsche Wirtschaft selbst bei planmäßig angestrebter Arbeits¬ 
teilung im Wettkampf der Welthandelsstaaten einzunehmen vermag. 
Nach 1870 mochte die Förderung der Großlandwirtschaft die Begünsti¬ 
gung der Rohstoffindustrie, der Kartellbildung, der Schiffahrt ihren 
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klaren Sinn haben. Heute ist nicht nur die Rohstoffbasis der deutschen 
Industrie erschüttert, auch das Verhältnis der Bedarfsgebiete für deut¬ 
sche Waren zum deutschen Erzeuger ist ein wesentlich anderes als 
vor dem Krieg. Rings um unsere Landesgrenzen sind neue Staaten¬ 
gebilde entstanden, deren Volkswirtschaft erst noch im Werden ist 
und zum Teil noch die Schwierigkeiten einer Umstellungskrise zu 
überwinden hat, deren Bedeutung für den deutschen Absatz aber außer 
jeder Frage steht, wenn man sich daran erinnert, daß bis zum Kriege 
rund drei Viertel unserer Warenausfuhr nach europäischen Ländern 
und mehr als die Hälfte der eingeführten Waren aus europäischen 
Ländern kam. Das sind sehr hohe Prozentsätze, auch wenn man be¬ 
rücksichtigt, daß ein Teil der Ex- und Importstaaten nicht unmittel¬ 
bare Nehmer und Gebef des deutschen Außenhandels waren, sondern 
— wie England und Holland — oft Mittler des Warenverkehrs von und 
zu fernen Kontinenten. Die Intensität des Außenhandels nimmt eben 
trotz allen Strebens nach entlegenen Märkten ab mit wachsender Ent¬ 
fernung. Das ist selbst nach dem Kriege nicht wesentlich anders ge¬ 
worden. Im ersten Halbjahr 1924 bezog Deutschland — das besetzte 
Gebiet ist in dieser Statistik nur unzulänglich erfaßt — 54,8 Prozent 
seiner Einfuhr aus europäischen Staaten und sandte 76,2 Prozent seiner 
Waren in solche Länder. Auch die Gestaltung der Handelsverträge 
vor dem Kriege zeigt klar die Bedeutung der Nahstaaten für den Außen¬ 
handel: von den 11 Staaten, mit denen Deutschland langfristige Han¬ 
delsverträge unter Zollbindungen eingegangen war, ist nur ein einziger, 
Japan, Ueberseestaat. Es waren die nahegelegenen europäischen Länder, 
die das stärkste Interesse an vertraglichen Bindungen der Zölle, und 
damit des Außenhandels überhaupt, zeigten. Diese Tendenz wäre noch 
deutlicher, wenn nicht in den kürzer befristeten Meistbegünstigungs¬ 
abkommen, die mit der Mehrzahl der Welthandelsstaaten bestanden, 
der Weg zum Genuß niedriger z^llpositionen und zu den Außenhandels¬ 
erleichterungen ein zu müheloser gewesen wäre und manchem Staate, 
der sonst engere Handelsbeziehungen mit Deutschland suchte, das 
Interesse an langfristigen Verträgen genommen hätte. 

Jedenfalls bringt bereits die wirtschaftsgeographische Neugestaltung 
Europas der deutschen Handelspolitik Aufgaben von imerhörter Trag¬ 
weite. Unser Verlust an Eisenerzen (74,6 Proz. der Erzeugung), an 
Zinkerzen (61,3 Proz. der Erzeugung), die Vernichtung des deutschen 
Kälimonopols durch die Abtretung Elsaß-Lothringens sind schwere 
Wunden' an einem Wirtschaftskörper, der früher in der Rohstoff¬ 
gewinnung und Verarbeitung wichtigste Betätigungsfelder sah. Die 
rasche Umstellung auf andere Arbeitsgebiete, selbst wenn sie mit 
größter Energie betrieben wird, ist ohne Verluste an Kapital und 
Arbeitsmöglichkeit kaum denkbar. Je mehr man sich bemüht, die alte 
Produktionsbasis aufrechtzuerhalten, um so stärker ist das Bedürfnis 
Deutschlands nach freundschaftlichen Beziehungen zum Ausland. Weitere 
Gründe zwingen zu gleichem Streben. Die Steigerung unseres Exports 
auf das Doppelte bis Dreifache unseres gegenwärtigen Standes ist eine 
Lebensfrage für das deutsche Volk, eine Vorbedingung für die Er¬ 
füllung der im Londoner Vertrag neugeregelten Reparationspflichten 
und damit für die Wiedererlangung voller ökonomischer und politischer 
Freiheit in absehbarer Zeit. Die Entfaltung des Exportes stößt aber 
auf schwerste Hemmnisse infolge der 21ollschranken, die in den meisten 
Staaten zur Abwehr des Valutawirrwarrs und im Kampfe gegen die 
Welthandelskrise nach Kriegsende entstanden sind. Die Abtragung dieser 
Zollschranken wird nur möglich sein, wenn Deutschland grundsätzlich 
bereit ist, für die seinem Warenexport gewährten Erleichterungen auch 
Zugeständnisse in der Behandlung fremder Waren beim Eintritt in deut¬ 
sches Gebiet zu machen. Dieser Wille muß weithin sichtbar werden. 
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wenn er auf andere Völker wirken soll. Nicht zu vergessen ist, daS 
auch die Rücksicht auf die durch das Friedensdiktat zu Ausiändera 
gewordenen Deutschen eine freihändlerisch orientierte HandelspoIitSc 
notwendig macht. Man denke nur an Oberschlesien. Hier ist als Folge 
der Abstimmungskämpfe und des ungerechten Völkerbundsentscheides 
zwischen den benachbarten, aufeinander angewiesenen und durch die 
neue Grenzziehung voneinander getrennten Industriegruppen ein Kon¬ 
kurrenzkampf entstanden, dessen ganze Last durch Lohnkürzung und 
Arbeitszeitverlängerung auf die Arbeitnehmer abgewälzt wird. Daß 
dieser Kampf, der von deutschen Industriellen geschürt wurde, jen¬ 
seits der noch frischen Grenzen die antideutsche Propaganda fördern 
muß, wird wohl niemand bezweifeln. Ueberhaupt scheint die Frage der 
Arbeitsbedingungen, wie aus vereinzelten Anzeichen hervorgeht, ui der 
künftigen Handelspolitik eine Bedeutung zu gewinnen, die man bisher 
kaum geahnt hat. So haben unsere deutsch-österreichischen Genossen 
im Nationalrat einen Antrag zur Annahme gebracht, der gegen Staaten 
mit mehr als acht Stunden täglicher Normalarbeitszeit (Washingtoner 
Abkommen) Kampfzölle in Form von besonderen, bis ein Drittel des 
normalen Zolls betragenden Zuschlägen vorsieht. Das soziale Dumping, 
das die deutschen Unternehmer in der bekannten Arbeitgeberdenkschrirt 
angekündigt haben, stößt so auf den gleichen Widerstand wie der 
echte, durch künstliche Preisunterbietung veranlaßte Schleuderexport 

Die mit Frankreich und Belgien eingeleiteten Vertragsverhandlungen 
werden auf deutscher Seite von dem Geiste getragen sein müssen, 
die Zusammenarbeit der westlichen Wirtschaftsgebiete zu erleichtern. 
Es kann nicht davon die Rede sein, mit Hilfe von Handelsverträgen 
französisches Erz und deutsche Kohle in ähnlicher Weise miteinander 
zu verknüpfen, wie man es etwa durch die Sachlieferungsbestimmungen 
des Friedensdiktates versucht hat oder wie es einzelne Großindustrielle 
in einem engen wirtschaftlichen Zusammenschluß beteiligter Werke 
geplant haben. Diese durch wirtschaftsgeographische Bedingungen vor¬ 
gezeichnete Arbeitsgemeinschaft kann in engerem Sinne nur gestaltet 
werden durch privatwirtschaftliche Abmachungen. Und das wird so 
lange der Fall sein, als die Rohstoffquellen privatkapitalistischer Aus¬ 
beutung preisgegeben sind. Was aber die Außenhandelspolitik tun kann, 
das ist, derartigen Notwendigkeiten einer Zusammenarbeit den Weg 
ebnen, unnötige, durch imperialistische Bestrebungen luid politische 
Feindschaft geschaffene Hemmungen aus dem Wege räumen. Eine 
starke Waffe gegenü^r französischen Ansprüchen bietet der deutsch- 
manische Handelsvertrag, der durch den Wegfall der den deutschen 
Export hemmenden Zölle in Spanien unter anderem den Bezug spanischer 
Erze erleichtert, gegen deren Bezug die deutsche Industrie in der Zeit 
der spanischen Zollschikanen gegen Deutschland eine regelrechte Kam¬ 
pagne geführt hatte. Frankreich wird, um nun seinerseits die Erze 
absetzen zu können, deren es zu viel hat, dem deutschen Ex{wrt Zu¬ 
geständnisse machen müssen. Ein starkes Interesse hat Frankreich auch 
an der Aufrechterhaltung der Textilausfuhr aus dem Elsaß nach Deutsch¬ 
land. Andererseits sind die Hochschutzzollschranken, die Frankreich 
der Einfuhr deutscher Waren entgegengestellt hat, einer Belebung der 
deutschen Ausfuhr ein schweres Hindernis. Aehnliche Interessenzu¬ 
sammenhänge, die durch Kriegs- und Nachkriegswirtschaft zerrissen 
worden sind, werden in den Verhandlungen mit Belgien und Luxemburg 
zutage treten. Auch hier ist nur eine «seitigung der Schwierigkeiten 
auf dem Wege freundschaftlicher Verständigung zu suchen. 

Gegen eine Handelsvertragspolitik gibt es in Deutschland starke 
Gegenströmungen. Die Kreise, die den sogenannten „Schutz der natio¬ 
nalen Arbeit'^ und in der Selbstgenügsamkeit ein erstrebenswertes Ziel 
der deutschen Wirtschaftspolitik sehen, wollen ein Entgegenkommen 
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gegenüber dem Ausland nicht. In wie skrupelloser Weise hat sich der 
Landbund die Tatsache zunutze gemacht, daß die deutschen Winzer 
durch die Herabsetzung der Zölle auf spanischen Wein im deutsch¬ 
spanischen Handelsvertrag sich geschädigt fühlen! Tatsächlich ist die 
Forderung nach Schutzzöllen in letzter Konsequenz unvereinbar mit 
einer Handelspolitik, die auf die Erschließung des Weltmarktes für 
deutsche Waren hinarbeitet. Die Landwirtschaft spürt es eben ganz 

?fenau, daß bei wachsender Exportmöglichkeit die Industrie die Ge- 
ährdung ihrer Konkurrenzfähigkeit durch Schutzzölle deutlich erkennen 
wird. f 

Was das deutsche Volk heute braucht, das ist die freie Bahn für 
die Entfaltung seiner Arbeitskraft. Wenn schon 1907 doppelt soviel 
Angehörige des deutschen Volkes in industrieller Arbeit und im Handel 
ihr Brot fanden als in der Landwirtschaft, so muß erst recht heute 
das Streben dahin gehen, dem deutschen Industrieerzeugnis seinen Ab¬ 
satz am Weltmarkt zu sichern, nachdem der Export die einzige Mög¬ 
lichkeit bietet, die gegenwärtige industrielle Krise zu überwinden und 
die Reparationslasten abzudecken. Gerade die deutsche Arbeiterschaft 
hat ein starkes Interesse an einer Handelspolitik, die nationale und 
internationale Kriegsfolgen überwinden will und die dem deutschen 
Volke als Ganzem das Recht auf den Ertrag seiner Arbeit sichert. 
Handelsverträge, die dazu beitragen, dem deutschen Export abträgliche 
Zollschranken des Auslandes niederzulegen, den Erlös aus der deutschen 
Warenausfuhr zu steigern und das Betätigungsfeld der deutschen In¬ 
dustrie zu weiten, sind die beste Stütze für den deutschen Arbeits¬ 
markt. Indem sie vermehrte Beschäftigungsmöglichkeit schaffen, ver¬ 
bessern sie auf die Dauer die soziale Lage der breiten Massen. Gewiß 
sind sie als Interessenverträge keine ideale Lösung. Wie wenig sie inter¬ 
nationale Verwicklungen und selbst Kriege verhindern können, hat der 
Weltkrieg mit aller Deutlichkeit gezeigt. Immerhin sind sie auch in 
hervorragendem Maße ein Mittel der Annäherung der Völker und der 
Pflege ihrer wechselseitigen Wirtschaftsbeziehungen. Was aber könnte 
zur Entspannung der internationalen Politik besser beitragen als eine 
solche Annäherung der Volkswirtschaften, und eine Wiederaufrichtung 
des weltwirtschaftlichen Zusammenarbeitens, nach dem man bisher ver¬ 
geblich gestrebt hat? 
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(Fortsetzung) ' 

21. August. — Entschließung der Deutschnationalen Volkspartei. 

Die deutschnationale Reichstagsfraktion, verstärkt durch zahlreiche 
Mitglieder der preußischen Landtagsfraktion, nahm am Donnerstag einen 
eingehenden Bericht des Parteivorsitzenden entgegen. Sie sprach zu der 
bisherigen Haltung der Parteileitung, insbesondere zu der Veröffentlichung 
vom 15. August 1924, einmütig ihre Zustimmung aus. Sie stellte ferner 
einmütig fest, daß sie nach wie vor auf dem in ihren sieben Punkten 
und in der Rede des Abg. Hoetzsch vom 26. Juli festgelegten Standpunkt 
beharrt. Sie ist sich dabei ihrer Verantwortung voll bewußt und ist über^ 
zeugt, daß sie mit dieser Haltung den Interessen und der Stimmungi 
ihrer Parteifreunde in den besetzten Gebieten entspricht. 

21. August. — Reichstagsabgeordneter Oskar Maretzky im „Tag‘*. 

ln diesem Falle wäre es für die nationale Zukunft unseres Landes 
von entscheidender Bedeutung, daß die Rechtsparteien in Deutschland 
sofort einen maßgebenden Einfluß auf die Ausführung der Londoner 
Beschlüsse gewännen. 
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21. August. — ,J(.reuzzeitung**. | 

Die Hoffnung auf einen Umfall der Deutschnationalen, der bc- 1 
sonders vom „Vorwärts** in der hämischsten Weise während der letzten 
Zeit als sicher hingesteüt wurde, verflüchtigt sich. 

21. August. — Reichstagsabgeordneter Frhr. v. Freytagh- 
Loringhoven in der „Deutschen Zeitung**. 

Wenn trotzdem Regierungsparteien und Sozialdemokratie sidi bereit 
finden, das Londoner Abkommen anzunehmen, so mögen sie zusehen, wie 
sie das mit ihrem Gewissen vereinigen. Die Deutschnationalen werden 
ihnen auf diesem Wege nicht folgen. Sie werden an dem festhalten, was 
sie im Wahlkampfe, was sie hernach im Reichstage gesagt haben. Sie 
werden es tun, ungeachtet aller Drohungen, die gegen sie ausgestoßen 
werden. 

21. August. — Reichstagsabgeordneter Hans Arthur v. Kemnitz 
in der „Deutschen Tageszeitung**. 

An eine Zweidrittelmehrheit ist nicht zu denken. Seien wir froh, 
wenn das Gutachten von der Bildfläche verschwindet. Es muß ver¬ 
schwinden und wird verschwinden. Und mit ihm wird auch die Regie¬ 
rung verschwinden, die sich in Illusionen gewiegt und schließlich, als 
die Ernüchterung kam, nicht den Mut gehabt hat, ein klares „Nein** 
zu sprechen. 

21. August. — Reichstagsabgeordneter Schlau ge-Sch Önin gen 
in einer Rede in Labes. 

Der Wahlkampf, den wir freudig aufnehmen, wird jedenfalls die 
schwerste Prüfung, die uns je bevorstand, namentlich auch aus einem 
andern Grunde: ich fürchte nicht unsere Gegner, als vielmehr unsere 
schwächlichen Freunde. 

2 2. August. — „Deutsche Tageszeitung**. 

Wenn man das unabweisbare Bedürfnis verspürt, in einfacher oder 
doppelter Auflage an die Entscheidung des Volkes zu appellieren: sie (die 
Deutschnationalen) sind bereit, diesen Appell mitzumachen. 

2 2. August, abends. — „Deutsche Zeitung**. 

Die (deutschnationale) Partei handelt aus vaterländischen Beweg¬ 
gründen und kennt keine Rücksicht auf parteitaktische Erwägungen. 

Damit ist dem Lügengewebe vom Umfall der Deutschnationalen in 
der Linkspresse der Boden entzogen. 

2 2. August. — Erklärung der Parteileitung der Deutschnationalen 
Volkspartei. 

Die maßgebenden Führer der deutschnationalen Reichstagsfraktion 
wenden sich gegen die Interpretation, die der gestrige deutschnationale 
Fraktionsbeschluß gefunden hat, als wäre damit immer noch die Möglich¬ 
keit zu einem „Umfall** offen geblieben. Sie betonen demgegenüber, 
daß die deutschnationale Fraktion, das Dawes-Gutachten und die mit ihm 
zusammenhängenden Gesetze unbedingt und ohne Rücksicht auf partei¬ 
politische Interessen aus außenpolitischen Gründen ablehnen werde. 
Anders könne auch der Fraktionsbeschluß gar nicht ausgelegt werden, 
denn er beziehe sich ausdrücklich auf die früheren Beschlüsse und Er¬ 
klärungen der Fraktion, die die Ablehnung des Londoner Verhandlungs¬ 
ergebnisses klar aussprächen. 

2 3. August morgens. — „Kreuzzeitung**. 

Selbst wenn tmsere Ablehnung unpopulär wäre, wir müßten sie auch 
auf die Gefahr von Mandatsverlusten trotzdem aussprechen. Das ist 
einfach unsere vaterländische Pflicht. 
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2 3. August abends. — ,J(.reuzzeitung*‘. 

Noch sind wir nicht selbstmordbereit, uns schmerzt, was da mit 
unserm Volke geschieht, wir wollen, daß Deutschland lebt. Wir lehnen 
ab, um uns selbst und dem Vaterlande treu zu bleiben. 

2 3. August. — Reichstagsabgeordneter Oraf Westarp in der 
Versammlung Vaterländischer Verbände. 

Die Vaterländischen Verbände müßten von allen sich national nennen¬ 
den Parteien verlangen, daß sie ^'etzt die Nerven behalten, vor dem 
französischen Willen nicht zurückweichen, sondern ein besseres Abkommen 
als das Londoner gemeinsam zu erreichen trachten. Es müsse im andern 
Falle zu einer Reichstagsauflösung und zu Neuwahlen kommen. 

2 5. August. — Reichstagsabgeordneter Hergt, Führer der Fraktion 
der Deutschnationalen Volkspartei, ln seiner Reichstagsrede. 

So aber bleibt uns nichts anderes übrig, als alle diese Gesetze abzu¬ 
lehnen. Und Sie wollen ruhig abwarten, wie die Ablehnung am nächsten 
Donnerstag ausfällt. ... 

Wir gehen unsern Weg, wie unser Gewissen ihn vorschreibt. Ich 
möchte beinahe sagen: hier stehe idi, idi kann nicht anders. Wenn wir 
um Einfluß in Ländern und um Regierungssitze hätten buhlen wollen, 
hätten wir unsere Ueberzeugung letzt leidat ändern können. Aber wir 
verzichten darauf um unseres Idealismus willen. 

2 6. August. — „Deutsche Zeitung**. 

Die Opposition steht fest. Ihre Entscheidung heißt: „Nein!'* 

2 6. August, abends. — ,deutsche' Zeitung**. 

Weiter wissen Linkskreise zu erzählen, die Deutschnationalen würden 
die „Abstimmung freigeben“. Das wurde uns von deutschnationaler 
Seite schon insofern als irreführend bezeichnet, als die Fraktion grund¬ 
sätzlich einen Fraktionszwang nicht kennt, sondern von ihren Mitgliedern 
ohne weiteres erwartet, daß sie, einer wie der andere, eben deutschnatio¬ 
nale Politik machen. Und diese Politik ist — so hören wir heute genau 
so bestimmt wie gestern und vor acht Tagen — Ablehnung. 

2 6. August. — Reichstagsabgeordneter ProfessorHoetzsch in der 
„Kreuzzeitung**. 

Wir sehen heute nicht, daß das Ergebnis der Londoner. Verhand¬ 
lungen, so wie es heute vorliegt, für unsere Fraktion annehmbar ist. 

2 8. August. — „Deutsche Tageszeitung**. 

Sicher aber ist mit dem Augenblick der Unterzeichnung die Preis¬ 
gabe der deutschen Finanz- und Steuerhoheit, die Auslieferung unserer 
Reichseisenbahnen, die Unterwerfung des gesamten deutschen Volkes 
unter das Sultanum der Kommissare, alles Dinge, von denen sich auf 
normalem Wege unsere Kinder und Enkel nie wieder werden befreien 
können. 

2 8. August. — „Deutsche Tageszeitung**. 

Brückenschlag? 

Die parlamentarische Situation bezüglich des endgültigen Schicksals 
der Dawes-Gesetze hat gegenüber der Lage von gestern einen gewissen 
Fortschritt erfahren. Einen Fortschritt im Sinne des in den letzten 
Tagen so viel strapazierten Wortes vom „Brückenschlag“. 

Es handelt sich bei all dem um Forderungen, die in ihrer Berechti¬ 
gung und ihrer Notwendigkeit von den weitesten Kreisen des deutschen 
Volkes und des Deutschen Reichstags, insbesondere auch von den Mittel¬ 
parteien, anerkannt sind. Und man sollte, wenn nicht gerade die Mittel- 
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Parteien gesonnen sind, von ihren eigenen Bedenken nachträglich noch 
erhebliche Abstriche zu machen, annehmen, daß sie in den deutsdinatio- 
nalen Formulierungen einen Weiterbau an der von ihnen mit ihren 
eigenen Anträgen in Angriff genommenen „Brücke“ bilden. 

2 9. August, morgens. — „Deutsche Tageszeitung“. 

Auflösung oder Vernunft? 

Eine völlige Klärung der parlamentarischen Lage ist bisher noch 
nicht eingetreten; es liegt ja auch in der Natur der Dinge, daß erst heute 
im Reichstage das letzte Wort gesprochen werden kann, lieber eine 
Frage aber sollte eigentlich kein Zweifel mehr bestehen: daß eine Auf¬ 
lösung des Reichstags unter allen Umständen zwecklos, vernunftwidrig 
und direkt unverantwortlich wäre! 

2 9. August. — „Oermania“. 

„Eine kühne Forderung.“ 

Nachdem! schon die „Deutsche Tageszeitung“ in ihrem Leitartikel 
von heute morgen den Mittelparteien Angst vor Neuwahlen gemacht und 
damit verraten hatte, wie groß die Angst der Deutschnationalen vor 
Neuwahlen ist, hat man heute vormittag die Katze aus dem Sack ge¬ 
lassen: Hergt hat an Marx die Forderung gerichtet, daß der Rücktritt 
des; Reichskabinetts für Oktober in Aussicht gestellt werden möge! 

Daß diese Forderung so kurz vor der noch immer nicht geklärten 
Abstimmung (nachmittags Uhr) gestellt wurde, ist natürlich kein 
zeitlicher Zufall, sondern es besteht ursächlicher Zusammenhang mit dem 
Verhalten der Deutschnationalen in der heutigen Abstimmung. Man 
will die Zusicherung einer Neubildung der Regierung haben, bevor man 
sich endgültig darüber klar wird, was die Verantwortung für das Wohl 
der deutschen Bürger dem einzelnen Abgeordneten vorschreibt. Man 
will einen verbrieften innenpolitischen Kaufpreis für seine Entscheidung 
haben, die mit innerer Politik gar nichts zu tun hat, sondern ganz ein¬ 
fach die klare Stellungnahme in einer Schicksalsfrage des deutschen 
Volkes erfordert. Es versteht sich von selbst, daß Reichskanzler Marx 
diese merkwürdige Forderung ablehnen mußte, und daß der Partei¬ 
vorstand des Zentrums die Haltung des Kanzlers nachdrücklichst ge¬ 
billigt hat. (' 

2 9. August. 

Nachmittags 5^/^ Uhr fielen bei der entscheidenden Abstimmtuig 
über das Reichsbahngesetz 48 deutschnationale Abgeordnete um und 
stimmten für das Gesetz. 

3 0. August. — Aus der Erklärung der Parteileitung der Deutsch- 

nationalen Volkspartel. 

Die beiden Anschauungen, die bei der Abstimmung der Deutsch¬ 
nationalen Volkspartei zum Eisenbahngesetz in Erscheinung traten, be^ 
ruhen selbstverständlich nicht auf einem Gegensatz der Grundauf¬ 
fassungen, sondern lediglich auf der differenzierten Beurteilung der Lage. 
Bei dieser gemeinsamen Grundauffassung haben die Abgeordneten, die 
mit ,.Nein“ stimmten, den Gedanken der Unerträglichkeit der Londoner 
Ergebnisse und der wirtschaftlichen Untragbarkeit der Abkommen den 
Vorrang gelassen, während die Ja-Stimifien auf die Erwägung zurück¬ 
gingen, daß durch das Vermeiden einer akuten Krise durch l^teiligung 
der Deutschnationalen Volkspartei an der Regierung und durch Einfluß¬ 
nahme auf die Durchführung des Abkommens im Sinne einer stetigen 
Verbesserung der augenblicklichen Notwendigkeit genügt werde. 

Die Fraktion sieht den Mißdeutungen ihrer Gegner in dem Gefühl 
grundsätzlicher Uebereinstimmung in cfen hohen Zielen der Partei mit 
Ruhe entgegen, ' 
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3 0. Au gast. — Aas dem Brief der Deatschen Volkspartei an die 
Deatschnatiomle Volkspartei. 

Wir haben seit den Reichstagswahlen danach gestrebt, die wertvollen 
politischen, sozialen und wirtschaftlichen Kräfte der Deutschnationalen 
Volkspartei zur verantwortlichen Mitarbeit an den Reichsgeschäften 
heranzuziehen. Wir erklären heute, daß wir diese Mitarbeit bei der 
Durchführung des Londoner Pakts und des innenpolitischen Aufbaues 
für notwendig halten. Uebernimmt die Deutschnationale Volkspartei die 
Verantwortung für das Zustandekommen des Londoner Paktes mit uns, 
wird die Reicnstagsfraktion der Deutschen Volkspartei mit allen Mitteln 
auf einer ihrer Bedeutung entsprechenden Teilnahme der Deutschnatio* 
nalen an der Reichsregierung bestehen. 

3 0. August. — „Deutsche Tageszeitung*^. 

Die Entscheidung. 

Eine Zweidrittelmehrheit hätten die Neuwahlen, wie wir wiederholt 
darlegten, nach allem Ermessen nicht gebracht; das Londoner Ab¬ 
kommen war und blieb gescheitert. Wohl aber bekamen wir dann 
eine Reichsregierung der großen Koalition . . . Diese Regierung hätte 
dann neue Verhandlungen, zu denen Deutschland aus seiner ganzen 
Lage heraus genötigt war, gesucht und gewiß auch erreicht; aber 
niemand kann wohl bezweifeln, daß eine solche Regierung, zumal die 
nationale Opposition aller Voraussicht nach mit einer -gewissen 
Schwächung aus dem Wahlkampf hervorging, keinen besseren, sondern 
eher noch einen schlechteren Pakt nach Hause gebracht hätte, als wir 
ihn jetzt vor uns haben. Innenpolitisch aber brachte die Neuwahl die 
große Koalition, und zwar auch in Preußen . . . Ebensowenig kann wohl 
zweifelhaft sein, daß aus der falschen Front dieser Wahlkämpfe heraus 
die Wiederwahl des Herrn Ebert zum Reichspräsidenten für den kom¬ 
menden Sommer gesichert wurde. Mit einem Wort: daß für vier Jahre 
—! noch abgesehen von der län|^eren neuen Amtsperiode des Reichs¬ 
präsidenten — die Sozialdemokratie und die Linksrichtung in den bürger¬ 
lichen Mittelparteien im Reich und in Preußen fest in den Sattel kamen. 

3 0. August. — „Kreuzzeitung**. 

Nach der Schlacht. 

Nicht zuletzt sind noch kurz vor Toresschluß erreichte bindende 
Festlegungen für die Politik der Zukunft von seiten der Regierung und 
ihrer Parteien für den Ausgang dieses Ringens entscheidend gewesen. 

Es wird sich, wie das ja auch aus der Stellungnahme der Cteutschen 
Volkspartei hervorgeht, eine Umbildung der Regierung vollziehen müssen. 
Die Bildung des Bürgerblocks ist angebahnt. 

Daß die Dinge diese Wendung genommen haben, ist gleichzeitig 
eine schwere Niederlage für die ^zialdemokratie^ die überhaupt den 
Kampf um das Gutachten mehr und mehr zu einem innenpolitischen 
Machtkampf gemacht hatte, hinter dem alle Fragen außenpolitischer 
Natur zurücktreten. ' 

3 0. August. — „Deutsche Zeitung**. 

Abrechnung. 

Die nationale Opposition hat wieder einmal versagt, denn sie hat 
nicht die Kraft zu einer einheitlichen Linie aufbringen können. 

Wir stellen doch fest, daß sie (die Jasager) nicht zu uns gehören, 
daß sie ein Fremdkörper in der Partei sind, der wir auf Grund zahl¬ 
reicher, aus Führermund kommender Versicherungen unser Vertrauen 
geschenkt haben. 

Die Partei als Ganzes hat versagt, die Parteileitung hat versagt. 
Immer wieder wurde von der Zentrale versichert, an einen Umfall sei 
nicht zu denken, immer wieder wurde im Brustton der Entrüstung von 
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denen gesprochen, die der Partei einen solchen Umfall Oberhaupt zu« 
trauten. 

3t. August. — „Die Zeit“. 

Den Deutschnationalen wäre zu raten, daß sie nicht wieder in ihren 
alten Fehler verfallen, ungestüm Forderungen zu stellen, die über jedes 
Maß hinausgehen. Bestimmte Versprechungen, etwa gar über die Zahl 
oder die Verteilung von Ministersitzen, sind von keiner Seite gemacht 
worden. Wenn man sich die Dinge in Ruhe ausreifen läßt, fährt man 
am besten. 

Epilog. — Die „Mecklenburger Warte“, eia völkisches Organ, nach 
der Entscheidung. ' 

Die größte Schmal haben Männer am Tage von Tannenberg ihrem 
eigenen Volke angetan, als sie den Glauben an Ehre, den Glauben an 
Treue, den Glauben an deutsches Manneswort schnöde verrieten. Nicht 
nur die 48, die ihren Namen hergaben, um den schändlichsten Fron-i 
vertrag der Weltgeschichte anzunehmen, auch die übrigen, die Hergt, die 
Westarp und all die andern sind scmuldig. Die Erklärung von der 
immer noch bestehenden Einmütigkeit der Fraktion, die Graf Westarp 
seinem entsetzten Wahlkreis vorzusetzen wagt, zeigt, daß die getrennte 
Abstimmung nur ein Manöver war, um die Wählerschaft zu blenden. 
Wären die Neinsager Männer, und ich habe trotz allem noch die leise 
Hoffnung, daß sich unter ihnen noch welche finden, so hätten sie so¬ 
fort zwischen sich und den Annehmern des Eisenbahngesetzes das Tisdi- 
tuch zerschneiden müssen. Noch trüber aber als bei allem andern sieht 
sich die Lage an, wenn man hört, daß die Deutschnationalen nünmebr 
in die Regierung eintreten sollen. Du, deutsches Volk, kennst den Nibe¬ 
lungenverrat! Du brauchst heute in Sage und Geschichte nicht mehr so 
weit zurückzuschweifen, um ein Musterbeispiel der Treubrüche zu 
finden. Solange der schützende Mantel des Schutzgesetzes nicht die 
Schande der deutschnationalen Führerschaft verhüllt, sei es dir zuge¬ 
rufen: Du wurdest verraten gegen die Silberlinge schön gepolsterter 
Ministersessel. Die schwarz-weiß-rote Fahne ist von der deutschnatio* 
nalen Reichstagsfraktion entweiht. 


Ein Geschichtsbuch der Arbeiterjugend 

Von Arno Scholz 

Die Arbeiten^ugendbewegung kann in diesem Jahre auf ein 20jähriges 
Bestehen ihrer Organisation zurückblicken. Gerade zur richtigen Zeit 
liegt auch die Geschichte der Arbeiterjugendbewegung von Karl Korn 
(Verlag Arbeiterjugend, Berlin) abgeschlossen vor uns. Die kleinen 
Bändchen — die auch zu einem Gesamtband vorliegen — können uns 
zum 20jährigen Jubiläum vieles und wertvolles sagen. 

Zwanzig Jahre der Jugendarbeit werden in uns lebendig. Wir 
werden zurückversetzt in die Zeit der Lehrlingsausbeutung, müssen die 
sozialen und wirtschaftlichen Bedrückungen der damaligen Zeit an uns vor¬ 
überziehen lassen, denn sie geben den Untergrund, auf dem die Arbeiter¬ 
jugendbewegung aufgebaut werden konnte. All die Kraft und die Be¬ 
geisterung, die von den Jugendtagen her noch in unser Ohr klingt, 
all die Wärme, mit der die Arteiterjügendbewegung anläßlich ihrer 

g roßen Demonstrationen und Tagungen von der gesamten Bevölkerung 
edacht wurde, muß neu aufflackern, liest man, welche unendlichen 
Kämpfe die Arbeiterjugendbewegung seit ihrem Bestehen ausfechten 
mußte. 
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Gegründet als Abwehrorganisation gegen wirtschaftliche Ver¬ 
sklavung der jungen Arbeiter und Lehrlinge, hat sje sich heute zu einer 
politischen und kulturellen Organisation entwickelt. Diesen Werdegang 
zu verfolgen, die einzelnen Phasen der Entwicklung studieren zu 
können, dazu hat die Arbeiterjugend ihr Geschichtsbuch vorgeiegt. 
In drei großen Teilen, die gleichzeitig die wichtigsten Abschnitte der 
Jugendarbeit charakterisieren, führt uns der Verfasser aufwärts von 
der Jugend, die instinktmäßig nur Zusammenschluß sucht, zu der Jugend, 
die in der Gemeinschaft leben will, die wertvolle Kräfte fn ihr wachsen 
lassen will, die dann in den Dienst des Sozialismus, des demokratischen 
Staates gestellt, Pionierarbeit leisten kann. Von der Jugend von 1904 
bis 1924 ist ein langer Weg. 

In der ersten Zeit war die neugegründete Organisation ^nächst 
Abwehrorganisation gegen die allzugroße Ausbeutung der Lehrlinge 
und jugendlichen Arbeiter. In allen Bezirken der Arbeiterjugendbewegung 
wurden Jugendschutz-Kommissionen eingerichtet, die jeden Klagefall 
bearbeiten und versuchen mußten, die Abstellung imerträglicher 
Zustände zu ermöglichen. Es war eine unermüdliche Kleinarbeit, die 
von diesen Kommissionen geleistet wurde. Viele Lehrlinge, von ihrem 
Brotherrn schlecht behandelt, fühlten sich hingezogen zu dieser Or¬ 
ganisation, sahen in den Mitgliedern gleichfalls Unterdrückte, und diese 
gemeinsame Last schmiedete die einzelnen fest zusammen. Erfolg konnte 
die Arbeit der Jugendschutz-Kommission nur haben, wenn hinter diesen 
Kommissionen eino machtvolle Organisation stand, die der Staat und 
seine Gesetzgeber nicht von jedem Einfluß automatisch ausschließen 
konnte. So war die Stärke der Organisationen maßgebend für die 
Arbeit der Kommissionen und eine ungeheure Werbearbeit war die 
Folge dieser Erkenntnis. Sie zeitigte so große Erfolge, daß die 
preußischen Behörden und später der Reichstag eiligst das sogenannte 
Reichsvereinsgesetz verschärften. Gruppe für Grupi^ wurde aufgelöst, 
wertvolle Arfeit vernichtet. Die Jugend mußte sich illegal organisieren; 
ähnlich wie die Partei zur Zeit des Sozialistengesetzes. 

Trotz alledem ging die Bewegung flott weiter. Gruppen wurden 
aus dem Boden gestampft. Die allerbeste Widerlegung des schmählichen 
Reichsvereinsgesetzes war die Aktivität und das Anwachsen dieser 
Gruppen. Im Jahre 1909 waren es 311, 1910 360, 1911 545, 1912 574, 
1913 655 und bis Ausbruch des Krieges sogar 837. Die Kriegsjahre 
1914—^18 lähmten die Jugendbewegung, da die schaffenden Geister der 
Bewegung mit als die ersten zum Heeresdienst eingezogen wurden. 
Dieser Schlag traf die Organisationen hart und hat sich in den fol- 

Eenden Jahren schwerer gerächt, als sich zunächst übersehen ließ. 

>ie an Organisationsarbeit nicht gewöhnten, wirtschaftlich und politisch 
nicht geschulten Kräfte konnten die Organisation nicht Zusammenhalten. 
Die feste Hand der Führenden fehlte und so löste sich eine Gruppe 
nach der anderen auf. Die vielen Polizeischikanen erschwerten die 
Arbeit bis zur Unerträglichkeit. 

Erst nach der Staatsumwälzung und damit Möglichkeit freiester 
Betätigung der Jugend wurden die Gruppen überall wieder aufgebaut. 
Ueberall sprangen Alte und Junge mit ein und bald standen überall 
wieder die Jugendgruppen, der Arbeit harrend. Der Kampf gegen die 
Lehrlingsausbeutung sowie die ganze Jugendschutzarbeit konnte zu¬ 
meist abgegeben werden an die Lehrlingsorganisationen der Gewerk¬ 
schaften, die, da sie beruflich zusammengeschlossen waren, viel wirk¬ 
samer arbeiten konnten, als eine aus allen Berufen zusammengeschlossene 
Organisation. Mit der Abgabe dieser uralten und ersten Forderungen 
der Organisation waren der Arbeiterjugend größere Kräfte für weitere 
Aufgaben frei. Die Kundgebungen und Tagungen der letzten Jahre 
gaben nur äußerlich all das wieder, was seit 1918 von der Organisation 
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geleistet worden ist. Die Erziehung der Jungen und Mädel im Oehte 
der Weimarer Verfassung war eine der vielen Aufgaben. Unermfidlidi 
war die Kleinarbeit, die geleistet wurde, um die Fragen des Sozialismus^ 
soweit sie die jungen Geister verstehen, ihnen näher zu bringen. 

Das kleine Geschichtswerk umreißt all die Fragen knapp und sehr 
verständlich. In chronologischer Reihenfolge zieht das Wirken der 
Arbeiterjugend an uns vorüber. Das Werk ist gut; nur zu gut. Manche 
Schwäche der Bewegung hat di^ ausgleichende Hand des „Alten*' weg¬ 
gewischt. Allzugut ist im letzten Kapitel die heutige Bewegung davon¬ 
gekommen. Wer in den Gruppen der Jugend um sich schaut, wird andere 
Dinge erzählen können. Unnötige Opposition verärgert das Wirken 
mancher Gruppe. Genosse Korn hätte das Werk unseren „Daueroppo¬ 
sitionellen in allen Lebenslagen" widmen sollen, vielleicht hätten sie 
dann einmal verschämt aufgemerkt. 

Der Aufbau des ganzen Werkes, der einfache, frische Stil des Ver¬ 
fassers machen es zu einem wertvollen Geschichtsbuch, das im Bücher¬ 
schrank eingereiht werden muß unter „Parteigeschichte“, zu ihrer Er¬ 
gänzung. 


Kaisers „Gilles“ 

Man kennt die über Norm und Gewohnheit gesteigerte Lebensbegier 
Todgeweihter. Man weiß von rauschhaftem endemischen Aufflackern 
des Fortpflanzungstriebes in Augenblicken drohender Elementarkata¬ 
strophen. Der gattungeiiialtende Instinkt wähnt sich auch hier noch 
stärker als Kraft, Wille, Möglichkeit des Einzelwesens zum Leben und 
betrügt doch nur aufs schmählichste sidi selbst. Wieviel mehr der 
Trieb, der nur nodi in seiner Wurzel arterhaltend, in seinen Blüten 
taub und giftig ist. Wieviel mehr ein solcher Trieb in einer Umwelt 
allgemeiner Vernichtung, im Kriege. 

Dieses Erlebnis, eine derartige psychologische Konstellation, kann 
man aus Georg Kaisers dreiteiligem Bühnenspiel „Gilles und Jeanne“ 
heraushören, so wie es von dem neuen Schauspielertheater, dem „Dra^ 
matischen Theater“, dargestellt wird; möglicherweise sieht es sidh im 
Buch ganz anders an. Jedenfalls ist die Jeanne, „das Mädchen vom 
Dorfe“, die Jungfrau von Orleans oder Pucelle, wie sie sonst genannt 
wird, beinahe Nebenfigur, Träger der Handlung und Wandlung allein 
Gilles de Rais, der französische Blaubart. J.-K. Huysmans ließ vor mehr 
als fünfundzwanzig Jahren Gilles’ Geschiente durch Des Esseintes, den 
Helden seines Romans „Lä-Bas**, erforschen, erleben und aufzeichnen, 
damals, als auch bei uns eine gewisse Neuromantik in der mittelalterlichen 
Gläubigkeit die Psychose, die Wollust tmd die Tortur des Satanismus> 
erschnupperte. Davon ist hier manches hängen geblieben, nur daß die 
Kaisersdie Kälte auch nicht einen Atemhauch, nicht einen Weihrauch- 
duft von Gläubigkeit bewahren konnte. Aber noch weniger hat Kaiser 
sich Bernard Shaws kollektivistisch - rationalistischem Kritizismus ange¬ 
nähert, der keine überlieferte Gestalt der Geschichte akzeptiert, ohne 
daß er sie sich selbst — durchaus mit Recht, aber oft bis zur Unkennt¬ 
lichkeit — von Grund auf neu aufgebaut hat. Für Kaiser ist Gillesl 
nur Bild höchstgesteigerter abirrender Triebhaftigkeit, für Gilles, der 
historisch genommen ein reiner Sadist war, Kkider und Mädchen seiner* 
Feudallandschaft unter Liebkosungen tunbrachte, ist Jeanne eigentlich 
nur ein besonderer Leckerbissen. 

Wie ein mcxlerner Geldmagnat seiner Liebsten eine Filmgesellschaft 
gründet, — solche Motive spielen ernstlich bei Kaiser mit — so besoldet 
der Ritter de Rais dem Mädchen vom Dorfe ein Heer, mit dem sie 
den Engländer aus Frankreich vertreüjen könne, aber eben all das nur. 
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um den Lustwert des Mäddiens „in Harnisch und Hosen‘‘, der Jungfrau 
und Heldin, für sich zu steigern. Als sie sidi trotzdem seiner Liebe 
versagt i^er nur zu versagen scheint, fällt er als Zeuge geg-en alle 
andern sie vor dem Ketzertribunal. Einmal auf dem Wege zur Ver¬ 
nichtung würgt der Lidiesmörder sechs W'eitere Bauernmädchen, die 
ihm sein Hausalchimist als künstliche Inkorporationen der freventlich 
06>pferten vorgaukeln will, bis der Raub des siebenten Opfers die 
Bauernschaft auf die Spur setzt und Oilles vor das kirdiliche Geriet 
zieht. Hier ist es erst Jeannes Wiedererscheinung, die ihrerseits den 
Verstockten für unschuldig erklärt, ihn selbst aber gerade dadurch zum 
Bekenntnis und zur Reue führt. Aus dem französisaien mittelalterlichen 
Ritter ist plötzlich em moderner russischer Büßer geworden. 

Kaiser (ist der größte Journalist auf unsrer Bühne. Er hat vor 
dem Heer der pathetisdi theoretisierenden Literaten, die nur in und 
aus Büchern leben, den unbestrittenen Vorzug, daß er die Gegenwart 
zu sehen und ergründend umzubilden sucht. Und so wahr die Frage 
um Gilles, falls sie eingangs richtig gestellt ist, eine Frage 
unsrer Tage sein kann, so hätte sie Kaiser mit den sprachbildende?i 
Mitteln seines Spiels nicht gelöst, wenn es sich um Herrn X. und 
Fräulein Y. aus dem Jahre 1920 gedreht hätte. Er hat sie audi nicht 
gelöst, indem er si± von dem abgestempelten Blaubart und der unum¬ 
strittenen Heldenjungfrau das Kostüm entlieh, weil er ihnen selbst 
keinen lebendigen Odem einblasen konnte. 

Das ist schade, weil Kaiser dank seiner Vielfältigkeit der Einfälle 
und Auslegungen, seiner leichten und doch stets sicheren Theaterhand 
immer mehr in die erste Reihe rückt, schade auch, weil er dem Schau- 
spielertiieater damit ein so böses Omen gereicht hat. Dazu wieder die 
üblichen Häkeleien der Künstler unter sich vor aller Oeffentlichkeit; 
Kaiser selbst sollte erst Direktor werden, die Lasker-Schüler Dramaturgen). 
Nacheinander sdieiden sie wieder aus, so daß man immer wieder die 
Noterkenntnis gewinnt: Künstler sind, sozial auf sich selbst gestellt^ 
schlimmer als Kinder, und bedürfen ganz anders als diese der festen 
Zucht. A. F. C. 


WIRTSCHnFTLICHER RUHDBLICR 

Berliner Börsenbilder 

Spekulation in den letzten Wochen tobt sich am Markt der heimi- 
am Anleihemarkt sehen Anleihen eine wilde Spekulation aus. Kriegs- 
ünd Staatsanleihen, von denen fast kein Mensen mehr sprach, da man 
sie mit der Flut der Inflation weggeschwemmt glaubte, sind die Günst¬ 
linge der Börse. Es notierten: 


5®/oige Reichsanleihe 

2. Januar 
60 

Mitte Juni 
70 

Mitte August 
710 

5. Septbr. 
1165 

40 /oige Reichsanleihe 

600 

375 

1090 

1625 

3V2®/oige Reichsanleihe 

325 

200 

1015 

1675 

40 /oige Schutzgebiets¬ 
anleihe 

2000 

1100 

3700 

1 

7500 

3V2°/oige Konsuls 

325 

160 

1400 

2000 

Was liegt dieser Bewegung am 
politische Gründe. Die Parteien 

Anleihemarkt zugrunde? 

Teilweise 

der Rechten glaubten ihren 

Wählern 


und Anhängern außer der 15o/oigen Aufwertung, die die'Reichsregierung 
auf Grund des Ermächtigungsgesetzes allgemein festsetzte, auch eine 
Aufwertung und Verzinsung der Kriegs-, Reichs- luid Staats-Anleihen 
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in Aussicht stellen zu müssen. Deshalb der Sturm auf die deutschen 
Anleihen. Sogar das Ausland beteiligte sich daran. Allerhand Gerüchte 
durchschwirrten die Luft. Man behauptet, daß an der Speku¬ 
lation auch parlamentarische Kreise beteiligt sind, 
namentlich solche, die dem Aufwertungsausschuß nahestehen. Wenn 
dies den Tatsachen entsprechen sollte, dann wäre dies ein unerhört 

g>litischer Skandal, der eine gründliche Aufklärung erfahren müßte. 

ann war es der beutegierigen Spekulation nicht zu verdenken, daß sie 
sich auf die Anleihen stürzte. Eine Ernüchterung brachte eine Er¬ 
klärung des Reichsfinanzministeriums, worin es u. a. hieß: „Weder ist 
eine Besprechung mit Vertretern der Bankwelt in der Aufwertimgs- 
angelegenheit vorgesehen, noch wird im Reichsfinanzministerium daran 
gedacht, solche unmöglichen Vorschläge zur Erörterung zu stellen." 
Seitdem bröckeln die Ktuse ab. Die Spekulation am deutschen An¬ 
leihemarkt hat allerdings neue Reichtümer erworben. Eine Aufwertung 
der Reichs- und Staats-Anleihen wäre nicht nur finanzpolitisch un¬ 
tragbar, sondern käme auch nicht den ursprünglichen Msitzern, die 
vollwertiges Geld für sie gegeben haben, zugute. 

An* Ma^ der Aktien jn letzter Zeit ist eine Aufwärtsbewegung zu 
und ObligatKMien konstatieren. Man spricht wieder" von einer 
„freundlichen Haltung" der Börse. Die Kurse vom Anfang des Jahres 
sind nur in den wenigsten Fällen erreicht, meistens liegen sie heute 
weit darunter. Die Ursachen sind mannigfaltiger Natur. iSe Geldknapp¬ 
heit vor allem zwang die Effektenbesitzer zu Abgaben. Die meisten 
von ihnen hatten sich in den Zeiten der Inflation mit Aktienpapieren 
vollgesogen. Sie hielten sie für wertbeständig und sich damit vor der 
Geldentwertung gesichert. Und als nun die allgemeine Jagd nach 
flüssigen Geldmitteln einsetzte, saßen die Aktionäre auf ihren Effekten- 
beständen und wußten nicht, was sie damit anfangen sollten. Je schärfer 
die Geldknappheit wurde, je mehr sahen sie sich gezwungen, zu Abgaben 
zu schreiten. Eine allgemeine Deroute setzte ein, die Kurse überstürzten 
sich nach unten. Größere und kleinere Pakete von Aktien schwammen 
an der Börse herum. Da sich keine Käufer fanden, Irissen sie alles in 
die Tiefe. Der Rausch der Inflation hatte einer schmerzlichen Er¬ 
nüchterung Platz gemacht. Die ersten sieben Monate dieses Jahres 
standen im Zeichen dieses Niederganges. Erst der August brachte eine 
kleine Erholung, was nicht zuletzt mit der Besserung der internationalen 
Lage zusammenhing. Die Aktionäre setzten große Hoffnungen auf die 
Umstellung der Unternehmungen auf Gold. Je mehr die Goldbilan- 
z i e r u n g fortschreitet, je mehr zerschmelzen die Hoffnungen in nichts. 
Man war wohl auf Zusammenlegungen gefaßt, aber man hatte nicht 
damit gerechnet, daß sogar Unternehmungen, die seit 15 Jahren keine 
Kapitalserhöhung vorgenommen und zu den besten in Deutschland zählen, 
ihr Goldkapital derartig reduzieren, wie dies beispielsweise bei der 
Berliner Handelsgesellschaft der Fall war. Karl Fürstenberg hat alle 
Hoffnungen jäh zerstört und der Börse im ganzen einen schweren Schlag 
versetzt. Mit gutem Recht werden sich jetzt die kleinen Finanzlichter 
in den Aktiengesellschaften auf das Vorbild Fürstenbergs berufen, 
dessen Name weit über die Landesgrenzen bekannt ist. ln den Aktien¬ 
gesellschaften geht jetzt eine Umschichtung vor sich, die Gesellschaften 
bereichern sich auf Kosten ihrer Aktionäre. .Die beherrschenden Aktien¬ 
blocks sind meistens in wenigen Händen, und diese haben vor allem ein 
Interesse daran, bei der Goldumstellung dem Unternehmen ein weiches 
Finanzpolster zu verschaffen. Die Zahl der Kleinaktk>näre vermindert 
sich immer mehr und bald wird dieser Typ fast vollständig ver¬ 
schwunden sein. Die Erwerbsgesellschaften scheinen an der Unüber¬ 
sichtlichkeit der Börsenverhältnisse am Aktienmarkt interessiert zu 
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sein. Das Börsenpublikum, soweit es nicht zu den Einflußreichen ge¬ 
hört, tastet, solange die Ooldumstelhing nicht beendet ist, im Dunkeln. 
Dies hat vor allem seinen Grund darin, daß man die Publizität 
der Gesellschaften auf ein geringes Maß heruntergeschraubt hat. 
Die Oeffentlichkeit hat ein Interesse daran, zu erfahren, wie es um 
die Unternehmungen bestellt ist. Auch die Arbeiterschaft ist daran 
interessiert, und dies um so mehr, da bekanntlich die Rechte der 
triebsräte nicht unwesentlich eingeschränkt wurden. Ein nicht geringer 
Teil der deutschen Aktien ist heute im Ausland plaziert, ^^eileicht 
kann dieser Umstand als Beweis gelten, daß man auch im Ausland mit 
einer Belebung der deutschen Wirtschaft rechnet. Der Aktienmarkt 
bietet, im ganzen gesehen, ein Bild der Unsicherheit. Das Eörsen- 
publikum erhofft von der bereinigten internationalen Lage einen in¬ 
dustriellen Aufstieg, wobei die Auslandskredite, die der Ruhrindustrie, 
dem Kalibergbau usw. gewährt werden, als Auftakt gelten. Was 
daran Wahres ist, ruht im Schoße der Zukunft. — Die Industrie-; 
Obligationen, die früher einen wesentlichen Bestandteil des Börsen- 

feschäfts dar stellten, treten heute nicht wesentlich in Erscheinung. 

ie wurden von der Inflation aufgefressen, eine Neuausgabe von Gold¬ 
obligationen ist noch kaum erfolgt. Es steht zu hoffen, daß die Obli¬ 
gationen später ein Hauptglied der Kapitalbeschaffung darstellen. Dabei 
wird zu überlegen sein, ob die Obligationäre genau so rechtlos als früher 
behandelt werden können oder ob das Aktienrecht nicht dahin erweitert 
wird, daß die Geldgeber auf dem Anleihemarkt ein gewisses Mitbe¬ 
stimmungsrecht erlangen. Vielleicht findet, wie im Auslände, eine Ver¬ 
bindung zwischen Aktien und Obligationen nach Art der Convertible 
Bonds statt, Mercur 
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Ludendorff als Sieger 
Ausfertigung. 

44. B. 70/23. 

In der Privatklagesache 

1. des Generals a. D. Hans v. Zwehl, 
Berlin, Sdiaperstr. 33, 

2. des Generals der Inf. Erich Lu¬ 
dendorff, München, Heilmann¬ 
straße 5, 

vertreten durch Rechtsanwalt Dr. 
Voß, W. 10, Genthinerstr. 7, 
Privatkläger, 

gegen 

den Schriftsteller Hermann Wendel’ 
in Frankfurt a. M., Rosegger¬ 
straße 32, 

vertreten durdh Reditsanwalt Frank¬ 
furter, SW 61, Belle-Alliance- 
Platz 4, 

Angeklagter, 

wegen Beleidigung, 
hat das Schöffengericht in Charlot¬ 
tenburg in der Sitzung am 23. CSc- 
tober 1923 für Recht erkannt: 


Der Angeklagte Wendel wird we¬ 
gen öffentlicher Beleidigung in zwei 
Fällen zu insgesamt 150000000000 
Mark Geldstrafe, ersatzweise zu 
einem Tage Gefängnis für je 
10 000 000 000 Mark und zu den 
Kosten des Verfahrens verurteilt. 

Den Beleidigten v. Zwehl und 
Ludendorff wird die Befugnis zuge¬ 
sprochen, den verfügenden Teil des 
Urteils binnen 2 Monaten nadh des¬ 
sen Rechtskraft auf Kosten des An¬ 
geklagten je einmal in der „Glocke“ 
bekanntzumachen. 

Auf die Widerklage wird der 
Widerangeklagte v. Zwehl freige¬ 
sprochen. 

gez. Dr. Neumann. gez. Schubert. 

Ausgefertigt: 

Charlottenburg, den 27. Mai 1924. 


Wir möchten diese Gelegerfieit 
nicht vorübergehen lassen, um uns 
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wieder einmal des genialen Politi* 
kers Ludendorff zu erinnern. Aus 
der Fülle seiner Reden und Auf¬ 
sätze zitieren wir heute nur wenige, 
aber desto goldenere Worte. 

Weg mit der Erfüllungsparole: 
„Wir haben keine Waffen und müs¬ 
sen alles erdulden.“ Selbst der 
Wurm krümmt sich, wenn man ihn 
zu Tode tritt. Warum soll sidi 
nicht ein Volk, das man zu Tode 
martert, in letzter Kraft erheben. 
Noch haben wir Kraft, wenn wir 
den Willen finden. Sorgen Sie da¬ 
für, daß solch friderizianischer 
Wille das ganze Volk durchdringt. 
Der Geist der Erfüllung geht wieder 
stärker umher. Wir wissen, wer ihn 
belebt und werden uns den merken. 
Lassen wir uns nicht nodi einmal 
durch das Schlagwort Emheitsfront 
täuschen. 

Au» einer Ansprache bei der Reichs- 

grQndungsfeier des Sundes Oberland. 

Passiver Widerstand — diese 
Kampfart eines Sklavenvolkes — 
wird uns auch nk zur Freiheit füh¬ 
ren. Darüber wird Klarheit herr¬ 
sdien, wenn auch dieses Kapitel der 
Weltgesdiichte — des heldenhaften 
-Ringens Deutscher — abgeschlossen 
sein wird. Noch ein Mehr, ein ge¬ 
waltiges Mehr ist erforderlich, näm¬ 
lich die Wiedergeburt jener auf der 
Sittenlehre des alten Heeres sich 
aufbauenden Macht und das Schmie¬ 
den und Schärfen des Schwertes, 
die unsere Stärke waren, als wir 
noch als freie Männer gegen die 
Welt kämpften. 

Au» einer Rede, gehalten am 4. Mai 1923 

in Wfirzburg vor dem Deutschen Hoch¬ 
schulring. 

Die deutsche Art verlangt von 
der Jugend Ehrfurcht vor 
dem Alter, Erfahrung und 
Verdienst, von uns allen 
glühende Liebe für unser 
Land, Haß und Rache ge¬ 
gen die Feinde. Turnen ist nur 
ein Mittel zum Zweck. Deutscher 
Turner sein bedeutet ein Kämpfer 
und kriegsfertiger Bereiter für ein 
Deutschland zu sein, das den Deut¬ 
schen gehört. Stärken Sie die Faust 
und den Geist. Der Geist ist es, 
der die Faust hebt und 


niederfallen läßt auf das 
Haupt der Feinde des Va¬ 
terlandes. 

Aus einer Ansprache anlifilich des 
deutschen Tunierfestes ln MQnchen. 

Ith bin in der Tat deutschvölkisch 
und nichts als deutsch völkisch. Ich 
bin es deshalb, weil ich von der 
Zugkraft dieser Bewegung, die sie 
auf alle Deutsche, ohne jeden Un¬ 
terschied auch cles Bekenntnisses 
ausübt, von ihrer siegreichen Stärke 
und ihrer Fähigkeit, Macht zu bil¬ 
den, ü^rzeugt bin. 

Ludendorff über seine politische Ein- 
Stellung im •Heimatland*. 

Das Wort ,.völkisch“ ist verstan¬ 
desmäßig nioit zu erfassen, das 
Herz muß es begreifen, nidit jeder 
aber hat ein Herz ... Die völkische 
Bewegung läßt den deutschen Men¬ 
schen neu erstehen: fest in dem 
christlichen Glauben an Gott, aber 
Ihm vertrauend, nicht Ihn fürch¬ 
tend; wahrhaftig, wehrhaft und ar¬ 
beitsam aufrecht, stark und sitten¬ 
fest. Sie stellt ihn vor die Not 
der europäisch-nordischen Edelrasse 
und heißt ihn die Stimme seines 
Blutes und des Herzens vernehmen, 
die auch aus dem deutschen Näch¬ 
sten zu Ulm spricht. Die Erhaltung 
unserer Rasse gegenüber dem An¬ 
sturm minderwertiger und Misch¬ 
rassen ist vornehmstes Gebot .... 
Die völkische Bewegung ist Kampf. 
Sie hat Kampf- und Machtwillen, sie 
erstrebt Madit, denn sie weiß, daß 
ohne Macht sie die Rasse und ihre 
höhen Ziele gegenüber dem Ver¬ 
nichtungswillen, der Selbstsucht,^ 
Verlogenheit und Niedertracht der 
Widersacher nicht durchsetzen kann. 
Sie fordert Wehrhaftigkeit des Vol¬ 
kes in Uirem Dienst! Auch hier ist 
wieder das alte Heer das erhabene 
Vorbild. 

Aus einem Artikel «Die vtSlklsche Be¬ 
wegung* in der Kreuzzeliung vom 
1. November 1923. 

Dem Satanswerk von Versailles 
soll jetzt das zweite Satanswerk 
' folgen, das das sogenannte Gutach¬ 
ten der Sachverständigen vorberbitet 
hat, das ewige Versklavung bedeutet 
und uns jede Aussicht nehmen soll, 
die FreUieit zu erringen, ln dieser 



Randbemerkungen 


795 


Lage arbeiten Zentrum und Bayr. 
Volkspartei daran, Preußen zu zer- 
sdilagen und aus Deutschland voll¬ 
ends einen - machtlosen Staat nach 
dem Wohlgefallen Frankreichs zu 
machen. Aus einer Ansprache ln Bayreuth. 


Das Erhabenste, wo man hat ... 

lieber eine Stahlhelmfeier in 
Lehrte (Reg. - Bez. Lüneburg) 
schreibt der an der Grenze zwi¬ 
schen Deutschnationalen und Deut¬ 
schen Volksparteilern mit mäßiger 
Grazie einhertorkelnde „Hannover¬ 
sche Kurier“ in seiner Nummer 
vom 4. September nach ausführ¬ 
licher Schilderung all der dort ge¬ 
botenen Herrlichkeiten, auf dem 
Gipfel nationalen Lyrismus' sich 
schaukelnd: 

„Durch die Anwesenheit des Gau¬ 
führers, Sr. Exzellenz Herrn Ge¬ 
neralleutnant W e 11 m a n n, bekam 
der Tag das richtige, zu einer 
Stahlhelmfeier gehörige militäri¬ 
sche Bild, und als Se. Exzellenz 
unter den Klären des Präsentier¬ 
marsches die f^nt abschritt, bot 
sich ein Schauspiel, wie es er¬ 
habener für ein deutsches Herz 
nicht gedacht werden kann.“ 

Und wenn Christus vom Himmel 
herabstiege und zu den Redak¬ 
teuren des „Kurier“ spräche: 
„Kommt zu mir, ihr Kindlein,“ 
auch dieses „Schauspiel“ wäre 
nicht erhabener für das deutscbi 
Herz, das sich in solchen glut¬ 
flüssigen Begeisterungssätzen er¬ 
goß.» 

Auch sonst bietet der Erguß 
Stoff zu schier endlosem Spott 
eines jeden, der sich noch einen 
Rest von Geschmack und Augen¬ 
maß bewahrt hat. Wodurch wird 
der Stahlhelmtag befähigt, ein 
richtiges militärisches Bild zu 
bieten? Durch das Hinzutreten 
eines leibhaftigen, von der Repu¬ 
blik behaglich Pension schlucken¬ 
den Generalleutnants a. D. -- 
Frage:.Was für ein Bild bietet 
der Stahlhelm, wenn dieses not¬ 
wendige und nützliche und von der 
Republik offenbar eigens zu diesem 
Zweck besoldete Ergänzungsstück 
des „Schauspiels“ umständehalber 
einmal nicht dabei ist? 


Uebrigens darf es keinen wun¬ 
dern, wenn der Stahlhelm dem¬ 
nächst -von den Verehrern Wil¬ 
helms II. als unzulänglich beiseite 
geschoben wird; denn für eine 
richtig hohenzollerntreue Sipp¬ 
schaft ist immerhin das Bild des 
entschwebten Monarchen, wenn er 
mit enetj^ischer Geste das nicht 
ganz in ^füllung gegangene Wort 
ausspricht: „Und nun wollen wir 
sie dreschen!“, noch erhabener als 
selbst das Spazierengehen eines 
pensionierten Generals an einer 
Heimkriegerfront zu den Klängen 
des Präsentiermarsches. 

Schließlich: Was wird denn 
eigentlich bei diesem erhabenen 
Schauspiel präsentiert? Doch wohl 
kein Gewehr? Der durchaus fried¬ 
liche und unpolitische Stahlhelm 
hat doch keine Waffen; was also 
sonst? 

Aber -es wird sich wohl kein 
Kundiger finden, der uns dieses 
Geheimnis verrät; wahrscheinlich 
ist es eins, dessen Kenntnis nur 
rär den Mysterienkandidaten be¬ 
stimmt ist und das dem profanen 
Auge des Zeitungslesers, selbst 
wenn es kräftig genug ist. Tag für 
Tag den „Hannoverschen Kurier“ 
zu lesen, nicht ausgesetzt werden 
darf. H. K (H.) 

Innenpolitik des VOtkerbandes 

Der politische Repräsentant Kro¬ 
atiens, der pazifistische Bauern¬ 
führer Raditsch, hat kürzlich in 
einer Rede eine so bedeutsame An¬ 
regung für die Ausgestaltung des 
Völkerbundstatuts gegeben, daß 
man bedauern muß, daß Raditsch 
nicht die Möglichkeit hat, als Dele¬ 
gierter seines Landes seine An¬ 
regung in Genf in Form eines An¬ 
trags zu vertreten. Raditsch for¬ 
dert die Einfügung einer Bestim¬ 
mung in das Völkerbundstatut, die 
den Völkerbund verpflichtet, mit 
seinen Machtmitteln einzugreifen, 
wenn eine demokratische Regie¬ 
rung, die Mitglied des Völker¬ 
bundes ist, durch eine Hot- oder 
Militärclique auf iilegalem Wege 
gestürzt wird. Dieser Vorschlag ist 
offenbar entstanden aus Befürch¬ 
tungen. die Raditsch für den Be- 
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Wie man „vaterlandslos“ wird 

Zur Seelenkunde des Militarismus 

Von Eduard Bernstein 

Die Aechtung des Generals v. Deimling durch drei deutsche 
Offiziersverbände, weil er sich auf den Boden der Republik ^stellt 
und dem deutschen Volk rückhaltlos dargelegt hat, welches Unheil 
ein neuer Krieg über Deutschland bringen würde, fordert, 
sich mit der Geistesverfassung, die aus diesem Akt spricht, 
etwas näher zu befassen. Ist doch diese Geistesverfassung, der Geist 
des Militarismus, nicht dadurch schon in Deutschland überwunden, 
daß es kein Militärstaat mehr ist Man ist fast versucht, das Gegend* 
teil anzunehmen. So intensiv wird dieser Geist in unserm Lanjde 
von Parteien kultiviert, die durch irreführende Darstellung der Ur¬ 
sachen von Deutschlands ungünstiger Weltlage einen erheblichen 
Teil des deutschen Publikums in Bann halten, so anmaßend macht 
er ach in der Literatur breit Viel aufdringlicher spielt er sich 
heute auf, als er dies vor dem; Krieg gewagt hätte. 

Ein überaus bezeichnendes Beispiel dafür finden wir in dem 
Dolchstoß-Buch des Professor Coßmann, das, so wenig es für 
seine These beweist, um so bemerkenswertere Selbstoffenharungen 
des heutigen Militarismus dar bietet 

Zu ihnen gehört der den Abschluß dieses Buches bildende, „Der 
letzte Akt“ übeirschriebene Bericht des Konteradmirals a. D. v. Le- 
vetzow über die Heer, Marine und Regierung betreffenden Vorgänge 
vom Anfang August 1918 bis zum Zusammenbruch des Kaisertums 
in D^tschland. Besonderes Interesse beanspruchen da seine Mit¬ 
teilungen über die im Oktober jenes Jahres gepflogenen Verhand¬ 
lungen zwischen dem Kabinett des Prinzen Max von Baden mit der 
von der Seekriegs leitu ng — Admiral Scheer und Stab — unterstützten 
Obersten Heeresleitung, vor allem Ludendorff. Vom Beginn der zwei¬ 
ten Hälfte des Oktober an stellen sich zwischen der Regierung und 
dtesen Militärs zunehmend stärkere Meinungsverschiedenheiten ein 
über das Maß der Zugeständnisse, zu denen Deutschland sieh be¬ 
hufs Erlangung des von ihm benötigten Waffenstillstandes zu ver¬ 
stehen hate. Die Oberste Heeresleitung, voran Ludendorff, hatte 
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am 29. September dem deutschen Kaiser die Sachlage so dargestellt, 
daß dieser, wie es im Bericht heißt, „mit großem Emsf^ erklärte: 

„Wir haben den Krieg verloren. Ich hatte gehofft und ge¬ 
glaubt, Gott werde es anders lenken.*^ 

Nun vertrat sie aber die Ansicht, es werde, wenn sie die ihr 
vom Kriegsiminister Scheüch grundsätzlich zugesagten Verstärkun¬ 
gen erhielte, möglich sein, „schlimmstenfalls noch den Winter über 
durchzuhalten“. Unter dem Eindruck, der, wie der Bericht sagt, 
in der Kabinettsitzung vom 16. Oktober 1918 von Ludendorff 
in grandioser Darstellung und in „klassischer Form“ gegebenen 
Uebersicht über die Lage habe sich diese „weit günstiger^* darge¬ 
stellt, „als man erwartet hatte“. Beschlüsse im Süine der Hee¬ 
resleitung wurden gefaßt Der Gesamteindruck der Sitzung sei 
„durchaus würdig und erhebend“ gewesen und habe „für die Zu¬ 
kunft das Beste erhoffen“ lassen. Der Chef des Stabes der Hochsee¬ 
flotte wurde unterrichtet, daß der U-Bootkrieg „gerettet“ erscheine. 

Hinterher sind aber Mitgliedern der Regierung offenbar Beden¬ 
ken in der Richtung aufgetaucht, ob man sich nicht durch Luden- 
dorffs „grandiose“ Schilderung der Lage etwas zu weit habe hin- 
redßen lassen. Am 18. Oktober richtete gelegentlich eines Vortrags 
des Admirals Scheer beim Kaiser der Staatssekretär des Auswärtigen, 
Dr. Solf, an den Chef des Stabes der Seekriegsleihii^ beiläufig die 
Frage, ob wohl etwas dagegen einzuwenden sei, daß dem Präsi¬ 
denten Wilson in der Antwortnote mitgeteilt würde, der U-Booßcrieg 
weode fortan nur als U-Kreuzerkrieg geführt werden. Die Antwort; 
war eine schroffe Ablehnung. Aber nicht nur die Herren von der 
Marine verwarft den Gedanken. Als Solf tags darauf dem Kabinett 
den Entwurf einer Note an Präsident Wilson vorl^fte, worin es hieß, 
daß der U-Bootkrieg jetzt nach den Grundsätzen des Kreuzerkrieges 
unter Sicherstellung des Lebens der Nichtkombattanten geführt 
werde, hatte er fast das ganze Kabinett gegen sich. Als erster be^ 
kämpfte ihn der der Fcntschrittlichen Volkspartei zugehörige Vize¬ 
kanzler V. Payer mit großer Schärfe. Der Entwurf bedeute „eine 
vollkommene Chamade“, indem er das bisherige Verfahren als 
rechtlos stempele, der U-Bootkrieg dürfe nicht von vornherein preis¬ 
gegeben werden. Der ganze Ton der Note entspräche auch nicht 
der Stimmung im Lande. Im gleichen Sinne äußerte sich nicht 
minder scharf Staatssekretär Erzberger, der dann den Auftrag er¬ 
hielt, die Note im Sinne des Admirals Scheer umzuarbeiten, der vor¬ 
geschlagen hatte, die Frage des U-Bootkrieges mit der Gewährung 
des nachgesuchten Waffenstillstandes zu verbinden. Von den Staats¬ 
sekretären hatte lediglich Scheidemann Solf gegen Scheer beige¬ 
standen, wofür er es denn auch im Bericht abb^ommt. War Lu¬ 
dendorffs Darlegung das Attribut »grandios“ zuerkannt worden^ 
so wird von ihm gesagt, er habe „in ^magogisch gewandter Replik'* 
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votiert, ,y(iie das Stellen jeder Bedingung unsererseits! als untunlich 
und verhängnisvoll ablehnte“. Sehr demagogisch, in der Tat. 

Indes gewann diese Auffassung schrittweise die Oberhand in 
der Regierung. Nachdem man unter dem Vorsitz des Reichskanzlers 
drei erfahrene Botschafter als Gutachter über die Stimmung des 
Auslands vernommen hatte, schlug schon am Nachmittag des glei¬ 
chen Tages die Stimmung im Kabinett vollständig — der Bericht 
sagt, um 180® — um. „Zu Solf und Scheidemann trat jetzt Erz¬ 
berger, die andern mit seiner Beredsamkeit mitreißend.“ 

. Die führenden Militärs ließen mit ihren Bemühungen nicht nach, 
die Regierung für ihre Auffassung zu gewinnen. Die Wilson-Note 
vom 24. Oktober, die vorbehaltlose Annahme der Waffenstillstands- 
bedingungen forderte, wurde von ihnen als eine Beleidigung hin¬ 
gestellt, auf die eine Abweisung erfolgen müsse, die — so sagt 
der Bericht — „der Ehre des deutschen Volkes und seiner Wehr¬ 
macht zur Genüge Rechnung trüge“. Aber als am 25. Oktober Lu¬ 
dendorff und Hindenburg den Kaiser über den Gegensatz der Auf¬ 
fassungen von Heeresleitung und Seekriegsleitung auf der einen 
Seite und Regierung auf der andern Seite Vortrag hielten, war ihr 
Eindruck der, daß auch dieser „sich dem politischen Standpunkt der 
Regierung angeschlossen zu haben schien“. 

Am Abend des gleichen Tages fand dann noch in der Dienst¬ 
wohnung des Vizekanzlers eine intime Besprechung zwischen diesem 
— der Kanzler war krank — und den führenden Militärs statt, d^er 
auch der Kriegsminister, General Scheüch, beiwohnte. Und nun 
höre man den Bericht: 

„Das Ergebnis war für die Wehrmacht durchaus negativ. Trotz 
der eindringlichen Ausführungen des Generals Ludendorff, denen 
der Oeneralfeldmarschall und Admiral Scheer nachdrücklichst zu¬ 
stimmten, war es nicht möglich, Herrn v. Payer davon zu überzeugen, 
daß die nationale und soldatische Ehre es jetzt gebieterisch von uns 
fordere, die maßlosen Bedingungen Wilsons zurückzuweisen. 

Der anwesende Kriegsminister griff nicht ein. Als die berufene 
Mittelsperson zwischen Kriegführung und Politik, mußte erwartet 
werden, daß er jetzt dem vaterlandslosen Gebaren des 
Vizekanzlers auf das entschiedenste entgegentrat. General Scheüch 
hat dies in schicksalsschwerer Stunde unterlassen. Der Feld¬ 
marschall und General Ludendorft erklärten, daß die Westfront den 
Winter über halten werde. Vergebens! Herr v. Payer wollte den 
Angaben keinen Glauben schenken ... Als im Laufe der Unterhal¬ 
tung von General Ludendorff das Wort ,^Soldatenehre“ fiel, er¬ 
widerte der Vizekanzler: „Ich kenne keine Soldatenehre, 
ich bin ein einfacher, schlichter Bürger und Zivilist. Ich sehe nur 
das hungernde Volk.“ 

Genug. Wer wissen will, was militaristischer Geist als unter¬ 
schieden vom militärischen Geist bedeutet, der kann es nicht unmiß¬ 
verständlicher veranschaulicht finden, als in diesem Satzstück. Hier 
wird das Wort „Vaterlandsloses Gebaren“ kühl von einem Manne 
gebraucht, von dem nicht nur feststeht, daß sein ganzes Leben und 
Wirken durchaus das eines Patrioten im allgemeinbürgerlichen Be- 
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griff des Wortes gewesen ist, sondern von dem der Verfasser weiter 
oben selbst berichtet, wie heftig er noch am 19. Oktober sich gegen 
die Preisgabe des U-Booticrieges aufgelehnt hatte. Daß er tausend)- 
mal recht hatte, wenn er der Behauptung Ludendorffs, die West¬ 
front werde noch den Winter über „durchhalten", keinen Glauben 
schenkte, mag noch ganz dahingestellt bleiben, schließlich stand da 
Meinung gegen Meinung, und es mögen Leute, denen ich die red¬ 
liche Gesinnung nicht absprechen mag, wirklich des Glaubens ge¬ 
wesen sein, daß Ludendorffs Meinung die begrünldfetere war. Aber 
niemand kann bestreiten, daß Payer sich von einer ehrlichen und 
nicht leichtsinnig gewonnenen Ueberzeugung leiten ließ. Selbst 
wenn sie irrig war, würde daher das Wort „vaterlandsloses Geba¬ 
ren" eine durch nichts zu rechtfertigende Schmähung bedeuten. 
Im Gegenteil würde Payer an seinem Lande ein Verbrechen be¬ 
gangen haben, wenn er gegen seine bessere Ueberzeugung diem 
Drängen der Ludendorff und Kollegen nachgegeben hätte. Und 
es ehrt ihn, daß er sich durch das hineingeworfene Wort „Soldaten¬ 
ehre" nicht beirren ließ, sondern seine Anwendung als unangebracht 
schroff abwies. Hier stand das Lebensinteresse der Nation auf 
dem Spiel, und gegen dies gibt es keine „Soldatenehre". 

Wie wenig Ludendorff das begriff, geht unter anderem daraus 
hervor, daß er in jenen Tagen immer wieder das Wort „Siegen 
oder untergehn" zum besten gab, das ja seine Gläubigen auch heut¬ 
zutage gern im Munde führen. Es kam ihm nie in den Kopf, daß 
dies Wort als Parole für ein ganzes Land ein Verbrechen ist 
Wenn einer es braucht, wo nur seine Person in Betracht kommt 
so mag es noch hingehen, obwohl es auch dann vor einer wahr» 
haften Ethik in den seltensten Fällen bestehen würde. Ebenso von 
einer freien Gruppe. Aber ein Land, d. h. ein Volk, kann nicht 
buchstäblich „untergehn", es kann nur in maßloses Elend gestürzt 
werden, und das ist denn auch der wahre Sinn jener schön klin¬ 
genden und von den meisten gedankenlos nachgeplapperten Parole. 

Es hätte in den Herbsttagen 1918 mit einem Wunder zugehen 
müssen, wenn die durch die furchtbaren Niederlagen in Zersetzung, 
begriffene Westfront auch nur Monate noch hätte durchhalten 
können, und es gehörte der Wunderglaube eines Glücksspielers 
dazu, auf diesen dünnen Faden von Möglichkeit hin über ein ganzes 
Volk das Elend eines verlängerten, im letzten Effekt doch aussichts¬ 
los gewordenen Krieges verhängen zu wollen. Aber jemand „va¬ 
terlandsloses Gebaren" vorzuwerfen, weil er sich gegen solchen 
iWahn&inn aufbäumte, dazu gehört nicht das, was, man in un- 
sern Tagen vernünftigerweise soldatische Ehre nennen könnte, 
s\ondern ein militaristischer Geist, der das G^nteil davon ist. 
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Das Schicksal der preußischen 
V erwaltungsreform 

Von Paul Hirsch 

Die Reform der preußischen Verwaltung, ein Problem, das die 
Oeffentlichkeit innerhälb und außerhalb des Parlaments schon 
lange vor dem Kriege beschäftigt hat und dessen Lösung die erste 
Voraussetzung für die Demokratisierung des Staates ist, wird von 
dem jetzigen Landtage nicht mehr durchgeführt werden. So be¬ 
dauerlich es ist, daß eine so wichtige Frage immer wieder vertagt 
wird, so ist es auf der andern Seite doch zu begrüßen, daß das 
Parlament das Stück- und Flickwerk, das die Regierung ihm als 
Abschlagszahlung auf die große Reform unterbreitet hat, nicht 
verabschieden und statt dessen lieber ganze Arbeit machen, ein 
Werk aus einem Guß schaffen will. 

Der Gesetzentwurf über die Vereinfachung der Verwaltung 
sieht die Aenderung einer großen Reihe von Paragraphen des Ge¬ 
setzes über die allgemeine Landesverwaltung, des Zuständigkeits» 
gesetzes und einiger anderer Gesetze vor, aber so umfangreich er 
auch äußerlich ist, so gering ist sein innerer Wert. Es handelt sich 
bei den Reformen im Grunde genommen nur um Kleinigkeiten, die 
großen Fragen werden so gut wie nicht berührt. Insbesondere 
bleibt es ungeklärt, ob eine der beiden mittleren Instanzen, Ober¬ 
präsident oder Regierungspräsident, und gegebenenfalls welche von 
beiden, beseitigt werden soll. Die Regierung steht auf dem Stand¬ 
punkt, daß zurzeit aus zwingenden inneren und äußeren Gründen 
weder der Regierungspräsident noch der Oberpräsident ganz ent¬ 
behrt werden kann, daß; es aber möglich ist, auf diesem Gebiet 
insofern Ersparnisse zu erzielen, als der von der unmittelbaren 
Verwaltungsarbeit entlastete Oberpräsident die Leitung eines Re¬ 
gierungsbezirks übernimmt, wie es der Fall war, bevor die Ausbil¬ 
dung des Oberpräsidenten zur zweiten Instanz einsetzte. Von 
diesen Erwägungen ausgehend, schlägt sie vor, daß der Oberpräsi¬ 
dent an seinem Amtssitz zugleich Regierungspräsident sein soll, 
ein Vorschlag, durch den einige geringe Ersparnisse erzielt werden, 
durch den aber am Wesen der Sache kaum etwas geändert wird 
und das große Problem unberührt bleibt. Es ist deshalb begreif¬ 
lich, daß der Ausschuß des Landtags diese Lösung verworfen hat 
Bei den Mehrheitsverhältnissen ist eine Sinnesänderung auch in 
einem späteren Stadium der Verhandlungen völlig ausgeschlossen. 
Das gleiche trifft zu für die meisten andern Fragen grundsätzi- 
licher Ar^ so daß von dem Regierungsentwurf, wenn er überhaupt 
noch Oesetzesform erlangt, herzlich wenig übrig bleiben dürfte. 
Der Minister des Innern hat denn auch selbst bereits erklärt, daß 
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er auf die Weiterberatung kein Gewicht mehr legt. Das Werk 
kann also heute bereits als gescheitert angesehen werden. 

Dies Schicksal war ihm von vornherein bestimmt. Kaum je¬ 
mals hat ein Entwurf einer Regierung eine so scharfe Kritik auf 
allen Seiten erfahren wie der Gesetzentwurf zur Vereinfachung 
der Verwaltung. Schon der Staatsrat hatte, obwohl er der in 
der Vorlage enthaltenen vorläufigen Regelung mit gewissen Maß¬ 
gaben zustimmte, ^denken dagegen geäußert, daß jetzt eine Teil¬ 
reform durchgeführt wird, die sich nur auf einen kleinen Abschnitt 
der Organisation der preußischen inneren Staatsverwaltung er¬ 
streckt Er hätte vielmehr gewünscht, daß das Staatsministeriiun 
die alsbaldige einheitliche Reform der gesamten Staats- und Kom¬ 
munalverwaltung in der Richtung einer weitgehenden Dezentrali¬ 
sation und Dekonzentration in die Wege leitet, weil nach seiner 
Ansicht nur eine umfassende Neuregelung der Zuständigkeiten, bei 
der die Aufgaben der Zentralinstanzen, und zwar unter Verringe¬ 
rung der Zahl der Ministerien sowie der Aufgaben der Mittelinstanz 
wesentlich beschränkt und die Befugnisse der Lokalinstanz und der 
Selbstverwaltungskörperschaften entsprechend erweitert werden, die 
Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung zur Folge haben 
kann, die im Interesse des Staates angestrebt werden muß. Die 
Durchfühnmg einer verhältnismäßig so geringfügigen Teilreform, 
wie sie der Entwurf enthält, birgt nach der Aeußerung des Staats¬ 
rats auch die Gefahr in sich, daß die zu fordernde große und all¬ 
gemeine Reform auf weitere Zeit vertagt wird. 

Aehnlich der preußische Städtetag, dessen Hauptaus¬ 
schuß in seiner Zusammenkunft in Münster am 27. Mai 1924 fol¬ 
gende Entschließung angenommen hat: 

„Der von der Preußischen Regierung ausgearbeitete Gesetzentwurf 
über die Vereinfachung der Verwaltung läßt erkennen, daß es verfehlt 
ist, an eine Verwaltungsreform heranzugehen, ohne gleichzeitig das 
Endziel festzulegen. Der Entwurf wird daher abgelehnt. 

Der Hauptausschuß des Preußischen Städtetages hält es für not¬ 
wendig, daß schleunigst ein Gesetzentwurf ausgearbeitet und verab¬ 
schiedet wird, der folgenden Hauptgesichtspunkten Rechnung trägt: 

1. Grundsätzlich muß die Verwaltungsreform Staat und Selbstverwal¬ 
tungskörper einheitlich umfassen. 

2. Bei dieser Verwaltungsreform muß die Selbstverwaltung weit¬ 
gehend ausgebaut und den unteren Verwaltungskörpern müssen 
grundsätzlich alle örtlichen Aufgaben als Selbstverwaltungsange¬ 
legenheiten übertragen werden. 

3. Die Staatsverwaltung ist in der mittleren Instanz nicht mehr durch 
Regierungs- und Oberpräsident, sondern ausschließlich durch den 
Oberpräsidenten auszuüben. Die Regierungen fallen fort. 

4. Das Aufrichtsrecht des Staates gegenüber der Selbstverwaltung 
ist gesetzlich zu regeln. Die Aufsicht muß auf das Recht zur 
Beanstandung gesetzwidriger Maßnahmen beschränkt werden. Be¬ 
schwerden über Maßnahmen der Selbstverwaltung sind unter Be¬ 
schränkung auf Nachprüfung der Rechtmäßigkeit im Verwaltungs¬ 
streitverfahren zu entscheiden. An die Stelle der bisher erforder- 
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liehen Genehmigungen und Bestätigungen muß ein nur im Staat* 
liehen Interesse auszuübendes Einsprueh^sreeht der Aufsiehtsbehörde 
treten. Dabei darf der Grundsatz der gleiehmäßigen Behandlung 
aller Städte, aueh der kleineren, in bezug auf die Art der Aufsiehts- 
führung nicht geändert werden. 

5. Für das Verwaltungsstreitverfahren sind selbständige Verwal¬ 
tungsgerichte, getrennt von den Verwaltungsbehörden, zu schaffen.“ 
Wir können nach alledem nur mit dem Staatsrat bedauern, daß in 
dem vorliegenden Gesetzentwurf lediglich ein kleiner Ausschnitt aus 
der Organisation der inneren Staatsverwaltung ziun Gegenstand einer 
bloßen Teilreform gemacht worden ist. Ueberdies sind die nicht sehr 
belangreichen Vereinfachungen des Instanzenzuges, die der Entwurf 
bringt und die darin gipfeln, daß der Oberpräsident im allgemeinen 
als zweite Instanz ausgeschaltet und der Provinzialrat beseitigt wird, 
insofern nicht einmal ganz folgerichtig durchgeführt, als nicht nur das 
Aufsichtsrecht des Oberpräsidenten über den Regierungspräsidenten 
in gewissem Umfange bestehen geblieben, sondern durch § 47a des 
Lanoesverwaltungsgesetzes den Oherpräsidenten neu die Befugnis zum 
Erlaß allgemeiner Richtlinien gegenüber den Regierungspräsidenten 
verliehen und praktisch damit eine zweite Instanz doch wieder ein¬ 
geführt ist. 

Man wird hiernach in der vorliegenden geplanten Regelung nicht 
mehr sehen können als eine nur vorläufige Regelung einiger Einzel¬ 
heiten, während die umfassende planmäßige Verwaltungsreform einst¬ 
weilen als ungelöste Aufgabe der Zukunft verbleibt. 

Endlich hat auch eine Konferenz der Landesdirektoren 
Einspruch erhoben gegen die in der letzten Zeit durch Gesetz» 
gebung und Verwaltung erfolgende Beeinträchtigung der Selbst¬ 
verwaltung der Gemeinden und Gemeindeverbände, insbesondere 
der Provinzialverbände. Die Landesdirektorenkonferenz hat die bis¬ 
her schon von ihr vertretene Ansicht wiederholt, „daß eine starke 
preußische Staatsregierung unter Ablehnung einer Autonomie der 
Provinzen unbedingt erforderlich ist Damit steht aber nicht nur 
die Erhaltung, sondern eine Fortentwicklung der provinziellen 
Selbstverwaltung auf den Gebieten, auf denen eine zentrale Ver¬ 
waltung dtuch Organe der Staatsregierung nicht erforderlich ist, 
durchaus im Einklang^'. Etwa in derselben Richtung bewegte sich 
die Kritik des Landtags. Ein Mann wie Hugo Preub, dessen 
hervorragende Sachkenntnis wohl von keiner Seite bestritten wird, 
betonte mit vollem Recht die Notwendigkeit der Vereinfachung der 
Verwaltung und der Durchführung einer einheitlichen Organisation 
von imten nach oben durch Stärkung der Selbstverwaltung, und 
kl dem vorbereitenden Ausschuß hat er denn auch folgerichtig einen 
Gegenentwurf zu dem Entwurf der Regierung eingebracht, der eine 
organische Reform nach einheitlichen Gesichtspunkten vorsieht. 
Leider hat auch der Entwurf von Preuß trotz der Unterstützung 
durch die Sozialdemokraten und die Kommunisten vor den Augen 
der Mehrheit des Ausschusses keine Gnade gefunden. 

Es erübrigt sich, angesichts der geringen Aussichten auf 
Einzelheit^ der Regierungsvorlage und auf die Beratungen im 
Ausschuß näher einzugehen. Sollen die Arbeiten des Ausschusses 
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nicht völlig fruchtlos gewesen sein, so bleibt in dem jetzigen Stadium 
nichts anderes übrig wie die Annahme von Richtlinien, die der 
Regierung vor Augen führen, in welcher Richtung sich die zu¬ 
künftige Reform der Verwaltung zu bewegen hat. Von demokrati¬ 
scher Seite ist denn auch ein Entschließungsantrag eingebracht, 
der die Regierung ersucht, dem neuen Landtage sobald als möglich 
Gesetzentwürfe vorzulegen, die eine Reform der gesamten Staats¬ 
und Kommunalverwaltung in einheitlichem Geiste und nach fol¬ 
genden Richtlinien zum Ziel haben: 

1. Im Zusammenhänge mit der Sicherung und Wiederverselbständi- 

f ung des kommunalen Finanz- und Steuerwesens sind bisher vom 
taate verwaltete Angelegenheiten den Kommunalverbänden, in 
erster Linie als Selbstverwaltungsangelegenheiten, ausnahmsweise 
auch als Auftragsangelegenheiten, zu übertragen. 

2. Zwischen der Zentralverwaltungsinstanz einerseits und den Kreis- 
verwaitungsbehörden andererseits ist nur eine staatliche Behörde 
als einzige Mittelinstanz zu bestellen. 

3. Diese einzige Mitteiinstanz ist der Oberpräsident; die Behörde 
des Regierungspräsidenten ist zu beseitigen. 

4 . Die staatliche und kommunale Provinzialverwaltung ist in eine 
möglichst enge Verbindung zu bringen. 

5. Die technischen, staatlichen Lokalbehörden sind, soweit sie nicht 
durch Uebertragung ihrer Aufgaben an die Selbstverwaltung in 
die Kreiskomm unaiverwaltung eingereiht werden, in eine engere 
Verbindung mit dem Landrat zu bringen. Dabei ist die Zu¬ 
sammenlegung kleinerer Landkreise zum Zweck der Bildung 
leistungsfähiger Kommunalverbände zu erstreben. 

Die hier aufgestellten Richtlinien decken sich im wesentlichen 
mit den Bestrebungen des früheren Staatsministers Dr. Drews, 
dessen Verdienste um die Reform der inneren Verwaltung Preußens 
heute leider nicht genügend gewürdigt werden. Es wäre zu wün¬ 
schen, daß der neue Landtag eine Zusammensetzung aufweis^ die 
entschlossen und fähig ist, mit dem Wust von veralteten Bestim¬ 
mungen aufzuräumen und eine großzügige Reform durchzuführen, 
damit die Gedanken der Stein und Hardenberg endlich nach mehr 
als hundert Jahren verwirklicht werden. Die Sozialdemokratie 
wird an einem solchen Werke freudig mitarbeiten. 


Rationalisierung der Industriewirtschaft 

Von Dr. R. v. Ungern-Sternberg 

In der Inflationszeit bestand für die Industrie absolut keine Veran¬ 
lassung, über die Wirtschaftlichkeit ihrer Betriebsweise nachzudenken, 
denn spielend leicht fielen ihr riesige Papiermarkjgewinne zu. Das ist 
heute, wo die Ware wieder den Käufer suchen muß, anders geworden, 
und es beginnen sich daher wieder Bestrebungen zu regen, die darauf 
abzielen, eine grötere Rationalität in der Industriewirtschaft durchzu¬ 
führen. 

Als ein Mittelpunkt dieser Bestrebungen ist das „Reichskuratorium 
für Wirtschaftlichkeit in Industrie und Handwerk“ zu betrachten, das 
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Mitte 1921 gegründet worden ist und eine Reihe von technisch-wissen¬ 
schaftlichen Organisationen, wie den „Normenausschuß der deutschen 
Industrie“, den „Ausschuß für wirtschaftliche Festigfung“, die „Arbeits¬ 
gemeinschaft deutscher Betriebsingenieure“, den „Hauptausschuß für 
wärmewirtschaft“, den „Ausschuß für technisches Schulwesen“ u. a, 
in sich vereinigt. Ziel aller dieser Veranstaltungen soll neuerdings „die 
Mobilisierung der Wissenschaft für den industriellen Wettbewerb“ sein 
— und wer wollte bezweifeln, daß nichts den technischen und wirt¬ 
schaftlichen Fortschritt mehr fördern kann, als eine praktische Aus¬ 
wertung wissenschaftlicher Errungenschaften. Nur begehen gerade die 
Kreise, die als Förderer dieses Fortschritts auftreten, den Fehler, daß 
sie den Begriff der „Wirtschaftlichkeit“ sehr einengen und ihn nur auf 
das technische und betriebswirtschaftliche Gebiet angewendet wissen 
wollen, woraus sich ergibt, daß die „Mobilisierung der Wissenschaft“, 
den Intentionen des Reichskuratoriums nach, sich nur auf die technischen 
Wissenschaften erstrecken soll. Kennzeichnend für diese absichtliche Ein¬ 
schränkung des Betätigungsgebietes war z. B. auch die Tatsache, daß 
der stellvertretende Vorsitzende des Kuratoriums in der letzten Sitzung 
ausdrücklich versicherte, daß die Arbeiten des Kuratoriums „nichts mit 
Planwirtschaft“ zu tun hätten, woraus zu erkennen ist, wie sehr ge¬ 
wisse Kreise der Industrie selbst den Bestrebtmgen des Reichskuratoriums 
ablehnend gegenüberstehen, weil sie die Befürchtung hegen, — diese 
Erörterungen über „Wirtschaftlichkeit“ müssen über kurz oder lang er¬ 
neut planwirtschaftliche Gedanken wachrufen. Und sie haben recht, 
diese fortschrittfeindlichen Skeptiker! Wenn überhaupt eine Mobili¬ 
sierung der Wissenschaften zwecks Stärkung der industriellen Wett¬ 
bewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt angestrebt wird, so müßte selbst¬ 
verständlich in erster Linie die Nationalökonomie mobilisiert werden, 
müßten vor allem wirtschaftsorganisatorische Fragen gelöst werden, — 
kurz, es wäre darüber zu verhandeln, wie man die menschlichen und 
sachlichen Produktionskräfte, über die Deutschland verfügt, so organi¬ 
siert, daß die Warenerzeugung mit den geringsten volkswirtschaftlichen 
Selbstkosten vor sich gehen kann. Um das durch ein beliebig heraris- 
gegriffenes Beispiel zu erläutern: es ist, volkswirtschaftlich l^trachtet, 
ein Unfug, wenn von einigen hundert Papierfabriken fast jede eine ganze 
Reihe von Papiersorten herstellt. Dadurch wird bewirkt, daß die Preise 
für eine bestimmte Papiersorte dauernd erheblich über dem Preis¬ 
niveau liegen müssen, das von einem für die Herstellung der betreffenden 
Papiersorte bestens geeigneten Werk, bei Aufrechterhaltung einer nor¬ 
malen Rentabilität, zu berechnen wäre. Es ist doch einleuchtend, daß 
bei einer Spezialisierung der einzelnen Werke eines Industriezweiges 
aut die Fabrikation einer oder einiger Typen der betreffenden 
Warengattung, die Herstellung mit sehr viel geringeren Selbstkosten, 
also vtel billiger zu stehen kommen muß, als wenn jedes Werk sich 
immer wieder auf eine neue Fabrikation umstellen muß. Der gesamte 
Industriezweig würde also bei einer Spezialisierung nach 
Werken viel konkurrenzfähiger sein, als wenn die Werke alle mitein¬ 
ander fast alle Sorten und Typen erzeugen. 

Nun liegt es auf der Hand, daß eine Auseinandersetzung zwischen 
den einzelnen Werken und Firmen eines Industriezweiges über die 
Spezialisierung nur dann mit Erfolg Zustandekommen kann, wenn eine 
Zentralstelle geschaffen wird, in der, außer den Vertretern der be¬ 
treffenden Industrie, Vertreter der Behörde an leitender Stelle stehen. 
Ferner können begründete Entscheidungen über Spezialisierung und Um¬ 
schichtung im Rahmen eines Industriezweiges nur getroffen werden 
an der Hand einer Gegenüberstellung, der Selbstkosten¬ 
berechnung der einzelnen Werke für ein bestimmtes Er¬ 
zeugnis. Hier beginnen scheinbar unüberwindliche Schwierigkeiten, so- 
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lange man auf dem Standpunkt steht, daß auch eine amtliche Stelle 
keinen Einblick in die sogenannten Geschäftsgeheimnisse, in die Kalku¬ 
lation haben darf. Es ist aber gar nicht einzusehen, warum die Durch- 
sichtigmachung der Selbstkostenberechnung einer t^hördlichen Instanz 
gegenüber eine so unglaubliche Zumutung sein soll, während wir doch 
alle dem Finanzamt gegenüber, was Einkommen und Vermögen anbe¬ 
langt. Rede und Antwort stehen müssen! 

Meines Erachtens kann es keinem Zweifel unterliegen, daß in 
Deutschland so eine wirtschaftsorganisatorische Umgestaltung in den 
meisten Industriezweigen sehr wohl durchführbar ist und der Widerstand 
kurzsichtiger Interessenten diese Maßnahmen wohl auf gewisse Zeit 
hinauszögern kann, niemals aber sie endgültig zum Scheitern bringen 
wird, denn sie liegen auf der Linie der wirtschaftlichen Entwicklung. 
Ein gut organisiertes und fortschrittlich geleitetes Unternehmen braucht 
die Oberleitung einer neutralen Instanz auch gar nicht zu fürchten. Seine 
Anlagen und sein organisatorischer Aufbau werden selbstverständlich un¬ 
angetastet bleiben, und nur hinsichtlich des Fabrikationsprogramms 
wird es den Weisungen der Oberleitung zu folgen haben. Dagegen 
werden rückständige Betriebe allerdings vor die Frage gestellt werden, 
entweder durch technföche und organisatorische Besserungen ihre Selbst¬ 
kosten dem durchschnittlichen Stande anzugleichen, oder abzubauen und 
ihre Produktionsquote besser organisierten Werken zu überlassen. 

Es wäre übrigens ein Irrtum, wollte man annehmen, daß eine Ver¬ 
ständigung über die J<larlegung der Salbstkostenberechnung und Speziali¬ 
sierung allenthalben auf unüberwindliche Schwierigkeiten stoßen würde. 
Wenn ein entsprechendes Gesetz bestünde, so würden in den stark 
zentralisierten, großbetrieblich ausgestalteten Industriezweigen die 
maßgebenden Firmen sehr bald zu einer Verständigung gelangen, weil 
ohnehin einer vom anderen recht gut weiß, wie groß die Selbstkosten 
in den einzelnen Spezialitäten sind und welche Fabrikation jeder Firma 
besonders gut liegt. Auch die Aufteilung des jeweiligen Produktions¬ 
programms unter die einzelnen Mitglieder der betreffenden Industrie¬ 
gemeinschaft würde vermutlich viel glatter vonstatten gehen, als 
man vielfach annimmt. Daß durch so eine Zusammenfassung aller maß¬ 
gebenden Werke eines Industriezweiges zu einem, hinsichtlich der Pro¬ 
duktion und des Absatzes, einheitlich geleiteten Gebilde sehr große Er¬ 
sparnisse erzielt werden können, geht schon daraus hervor, daß bereits 
gegenwärtig die Privatwirtschaft grundsätzlich, in der Form von hori¬ 
zontaler Konzentration, dieselben organisatorischen Ziele verfolgt. Die 
ganze skizzierte Umstellung bedeutet im Grunde nichts anderes, als eine 
Ausgestaltung und Uebertragung von Maßnahmen, wie sie innerhalb 
eines horizontal gegliederten Konzerns ergriffen werden, auf einen ganzen 
Industriezweig. ' 

Ist erst einmal ein Industriezweig produktionswirtschaftlich plan¬ 
mäßig durchgebildet, so wird sich die Notwendigkeit, den Absatz- 
gemeinsam zu organisieren, zwangsläufig ergeben. Die ge¬ 
samte Erzeugung wird an ein gemeinsames Zentrallager abzuliefern sein, 
das den Vertrieb zu besorgen hat. Welch eine enorme Kostenersparnis 
hiermit erzielt wird, liegt auf der Hand. 

Vom Standpunkt der deutschen Industriewirtschaft, als Ganzes be¬ 
trachtet, sind cliese wirtschaftsorganisatorischen Fragen logischerweise 
den tecnnischen und betriebswirtschaftlichen Fragen voranzustellen, sie 
sind ihnen vorgelagert. Und erst nachdem sie eine befriedigende Lösung 
gefunden haben, werden die Ergebnisse der technischen und betriebs¬ 
wirtschaftlichen Forschung eine praktische Auswirkung in größerem 
Maßstabe erfahren können. Klange das aber nicht der Fall ist, wird 
die Privatwirtschaft immer danach trachten, durch Preiserhöhungen und 
Lohndrückereien, statt durch wirtschaftliche Festigung rentabel zu bleiben. 
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Auf die gegenwärtige Wirtschaftslage, die durch eine fortschreitende 
Absatzkrise gekennzeichnet ist, bezogen, ist hinsichtlich des planwirt* 
schaftlichen Gedankens zu sagen, dao seine Verwirklichung in der un¬ 
mittelbaren Gegenwart insofern unzweckmäßig wäre, als man richtig 
tut, abzuwarten, bis die Krise sich ausgewirkt hat und alles, was aus der 
Inflation geboren und nicht lebensfähig ist, von der Bildfläche ver¬ 
schwunden sein wird. Dann aber wird der Zeitpunkt gekommen sein, 
an die Ordnung der industriellen Zustände in dem Sinne, wie ich das an¬ 
gedeutet habe, unverzüglich heranzugehen. 


Ein deutscher Professor auf dem Kriegspfad 

Von Dr. C. Mierendorff * 

In dem klangreichen Echo, das dem Dawes-Bericht folgte, fiel ob 
ihres Pathos und der Person ihres Trägers eine Stimme ;auf, die sich in 
Kassandratönen gegen ihn erging. Es handelt sich um Professor 
Bernhard Harms, Professor der Nationalökonomie und Chef des 
Instituts für Weltwirtschaft und Seeverkehr an der Kieler Universität. 
Eine beachtliche Stimme, ein Mann von Rang, dessen Kritik nicht von 
parteiischem Vorurteil getrübt zu sein schien. „Wird der Dawes-Bericht 
Wirklichkeit,“ so schrieb er, „so stürzt nicht nur Deutschland in neues 
Unglück, sondern auch der Wiederaufbau Europas wird in weite Ferne 
gerückt“; schärfer konnte man wohl in der Ablehnung kaum Posto fassen. 

Man ist skeptisch geworden bei den Stimmen der deutschen Wissen¬ 
schaft, denn sie wurden vergeblich erwartet in den Zeiten, da sich die 
schwierigsten wirtschaftspolitischen Fragen bergehoch türmten. Man 
durfte um so erstaunter sein, Leute, die sich damals Weder in Sachen der 
Reparationen noch der Währung, noch der Arbeitszeit oder was da sonst 
war, geregt hatten, plötzlich auf den Plan treten zu sehen, um über 
das Geschehene schulmeisterlich Zensuren auszuteilen. 

Herrn Harms schien es angebracht, sich zunächst mit einer Kritik 
an der Rentenmark zu versuchen. Er erklärte sie für ungefähr eine 
Katastrophe. Der Streit um die Rentenmark ist heute eine rein aka¬ 
demische Angelegenheit, gleichgültig, ob sie ein „Wunder“ ist, wie die 
einen behaupten, oder eine exakte, sozusagen mathematische Angelegen¬ 
heit (2 mal 2 = 4), wie die etwas weniger mystisch angewandelten Volks¬ 
wirtschaftler behaupten — es wird wohl die richtigere Deutung sein —, 
uns genügt sie, weil mit ihrer Hilfe endlich die Stabilisierung der 
Währung erreicht wurde. , ' 

Gegen beide, Rentenmark und Dawes-Bericht, begab sich Professor 
Harms auf den Kriegspfad. Er hat der deutschen Wirtschaftswissen¬ 
schaft damit zu einer schweren Schlappe verholfen. Denn was 
ergab sich bei näherer Prüfung? 

Professor Harms schrieb gegen die Rentenmark, um sich sagen zu 
lassen, daß er z. B. von den österreichischen Preis- und Konjunktur¬ 
verhältnissen keine Ahnung hatte (der Chef eines Instituts für Welt¬ 
wirtschaft!). Um zweitens erst im Verlauf der Diskussion sich die 
grundlegende Kenntnis von der Golddiskontbank zu verschaffen. Und, 
was der Gipfel war, er zog aus, um die Inflation: zu bekämpfen, die er 
bereits en vogue sah, und kehrte heim mit dem Schlachtruf: Es lebe 
die Inflation! Nun kann man sich wohl in Details ärren — obwohl das 
auch einem Geheimrat der Wirtschaftswissenschaften nie passieren 
dürfte -r-, aber „aus der Studierstube treten und die Alarmglocke läuten“, 
wie Herr Harms von sich sagt, weil die Rentenmark (an sich!) die 
„größte Inflation der Weltgeschichte“ ist, um nachher unverfroren „zu¬ 
nächst“ 500 Goldmillionen neuer Zahlungsmittel (nicht Kredite!) zu 




808 


Die Sozialdetnakratie Schwedent 


fordern und ohne auch nur anzudeuten, aus welcher nichtinflatorischen 
Quelle sie geschöpft werden sollen; die „Alarmglocke läuten“, weil die 
Preise steigen, um nachher Maßnahmen zu fordern, daß sie nicht sinken 
— das dürfte selbst für ein deutsches Publikumsgemüt etwas viel sein. 

Dieser Professor, gesegnet mit so viel Konsequenz luid Sachverstand, 
versuchte sich nun an den Dawes-Bericht. Aber er schrieb über ihn, 
ohne die epochalen Bestimmungen des Transfer, d. h. der Währungs- 
Stabilität (als conditio sine qua non reparationes) und der Feststellung, 
daß die Keparationen nur aus dem Aus fuhr übersdiuß bezahlt werden 
können, auch nur mit einem Wort Erwähnimg zu tun. Von welcher 
Sachkunde er aber bei dem Rest seiner Darstellung getragen war, be¬ 
weist der Umstand, daß seines Wissens die deutsche Handelsbilanz „be¬ 
kanntlich immer passiv“ gewesen sei. Wo doch zum allgemeinen Skandal 
längst vom Stati^ischen Reichsamt hätte festmstellt werden müssen, 
daß die dort „ermittelten“ Statistiken des deutschen Außenhandels für 
1922/23 falsch, wenn nicht gefälscht, waren. 

Was soll man zu einer wissenschaftlichen Kritik sagen, die sich 
auf solchem Boden aufbaut? Doch nicht genug damit: Prof. Harms hat 
sich sein Urteil über den Bericht am 9. April — wie er selbst ausdrück¬ 
lich bemerkt —, das heißt, er verdammte den Dawes-Bericht, ohne ihn 
überhaupt zu kennen!, gebildet. Denn am Abend des 9. April war in 
ganz Deutschland erst die Hälfte eines Auszugs (!) einer Telegraphen¬ 
agentur (!) verbreitet. Die Publikation des Wortlautes (in der l/eber- 
setzung) dauerte bis in die letzte Aprilwoche hinein. Was sagt man 
zu einem solchen Verfahren? Ist das Wissenschaftlichkeit oder sen¬ 
sationslüsterner Tagesjournalismus? Selbst Helfferich, der doch immerhin 
den Politiker als Entschuldigungsmoment für sich in Anspruch nehmen 
konnte, wartete mit seiner Stellungnahme bis zum 18. April! 

Alle diese Dinge sind Prof. Harms kürzlich in der „Kieler Volks¬ 
zeitung“ Ptmkt für Punkt nachgewiesen worden. Glaubt jemand, daß 
er es bis heute für nötig beftmden hätte, sidi darob zu rechtfertigen ? 

Ein deutscher Professor scheint das nicht nötig zu haben. Ein deut¬ 
scher Professor glaubt sich dazu berechtigt, das deutsche Volk mit Hilfe 
seiner Autorität (die nebenbei bemerkt, für den Kenner durch und 
durch brüchig ist) zu einem der verhängnisvollsten Schritte bewegen 
zu können, ohne für eine solche Frivolität sondergleichen Rede und 
Antwort zu stehen. ' 

Aber was könnte er schließlich auch antworten? 

Man wird aus diesem Fall Harms die Lehre ziehen müssen, und künftig 
sogenannten wissenschaftlichen Eleboraten mit allem erdenklichen Miß¬ 
trauen zu begegnen. Wenn das die Frucht des Aufwandes für Seminare 
und Lehrstühle ist, den sich das deutsche Volk von seinem Schweiße 
abringt, entweder gar nicht (wie in der Inflation) oder gar falsch (wie 
bei Harms) beraten zu werden, sollte es die Ausgaben für diese wirt¬ 
schaftswissenschaftliche Disziplin besser sparen. 


Die Sozialdemokratie Schwedens 

Von Gösta Langenfeit 

Für den, der in das Wesen der modernen sdiwedischen Volks¬ 
bewegung tiefer eindringen will, als es die landläufijge äußerliche bür- 
gerliäe Auffassung tut, hat bisher beinahe alles gefehlt. Die 
Schul- und Universitätsbildung hat wenigstens keinen Einblick 
in die Voraussetzungen der Arbeiterbewegung gegeben, und das 
Spezialistentum, das in den letzten Jahren an den Universitäten üblich' 

S rden ist, ließ dem Durdischnittsstudenten keine Stunde für soziales 
en übrig. Es ist daher eine Freude, diese Lüdke durdi Gerhard 


Die Sozialdemokratie Schwedens 


809 


Magnussons veröffentlidite Arbeit „Die Sozialdemokratie Sdiwe- 
dens‘‘*) ausgefüllt zu sehen; bisher sind zwei Teile erschienen, die die 
Zeit bis 1910 behandeln imd voraussichtlidi mit einem dritten fortgesetzt 
werden. 

August Palm war der erste, der kein „Intellektueller“ war und 
der Schwedens Arbeitern die Botschaft von der modernen europäischen 
Arbeiterbewegung brachte. 1881 spridit er zum ersten Male in Malrnq 
luid beginnt damit die Agitationsreise seines Lebens. Erst mit Gründung 
der Zeitung „Social-Demokraten“ am 25. September 1885 — mit armseligen 
108 Kronen — fliegen seine Gedanken hinaus zu den Tagelöhnern. Die 
Sozialdemokratische Vereinigung, die es bereits 1882 in der Hauptstadt 
gab, verriet eine allzu heterogene soziale Zusammensetzung. Mit Ausnahme 
der Gnmdlage zu einer Gewerkschaftsorganisation, die am 30. Dezember 
1881 mit einem GewerkschaftsausschuB in Stockholm gelegt wurde und 
die sidi dann rasch entwickelte, kann man die politische Organisation 
als Partei erst zu Ostern 1889 ansetzen. Es dauerte alk) acht Jahre, um 
einen ersten Vortrupp von Arbeitern zu Hammeln. Aber welche ereignis^ 
reidien acht langen, sdiweren' Jahre! Die Staatsgewalt hatte nichts da¬ 
gegen, Märtyrer einer Volksbewegung zu sdiaffen, und versudite in 
jeder Weise, der unangenehmen Bewegung zu Leibe zu gehen. Die Seiten 
über das Unverständnis, dem die Pioniere der Arbeiterbewegung in 
diesem Jahre nicht nur von Seiten des Staates, sondern auch von Seiten 
der AriJeitgeber imd Privaten begegneten, gehören zu den dunkelsten 
unserer sozialen Geschichte. 

Schwungkraft und geistigen Spielraum gab dem sozialdemokratischen 
Ehirchbruch die Gedankenrichtung, die den verketzerten Namen der „Acht¬ 
ziger Jahre“ trägt, jener Jahre, die im ganzen Norden durch eine allge¬ 
meine zielbewußte Radikalisierut^ der Politäc, des Denkens, der Literatur 
und der Kunst gekennzeichnet waren. Ebensowenig wie jetzt war die So¬ 
zialdemokratie damals Agitationsergebnis, sondern entsprach durchaus 
dem, was die Massen spontan wollten, wofür ihnen jedoch die Form fehlte; 
aber trotzdem wurde die Bewegung günstig durch» den Radikalismus der 
achtziger Jahre gefördert. Die Diskussionen des liberalen Uppsaler 
Vereins „Verdandi“ und sein mannhaftes Eintreten für Meinung- und 
RectefreihiJt waitn unter anderm eine kraftvolle Stütze. Dazu kam, daß 
die sozialdemokratische Bewegung solche glänzenden Führertalente wie 
Axel Danielsson und Hjalmar Branting mustern konnte. 
Der erste impulsiv, anfeuernd und weghereitend wie kein anderer, der 
letztere Scharf unterscheidend, urteilsklar ruhig und vorausschauend; da¬ 
durch erhielt die Bewegung bald eine Höhe, eine Weite und Breite, um 
die sie von den soziaMemokratischen Bewegungen anderer Länder mit 
Recht beneidet wurde. 

Das also war das Erdreich, die allgemeine Auflockerung des sozialen 
Gewissens der Nation, aber die Hülle, die Staatsorganisation, veiliielt 
sich noch steinern abwartend. Erst 1896 gelangte nach den allgemeinen 
Wahlen der erste Sozialdemokrat in den Reichstag, dem bei der Jahr¬ 
hundertwende drei weitere Genossen folgten. Die Anzahl der Wahl¬ 
berechtigten betrug 1872 nur 5,6 Proz, der ganzen Volksmenge und 
22 Proz. aller mündigen Männer. Man sieht ohne weiteres ein, weshalb 
die Stimmrechtsforderung — die einzige Forderung auf den Fahnen des 
1. Mai — den Arbeitern so wichtig War. Doch war bereits vor Aende-< 
rung der Volksvertretungsform auf einer sogenannten freisinnigen Ver¬ 
sammlung in Oerebro 1850 „ein Antrag auf ein Wahlgesetz und eine 
neue Reichstagsordnung“ angenommen worden, „die das Wahlrecht für 
jeden Mann über 21 Jahre und jeden im Kreise ein Jahr angesessenen 
enthielt“. 


*) Gerhard Magnusson, Sodaldemokraüen i Sverign. I. II. P. A. Norstedt & Söners Förlag, 
Stockholm. 
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Der Erweiterung und Gründung der Partei 1889 war eine innere 
Mission in Schrift und Rede vorausgegangen. Besonders bedeutungsvoll 
wurde für Südschweden die Leistung des jungen Stilkünstlers und weit- 
siditigen Politikers Axel Danielsson in „Arbetet“, welche Zeitung 
in Malmö 1887 gegründet wurde. Sein Parteiprogramm war es auch, 
das 1897 angenommen wurde. Früher hatte die schwedische Sozialdemo¬ 
kratie sich nach dem deutschen Gothaer Programm von 1875 gerichtet, 
aber als dieses in seinem eigenen Lande modernisiert und durch das Er¬ 
furter Programm ersetzt wurde, formulierten die Schweden im Vorsommer 
1897 ihr eigenes: ein Aktenstück von großer politischer Tiefe, das seine 
Dauerhaftigkeit in den wechselnden Umwälzungen und Kämpfen der 
Jahre bewies. 

Die behördliche „AnklagewuF*, wie das damalige Schlagwort -lautete, 
legte sich gegenüber den sozialdemokratischen F&rern keinen Zwang 
auf; die Anzahl der verhängten Gefängnisstrafen und Bußen erreichte 
eine schwindelnde Ziffer an Monaten und Kronen, und viele Männer der 
Bew^^ng verloren ihre Gesundheit während der wiederholten Haftver¬ 
büßungen oder mußten vor der Zeit fort. 

Die Gewerkschaftsbewegung machte raschere Fortschritte 
als die politische. Bereits 1886 war der erste Gewericsdiaftskongreß abge¬ 
halten worden, dem weitere schnell folgten. Der örtlichen Gewerkschafts¬ 
bewegung und später den großen Berufsverbänden über ganz Schweden 
fehlte doch eine einheitliche Zentralorganisation und erst 1898 wurde die 
„Landesorganisation Schwedens“ gegründet. Aber es be¬ 
steht kein Zweifel, daß die politische Organisation ihre Kraft aus der 
gewerkschaftlichen schöpfte, und in jedem Falle wurde nach Einführung 
der Maikundgebungen 1890 der erste Mai der einheitliche Versammlungs¬ 
tag für Politiker und Gewerkschaftler. Der Normalarbeitstag, der nodi 
leidensdiaftlidi diskutiert wurde, stand vom allerersten Anfang an auf 
dem Programm. 

Die neunziger Jahre wurden vor allem durch mangelhaft vorbereitete 
und schlecht durchgeführte Streiks beeinträchtigt, die nur die wirt¬ 
schaftliche Kraft der Arbeiter schwächten und einer der jüngeren Bega- 
bimgen der Partei, Thorsson aus Ystadt, trat dieser Verschwendung 
von Zeit und Geld auch kräftig entgegen. Das erste Jahrzehnt des 20. Jahr¬ 
hunderts wurde seinerseits durch schwere Aussperrungen gekennzeichnet. 
So bezahlte die Landesorganisation 1903 Unterstützungen von 3 500 000 
Kronen, von denen die Aussperrungen drei Viertel, die Streiks nur einsi 
verschlang. 1904/1905 waren gleich; im letzteren Jahre wurden 2 200 000 
Kronen an Aussperrungsunterstützungen und nur 600 000 Kronen an 
Streikbeiträgen ausgezahlt. Man darf auch nicht vergessen, daß der 
Generalstreik im Jahre 1909 nichts anderes war als die Antwort auf die 
Aussperrung der Arbeitgeber, eine Tatsache, die allerdings immer mehr 
in den Hintergrund geraten ist. 

Ein besonders interessantes Kapitel betrifft die Jugendbewe¬ 
gung. Die sozialistischen Jünglingskreise der neunziger järe entarteten 
um die Mitte des Jahrzehntes zu Intelligenz-aristokratischen Arbeiterklubs, 
wo man mit den größten philosophischen und literari^en Namen der 
Geschichte um sich warf. Allmählich trat eme Wendung ein und hieraus: 
entstand 1897 eine Jugendbewegung, die die sozialistische,- nicht die so¬ 
zialdemokratische genannt wurde. Auf diesem Herd der Ji^end begann 
der stets an den Grenzen des Sozialismus umhertaumelnde Quasipolitiker 
Hinke Bergregren seine anarchistischen Mördchentheorien zu schmie¬ 
den, die nicht das mindeste mit Sozialdemokratie zu schaffen hatten cxier 
haben. Auch nach einer Trennung 1903 setzte der Jungsozialianus seine 
Wirksamkeit innerhalb der Partei fort, bis die Herren 1906 resolut an 
die Luft befördert wurden. Eine Schilderung, wie die neue Jugendbewe- 
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gung gegen die verantwortliche Parteileitung zu frondieren versudite, 
gehört der Zeit nach IQIO an. 

Das Hauptergebnis der zweiten Periode (1900—1910) ist der Ge¬ 
neralstreik von 1909. Schon früher hatte man einen Generalstreik 
versucht, der jedoch politischer Färbung war, und zwar im Jahre 1902, 
als.man für einige Tage die Arbeit vollständig niederlegte, um mit Nach¬ 
druck für eine Reform in der Stimmrechtsfrage einzutreten. 1909 da¬ 
gegen war es die spontane Antwort aufi den Druck von seiten der Arbe|t-( 
geben Die Solidarität und der Opferwille, die man damals in den Reihen, 
der Arbeiter verspürte, die Kaltblütigkeit und die Besonnenheit, die ihn 
Auftreten in diesem monatelangen Kampf kennzeichnete, wurde auch von 
der schwedischen Presse ohne Rüdesicht auf ihren Standpunkt und nochl 
mehr von der des Auslandes anerkannt. i 


ln diesem Zeitraum spielt auch der sozialdemokratische Studenten-j 
verein in Uppsala ,.Laboremus“ eine hervorra^nde Rolle, und eine Reihe 
späterer sozialdemokratischer Politiker u. a. Rickard Sandler, An¬ 


ders Gerne xxnd Arthur Engberg sind aus dieser Schule hervor¬ 
gegangen. Diese oberschwedische Fabian Society konnte ihre aktive 
Stärke nicht immer auf gleicher Höhe halten und nach einer Blüteperiode 
in den letzten Vorkriegsjahren und den darauf folgenden ist sie auf das 
Niveau eines lokalen Diskussionsklubs herabgesunken. Die Schonensche 
Universität Lund hat auch eine ähnliche Organisation gehabt, deren hervor¬ 
ragendste Namen die des Professors Bengt Lidforss, des früheren 
lustizministers Oesten Unden und des Reichstagsabgeordneten Ernst 
W i g f o r s s sein dürften. 


Der letzte Zeitraum in der Gesdiidite der schwedischen Arbeiter- 


bewMTing, die Periode von 1910—1920 wird zum größten Teil von einer 
fortsdireitenden Zersplitterung gekennzeidinet, die von der sogenannten 
Stormklodce-Gruppe ausging; diese stützte sich auf die sozialdemokratisdie 
Jugendbewegung, der die alten Führer nicht genügend „radikal“ waren 
imd die in ihrem Organ ,,Stormklockan“ offen oder verkappt gegen ein 
gewericschaftliches und politisches Papsttum hetzten. Nach einer gefähr¬ 
lich langen Nachsiditigkeit von seiten des Parteivorstandes kam es auf 
dem Parteikongreß 1917 zur Spaltung, auf dem die Heißsporne sofort eine 
linkssozialistis^e Partei organisierten und in den russischen Führern 
der Kommunistenrevolution von 1917 ihre Seelenverwandten fanden, um 
sdiließlich ganz von der Internationale der Bolschewisten aufgenommen 
zu werden. Auf einen Madhtspruch von Moskau her 1920 sonderte sich 
eine Gruppe ab, nadidem sie ein unsicheres Dasein geführt hatte, und ging 
im Jahre 1923 von neuem in die große sozialdemokratische Partei auf. 
Bereits 1917 nahmen jedoch die parteitreuen Mitglieder des Jugendklubs 
eine neue Jugendbewegung auf, die im Anfang nadi ihrem Mittelpunkt 
die Eskilstuna-Bewegung genannt wurde, und diese gewinnt in den 
Reihen der Arbeiter-Jugendbewegung andauernd an Boden. 


Der Krieg hatte auch innerhalb der alten Partei eine Scheidung, 
verursadit, indem sich die wesentlich größere Mehrheit Brantings Parole 
gegen die Hohenzollern, den hungrigen Imperialismus und die Demokra¬ 
tiefeindlichkeit des offiziellen Deutschlands anschloß, während eine Min¬ 
derheit mehr oder weniger offen ihre Sympathie für die „germanischen“ 
Stammesgenossen bekannte, ja sogar die Teilnahme am Kriege auf 
Deutschlands Seiten predigte. Jetzt darf wohl gesagt werden, daß der 
Ausschluß, der damals gegen drei deutschgesinnte sozialdemokratische 
Theoretiker verhängt wurde, genau genommen, weder mit dem Partei¬ 
programm noch mit marxistischen Lehren begründet werden konnte. 


Eine Streitfrage des ganzen Zeitraumes, des Ministersozialis¬ 
mus, d. h. in wie weit es zweckmäßig sei, daß Sozialdemokraten am 
Berat^gstische des Königs Platz nähmen, erhielt nunmehr eine prak- 
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tische Lösung. Im Oktober 1917 traten nämlich vier Sozialdemokratea alf 
Mitglieder in ein liberal-sozialistisches Koalitionskabinett ein. Damit er¬ 
hielt die sozialdemokratische Partei Gelegenheit zur Regierungsveraht- 
wothing, und dies brachte für die ganze kommende Entwicklung sehr be¬ 
deutende Konsequenzen mit sich, imn kann sagen, daß die Partei aus 
der imfruchtbaren Opposition herauskam, die oft die sozialdemokratische 
Politik imserer Tage auszeidinet, und positive Aufgaben in der Staats¬ 
kunst zu übernehmen begann; die Entwicklung ging weiter nach Sprengung 
der Koalition 1920, als unter Brantings Leitung ein ganzes sozialdemokra¬ 
tisches Kabinett gebildet wurde. Allerdings ging dies nach den Wahlen 
im selben Herbst ab, gelangte aber nach einem ^ahre wieder zur Macht. 
Im Frühjahr v. J. stürzte es über seine Politik in der Arbeitslosenfrage,' 
wird aber von neuem jetzt um die Macht kämpfen. 

Die sozialdemokratische Partei war auch im Anfang des Zeitraumes 
1910—1920 im Reichstag ziemlich schlecht vertreten, während die Libe¬ 
ralen bei der Wahl ün Jahre 1911 mit einer überraschenden Mehrheit 
hervorgingen. Bereits 1914, nach der bekannten Einmischung des Königs 
in die Verteidigimgspolitik des liberalen Ministeriums mit darauffolgender 
Reichstagsauflösung, war der Reichstag mehr als zur Hälfte rot uiui 
seitdem hat die Partei ihre Stellung als die größte des Reichstags behalten. 


Die Tragödie Nittis 

Von Victor Schiff 

Francesco NUtl; .Die Tragödie Europas — und Amerika?' — Prant^furter 
Societdtsdruckerei, O. m. b. H., Abt. Buchvtriag. Frankfurt a. M. 

Es ist dies nun das dritte Werk, das der frühere italienische Mini¬ 
sterpräsident seit seinem Sturze im Winter 1922 hat erscheinen lassen 
und in dem er an den politischen und wirtschaftlichen Verhältnissen 
Europas, so wie sie der w^eltkrieg hinterlassen und die Friedensdiktate 
von 1919 verschlimmert haben, unerbittliche Kritßc übt. Es ist allerdings 
nicht zu leugnen, daß nur sein erstes Buch „Europa senza pace“ („Das 
friedlose Europa“) wirklich sensationell gewirkt hat. Das lag eben daran, 
daß zur Zeit seines Erscheinens der Verfasser noch ein verhältnismäßig 
frisch gestürztes Regierungshaupt war, das wenige Monate vorher in der 
höchsten Instanz der Alliierten Sitz und Stimme besessen hatte und von 
dem man annehmen konnte, er würde bald wieder von seinem Volke 
berufen werden, einen entscheidenden Einfluß auf die Geschicke Europas 
auszuüben. 

Außerdem erregten die Anklagen und Enthüllun^n dieses ersten 
Buches damals um so größeres Aufsehen, als die übrigen Regierun^n 
und Völker noch weit mehr als heute in der Atmosphäre und in den Qe- 
dankengängen der ersten Nachkriegszeit befangen waren; eine englische 
Arbeiterregierung erschien damals noch als ein ferner Traum, an eine Be¬ 
seitigung der französischen Mehrheit des Nationalen Blocks war damals 
flicht zu denken — und so leuchtetetr die Warnungen und Bekenntnisse 
Francesco Nittis wie ein erster Hoffnungsschimmer in dunkler Nacht. 

Aber schon das Erscheinen des zweiten Nittischen Buches („Der 
Niedergang Europas. Die Wege zum Wiederaufbau“) erregte dieses 
ungeheure Interesse nicht mehr: die siegreiche Welle des Fascismus hatte 
den tatsächlichen Einfluß Nittis in seinem eigenen Lande wesentlich zu¬ 
rückgedrängt, an seine Wiederkehr an die Macht war vorläufig nicht 
zu denken, zumal das Mussolini-Regime unerschütterlich schien. Andrer¬ 
seits aber waren die Ideen, die Nitti in seinen Büchern entwickelt hatte. 
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inzwischen in immer weitere Kreise der Weltmeinung gedrungen. Der 
ebenfalls gestürzte Ministerpräsident Lloyd George begann ähnliche Qe- 
dankengänge publizistisch zu verbreiten. Und schließlich, wenn wir uns 
nicht täuschen, war dieses zweite Buch im wesentlichen nur eine Samm¬ 
lung bereits erschienener Zeitungsaufsätze. 

Alle diese Gründe tragen nun dazu bei, das Interesse der Oeffent- 
lichkeit auch und erst recht für das dritte Buch Nittes zu vermindern, 
das soeben auch in deutscher Uebersetzung erschienen ist: „Die Tragödie 
Europas — tmd Amerika?“ 

Inhalt und Zweck dieses Buches sind bereits in dem Titel deutlich 
zum Ausdruck gebracht. Nitti geht von dem politischen und wirtschaft¬ 
lichen Chaos aus, das die Ruhroesetzung in Europa geschaffen hat, und 
versucht vor allem, die öffentliche Meinung Amerikas aufzuklären und 
aufzurütteln, sie an ihre Pflicht zu ermahnen, wieder aktiv in Europa 
einzugreifen, um dessen Kultur und Wohlstandsreste zu retten, nachdem 
es in so entscheidender Form im Weltkriege eingegriffen, sich aber 
später unter Hinterlassung eines moralischen und materiellen Trümmer¬ 
haufens von dem „Irrenhaus“ wieder zurück^zogen hat. 

Die Anklagen, die Nitti STCziell gegen Poincare und seine Ruhr¬ 
politik erhebt, sind von unerbittlicher Schärfe. Er spart weder mit Super¬ 
lativen noch mit Verbalinjurien. Aus der leklenschaftlkhen, zum Teil 
vielleicht übertriebenen Wucht seiner Angriffe gegen Frankreich entnimmt 
man die Absicht, auf das amerikanische Lesepublikum, für das diese 
Schrift hauptsächlich bestimmt ist, mit denselben psychologischen Mitteln 
einzuwirken, die die Entente-Propaganda während des Krieges jenseits 
des Ozeans mit so großem Erfolg betrieben hat. Für europäische, ins¬ 
besondere politisch geschulte Leser ist der Ton des Buches vielleicht 
etwas zu derb und sein Inhalt sogar zuweilen oberflächlich. 

Hinter dieser schäumenden Leidenschaft verbirgt sich aber die 
Tragödie einer gepeinigten Seele: die Bücher Nittis ent¬ 
springen letzten Endes nur den Oewissensqualen eines Staatsmannes, der 
sich selbst während des Krieges mit aller Hingabe einer Sache gewidmet 
hatte, an deren Gerechtigkeit er glaubte, von deren Erfolg er einen Fort¬ 
schritt der Menschheit erwartete, und der nun schaudernd erkennt, wohin 
dieser Erfolg geführt hat. Trägt er auch nicht einen unmittelbaren An¬ 
teil an diesem moralischen Schiffbruch der Siegermächte, so fühlt er sich 
offenbar als ehemaliger Entente-Minister mitverantwortlich- für die Tra¬ 
gödie Europas. Und so wie nach ihm Lloyd George in seinen bekannten 
Zeitungsartikeln sein Gewissen befreien wollte, so empfand der ungleich 
weniger belastete Nitti den inneren, unwiderstehlichen Drang, der Welt 
— vor allem der Neuen Welt — die Sünden der siegesberauschten 
Entente zu beichten. 

Vielleicht ist Nittis Zweck insofern erreicht worden, als der Um¬ 
schwung in der öffentlichen Meinung Amerikas, der sich soeben auf der 
Londoner Konferenz durch Wiederteteiligung an den europäischen An¬ 
gelegenheiten manifestiert hat, möglicherweise zum Teil seinen aüfrütteln- 
den Aufsätzen zu verdanken. Die deutsche Uebersetzung seiner „Tra¬ 
gödie Europas“ kommt aber, das muß offen ausgesprochen werden, zu¬ 
mindest inaktuell, um nicht zu sagen inopportun. Er selbst scheint 
dies empfunden zu haben, als er in einem Nachwort auf den Umschwung 
hinwies, den die französischen Wahlen gebracht haben. Vielleicht hätte 
Nitti selbst der Drucklegung dieser deutschen Uebersetzung widerraten, 
wenn er das Ergebnis der Londoner Konferenz mit ihren sicheren Aus¬ 
sichten auf Ruhrräumung und Wiederherstellung des wirtschaftlichen 
und politischen Friedens Europas gekannt hätte. Denn jetzt gilt es 
für europäische denkende Menschen — und zu denen ist Francesco Nitti 
in erster Linie zu zählen —, abzuwiegeln und nicht dem Zorn und 
der Leidenschaft, mögen sie noch so berechtigt sein, freien Lauf zu lassen. 
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Allein in dieser Unzeitgemäßheit des Nittischen Buches liegt ein 
Stück Drama. Dieser Schrittmacher des Friedens wird durch 
die Ereignisse überholt. Er selbst lebt als Flüchtli^ im Auslande, sein 
Einfluß im eigenen Lande hat nicht einmal mehr genügt, um Min vor den 
fascistischen Mörderbanden zu schützen. Allerdings scheint es auch in 
Mussolinien zu dämmern. Vielleicht ist der Tag nicht mehr fern, wo dieser 
aufrechte bürgerliche Demokrat und Friedensfreund seine kluge Ideen 
wieder als aktiver italienischer Staatsmann in die Tat wird umsetzen 
können, neben Herriot und MacDonald, für die er jedenfalls ein viel 
würdigerer und genehmerer Partner wäre als Mussolini. 

Daß es überhaupt zu einer so langen und verhängnisvollen Unter¬ 
brechung dieser nützlichen Tätigkeit kam, die Nitti im Interesse Europas 
entfalten wollte, ist ein Kapitel für sich, das hier mit einigen Worten be¬ 
rührt werden muß. Nitti ist seinerzeit durch die italienische 
Sozialistenpartei gestürzt worden, die damals unter dem un¬ 
heilvollen bolschewisierenden Einfluß Serratis stand. Er ist jener 
einfältigen Theorie geopfert worden, daß das Bürgertum eine „einzige 
reaktionäre Masse** sei. Auch als er im Frühjahr und Sommer 1922 
von den breiten demokratischen Massen des italienischen Volkes als der 
Führer wieder in den Sattel gehoben werden sollte, der allein der wach¬ 
senden Flut des Fascismus Einhalt gebieten konnte, ist seine Rückkehr 
zur Macht an der Weigerung Serratis, ihn zu unterstützen, gescheitert- 
Nittis Sturz und die Verhinderung seiner Wiederkehr, däs war die einzige 
positive Leistung der — ach so revolutionären — italienischen Partei, als 
sie noch unter Serratis doktrinärer Führung stand. Und dann kam der 
Fascismus. 

Es gibt aber audi bei uns Serratianer, die aus der Geschichte nicht 
lernen wollen und für die das Bürgertimi eine „einzige reaktionäre Masse** 
ist, die Kommunisten hingegen nur irregeleitete Klassenbrüder sind. 

Die Tragödie Nittis ist nicht nur ein Stück der Tragödie der 
italienischen Arbeiterklasse — sie ist auch ein Stüde der Tragöidio 
Europas! 


Hugo Breitner 

Von Bruno Frei 


Von einem hohen Beamten des Berliner Zentralwohnungsamtes 
wurde ich einmal gefragt: wie kommt es, daß die Wiener wieder 
Häuser bauen können, während wir in Berlin an den Wohnhausbau nicht 
einmal denken können. Ich antwortete: Breitner. 

Dieser Name würde ausreichen, um ein Dutzend ähnlicher Fragen 
zu beantworten. Warum mußten die Berliner städtischen Unterneh¬ 


mungen verselbständigt werden — und die Wiener nicht? Warum 
Jcostet eine Straßenbah^nfahrt in Berlin 15 Pfennig — in Wien nur 10? 
Warum gibt es in Wien Geld für Schulreform, für Kinderheime, für 
die Verbesserung der Straßenbeleuchtung, für Volksgesundheit, Volks¬ 
unterricht und Volkswohlfahrt? Die Antwort auf diese Fragen lautet: 
Breitner. 

Wer ist Hugo Breitner? Der sozialdemokratische Finanzreferent 
der Gemeinde Wien. Sein Name wird geschichtlich werden. Er ist 
der erste sozialdemokratische Finanzminister, der Gelegenheit hatte, 
schöpferische, positive, aufbauende Arbeit zu leisten — und diese ohne 
Kompromisse, ohne Pakeleien, ohne Kuhhandel. Sondern mit Talent. 

Einen Verrat hat Stadtrat Hugo Breitner begangen: Er war 
Bankdirektor und hat die Welt der Bankdirektoren verraten, um nichts 
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dafür einzutauschen als die Freundschaft der Arbeiter. Er war Fleisch, 
vom Fleisch des Kapitalismus. Darin liegt die wichtigste Wurzel seiner 
Erfolge. Er kennt die Schliche und Drehs der Geschäftsleute. Er ver¬ 
waltet die Geschäfte des Stadtstaates Wien — denn Wien ist nach der 
neuen Verfassung ein Bundesstaat für sich — wie ein auf seinen Profit 
eifersüchtiger Bankherr seine Geschäfte. Er kennt sich aus. Er behan¬ 
delt die Herren der Großbanken, die Herausgeber der großen Zeitungen, 
die Fabrikdirektoren und Nachtlokalbesitzer, wie man sie überall be¬ 
handeln müßte, aber wie sie kein Bürokrat der Welt je zu behandeln 
wagte. Die Steuerhoheit des Landes Wien gibt ihm die Möglichkeit 
dazu. Zum erstenmal wird hier eine Finanzpolitik betrieben, die von 
dem Grundsatz beseelt ist: die Besitzenden müssen zahlen, damit die Be¬ 
dürfnisse der Allgemeinheit befriedigt werden. Die Reichen, die es 
so herrlich verstehen, sich vor der Steuerpflicht dem Staate gegen¬ 
über zu drücken, müssen dem Breitner ihren Tribut zahlen. Da gibt es 
kein Entrinnen. Eine Hausgehilfin kostet Steuer, ein Auto kostet Steuer, 
ein Hund kostet Steuer, Inserate, Bankgeschäfte, Luxuslokale, Trinken, 
Tanzen — der ganze Bequemlichkeits- und Vergnügungsbetrieb unseres 
lieben Bürgers, die Bedienung seines hochheiligen Bauches, wird von 
Breitner kontrolliert. Von Rothschilds Haushalt wird erzählt, daß der 
Antrag gestellt wurde, ein Güterauto von der Automobilsteuer zu be¬ 
freien, da für das zahlreiche Personal ein Lebensmitteltransportauto un¬ 
entbehrlich sei.... Das Auto wurde freigegeben — aber gleichzeitig die 
Hausgesindesteuer der Familie Rothschild von Amts wegen überprüft 
und entsprechend erhöht. Mir ist der Fall eines Fachzeitungsherausgebers 
bekannt, der wegen der Bemessung der Inseratenabgabe unzufrieden war. 
Er wollte ,,sich’s richten“. Er schrieb an „Genossen Breitner“ und 
gab sich als Parteimitglied aus. Freudestrahlend erzählte er eines 
Tages es habe gewirkt, Breitner habe ihn schon rufen lassen. — Später 
stellte sich heraus, daß der gute Mann alle Ursache hatte, über diese 
Unterredung nichts verlauten zu lassen. Breitner wusch ihm, als an¬ 
geblichen Parteigenossen, mit einer so gründlichen Offenheit den Kopf 
— wie es eben unter Parteigenossen, nicht aber unter Zeitungsheraus¬ 
gebern üblich ist — so daß dieser sich beeilte, der ungemütlichen Ver¬ 
wechslung zu entrinnen. 

Wie arbeitet Breitner? Reisende des Klosterneuburger Lokalzuges 
erzählen, daß jeden Tag knapp vor Abfahrt des Zuges ein Mann mit 
einer großen Tasche gelaufen kommt, sich in eine Ecke drückt, unge¬ 
heure Aktenpakete ausbreitet und die 12 Minuten Fahrt bis zur Ankunft 
im Franz-Josefs-Bahnhof intensiv arbeitet. Dieser Mann ist Breitner, 
der draußen in Weidling ein Häuschen besitzt. So führt Hugo Breitner 
auf seinen Knien im rollenden Eisenbahnzug die Korrespondenz einer 
Millionenstadt. Er beantwortet jeden Brief persönlich und erledigt jede 
Beschwerde selbst. Daher kommt es, daß noch nie ein Angriff gegen 
ihn gelungen ist, trotz dem begreiflichen Haß, trotz Verleumdung und 
Verfolgungswut der schwer getroffenen Bourgeoisie. 

Breitner hat ein einfaches Mittel, die Bevölkerung aufzuklären: er 
teilt mit, daß für die vielen Milliarden Lustbarkeitsabgabe, die dieses oder 
jenes Theater zahlen mußte, das neue Volksbad in Favoriten erbaut, oder, 
daß für die Millionen Hausgehilfenabgabe des Baron Reizes die Rathaus¬ 
turmuhr erneuert wurde. Dagegen ist nichts zu sagen. 

Zwei Zwecksteuern ermöglichen die soziale Fürsorge und den 
Wohnungsbau: die Fürsorgeabgabe, die jed%r glückliche Betriebsbesitzer, 
und die Wohnbauabgabe, die jeder glückliche Wohnungsbesitzer entrichten 
muß. Selbstverständlich um so mehr, je glücklicher er ist. 

Ueber Mangel an Feinden kann sich Breitner nicht beklagen. Sie 
möchten ihn am liebsten aufhängen und zqr Sicherheit gleichzeitig ver- 





brennen. Er ist ein lebendiger Kronzeuge dafür, daß sie Fälscher, Heuch* 
ler und Schwindler sind und daß man auch — nein, daß man n u r — 
sozialistisdi verwalten kann. Er beteiligt die Gemeinde an Aktiengesell¬ 
schaften. Bei ihm ist alles teuer für die Reichen und billig für die 
Armen. Er ist im landläufigen Sinne ungerecht — weil er in höherem 
Sinne gerecht ist. Ist nicht die „Objektivität'^ die alles mit dem gleichen 
Maßstab mißt, ungerecht? Breiter ist dem Bürgertum ein Greuel. Man 
dichtet ihm, dem gütigen und bescheidenen Freund aller Bedrängten, 
Grausamkeit und Sadismus an. Man findet, daß er die sozialdemokra¬ 
tische Partei mit Oemeindegeld ausfüttere, daß er 30 000- Agitatoren 
aushalte. Sie wissen nicht, daß die Zahl seiner freiwilligen Agitatoren 
Millionen beträgt. 

Ein führender Politiker einer der oppositionellen Parteien des 
Oemeinderates erklärte mir: es werde nidits anderes übrig bleiben, als 
den Zimmermann (den Oeneralkommissar des Völkerbundes) auf Breitner 
zu hetzen. Wenn die Gemeinde soviel Geld habe, dann müsse sie dem 
Staate zu seiner Sanierung helfen. Schon wetzen sie den Dolch, um den 
verhaßten Arbeiterführer unschädlich zu madien. Vor kurzem wurde in 
Wien folgendes Scherzbild sehr belacht: Bimpfl trifft seinen Freund 
Dimpfl splitternackt aus dem Rathaus kommend. Sonderbare Marken 
kleben auf seinen allerwertesten Vorder- und Hinterteilen. Entsetzt 
erkundigt sich Bimpfl nach dem Unglück seines Freundes. Worauf 
Dimpfl zu jammern anfängt: „Der Breitner, na selbstverständlich; jetzt 
hat er mi net nur splitternackt ausgezogen, sondern audi’s Wasser 
und’s Gas abgesperrt ..." 

Der Rathaussadist Breitner hat ein gütiges Herz für die Leidenden. 
Ich besuchte vor einiger Zeit in Lussingrande (Italien) das Seehospiz 
der Gemeinde Wien für lungengefährdete Kinder. Der Verwalter er¬ 
zählte: Das Haus war verfallen, schon seit 1914 nicht bewirtsdiafteL 
Vorher hausten Nonnen dort und erzogen die armen Kinder zu Aiigen- 
verdrehen und Hallelujabeten. Im Gemeinderat wurde der Antrag ge¬ 
stellt, das Heim wieder in Betrieb zu nehmen und es zu einem modernen 
Erholungsheim zu gestalten. Breitner sagte: Für kranke Proletarierkinder 
haben wir immer Geld. Hunderte todgeweihte Kinder wurden dort seither 
gesund gemacht. 

Weich gegen die Fürsorgebedürftigen und unerbittlich gegen die 
Pflichtvergessenen, so ist Breitner zum Gewissen der Stadt geworden. 
Die Arbeiter Wiens. sind stolz auf ihren Führer, von dem mandie 
auswärtigen und ausländischen Genossen vieles lernen könnten. 


Die Kraftsparwohnung 

Von Päul Westheim 

Bruno Taut hat die Gewohnheit, ab und zu einen Einfall zu 
haben. Obzwar er’s als Architekt gar nicht nötig hätte. Aber sdieinbar 
kann er’s nicht lassen, trotz der Ungelegenheiten, die er noch jedesmal 
davon hatte. Mal muß es ihm passieren, daß er von Scheerbart oder 
sonstwem hört, der Mensch der Zukunft werde nur noch im Glashaus 
sitzen, und schon hat er sich (wie andere im Glas) am Glase berauscht. 
Dann meint er, es ginge nicht mehr anders, die Städte müßten mit „Wahr¬ 
zeichen", mit j^Stadtkronen" versehen werden, wobei er sich wohl selbst 
zum Stadtkronisten bereitgefunden hätte. Eines schönen Tags erfindet 
er das Luftschloß, stellt sich um auf Sterndom und KristaTlpyramide. 
Und eines noch schöneren Tages kommt er darauf, daß man Fassaden zur 
Abwechslung mal wieder bunt anstreichen könnte, was, hastdunichtgesehen. 
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„Aufruf zutn farbigen Bauen“, Propaganda für ein Hausanstreicheil 
en gros und mit Methode zur Folge hatte. Wie's bei ihm nun mal so ist^^ 
immer gleich „Bewegung“, „Kulturform“ oder, auf gut berlinisch: 
Fimmel. Erst der Glasfimmel, dann der Farbfimmel, und jetzt ... 

I * 

Jetzt also hat er wieder mal seinen Einfall gehabt. Der, um es gleich 
zu sa|^en, viel ausgefallener hätte sein können. Er hat sogar mancherlei 
für sich, weshalb in den letzten 25 Jahren diverse andere: Lichtwark, 
Schultze-Naumburg, Muthesius, die Werkbund-, die Kunstwart-, die 
Dürerbundleute ihn auch schon gehabt haben. Taut hat nämlidi raus¬ 
gefunden, daß wir in unsem V&^hnungen viel zu viel unnützen Kram 
rumstehen hätten, der bloß Arbeit und Aerger mache und überdies zu 
75 Prozent geschmacklos sei. Davon sei die Wohnung zu säubern, wo¬ 
durch sie erstens mehr „den Raum als solchen zur Geltung bringe“, 
zweitens überhaupt schöner werde, drittens weniger Kummer mache, 
sechstens und letztens eine großartige Möglichkeit zur Bewirtschaftung im 
Taylorsystem abgebe. Rabiat, wie er gleich wird, möchte er am liebsten 
das ganze Haus gleich zum Fenster rausschmeißen. Alles, was als Sitz-, 
Schlaf-, Koch- und Eßgelegenheit für den Bewohnungszweck nicht un¬ 
bedingt erforderlich, was nicht niet- und nagelfest ist, muß, wie’s in dem 
Buch heißt, das er aus dem Einfall gemacht hat („Die neue Woh¬ 
nung — Die Frau als Schöpferin“; Leipzig, Klinkhardt & Bier¬ 
mann), raus oder soll, soweiFs nicht ganz unabkömmlich ist, in Wand¬ 
schränke verstaut werden. Das Ideal ist, wenn man will, die expressio¬ 
nistische Bühnendekoration: leerer Raum mit nichts. Große, lichte Sdilaf- 
zimmer? Unsinn, sagt der Taut „4ie Kabinen der Dampfer und der 
Schlafwagen sprechen schon dag^en“. Selbst das Bild (das in die 
„Bilderkiste“ kommt), sogar die Tapete an der Wand, alles, was ge¬ 
wissermaßen betriebswirtschaftlich sich nicht rentiert, ist unnütz und des¬ 
halb dieser Puristerei zu viel. So, in dem Stil, wird die ganze Wohnung 
kultiviert, bis der Gipfel: die Stimmung „der Dynamo- und Schalthalle 
des Kraftwerkes“ auch innerhalb der häuslichen vier Pfähle erreidit ist. 
Und wenn wir erst so weit sind, wenn die ganze Wohnung in Wand¬ 
schränken untergebracht ist und gar nichts mehr rumsteht, dann — gibt’s 
auch nichts mehr zum Abstauben. Dieses Staubwischen vor allem will 
Taut aus der Welt reformieren. Nicht weit er für verstaubte Wohnung 
wäre, vielmehr, weil er Kräfte, schöpferische Kräfte der Frau freimachen 
will. Energien, darin muß man ihm unbedingt beipflichten^ die bislang 
mit dieser Staubwischerei vergeudet wurden, werden nun frei, für andere, 
höhere Zwedce frei. Es ist in der Tat die Befreiung der Frau — wenig¬ 
stens vom Staubwischen. 

Immerhin, Zweck ist wohl nicht der eigentliche Lebenszweck. Trotz 
Taylor benimmt sich der Mensch häufig noch so hahnebüchen zwecklos, daß 
die Götter selbst vergebens dagegen kämpfen. Man weiß, der Zweck 
der Ehe ist das Kind. Nun soll es noch immer — sogar in dieser fort¬ 
geschrittenen Zeit noch! — Vorkommen, daß sozusagen auch ohne diesen 
ausgesprochenen Zweck die Ehe konsumiert wird. Es kommt wirklich vor. 
Gelegentlich mal. Obzwar es nicht zu entschuldigen und auch nicht recht 
einzusehen ist, warum die Leute sich den Umstand machen. Der richtige 
Zweckmensch, dem so was in die praktische Vernunft nicht rein will, 
wird dazu bloß sagen: unnötige Bemühung ... Und er hat ja auch recht, 
das wahre Taylorsystem ist das gewiß noch nicht. 

• 

Einer meiner Bekannten hat in seiner Wohnung einen der drei chine¬ 
sischen Lohans, die Perzynsky s. Zt. in China auf der „Jagd nach Göt¬ 
tern“, wie sagt man doch gleich?, gefangen hat. Was er eigentlich damit 
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macht, da er als Frankfurter Kaufmann Buddhas doch nidit anbetet, 
jtveiB man nicht recht. Ich vermute, er wird sich den großen Keramik* 
Buddha zuweilen ansehen. Was freilich einen besonderen Zwedc audi 
nicht hätte. Vielleicht, nehmen wir’s der Einfadiheit halber mal an, hat 
auch er einen Fimmel: statt sich schöpferisch zu betätigen, die Wohnung 
aufzuräumen, an die Rationalisierung seines vermutlich nicht kleinen Haus* 
halts zu denken, macht's ihm Spaß, den Lohan anzugucken. Ihn jeweils 
nach Gebrauch in die von Taut propagierte „Bilderkiste“ zu verstauen, 
hat er als zu beschwerlich aufgegeben. Sonst hätte er sidi einen kleinen 
Hebekran zulegen müssen, was immerhin beigetragen hätte, seiner Woh¬ 
nung etwas mehr von der Stimmung der Kraftwerk-, Dynamo- und 
Schalthalle zu geben. Aber das AbstauMn dieser dreiviertel Meter hohen 
Statue? Nun, wie ich den Mann kenne, würde er, um seinen Lohan zu 
bewirtschaften, wenn's eine Frau allein nicht schafft, auch noch eine 
zweite dazu heiraten. 


Vor 15 Jahren ist bei Kühtmann in Dresden so ein meschuggenes 
Buch: „Die Kunst des Schmückens'^ erschienen, in dem zwei Leute aus 
Sachsen, ein Herr Knoll und ein Dr. Reuther, sich vor allem „das Zweck¬ 
gebilde Frauenkleid“ vernahmen. Und da fanden sie denn bei einer 
recht weitgehenden Untersuchung, die sie bis zur „unorganisch ge¬ 
schmückten Leibwäsche“ führte, daß — wie sogar durdi farbige Abbil¬ 
dungen belegt wird — die Mode in Sachsen unendlich organischer ist 
als die aus der Rue de la Paix. Da, in Paris, soll’s noch Hüte geben 
— wie zweckwidrig und widerwärtig! — mit „Bändern, die nichts binden, 
und Schließen, die nichts schließen'. Aber audi sonst hatten sie so man¬ 
cherlei Zweckwidriges auf dem Herzen. Zum Beispiel das Denkmal 
Augusts des Starken, der, wie sie behaupten, auf einem Postament sitzt, 
das nicht nur schlecht gestaltet ist, sondern auch den eigentlichen Zweck 
des Denkmals: besagten August von vorn und hinten kennen zu lernen, 
vereitele. Auch mit Michelangelo haben sie nicht viel im Sinn. Weil er 
nämlich die Deckengemälde der Sixtina an — die Decke gemalt hat. 
Deckengemälde, sagen sie, seien überhaupt sinnlos: „Wie lächerlich würde 
man sich machen, wollte man etwa ein Kunstblatt (womit nicht meine 
Zeitschrift gemeint ist) an der Decke seines Zimmers anheften.“ Außer¬ 
dem sei es „eine Rücksichtslosigkeit gegen den Beschauer“, woran ,,audi 
die Tatsache nichts ändert, daß selbst ein Michelangelo eine seiner größten 
Schöpfungen der Nachwelt in so verfehlter räumli^er Anlage hinterlassen 
hat“. Na ja, hätte Michelangelo s. Zt. an die Herren KnoU und Reuther 
aus Dresden gedacht, so hätte er, wovon ich fest überzeugt bin, sich die 
ganze Mühe nicht gemacht. Taut, unnötig es zu sagen, ist nicht Knoll 
und ist nicht Reuther; er ist nicht nur gegen die Deckengemälde an der 
Decke, sondern, wie gesagt, auch gegen die Bilder an der Wand. Erstens 
wiederum wegen des Staubwischens, zweitens wegen des Raumzurgeltung- 
bringens, und drittens, weil, wie er uns belehrt, ,,mechanisch durch Pendel¬ 
versuche erwiesen sei, daß von jeder künstlerischen Darstellung, auch 
von Reproduktionen, ganz bestimmte differenzierte Strömungen aus¬ 
gehen“. Gewiß, wenn man manchmal so mitansehen muß, was bei den 
Leuten so rumhängt, möchte man schon mit Taut die Wände hochgehen 
und nicht nur in die Bilderkiste verbannen, sondern gleich kurz und klein 
schlagen. Vielleicht ist das der Koller, der durch jene „differenzierten 
Strömungen“ erregt wird. Es scheint zwar, daß manche A^nschen — ich 
kenne eine ganze Menge — mit Wonne geradezu in solchen differenzierten 
Strömungen schwelgen. Mag sein, daß das ein Laster ist, wie Ziga¬ 
rettenrauchen etwa, von dem ja auch wissenschaftlich feststeht, daß es 
Lunge und Geldbeutel ruiniert und das man trotzdem nicht läßt. Aber 
.... so ist der Mensch. 
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Nichts für ungut, mein lieber Taut, mir scheint überhaupt. Sie refor¬ 
mieren an der Hauptsache vorbei. Das Störendste an der Wohnung ist 
am Ende der Bewohner. Braucht der auch weniger abgestaubt zu werden, 
so macht er doch am meisten Wirtschaft, unnütze Wirtschaft. Schmeißen 
Sie ihn vor allem zum Fenster raus! Meinetwegen auch, da Sie so sehr 
für Bauen und Umbauen sind, fangen Sie damit an, ihn umzubauen. 
Haben wir erst den homme machine, an dem bloß der Schalthebel anzu¬ 
drehen ist und der nach Bedarf des Architekten funktioniert, so geht's 
vielleicht auch ohne Ihre neue Kraftsparwohnung. Und es wäre sdion 
recht human, wenn Sie sie uns ersparen könnten. Von Kaserne haben wir 
einstweilen noch genug. — — Nochmals: nichts für ungut, bis zum, 
so Gott will, nächsten Einfall. 


Vor zehn Jah ren 

Von Oskar 'Maurus Fontana 


I. 

Präsentierungskommission. 

In der Nacht heulen die Schiffe, der Klagelaut der Sirenen wirft 
sich durch die burgartig ansteigenden Häuser der Stadt. Am Tage bricht 
der Ruf in die dicke Schwüle. Immer kommen jetzt Schiffe, sogar die 
großen Lloyddampfer, die sonst den Kriegshafen mieden, und sind 
schwarz von Menschen, Männern. Keine Frau ist darunter. Alle Dampfer 
kommen von Norden. Nur einer schleppt sich von Süden herauf — ein 
unheimlich trauriger Anblick. Er ist leer, auf dem Verdeck irren ein 
paar Menschen umher, ratlos. Ein Mann im. hellen Sommeranzug lehnt 
sich an die Brüstung, eine Frau in lichten Kleidern steht neben ihmw 
Sie haben die Gesichter des Nordens und blicken fremd auf das Gewühl 
des Molo. Die Augen der Frau sind glanzlos und leer. Ich habe die 
Empfindung, als ich sie da oben stehen sehe, es ist die letzte Frau, eä 
ist die Frau, die vor den Männern, die vor den Soldaten, die vor dem 
Kriege flüchtet. 

Männer ringsum. Auf dem Marktplatz, wo sonst nur kleine beladene 
Esel in sanfter Melancholie trabten, knattern nun Automobile, hier nie 
zuvor gehörte, ja Auto-Omnibusse, und schütten ihre Last von Männern, 
von Einrückenden aus. Alle die Männer lärmen, alle die Männer singen. 
Das Theater ist zum Quartier der neuen Soldaten geworden. Auf dem 
Platze sammeln sich Fuhrwerke, die kleinen Karren der Dalmatiner, 
Tag für Tag, immer mehr. Eines Tages rollen sie weg, zu Mittag, lang¬ 
sam, ein Wagen hinter dem andern. Etwas vom Etappentrainzug Mostar 
steht auf kleinen Täfelchen jedem unter dem Wagenende. Junge Bur¬ 
schen sind die Kutscher. Die Stadt steht bei der Abfahrt. Wagen hinter 
Wagen verschwindet langsam auf der Bergstraße. In einer halben Stunde 
ist auf dem großen Platz nur mehr verschüttetes Stroh und Pferdemist. 
Mir ist, als sei die Stadt, als sei das Land plötzlich ärmer geworden; 
Und ich kann es nicht wegtun, mir ist, als sähe ich, wie das Land ausi 
tausend und tausend Quellen sprudelnd sich in das blutige Becken des 
Krieges ergießt. 

Durch den Zufall der deutschen Sprache bin ich bei der Präsen¬ 
tierungskommission eingeteilt. Wir stehen im Freien bei der Kirche um 
einen Tisch mit verschiedenen Protokollen. Zu uns kommen die Männer, 
die einrücken. Sie reichen ihr Militärbuch — was es alles gibt, denke 
ich mir. Hinten ist eine Karte, ich reiße sie los, ich lese, idi rufe die 
Niunmer det Kompagnie, die auf diesem tückischen Papier eingezeichnet ist 



und zu der der Mann gehört. Augenblicklich stürzt sidi ein lAtklr* 
Offizier aut ihn und zieht ihn zu seiner Gruppe. Der Zivilist ist SoUst 
geworden, eingereiht in den Trupp der andern. Hat der wartende Unter¬ 
offizier genug Leute beisammen, marschiert er mit ihnen zur Unter- 
kunfL wo sie bekleidet werden. Ich aber rufe weiter, immer weito: 
,,1. Ersatzkompagnie, 5. Feldkompagnie, 2. Feldkompagnie/' Immer so. 
Ich sehe die Augen der Männer vor mir, merkwürdige, bittende, abschied¬ 
nehmende, fragende Augen, ich höre ihr Lispeln, ihr Stammeln, sie nennen 
die geheimsten Leiden ihrer Körper, in der Hoffnung auf Rettung, 
andere sind in Bauernschlauheit von ihren südlichen Heimatdörfern 


tagelang bis nach Sebeniko gereist, zu einem andern Regiment, müssen 
nun wieder zurückfahren, aber sie gewinnen Zeit, mittlerweile ist der erste 
Transport ins Feld abgegangen. Die meisten kommen stumm, stumpf, 
getrieben, ich fange ihren letzten Blidc auf, ich empfange ihre letzten 
Worte, die aus dem Bürgertum, aus der Gesichertheit ihres Lebens 
kommen. Idi bin der erste Militarist, der ihnen im Krieg nahekommt, ich 
tauche sie ein in die große Flut, ich bin verdammt, das SchicJcsal für 
viele Hundert zu werden. Ich, ich? Wo ist mein Ich? Wenn es zu 
sich kommt in den paar Augenblicken, möchte es die Hände vor die 
Augen tun. 

Dann klettern wir auf die Tische, auf die Sessel. Drüben auf der 
Straße marschiert der erste Landsturm, den wir sehen, schweigend^ ent¬ 
schlossen. Er hat Gewehre bekommen und trägt sie noch ohne Ri^en 
über die Schultern gelehnt. Was wir sehen, ist Legende, ist Sage. 
Landsturm — das war vor ein paar Tagen Vorzeit, nie wieder Kom¬ 
mendes. Nun gehen die Männer, die Frauen und Kinder haben und auf 
dem Kamm des Lebens schreiten, mit Gewehren. Ein ungeheurer An¬ 
blick. Eben geht die Sonne unter. Sie marschieren gegen die unter¬ 
gehende Sonne. Von ihr geht ein roter Schein aus, der die Gesiditer 
und Gewehre der Landstürmer wie mit Blut überschüttet. Und daß 


die Natur auch in diesem Augenblick ein Spiel spielt, ist bekl^mend, 
beunruhigend. 

Bajonette blinken auf Gewehren. Eine Patrouille bringt vor den 
kommandierenden Oberleutnant drei Eingerückte, die sich grün und 
blau geschlagen haben, ganz verschwollen und verbeult aussehen. Alle 
drei sind keine Dalmatiner, alle drei haben den Krieg zuviel mit Wein 

S :feiert. Der eine ist ein Wiener, die beiden andern sind Tschechen. 

er Wiener begann selbstverständlich mit den Tschechen zu krakeelen 
— er hat auch jetzt noch ein großes Maul —, und schließlich balgten 
und schlugen sie einander, unter dem Vergnügen der Einheimischen. 
Auch die Dalmatiner, die sie vorführen, strahlen über das ganze Oesidit, 
grinsen vor Schadenfreude; Oesterreich, Völkerverbrüderung im Krieg. 

Transporte gehen ins Feld, zum Meer, zu den Dampfern. Musik 
begleitet sie und mischt durch ihre Geschwätzigkeit etwas Verlogenes 
in die stumme Bereitschaft der marschierenden Männer. Der Train 


verläßt die Stadt. Vorn ein Oberleutnant meiner Kompagnie, wäciisem 
das Antlitz, und dann Pferd^ Pferde, immer wieder hochbepackte 
Pferde, denn wir sind eine Oebirgstruppe und haben darum keine 
Wagen. Die Marine führt ihre Leute in breiten, die ganze Straße aus¬ 
füllenden Reihen zu ihrer Präsentierungskommission uncl von dort wieder 
ans Meer, wo die zu Matrosen gewordenen -Zivilisten zu den Kriegs¬ 
schiffen gebracht werden. Ich stehe des Abends am Meer und sehe zu, 
wie sie in die Boote springen, singend, lachend, jubelnd. Ich entdecke 
den Kantineur aus der Kaserne in Zara unter ihnen. Er winkt zu mir 


hinauf. Das Boot stößt vom Ufer. Immer neue Massen bringen die 
Marinesoldaten, vorne einer, rechts und links einer, hinten einer, alle mit 
aufgepflanzten Bajonetten, alle in der knabenhaft abenteuerlichen Tradit 
der auf Festland kriegsbereiten Matrosen. 


V 
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Der Korso ist voll von Männern, Gerüchte schwirren umher. Die be¬ 
kannten Gesichter der Provinzstadt verschwinden in dem ungeheuren 
Strom der fremden neuen Offiziere, Soldaten. Zu Hause lege ich mich 
in mein Bett, nehme ein Buch, lese, fühle die Kissen und denke: Wie 
lange noch? Am Tage rufe ich: „2. Ersatzkompagnie — 8. Feldkompagnie 
— 3. Feldkompagnie.“ Immer so. 

Es regnet. Wir müssen in die Kirche, die Protokolle könnten naß 
werden. Ihnen gilt das Dach. Menschen werden Soldaten. Das Ge¬ 
schäft geht auch in den geweihten Räumen gut. Da entdeckt der Ober¬ 
leutnant einen Mann auf einem Kofferchen. Er hat hohle Wangen, seine 
Lippen sind weiß, seine Augen verschwommen. Was ist mit ihm? Ja, 
er ist aus Steiermark, ist irgendein Wagner, arbeitete in Dalmatien des 
guten Klimas wegen, da er lungenkrank ist. Nun muß er nach HausC' 
zum Militär. Er k^ann nicht mehr weiter. Die lange Fahrt auf überfüllten 
Dampfern und Eisenbahnen, die schlechte Luft der Zusammengepreßten, 
auf der Bahn hat er bereits einen Blutsturz gehabt. Er ist fertig, er 
kann nicht weiter. Der Oberleutnant sieht es ein, versucht, was er kann, 
um dem Kranken die nutzlose Reise zu ersparen. Es geht nicht, er 
gehört nicht zu unserm Ergänzungsbezirkskommando, er muß in die Hei¬ 
mat, diese Ruine, dieses Wrack von einem Menschen muß zu seinem 
Ergänzungsbezirkskommando, dieser Sterbende. Da höre ich sie zum 
erstenmal laut, die Maschine des Krieges, sie rollt und rollt und packt 
und schlingt und reißt und rollt. Niemand kann ihren Schwung mehr 
aufhalten. Der Oberleutnant zuckt bedauernd die Achseln. Ich blicke 
gequält empor und sehe, der Mann hockt unter dem Gekreuzigten auf 
seinem schwarzen Rekrutenkoffer. In meinen Ohren ist das entsetzliche 
Dröhnen der rollenden Maschine. Abendliche Schwermut war bisher in 
mir, nun ist das Grauen, das Gewürgtsein, die Klage, ein Mensch zu 
sein, Ohnmacht und Verzweiflung. Gellend höre ich es in mir schreien, 
mich um und um werfend, schreien wie Irrsinnige, wie Verbrennende: 
„Es ist Krieg! Es ist Krieg!“ 


II. 

Fahrt ins Feld. 

Das hat gut begonnen. Meine Hausfrau hat mir in der letzten 
. Stunde, da Iot das Zimmer für einen Augenblick verließ, das Geld 
; gestohlen. Meine Feldflasche entkorkte sich im Brotsack und tropfte 
' ihren Inhalt — gelben, guten Wein — auf Taschentücher, Hemden und 
Strümpfe, die jetzt fade und säuerlich riechen. Vom Schiff fiel mir, als 
ich auf der längs der Reeling führenden Bank, müde von der auf Ufer- 
” steinen verschlafenen Nacht, etwas einnickte, die Kappe ins Meer, und 
bis der Fischer am Ufer begriff, worum es sich handle, und eine Latte 
; herbeigeholt hatte, war die Kappe schon ins Meer hinausgeschwommen, 
wie ein dunkles Entlein. 

Endlich fahren wir, lassen die schlafende Stadt, fahren in den 
0 Morgen hinein. Wir haben einen Marine-Offizier an Bord, der uns 
jj , durch die Minen leitet. Wir haben auch Geiseln an Bord, drei Bürger 
,j 5 ; Sebenicos, die für den Transport haften. Wie sie das sollen, verstehe 
Ar ich nicht. Sie sitzen apathisch im Salon da. Der Landsturmoberleutnant, 
Kpder die Eskorte befehligt, lehnt in der Nähe. Seine Augen sind noch 
-ftsetwas verwundert und kommen aus einem sanften, leisen Leben. Uebri- 
jji gens sind wir alle arg verschlafen. 

t Das Schiff fährt sicher. Inseln tauchen auf, die zusammengeduckten 
li^äi'dalmatinischen Städte, um einen Olockenturm geschart, fliegen fern 
. ji-an uns vorbei. Ihre Häuser steigen auf Hügel, scheinen ins Meer zu 
iwaten und haben seltsame, getönte Farben. 
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Der Marine-Offizier verläßt uns. Er steigt über eine Leiter in eine 
schaukelnde Slchaluppe. Ein Torpedoboot nimmt ihn und sie weiter 
drüben auf. Dann wendet sich unser Dampfer und fährt weiter. Wir 
wissen, wir sind aus dem Minenfeld und atmen ein wenig leichter. 
Schönes Meer, nicht mehr birgst du Tücke und Haß, wir dürfen über 
dich wieder wie Freunde schauen. 

Ungeheure nackte Berge, kegelförmig, urweltlich, steigen auf. Zer¬ 
rissener Stein hebt sich hochmütig über der Weichheit des Meeres. Auf 
einem Kamm eine verfallene Ruine aus Piratenzeiten her. Städte, Inseln, 
Dörfer. Wir gleiten vorbei. Stunde um Stunde. Und das Auge hängt 
sich trotzig, sehnsüchtig und verbissen an den entblößten, verarmten 
Stein. Er steht. Anderes ist auch uns nicht, als so zu stehen, in dem 
was kommt. 

In der ersten Kajüte. Der Hauptmann sitzt da. Seine Augen gehen 
nach innen, er sieht sich hinein, er hört sich in sidi hinein, der ganze 
Mensch ist nach innen gefallen. Ueber der verschütteten Güte und der 
gestodcten Leidenschaft, die in dem braunen Soldatengesicht lebt, 
brennt nun ein unsichtbares großes Feuer und beschattet dunkel und 
trübe dieses Angesicht. Anfang August 1914, und wir wissen, wohin 
wir fahren, und wissen es nidit. Es ist August 1914, und wir spüren die 
Sonne und das Meer. Aber die Jahre, die vorher gingen, stehen vor uns 
und starren uns an und haben mit einem Male so entsetzlich wenig 
Sinne. Und die Jahre, die nachher kommen sollen? Da stockt das Herz 
schon. Nachher? Sonne und Meer. Gegenwart. Nichts anderes. Wir 
sitzen so da, der Hauptmann, seine Oberleutnants und Leutnants und 
Kadetten und wir paar Einjährige. Wir sitzen so, daß wir einander 
qualvoll in die Augen sdiauen müssen. So wollen es die roten Samt¬ 
bänke der ersten Kajüte. Aber keiner spricht ein Wort, Stunde um 
Stunde. Draußen wittert fern der nackte Stein. Wir biegen in einen 
rauschenden Strom ein. Was ist das? Welche Freude kommt in uns, 
welche unvergeßbare Freude! Die Steine sind fort. Liebliche Ufer¬ 
landschaften zeigen strotzende Fülle, Bäume sind allenthalben, freund¬ 
liche, offene Häuser, das fette, feuchte Land atmet Fruchtbarkeit. Lang¬ 
sam fahren wir duroi die Herrlichkeit. Wir alle stehen an die Brüstung 
gedrängt und schauen mit aufgerissenen Augen. Das uns noch einmal, 
die wir abgeschlossen hatten und uns in den Stein verbissen hatten! In 
den Aeckern, die die grünen Hügel weit hinauf gehen, arbeiten Bauern 
und Mädchen. Sie grüßen uns schreiend. Wir schreien wieder. Oben 
entdedcen wir in Bauernhöfen Soldaten, unsere Soldaten, sie tragen 
unsere Blusen und Wadenstutzen, müssen dalmatinische Landstürmer 
sein, die bei Oendarmerieposten eingeteilt sind. Wir sehen, wie sie 
dreschen, wie ihre Flegel durch die Luft niederfallen. Als sie uns im 
Schiff entdecken, lassen sie ab, schwingen grüßend die Dreschflegel, 
reißen die Kappen von den Köpfen und rufen. Jauchzend grüßen auch 
wir sie. Wieviel Glüdc ist in uns! Ist das der Krieg? Aber dann sitzen 
wir in offenen Wagen der schmalspurigen bosnischen Bahn und fahren 
schüttemd durch den Abend und die Nacht. Die seltsamen asketischen 
Landschaften der Herzegowina kasteien sich vor uns. Wir blicken auf 
sie müde und doch bewegt. 

In Mostar trifft uns noch fremder Orient, Zusammenströmen aller 
Völker der Monarchie als Soldaten. Sitzen in einem Park, Müßigsein in 
einem europäischen Kaffeehaus, Träumerei in einem türkischen Garten, 
lächelnd-spöttischer Mädchenblick, gesdienkt den bepackt in Reih’ und 
Glied zum Bahnhof Schreitenden. Und dann fahren wir wieder durch 
die Nacht. Auf einmal winden sich verschlungene Berge, unberührtester 
Schönheit voll, riesige Wälder rauschen und begnaden den, der sie lange 
entbehrte, Weideflächen prangen in einem milden Grün. Du schönes 
Land, immer wieder: Du schönes Land! Erst als die Sonne kommt. 
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merkt man, wie verdickt die Poren sind, wie einem Schmutz anklebt, 
wie wüst es im Kopf hämmert und trommelt. Und wir fahren und fahren. 
Soldatenzüge rollen an uns vorbei, rattern und rattern, vollbesetzt, singend 
und stumm, Züge, die zu gleichem Ziele rollen, Züge, die dorthin fahren, 
woher wir kommen, auch sie mit Soldaten besetzt, wir sehen ihnen nach. 
Auch sie in den Krieg? Wir ließen die Landschaften noch im Frieden. 
Ist überall Krieg? ’Ueberall Krieg?! Jäh trifft uns ein kalter Morgen¬ 
wind. ... 


WIRTSCHnFTLICHER RUHDRLIUC 

Morgan, die Sphinx der Welt 

Die Reparationsverhandlungen in London erhielten 
ein eigentümliches Gepräge durch die Tatsache, daß über den Verhand¬ 
lungen ein geheimnisvolles Etwas schwebte, daß eine Macht hinter den 
Kulissen saß, die zwar unsichtbar, aber desto bestimmter die Verhand¬ 
lungen leitete. Und wenn die Beratungen an einen toten Punkt gelangten 
oder die Alliierten sich auf harte Forderungen versteift hatten, 
starrte man nach den Herren der unsichtbaren Macht, von ihnen er¬ 
hoffte man die Lösung des unentwirrbaren Knäuels verstrickter Fragen. 
Die Könige des Finanzkapitals, imter denen das Bankhaus Morgan 
zweifellos die bedeutendste Macht repräsentierte, waren es, in deren 
Händen die unsichtbaren Fäden ruhten. Souverän ließen diese Fürsten 
von Geldsacks Gnaden ihre Macht spielen. Wußten sie doch, daß keiner 
der vertretenen Staatsmänner ihnen etwas anhaben oder ihre Hilfe 
entbehren konnte. Thomas Lamont, einer der Hauptvertreter des 
Bankhauses Morgan, saß, ein hebnlicher Diktator, im Hydepark-Hotel 
und war über alle Phasen der Verhandlungen orientiert. 

Die Macht des Hauses Morgan in der Weltpolitik unserer 
Tage erinnert an die Rolle, die die Rothschilds Jahrzehnte hin¬ 
durch gespielt haben. Von den Kontinentalkriegen Napoleons bis an 
die Jahrhundertwende wurden keine Kriege oder internationale Händel 
irgendwelcher Art ausgetragen, ohne daß nicht die Rothschilds dahinter 
standen oder ihre Sanktion dazu erteilt hatten. Wie einige Jahrhunderte 
früher die Fugger und die Welser, waren sie in der Lage, miß¬ 
liebige Regierungsmänner abzusetzen oder die Politik vieler Staaten 
in irgendeiner Weise zu beeinflussen. Immerhin erstreckte sich die 
Macht der Rothschilds nur aüf den kleinsten Erdteil, Europa, wenn 
auch Europa den damaligen Mittelpunkt der Welt bildete. Gemäß 
der Entwicklung der Vereinigten Staaten zum Nervenzentrum der ganzen 
Welt, kennt auch die Macht des Hauses Morgan keine Grenzen. Ih der 
verblichenen Macht Rothschilds sehen wir das Spiegelbild der alten Welt, 
Morgan ist das Charakteristikum der neuen Epoche, des zur höchsten 
Blüte entwickelten internationalen Kapitalismus. 

John Pierpont Morgan, der Allgewaltige der neuen Welt¬ 
macht, ist 56 Jahre alt. Sein Vater, der Begründer des Hauses, starb 
ein Jahr vor Ausbruch des Krieges. Der alte Morgan hatte den Grund¬ 
stock seines nicht zu schätzenden Vermögens im amerikanischen Bürger¬ 
kriege gelegt, Kriege haben schon immer für die Konzentration des 
Kapitals wie ein warmer Regen gewirkt. In den letzten Jahrzehnten 
seines Lebens bekundete der Alte lebhaftes Interesse für Kunst und 
Wissenschaft, für die er große Geldsummen springen ließ. Der Sohn 
hatte für derlei Dinge kein Interesse, er widmete sich vollständig seinen 
Geschäften. Macht und Reichtum war seine Devise! Wenn 
auch die amerikanischen Kapitalisten für die europäischen Geschehnisse 
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nicht allzuviel Interesse bekunden, so kann man Morgan ein gewisses 
Maß von Kenntnissen der europäischen Wirtschaft nicht absprechen. 
Er begann seine Laufbahn in London, wo er das väterliche Zweig¬ 
geschäft zu leiten hatte. 

Der amerikanische Bürgerkrieg war der Ausgangspunkt der Macht 
des alten Morgan, der Weltkrieg bildete das Sprungbrett für die Welt¬ 
macht des Sohnes. Morgan war das Bankhaus der Entente im Kriege. 
Nicht nur von den Heeren Fochs, sondern nicht minder durch die Oeld- 
macht Morgans wurde der Krieg gewonnen. Was war der kleine Haven- 
stein gegen den großen Morgan? Unaufhörlich strömten die Milliarden, 
trotz der Unterseeboote des Strategen Tirpitz, von der Wallstreet nach 
Europa. Schon als der Krieg begann, erhielt die russische Regie¬ 
rung von Morgan eine Anleihe von 12 Millionen Dollar. Die briti¬ 
sche Regierung wußte sich schon im Anfang des Krieges die Mit¬ 
hilfe Morgans zu sichern. Durch seine Hände liefen die vielen Mil¬ 
lionen, die England benötigte und dann Frankreich in Amerika zu be¬ 
schaffen gezwungen war. Unter der Führung Morgans kam 1915/16 
das große Bankensyndikat zustande, daß die Anleihe in Höhe von 
500 Millionen Dollars für die Alliierten flüssig machte. Als im Frühjahr 
dieses Jahres der französische Franc ins Wanken geriet, war es' Morgan, 
der der französischen Regierung mit einem Kr^it von 100 Millionen 
Dollar beisprang. Der Erfolg war, daß die vielen Baissespekulanten 
gegen die französische Währung in die Flucht geschlagen wurden. Die 
heilsame Lektion, die ihnen Morgan dabei erteilte, ist noch in frischer 
Erinnerung. 

Es ist unnütz, zu sagen, daß die 800 Millionen Goldmark-Anleihe an 
Deutschland nur zustande kommt, wenn Morgan mit bei der Partie ist. 
Daß er dazu bereit ist, bewies seine indirekte Teilnahme an den Lon¬ 
doner Verhandlungen und die Vorbereitungen, die jetzt getroffen werden. 
Nicht von ungefähr kommt es, daß der erste A^nt der Reparationen 
ein Angehöriger des Morgan-Konzerns ist. Owen Young ist der 
Präsident der General Electric Company, der großen Elektrizitäts¬ 
trusts Amerikas, der zur Interessensphäre Morgans gehört. Es mag in 
diesem Zusammenhang erwähnt werden, daß die General Electric 
Company mit der Allgemeinen Elektrizitätsgesellschaft, Berlin, in 
einer Interessengemeinschaft steht. Vor dem Kriege war das Bündnis 
zwischen den beiden Gesellschaften ein sehr inniges. 

Um den Interessenkreis der Morgan-Bank m großen Umrissen zu 
zeichnen, folgendes: Zur Morgan-Gruppe zählen in Amerika folgende 
Banken: Guaranty Trust Co., Commercial National Bank, Mercantile 
Bank of the Americas, Banco Mercantil Americano de Cuba, United 
Financial Corporation, First National Bank New York, Bank of the 
Manhattan New York, Trust Co., Central Union Trust Co., National 
Bank of Commerce, Bankers Trust Co., First National Bank Boston, 
National Park Bank, Mechanics und Metals National Bank. An großen 
Industrien ist Morgan neben der bereits oben erwähnten General flectric 
vor allem an der United States. Steel Corporation ^tahltrust) beteiligt. 

Morgan ist der Beherrscher der Welt. Die Entente ist ihm auf 
J^rzehnte hinaus zu riesigen Tributen in Kapitalzinsen verpflichtet. 
Durch die Reparationsanleihe wird auch Deutschland in den Kreis der 
Tributpflichtigen einbezogen. Viele Generationen von Menschen in Eu¬ 
ropa müssen arbeiten, um die Schuld bei Morgan zu decken. Der 
schweigsame Mann von der Wallstreet New Yorks ist das Sinnbild des 
modernen Imperialismus. In seinem Reiche geht die Sonne nicht Unter. 
Es sei denn, die Arbeiterschaft würde in alfen Ländern iur Herrschaft 
kommen. Doch das wird noch eine Weile dauern. Mereur 
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Zu Hitlers Wiederkehr 
Am 1. Oktober wird Adolf Hitler 
aus dem festen Haus zu Landsberg 
am Lech, wo er (anders als Toller, 
Mühsam und Genossen in Nieder¬ 
schönenfeld!) in ritterlicher Haft 
gehalten wurde, entlassen, der Frei¬ 
heit und der Freiheitspartei wieder¬ 
gegeben werden. Er hat an Unter- 
sudiungs- und Strafhaft rund zehn 
Monate abgesessen. Der Rest von 
zwei Jahren bleibt ihm geschenkt, 
weU ihm die bekannte Güte und 
Menschenfreundlichkeit des baye¬ 
rischen Volksgerichts Bewährungs¬ 
frist zugebilligt hat und weil die 
bayerische Regierung ihn dieser 
Vergünstigung würdig hält. Wer 
.zweifelt aber daran, daß Hitler sich 
„bewähren“ wird? Seine Freunde 
haben eifrig das Märchen ver¬ 
breitet, daß Hitler sich aus dem 
politischen Leben völlig zurück¬ 
ziehen werde; deshalb habe er 
auch sein Amt in der Leitung der 
nationalsozialistisch-völkischen Be¬ 
wegung niedergelegt und sei aus 
dem Triumvirat Ludendorff-Hitler- 
v. Graefe ausgeschieden. Der 
wahre Grund für die temporäre 
Abdankung Hitlers war einfach 
der, daß er befürchtete, der Wohl¬ 
tat der Bewährungsfrist verlustig 
zu gehen und seine volle Strafe 
absHzen zu müssen, wenn er weiter 
als verantwortlicher Leiter zeichnen 
und damit für die rednerischen iind 
anderen Exzesse der Mitinhaber 
seiner politischen Firma, die sich 
klugerweise für ihre Person das 
Schutzschild der parlamentarischen 
Immunität inzwischen gesichert 
hatten, verantwortlich gemacht 
werden würde. Außerdem hatte er 
es satt, anderthalb Dutzend D^u- 
tationen aus allen Teilen des Rei¬ 
ches an einem Tage zu empfangen 
(mit freundlicher Erlaubnis der Oe- 
fängnisdirektion), die ihn zum 
Schiedsrichter in einer der tausend 
schwebenden Streitigkeiten der 
„Bewegung“ anriefen und sich 
wechselseitig bitter übereinander 
beklagten. Und nicht weniger 
ärgerlich war ihm der tägliche, in 


mehr oder minder höflichem 
Notenwechsel sich abspielende 
Zank mit der Mitführerschaft ge¬ 
worden. Denn Pöhner, Ludendorff 
und V. Graefe nicht minder wie die 
kleineren Götter Esser, Streicher, 
Dinter, Feder und Wulle wurden 
zwar nicht müde, ihrem großen 
Freunde Adolf ihre Treue und Er¬ 
gebenheit zu versichern, im übri¬ 
gen taten sie aber, was sie wollten 
und meistens wollte jeder etwas 
anderes. 

Wenn jetzt Adolf Hitler sein 
ritterliches Gefängnis in Landsberg 
am Lech verläßt, von dem Glanz 
der Märtyrerkrone umstrahlt, so 
ist er wieder, wie einst im Mai, 
der unumschränkte Herr und Held 
seiner Bewegung. Die völkische 
Freiheitspartei und die national¬ 
sozialistische Partei, deren Ver¬ 
schmelzung trotz aller papierenen 
Beschlüsse bisher nicht gelungen 
ist, befinden sich heute m einem 
Zustand der Stagnation und Des¬ 
organisation. Insbesondere die 
bayerische und die mitteldeutsche 
Bewegung zeigen das Bild völliger 
Zersetzung uira des Kampfes aller 
gegen alle. Auch der Weimarer 
Parteitag, der Ausgleich und Eini¬ 
gung bringen sollte, hat daran 
nichts geändert. Weder Ludendortf 
noch Graefe haben sich durch¬ 
setzen können, der Ruf nach dem 
„Heiland Hitler“ ist allgemein. Alle 
anderen Führer haben gründlich 
abgewirtschaftet. 

So ist jetzt die Situation für 
Hitler überaus günstig. Der vom 
Glück Verwöhnte, von der Menge 
seiner Anbeter Umschmeichelte, 
wird einen neuen Aufstieg erleben. 
Auch der Zusammenbruch der 
deutschnationalen Politik begün¬ 
stigt ihn und wird ihm Zulauf 
bringen. Was wird er tun, welche 
Politik wird er treiben? Die Frage 
ist nicht schwer zu beantworten. 
Hitler wird, nach zehn Monaten er¬ 
zwungener Untätigkeitj plötzlich in 
Freiheit gesetzt, explodieren wie eine 
Rakete. Sein rhetorisches Genie 
lechzt nach Erfolgen. Er wird sie 
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in seiner alten Art, d. h. durch 
fanatische und maßlose Hetze zu 
erzielen wissen. Er wird sich da¬ 
durch die Bewährungsfrist sehr 
bald verscherzen und man wird ihn 
zur weiteren Abbüßung seiner 
Strafe auffordern. Er wu-d auf 
diese Aufforderung antworten wie 
der Qötz von Berlichingen und 
wird es vorziehen, ebenso wie Ehr¬ 
hardt, unauffindbar zu bleiben. Er 
wird sein Hauptquartier nach Salz¬ 
burg verlegen, wo sein Freund 
Roßbach schon seit Monaten sitzt 
und mit diesem über alle Haftbe¬ 
fehle lachen. Aber nicht nur durch 
diese erzwungene Illegalität wird 
Hitlers zukünftige Politik der 
Rückkehr zu fascistischen Methoden 
bestimmt werden. Hitler ist immer 
ein überzeugter Gegner des Parla¬ 
mentarismus und ein Verfechter 
der direkten politischen Aktion, 
der Einflußnahme durch Gewalt im 
Sinne des italienischen Fascismus 
gewesen. Schon beginnen Völki¬ 
sche und Nationalsozialisten den 
Neuaufbau ihrer Kampfbünde und 
Sturmabteilungen. Rohm, einer 
der Helden des Novemberputsches 
und immuner Reichst agsabgeord- 
neter erläßt „Auf Befehl“ einen 
Aufruf für die neue völkische 
Armee, den Frontring. Wie in 
der alten Nationalsozialistischen 
Partei, sollen die militärischen Ver¬ 
bände, die Sturmabteilungen, die 
Führung der Bewegung vor den 
davon unabhängig gehaltenen po¬ 
litischen Organisationen erhalten. 
Durch militärische Disziplin soll 
der politische Richtungsstreit aus¬ 
geschaltet werden. Der Parlamen¬ 
tarismus, aufs neue verdammt, tritt 
in den Hintergrund und wieder 
lediglich zum Schutzgehäuse und 
zum Propagandamittel. Hitler hat 
früher einmal gesagt: „Zehn junge 
Leute, die bereit und fähig sind, mit 
dem Gewehr in der Hand für mich 
einzutreten und zu sterben, wenn 
es sein muß, sind mir lieber und 
werden mehr erreichen, als zehn¬ 
tausend Leute, die nur ihren Stimm- 
• Zettel für unsere Sache abgeben 
wollen.“ Hitler wird nicht nur 
seine Kampftruppen neu aufbauen 
tmd ausrüsten, er wird auch ver¬ 


suchen, aus den bestehenden Orga- 1 
nisationen, wie Stahlhelm und 
Werwolf, Wiking und fungdo, 
die völkisch orientierten Gruppen 
als Bundesgenossen zu gewinnen. 
Er wird Erfolg haben, denn der 
Umfall der Deutschnationalen ! 
treibt ihm diese Leute in die Arme. 
Hitler wird weiter versuchen, für I 
seine Bewegung Teile der Schutz- 1 
polizei imd der Reichswehr zu ge- : 
winnen, ohne deren Unterstützung : 
oder Neutralität er keinen Schlag . 
wagen kann. Sein Weg ist ihm 
vorgezeichnet, er geht über die ' 
Einigung aller völkisch - nationa- 
listisch-aktivistischen Elemente auf , 
den nächsten Hitler-Putsch los. Von 
der Wachsamkeit und Tatkraft der 
Republik wird es abhängen, ob 
dieser Plan der Errichtung einer ; 
völkischen Diktatur durch Waffen¬ 
gewalt gelingen oder sdieitern ‘ 
wird. R. 


Oräß midt nicht 
unter den Linden ... 

Herrn Reichsinnenminister Jarres 
ist etwas höchst Peinliches passiert. 
Er ist in aller Oeffentlichkeit von 
Justizrat Claß gelobt worden . . . 

Auf der Stuttgarter Hauptver- j 
Sammlung des Alldeutschen Ver- > 
bandes sprach dessen Vorsitzender, j 
Justizrat Claß, diese Worte: 

„Es ist ein Jammer, daß es 
Persönlichkeiten vom 
Range eines Jarres noch 
in der international und parla¬ 
mentarisch geleiteten Deutschen 
Volkspartei aushalten und ihr | 
Ansehen zum Schaden des ' 
Ganzen dem Treiben einer sol- \ 
chen Partei leihen.“ 

Man sollte meinen, daß dieser 
Bärendienst seines politiscJien 
Freimdes Claß Herrn Jarres sein 
Amt kosten müßte. Aber die re- ! 
publikanische Oeffentlichkeit, dk ^ 
mit Schafsgeduld die groteske Tat¬ 
sache erträgt, daß der Herr Innen-, 
minister der deutschen Republik ^ 
Mitarbeiter des Zentralorgans des 
putschistischen jungdeutschen Or¬ 
dens ist, — sie nahm auch dies in 
Demut hin. 

Aber Herrschaften! Wer ist 
denn Claß?! Gibt es einen ein- 
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zigen vernünftigen Menschen, der, 
wenn er nicht durch politische Ge¬ 
sinnung und Pokerfreundschaft mit 
Herrn Claß verbunden ist, noch 
nicht weiß, daß die Claß-Clique die 
Brutstätte des Seeckt-Attentates 
war, und daß die erdrückendsten 
Indizien auch ihre Urheberschaft 
am Erzberger- und Rathenau-Mord 
erhärten? 

Es muß in der Tat herrlich um 
den republikanischen Wert und das 
republikanische Ansehen unseres 
„republikanischen'' Reichsinnenmi¬ 
nisters bestellt sein, wenn ein Mann 
wie Claß in Herrn Jarres eine 
„Persönlichkeit von Wert und An¬ 
sehen" erblickt. 

Wird sich nicht nun wenigstens 

— „das Weitere finden?"- 

Lessei 


Spotten ihrer selbst ... 

^In der „Nationalpost", dem „amt¬ 
lichen" Blatt der Landesverbände, 
Berlin uml Potsdam der Deutsch¬ 
nationalen Volkspartei, schreibt ein 
deutschnationaler „Arbeiter": 

„Im sozialistisch - pazifistisch¬ 
demokratischen Blätterwalde heult 
der Sturm. Es ist die Wut der 
Enttäuschten, die sich austobt. 
Die Brülljuden sehen sich über¬ 
listet. Sie glaubten, die große 
deutschnationale Fraktion des. 
Reichstags in eine unmögliche 
parlamentarische Lage hmein- 
manövriert zu haben, in der es 


nur zwei Möglichkeiten gab: 
Niederlage oder Blamage. 
Aber die Haltung der deutsch¬ 
nationalen Fraktion zeigte den 
Kulissenschiebern im demokratisch¬ 
sozialistischen Lager, daß es noch 
eine dritte Möglichkeit 
gab, um aus einer schwierigen 
Lage herauszukommen, nämlich 
indem sich die Fraktion 
selbst ausschaltete. Das 
hatte man nicht erwartet. (Also 
in der Tat eine dritte Möglich¬ 
keit: Niederlage und Blamage! 
Anmerkung d. Red.) Deshalb die 
Schimpfkanonade. Laß sie schimp¬ 
fen! Die Hauptsache ist, wir 
bleiben einig und geschlossen. (!) 
Die Berliner deutschnationale Ar¬ 
beiterschaft hat nach dem Rathe¬ 
nau-Mord die fürchterliche Ter¬ 
rorwelle ertragen. Sie wird auch 
den jetzigen Sturm aushalten und 
nicht wanken und weichen. Wir 
rufen euch allen zu: Hoch die 
Fahnen — tief die Lanzen! So 
werden wir die jüdisch-demokra¬ 
tisch-pazifistische Rasselbande zu¬ 
sammenhauen — wir Deutsch¬ 
nationalen — und wir Arbeiter!! 
Das Bemerkenswerteste an diesem 
Erguß ist das Eingeständnis des 
deutschnationalen Renommier- „Ar¬ 
beiters", daß der moralische Katzen¬ 
jammer im deutschnationalen^ Lager 
heute ebenso groß ist wie in den 
Tagen nach dem Rathenau-Mord. 
Er muß es ja wissen! P. 


bOcherschhu 


Dr. Paul Kaufmann, Präsident a. D. 
des Reidisversidierungsamtes: Die 
UmgesteUtung der deatsdten Sozi¬ 
alversicherung. Verlag der Reichs¬ 
druckerei, Berlin 1924, 46 S. 

Die Schritt stellt einen Auszug 
aus dem Gutachten dar, das der 
Verwaltungs-Abbaukommission auf 
ihren Wunsch hin überreicht 
wurde. Die Schrift wendet sich 
gegen einen allzu rigorosen Abbau 
des Verwaltungsapparates, andern 
schlägt statt dessen vor, die Ren¬ 
ten und Entschädigungssätze ent¬ 


sprechend umzubauen. Die _ In¬ 
flation hat die alte Reichsveraiche- 
rung zerschlagen. Es drohten zwei 
Möglichkeiten: Rückkehr zur Für¬ 
sorge durch die Arbeitnehmer, 
oder aber Staatsbürgerversargung, 
wie sie Sowjet - Rußland vor¬ 
schwebte. Aber zu der^ erstge¬ 
nannten fehlte das sittliche Be¬ 
wußtsein, zu dem zweiten Wege 
hingegen das Geld. Trotzdem wird 
Uebernahme eines Teiles der Ver¬ 
sicherungspflichten bei der Land¬ 
wirtschaftempfohlen (S. 14). Denn: 
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Erst leben, dann philosophieren. 
Früher machten die Beiträge 7o/o 
des Lohnes aus, heute betragen sie 
rund I 80/0 der Lohnsumme. Vor 
dem Kriege war die Versicherung 
auf Wohlstand aufgebaut, heute 
muß sie auf Notwendigkeit umge¬ 
stellt werden. Alles, was auf erstes 
noch hindeutet, radikal beseitigen, 
am Wiederaufbau beitragen durch 
Schaffung gesundheitlicher und 
wirtschaftlicher Werte. In erster 
Linie handelt es sich um Abwehr¬ 
maßnahmen (Unfallverhütungen, 
Seuchenbekämpfung usw.), zu zweit 
um Wiederherstellung des Geschä¬ 
digten, und erst in dritter Linie um 
Rentenzahlung. 

Die Krankenversicherung ist die 
Vorstufe zu allen anderen Ver- 


_ BfiälefiBdiau :' 

der Renten bei Erben, Kindern 
(von 17 auf 15 Jahren) u. a.m. 

Recht schlecht kommt auch ^: 
Angestellten Versicherung weg: Bei 
1 5ÖQ 000 Versicherten hat sie 3560 : 
Beamte, die Landesversicherungs- 
anstalten bei 15 000 000 Versirae- 
rungsnehmern nur 5400 Beamte. 

Aus verwaltungstechnischen oder ; 
versichenuigstechnischen Gründen 
läßt sich die Angestelltenversiche- 
rung nicht rechtfertigen, sie ist 
eine ausgesprochen politische ln« 
stitution, die dem „KlassengefühF* 
entsprossen ist. 7 : - 

Kaufmann tritt in den letzten 
Abschnitten für eine Annäherung - 
der verschiedenen Versicherungen . 
ein, wünscht Vereinfachung der 
Verfahren, wodurch ein Abbau der J ^ 


Sicherungen. „Es ist billiger. Tau¬ 
sende vor Erkrankung zu schützen, 
als einen Erkrankten ärztlich zu 
behandeln.“ Aber nicht nur die 
Kranken müssen geschützt werden, 
auch die Aerzte, indem gewisse 
Kreise der Bevölkerung als Nicht¬ 
versicherungsberechtigt ausgeschal¬ 
tet werden. Kaufmann wehrt sich 
gegen die Verstaatlichung der Heil¬ 
pflege, die aber doch über kurz 
oder lang kommen muß. Ferner 
tritt K. für Zusammenlegung der 
kleinen Kassen ein, möglichst nur 
eine Ortskrankenkasse, die „Win¬ 
kelkassen'* müssen zusammenge¬ 
legt öder eingezogen werden. 

Bei der Unfallversicherung ist 
die Unfallverhütung die Seele der 
Versicherung. Keine kleine Renten, 
sondern möglichst rasche Wieder¬ 
herstellung der Beschädigten, Ein¬ 
schränkung der Berufsgenossen¬ 
schaften sind Grundbedingungen. 
Ueberhaupt ist es sowohl aus ver¬ 
waltungstechnischen wie aus lei¬ 
stungstechnischen Gründen not¬ 
wendig, mit dem Kleinkram aufzu¬ 
räumen. Vorbildlich ist hierin schon 
die Invalidenversicherung heute. Sie 
muß sich selbst tragen, mit wel¬ 
chen Schwierigkeiten sie zu 
kämpfen hat, ergibt sich aus der 
Tatsache, daß früher ein Drittel 
der Renten aus Zinsen bezahlt wur¬ 
den, jetzt alles aus laufenden Ein¬ 
nahmen. Kaufmann fordert Abbau 


Ober- und Landesversicherungs¬ 
ämter ermöglicht wird. 

Das Schriftchen enthält eil» 
Reihe von beherzigenswerten Volr. 
Schlägen, die gut begründet sin^ 
Es ist ein guter Ratgeber für*die¬ 
jenigen, welche viel mit Versiehe«-; 
rungsfragen zu tun haben. 


Nöllenburg. 




Was ist ans Kant? 


Ein kleines Buch von Hellmutlr^ 
Falkenfeld: „Was ist uns Kant?'* 
(Erich Lichtenstera, Verlag, Wei¬ 
mar 1924), das augenscheinlich 
als Propagandaschrift rar die idea¬ 
listisch sozialistischen Theorien 
Nelsons geschrieben ist, gibt über 
diesen ethischen Zweck hinaus eine 
ausgezeichnete Darstellung der 
Denkmethoden Kants in der Kritik 
der reinen Vernunft. 

Dem Durchschnittsgebildetsn 
wird die Durcharbeitung des 
kleinen, im besten Sinne populär 
geschriebenen Buches, ein Leitfaden 
zum Studium Kantscher Philo-' 
Sophie sein. Ob die Weiterführang 
der Lehre von der praktischen Ver¬ 
nunft im Sinne von Apel, Fries und, 
Nelson als zwingend zu empfinden 
ist, wird jeder einzelne für sich 
entscheiden können. Die Diktioii 
des Buches ist so klar, daß der- 
Leser seine logischen Schlüsse un-' 
beeinflußt ziehen kann. C.B. , 
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„DIE GLOCKE“ 


Die Deutschnationaleri 

Von Robert Breuer 

Die Deutschnationalen, die Parteien, aus denen sie hervor¬ 
gegangen sind, und nicht weniger die Parteien, mit denen sie sich 
ehelich oder außerehelich zu verbinden pflegen, waren, sind und 
bleiben: Deutschlands nationales Unglück. Vor dem Kriege haben 
diese Nationalen verhindert daß die wahren nationalen Kräfte 
des Volks sich in Freiheit zu entwickeln vermochten; Untertanen 
wurden künstlich gezüchtet, und die Teilnahme am Leben des 
Staates wurde den Massen nach Möglichkeit verbaut. In drei 
Klassen aufgeteilt, mußten die Preußen in den Weltkrieg ziehen; 
schon in diesem Umstand war die Niederlage determiniert. 

Während des Krieges haben die Nationalen, durch dumpfe 
Selbstüberschätzung geblendet, immer wieder verhindert, daß aus 
dem vom ersten Tage an, ja seit dem um Jahre zurückliegenden! 
törichten Ausweichen vor einer Verständigung mit England, ganz 
gewiß aber seit der Marneschlacht verlorenen Krieg wenigstens 
ein erträglicher Friede herausgeholt wurde. Wer kann heute 
noch daran zweifeln, daß durch die klägliche Behandlung der 
wom Parlament erzwungenen Friedensversuche, durch die ver¬ 
brecherische Scheu, über die selbstverständliche Freigabe Belgiens 
eine klare Erklärung abzugeben, daß durch den vU-Boot-Krieg und 
dessen Verschärfung die Zermalmung Deutschlands endgültig 
vmrde; und wer kann bestrdten, daß alle diese Halbheiten und 
Fehlschlüsse nur zustande kamen, weil die Vernunft der Verantn 
wörtlichen aus Angst vor den sogenannten Nationalen immer wieder 
zerbrach und nicht das Gebotene, vielmehr das Diktat der kom¬ 
pakten Reaktion vollzog. An der Belastung durch innerpolitische 
Rücksichtnahme auf die sogenannten Nationalen ist das alte 
Deutschland zugrunde gegangen, und auch das neue, im Aufbau 
sich befindende Deutschland leidet vom ersten Tage an verhänge 
nisvoll unter dem Spuk dieses Aberglaubens, daß die Nationalen 
in besonderem Grade Deutschlands Gewissen und Einsicht wären. 
Die Geschichte der Republik ist die Geschichte der Unterlassung 
von Notwendigem aus Rücksicht auf nationale Deklamationen. 
Bis in die letzten Tage hinein, und in diesen mehr als je, hat sich 
das Groteske vollzogen; die Beeinträchtigung selbstverständlicher 
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politischer Handlungen durch die Ansprüche der Nationalen, die 
Verwässerung des national Notwendigen durch die Klasseit^ 
wünsche und Interessenerpressungen der Nationalen. 

Die Annahme des Dawes-Outachtens war eine Notwendigkeit. 
Niemand wird skeptischer über diese Neuregelung der Reparations¬ 
politik gedacht haben, als die, die aller Voraussicht nach am meisten 
von den dadurch beengten Lasten zu tragen bekommen werden. 
Dennoch hat die Sozialdemokratie, ohne Bedingungen zu stellen, 
ihre Zustimmiing gegeben. Die Zustimmung der Nationalen mußte 
erkauft werden. Zum Kaufpreis gehörte ein Vorstoß gegen die 
Schuldlüge. Gegen die Schuldlüge hat jede deutsche Regierung 
das Notwendige erklärt. Scheidemann ist deswegen zurückgetreten; 
der Reichskanzler Bauer hat feierlich verkündet, daß die Unter¬ 
schrift, die eine neue Verwüstung Deutschlands verhindern sollte; 
den Schuldparagraphen nicht decken will. Niemals ist Deutschland 
im Kampf gegen die Schuldlüge erlahmt; die Veröffentlichung der 
Akten war in solcher Abwehr nur eine Episode. So viel ist ger 
schehen und dauernd geschehen. Vernünftigerweise kann man 
heute nicht mehr annehmen, daß die Welt an die Schuld Deutsch¬ 
lands glaubt; aber die gleiche Vernunft muß jedermann ericennen 
lassen, daß heute die Beseitigung des Schuldparagraphen aus dem 
Vertrage von Versailles eine Unmöglichkeit ist. Auch die Natio¬ 
nalen mußten das wissen. Aber sie brauchten diesen Kampf, um 
ihren Umfall vor ihren Wählern, die sie nicht zuletzt mit der Dema¬ 
gogie „nicht erfüllen zu wollen'' gefangen hatten, national zu 
kandieren. Obgleich der Mißerfolg einer solchen Aktion von vorn¬ 
herein vollkommen klar sein mußte, ließ sich die Regierung unter 
dem Druck der Nationaleii aufs neue zu politischer Torheit ver¬ 
leiten. Der Mißerfolg trat ein; die gro^n diplomatischen und 
politischen Erfolge, die Deutschland in London gewonnen hatte, 
wurden beinahe ausgewischt durch einen Rückzug, den man sich 
selbst aufgezwungen hatte. Es ist eben immer wieder dasselbe: 
Deutschland schädigt sich, Deutschland macht sich lächerlichj, 
Deutschland gibt sich Blößen, weil es nicht der Einsicht der Sach¬ 
verständigen, nicht dem gesunden Menschenverstand, sondern <ter 
rudimentären Angst vor den Nationalen, der Hörigkeitsfurcht vor 
den einstigen Feudalen folgt. 

Und das andere: der Eintritt in den Völkerbund ist unvermeid¬ 
lich. Auch hier wiederum wird kaum jemand mit größeren Zwei¬ 
feln dieser Assoziation kapitalistischer Staaten gegenüberstehen 
als der, der davon grundsätzlich überzeugt ist, daß der kapitalistische 
Staat der Tendenz der Expansion und der Vertilgung des Schwächeren 
durch den Stärkeren gehorcht Dennoch: Deutschland muß in den 
Völkerbund, einfach darum, weil die Entwicklung dieses Problems 
den Eintritt unumgänglich macht. E>eutschland bleibt (wenn 
man’s schon so sagen will) kein anderer Ausweg übrig. Statt nun 
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das Selbstverständliche und Unvermeidliche zu tun, wird wiederum 
unter dem Druck der Nationalen eine Springprozession aufgeführt. 
Statt der geraden Linie der Vernunft zu folgen, torkelt Deutschla;id 
wie ein rachitisches Kind hin und her, immer nach denen schielend^ 
die einst gepanzert und mächtig waren. Auch die Außenpolitik 
der Republik wird getrübt und zersetzt durch die Rücksicht auf die 
einstigen Machtinhalser; auch unter der Republik sind die Natio-/ 
nalen Deutschlands nationales Unglück. ' 

Und nun wollen die Nationalen in die Reichsregierung ein-; 
dringen. Schon haben sie Bresche gestoßen, und schon schwanken 
die Minister, ob sie der Pflicht oder der Feigheit gehorchen 
wollen. Die 'Pflicht gebietet je<tem Einsichtigen, alles zu tun, 
um die Verderber Deutschlands davon abzuhalten, ihre Klassen¬ 
interessen brutal über die Bedürfnisse der Allgemeinheit zu stellen. 
Die Feigheit überlegt, was, wenn er draußen bleiben muß, Herr 
Hergt wx)hl tun könnte. 

Die Nationalen in der Regierung — das bedeutet eiitt verhäng¬ 
nisvolle Belastung der deutschen Außenpolitik, bedeutet neue 
Abenteuer, denn die Nationalen können, wenn sie sich mit dem, 
was sie ihren Wählern nun seit Jahren versprochen haben, nicht 
völlig Überwerfen wollen, nicht unversucht lassen, sowohl das 
Dawes-Gutachten wie den Versailler Vertrag zu sabotieren. Er¬ 
lösung I>eutschlands aus einem luimögliphen Friedensvertrag ist 
das Bestreben aller Vernünftigen in der ganzen Welt. Kleinliche 
und ohnmächtige Sabotage muß das Gegenteil bewirken. Neue 
Verhetzung, neue yerbitterung der Außenpolitik muß die notwen¬ 
dige Folge einer Regierung der sogenannten Nationalen sein. Im 
Innern sind die Folgen nicht weii^er eindeutig. Todfeinde der 
Republik in der Regierung der Republik — eine tollere Harlekinade 
ist nicht vorstellbar. Todfeinde der Demokratie, darauf und daran, 
die Verwaltung dieser Demokratie in die Faust zu nehmen; eine 
gemeinere Art des Selbstmords hätte die Geschichte noch nicht 
gesehen. Severing abgelöst durch Westarp oder einen ähnlichen 
Verächter der politischen Freiheit und Selbständigkeit des Volkes; 
die Versachlichung des Verkehrs mit den Siegerstaaten, abgelöSst 
durch nationalistische Hysterie: das muß das Ergebnis einer Mit¬ 
regierung der Nationalen sein. Es bleibt darum nichts anderes ge¬ 
boten, als alle Kräfte Deutschlands daran zU setzen, die Deutsch- 
nationalen und ihren Anhang dort festzuhalten, wohin sie gehören:' 
außerhalb der Regierung und in die Opposition. Alles andere ist 
Experiment, und zwar ein solches, bei dem von vornherein der 
Tod des Patienten gewiß ist. 
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oder: Ich könnte — aber ich kann nicht 

Von * • * 

Gustav Stresemann war es, der den verhängnisvollen „passiven 
Widerstand'* abgebaut hat. Daß der damals nur noch ein Wahnsinn 
war, wußten die Beteiligten; die Vorgänge des Krieges hatten sich 
wieoer einmal bis ins kleinste wiederholt. Man hatte den psychologischen 
Augenblick zum Verhandeln versäumt und stand genau so machtlos da, 
wie im November 1918. Es ist Stresemanns unbestreitbares Verdienst, 
daß er die einmal klar erkannte Notwendigkeit in die Tat umsetzte. Dazu 
gehörte Mut. Man pflegt zu spötteln, sein Ehrgeiz und seine Eitelkeit 
seien groß. Aber der notwendige Mut war größer. Das soll üim nie¬ 
mand nachträglich bestreiten. Und er war vielleicht der einzige Ge¬ 
eignete, denn nur er verfügt über die besondere Art der Suada, die den 
durchschnittlichen „nationalgesinnten", aber sonst politisch ahnungslosen 
Deutschen durch Kaskaden und Katarakte von ^tklingenden Worten 
besoffen machen kann. Dieses Talent ist sein größtes. Man sagt 
ihm nadi, daß er vor großen Reden mit Glyzerin zu gurgeln pflegt. Das 
wird schon so sein, denn seine technischen Mittel sind nicht groß und 
er muß sie deshalb pfleglich behandeln. Seine Stimmlage ist ein hoher, 
etwas gequetschter Tenor, der in manchen Momenten etwas blediem 
klingt. Das ist nicht viel. Aber es ist staunenswert, was er mit dieser 
Stimme, die doch eigentlich nicht modulationsfähig ist, die kein Piano 
und Pianissimo hat, alles herausholt. Weder das Sanfte, noch das aus 
dem Herzen Kommende, nidit einmal der sogenannte Brustton der Ueber- 
zeugung sind ihm gegeben. Er muß das wie ein Baudiredner, dem ja 
die Labialbuchstaben fehlen, durch andere Kunstmittel ersetzen. Für 
den, der ihn nadi den kritischen Tagen in London beobachten konnte, 
war das sehr interessant Er beugte bei den Besprechungen mit den 
Journalisten den Kopf zurück, sdüoB halb abwesend die Augen und ver¬ 
suchte der leise vibrierenden Stffnme eine nasale Resonanz zu gebenj 
Auf den, der sich von dem Unheil ebenso hatte überraschen lassen wie 
er selbst, mußte das wirken. 

Vielleicht gibt es Leute, die ihn um seinen Optimismus beneiden. 
Andere sagen, daß dieser Optimismus gleichbedeutend sei mit seiner Un¬ 
fähigkeit, Situationen in ihrer ganzen Bedeutung zu erfassen. Denn so 
war es schon bei der Kapitulation an der Ruhr. Er glaubte, verhandeln 
zu können, wo es kein Verhandeln mehr gab. Später hat er Poincar^ den 
Vorwurf des Betruges gemacht. Subjektiv und objektiv. sicher mit Recht, 
aber Poincare hatte gar keinen Grund mehr, für die Aufgabe des pas¬ 
siven Widerstandes einen Preis zu zahlen. Stresemanns eigentliche Lei¬ 
stung war schon damals, seinen eigenen Sturz zu verhindern, denn 
eigentlich stand er mit leeren Händen da. Aber es gab Leute genug, die 
froh waren, daß der passive Widerstand überhaupt aus war, und daß 
die Maschine wenigstens wieder klapperte. Die deutsche Industrie ist 
durch das Ruhrabenteuer sehr, sehr klug geworden. 

Ein zweites großes Verdienst Stresemanns ist die Zustimmung 
zur Endkontrolle der deutschen Abrüstung. Man hat 
hinter den Kulissen lange und zähe darum gekämpft, aber im Auswärtigen 
Amt war man sich über die absolute Notwendigkeit des uneingeschränkte» 
la klar geworden und der Chef hat sich ohne jede Einsdiränkung sdiließ- 
lich vor seine Referenten gestellt. Das war die Geste, die vor der Welt 
nötig war, um jenen Grad von Vertrauen zu erwerben, den man für die 
Reparationsverhandlungen brauchte. Man hat die Bedeutung dieser Tat 
in der deutschen Oeffentlichkeit nicht so unterstrichen, wie sie es ver- 
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dient. Es ist heute zwecklos, das Warum zu untersuchen. Vielleicht 
ist sich Stresemann über den. Eindruck dieser* Handlung selbst nicht klar 
gewesen, er hätte sonst wohl mehr daraus gemacht. 

Dazwischen freilich liegen zwei andere Vorkommnisse, der Washing¬ 
toner Flaggenzwischenfall und der deutsch-russische 
Zw'ischenfall. Man muß sich dieser Abenteuer erinnern, denn sie 
sind auf^ der Gegenseite noch längst nicht vergessen. Wie war es denrt 
in Washington? Wilson, trotz allem, was wir gegen ihn zu sagen haben 
(und das ist sehr viel), einst Träger des höchsten Amtes der Vereinigten* 
Staaten, war gestorben, und die Cteutsche Botschaft in Washington flaggte 
zunächst nicht. Daß man es nicht tat, hat in den Vereinigten Staaten Em- 
TOrung hervorgerufen. Wi^ sind nodi nicht so weit, daß wir uns solche 
Empörung in dem Lande, atis dem wir die Qoldschiffe erwarten, leisten 
können. Die amerikanische öffentliche Meinung verlangte die Abberu¬ 
fung des Botschafters. Sie hätte tatsächlich die Gemüter sofort beruhigt. 
Aber sie erfolgte nicht. Warum? Weil der Botschafter vorher in Berlin 
angefragt hatte, und weil man ihm von hier Instruktionen gegeben hatte, 
auf die er sich bei seiner Unterlassung berufen konnte. Hätte Strese¬ 
mann ihn als Sündenbock in die Wüste geschickt, so mußte er fürchten, 
daß der Botschafter nicht schwieg. Das hat er nicht gewagt. Es hieß, 
der Botschafter wolle später gehen, aber neuerdings wird die Rücktritts¬ 
absicht überhaupt bestritten. Vielleicht ist es besser, daß er bleibt, als 
daß der unmögliche Herr Cuno, der jetzt wieder auf dem Alsterdamhi 
in Hamburg in Bailins Arbeitszimmer sitzt und unbestreitbar dekorativ 
wirkt, nach Washington ginge; denn daran hat man im Auswärtigen Amt 
ernsthaft gedacht. 

Dann der deutsch-russische Zwischenfall. Die Einzelheiten dieser 
grotesken Dummheit deutscher Polizei sind noch in Erinnerung. Strese- 
manns Rolle dabei ist weniger bekannt. Als Krestinski, der die Nachricht 
von dem Ueberfall der Polizei eben gehört hatte, bei ihm anrief und 
sein Kommen ankündigte, empfing ihn Stresemann, ohne den Staats¬ 
sekretär oder den Rußlandreferenten zu benach¬ 
richtigen. Erste Unvorsichtigkeit, denn Krestinski brachte seinen Bot¬ 
schaftsrat als Zeugen mit. Und dann gab Stresemann sofort alles zu, was 
Krestinski behauptete, gab vor allem die vollständige Exterritorialität der 
Handelsvertretung zu. Die Referenten fielen aut den Rücken, als sie 
von solcher Bescherung hörten, und Stresemann versuchte dann zunächst 
das Zugeständnis abzuleugnen. Aber Krestinski nagelte ihn mit seinem 
Zeugen fest. Das Ende vom Liede war, daß Deuts^iland klein beigeben 
mußte. Hätte man, was richtig gewesen wäre, die Nichtberechtigung 
der Polizeiaktion sofort zugegeben, so wäre das keine Schlappe, sondern 
ein moralischer Gewinn gewesen. Statt dessen hat man monatelang die 
Erledigung hingezogen und hat sich schließlich doch zu der Erklärung 
zwingen lassen müssen, die von vornherein unvermeidlich war und die - 
nun eine peinlidie politische Lage wurde. Man hat schließlich nicht 
einmal den Versuch gemacht, einen Strich unter alle Differenzen mit 
Rußland zu machen, ln Petersburg hatten die Russen inzwischen einen 
angesehenen deutschen Kaufmann wegen angeblicher Handelsspionage 
verhaftet. Nicht einmal dessen Freilassung hat man bei der Gelegenheit 
erwirkt. Erst dieser Tage haben ihn die Russen, die ja nun nichts mehr 
mit ihm anfangen konnten, freigegeben. 

Und schließlich London. Kein Vernünftiger kann leugnen, daß diese 
Konferenz Erfolge von einem Umfange gebracht hat, wie wir sie uns 
vor einem halben Jahre nicht träumen lassen konnten. Von der Inkraft¬ 
setzung des Dawes-Planes (immerhin einer E t a p p e) abgesehen, hal^n 
wir erreicht die Wiederherstellung der deutschen Justizhoheit, die Ein¬ 
führung des Schiedsgerichtsgedankens, die Einführung einer Kon- 
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trolle über die Reparationskommission und damit deren 
Unschädlichmachung und die Räumung des Ruhrgebiets in einer be¬ 
stimmten Zeit. Es liegt vielleicht daran, daß das deutsche Volk immer 
noch vom Vertrag von Versailles keine Ahnung hat, daß man die un¬ 
geheuer bedeutungfsvolle Aenderung der Stellung der Reparationskommis¬ 
sion so wenig unterstrichen hat. Aber ein Mann, von den rednerischen 
Fähigkeiten Stresemanns, hätte das mit Leichtigkeit gekonnt. Was tat 
er statt dessen ? 

Er rechnete mit der Phantasielosigkeit des deutschen Volkes, dessen 
Augen nur das Handgreifliche, die Ksetzung der Ruhr, zu sehm ver¬ 
mögen. Und nun muß er schlecht unterrichtet gewesen sein oder von 
allen guten Göttern verlassen, denn daß ihn der kluge Herr v. Hoesch 
falsch orientiert hat, ist kaum anzunehmen, kurzum, schon Wochen vor 
der Londoner Konferenz präparierte er die öffentlii^e Meinung so, daß 
die Ruhrräumung das sein mußte, wonach man Gelingen oder 
Fehlschlagen der Verhandlungen beurteilte. Er veranlaßte einen dahin¬ 
gehenden Kabinettsbeschluß und verkündigte ihn aller Welt. Worauf 
Herriot, dessen Stellung ja auch zuweilen etwas wacklig ist, sich auß 
das Gegenteil festlegen mußte. Stresemanns Motiv war klar, \^ar „natio- 
naV‘. Auf die Nationalen nämlich hätte die Ruhrräumung am meisten 
gewirkt. Wäre Stresemann mit diesem Zugeständnis in der Hand zu- 
rödcgekommen, er hätte als Triumphator durch das Bfandeitburger Tor 
einziehen können und niemand hätte sich seinen Wünschen widersetzen 
dürfen. Der Bürgerblock wäre eine Frage von Stunden gewesen. Des¬ 
halb und nur deshalb, hatte Stresemann zuvor Marx aussäalten wollen. 
Und nur so ist auch sein Verhalten während der ersten zehn Tage der 
Londoner Konferenz zu erklären. Tag für Tag heimste Deutschland 
Erfolge von einer Größe ein, daß einem angst uira bange wurde, ob das 
auf die Dauer so gehen könne. Und Stresemann ließ mit Hilfe von drei 
vertrauten Journalisten, von denen einer sich offiziell als „der Leib- 
joumalist‘' bezeichnete, den Optimismus nach Deutschland strömen. Es 
war eine ganz merkwürdige Atmosphäre, der man sich nur mit Mühe 
entziehen konnte. Stresemann hat ja das Talent, sozusagen drudefertig 
sprechen zu können. Nur: das, was er sagt, stimmt nicht immer. Er er¬ 
zählte den Journalisten, die Amnestiefrage sei geordnet. Vor seiner Tür 
traf man den bekannten Essener Verteidiger, Dr. Grimm, der wegen dieser 
Regelung sich unsägliche Mühe gemacht hatte, und gratulierte mm. Wor¬ 
auf Grimm entsetzt erwiderte, die Angelegenheit sei noch längst nicht 
unter Dach und Fach. Ein anderes Beispiel ist die Räumung des Dort¬ 
munder Reviers. Stresemann hat nicht einmal, sondern viele Male er¬ 
klärt, die Räumung vollziehe sich am 1. September. In ganz Deutsch¬ 
land hat man das geglaubt. Diese falsche Interpretation hat die Geste 
Herriots dann um ihre ganze Wirkung gebracht. Er hat auch behauptet, 
am Montag sei die Verständigung mit Herriot über die Ruhrräumung 
so weit gewesen, daß man das Abkommen nur hätte zu formulieren 
brauchen, und erst dann sei der Umschwung gekommen. Wie er zu 
solcher Ansicht kommen konnte, ist vollkommen rätselhaft, denn Herriot 
kam mit ganz gebundener Marschroute aus Paris zurück. Als Stresemann 
dann freilich einsah, daß die sofortige, Räumung nicht durchzusetzen 
sei, hat er sofort den Gaul herumgeworfen, und das mit einer Schnellig¬ 
keit, die man in Deutschland kaum mehr begriffen hat. Man muß ihm 
solches Erkennen einer unabänderlichen Tatsache gewiß anrechnen, aber 
h^tte er nicht von vornherein wenigstens die Möglichkeit dessen, was 
dann wurde, in seine Taktik einkalkulieren müssen? Er hat den Erfolgen 
der deutschen Delegation damit unendlich geschadet und die Opposiwn 
der Deutschnationalen so stark gemacht, daß sie sich selbst den Umfall 
so gut wie verbauten. Der ganze Kuhhandel wäre nicht gewesen, 
wenn Stresemann eine andere Taktik eingeschlagen hätte, ui^ damit 
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wäre auch das Schuldpronuaziamento und die Bereiterkl^ruiig derVolka- 

« artei zur Regierungserweiterung nicht gewesen. Das ist ein böser 
S^echsel, der noch nicht eingelöst ist. 

Na(» allen diesen Taten ging Stresemann auf Urlaub. Einige Tage 
vor Marx kam er zurück, versammelte die Presse um sich und hielt eine 
Anspradie, die allgemein so verstanden wurde, daß er die Schuldnute, 
gegen deren Notinzierung Frankreich inzwischen Vorstellungen erhoben 
hatte, doch notifizieren werde, und daß an den Eintritt Deutschlands in 
den Völkerbund nicht zu denlcen sei. Als er am andern Morgen in der 
Presse die Wiedergabe seiner Ausführungen und die Kommentare sah, 
wurde ihm schwach. Stem-Rubarth mußte schleunigst kommen, und die 
B. Z. brachte eine Erklärung, er sei von A bis Z mißverstanden. Ein 
Außenminister also, der sicm nicht verständlidi ausdrüdcen kann. Tat¬ 
sächlich hat er aus dem Stenogramm einige Stellen nachgewiesen, auf 
die er sidi zur Not stützen kann, aber er hat diesen Text anscheinend nach 
der verkehrten Melodie gesungen, und „c’est le ton, qui fait la musique“. 
Und kaum war das geschehen, so brachte der Sozialistische Parlaments¬ 
dienst ein Interview mit Lotd Parmoor, wonach er mit Stresemann bei 
dessen Besuch in Heniey über den Eintritt Deutschlands in den Völker¬ 
bund gesprochen habe. Beruhten Parmoors Erklärungen auf Wahrheit, 
so gewannen die Worte über den Eintritt Deutschlands, die MacDonald 
in Genf gesprochen hatte, eine viel größere Bedeutung. Stresemann de¬ 
mentierte, Parmoor dementierte dagegen, kurzum, es war sehr peinlich. 
Was Parmoor schließlich behauptete, war, daß zwischen ihm und Pro¬ 
fessor Murray einerseits und den deutschen Ministern andrerseits durch 
Vermittlung des Botschafters Sthamer das Thema besprodien worden 
war. Für diese Behauptung spricht, daß Parmoor im englischen Kabinett 
die Völkerbundangelegenheiten bearbeitet, und daß Murray, der damals 
schon zum Delegierten für Genf bestimmt war, als Völkerbundmann in 
England ebenso bekannt ist wie bei uns der minder angenehme Herr Claß 
als Führer der Alldeutschen, und daß er dazu ein Ansehen besitzt, wie 
es bei uns etwa Virchow besaß. Trotzdem kann man das Dementi der 
deutschen Minister für ehrlich halten. Sie hatten nämlidi anscheinend 
keine Ahnung, wer Murray ist, und seine Mitteilung, daß er nach Genf 
gehe, haben sie als die Mitteilung einer privaten Reise aufgefaßt. Marx 
und Luther brauchten Murray nicht unbedingt zu kennen, Stresemann 
als Außenminister konnte ihn kennen, aber wer ihn kennen mußte, war 
der Botschafter, dessen Rolle bei dieser Zusammenkunft in ein merk¬ 
würdiges Dunkel gehüllt ist. Hat er den Ministem gesagt, wer Murray 
ist, hat er das, was man ihm gesagt hat, richtig in seiner Tragweite er^ 
, faßt und verdolmetscht? Das ist die Frage, und die deutschen Journa¬ 
listen in London, die ständigen wie die, welche als Sonderberichterstatter 
dort waren, werden, so sehr sie sonst verschiedener Meinung sind, in 
der Vermutung einig sein, daß Sthamer der Sündenbock sein kann. 
Dieser Hamburger Patrizier ist nämlich keine Blüte der Diplomatie, und 
das einzige Tiilent, das er unbestritten hat, ist — sein Botschaftsrat 
Dufour-Feronce. 

Die Unzulänglichkeit seiner Umgebung mag Stresemann seine Arbeit 
oft erschweren. Aber sie könnte ihn nicht hindern, das, was er als not¬ 
wendig erkennt, zu tun, wenn er selbst zulänglich wäre und sich nicht 
durch Nebensächlichkeiten oder jedenfalls durch Nebenumstände vom 
erkannten Wege immer wieder abdrängen ließe. Seine größten Feinde 
sind schließlich seine eigenen Charaktereigenschaften: Ehrgeiz, der oft 
in der Verkleidung dtr Eitelkeit auftritt und keine Skruj^l und Hem¬ 
mungen kennt; Temperament, das weder durch kühle Kritik noch durch 
Selbstkritik gezügelt ist; der Mangel, die Dinge in der Entwicklung ob¬ 
jektiv zu sehen und in ihrer Tragweite richtig zu beurteilen, der zum 
Teil dadurch ausgeglichen wird, daß Stresemann, wenn man ihm einmal 
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die Unvemieidbarkeit einer Entscheidung klargemacht hat, bereit ist, diese 
Entscheidung wirklich zu treffen und sidi auch ganz dafür einzusetzen. 
Solche Entscheidungen erfolgen dann aber mit einer Schnelligkeit und 
werden mit einer so naiven Selbstüberzeufftheit verteidigt, daß der 
Außenstehende fast geneigt ist, an dauernde Omfälle zu glauben. Strese- 
mann selbst wird einen solchen Umfall nie zugeben, subjektiv mit Recht, 
denn er hat wirklich nicht die Empfindung, uragefallen zu sein. Er ist 
dann immer der ehrlichen Ueberzeugung, daß seine Erklärungen miß* 
verstanden worden sind. Er hat das unglückliche Talent, daß seind 
Wünsche der Entwicklung der Dinge vorauseilen, daß er Situationen, 
die erst langsam Gestalt zu gewinnen scheinen, bereits als endgültig ge¬ 
staltet ansieht, für einen Diplomaten die gefährlichste Eigenschaft, denn 
diese Spielart der politischen Phantasie, die keine aufbauende Kraft hat, 
läßt ihn fortwährend Handlungen tun, die nachher schwer zu reparieren 
sind. Er kann überhaimt nicht objektiv sein, ist als vollendeter Ego¬ 
zentriker vielmehr die Personifikation des Subjektivismus, alles in all^ 
in Temperament und Charakter nicht nur ein Kind des wilhelminischen 
Zeitalters, sondern die Westentaschen-Ausgabe einer Wilhelm-Natur. 
Ohne jede Spur von Idealen, nur ein Konjunkturenmann. Ganz allerdings 
stimmt das nicht, denn er hat im Innersten seines Herzens einen Rest 
von Idealen, den er sehr sorgfältig hütet, den Gedanken des Volkskaiser¬ 
tums. In seinem Arbeitszimmer in der Villa an der Budapester Straße 
hängt ein Bild des Kronprinzen mit einer Widmung, die an den Tag 
erinnert, an dem ihm durch Stresemanns Initiative die Heimkehr ermög¬ 
licht wurde. Stresemann ist in der Republik so hoch gestiegen, wie er 
das nie in der Monarchie hätte tun können, aber sein Herz, das diese hohe 
Stellung anscheinend als illegitim empfindet, sehnt sich zurück nach der 
Monarchie; er ist, nehmt alles nur in allem, Untertan, verhinderter Unter¬ 
tan, nidit Staatsbürger, und am wenigsten RepublUcaner. 

Und dennoch muß man beinahe dankbar dafür sein, daß wir ihn 
haben. Ohne zu verkennen, wie sehr er durch seine Fehler und am 
meisten durch seine Charaxterlosigkeit der determinierten Entwidclung 
des deutschen Volkes schadet, wird man darum dennoch ihn fürs erste 
gewähren lassen dürfen, vorausgesetzt, daß er nidit durch seine krank¬ 
hafte Angst vor den Deutschnationalen oder andern Bedeutungslosig¬ 
keiten vollkommen vergißt, daß er Minister des Auswärtigen und ni<mt 
Agent der deutschen Reaktion ist. 


Ein verhinderter Bismarck 

Von Hermann Wendel 

Was auf Shakespearisch au! der Welt zu tun war, bat 
Shakespeare größtenteils getan. G. Chr. Uchtenberg^ 

Ein Schwab war er, der Herr v. Kiderlen-Wächter. Seine Wiege 
stand in jener Südwestecke Deutschlands, der des schwarz-rot- 
goldnen Poeten Friedrich Stoltze begeisterter Gruß galt: 

Die Heimat Schillers, Uhlands Heimat, Schwaben, 

Die Heimat Herweghs und des braven Pfau, 

Die Berge da, wo Freiligrath begraben, 

O freier Hauch aus Süd, aus Lat^ und Gau, 

Wo Herzen schlugen, wo ich Männer schau. 

Die nie des Menschenstolzes sich begaben. 

Zur Freiheit standen allzeit sonder Wank, 

O Hauch aus Süd, du wehst noch! Gott sei Dank! 
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Spielte etwas von diesem Hauch aus Süd um Kiderlens Herz? 
iWar d:ie Freiheit nicht seine dauernd angetraute Gattin oder heiß 
umschlungene Geliebte, so doch wenigstens sein aus der Ferne 
schüchtern angebeteter Schwarm? Ach, in politicis wagt das nicht 
einmal Ernst Jäckh zu bejahen, der unter dem Titel „Kiderlen- 
iWächter, der Staatsmsmn und Mensch*^ (Deutsche Verlagsanstalt 
Stuttgart, Berlin und Leipzig 1924) mit Briefwechsel und Nachlaß 
des Landsmannes zwei Bände füllt und dabei den Urheber von 
Agadir auf möglichst hohen papierenen Sockel zu heben sucht. 

Wohd verleugnete Kiderlen im Menschlichen ^s Geburtsort 
„die gute Stadt Stuttgart*^ nicht, deren gemütliche Gassen nie von 
den Potsdamer Schnairlauten widerhallten, und seines Herzens 
bestes Stück hing an dem heimischen „Ländle“, in dem die sozialen 
Gegensätze minder tollwütig aufeinander losfuhren, als weiter im 
Norden — welch eine Idylle, die hier beschriebene Maibowle' 
beim “König von Württemberg: „Seine Majestät fragte Ihre Maje¬ 
stät: ,Hast Du sie selbst gemacht?' ,Ja!' ,lst Dir gut gelungen/ 
Sie klagte aber, sie hätte Solange nach den Kräutern schicken müssen 
und noch im letzten Moment in aller Eile den Ansatz gemacht.“ 
Erbteil seiner Heimat war es denn, wenn Kiderlen dem schneidigen 
. Aeh-Bäh-Ton von Preußisch-Berlin eine gewisse Hemdärmeligkeit 
des Umgangstons entgegensetzte, den rasselnden ,Klimbim der wil¬ 
helminischen Welt aus sehr spöttischen Augen betrachtete und sich 
von dem gellen Trara des Byzantinismus alles andere als imponieren 
ließ; seine Hunde und Vögel mochten ihn anziehender düpken als 
die Hofschranzen, die sich in der Prokynesis vor dem nur zu 
durchschauten Imperator gefielen. Mit geheimem Vergnügen be¬ 
obachtete er, der jahrelang, wegen seiner burschikosen Witze und 
als Skatspieler geschätzt, den zweiten Wilhelm auf den Nordlands¬ 
fahrten begleiten mußte, die morgendlichen Freiübungen des kai¬ 
serlichen Gefolges auf der „Hohenzollern“: „Ein ulkiger Anblick, 
wenn all die alten Kracher von Militärs gemeinsam die Kniebeuge, 
machen müssen mit verzerrten Gesichtern! Der Kaiser lacht manchi- 
mal laut auf und hilft mit Rippenstößen nach. CHe alten Knaben^ 
tun dann so, als ob diese Auszeichnung ihnen eine besondere Freude 
machen würde, ballen aber die Faust in der Tasche und schimpfen 
nachher unter sich über den Kaiser wie alte Weiber. Feige, ver¬ 
logene Gesellen!“ Doch wie die Hofdamen der Frömmlerin Auguste 
Viktoria ganz aus dem Häuschen waren, daß der unbekümmerte 
Junggeselle mit seiner — aber nein! — Hausdame zusammenlebte, 
ohne — denken Sie nur! — des Pastors Segen'in der Tasche zu 
haben, so gifteten sich die „feigen, verlogenen Gesellen“ im Troß! 
Wilhelms über des Schwaben Freimut und Nackensteifheit; die 
Generale Hülsen, Kessel und Plessen, denen er ein Anstoß „für die 
Würde des Hauptquartiers“ war, wühlten und hetzten, ein oller 
ehrlicher Seemann, Konteradmiral Freiherr v. Senden-Bibran, Chef 
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des Marinekabinetts, ließ, ganz wie im Vormärz, Briefe des Verhaßten 
erbrechen und durchschnüffetn, und natürlich gelang es den Ver¬ 
leumdungen und Ränken der Adjutantenkamarilla, 1898 die Ungnade 
des gekritten Narren auf Kiderlen herabzulocken. 

Klebte er jedoch trotz aller süddeutschen Ungezwungenheit, 
oft Rauhbautzigkeit, so sehr am steifleinen Hergebrachten, daß ihn 
die Anwesenheit auch der Kanzleibeamten der Gesandtschaften — 
Leute mit dem Titel Hof rat und häufig Reserveoffiziere! — auf 
einem Bukarester Hofball verdroß, so brachten ihn auch die bösen 
Erfahrungen mit dem Hohenzollern nicht zum Nachdenken über 
die Frage Absolutismus und Demokratie. Daß das Volk etwas 
anderes als Objekt im Staate sein könne, ging immerdar über seinen 
Horizont. Er frohlockte, daß nach dem Tode Kaiser Friedrichs 
„die Reformer eins auf den Kopf kriegten**; Abdul Hamid, der 
bluttriefende Massenschlächter seiner Untertanen, > erschien nach 
der jungtürkischen Revolution dem sonst nicht Sientimentalep als 
„armer, einsamer Mann**; wenn er im Reichstag eine Rede „unter 
tosendem Wutgeheul der Demokraten und Sozis** hielt, vermerkte 
er es mit besonderem Wohlbehagen, und wo er sich als Qejgner 
eines Krieges gab, geschah es einzig aus Abscheu vor dem parla¬ 
mentarischen System, mit dem das deutsche Volk für einen großen 
Sieg bezahlt werden müsse. Nach Jäckhs Entschuldigung sah 
Kiderlen im Parlamentarismus deshalb „ein Prodidct von Bestechung, 
Gewalttätigkeit und Ignoranz**, weil er ihn nur in Bukarest kennen 
gelernt hatte, aber seine politische Meinung bildete er sich wohl, 
ehe er als Achtundvierzigjähriger nach' Rumänien kam, und schließ¬ 
lich muß auqh der nicht sehr kritische Herausgeber seines Nach¬ 
lasses zugeben, daß jener vom Gedanken einer Mitwirkung und 
Mitverantwortung des Parlaments im Volksstaat und für den Volks¬ 
staat so weit entfernt gewesen sei, wie dieser Volksstaat selbst 

Diese Feststellung aber bricht schon den Stab über den „Staats¬ 
mann von großem Kaliber**, als den ihn Jäckh feiert, und akzentu¬ 
iert in Naumanns vorschnellem Wort vom „schwäbischen Bismarck** 
lediglich das Beiwort, denn wer im zwanzigsten Jahrhundert von 
den bewegenden Krä^n ckr 2eit nichts wissen wiU und über den 
lebendigen Drang der Volksmassen und die zeugerische Macht 
des demokratischen Gedankens hochmütig hinwegsieht, mag ein 
befähigter Beamter des auswärtigen Dienstes sein, ein Staatsmann 
großen Wurfs ist er nimmer, und so bescheinigt auch Hamniann, 
der ihn aus der Nähe kannte, Kicterlen durchaus zu Riecht, daß er 
die Künste eines Diplomaten der alten Schule virtuos zu üben 
verstand, für Volkspsychologie jedoch kein Organ besaß. Aber der 
Vergleich mit Bismarck hinlri gleich auf beiden Beinen: nichts von 
dem Daimonion, das den pommerschen Junker* schidcsalhaft vor- 
wärtspeitschte, trug sein Nachfolger in sich; alles in gutem oder 
schlechten Sinn Genialische war dem sarkastisch Sachlichen fremd. 
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,Wenn Treitschke feurdg« Phantasie und forschenden Tiefsinn, oft 
ins Grenzenlose schweifende Vielseitigkeit und schöpfmsche, ur¬ 
sprüngliche Macht des Denkens als schwäbische Wesenszüge 
rühmte, so fehlte diesem Schwaben jeder Hauch von alledem; als 
Bestes hatten ihm die Feen gesunden Menschenverstand und klaren 
Blick innerhalb seiner Grenzen, hausbackenen Humor und frische 
Willenskraft in die Wiege gelegt; wie ihm die Welt der Musik 
verschlossen blieb und ihn ins Reich der Literatur nur ein schmales 
Hintertürchen führte, so hätte er auch nie, wie Bismarcl^, nach 
jähem Sturz seine Verbissenheit in Schillers „Räuber“ eingewühlt; 
er hätte vermutlich nur einen schnoddrigen Witz gemacht. 

Freilich war, was. um ihn herumwimmelte, von noch kleinerem 
Ausmaß. Von ^r eigenen Bedeutung übermäßig durchdrungen, 
schonte Kiderlen in seinen vertrauten Briefen nichts und niemanden; 
allein die Spitznamen, die er austeilte, sind bezeichnend: Wilhelm 
ist „der Plötzliche“, Bülow „der Aal“, M^schall „das Nilpferd“, 
Bethmann „der Regenwurm“, Tschirschky „der Schulmeister“, 
Schoen „der Lederzripfel“; nur für Tirpitz hat er kein Beiwort, denn 
diesen „falschen Streber“ und „größten Lügner, den Berlins PHaster 
trägt“, haßte er grimmig und ehrlich, während er die andern nur 
als Stümper verachtete. Aber mochte er auch wie der Einäugige 
wirken, der unter den Blinden König ist, so verkennt doch das 
Wesen der Zeit und die Bedeutung des Mannes vollkommen, wer 
nur den Mangel an Gelegenheit dafür verantwortlich macht, daß 
Kiderlen sich nicht zu einem zweiten Bismarck auswuchs. Einmal 
hatte, was auf Bismarckisch in der Welt zu tun war, Bismarck 
größtenteils selbst getan; zum zweiten erkennt Klio den Einwand 
der mangelnden Gelegenheit nicht an^ weil sich die Bismarcks ge¬ 
meiniglich nicht verhindern lassen, und zum (bitten beschrieb 
Kiderlen immerhin so viele Seiten wenn nicht der Weltgeschichte, 
so doch der Akten des Auswärtigen Amts, daß seine Handschrift 
kein Rätsel mehr aufgibt Da nun verrät nichts den überlegenen 
Denker, der ins Herz der Zeit hineinzuhorchen versteht, nichts den 
kühnen Planer, der mit neuen Entwürfen das ewig Gestrige bei¬ 
seite schiebt, nein, der Herr v. Kiderlen-Wächter machte nur ge¬ 
schickter, was die andern tollpatschig, nur folgerichtiger, was die 
andern in Zickzacklinien machten. Da er nicht auf den Kopf ge¬ 
fallen war, verhehlte er nicht seine starke Abneigung, den öster¬ 
reichischen Satelliten im Orient zu spielen. Wie er Berchtold sehr 
daneben schätzte, „weil er absolut nicht weiß, was er eigentlich 
will“, lag er ständig auf der Lauer, damit der Ballplatz Deutschland 
nicht vor vollzogene Tatsachen stellte und über Nacht in ein Balkan- 
abenteuer verwickelte; wie eine Ahrmng dessen, was im Sommer 
1Q14 hereinbrach, klangen seine Worte: „Wir müssen alles tun, 
um zu verhindern, daß die Leitung der Politik von Berlin an Wien 
übergeht, wie es Aehrenthal gegenüber Bülow leider gelungen war. 
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Das könnte uns eines Tages viel kosten!'^ .Wenn Kiderlen den 
QroBadnural Tirpitz haßte, so nicht zuletzt, weil er fürchtete, „daß 
seine PolitQc uns den Krieg mit England bringen wird**, und der 
Krieg gegen England paßte in seine Pläne gar nicht hinein. Noch 
als Gesandter in Bukarest unterstützte er vielmehr mit überzeugtem 
Eifer Bethmanns Versuche, sich auf lange Sicht mit Downing-Street 
zu verständigen. „Unser Hauptziel**, vermerkte er in einer Denk¬ 
schrift, „muß sein, überhaupt zu einem politischen Abkommen mit 
England zu gelangen, sei es auch noch so unbedeutend. Denn die 
reine Tatsache einer auch noch so geringfügigen Verständigung mit 
England neben einem etu^aigen Flottenabkommen würde unsere 
allgemeine Politik wesentlich entlasten.** 

Deutlicher aber als alles andere offenbart der Name Agadir 
seine Schriftzüge. Als der Staatssekretär des Auswärtigen Amts 
seine Idee zur Tat machte und den „Panther** nach der marokka¬ 
nischen Hafenstadt sandte, war er nicht so hirnverbrannt wie das 
„Rindvieh** von national liberalem Führer, der ihm zur Sicherung 
der „Annexion in Marokko** zu gratulieren kam, und den „Blöd¬ 
sinn** der alldeutschen Schreier tat er verächtlich ab, die nicht 
nur Marokko verspeisen, sondern auch das Rhonedepartement ver¬ 
schlucken wollten, aber auch seine Pläne trieben mit des deutschen 
Volkes Wohlfahrt ein frevles Spiel. Da er aus dem Abenteuer den 
ganzen französischen Kongo mit heimzubringen gedachte, schon 
um mittun zu können, wenn der belgische Kongo einmal aufge- 
teilt wurde, nahm er sich den dritten Bonaparte zum bösen Bei¬ 
spiel: wie der von Bismarck für jede Vergrößerung Preußens Kom¬ 
pensationen heischte, so verlangte Kiderlen für die Machterweite¬ 
rung Frankreichs in Nordafrika Entschädigungen in Mittelafrika. 
Keineswegs war er der Erkenntnis verschlossen: „Wenn man in 
der Welt ein Plebiszit über Krieg und Frieden veranstalten wollte, 
würde die Antwort nicht zweifelhaft sein, aber die Kriege, wir 
wissen es ja, sind immer das Werk der Minorität** Doch einen 
solchen Krieg gegen den Willen und die Interessen der Nation un* 
den Länderfetzen am Kongo vom ^un zu brechen, war Kiderlen 
drauf und dran; er glaubte die Franzosen nur nachgiebig stimmen 
zu können, wenn sie Deutschlands festen Kriegswülen verspürten, 
und das Allerübelste, Prestigegründe, spielten schließlich mit: 
„Unser Ansehen ist heruntergewirtschaftet,** sagte er beim Becher¬ 
lüpf in jenen Tagen, „im äußersten Fall müssen wir fechäen.** 
Daß nicht 1911 schon „gefochten** wurde, daß es nicht damals 
schon zum Weltkrieg kam, fürwahr, seine Schuld war es nicht 

Wenn trotz allem unter den bloßen Nachtrottern Bismarcks 
der rotbäckigere KMea^len-Wächter als ein Mann von Format er¬ 
scheint, so richtet nichts das ganze wilhelminische Zeitalter scho¬ 
nungsloser als die Tatsache, daß sein Mann von Format so aussah. 
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Regierung und Parteien in Bulgarien 

Von Janko Sakazoff 

Es ist über ein Jahr her, seitdem die heutige Regierung das Regime 
der Bauernbündler niederwarf und die Zügel der Staatsgewalt ergriff. 
Sie hatte während dieser Periode Zeit, zu erweisen, ob sie etwas leisten 
kann. Mehrere Monate sind vergangen, seitdem unsere sozialistische Part« 
die Regienmg verlassen hat, und sie kann daher jetzt frei und objektiv 
den neuen Machthabern gegenüberstehen und den Platz bestunmen, den 
sie in den sozialen Kämpfen des Landes einnehmen will. 

Bei einem normalen Gang seiner Entwicklung würde unser Land 
nicht das Glück gehabt haben, diese Machthaber an der Spitze seiner 
Verwaltung .zu sehen. Nur die Entgleisung des Bauernbündlerregimes 
im scharfen Kampfe gegen alle Bürger- und Arbeiter-Errungenschaften, 
•die niedrigen, kulturlosen und gewalttätigen Uebergriffe Stamboliskys 
weckten in der ganzen Bevölkerung das Streben nach einem gewalt¬ 
samen Widerstand. Wäre das Regime Stamboliskys im Rahmen des Er¬ 
träglichen geblieben, so hätte es mit der Zeit einer ebenso mäßigen 
bourgeoisen Reaktion Platz gemacht, die den Zyklus der Revolution 
und der Konterrevolution im besiegten Bulgarien vollendet hätte. 

Für das kleine Bulgarien folgte, wie für die großen besiegten Länder 
nach der Kriegskatastrophe von 1918, eine Periode der Revolution, 
die von einer anderen Periode, der Konterrevolution, abgelöst wurde. 
Die nach dem unglücklichen Ende des Krieges heimkehrenden, er¬ 
schöpften und zur Verzweiflung gehetzten Dorf- und Stadtmassen for¬ 
derten und erzwangen einen Wechsel in der Regierung Bulgariens. In 
der neuen Regierung nahmen Sozialisten und Agrarier teil. Aber dank 
den wilden Ausschreitungen der neugetauften Bolschewiken, konnte 
sich die Herrschaft der Volksmassen w sozialen und wirtschaftlichen 
Fortschritt nicht halten und machte der bäuerlichen Ausnahmeregierung 
Stamboliskys Platz. ' 

Der extreme Charakter der Bauernregierung Stamboliskys diente 
nur zur Verlängerung der Reaktion im Lande und machte die Periode 
der Konterrevolution unverhältnismäßig lang, außerordentlich scharf tmd 
äußerst kompliziert. 

Gerade wie in andern Ländern mit gleichem Schicksal, kehrte die 
Bourgeoisie auf die nach dem Kriege verlorenen Positionen zurück. 
Freilich sind diese Positionen nicht dieselben wie vor dem Kriege, 
■nd ihnen gegenüber stehen nach Zahl und Beschaffenheit nidit 
die früheren unwissenden Volks- und Arbeitermassen. Aber trotzdem 
sind es dominierende Positionen, von denen aus die neuen Generationen 
der Bourgeoisie die neue soziale Entwicklung in eigenem politischeoi 
Interesse betreiben kann. 

Diese Restauration geschah jedoch bei uns unter so sonderbaren 
Umständen und nahm so sonderbare Formen an, daß sie die Aufmerk¬ 
samkeit unserer aüs>värtigen Genossen verdient. 

• 

Die Restauration begann mit einer militärischen Verschwörung, 
dte ein scheinbar konstitutionelles Regime gewaltsam stürzte. Es ist gut, 
daß an dem Umsturz alle politischen Gruppen teilnahmen, und daß 
alle Volksschichten den Sturz der Agrarier als eine Erleichterung emp¬ 
fanden. So konnte der militärische Charakter der Verschwörung nicnt 
allein auf Rechnung der Konterrevolution gesetzt werden. 

An zweiter Stelle ist hervorzuheben, daß die neue Regierung sich 
als konstitutionell, als demokratisch bezeichnete, der die Interessen der 
wirtschaftlich Schwachen am Herzen lag und zu jeder Zeit bereit ist, 
ihnen zu Hilfe zu eilen. Die am Umsturz Beteiligten besaßen also die 
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Unterttfttzuag und die Zuftimmiing der groBeo Mehrheit der Bfirgiv 
von Stadt- und Dorf, von denen der lautere Teil seine Bereitwilligkeit 
in etwas orientalischer Art dadurch manifestierte, daB er versicherte 
und schwur, der neuen Macht ewig treu und dankbar zu sein. 

Und die neuen Männer ließen sich von diesen Versicherungen und 
Schwären verfähren und gingen, anfangs etwas schüchtern, dann aber 
dreister und immer dreister daran, um sich eine neue parteiähnlicbe 
Schicht zu bilden, die schon zur Zeit des Umsturzes den so anziehend 
klingenden Namen: „Naroden Sgovor“, das ist Volkseintracht, erhalten 
hatte. Wir gehören nicht zu denen, die da glauben, die wahren Be* 
weggründe der Handlungsweise der neuen Männer zu kennen. Vielen 
schien es, als ob die Sorge für den morgigen, verfassungsmäßigen Tag, 
der auch normale gesellschaftliche und politische Kräfte als Stützmaent 
an Stelle einer ungreifbaren, schnell verfliegenden Begeisterung cr> 
heisdit, die Männer der neuen Macht veranlaßt hat, die alten Parteien* 
umzugrupjpieren. Es ist freilich nicht ausgeschlossen, daß auch per- 
sönlüAe Beweggründe der Urtieber des Umsturzes mitgewirkt haben. 
Doch wer wird sich heutzutage in unseren realistischen Zeiten „mit 
den Geheimnissen des menschlichen Herzens“ befassen wollen? Tat¬ 
sache ist, daß gleich in der ersten Zeit die neuen Männer davon zu 
reden und dafür zu wirken begannen, eine neue große, alle bürgerlichen 
Gruppen umfassende Partei zu bilden, die von der jüngeren, unbefledcten 
Generation repräsentiert werden sollte. 

Hier begannen die Wege der am Umsturz Beteiligten auseinander¬ 
zugehen. Die Sozialisten hatten an dieser Sache gar kein Interesse. Es 
war ihnen natürlich nicht gleichgültig, ob sie eine kompakte oder eine 
zerstückelte Bourgeoisie vor sich hatten. Aber einige unter unseren Ge¬ 
nossen glaubten, daß eine reformierte Bourgeoisie, wie sie die neuen 
Männer zu gestalten gedachten, besser wäre, als die alten Füchse, 
die schwer auf den Markt gehen. Andere Genossen wieder meinten, wir 
könnten uns an diesen Versuchen der neuen Regierung gänzlich des¬ 
interessieren. Auch die Männer der nationalliberalen Partei standen 
diesen Kombinationen eher feindlich gegenüber, einmal weH sie unbe¬ 
rücksichtigt geblieben waren, und zweitens, weil sie sich nicht ver¬ 
hehlten, daß die neue Partei sich über kurz oder lang auch gegent sie 
wenden würde. So kam es, daß sidi zwei der Verschwörerparteien 
von der neuen Regierung lösten. Dadurch ermutigten sie den Wider¬ 
stand der alten Parteiführer, die sich von einer Kaltstellung bedroht 
sahen, und auch einige ihrer prinzipientreuen Anhänger. Von Anfang 
an wußte man beispielsweise, daß die radikaldemokratische und die 
demokratische Partei Gegner einer unbedachten Fusion waren. Das 
vermehrte die Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Regierungskoa¬ 
lition und erschwerte die Konsolidierung und verzögerte zu gleicher 
Zeit das Hervortreten der natürlichen politischen und sozialen Gegen¬ 
sätze innerhalb der Regierung. Leider wurde durdi die nachfolgenden 
Ereignisse im Lande dieser Prozeß der Klassenklärung und der Klassen¬ 
teilung dadurch verzögert, daß alle beim Umsturz beteiligt gewesenen 
heterogenen sozialen Elemente wieder zusammengebracht wurden. 

Zwar gelang es den Sozialisten, die aus außen- und innenpolitischen 
Gründen unbequemen Nationaliiberalen aus der Koalition herauszu¬ 
schaffen. Ebenso konnten unter ihrem Einfluß eine ganze Mei^e un¬ 
nützer, sogar schädlicher Zusammenstöße der Regierung mit den Bauern- 
bündlern und mit den Kommunisten vermieden werden. Auch vermochten 
die Sozialisten die geheimen Vorbereitungen, womit die Bauernbündler 
die neue Regierung hemmen wollten, zu verhindern. Sie waren aber zu 
machtlos, gegenüber den Regierungsmitgliedern, mit den Kommunisten 
und den Bauernbündlern zu einer radikalen Bereinigung zu kommen. 
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Bei den Septemberereignissen, dem bewaffneten Aufstand der Kommu- 
niiteni^ Setzte die konservative Gesellschaft alle Kräfte ein, um den 
Anhand niederzukämpfen und die Macht des Gesetzes im Lande leid¬ 
lich zu J<räftigen. Die lange aufgeschobenen Parlamentswahlen mußten 
endlich anberaumt werden. Das von Stambolisky aufgezwungene, die 
Majoritäten b^ünstigende Proportionalwahlsystem veranlafite die So¬ 
zialisten, eine wahlkoalition einzugehen. 

Nach den Wahlen konnte das Land frei aufätmen, die politischen 
und wirtschäftlichen Aufgaben der Nation konnten jetzt ih den Vorder¬ 
grund treten. ^ 

Bis zur normalen Entwicklung Bulgariens mußten noch einige 
Etappen durchwatadert werden. So machte der bewaffnete Aufetand 
der Kommunisten ein Gesetz- zum Schutz des Staates und die Ge¬ 
währung einer ausgedehnten Amnestie notwendig, welche die irrege¬ 
leiteten und unfreiwilligen Teilnehmer des Aufetandes aus Stadt und 
Ctorf treffen sollte. Die Oeffentlichkeit wollte die Parteien fernhalfen, 
die neben den legalen und allen Gruppen gemeinsamen Mitteln des po¬ 
litischen Kampfes noch eine so vielgestaltige, von den Bolschewiken 
eingeführte Politik trieben. Die bulgarische Mitte wollte solche Pri¬ 
vilegien von linken und rechten Extremen nicht dulden. Die Amnestie 
fand aber allseitiges Verständnis und brachte tatsächlich die Pazi¬ 
fizierung der Stadt- und Dorfkreise. 

tMese beiden Gesetze brachten die politischen Parteien und die 
Regierung wieder einander näher, so daß sie gemeinsam versuchtet^ 
unsere Beziehungen zu Jugoslawien auf eine Grundlage zu stellen, die 
die gemiälte mazedonische Bevölkerung und die rimige Entwicklung 
der beiden brüderlichen Nachbarländer berücksichtigte. 

Sie versuchten ferner, die schwebenden wirtschaftlichen und innen¬ 
politischen Probleme zu klären. Die Regierung der Verschwöret, alkr- 
dings nunmehr ohne die Sozialisten und Nationalliberalen, erblickte die 
Lösung des Problems immer noch in der Verschmelzung der vier Par¬ 
teien (Völkische, PrOgressisten, Demokraten und Radikaie) zu ein^r 
gemeinsamen „Demokrafischeski Sgowor'' (d. i. demokratische Eintra^t), 
und forderte die neugewählten Volksvertreter auf, dazu Stellung zu 
nehmen. Damit erschütterte sie endgültig die alten Parteien. Die 
völkisch-progressive Gruppe ergoß übrigens zu ihrem eigenen Vorteil 
sich bedingungslos in die neue Regierungspartei. Sie blieb dadurch am 
Ruder una i;n Zentrum der neuen Kombination. Daß einige ihrer Mit¬ 
glieder ohne Ministerposten blieben, konnte sie um so ruhiger hin¬ 
nehmen, als sie auf diese Art schneller wieder in den Besitz ihrer von 
den Bauernbündlern geraubten Ländereien gelangte. Außerdem hatten 
ihre Leute in der Provinz überall angesehene, gewinn- und einflußreiche 
Stellungen eingenommen. So war die Kompensation eine doppelte. 

Am schmerzlichsten war diese Operation für die Demokraten und 
für die Radikaldemokraten. Ein großer Teil ihrer Parlamentarier, auch 
sehr angesehene, gingen mit der Regierung, aber ihre Anhänger in der 
Provinz hielten sich zurück. Die Parteien verloren die Hälfte, um nicht 
zu sagen Dreiviertel ihrer hervorragenden Männer und ihre Organi¬ 
sationen sind nicht in die Reihen der neuen Partei eingetreten. Heute 
haben wir zwei demokratische Stäbe mit zwei politischen Organen, deren 
Chefe die beiden früheren Stützen der Demokratie sind, nämlich Malinoff, 
der die alte demokratische Fahne bewahrt hat, und Ljaptscheff, der zur 
Regierung überging. Die radikaldemokratische Partei bewahrte ihre 
Organisationen und ihre Zeitung, doch verlor sie viele angesehene Per¬ 
sönlichkeiten. Heute wird inmitten der Provinzanhänger dieser beiden 
Parteien, sowie innerhalb ihrer nicht geringen Wahlklientel auf Leben 
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und Tod ein scharfer Kampf um die Selbständigkeit dieser Gruppen 
oder um ihre baldige und endgültige Verschmelzung in der neuen Partei 
geführt. 

An Wählerschaft wird die Regierung sicherlich gewinnen, aber es 
wird ihr nicht gelingen, die demokratische und die radikale Partei zu 
vernichten, wenn sie auch für die erste Zeit die Werbekraft derselben 
vermindern dürfte. Die Kreistagswahlen vom 4. Mai brachten der Regie¬ 
rung schon Erfolge. Das Land ist übrigens gar nicht damit zufrietfen, 
daß an der Spitze der Regierung noch immer Leute stehen, die nicht 
aus den Parteien hervorgegangen sind, und daß sich inmitten der Macht 
eine der konservativen Gruppen ohne soziales Empfinden, nämlich die 
völkisch-progressive Gruppe, selbstzufrieden eingenistet hat. Dieser 
Ballast ermutigt schwerlich zur Offensivität. Er hemmt und wird weiter 
die Erstarkung der bulgarischen konterrevolutionären Welle heibmen. 

Die konservativen Strömungen innerhalb der Regierung haben den 
ersten Reformbestrebungen ein Ziel gesetzt, aber auch sie halten die 
erwähnten politischen Verhältnisse, die Möglichkeit einer starken Oppo¬ 
sition der Sozialisten, Bauernbündler und Kommunisten, den Versuch 
eines heftigen „Kampfes gegen die Linke" auf. Wir können daher sicher 
sein, daß die konterrevolutionäre Welle auch auf diesem Gebiet ihres 
höchsten Punkt erreicht hat. 

Deshalb hat die Reaktion in Bulgarien noch nicht ihr Ende erreicht. 
In Ländern, in denen die einzelnen Klassen schwach und die Parteien 
zerrüttet sind, wie bei uns, kann die Regierungsgewait durch die Mittel 
der Verwaltung mit Takt und Umsicht vieles erreichen. Und dann sind 
die sogenannten Volkselemente: Sozialisten, Bauernbündler und Kom¬ 
munisten noch nicht bereit, Nachfolger der Regierung zu werden. Sie 
werden von einer tiefgreifenden Parteikrise heimgesucht, deren Ursache 
vor allem in den Erlebnissen der letzten Jahre wurzelt. Die neue Welt 
und die neuen wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse nach dem Kriege 
erforderten und erfordern noch immer eine gründliche Revision der 
theoretischen, organisatorischen und politischen Apparate der Vorposten 
der vorwärts drängenden Menschen, das kleine besiegte Bulgarien macht 
in dieser Beziehung keine Ausnahme im allgemeinen europäischen Los. 
Wir sind im Beginn einer tiefgreifenden, gründlichen, umfassenden Um¬ 
wandlung der modernen Völker. Jedes Raten über ihre Zukunft ist ver¬ 
früht. Unsere Hauptaufgabe ist, alles daran zu setzen, die Periode der 
Reaktion zu verkürzen und die Periode des sozialen und politischen 
Fortschrittes mit allen Kräften vorzubereiten. 


Das Unrecht der Getreidezölle 

Von Wilh. Nöllenburg 

Die Nationalen wollen zur Madit gelangen, um möglichst schnell 
und sicher dem deutschen Konsumenten Oetreidezölle zu diktieren. Wie 
unbillig und unberechtigt soidie neue Blockadepolitik sein würde, dafür 
hier emige kennzeichnende Ziffern: 

Durdischnittspreise für Weizen in den verschiedenen Ländern: 


Ort 

1905 

1910 

1913 

Berlin 

175 

210 

199 

Magdeburg 

161 

203 

192 (Importware) 

München 

191 

221 

212 

Wien 

168 

219 

208 (Importware) 

Odessa 

126 

147 

150 
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Ort 

1905 

1910 

1913 

Paris 

191 

213 

226 

Antwerpen 

142 

166 

163 

London 

149 

157 

158 

Chicago 

148 

159 

138 

Buenos Aires 

122 

155 

151 


Die Preise verstdien sich für tausend Kilo in Goldmark. 

Die Länder mit Sdiutzzoll fordern von ihren Konsumenten den 
Weltmarktpreis zuzüglich Zoll zuzüglidi Sondergewinn (Ausfuhrprämien 
usw.). Am ungünstigsten steht Deutsdiland da, hier werden die höchsten 
Preise für Getreide notiert 

Rrmd 30 Proz. der gesamten Zolleinnahmen entfielen auf den Ge- 
treklezoll. Auf. den Kopf der Bevölkerung machte er 1910 M. 3,72, 
1913 M. 4,03 aus, bei einer sechsköpfigen Arbeiterfamilie 5 Proz. des 
Durchschnittslohnes. 

Bekanntlich hat von Getreidezöllen nur der Großgrundbesitz Vor¬ 
teil, aber nur V 2 Proz. aller landwirtschaftlichen Betriebe besaß mehr als 
100 ha Land, er ging sogar ständig zurüdc (1895 25 000 Betriebe, 1907 
23 000 Betriebe), dagegen besaß er 24 Proz. der landwirtsdiaftlidien 
FEdie. 

Im Durchsdinitt benutzt der Großgrundbesitz von seiner Fläche 
60 Proz. zum Ackerbau, 9 Proz. zur Wiese (Viehzucht) und 22 Proz. als 
Forstland. Der Mittel- und Kleinbauer verwandte 40 bis 55 Proz. ald 
Ackerland und 15 bis 20 Proz. als Weide, dagegen bis zu 12 Proz. als; 
Gartenland. Je größer der Besitz, um so stärker der Anteil des Acker¬ 
landes, um so gerii^er der Anteil der Wiese. 

Wo kann Deutschland sein Getreide faerbeziehen? 


Es stehen folgende Mengen Weizen zur Ausfuhr bereit (1. 1. 1924): 
von Canada 98 Millionen dz (dz = Doppelzentner) 

Ver. Staaten 55 

Argentinien 53 

Australien 22 

Brit.-Indien 10 

Summa: 


>1 

>1 


>» » 
238 Millionen dz 


Der Verbrauch Deutschlands betrug an Weizen 1922 48 Millionen dz, 
die Ernte höchstens; 30 Millionen dz, der Fehlbetrag also 18 Millionen dz. 
Zum Veigleich sei angeführt: 


Frankreich 

Großbritannien 

Italien 


Zuschußbedarf 7 Millionen dz 
>» '35 ,y n 

»> 12 „ fii 


Es sei erwähnt, daß der Weizenverbrauch in Frankreich gerade 
doppelt so groß ist, wie in Deutschland. Seinen Grund hat der geringere 
Weizenbedan Deutschlands einmal in der Unterernährung, sowie in dem 
Ersatz des hochwertigen Weizens durch billigere HackfruchL 

Es interessiert noch' zum Schluß die Rentabilität der einzelnen 
Betridie. Dieselbe richtet sich nach der Betriebsintensität und der Art 
der Produktion. Hierfür zwei Tabellen: 

Rentabilität von nach Betriebsintensität geordneten Betriebsgruppen. 


A 

B 

C 

D 

E 

I 

677,07 Mark 

142,66 Mark 

5,2 0/0 

80 0/0 

II 

621,59 „ 

153,98 „ 

5,6 0/0 

75 <yo 

III 

571,78 „ 

155,12 „ 

5,5 0/0 

65 0/0 

IV 

528,75 „ 

152,85 „ 

5,8 0/0 

70 0/0 

V 

495.91 „ 

141,53 „ 

4,5 0/0 

65 0/0 

VI 

377,03 „ 

67,04 „ 

3,1 0/0 

45 0/9 
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Hannibal, Ludcndorff, Cato upil 

Unter Rubrum A sind die Intensitätsgruppen, unter B die Betrkjb#* 
kosten pro ha, unter C der Reinertr^ pro na (in Qoldmark umgerednel^ 
angegeben. Rubrum D 2 )eigt die I&ntabiUtäZiffern in Prozenten mm 
E ernllkh gibt den Prozentsatz der Betriebe mit einer Rentabilität von 
ütefl 4 Proz. an. 

Betriebsaufwand und Rohertrag. 

Uebersdioft In 


Bauart 

191S|14 

1914/15 

19M/21 

1921/28 

1991/1992 

Getrekk 

B 1 

1,1 

6,9 

14,8 

150 


R 1 

1,9 

11,4 

35,4 


Hackfrucht B 1 

1,J2 

8.4 

16,7 

50 


R 1 

1,1 

19,0 

25,6 


Ackerbau 

B 1 

1,1 

7,1 

15,5 

100 


R 1 

1*2 

13,2 

30,8 


Milchvieh 

B 1 

1,2 

4,5 

12,9 

minus 


R 1 

1.2 

2.8 

5,1 

60 


B bedeutet Betriebsaufwand, 

R Rohertrag. 



Diese Tabelle zeigt deutlich, daß beim Getreidebau das Verhältnis 
zwischen Betriebsaufwand und Rohertrag am günstigsten ist, dagegen 
bei der Milchwirtsdtaft am imc^stigsten. Wie man unter diesen Uth- 
ständen noch eine künstliche Erhöhung des Oetreidepreises fordern kahh, 
also den Rohertrag nodi mehr steigern, auf der andern Seite aber, bei 
der Milchwirtschaft, den Betriebsaufwand noch erhöhen möchte (die 
Milchwirtschaft ist eme der Hauptabnehmerin des Getreide- und Hack- 
fmdittiaues [Strch, Rüben]), ist einfach unverständlich. Den Schat^ 
von einer Erhöhung der Qetreidepreise trägt also der Kleinbauer mit 
semer Milchwirtschaft und — das städtische Rindvieh (zweibeinig) durch 
erhöhte Bro4>reise. 


Hannibal, Ludendorfi, Cato und Poincar^*^ 

Von H. G. W*Us 

Haß ist eine der Leidenschaften, die ein Leben völlig beherrschen 
können; es gibt eine Art Temperament, die sehr zu ihm hinneigt und 
immer bereit ist, kn Leben etwas wie ein RaKhcdrama zu erblichen und 
in schrecklicher Betätigung von „Gerechtigkeit“ und Rache Anreiz und 
Befriedigung zu finden. Die Angst und die Eifersucht der ersten Men¬ 
schen in deiT Erdhöhlen treiben heute ncxh in unserm geistigen Leben ihre 
duthlen Blüten. Kaum vierhundert Generationen trennen uns von der 
alten Steinzeit. Diese Veranlagung zum Haß kommt, wie ganz Europa 
erfahren hat. letzten Endes in großen Kriegen zum Ausdrude. Die Hab¬ 
sucht, der Stolz und die Grausamkeit, die der erste punische Krieg ent¬ 
fesselt hatte, trugen reiche Früchte in der Manie des Fremdön- 
hasses. Auf seiten Carthagos war die hervorstechendste Persönlichkeiit 
der große Feldherr und Organisator Hamilcar Barca, der es darauf ab¬ 
gesehen hatte, Rom einzukreisen und niederzuwerfen. Er war der 
Schwiegervater Hasdrubals und der Vater des Knaben Hannibal, der der 
gefürchtetste Feind des römischen Senats werden sollte. Am nötigsten 
war für Carthago offenbar die Wiederherstellung seiner Flotte und 
seiner Seeherrschaft. Das aber konnte Hamilcar scheinbar nicht er¬ 
reichen. So entschloß er sich, Spanien als Basis für einen Landangriff 
auf Italien einzurichten. Im Jahre 236 v. Chr. begab er sich als Gouver¬ 
neur nach Spanien, und Hannibal erzählte später, daß sein Vater ihn 

*) Aus den im Verleg für Sozialwissensetieft erscheinenden »Grundlinien der 
Weltgeschichte*. 
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darna^ — er war er$t ein Knabe von elf Jabren — der römischen Macbt 
Todfeindschaft schwören Heß. 

Für diese ungesunde finsteilung aller Fähigkeiten und des Daseins 
überhaupt auf den Haß ist die Familie Barca nur ein Beispiel; die Not 
und das Gefühl der Unsicherheit hatten während jenes großen Kampfes 
bei vielen Menschen eine engherzige üod verbitterte Lebensauffassung 
hervorgerufen. Ein Vierteljahrhundert Krieg hatte die ganze westliche 
Welt elend und roh gemacht. Zur Zeit, als der elfjährige Hannibal sein 
Gelübde ewigen Hasses ablegle, gajb es in einem Landhaus zu Tusculum 
einen vermutlich wenig lidbenswerten Knaben, Marcus Portius 
Cato mit Namen. Während eines langen Lel^ns von fünfundachtzig 
Jahren scheint er gänzlich v<m Haß gegen alles menschlicne Glück, aus¬ 
genommen sein eigenes, erfüllt gewesen zu sein. Er war ein guter 
Soldat und legte eine erfolgreiche politische Laufbahn zurück. Cr hatte 
ein Kommando in Spanien inne und tat sich durch seine Grausamkeiten 
hervor. Er gefiel sich in der Rolle eines ’ Vorkämpfers für Religion und 
öffentliche Moral. Unter diesem bequemen Deckmantel kämpfte er Zeit 
seines Lebens gegen alles an, was jung, gefällig und anmutig war. 
Was immer seine Eifersucht erweckte, erregte seine moralische Miß¬ 
billigung. Besonders energisch war er in der Unterstützung und An¬ 
wendung aller Gesetze, die Kleidungsvorschriften enthielten oder sich 
gegen den Schmuck der Frauen, gegen Vergnügungen und freie Reden 
wendeten. Er hatte das Glück, Zensor zu werden und nützte diese Macht¬ 
stellung skrupellos aus: manche seiner politischen Gegner richtete er da¬ 
durch zugrunde, daß er Familienskandale an die Oeffentlichkeit brachte. 
Er ließ Manlius aus dem Senat ausstoßen, nur weil dieser seine eigene 
Frau bei Tageslicht und vor seiner Tochter geküßt hatte. Er war ein 
Feind der griechischen Literatur, obwohl sie ihm bis in sein spätes Alter 
gänzlich unbekannt war. Dann las er Demosthenes und bewunderte ihn. 
Er schrieb lateinisch über die Landwirtschaft und über die alten ent¬ 
schwundenen Tugenden der Römer. Seine Schriften werfen ein Licht 
auf seine Sinnesart. Einer seiner Grundsätze war, daß ein Sklave, der 
nicht schläft, arbeiten sollte; ein anderer, daß alte Ochsen und Sklaven 
verkauft werden müßten. Er ließ sein Kriegspferd, das ihn in alleu 
spanischen Feldzügen getragen hatte, bei seiner Heimkehr nach Italien 
zurück, um Geld zu ersparen. Er haßte die Gärten anderer Leute und 
ließ die Wasserleitungen für die Gärten in Rom absperren. Wenn er 
eine Gesellschaft abi^ehalten hatte und das Essen vorüber war, ging er 
hinaus, um nachlässige Diener mit einer Lederpeitsche zu strafen. Er 
bewunderte seine eigenen Tugenden ganz außerordentlich uad betonte 
sie immer wieder in seinen Stritten. In der Schilderung einer Schlacht 
bei den Thermopylen gegen Antiochus den Großen sagt er mit Bezug 
auf sich: „Wer ihn damals auf die Feinde hätte einn^auen und ihnen 
nachsetzen sehen, hätte auch geäußert, daß Cato dem Volke lange nicht 
soviel wie das Volk dem Cato schuldig wäre.“ Im Alter wurde Cato ein 
Lüstling. Er unterhielt ein Verhältnis mit einer Sklavin, und als sein 
Sohn sich gegen diesen Mißstand in ihrem gemeinsamen Haushalt auf¬ 
lehnte, heiratete Cato eine junge Frau, die Tochter seines Sekretärs, die 
seinen Antrag nicht abschlagen konnte. (Was aus der Sklavenfrau wurde, 
wissen wir nicht; wahrscheinlich hat er sie verkauft.) Dieses Muster allen 
altrömischen Tugenden starb, geehrt und gefürchtet, in hohem Alter. 
Das letzte, was er tat, war, den dritten panischen Krieg zu betreit^n 
und auf die Zerstörung Carthagos hinzuarbeiten. Er war als Unter¬ 
händler nach Carthago geschickt worden, um Zwistigkeiten zwischen Car- 
thago und Numidien zu schlichteUj und wurde von Entsetzen und Grauen 
erfaßt, als er dort Ansätze zu einem gedeihlichen und glücklichen Da¬ 
sein fand. 
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Der Leidensweg eines Dichters 


Seit diesem Besuch schloß Cato jede Rede im Senat krächzend mit 
den Worten „Delenda est Carthago'* (Carthego muß zerstört werden). 

Dies war der Mann, der in Rom während der punischen Kriege die 
führende Rolle spielte. Dies war der Gegner Hannibals und der car- 
thagischen ,,Revanche‘'*ldee. Er und Hannibal geben uns ein Bild von 
dem damaligen Zeitgeist. 

Die zwei großen westlichen Mächte, Rom vielleicht noch mdir als 
Carthago, lagen infolge des unheilvollen ersten punischen Kriegs geistig 
und moralisch darnieder. Die dunklen Mächte des Lebens hatten die 
Oberhand. Die Geschichte des zweiten und dritten punischen Krieges 
(219 bis 201 V . Chr. und 149 bis 146 v. Chr.) ist sicherlich nicht die Ge¬ 
schichte geistig gesunder Völker. Es ist Unsinn, wenn die Geschichts¬ 
schreiber von politischen Instinkten der Römer oder Carthager sprechen. 
Ganz andere Triebe waren in Tätigkeit. Die blutunterlaufenen Augen 
unserer Urahnen, der Affen, blickten wieder aus den Menschen. Es war 
eine Zeit, in der vernünftige Männer niedergebrüllt oder ermordet wurden. 
Der wahre Geist der Zeit offenbart sich in der gierigen Betrachtung der 
zuckenden Eingeweide der Menschenopfer, die in Rom zur Zeit der Panik 
vor der Schlacht bei Telamon dargebracht wurden. Die ganze westliche 
Welt war von menschenmordendem Wahnsinn verdüstert. Zwei große 
Völker, beide hödist bedeutsam für die Entwicklung der Welt, fielen 
übereinander her. Und sdiließlidi gelang es Rom, Carthago hinzumorden. 


Der Leidensweg eines Dichters 

Von Theodor Fontane (Nachdruck verbotoi.) 

ln dem Nachlaß von Theodor Fontane fand sich ein Aufsatz über den 
englischen Dichter John Crilchley Prince, der hier zum ersten Male ver¬ 
öffentlicht wird Man könnte Prince den ersten Arbeiterdichter nennen. 
Es ist bemerkenswert, wie der junge Fontane, der in den Jahren 1854/57 
sich in England aufhielt und wfihrend dieser Zeit auch diesen Aufsatz 
geschrieben hat, sich nicht nur ln die Seele des Sängers der Armut, sich 
^elmehr auch in dessen soziale Umwelt, in die Atmosphäre des frühen 
englischen Proletariats einzuleben vermochte. 

John Crildiley P r t n c e ist aus Wigan in Lancashire gebürtig, wo er 
am 21. Juni 1808 das Licht der Welt erblickte. Sein Vater war ein Spul- 
madier. Mit Kindern gesegnet, und ein Geschäft betreibend, dessen Ertrag 
stets zweifelhaft war, konnte er seinen Sohn — den Gegenstand unserer 
biographilthen Skizze — nidit in die Sdiule schicken. Seine Mutter jedoch, 
eine geschickte und arbeitsame Frau, gab ihren Kindern das beste Bei¬ 
spiel, und — Unterricht, so gut sie konnte. Ihrer mütterlichen Sorgfalt 
verdankt der jugendliche Dichter manche richtige Lebensansidit. Durch 
Armut verhindert, ihn tagtäglich die Schule besudien zu lassen, wußte 
sie ihm diesen ^gen in der Sonntagsschule eines benachbarten Kirch- 
sprengels zu verschaffen, wo er, freuich nur luivollkommen, lesen und 
sdiremen lernte. Der ihm innewohnende Trieb nach' Forschung befähigte 
Hin jedoch, mit so unbedeutenden Mitteln Außerordentliches zu erzielen, 
indem er Gelegenheit nahm, aus Büchern sich selbst zu unterrichten. Kaum 
befähigt, einige Zeilen zu lesen, benutzte er jeden Augenblick, um sich 
durch Uebung zu vervollkommnen, und studierte jedes Buch, dessen er 
hdihaft werdra konnte. 

Erst neun Jahre alt, ward er schon' bestimmt, des Vaters Handweric 
zu erlernen, und gezwungen, tagtäglich vierzehn bis sechzehn Stunden 
mit so Imigweiliger Beschäftigung zuzubringen. Alles, was seine Lern- 
begierde verriet, suchte sein Vater zu unterdrücken, und strafte ihn — 
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wetia er den brennenden Durst seiner Seele löschend, über den Büchern 
ertappt wurde; Wenn er der trostlosen Arbeit aut Augenblicke enteilte, 
um diesem verbotenen Streben sich zuzuwenden. Kaum unterliegt es 
einem Zweifel, daß so traurige Verhältnisse die volle Entwiiclung seines 
Diditer-Genius gehindert haben, der — tiefbegründet in seiner Natur — 
weder durch Not und Elend, noch durch körperliche Züchtigung vollends 
zu ertöten war. Ein Philosoph, ein tiefer Kenner des menschlichen 
Herzens, befähigt, unsere Handlungen zu zergliedern, und auf ihre 
Ursachen zurückzuführen, würde vielleicht beweisen können, daß jene 
heiße Liebe zur Freiheit, die unseres Di±ters Schöpfungen so schön cha¬ 
rakterisiert, sich gerade durch die harte Behandlung, deren er selbst 
in früher Jugepd preisgegeben war, um so herrlicher entwidcelte, und 
daß seine gl^ende Liebe zur Natur, welche aus seinen Liedern atmet, 
durdi den Kontrast gesteigert wurde, der zwischen dem heiteren, fröh¬ 
lichen Leben der Wildnis und Waldbewohner, der Schöidieit und dem 
Einklang der Bäume, Blüten und Ströme, — luid. der in nichts erleich¬ 
terten, durch nkhts unterbrochenen Mühsal seines Gewerbes obwaltet, 
das Sin an das armselige Zimmer fesselt,' „wo der bleidie Weber die unr 
gesunde Arbeit betreibt“. > 

Doch alle Widerwärtigkeiten um ihn her waren nicht imstande, 
den hohen Flug seiner Seefe zurückzuhalten, der innere Drang war da, 
und üim mußte genügt werden. Wenn sich die Familie zur Ruhe begeben 
hatte, verließ der junge Prince mitternachts, zur Stunde der Gespenster, 
sein Bett, und still-bdiutsam die Treppe hinuntersdileichend, schwelgte 
er beim matten Licht des erlöschenden Feuers in den Zauberreigen des 
Robinson Crusoe, ergriff iin die Schreckens- und geheimnisvolle Größe 
von „Anna Raddiffe“. Das angeborene Trachten seines Herzens ward 
durch das Wildromantische dieser Erzählungen reichlich genährt. 

Not und Elend veranlaßten seinen Vater, 1821 aus Wigan fortzugehen 
und in Manchester Beschäftigung zu suchen, wobei ihn - unser dreizehn¬ 
jähriger junger Freund begleitete. Nach einiger Zeit erhielten sie Arbeit, 
und zwar in der ausgezeichneten Maschinenbauerei der Herren Sharp 
lind Roberts zu Manchester. Hier verweilten sie nicht lange, zogen nach 
Stockport, kehrten aber baldigst nach Manchester zurück. 

Um diese 2^it kam dem jungen Prince zum erstenmal ein Exemplar 
der Byronschen Werke zu Händen, die er, hingerissen, mit wahrer Lei¬ 
denschaft las. Jetzt hatte seine Seele ihre eigentlichste Nahrung gefunden; 
die Lieder des großen Dichters berührten eine verwandte Saite in der 
Brust des ungekannten, niedrigen Knaben, der von diesem Augenblick 
an im Tempel der Musen heimisch wurde. Seinen Hang zu befestigen, 
lernte er um diese Zeit einen alten, deutschen Invaliden kennen, der 
bei Waterloo verwundet worden war, und schloß ein Freundschaftsl- 
bündnis mit ihm. Dieser hatte viel von der Welt gesehen und war außer¬ 
dem gesellig und gut unterrichtet, er wußte die glühende Begeisterung 
seines jungen Gefärten durch wilde und geheimnisvolle Sagen seiner 
Heimat noch zu steigern. , 

Geldmangel zwang den Vater unseres jungen Freundes wieder ein¬ 
mal Manchester zu verlas.sen; zu Hyde, einem acht Meilen davon ent¬ 
fernten Dorfe, schlug er seine Wohnung auf. Hier schleppte sich der 
junge Princ« auf elendigliche Weise durchs Leben. In cier Hoffnung, 
am eignen Herde werde es flim besser ergehen, verheiratete er sich zum 
Schluß des Jahres 1826 oder zu Anfang^ des folgenden mit einer netten*, 
liebenswürdigen Jungfrau seines Standes. Er war damals nicht volle 
neunzehn Jahre alt. Da er zu dieser Zeit die für sein Handwerk erfor¬ 
derliche Geschicklichkeit noch nicht erSvorben hatte, sah er sich genötigt, 
auch fürder bei seinem Vater zu arbeiten. Unter diesen Umständen 'war 
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seiq Verdienst außerordentlich klein, und als Familie kani, reichten « 
vereinteit Anstrengungen beider .Eltern kaum aus, die nöt^^sten Lebt» 
bedürfnissc herbeuuschaffeo. 

So ging’s kümmerlidi fort bis 1830, wo die Nachricht, daß raaff la 
Frankreich englischer Arbeiter benötigte, seine Hoffnung belebte. Er 
schloß, nach St. Quentin, in der Picardie, zu reisen, und überließ es 
seinem Weibe, sich und ihre drei Kinder so lange zu erhalten, bis er 
schäftigung und gebührenden Lohn gefunden haben würde. Als er 
London kam, hörte er von der Juli-Kevxilution. und der Flucht Karls %. 
Die damit verbundene notwendig Stockung in den Fabriken nicht jü’- 
wägend, beschloß er — „da er einmal so weit gekommene sei“ — aipf 
gut Glüch auch weiter zu ziehen. In Calais angelangt, mußte er daselh^ 
einige Tage verweilen, bis die Nachricht eintraf, Louis Philipp wüte 
zum König der Franzosen ernannt worden. Dann reiste Prince nach 
St. Quentin. Hier traf ihn das Mißgeschick hart; die Revolution hatte chis 
rege Treiben gelähmt, die Geschäfte standen still, und es gab keine 
Amit. Was sollte er tun? Heimkehren mit vereitelten Hoffnungen und 
verlorenem Geld, — cxler weiterziehen, um Mülhausen am Oberrhein, 
den großen Sitz der Fabriken, zu erreichen?! Er wählte das letztere, 
und nahm seinen Weg über Paris. Hier verweilte er acht Tage, während 
welcher Zeit er die Theater, Notre Dame, den Pöre la Chaise, das 
Palais-royal, den Luxembourg, die Tuillerien und die Galerie des Louvre 
besuchte, die Säule auf dem Place Vendöme erstieg und andere Herrlich- 
keiten der französischen Metropole in Augenschein nahm, bis er durch 
das Schwinden seiner Zehrpfennige, deren von Anfa^ an nicht viele 
gewesen waren, zur Fortsetzung der Reise gemahnt, seinen Bestimmungs¬ 
ort, durch die Champagne pilgernd, entgegenzog. 

Bei seiner Ankunft in Mülhausen fand er den Stand der .Geschäfte 
um wenig besser als zu St. Quentin. Viele Fabriken waren geschlossen, 
und das Volk in großer Not. Seine Mittel waren vollständig erschöpft. 
In einem fremden Lande, der Sprache nicht mächtig, mit Ausnahme der 
wenigen Worte, die er unterwegs aufgelesen hatte, war er in «der Tat 
verloren. Ohne Geld zur Rückkehr, und eine Wiederbelebung der Ge¬ 
schäfte hoffend, blieb er hier in einem Zustande stets wachsenden Elends; 
mehr als einmal zwei volle Tage ohne Nahrung. 

Fruchtlos blieb sein Hoffen, die Sehnsucht nach Weib und Kind, 
t^täglkh wachsend, ward unerträglich, da beschloß er denn schließikh, 
die Heimreise Hunderte von Meilen weit, durch ein fremdes Land, ohne 
Geld und ohne Führer zu wagen. Im strengsten Winter, Januar *1831, 
verließ er mit einm schlecht verproviantierten Ranzen auf dem Rücken 
und zehn Sous in der Tasche Mülhausen und eilte mit einem Herzen^ 
leicht wie seine Barschaft, Hyde in Lancashire entgegen. Not und 
Elend hatte daä Feuer seiner Seele nicht gelöscht; seine poetische Be¬ 
geisterung, in wie schwierige Lage sie einerseits ihn bringen mochte, 
diente ai^ererseits dazu, ihm unter allen Wirren den guten Mut zu 
bewahren. 

Einige fTage zog er die herrlichen und romantischen Ufer des Rheins 
entlang, betraditete die Burgruinen, besuchte jeden am Wege liegenden 
Ort, an dem sich eine Sage knüpfte, und brach oft in die Worte seta^ 
Lieblingsdichters Godsmitn aus: „Die Schöpfung erbt’ ich — ja, die 
Welt ist mein!“ In Straßburg bewunderte er das herrliche Münster, und 
berührte Nancyj Verdun, Reims, Lun^ville, Chalons sowie fast alle be¬ 
deutenden Stäclte, die in der N^e seiner Reiseroute lagen, bis er Calais 
wiederum erreichte. Hier empfing er vom englischen Konsul Geld zur 
Ueberfahrt, und setzte bald den Fuß auf heimatliche Erde. 

Während seiner beschwerlichen Reise unterstützten hn in der Fremcie 
lebende Engländer, denen er auf seinem Wege begegnete. In vier ver- 
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sdiiedenen Armenhäusern blieb er zu Nacht, aber nie lag er auf freiem 
Felde, wie später in seinem Vater lande. Gleich die erste Nacht na<h' 
seiner Rückkehr in dasselbe bat er um Schutz und Nahrung in einem 
Arbeitshause zu Kent und ward in eihe Dachkammer geschleppt, wo 
bereits zwölf andere acht Mann und vier Weiber, me^t Irländer — 
und zwar Krüppel, Lahme und Blinde einquartiert waren. Ein^ lagen 
kn heftigsten Fieber und lechzten — haU> rasend — nach einem Trunk, 
der Sinen versagt blieb, denn die Tür war verschlossen und alles draußen 
blieb taub bei uirem Schreien, wie die nackten Wände innerhalb. Müde 
und matt legte er sidi auf den einzig leeren Fleck inmitten so vielen 
Elends nieder, und berührte eine alte Frau mit dem RücJcen, die, Wiie es 
schien, im Sterben lag. Schlafen konnte er nicht vor Stöhnen .der Un¬ 
glücklichen um ihn her, freudig begrüßte er den ersten Strahl »des 
Morgens, der durdi die Ritzen in dies Gemach voll Not und Hunger 
drang, und als der Sdiließer kam, ihn herauszulassen, war sein Schlaf¬ 
kamerad gestorben. 

Erlöst aus diesem Lazarushause zog er — keinen Pfennig in der 
Tasche, kein Sdiuhwerk auf den Füßen, London zu, bei Tage bettelnd, 
nachts auf freiem Felde liegend. Als er London erreichte, hatte er Während 
des ganzen Tages noch nichts gegessen. Die schrecklichen — ihm nur 
allzu bekannt gewordenen Qualen des Hungers zu stillen, ging er auf 
den Trödelmarkt, zog seine Weste aus und verkaufte sie für acht Pence. 
Hiervon bezahlte er ein Dreierbrot, um vorerst seinen Hunger zu be¬ 
friedigen, kaufte sich ferner um vier F^nny Schreibpapier, ging darauf 
in ein Wirtshaus und bei einem Kn^ Porter, den er sich gefordert, 
schrid) er so viel seiner eigenen Gedithte nieder, als sein Papier fassen 
konnte, und zwar inmitten des Lärmens und Gesdireis einer Menge Kohlen¬ 
schiffer und anderer Gäste. ‘ 

Hiermit /fertig, ging er zu verschiedenen Buchhändlern, in der Hoff- 
nui%, für ein cxler zwei Schilling sein Manuskript zu verkaufen; aber er 
hoffte umsonst. Die Erscheinung sowohl wie das Benehmen des ver¬ 
hungernden Dichters sprach diesen Geschäftsmenschen gegenüber nicht 
zu seinen Gunsten; er fand keinen Käufer, kein Mitgefühl für sein Leiden. 

Zwei Tage blieb er in London; bei Tage — ohne Speise und Trank 
die prächtigen, goldgespekherten Straßen kreuz und quer dunhziehend, 
näehts IH Torwegen auf kaltem Stein ruhend, oder ah deC TürsdrweÜe des 
Reichen. Am dritten Tage schied er voller Verzweiflung aus der Haupt¬ 
stadt seines Vaterlandes, wo er sich verlassen' fühlte, wo man weniger für 
ihn sorgte als in fremden Landen, und wandte sich weiter heimwärts, 
nachdem er zuvor vom (Äeraufseher des „lUst^n Islington“ (gegen 
den er, vom Hunger dazu gezwungen, heftig wurde, als er ihm Beistand 
versagte) seiner Lfnverschämtheit halber auf die Straße geworfen und 
dem Verhungern preisgegeben war. Seine jugendkräftige, luigeschwächte 
Natur bewahrte ihn vor allem, dem ein müider gesunder Körper, ein 
weniger leichter Sinn erlegen wäre. 

Unermüdlich ausharrend, erreichte er endlich Hyde, nachdem er zuvor 
in Scheuem und Stochhäusem, in elenden Kneipen uhd unter Heu^ 
schobern mit Bänkelsängern, Zfindhölzchenkrämern und Bettlern geschlafen 
hatte, den Ausspruch Shakespeares „daß uns das Elend mit sonderbaren 
Bettgenossen b^annt mache'' verwirklichend. Auf seinem Wege von 
London mahlte er Korn zu Birmingham, sang Balladen zu Lekester, schlief 
dhter den Bäumen des Sherwood-Forstes bei Nottingham, ward ins Stock¬ 
haus zu Derby einquartiert, biwakierte in einer Vogtei zu Bakewell in 
DerbyShire, Und erreichte endlich Hyde, das — weh mm! — nicht fürder 
seine Heimat war. 

Während die Armut so viel des Leides über ihn brachte, gerade als 
er ausgezogen war, bessere Mittel zur Erhaltung der Seinen zu finden, 
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hatte Not und Elend auch sein Weib und seine Kinder heimgesudit. Un¬ 
fähig, durdi Sirer Hände Arbeit die Kleinen zu ernähren, war sie um 
die Hilfe des Kirdisprengels eingekommen, und infolgedessen nach Wigan 
ins Armenhaus gebracht worden. Nur eine Nacht gönnte Prince skh 
Ruhe, eilte dann in jene Stadt, und brachte die Seinen nadi Manch^ter 
zurück, wo er, ^hne Nahrung und Kleidung oder irgendein erforderliches 
Hausgerät — eüie Dachkammer mietete. Auf einem Bändel Stroh lag die 
bedauernswerte Familie, Vater, Mutter und drei Kinder, monatelang. 

(Fortsetzung folgt.) 


Thüringer Reise 

Von Brftno Schönlank 

I. 

In den thüringischen Bergen hatte sich die deutsche Kleinstaaterei 
in Reinkultur erhalten. Wenn neinrich Heine seinen Tannhäuser auf dem 
Sankt Gotthard Deutschland schnarchen hören läßt unter der Hut von 
36 Monarchen, so hatte er eine schöne Reihe an den thüringischen 
Potentaten und Potentätchen abzuzählen. Das große Hannover ging 
unterdessen den üblichen Weg in den preußischen Magen, aber das 
halbe Fürstentum Bückeburg hätte dem Spötter Heine ebenso wie so 
viele thüringische Ländchen weiter an den Stiefeln kleben bleiben können. 
In Thüringen regierten und residierten unentwegt weiter die vielen 
Landesväter, vom Oroßherzog angefangen bis ziun Fürsten von Greiz- 
Schleiz-Lobenstein. Die Gröbe von manchem dieser Gebiete gibt am 
besten ein Thüringer Verslein wieder, das letztgenanntes Fürstentum 
also ansingt: ^ 

Greiz-Schleiz-Lobenstein 
Ist ein Fürstentum, so klein: 

Fällt ein Faß Petroleum um. 

Stinkt das ganze Fürstentum. 

Die Revolution pustete die Fürsten hinweg, aber die einzelnen Landes¬ 
regierungen blieben noch lange, bis endlich sich der Staat Thüringen 
bildete, der all die Länder bis auf Koburg zusammenfaßte, das sich 
Bayern! anschloß. Es smd aber immer noch kuriose Grenzen. Preußen 
gehört ein gut Teil des Landes und selbst mitten im schönsten Thüringen 
hat es seine Enklaven- und Gebietsteile. Selbst den Inselsberg müssen 
sich die früheren Gothaer mit den Preu^n teilen. 

Es hieße der geschichtlichen Wahrheit Gewalt antun', wollte man 
verkennen, daß die vielen kleinen Residenzen nd>en allerhand unnützem 
Mummenschanz und Firlefanzereien nicht doch dem Lande ein ganz 
eigenes Gepräge gegeben haben. Die Zentralisation der kleinen Länder 
in womögli^ zwei Residenzen hatte einen um so größeren künstlerischen 
Ehrgeiz zur Folge, als mit viel Militär wahrlich nicht aufzuwarten war. 
Weimar, Meiningen, Jena, Gotha, Eisenadi, die früher freie Reichsstadt 
Mühlhausen, Erfurt, Gera, diese Städtenamen strahlen eine solche Fülle 
vom Glanz großer Menschen aus, als wäre eüi Teil der neutestamenta- 
rischen Verheißung auch über sie ausgegossen, daß sie mitnichten 
die kleinsten unter den Städten wären. Der knorrige und doch so zarte 
Sprachriese Luther, der revolutionäre, wiedertäuferische Geist Thomas 
Münzer, der gewaltige Musikgeist der thüringischen Familie Bach, der 
skurrile Humor Jean Pauls, die Herder, Wieland, der weimarische 
Minister und umfassende Weltgeist Goethe, der so viel zitierte, aber 
jetzt leider zu wenig gelesene, der feurige Pathetäcer Schiller, von dM 
Neueren Nietzsche, Namen über Namen, die mit den einzelnen thüringi- 
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sehen Städten unlösbar verbunden sind. Die meisten Namen freilich 
saugt das idyllische Weimar, die Landeshauptstadt des neuen Staates 
Thüringen, ein. Wer des öfteren dort war, wer die nach Goethe und 
Schiller schnuppernden Pensions-Backfische gesehen, die ihren höchsten 
Begeisterungsgrad im Genuß von Schillerlocken erreichen, wer eine 
dürre englische Miß im Goethischen Gartenhaus mit „very nice“ herum¬ 
spuken sah, wem fast überall diese ungeistige Neugierde statt einer 
wirklichen Weihe begegnete, der fährt wie ich daran vorbei, auf die 
Gefahr hin, nicht dem Dichter Dinter von der Sünde wider das Blut be¬ 
gegnet zu sein. Der läßt es sich genug sein, zu wissen, daß jetzt dort 
das Land Thüringen schön rechts regiert wird, und daß alles wieder 
eingerissen, wird, was auf dem Gebiet Schulreform imd der Gemeinde¬ 
politik von links aufgebaut worden war. 

Wer eine Rucksackreise, verbunden mit Hochzeitsreise macht, der 
soll sich vorher erst alles fein durchprüfen. Zu enge Büxen schaden der 
Bewegung. Wer viel Geld hat, kann sich eine schöne neue Hose kaufen, 
wer wenig hat, muß mit einer Schlosserhose. für drei Mark und fünfzig 
Pfennige, wie ich sie in Gotha fand, zufrieden sein. Gesegnet seist du 
Gotha, ich habe dich seit, dem Märzgeneralstreik 1919 nicht wieder 
gesehen. Erfurt spricht etwas mehr mit dem Munde, doch du hast eine 
wahrhaft revolutionäre Arbeiterklasse. Und du machst doch einen so 
vornehmen und gepflegten Eindruck, wenn man vom Bahnhof kommt. 
Eine lange, lange Straße bis zur Altstadt, links und rechts Vorgärten 
und! dahinter vornehme Villen und etwas gar zu stolze Versicherungs¬ 
gebäude, die dich daran mahnen, daß du bis jetzt weder gegen &n 
Tod; noch das Feuer dich versichert hast. Und du entsinnst dich, hier 
war die erste deutsche Feuerbestattung. Es hat lange gedauert, gut 
Ding will Weile haben, bis sicli dieser Gedanke gegen die Mucker 
duräisetzte. 

Dein- altes, massiges Schloß, der Friedenstein, war süß umduftet 
von späten Steinlinden. Auf einer Bank, in der Nähe der Orangerie, 
ließ es sich gut sitzen, nachdem man einem alten Original den Weg 
bis zur Terrasse berausgequetscht hatte. Der saß da breit wie ein west¬ 
fälischer Dorfschulze uml wägte jedes seiner Worte wie auf der Gold¬ 
wage. Wie schön war der Blick von der Terrasse auf das alte Rathaus. 
Die Wasserkünste freilich sprudelten nicht. Dafür sah ich das erste Mal 
echte thüringische Landespolizei mit allerlei Sternchen auf dem Helm, 
so daß sie einem harmlosen Gemüt wie Himmelsboten Vorkommen müssen. 

Gute Menschen sind diese Gothaer. Obwohl man sich als Preuße 


zu erkennen gibt, geben sie einem doch allzu gern das schöne Thüringer 
Landesgeld. Von einer Mark trägt jeder seinen wertbeständigen Bank- 
scheiu in der Tasche. Und wenn einer alt genug wird, kann er dabei 
erklecklich verdienen. Diese Scheine sind kleine Heckscheine und werfen 

E ro Mark 5 Proz. Zinsen ab. Ab Herbst 1924 kommen die ersten Zinsen 
eraus, oder vielmehr sollte meine Mark fünf Pfennig mehr gelten. 
Da ich nicht bis zum Herbst bleiben wollte, konnte ich nicht den Mehr¬ 
wert in meinen Taschen rauschen hören und blieb bei der Rentenmark. 


Und ich tat gut daran, denn im Preußischen scheinen die Metzger und 
Bäcker ihr Geld mit höheren Zinsen arbeiten zu lassen, denn zwei 
thüringische Markscheine waren nur mit Ueberredungskünsten an den 
ManA zu bringen. Trotzdem, es ist ein schönes Ding für den Landes¬ 
thüringer und sehr erbaulich, daß so der Aermste unter ihnen zum Ge¬ 
schlecht der Zinsleinpicker, wie Gottfried Keller die Zinsempfänger 
nennt, gehört. 

Wer Gotha nur durch seine herrlichen Anlagen, seine breiten ge¬ 
pflegten Straßen, seinen Ring, kennt, wem es nur als Sitz großer Ver¬ 
sicherungen und des weltbekannten Perthesschen geografischen In¬ 
stituts Klang hat, der wird sich bei einer immerhin doch mehr klein- 
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bfirgerltch eingestellten, entsprechend inx>8en An^telltensdiaft fragen, 
wieso Ootha eine so revolutionäre ^beitersdian hat. Nun, es gibt 
hier wie überall rwei Seiten der Medaille, sehr dürftige armseuM 
Wohnungen io der Altstadt und große Industrien, unter denen die 
Waggonfabrik mit eine Hauptrolle spielt. Und dann si|^ die Berge 
nidit weit, nicht allzuweit Suhl, Zella-Mehlis, deren umliegende Berg¬ 
dörfer, wo ein waffenkundiges und trotziges Büchsenmachergeschlernt' 
lebt, ts wäre interessant, einmal den verseniedenen Quellen dieses mehr 
individuellen Radikalismus nachzugehen, im Oegensatz zu Halle a. S. 
mit Umgebung, dessen Proletariat durdi die ungeheure Industrialisierung 
in mehr als amerikanischem Tempo — Braunkohlengebiet, Leunawerk, 
Golpa — mehr den Massenradikalismus eines starken Madttbewußt- 
seins hat. i 
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Die Preissenkungsaktion der Regierung und ihre Wirkungen 


steuern, Frachten und crtuiiung der Londoner VerDfli<*tun^ 

. „ setzt einen reibungslosen Gang der Wirtschaft 

andere ennanigungen maschinerie voraus. Trotz der zehnmonatigen 

Stabilisierungsperiode sind die Schlacken der Kriegs- und Inflationszeit 
noch keineswegs beseitigt Noch immer bewegt sich die Preisgestal¬ 
tung der industriellen Produkte in einer nicht tragbaren 
Höhe. Die Erkenntnis, daß Deutschland zu einem der billigsten Länder 
werden muß, wenn es den notwendigen Riesenexport leisten soll, ist 
noch lange nicht in alle Kreise gedrungen. Um der Bewegung zur Her¬ 
absetzung der Preise einen neuen Impuls zu verleihen, entschloß sidi die 
deutsche Regierung vor einigen Tagen, eine Verbilligungsaktion in die 
Wege zu leiten. Diese bestand in folgenden Maßnahmen: Die Umsatz¬ 
steuer wird ab 1. Oktober von auf 2 Proz. ermäßigt. Im Kapi¬ 
tal ve rk e h rs s t e ue r ge se t z werden die Oesellschaftssteuer und 
die Wertpapiersteuer wie folgt ermäßigt: Die Oesellschaftssteuer gemäß 
§ 11 Abs. 1 (Ausgabe von Gesellschaftsanteilen) von TV* auf 5 Proz.; ge¬ 
mäß §12 (rusionssteuer) von 4 auf 2% Proz.; gemäß §13 (Sanie¬ 
rungen usw.) von 3 auf 2 Proz. Die wertpapiersteuer soil bei Indu¬ 
strieobligationen von 4 auf 3 Proz., bei Aktien usw. von 1% auf 5 Proz. 
ermäßigt werden. Die Eisenbahnfrachten erfahren eine Er¬ 
mäßigung von 5—10 Proz. Bei der Reichspost tritt eine Herabsetzung 
der Gebühren im Telegraphen- und Telephonwesen 
und bei der Oeldversendung ein. Analog diesen Maßnahmen war die 
Regierung bemüht bei dem wichtigsten Rohstoff, der Kohle, eine 
Ermäßigung der Preise eintreten zu lassen. Für die Steinkohlenrevier^ 
Oberschlesien, Niederschlesien und Sachsen beträgt die Preisreduktion 
10 Proz., für die Ruhrkohle soll ein ähnlicher Satz in den nächsten Tagen 
beschlossen werden. Die Preisermäßigung der Kohl^ Frachten und der 
Herabsetzung der Umsatzsteuer wird eine allgemeine ^nkung der Waren¬ 
preise im Ausmaß von 10 Proz. im Gefolge haben, wenn — das ist die 
große Frage — Produzenten und Händler dem nicht entgegenarbeiten 
oder durch höhere Profite ihrerseits die ganze Aktion unwirksam machen. 

ni» Mflfinahmon Parallel mit der Reichsregierung hat das Reichsbank- 
uie maunaiimen Direktorium Maßnahmen ergriffen, um auf die hohen 

der KeicnsoanK Zinssätze zu drücken. Die eingeleiteten Maßregeln 
der Reichsbank bestehen in folgendem: Das seit dem 7. April bestehende 
Diskontierungs-Gesamtkontingent wird für Zwecke der 
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Produktionssteigerung um 10 P ,r o z. erhöht. Für reine Waren¬ 
wechsel wird die zulässige Laufzeit von Wechseln bei der Reichsbank 
wieder auf drei Monate ausgedehnt. Die Reichsbank wird fortan wieder 
Bankakzepte diskoiifieren. Bei den Bankenvereintgui^en wird 
von der Reichsbank die Herabsetzung der Zinssätze Beantragt,- 
damit der geldbedürftigen Industrie, soweit sie für den Export arbeiteij 
öder sonst wichtige Produkte herstellt, sowie dem Oroßhändet geriüge'üd 
Kapital zu tragbaren Zinssätzen zur Verfügung steht. Die Reichsbaüfc 
hat durch vorstehende Erleichterungen einen wichtigen Sdiritt getan, 
um das Kreditproblem normalen Zuständen entgegenzuführen. Die Her¬ 
absetzung des offiziellen Reichsbankdiskonts, die aus Kreisen der Wirt¬ 
schaft und der Banken angeregt würde, glaubte die Reichsbank vorläufig 
doch nicht gewähren zu können. Dafür trat eine Ermäßigung des 
Diskonts der Golddiskontbank von 10 auf 8 Proz. ein. Die 
Golddiskontbank wurde bekanntlich geschaffen, um der deutschen Wirt- 
sdiaft, soweit sie solche benötigt, ausländische Kredite zur Verfügung zu 
Stellen. El ist diarakteristisch, daß die durch dieses Institut vermittelten, 
Kredite nicht in vollem Maße in Anspruch genommen worden sind. Nur 
250 Millionen Goldmark wurden abgehoben, so daß noch nicht einmal die 
Rediskontkredite durch das Ausland in Anspruch genommen werden 
brauchten. Nicht zu unterschätzen ist es, daß jetzt wieder der Handels¬ 
wechsel seine alten Funktionen als Kredit- und Zahlungsmittel zu leisten 
beginnt, zumal die Lauffrist auf die. Dauer von 90 Tagen eine etwas 
weitsichtigere Disposition ermöglicht. Inwieweit es dem Reichsbank- 
direktorium gelingt, auf den Rückgang der Zinssätze der Privatbanken ein- 
zuwirken, wird sich recht bald erweisen. Im ganzen genommen stellen 
die Maßnahmen der Reichsbank einen großen Fortschritt dar. Die Er¬ 
weiterung des Kreditkontingents von 10 Proz. wird sich allein als eine 
große Hilfe erweisen. Der reguläre Geldverkehr wird dem Normalzustand 
um ein erhebliches hähergebracht. Die Zinsen, welche bisher nicht un¬ 
wesentlich auf die Preisgestaltung einwirkten, können, wir wollen hoffen 
recht bald, auf das normale Maß herabgeschraubt werden, wenn wir auch 
noch einige Jahre warten müssen, ehe die Friedenssätze erreicht sind. 


Die Auswirkung 
der Aktion 


Wenn man die Maßnahmen der Regierung anerkennL 
so muß man von vornherein im Auge behalten, daß 
dies nur ein erster Schritt sein kann. Die Umsatz¬ 


steuer z. B. ist auch mit 2 Proz. noch viel zu hoch. Der Reichswirt¬ 


schaftsminister soll die Herabsetzung um 1 Proz. befürwortet haben, je¬ 
doch soll diese Forderung auf den harten Widerstand des Finanz- 
mirtisters gestoßen sein. Eine weitere Herabsetzung dieser Steuer ist 
dringend vonnöten. Ferner wird das ganze Steuersystem einer gründlichen 
Umarbeitung unterzogen werden müssen. Im übrigen kann man nodi im 
Zweifel sein, ob alles, was die Regierung mit ihrer Aktion Gutes plant, 
nicht von den Plänen der Agrarschutzzölle über den Haufen gerannt 
wird. Was die Regierung auf der einen Seite gibt, wird auf der andern 
wieder genommen. Die Agrarzölle würden die Produktion mindestens 
in dem Maße belasten, wie sie jetzt entlastet werden soll. Folglich wäre 
durch die jetzigen Maßnahmen nicht viel gewonnen. — Noch eine andere 
Frage wird leiüer mit den Versuchen der Wirtschaftsankurbelung verbunden: 
die Sozialpolitik und die Frage der Arbeitszeit. Die Unter¬ 
nehmer erklären, daß einer wesentlichen Verbilligung der Produktion die 
hohe Belastung durtü die Sozialpolitik entgegenstehe. In einer früheren 
Nummer dieser Zeitschrift wiesen wir bereits darauf hin, daß der Pro¬ 
zentsatz der sozialen Lasten ohne Schaden getragen werden kann. Nach 
den Berechnungen aer Organisation der Ortskrankenkassen beträgt die 
öesamtbelastung der Unternehmungen für die Sozialpolitik nur Vsop 
Gesamtumsatzes. Es bedarf keiner Frage, daß dies nicht entscheidend 
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sein kann. Die Frage der Arbeitszeit muB so gere^It werden,' daß sie 
mindestens mit den Ländern in der Nachbarschaft Deutschlands in Ein¬ 
klang gebracht wird. Und hier kann die Ratifizierung des Washingtoner 
Abkommens nicht umgangen werden. Möge die deutsche Industrie auf 
andere Weise versuchen^ die Produktion so ergiebig zu gestalten, daß sie 
konkurrenzfähig ist. Ein Umstand darf ebenfalls nicht außer adit ge¬ 
lassen werden: die Wirkung der Kartelle, Syndikate und 
Konventionen. Die Verbtiligungsergebnisse dürfen nicht in den 
Kanälen dieser Organisationen versickern und somit in die Tasdien der 
Produzenten verschwinden, sondern müssen in der Preisgestaltung voll 
und ganz zum Ausdruck kommen. Es wird deshalb notwendig sem, die 
Kartellverordnung vom 2. November 1923 rüdcsichtslos zur Anwendung 
zu bringen. Nur dann kann die Aktion der Regierung von Erfolg sein. 

.. I Mercur, 
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Kleine Wahrheiten 
Die oberschlesische Nachwahl. 
Die „Deutsdie T^szeitung“ 
schreibt: „Der erste Blick auf die 
ziffernmäß^en Ergebnisse zeigt, 
daß die marxistische Linke wie 
auch die bürgerliche Mitte eine 
vemiditende Niederlage erlitten ha¬ 
ben. Das Zentrum sei von diesem 
Urteil ausgenommen, da bei ihm 
wegen der besonderen Verhältnisse 
kl Oberschlesien von vornherein 
größere Verluste kaum zu erwar¬ 
ten waren.“ Danach müßten also 
die Deutschnationalen auch gegen¬ 
über dem Zentrum glänzend bestan¬ 
den haben. In Wirklichkeit haben 
die Deutschnationalen um 22 Proz.. 
^}genommeii, während das Zentrum 
nur 3,5 Proz. weniger Stimmen als 
bei der letzten Reichstagswahl er¬ 
halten hat. Gegenüber dem Zen¬ 
trum also haben die Deutschnatio¬ 
nalen zweifellos einen erheblichen 
Rüdegang zu verzeichnen. Das stellt 
die „Deutsche Tageszeitung“ an 
einer anderen Stelle auch selber 
fest. Sie teilt mit, daß das Zen¬ 
trum bei der Reichstagswahl 35 
Proz., bei der Nachwahl 42,1 Proz., 
die Deutschnationalen tcI der 
Reichstagswahl 18,3, diesmal nur 
17,8 Proz. der abgegebenen Stkn- 
men erhalten haben. Trotz alledem 
schreibt die „Deutsche Tageszei¬ 
tung“ an einer dritten Stelle von 
dem allgemeinen starken Rückgang 
der Wahlbeteiligten -und davon, daß 
dennoch die Cteutschnationalen er¬ 


heblich an Stimmen gewonnen haben. 
Eine verlogenere Darstellung ist 
kaum vorstellbar. Sie kann beson¬ 
ders dem Zentrum zu denken geben. 
Hecht lächerlich ist es auch, wenn 
die „Deutsche Tageszeitung“ von 
dem Zusammenbruch der marxisti¬ 
schen Front spricht und dabei die 
Kommunistenverluste mit dem Rück¬ 
gang der Sozialdemokratie, der nur 
um 2 Proz. stärker ist als der der 
Deutschnationalen, zusammenzählt. 
Wenn man schon addieren will, so 
wären die kommunistischen Verluste 
doch eher mit denen der Deutsch¬ 
nationalen zusammenzulegen, denn 
es dürfte hinlänglich bekannt sein, 
daß in allen entscheidenden Fragen 
die Deutschnationalen mit den Kcnn- 
munisten im Reichstag Seite an 
Seite standen, und daß dies künftig¬ 
hin noch konsequenter geschehen 
wird, darf man aus der angekün¬ 
digten „rücksichtslosen Opposition“ 
des Herrn Hergt schließen. 

* 

Zwei jüdische Mörder. Die 
».Deutsche Tageszeitung“ veröf¬ 
fentlicht das Urteil' über die 
beiden Chikagoer Millionärssohne 
unter der Spitzmarke „Zwei jüdi¬ 
sche Mörder verurteilt“. )Vill man 
schon auf diesem Gebote Konfes¬ 
sionsstatistik tre&en, so dürfte 
sich wohl ergeben, daß die meisten 
Mörder christlicher Konfession und 
arischen Blutes sind. Doch davon 
wollen wir hier nicht reden. Wir 
wollen nur auf die ordinäre und 
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ebenso fe^e wie verlogene Jour¬ 
nalistik dieses Blattes hinweisen, 
und dies auch nur dartun, weil der 
Chefredakteur dieses unsaubersten 
aller deutschen Blättern, Herr Paul 
Baecker, noch immer erster Vor¬ 
sitzender des Reichsverbands der 
deutschen Presse ist und damit den 
höchsten Ehrenposten innehat, den 
die deutsche Presse vergeben kann. 
Wenn man bedenkt, daß der Vor¬ 
gänger dieses politischen Subalter¬ 
nen ein so vornehmer und wahr¬ 
haftiger Mann, wie Paul Marx, ge¬ 
wesen ist, so muß man immer 

wieder fragen, wann die deutsche 

Presse sich endlich von diesem 

Präsidenten befreien wird. 

Breuer. 

Nationale Linsen 
Die Deutschnationalen mimen starke 
Entrüstung, wenn wir ihnen die Er¬ 
bärmlichkeit ihres Schachergeschäf¬ 
tes (Abgelegte „nationale“ Ueber- 
zeugungen, lieferbar loco Berlin 

gegen Ministersessel) vorrechnen. 
Nun hat in dankensw^er Weise ein 
prominentes Mitglied der deutsch¬ 
nationalen Reichstagsfraktion allen 
solchen verlogenen Ausreden der 
Deutschnationalen endgültig den '' 
Bcxlen entzogen. Der Universitäts¬ 
professor Axel Freiherr v. Freytagh- 
Loeringhoven schreibt in Nr. 37 der 
„Nationalpost“, dem offiziellen Par¬ 
teiorgan der deutschnationalen Lan¬ 
desverbände Berlin und Potsdam: 

„Aber noch können wir das bange 
Gefühl nicht überwinden, daß wir 
unser nationales Erstge¬ 
burtsrecht hingegeben ha¬ 
ben, und daß man uns selbst um das 
versprochene Linsengericht 
betrugen wird.“ 

Dieser Selbstbezichtigung und die¬ 
ser Erkenntnis haben wir nicht das 
geringste binzuzusetzen ... 

Stichler. 

Die Totenfeier der Jimmy-Oiris 

Gestatten Sie, daß ich die Damen 
vorstelle: 

„Hamburger 8-Uhr-Abendblatt“ 
schreibt: „Der Clou des Variete- 
Programms ist die zehnköpfige 
Jimmy-Oirl-Tanz-Truppe, eine Tanz- 
Oirl-Ähau, wie man sie sonst nur 


/ 

in OToßen englischen und amerika- 
nis^en Varietes und westfälischen 
Operettenhäusern findet. Der Schein¬ 
werfer unterstützt sehr wirkungs¬ 
voll die Darbietungen der feschen, 
schöngewachsenen und tanzkundigen 
Damen.“ Aehnlich äußern sich die 
„Leipziger Neuesten Nachrichten“: 
„Die zehn Jimmy-Girls, reizende, 
junge hübsche Mädchengestalten, 
zeigen in alter und neuer Schule, 
daß die Tanzkunst immer wieder 
etwas Neues bieten kann.“ 

Nun werden Sie gewiß neu^rig 
sein auf das „Neue“, das die „Tanz¬ 
kunst“ der „feschen, schöngewach¬ 
senen, reizenden, jungen, hübschen 
Damen“ beziehungsweise „Mädchen¬ 
gestalten“ bietet. Ich erteile wie¬ 
derum der altbewährten bürger¬ 
lichen Presse und ihrem Lokalre¬ 
porter in der schönen Stadt Chem¬ 
nitz das Wort: 

„Ein feierliches Bild zeigten die 
zehn Jimmy-Girls in ihrer f^ride- 
ricus-Rex-Szene^ am 3. August 
1924, welches von Presse und 
Publikum gebührend anerkannt 
wurde. Während der ,alte Fritz' 
mit Halbmastfahne im Hinter¬ 
gründe ,Poste' gefaßt hatte, 
während die ,Grenadiere' prä¬ 
sentierten, vernahm das Publi¬ 
kum, welches ohne Ausnahme 
sich von den Plätzen erhoben 
hatte, folgende Erinnerungs¬ 
worte: 

Erinnerung an die alte Zeit, 

Wir sah'n sie eben erscheinen, 

Und war es auch nur im Bühnenkleld, 

Das Bild soll uns trotzdem vereinen! 

Erinnerung fühlt heute jede Brust, 

Die jemals vom Deutschtum was hörte, 

Weil der große Tag, der dritte August, 

Nach zehn Jahren wiederkehrte 1 (strebt. 

Wenn im Kabarett man nach Scherz auch nur 
Wenn wir uns das Traurigsein schenken, 

An den großen Tag, den wir alle erlebt. 
Wollen wir trotzdem heut’ denken. 

Denken und danken all denen, die als Held 
Für uns gekfimpft und gestritten. 

Und die da draußen im Ehrenfeld 
Für uns und die Heimat gelitten! 

Die unter uns weilen, empfinden das Ziel, 
Das wir mit dem Danke verbinden. 

Und jedem der Braven, der für uns fiel, 
Laßt uns einen Ehrenkranz winden! 

Ein’n Ehrenkranz, den eine Nation 
Stolz bindet aus Bruder-Interessen, 

Zu zeigen, daß wir trotz Spott und Hohn 
Unsere große Zeit nicht vergessen! 
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Drum Achtung! Prlsentlcrt du Oewebtü — 
Dem Tambour ui .Ruhe* geboten. 

Sein alter Weckruf-er kllnp nicht mehr; 

Ein Volk ehrt heut' Mine Toten 1 

Mit dem Liede ,Ich hatt' einen 
Kameraden' wurde der feierliche 
Akt beendet, mit dem die Jimmy- 
Qirls aufs neue bewiesen, daß sie 
in rheinländischer Treue es ver¬ 
stehen, trotz Flitter und Tanz 
mit dieser Szene erzieherisch auf 
Einigkeit zu wirken.“ 

Wie glorreich! Die Damen, die 
auf den kerndeutschen Namen 
fjimmy -Girls'^ hören, zeigen, daß 
wir trotz Spott und Hohn unsere 
große Zeit nicht vergessen. 

Wir sind nämlich eine Nation, die 
auf Ehre hält! Wir „wirken trotz 
Flitter und Tanz“ — ja gerade des- 
wegefi! — „mit solchen Szenen er- 
zieherisch auf Einigkeit“. 

Dr. Hermann Hieber 


Eugenetisdie Körperverletzung 
Zu einer Anr^ung des Zwickauer 
Bezirksarztes Dr. Boeters, die die 
„Unfruchtbarmachung geistig Min¬ 
derwertiger“ vorsieht, hat - das 
Sächsische Landesgesundheitsamt 
sich in einem ausführlichen, sinn¬ 
widrig - liederlich stilisierten Gut¬ 
achten geäußert, worin die Einfü¬ 
gung folgenden Zusatzes zu Ab¬ 
schnitt 17, § 224 St.O.B. (Körper¬ 
verletzung) vorgeschlagen wird: 
„Eine strafbare Körperverletzung 
liegt nicht vor, wenn jemand durch 
einen Arzt zeugungsunfähig ge¬ 
macht worden ist, der (nicht der 
Arzt, sondern der jemand!) an 
einer geistigen Krankheit, einer 
dieser gleich zu erachtenden geisti¬ 
gen Störung oder an einer bestä¬ 
tigten, schweren verbrecherischen 
Veranlagung leidet oder gelitten 
hat, die nach dem Gutachten dreier 
hierfür amtlich anerkannter Aerzte 
mit großer Wahrscheinlichkeit 
schwere Erbschädigungen seiner 
Nachkommen erwarten läßt. Der 
Eingriff muß mit seiner Einwilli- 

S oder bei Unmündigen mit 
illigung des gesetzlichen Ver¬ 
treters und in beiden Fällen mit 
Zustimmung des Vormundschafts¬ 
gerichts vorgenommen $ein. Als 
Gutachter kann nur ein Psychiater 


und ein in Eugenie und Rasm- 
hygiene erfahrener Arzt gelt^^ 

Aus dem Gesichtspunkt körm* 
lieber und sozialer Hygiene 
die Tendenz der Maßnahme dutt^ 
aus zu billigen. Es ist hier*) 
derholt die schrankenlose Veraq^ 
rung der Nachkommenschaft m 
Barbarei, ihre bewußte Besc^rSs- 
kung als zivilisatorische Pflicht ^ 
zeichnet worden, da die Beseijr^ 
kung Auslese und Qualität berÜähr 
sichtigen könne. Deutschland isif 
seinen noch immer unterernährte^ 
unter dem Existenzminimum 
nenden Massen könne sich da , 
Luxus unbeschränkter Nachkd^ 
menschaft nicht leisten. Wietnä 
mehr muß das für eine Nachko^ . 
menschaft gelten, die durch die 
Gesetze der Erblichkeit in So 
hohem Maße körperlich belaa^ 
ist, daß weder Fähigkeit undKnft 
des Individuums noch die 
stigsten äußeren Umstände efM^ 
daran zu ändern vermögen. ^ 


Und dennoch müssen sich g O ft 
den Entwurf zwei der ^9^ 
sdiwersten Bedenken erheben: <^1- 
mal die Unsicherheit der Diaeq^ 
rücksichtlich des ganz besoiuh?^ 
volkshygienischen Zwedes und ^ 
dann die Irreparabilität des Mitfi^, 
Wer darf zunächst von der Untn|- 
barkeit einer Geisteskrankheit "ip|i 
Hüiblick aut die Verantwort)^ 
.^rechen, die die Sterilisieimtt 
Gutachter und Richter auferle^ 
Gegen eine heut noch unheuRin 
geltende Geisteskrankheit m 
morgen ein Mittel gefunden vm- 
den. Ich erinnere an die jüngi^^ 
Erfolge bei der Behandlung 
Paralytikern mit Malariabazdl^ 
Und wieviel diffiziler liegen 
Fälle nicht bei üeisteskrankheihili 
bei denen sich eine physiologisw 
Ursache zurzeit überhaupt nimt 
nachweisen läßt. Und was ber^^ 
tigt, nach der Absicht des Ge^^ 
entwurfs, die Vornahme des S|l- 
griffs bei solchen, die an geistig 
Erkrankung oder Verbrecher»^» 
Veranlagung gelitten haben?^|H 
dieses Vergangenseitsstadium n^plE 
gleichbedeutend mit Heilung 


Vgl. .Gfocke“, 8, 29 und 10, 7. 
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darf man — ganz besonders bei 
diesem Fragenkreis — einen klassi¬ 
fizierenden Unterschied zwischen 
Geisteskrankheit und Verbrecher- 
antage machen, welch letztere doch 
nur als auf ersterer beruhend, An¬ 
laß zu der Maßnahme geben 
könnte? Die selbständige Diagnosti¬ 
zierung von verbrecherischer An¬ 
lage, ohne den allerzwingendsten 
Nachweis einer wirklichen geisti¬ 
gen Erkrankung rückt die Gefahr 
einer solchen Feststellung aus 
nichtmedizinischen Gründen in die 
alterbedrohlichste Nähe. Die Besti¬ 
alität der politischen Reaktioo, die 
bisher kein Mittel für ihre Zwecke 
unversucht gelassen hat, würde es 
mit Freudeglucksen in ihr mittel¬ 
alterliches Arsenal aufnehmen. 

Die Vermeidung lebensunfähiger 
Nachkommenschan bleibt unbe- 
srttten höchstes sozialethisches Ge¬ 
setz. Der vom Sächsischen Lan- 


desgesundheitsamt dem Reichs- 
justizmintstcrUim weitergeri^tete 
Gesetzentwurf birgt jedoch mehr 
grobe Fehler und vernichtende Ge¬ 
fahren, als er bestenfalls Fehler 
und Gefahren beseitigen könnte. 
Die höchst zweifelhafte Sachkenner¬ 
instanz „in Eugenie und Rasseh¬ 
hygiene erfahrener Aerzte“ außer 
Betracht gelassen — beide Gebiet^ 
sind in entscheidenden Lagen eiiP 
Tummelplatz des überheblichsten 
Dilettantismus —, sehe ich in der 
ganzen Geistesrichtung dieser Ras¬ 
senverbesserer letzten Endes nur 
jene Mißachtung des Rechts aut 
den eigenen Körper, die schon der 
berüchtigte § 218 (Verbrechen 
gegen das keimende Leben) verrät 
und die von dem, aus der Leib¬ 
eigenschaft sich unmittelbar ent¬ 
wickelnden Kadavermilitarismus als 
Bodensatz zurückgeblieben ist. 

Humanus 


BOCHE RSCHHU 


Magnus Sdiwantje: Das Redit zur 
Qewaltanwendung. Verlag Neues 
Vaterland, E. Berger & Co., Berlin W62. 

Der bekannte Vorkämpfer für 
eine entschiedene Umwälzung unse¬ 
rer Lebensweise auf allen Gebieten 
mit dem Ziel, es in Uebereinstim- 
mung zu bringen mit dem — altem 
Relativismus zum Trotz — ewig 
unverrüdcbaren ethischen Ideal, hat 
hier wialerum em Stüde des Weges 
zu diesem Ziele für unsere begriff¬ 
liche Erkenntnis in eine äußerst 
sdiarfe und klare Beleuchtung ge¬ 
stellt. 

Nur einem Manne, welcher wie 
kein zweiter sein Leben einzig der 
Erforschung jenes Weges widmete, 
konnte es Vorbehalten sein, das noch 
nie recht geklärte und gerade in 
neuerer Zeit immer mehr verdun¬ 
kelte Verhältnis der Gewalt zum 
Recht und zur Liebe wenigstens 
den ehrlich Wollenden endlich auf¬ 
zuhellen. — Die für einen soldien 
Zweck nicht zu umgehenden in die 
TTiefe dringenden rechtsphiloso- 
phischen Erörterungen sind nach 
des Verfassers Art durdi eine Fülle 
packender Beispiele aus dem leben¬ 


digsten Leben dem Verständnis so 
nahe gebracht, wie dies eben mög¬ 
lich ist; wenngleich auch hier wie 
überall ohne Aufwendung von Mühe 
ein tieferes Verständnis niemand 
sich gewinnen kann. 

Die wesmtliche Bedeutung der 
Schrift möchte ich darin sehen, daß 
überzeugend allgemein und im ein¬ 
zelnen ^rgetan wird, wie der Cha¬ 
rakter, das Wesen, das Innere des 
Menschen niemals die edelste Reife 
erlangen können, ohne daß der 
Mensch auch das äußere Leben 
kennt, weiß wie er dessen unzäh¬ 
lige Leiden zu mindern vermag und 
sodann danach handelt. Grund¬ 
sätzliche Verschlossenheit und Zu¬ 
rückgezogenheit von der Welt zeu¬ 
gen stets von einer gewissen Träg¬ 
heit und Lidjlosigkeit, einer Lieb¬ 
losigkeit, von der sogar — wie der 
Verfasser zeigt — die Lehre des 
großen Tolstoi nicht ganz freizu¬ 
sprechen ist, wenn auch gerade das 
Leben dieses liebevollsten Men¬ 
schen diesen Fehler seiner Lehre 
wieder gut macht. 

So soll die Aufklärung, die der 
Verfasser uns gibt, der Stärkung 
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und Reini^ng unseres ethischen 
Wollens dienen. Sie rüttelt dieses 
Wollen wach und ruft uns zu: 

In dieser Welt stellt sich nur hn 
Geschehen das ewige Sein dar, das 
zeitlose Wesen im Wirken in Raum 
und Zeit. Darum hütet euch unter 
dem Deckmantel des „Ideals" einer 
Gewaltlosigkeit vor selbstgefälliger 
Beschaulidikeit! Vielm^r kämpft, 
aiheitet, helft! G. St. 

Das Werk eines FiUtfiiigjährigen 
Um die Jahrhundertwende ge¬ 
hörte Emanuel v. Bodman 
zu dem damaligen Sturm und 
Drang, zu den Dichtern, die, nach 
dem Vorbild des nordischen Natu¬ 
ralismus, vor allem und über alles 
die große Wahrheit des Lebens 
stellten; deren heiligstes Gelöbnis 
war, nichts zu tdeausieren. Diese 
Einstellung führte die stürmisdi- 
sten der Jungen — die Conradi, 
Dehmel, Holz — zum Zerbrechen 
der traditionellen Form. Das starke 
Erlebnis ließ alle Bindung über¬ 
schreiten. Auf demselben Weg 
blieben die zarter Organisierten 

f leichsam hinter der Form zurüdc. 

5 war Stolz und Bewußtheit, nicht 
mehr zu geben, als das Erlebnis 
bot. War das Gefühl zart und ein¬ 
fach, so k<mnte Wort und Reim 
nicht schlidht genug sein. Der 
Ausdruck wurde eher zurückhal¬ 
tender gegeben als die dahinter 
stehende Empfindung. Aber jedes 
Erlebnis, das in das pantheistische 
Naturgefühl der Zeit einströmte, 
war wert, zu Dichtung zu werden. 
So sind die Werke Bodmans (Ge¬ 
sammelte Werke, verlegt bei Oskar 
Wöhrle in Konstanz) historisch zu 
begreifen. 

Hinter meiner Schaufel, 

Hinter meinem Acker, 

Hinter allem, was ich sehe, 
Liegt das dunkle Gewässer. 
Man muß sich diese Verse mit 
leiser Stimme gesprodien denken, 
mit unterdrüwter Empfindung, 
so daß jedes Wort seinen Stim¬ 
mungswert gewissermaßen in der 
Zusammenballung offenbart. Sol¬ 
che Einstellung ist aber, und das 


muß b4i den sdiwächeren 
dichten Bodmans eingestanden w 
den, so gefährlich wie die Ueb 
Wertung der Form. Bei Bodm 
wird manchmal bloße Emptindu 
an Stelle der dichterischen Ges 
tung gesetzt. 

Ich saß am Rande der Une 
lichkeit 

Und sah die dunklen Wellen leiB 
beben. " 

Mir war: mein Herz versank vor 
langer Zeit. 

Idi führte wie der Fels ein 
sttunmes Leben. 

Und eine Ruhe lagerte umher, 

ln der immerklich alles sidi be¬ 
wegte. 

Mit jedem Tage spürte ich es 
mehr. 

Wie Kälte sich auf meine Seele 
legte. 

Der Novellenband „Das hohe 
Seil“ geht den Weg der schwei¬ 
zerischen Erzähler in Genremalerei 
weiter. Am vollendetsten sind: 
„Vaters Löffel“ mit seiner Schilde¬ 
rung der vier alternden Jungfrauen, 
„Herr Neff und sein Hund“ und 
„Die Sergeantin“, in denen ver- 
sdirullte EigenbrMler mit liebens¬ 
würdiger Hingabe geschildert sind. 
Die Steigerimg ins Skurrile und 
fast Schauerliäe in „Beichtvater^* 
ist nicht ganz erfüllt, aber der 
Versuch (es handelt sich um einen 
niemals zur Sühne kommenden 
Mord in einem gemächlich spießigen 
Milieu), die schwebende Stimmung 
zwischen Tragik und Burleske, zwf 
sehen Nüchternheit und Schredeen 
zu schildern, ist ein künstlerisch 
interessantes Unterfangen. 

Man merkt in den ^ Novellen 
ebenso wie in den Gedichten die 
Frömmigkeit des künst- 
lerischen Willens. Die 
Maße sind nicht groß, aber der 
Klang ist rein. — Die noch aus¬ 
stehenden Bände der bisher ver¬ 
öffentlichten und unveröffentlidien 
Werke des heute fünfzigjährigen 
und doch schon fast historisch zu 
wertenden Dichters werden das 
Gesamtbild abrunden. 

K,0. 
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